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„. . Ver die Dokumente über den Kriegs- 

Preis in Pappband M. 20.— ine a neuen geram a e 

; = bete en Gro chte, die onflikt 

Ganzleinen M. 25. geraten sind, durchgelesen hat, wird in den 

Halbleder M. 30.— offiziellen Schriftstücken immer wieder Spu- 

ren entdecken, daß mit wenigen Ausnahmen 

die verantwortlichen Staatsmänner die Pflicht 

in sich fühlten und auch zum Ausdruck 

brachten, den Krieg, wenn möglich, doch zu 

vermeiden. In den vorliegenden Dokumenten, 

die den Eintritt der genannten Staaten in 

den Krieg enthalten, wird man vergebens 

nach derartigen Sentimentalitäten suchen. 

Nachdem zwischen den Großmächten der 

Konflikt offen ausgebrochen war, scheint jede 

Scheu vor dem Kriege an sich geschwunden 

zu sein, und wir sehen, wie in den Verhand- 

lungen zwischen Rußiand und der Türkei, 

Bulgarien, Rumänien und Italien nur rein 

ınaterielle Gesichtspunkte die Politik be- 

herrschen. Ungeschickt und brutal tritt der 

Krieg als Gesc in Erscheinung. Der ganze 

hier vorliegende diplomatische Schriftwechsel 

charakterisiert sich als ein Feilschen der rus- 

sichen Regierung mit den Regierungen der 

Länder, die es in den Krieg an seiner Seite 
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unter Bezuanahme vorliegenden Dokumente, wie man Monate 

di f ige die Buci hindurch angesichts der Verheerungen des 
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Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und 
Geschichte m. b. H., Beriin W 8, Wilhelmstr. 66 


Rußlands Außenpolitik 
und außenpolitische Lage. 


Von Otto Hoetzsch. 


Gleichzeitig mit jener Resolution zum Parteistreit und 
der Erklärung der Opposition dazu (siehe den Monatsbericht 
in diesem Heft) veröffentlichte das Plenum der Zentral- 
kommission und der Zentralkontrollkommission der bolsche- 
wistischen Partei eine Entschließung zur internationalen 
Lage (Iswestija 10. 8.). Sie enthielt die bekannten Betrachtungen 
über die chinesische Revolution, die Angriffsgefahr von England 
her und dergleichen. Bemerkenswert war darin aber der Satz: 
„Um die Grundlagen des Sowjetstaates zu konsolidieren, muß 
die Sowjetregierung mit den kapitalistischen Mächten engere 
Beziehungen aufrecht erhalten.“ Deutlicher kann die Zwie- 
spältigkeit zwischen kommunistischer Theorie und realpolitischer 
Praxis und damit zugleich die ganze Schwierigkeit der Position 
Stalins in der Durchführung des Kompromisses, zu dem er wohl 
oder sicherlich entschlossen ist, nicht bezeichnet werden. Auch 
der Zusammenhang zwischen innerer und äußerer Politik in 
Rußland, wie. er jetzt geworden ist, wird daran ganz klar. 

Es ist ferner begreiflich genug, daß sich der Leitung Ruß- 
lands in bezug auf die Außenpolitik eine gewisse Nervosität 
bemächtigt hat. Denn deren Lage ist in den letzten Monaten 
keineswegs besser geworden. Gewissen Erfolgen (Persien) stehen 
wachsende Schwierigkeiten- und die zunehmende Isolierung 
gegenüber. 


I 


In den offiziellen Beziehungen oder besser Nichtbeziehungen 
zuEngland ist keine Änderung eingetreten. Die letzten zwei 
Monate haben von keiner der beiden Seiten eine Verschärfung, 
(abgesehen etwa von dem auffälligen Auftreten der englischen 
Diplomatie gegen den russisch-lettischen Handelsvertrag), aber 
auch keine Möglichkeit der Wiederannäherung echradıt Es 
ist schwer, eine wirkliche Schädigung in wirtschaftlicher Be- 
ziehung, die der Bruch Rußland gebracht habe, zu präzisieren, 
und andererseits steht fest, daß die Handelsbeziehungen 
zwischen Rußland und England nach dem Bruch sich 
doch nicht wesentlich verschlechtert haben. Die Vergleichszahlen 
des englisch-russischen Handels zwischen August 1926 und 1927 
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ergeben nach englischer Ger (Daily Expreft 4. 10.) eine Steige- 
rung im August 1927 in der Ausfuhr aus Rußland nach England 
auf 302000 Pfund, eine Verminderung in der Ausfuhr aus Eng- 
land nach Rußland auf 95 000 Pfund. Die russische Ausfuhr na 

England, die für Rußlands Getreideexport so wichtig ist, hätte 
also trotz des Abbruches der Beziehungen zugenommen. Das wird 
auch durch den genossenschaftlichen Geschäftsverkehr bestätigt, 
der durch den Bruch nicht nachhaltig berührt wurde und in dem 
die Kredite im alten Umfang nach wie vor eingeräumt werden. 

Die nichtoffiziellen politischen Beziehungen sind dadurch 
verschärft worden, daß der Kongreß der englischen Gewerk- 
schaften in Edinburgh am 6. September das Band zwischen 
den englischen und russischen Gewerkschaften zerrissen hat. 
Wie erinnerlich, hatte sich das bereits im Streit um das anglo- 
russische Komitee der Gewerkschaften vorbereitet und war 
an sich keine Überraschung. Nicht in gleicher Schärfe, aber in 

leicher Richtung sind dann auch die Erklärungen auf dem 

ongreß der Labour-Party in der ersten Oktoberwoche in 
Blackpool gegangen. Diese Beschlüsse sind ja ein Teil der Vor- 
bereitung für die Parlamentswahlen im nächsten Jahr. Weder 
die englische Arbeiterpartei noch die Gewerkschaften wollen den 
Vorwurf riskieren, dal sie mit den Bolschewisten in Verbindung 
seien. Aber zugleich bedeuten diese Beschlüsse und Stimmungen 
auch eine Wandlung im Innern der englischen Arbeiterbewegung 
selbst, die die in ihr vorhandenen, nach Moskau schauende Links- 
bewegung damit überwindet und zurückschiebt. Für Rußland 
ist das jedenfalls ein Verlust und eine Niederlage, so wenig das 
am Stande der englisch- russischen Beziehungen, wie wir ihn 
kennzeichneten, etwas ändert. 

Nur registrierend verzeichnen wir einen groſten Artikel der 
Iswestija (30. September) über „Indien als Aufmarschgebiet 
des englischen Imperialismus im Kampf mit der Sowjetunion“, 
der den russisch-englischen Konflikt als unvermeidlich bezeichnet, 
und die englische Politik in der Rüstung darauf in Indien im 
einzelnen behandelt, — eine Politik, die nach Ansicht dieses 
Artikels Erfolge für England erzielt hat. 


II. 


Die Beziehungen zu Italien haben kein neues Moment 
55 Der stellvertretende Handelskommissar der Ukraine 
at nach einer längeren Reise in Europa mitgeteilt, daß die 
italienische Regierung eine Garantie für einen Kredit von 
200 Millionen Lire für das italienische Ruſtlandgeschäft über- 
nommen habe. Daß trotz der geschilderten Lage der englisch- 
russischen Wirtschaftsbeziehungen Rußland sich auf das äußerste 
bemüht, in anderen Ländern seine Geschäftsbeziehungen zu 
fördern, ist ja bekannt. 
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Aber wesentlicher als dies ist der Konflikt mit Frank- 
reich, der seit Anfang September sich immer mehr verschärfend 
hingezogen hat. Seinen Ausgang hat er genommen von jener Er- 
klärung der Opposition vom 8. August (siehe den Monatsbericht). 
Dort sind die Stellen aus der Erklärung der Opposition vom 
8. August mitgeteilt, die Rakowski mit unterschrieben hat und 
die die französische Regierung beanstandet, und die hier wieder- 
holt seien: „Alle ehrlichen Proletarier der kapitalistischen 
Staaten haben die Pflicht, an der Überwindung ihrer Regierungen 
aktiv mitzuwirken; alle ausländischen Soldaten, die nicht die 
Sklavenhalter ihrer eigenen Länder unterstützen wollen, sind 
verpflichtet, in die Reihen der Roten Armee überzugehen, denn 
die Union der sozialistischen Sowjetrepubliken ist das Vaterland 
der Arbeiter.“ Das französische Außenministerium hat sofort 
durch seinen Botschafter in Moskau dagegen protestiert, daß der 
Chef einer diplomatischen Mission bei der an zösischen Regierung 
in dieser Weise weltrevolutionäre Propaganda treibe. Tschi- 
tscherin hat darauf hin etwas ausgesprochen, was das französische 
Außenministerium als eine Desavouierung, eine Mißbilligung 
dieser Äuflerung aufgefaßt hat (offiziöse französische Darstellung 
J. 9.). Aber das genügte der vom Matin und auch vom Figaro 

eführten französischen Rechtspresse nicht, die sofort einen 
Feldzug auf Abberufung des Botschafters eröffnete; auch der 
Temps (3. 9.) schloß sich dem an und gab der Frage eine besondere 
Schärfe. 

Daran hat sih nun eine wochenlang hinziehende, höchst 
merkwürdige Auseinandersetzung zwischen Frankreih und 
Rußland geschlossen, in der auf der französischen Seite die 
Rücksicht auf die Wahlen und der Gegensatz gegen den franzö- 
sischen Kommunismus sehr deutlich wurden, auf der russischen 
Seite die Sorge, daß dem Abbruch der Beziehungen mit England 
auch der mit Frankreich folgen würde. Während Briand England 
gegenüber an seinem schon beim englisch-russischen Abbruch 
ausgesprochenen Standpunkt festhielt, daß Frankreich durchaus 
unabhängig und selbständig von England in der Gestaltun 
seiner Beziehungen zu Rußland bleibe und den offenen Bru 
mit Rußland vermeiden wollte, war hinter der französischen 
Rechtskampagne zugleich auch der Einfluß der Petroleum- 
interessenten erkennbar, genauer gesagt, Sir Henry Deterdings. 
der die Royal-Dutch-Gruppe führt. Man würde diesen französisch- 
russischen Streit nicht vol ständig beurteilen, wenn man nicht im 
Auge hielte, daß in ihm auch der große weltumspannende Gegen- 
satz der beiden Gruppen um das russische Petroleum mitspielt, 
wobei übrigens die Erinnerung an die Konferenz von Genua 1922 
und den gleichen Zusammenhang aufsteigt. Auf der russischen 
Seite wiederum sah man natürlich die Gefahr eines Bruches mit 
Frankreich, war und ist aber an einer geschickten und entgegen- 
kommenden Haltung gehindert wegen des Zusammenhanges mit 
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dem inneren Streit (Rakowski ist Mitglied der Opposition und 
auch sachlich spielt das- herein). So versuchte man, den russischen 
Standpunkt zu verstärken, indem in diese Auseinandersetzung 
die Frage der französisch- russischen Shuldenregelung 
mit hereingezogen wurde. 

Rakowski hat zwei Jahre lang die Interessen seines Staates 

in Paris geschickt vertreten und sich eine bedeutende Position 
geschaffen, konnte aber doch mit dem größten Geschick nicht 
aus der Welt schaffen, daß diese doppelte Buchführung eben 
nicht möglich ist: auf der einen Seite als Botschafter den fried- 
lichen Beziehungen mit einem anderen Lande zu dienen und auf 
der anderen als Mitglied der Internationale sich zu Aufrufen zu 
bekennen, wie der in Rede stehende. Man kann noch so dialek- 
tisch geschickt beweisen, daß es sich da nur um theoretische 
Möglichkeiten handele und niemals um die eines Krieges mit 
Frankreih. Jene Aufforderung an die Soldaten der fremden 
Armee, in einem Kriege zur 1 Armee überzulaufen, ist 
eben mit friedlichen Beziehungen Ruſtlands zum Auslande und 
der Arbeit seines Botschafters nicht verträglich. Das ist der über 
die französisch-russischen Beziehungen hinausgehende, Europa 
im ganzen interessierende, prinzipielle Teil dieses Kampfes. 
Man kann auch nicht sagen. dan eine solche Stellungnahme eine 
durchaus zulässige private parteipolitishe Betätigung sei, die 
keinem Staatsmann verübelt werden dürfe. 
Am 15. September gab Litwinow eine Erklärung an die 
Presse über diesen Kam F ab, die feststellte, daß der Zwischenfall 
an sich durch die Erklärungen Tschitscherins und Rakowskis 
erledigt sei und Briand durch diese Erklärungen befriedigt sei. 
Weiter teilte Litwinow mit, daß Rußland bereit sei, mit Frank- 
reich über einen Nihteinmischungspakt zu verhandeln 
und zog er nun die Schulden frage herein. 

Es wurde von ihm der Umriß einer immerhin möglichen 
Einigung Frankreichs und Rußfllands über diese Frage von größter 
. gezeichnet: Rußland bietet 61 Jahreszahlungen von 
je 60 Millionen Goldfranken, was !/, der Vorkriegszinsen ent- 
sprechen würde und für Frankreich kein schlechtes Geschäft 
wäre. Gleichzeitig werden den französischen Industriellen 
Bestellungen im Betrage von 600 Millionen Goldfranken in Aus- 
sicht gestellt. Dafür wurde von Frankreich ein Kredit an Ruß- 
land auf 6 Jahre im Betrage von im ganzen 120 Millionen Dollar 
verlangt. 

Am 17. September beschäftigte sich der französische Minister- 
rat mit der Frage, bei der außerdem noch der russische Vorschlag 
eines Nichtangriffspaktes mit Frankreich vorlag. Der 
Vorschlag des Nichteinmischungspaktes wurde nicht beantwortet. 
da die Sowjetregierung schon am 29. Oktober 1924 diese Ver- 
pflichtung „ iibernommen hatte. Dagegen wurde 

Briand beauftragt, die Verhandlungen über den Nichtangriffs- 
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akt fortzusetzen, aber „préalablement“ im Einverständnis mit 
Frankreichz östlichen Verbündeten, also Polen und Rumänien. 
Litwinows Darstellung, als wenn schon eine Einigung in der 
Schuldenfrage erzielt sei, wurde von französischer Seite wider- 
sprochen, worauf die russische Botschaft in Paris eine Note vom 
21. September veröffentlichte mit der Behauptung, daf eine 
Einigung erzielt sei, und mit einem weiteren Entgegenkommen 
und Vorschlag an die französische Regierung in der folgenden 
Weise herantrat (wegen der prinzipiellen Bedeutung dessen, 
wozu Rußland bereit ist, ist die wörtliche Mitteilung notwendig): 


„1. Die russische Regierung ist bereit, als Quote für die Regelung der 
russischen Vorkriegsanleihen in Frankreich zu zahlen: 41 Annuitäten von 
je 60 Millionen Goldfranken; ferner 10 Annuitäten von je 60 Millionen 
Goldfranken für die rückständigen Zinsen und als Kompensation für die 
seit Unterbrechung des Schuldendienstes nicht geleisteten Zahlungen; ferner 
t0 Annuitäten von je 60 Millonen Goldfranken als weitere Bonifikation. 

2. Dieses Abkommen soll revidiert werden, falls die Sowjetregierung 
den anderen Gläubigerstaaten in der Frage der russischen Vorkriegs- 
anleihen eine N Behandlung als die gewähren würde, die den 
französischen Gläubigern zuteil werde. In diesem Falle würde das vor- 
liegende Abkommen derart abgeändert werden, dafl die französischen 
Staatsangehörigen eine vollkommen gleidie Behandlung wie die anderer 
Staaten erhielten. 

Was die von Rußland gewünsditen Kredite betrifft, so sollen in Frank- 
reich industrielle und Handelskredite eröffnet werden, die für die Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Frankreich und Sowjet- 
rußland unter folgenden Bedingungen bestimmt sind. Der Gesamtbetrag dieser 
Kredite wird auf 120 Millionen Dollar festgesetzt. Sie sollen in jährlichen 
Zahlungen von je 20 Millionen Dollar geleistet werden, und zwar während 
eines Zeitraumes von sechs Jahren. Die Kredite sind ausschlieflich bestimmt 
für Aufträge, die der französischen Industrie erteilt werden, oder für 
Käufe, die in französischen Häusern getätigt werden; u. a. für Kolonial- 
produkte, und zwar im Verhältnis von zwei Dritteln für die Aufträge und 
einem Drittel für die Ankäufe. 

Die Sowjetregierung verpflichtet sich, provisorisch in einer Frist von 
sechs Monaten vom Tage der Überreichung dieser Vorschläge an in einer 
französischen Bank die Summe von 30 Millionen Goldfranken zu hinter- 
legen, die die Hälfte der ersten Annuität darstellen, die für die Zahlung 
an die französischen Inhaber russischer Vorkriegsanleihen bestimmt ist.“ 


Mit diesem Gegenstoß wandte sich Rakowski über die 
Regierung hinweg direkt an die Rentner und das französische 
Publikum. denen er diese Aussichten eröffnete, wodurch die 
imung auf der französischen Seite nun wiederum verschärft 
wurde. 

Am 2. Oktober wurde der französische Botschafter in Moskau 
beauftragt, auf die shwierige Lage aufmerksam zu machen, in 
der die französisch-russischen Verhandlungen wären, wenn 
Rakowski weiter in Paris bliebe. Das war eine höfliche Anregung 
der Abberufung oder Beurlaubung des französischen Botschafters 
Der Schritt erfolgte unter der ununterbrochenen und immer 
heftiger werdenden Kampagne der französischen Rechtspresse, 
die entweder Briand treffen wollte ohne Rücksicht auf die 
Beziehungen zu Rußland oder die russischen Beziehungen zum 
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Bruch treiben wollte ohne Rücksicht auf die Politik Briands. Man 
konnte das an der Pariser Linkspresse wie „Oeuvre“ oder 
„Volonté“ ganz deutlich verfolgen. Die französische een 
wünschte den Abbruc der Beziehungen nicht, verlangte desha 
die Abberufung Rakowskis auch nicht, sondern erklärte nur, daß 
dessen Stellung in Paris den Verhandlungen zwischen Rußland 
und Frankreich nicht günstig sei. 


Man kann nicht sagen, daß die russische Diplomatie, also 
Tschitscherin, darauf sehr geschickt a ee ae sei. Dem Pariser 
„Soir“ (6. 10.) gab er ein Interview, das sehr scharf sagte: Die 
Sowjetregierung hat niemals ihre Zustimmung zur Abberufung 

egeben. Er, Tschitscherin, sei in allen Fragen, die Rakowskis 
Tätigkeit in Paris betreffen, mit ihm vollkommen solidarisch. Es 
sei ein sehr ernster politischer Schritt, die Abberufung des Bot- 
schafters formell zu veranlassen, was der öffentlichen Meinung 
in Rußland als unfreundliche Haltung Frankreichs erscheinen 
könne. Das Interview teilte mit, daß Frankreich zweimal Schritte 
in der Frage in Moskau unternommen hatte, die als Wunsch nach 
Abberufung aufgefaſtt werden konnten und daf Rußland 
Rakowski nicht abberufen wolle. Die Schuld für den formellen 
Abbruch aber suchte Tschitscherin der französischen Politik zuzu- 
schieben. Das französische Außenministerium hat darauf am 
8. Oktober die drei den Fall Rokowski betreffenden Dokumente 
veröffentlicht, die hier auch mitgeteilt seien: 


Übergabe folgender Note durch Herbette an Litwinow am 1. Oktober: 


„Der französische Ministerrat hält zwar an der Ansicht fest, daß die 
Frage der Beziehungen zwischen Frankreich und der Sowjetunion in keiner 
Weise mit einer Personenfrage verbunden werden kann, aber er erkennt 
einmütig die Notwendigkeit an, im Interesse der laufenden wirtschaftlichen 
und politischen Verhandlungen von der Sowjetregierung die Abberufung 
ihres derzeitigen Botschafters in Paris zu verlangen. Ich bin also beauf- 
tragt, in dringlicher Weise darauf zu bestehen, dafl dem Wunsche der 
französischen Regierung unverzüglich entsprodien wird. Idi halte es für 
meine Pflicht, Ihre Aufmerksamkeit auf die Tatsache zu lenken, daß die 
französische Regierung, soweit es von ihr abhängen wird, an der Trennung 
zwischen dem persönlichen Fall Rakowski und der Frage der Beziehungen 
beider Länder festhalten wird. Die Ablösung Rakowskis kann der 
Förderung der Beziehungen zwischen beiden Ländern nur dienlich sein.“ 


Der Direktor des Volkskommissariats für Auswärtige Angelegenheiten 
Karachan übergab darauf am 4. Oktober Herbette ein Schreiben Tschi- 
tscherins, in dem es hief: 


„Der stellvertretende Volkskommissar für Auswärtige Angelegenheiten, 
Litwinow, hat der Sowjetregierung den Inhalt Ihrer mündlichen Erklärung 
vom 1. Oktober mitgeteilt. Die Sowjetregierung ist der Ansicht, daß diese 
Erklärung eine außerordentlich ernste Frage hinsichtlich der Beziehungen 
beider Länder zueinander aufwirft. Das Verlangen nach Abberufung 
Rakowskis ist der Sowjetregierung wenig erwünscht; es ist im Hinblick auf 
die dank der Tätigkeit Rakowskis in der Frage der Regelung der Schulden 
bereits erzielten Erfolge so unerklärlih und für die Gesamtheit der 
Besprechungen zwischen den beiden Regierungen sowohl über die Schulden- 
und Kreditfrage als auch über andere wichtige Fragen so gefährlich, daf 
ih im Namen meiner Regierung Sie bitte, ein schriftliches Expose des 


or 


— 


Beschlusses des französischen Ministerrats und der Gründe, die ihn zu 
dieser Entscheidung bestimmt haben, abzufassen.“ 


Auf Grund dieser Mitteilung wurde Herbette beauftragt, an den Volks- 
kommissar Tschitscherin folgendes Schreiben vom 7. Oktober zu richten: 


„Die Tatsache, daß Rakowski am 8. August eine Erklärung unterzeichnet 
hat, derzufolge im Falle eines Krieges mit der Sowjetunion die Proletarier 
der kapitalistischen Länder an der Niederlage ihrer Regierungen mitarbeiten 
und die ausländischen Soldaten auf die Seite der Roten Armee übergehen 
müssen, stellte eine flagrante Verletzung der Verpflichtungen auf Nicht- 
einmischung in die inneren Angelegenheiten Frankreichs dar, die die 
Sowjetregierung am 9. Oktober 1924 gelegentlich ihrer Anerkennung durch 
die französische Regierung eingegangen ist. Diese Erklärung löste in 
Frankreih eine sehr lebhafte und berechtigte Erregung aus, und die 
französische Botschaft in Moskau ist alsbald aufgefordert worden, eine 
Desavouierung dieser Doktrin durchzusetzen. Auf Grund des- Schrittes 
der französischen Botschaft hat die Sowjetregierung auch am 9. August 
die geforderte Desavouierung gegeben. Seit dieser Zeit glaubte die 
französische Regierung Grund zu der Annahme zu haben, daß die Sowjet- 
regierung die natürlichen Folgerungen aus dieser Desavouierung ziehen 
würde dadurch, daß sie ihren Vertreter in Paris abberiefe, dessen moralische 
Autorität von nun ab sehr vermindert war. 


Inzwischen ist Rakowski ein zweites Mal aus der Reserve heraus- 
getreten, die ihm sein Amt zur Pflicht macht dadurch, daß er an die Presse 
über die Regelung der russischen Schulden bei Frankreich ungehörige 
Mitteilungen ergehen ließ zu dem offenbaren Zweck, private Interessenten 
in Gegensatz zu der französischen Regierung zu bringen. Diese Erklärungen, 
die ein formelles Dementi erheischten, haben zwischen der französischen 
Regierung und der Sowjetbotschaft in Paris eine Polemik ausgelöst, die 
nicht dazu beitragen konnte, Rakowski weiter als die Persönlichkeit anzu- 
sehen, die qualifiziert erschien, die wichtigen zwischen beiden Ländern 
schwebenden Angelegenheiten zu einem guten Ende zu führen. 


Unter diesen Umständen kam die französische Regierung zu der Auf- 
fassung, dafl sie im Interesse beider Regierungen und des Erfolges ihrer 
Verhandlungen nicht zulassen könne, daß Rakowski sein Amt in Paris 
beibehalte. Aus Höflichkeit aber, und um die Aufgabe der Sowjetregierung 
zu erleichtern, hat die französische Regierung dieser die Initiative und die 
Wahl der Form der Ablösung ihres Botschafters und seiner Ersetzung 
durch eine Persönlichkeit, deren Ansehen nicht beeinträchtigt ist, überlassen. 
Die Sowjetregierung hat sich diesem Vorgehen nicht anschließen zu können 
geglaubt. 

Die französische Regierung erneuert daher durch dieses Schreiben die 
bereits mündlich am 1. Oktober zum Ausdruck gebrachte Forderung auf 
Abberufung Rakowskis. Die französische 9 legt Wert darauf, 
neuerlich zu betonen, daf die Frage eines Abbruchs der Beziehungen 
zwischen beiden Ländern in keinem Augenblick gestellt war. Der Fall 
Rakowski ist und bleibt eine Personenfrage, und die Regelung dieser Frage 
hat nur den Zweck, den Erfolg der politischen und wirtschaftlichen Ver- 
handlungen zu ermöglichen, die nur in einer Atmosphäre gegenseitigen 
Vertrauens zwischen dem Vertreter der Sowjets und der französischen 
Regierung zu einem guten Ende geführt werden können.“ 


Frankreich wünschte die Abberufung, weil Rakowski die 
bekannte Unterschrift gegeben hat, weil er die Desavouierung 
zweideutig ausgelegt hat und weil er die letzten russischen Vor- 
schläge in der Schuldenfrage ohne Zustimmung der französischen 
i egierung an die französische Bevölkerung und Presse gegeben 

at. 


7 


In dieser Lage kam am 9. Oktober der Besuh Chamber- 
lains in Paris, an dem auch der polnische Außenminister 
Zaleski teilnahm. In dieser Unterredung ist selbstverständlich 
der ganze Zusammenhang besprochen worden. Dabei hat Polen 
einen Bruch zwischen Frankreich und Rußland für sehr uner- 
wünscht erklärt und Briand die Selbständigkeit der französischen 
Politik gegenüber England in der russischen Politik betont. In 
der Haltung Frankreichs gehen gegeneinander die Tendenzen 


gegen den Kommunismus und für eine französisch-polnisch- 
russische Verständigung, für die ja die russischen Anregungen 
eines Garantiepaktes eine Brücke wären. 


Am 13. berief darauf die Sowjetregierung Rakowski ab; sie 
teilte das Herbette mit folgender Note mit: 


„Das Volkskommissariat für Auswärtige Angelegenheiten hat die 
Sowjetregierung von Ihrer Note vom 7. Oktober in Kenntnis gesetzt und 
beehrt sich, gemäß der von ihr getroffenen Entscheidung Ihnen nach- 
stehendes mitzuteilen: 

Die Sowjetregierung stellt nicht in Abrede, daf die französische Re- 
gierung berechtigt ist, die Abberufung des Vertreters eines Auslandsstautes 
zu verlangen, doch glaubt sie, daß eine derartige Forderung, insbesondere, 
wenn sie einen Botschafter betrifft, der im Laufe von zwei Jahren im 
Interesse beider Staaten Verhandlungen von allergrößter Bedeutung, die 
überaus wesentliche Ergebnisse hatten, erfolgreich führte, erust begründet 
sein muß. Die Sowjetregierung muß jedoch erklären, daf sie sich mit den 
in Ihrer Note dargelegten Gründen nicht einverstanden erklären kann. 

Der in Ihrer Note angeführte Vorfall der Unterzeichnung der in Moskau 
im Rahmen einer innerparteilihen Diskussion vereinbarten Deklaration 
vom 9. e durch Rakowski war Gegenstand eines Verbalnotenwechsels 
und von Unterredungen zwischen mir und Ihnen, nadı denen Sie, Herr 
Botschafter, mir am 4. September erklärten, daß Ihre Regierung sich durch 
die von mir abgegebenen Erklärungen als befriedigt betrachtete und daß 
der Zwischenfall für erledigt angesehen werden kann. Dies war um so 
natürlicher und begreiflicher, als Rakowski eine öffentliche Erklärung abgab, 
die sich mit meinen Erklärungen deckte und volle Einmütigkeit zwischen 
ihm und mir hinsichtlich der Verurteilung jener Beweggründe und Absichten 
ergab, die ihm irrtümlih zugeschrieben wurden und die sowohl ic 
wie er mit den Funktionen eines Botsdiafters für unvereinbar erachten. 
Wenn die französische Regierung gemäß Ihrer Erklärung, Herr Botschafter, 
sich durch die ihr damals abgegebene Erklärung als befriedigt betrachtete, 
so erscheint es ganz unverständlich, weshalb sie jetzt wiederum auf diese 
Frage zurückgreift und abermalige Genugtuung verlangt. Offenbar sieht 
die französische Regierung selbst die Unbegründetheit und Unzulänglichkeit 
der Gründe für die Abberufung des Sowjetbotschafters ein, wenn sie es 
jetzt für nötig befand, Rakowski die Veröffentlichung seines Schreibens an 
de Monzie zum Vorwurf zu machen. Zu diesem Vorfall erlaube ich mir, 
Ihnen, Herr Botschafter, und Ihrer Regierung vor allem in Erinnerung zu 
bringen, daß im Laufe der letzten Wochen und Monate ein gewisser Teil 
der französischen Presse mit Nachrichten operierte, die nur aus offiziellen 
französischen en geschöpft werden konnten, diese Nachrichten ent- 
stellte und verdrehte und Gerüchte über eine völlige Unfruchtbarkeit und 
Ergebnislosigkeit der zwischen der sowjetrussischen und der französischen 
Delegation in der Frage der Entschädigung der französischen Besitzer 
russischer Vorkriegsanleihen geführten Verhandlungen verbreitete. Diese 
Gerüchte, die den Zweck verfolgten, das Verhalten unserer Delegation bei 
den französisch-russischen Verhandlungen und die ernsten Absichten der 
Regierung der Sowjetunion hinsichtlich einer Beilegung der strittigen Fragen 


und einer Verbesserung der Beziehungen zu Frankreich zu diskreditieren, 
konnten von der Sowjetregierung nicht ignoriert werden. Dieser Umstand 
veranlaßte Rakowski, seine Mitteilung über die erzielte Verständigung und 
über die noch übrig gebliebenen Differenzen zu veröffentlichen. Erwähnt 
man noch die Tatsache, daß Rakowski seine Mitteilung mit Wissen des 
Vorsitzenden der französischen Delegation de Monzie veröffentlichte, so wird 
die Gegenstandslosigkeit des Vorwurfes der Illoyalität und Unkorrektheit, 
der Rakowski gemacht wurde, vollkommen klar. 

Indem ich und Litwinow in Unterredungen mit Ihnen, Herr Botschafter, 
die obigen Erwägungen eingehender darlegten, wiesen wir darauf hin, 
daß die Abberufung Rakowskis, dessen Bemühungen und Energie die 
französisch-russische Konferenz die von ihr erzielten Ergebnisse in großem 
Mafe verdankt, die Konferenz selbst moralisch schädigen müsse, und ob- 
jektiv nicht ohne überaus ungünstige Rückwirkungen auf ihre fernere 
Arbeit bleiben könne, weshalb es die Sowjetregierung ablehnt, auch nur im 
entferntesten Maße irgendeine Verantwortung sowohl für die Abberufung 
Rakowskis als auch die etwaigen Folgen dieser Abberufung zu übernehmen. 
Zieht man dabei in Betracht, daß die von Ihnen unternommenen Schritte 
zur Abberufung Rakowskis eingeleitet und begleitet wurden von einer 
ganz unerhörten Hetze gegen Rakowski und von unzulässigen Beleidigungen 
gegen ihn von seiten einiger französischer Presseorgane, die lediglich aus 
offiziellen Quellen informiert werden konnten, so kann von irgendeiner 
höflichen Form, in die man angeblich die Forderung nach Abberufung 
Rakowskis kleiden wollte, keine Rede sein. 

Sieht man von den in Ihrer Note angeführten und vorstehend analy- 
sierten Gründen für eine Abberufung Rakowskis, deren Haltlosigkeit klar 
ist, ab, so bleibt nur die Tatsache einer formellen Forderung der fran- 
zösischen Regierung auf Abberufung Rakowskis. Die Sow jetregierung stellt 
nicht in Abrede, daß die französische Regierung berechtigt ist zu verlangen, 
daß der Botschafter eines Auslandsstaates durch einen anderen Botschafter 
ersetzt werde. Sie kann die Tatsache einer derartigen Forderung seitens 
der französischen Regierung nicht unberücksichtgt lassen trotz der Halt- 
losigkeit der Motive, die der Sowjetregierung dargelegt wurden. Die 
Sowjetregierung sieht sich infolgedessen gezwungen, Rakowski von den 
Pflichten eines Botschafters in Frankreich zu entbinden und seinen Nach- 
folger zu ernennen, für den sie schon jetzt das Agrément der französischen 
Regierung erbittet.“ 


Rakowski verließ Paris, am 22. wurde der Nachfolger er- 
nannt: Valerian Dowgalewski, 1885 in Bjelaja Zerkow 
(Gouvernement Kiew) geboren als Sohn eines jüdischen Klein- 
kaufmanns, 1913 in Toulouse als Elektro-Ingenieur diplomiert, 
dann in Paris bei einer elektrotechnischen Firma tätig, 1917 nach 
Rußland zurückgekehrt, 1921 Volkskommissar für Post und 
Telegraphie, Gesandter in Schweden und seit Februar 1927 Bot- 
schafter in Tokio. 


Daraus, daf Frankreich sogleich das Agrément erteilte, ging 
hervor, daf die offizielle französische Politik keineswegs den 
Bruch wünschte. In russischer Ausdrucksweise: das Trio Cham- 
berlain-Churchill-Deterding hätte also nicht gesiegt. Aber wie 
nun die russisch-französischen Pourparlers tatsächlich weiter 

ehen, ist noch ebensowenig zu übersehen, wie die Rückwirkungen 
des Rakowskifalles auf die Parteiauseinandersetzung in Rußland. 
Eine Zunahme des russischen Prestiges hat der Fall gewiß nicht 
ebracht, wenn er auch so nicht in der von Moskau gefürchteten 
Veise ausging und der Faden mit Paris daran nicht abriſt. 
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Die russische Politik wollte alles vermeiden, was den Rechts- 
kreisen Frankreichs den Vorwand zum Bruch geben könnte, 
aber andererseits auch in der Frage, von der der ganze Streit den 
Ausgang nahm, nicht weiter „ So ist die 
prinzipielle Frage ungelöst und nadi wie vor ein Grund für die 
unbedingten Feinde Rufllands zu fernerer Agitation geblieben. 
Dagegen liegt die Bereitwilligkeit Rußlands, das ja nicht nur den 
Bruch nicht will, sondern im Gegenteil mit Frankreich in 
Garantiepakt und Wirtschaftsbeziehungen kommen will, vor, die 
Schuldenfrage in der gekennzeichneten Weise zu lösen. 

Diese seit Jahren behandelten Beziehungen werden durch 
den Fall Rakowski empfindlich gestört.. Sie sind außerordentlich 
wichtig. Dreht es sich doch bei Frankreich um den Staat, der der 
weitaus erste Gläubiger des zaristischen Rußlands war und würde 
damit gleich an der allerwichtigsten Stelle die Frage der Aner- 
kennung der russischen Vorkriegsschulden und ihre 
Regelung entschieden. Für Deutschland träten dann die Be- 
stimmungen des Rapallo-Vertragesin Kraft, daf Deutsch- 
land ja auf Forderungen nur verzichtete, unter der Voraus- 
setzung, daß die russische Regierung „auch ähnliche Ansprüche 
dritter Staaten nicht befriedige“. ie Frage ist jetzt in dem 
Rakowskistreit so aktuell geworden, wie nie, und interessant ist 
ihre Behandlung in der Sowjetpresse, die die Annullierung der- 
artiger Verpflichtungen Ruſtlands entsprechend dem marxistischen 
Programm in der Theorie in Übereinstimmung bringen muß mit 
der Bereitwilligkeit, die finanziellen Verpflichtungen Rußlands 
gleichwohl anzuerkennen. Da der russisch-französische Handel 
recht geringfügig ist, ist für die Beziehungen zu Frankreich das 
der weitaus wichtigste Punkt, und man muß sagen, daft hier 
praktisch die Regierung Stalin doch sehr weit entgegenkommt. 

So sonderbar und kleinlich vielerlei in dem Rakowskistreit 
erscheint, so sind in ihm doch allergrößte politische und wirt- 
schaftliche Fragen beschlossen: Die Frage der russischen Schulden 
an Frankreich, die Frage eines russisch- französischen Garantie- 
paktes und die grundsätzliche Frage der Stellung des kommu- 
nistischen Rußlands in der bekannten Verbindung mit der dritten 
Internationale zum übrigen Europa. 


III. 


Dieser Streit mit Frankreich berührte ebenso die russ is ch- 
p olnischen Beziehungen wie der Vorschlag eines russisch- 
ranzösischen Garantiepaktes. Die aus der Ermordung des 
russischen Gesandten in Warschau entstandene Spannung ist 
gelöst. Am 17. September wurde die Ernennung des neuen 
russischen Gesandten vollzogen: D. W. Bogomolow (1890 geboren, 
in Deutschland kriegsgefangen, seit 1920 im Außenministerium, 
Geschäftsträger 1922 in Wien und seit 1924 bis zum Bruch erster 
Sekretär in London). 
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Die auf Polens Antrag in Genf angenommene große Ent- 
schlieſtung, die den Angriffskrieg verurteilt, bedeutet für Polen 
auch in gewissem Sinne die Freiheit zu Paktverhandlungen mit 
Rußland. In diesen Verhandlungen, die an keiner Stelle in Jen 
Randstaaten einen wesentlichen Erfolg gebracht haben, stehen 
sich immerhin noch die alten Gedanken gegenüber: der polnische 
Standpunkt eines gemeinsamen Nichtangriffspaktes der Rand- 
staaten mit Rußland, natürlich mit polnischer Führung, und der 
russische Standpunkt, der nur Pakte mit den einzelnen Staaten 
abschlieſten will. An sich ist Polen gewillt und geneigt, mit 
Rußland zu verhandeln und die Sicherung seiner Ostgrenzen 
dadurch zu erreichen. Aber die Verhandlungen selber gehen in 
einem Schneckentempo vorwärts. l 

erhin interessant war, daß im Septemberheft der Zeit- 
schrift „Bibliothèque universelle et Revue de Genêve“ Sasonow 
unter dem Titel „Rußland und Polen“ sich auf das schärfste gegen 
die gegenwärtigen Ostgrenzen Polens aussprach und dabei Polens 
Situation sehr interessant charakterisierte: „Polen, das ein künst- 
liches Gebilde zu sein scheint, bildet jetzt einen Staat zwischen 
zwei stärkeren Nachbarn, deren jeder an ihn Forderungen hat. 
Der dritte Nachbar, Litauen, ist noch mehr als irgend ein anderer 
das Opfer des grenzenlosen polnischen Imperialismus.“ Von 
Bedeutung für die russisch-polnischen Beziehungen ist diese 
Aeuſterung natürlich nicht. 

(Der Pariser Prozeß gegen den Mörder Petljuras in seiner 
Bedeutung für die russisch-polnischen Beziehungen wird im 
nächsten Heft behandelt.) 


IV. 

Am 12. September teilte Rußland dem Völkerbund seine 
Antwort auf die Mitteilungen der Resolution über die Welt- 
wirtschaftskonferenz wie folgt mit: „Ich danke für 
Ihre Mitteilung und halte mich für verpflichtet, Ihnen zur 
Kenntnis zu bringen, daß die Regierung der USSR ihrerseits 
mit Interesse Kenntnis genommen hat von der von der Konferenz 
unternommenen Anstrengung, Richtlinien für das künftige Vor- 
gehen auf dem Gebiete des Handelsverkehrs zwischen den 
Nationen aufzustellen. Die Regierung der USSR hält jene 
Schlußfolgerungen der Konferenz, welche die Zustimmung der 
Mitglieder der Sowjetdelegation gefunden haben und die im 
Rahmen der von diesen Mitgliedern im Lauf der Arbeiten der 
Konferenz vorgebrachten Vorbehalte sich in vollständiger Über- 
einstimmung mit den Ideen befinden, von denen sich die Sowjet- 
union bei ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit leiten läßt, der gröftten 
Beachtung wert. Infolgedessen beabsichtigt die Regierung der 
Sowjetunion, die praktische Verwirklichung der oben genannten 
Beschlüsse zu begünstigen.“ 

Die Entschließung der Völkerbundsversammlung über die 
Abrüstungskonferenz und das Sicherheitskomitee nimmt auch die 
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Mitarbeit von Staaten, die nicht zum Völkerbund gehören, also 
auch Rußlands, in Aussicht. 

Im übrigen war die Erörterung der westeuropäischen Be- 
ziehungen und der Haltung Deutschlands in der Sowjetpresse 
auf den alten Ton des Mißtrauens und der Furcht vor der 
imperialistischen Einheitsfront gestimmt mit ununterbrochenen 
Hinweisen auf eine (nichtbestehende) Kriegsgefahr. 


V. 


Die chinesische Frage ist sehr stark zurückgetreten. 
Borodin hat. wie erinnerlich, China mit seinen Beratern ver- 
lassen müssen. Die Auseinandersetzungen mit der Kuomingtang- 
partei werden aufmerksam verfolgt, aber man kann sich nicht 
darüber täuschen, daß die Sache dort verloren ist. Tsang Kai 
Yek hat den Platz geräumt, aber nur, damit die beiden Richtungen 
sich wieder vereinigen könnten. Die Neubildung der Regierung 
von Nanking gehört gleichfalls in die Reihe der russischen Mif- 
erfolge. Der bisherige Auſtenminister der Hankauregierung, 
Eugen Tschen und die Witwe Sun Van Sens, Sun Tsi Lin, sind 
aid Moskau gegangen und dort begeistert begrüßt worden. 
Ihre Außerun 1 nur das bekannte Bild bestätigt und der 
Besuch ist Auch kein Trost für die Sowjetpolitik, daß in China 
das Feld verloren gegangen ist. 

Dafür ist in Persien ein Erfolg erzielt worden, indem 
dem Vertrage von 1921 am 1. Oktober 1927 ein neuer russisch- 
persischer Vertrag gefolgt ist. Es ist ein ganzes Vertragssystem, 
darin am wichtigsten der Garantie -und Nen 

Er setzt den Vertrag vom 26. 2. 1921 fort. Artikel 2: „Jede 
der vertragschließenden Seiten verpflichtet sich, sich des Angriffs 
und aller aggressiven Handlungen gegen die andere Seite zu 
enthalten oder des Einrückenlassens von kriegerischen Kräften 
in das Gebiet der anderen Seite. Falls die eine der vertrag- 
schließenden Seiten dem Angriff, sei es einer oder mehrerer dritten 
Mächte ausgesetzt ist, so verpflichtet sich die andere vertrag- 
schließende Seite Neutr ali tät während des ganzen 
Konfliktes zu bewahren, wobei die angegriffene Seite diese Neu- 
tralität niht brechen darf, ohne Rücksicht auf irgendwelche 
en taktischen oder politischen Vorteile, die ihr daraus 
‚erwachsen könnten.“ 

Artikel 3: „Jede der vertragschlieſtenden Mächte ver- 
pflichtet sich, weder taktisch noch formell an politischen Allianzen 
teilzunehmen, die gegen die Sicherheit zu Wasser oder zu Lande 
der anderen vertragschlieſtenden Seite gerichtet werden, ebenso 
wie gegen ihre Neutralität oder Souveränität. Außerdem werden 
sich beide vertragschließenden Mächte der Teilnahme an wirt- 
schaftlichem Boykott und Blockade enthalten, die durch dritte 


Mächte gegen die eine von ihnen organisiert würden.“ 
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Artikel 4 enthält den Nichtein mis diungspakt. 
Artikel 5: „Beide vertragschließenden Mächte verpflichten sich, 
Meinungsverschiedenheiten aller Art, die unter ihnen ent- 
stehen könnten und die nicht durch die gewöhnlichen diplo- 
matischen Mittel beseitigt werden könnten, auf eine friedliche 
ENG: zu regeln, wie sie im betreffenden Augenblick geboten 
erscheint.“ 


Artikel 6: Volle Handlungsfreiheit außerhalb dieser Ver- 
pflichtungen. Der Vertrag gilt auf drei Jahre. 


In einem Protokoll I erklärt Persien, keine internationale 
Verpflichtungen zu haben, die dem Vertrag widersprächen, und 
auch während seiner Dauer keine ähnliche Verpflichtungen zu 
übernehmen. Die Beilage enthält einen Noten wechsel, der dem 
zwischen Deutschland und Rußland im Berliner Vertrag nach- 

ebildet ist, und feststellt, daſt die Verpflichtungen Persiens gegen 
den Völkerbund damit nicht berührt würden. 


Überhaupt fällt die Ähnlichkeit des russisch-persischen 
Vertrages mit dem Berliner Vertrag vom 24. April 1926 
auf. Der neue Vertrag ist ganz deutlich diesem Schema nach- 
gebildet. Er geht im vierten Artikel (Nichteinmischungspakt) 
weiter, indem festgelegt wird, daß die Vertragsparteien in ihrem 
Gebiete keine Organisationen und Gruppen dulden dürfen, die 
sih den Kampf gegen die Regierung der anderen vertrag- 
schließenden Partei mit gewaltsamen Mitteln zum Ziele setzen. 
Auc verpflichten sich die beiden Seiten, die Anwerbung und 
Einführung von Truppen, Waffen und Munition für diese Zwecke 
zu verbieten. Wichtig ist, hervorzuheben, daß der Artikel 5 
zwar allgemein eine friedliche Beilegung von Streitfällen in 
Aussicht nimmt, aber durchaus ni ch t eine klare Schiedsgerichts- 
und Vergleichsklausel enthält; er enthält nur einen unzureichen- 
den Ersatz dafür. 


Neben diesem Vertrag wurde unterzeichnet eine Note über 
dieHandelsbeziehungen, nach der jährlich für 50 Millionen 
Rubel persische Waren zum Import ad Rußland freigegeben 
werden und für 45 Millionen Rubel Waren aus Rußland frei 
exportiert werden können. Das ist immerhin eine gewisse 
Durchbrechung des russischen Auſtenhandelsmonopols. Auch 
Transitbestimmungen sind darin enthalten. Ein eigentliches 
Handelsabkommen fehlt aber noch. 

Der ganze Abschluß wurde mit begreiflicher Feierlichkeit 
vollzogen und fügt sich in das schon bestehende Vertragssystem 
mit der Türkei und Afghanistan in bekannter Weise ein. Die 
Prawda (4. Oktober) charakterisierte ihn so: „Der Vertrag schafft 
die Bedingungen wirtschaftlicher Zusammenarbeit zwischen 
Persien und der Sowjetunion und gibt beiden Staaten eine 
Rückendeckung.. Damit ist Persien die Möglichkeit eines selb- 
ständigen Kurses in der Innen- und Außenpolitik garantiert, 
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während England und anderen kapitalistischen Staaten die Mög- 
lichkeit genommen wird, Persien als Aufmarschgebiet für ihre 
imperialistischen Pläne auszunutzen, welche den allgemeinen 
Frieden bedrohen. Darin liegt die internationale Bedeutung des 
nunmehr unterzeichneten Vertrages.“ Wenn auc der Vertrag 
ein russischer Erfolg ist, so hat England keinen Grund, darüber 
besonders traurig zu sein. Zwischen England und Rußland bildet 
sich immer stärker eine Kette von selbständigen Staaten aus 
Türkei, Afghanistan, Persien, die dadurch: das englisch-russische 
Verhältnis erleichtert, weil sie da Reibungen unmöglich macht. 
Beide Staaten sind ja zu einer aktiven oder gar erobernden Politik 
an dieser Stelle Asiens gar nicht in der Lage. Für die Gesamt- 
position Rußlands heute in der Welt bedeutet dieser neue Vertrag 
mit Persien nicht allzuviel. 


VI. 


Die Protestwelle gegen Amerika aus Anla der Hin- 
richtung von Sacco und Vanzetti schlug natürlich auch nach Ruß- 
land hinein, ist aber rasch verebbt. Wichtiger für Rußland ist 
das, was zwischen England, Amerika und Japan vorgeht. 

Das Fiasko der 5 s konferenz in Genf 
wurde ernsthaft und mit unverhohlener Genugtuung verfolgt. Man 
erkennt den Rif in den englisch- amerikanischen Beziehungen, 
die Folgen für die Position Japans, und sieht schon eine neue 
Aufstellung auf dem Schachbrett im fernen Osten, eine Möglich- 
keit für sich, mit Nordamerika namentlich in engere Beziehung 
zu kommen. Dafür wird der große Petroleumstreit be- 
sonders wichtig genommen. Das Volkskommissariat der Finan- 
zen hat eine statistisch-politische Denkschrift gemacht, die den 
Standpunkt des e Naphtha-Syndikats präzisiert: es 
möchte keinen Kampf, aber es sei stark genug, einen solchen 
Kampf aufzunehmen. Bei diesem Kampf zwischen der ameri- 
kanischen und der englisch-holländischen Gruppe dreht es sich 
um den Absatz nach dem nahen und nach dem fernen Osten, und 
ein gewisser Aktivposten der russischen Außenpolitik liegt in 
diesen Beziehungen zweifellos. 

Daran knüpfen sich Hoffnungen, zu den Vereinigten Staaten 
die Beziehungen wirtschaftlich wenigstens mehr auszu- 
bauen. Mancherlei Anzeichen für wachsende amerikanisch- 
russische Wirtschaftsbeziehungen sind auch vorhanden. Auch 
die Handelskredite, die von amerikanischer Seite eingeräumt 
werden, haben nicht unbeträchtlichen Umfang genommen. Da- 

egen sind Gerüchte über Anlagen amerikanischer Gelder in 
ußland übertrieben und tendenziös. Die Hauptsache bleibt 
davon nach wie vor das Vertragssystem Harrimans, über dessen 
wirtschaftliche Effekte die Meinungen noch nicht geklärt sind. 
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VII. 


Der Gesamtüberblick ergibt keine besonders günstige Lage 
der russischen Außenpolitik. Die Position im fernen Osten ist 
verloren. Die Position im nahen Osten nützt wenig oder nichts. 
Mit England lebt man in Feindschaft. Mit den Randstaaten gehen 
die Beziehungen positiv nicht voran. Mit Frankreich erlebte man 
den Rakowski-Streit. Amerika hält sich zurück. So bleibt nur 
die Verbindung mit Deutschland. 

Den Machthabern im Kreml wird diese mindestens unbehag- 
liche Situation klar und aus allen Gründen unbequem sein. Wie 
schon erwähnt, ist wohl auch Stalin im Innern entschlossen, einen 
Kompromiß herbeizuführen, der Rußland und seinem Regime 
unbedingt notwendig ist und sich eben in den zwei Richtungen 
des Nichteinmischungspaktes und des Schuldenarrangements 
bewegen müßte. Die Bereitwilligkeit zu Zugeständnissen ist 
auf letzterem Gebiet größer als auf ersterem, wo naturgemäß 
die Schwierigkeiten von innen heraus, aus der Opposition und 
überhaupt der Gesamteinstellung der Anhänger, außerordentlich 
groß sind. 

Das Sowjetregime ist keineswegs bereit, vor Europa zu 
kapitulieren, und es glaubt das Tempo so langsam nehmen zu 
können, wie es das tatsächlich tut. Auch ist ohne weiteres klar, 
wie schwierig es für die Moskauer Regierung sein muß, auf die 
weltrevolutionäre Ideologie und Agitation zu verzichten. Im 
Kampf gegen die Opposition, die immer entschiedener auftritt 
und radikaler wird, kann sie sich nur durch Treue gegen die 
Prinzipien halten. Wenn eine Kombination überhaupt vorstell- 
bar ist, so ist es wohl die, daß Stalin schwerlich in diesen Ausein- 
andersetzungen der Außenpolitik weitergehen wird, ehe er im 
Dezember die Opposition niedergeworfen hat. Dazu wird er 
wohl auch hoffen, daß vielleicht eine Wendung in der inneren 
Politik Englands ihm behilflich sein würde. Ist das so; dann ist 
für konstruktive Ideen, wie man sie Tschitscherin wohl zuschreibt, 
überhaupt keine Möglichkeit, und bleibt die außenpolitische Lage 
Rußlands in der gegenwärtigen Stagnation, droht sie vielmehr, 
mehr und mehr zu einer schließlich kritischen und gefährlichen 
Isolierung zu werden. 


Abgeschlossen am 27. Oktober 1927. 


Die innerpolitische Entwicklung in Polen 
seit dem Staatsstreich Pilsudskis. 
Von Dr. Paul Roth. 


Die hervorstechendsten Züge der innerpolitischen Entwick- 
lung in Polen seit dem Staatsstreich Pilsudskis vom Mai v. J. 
sind der NiedergangdesParlamentarismus und die 
Zersetzung der polnischen Parteien. Um verständ- 
lich zu machen, inwieweit eine verhältnismäßig so rasche Ent- 
wicklung möglich war, deren Bedingungen und Voraussetzungen 
natürlich weiter zurückliegen, scheint es angezeigt, zuvor auf 
einige allgemeine Fragen kurz einzugehen, die hierbei eine wich- 
tige Rolle spielen, nämlich die Entstehung des polnischen Staates, 
das polnische Parteiwesen und die Minderheiten in Polen. 


Die Entstehung des polnischen Staates ist, 
soweit polnische Faktoren in Frage kommen, nicht durch einen 
einheitlichen, einem Ziel zustrebenden Willen der Nation erfolgt, 
sondern im erbitterten Kampf widerstrebender Bewegungen 
innerhalb des Polentums selbst. Die schärfsten Gegensätze dieser 
Art, die bis heutigen Tags nachwirken und in der jüngsten Ent- 
wicklung in Polen erneut zum Ausdruck kommen, sind ver- 
körpert durch die Namen ihrer Führer Dmowski und Pilsudski. 
Dmowski war der Führer derjenigen polnischen Richtung, die 
den Zusammenschluß aller polnischen Gebiete zunächst zu einem 
autonomen Gebilde im Rahmen des russischen Reichs, späterhin 
zu einem selbständigen Staat auf der Seite der Ententemächte 
erstrebte. Diese polnische Orientierung war bewußt gegen 
Deutschland gerichtet und vertrat den Gedanken, Polen müsse, 
da Deutschland sein Hauptfeind sei, sich den Rücken durch gute 
Beziehungen zu Rußland freihalten, eine Theorie, die in diesen 
Kreisen, die unter der parteipolitischen Führung der National- 
demokratie stehen, heute noch nachwirkt. In sozialer Hin- 
sicht gehörten zu den Anhängern dieser Richtung das Bürger- 
tum, die mittlere und kleine Industrie, die Handwerker und ein 
Teil der Intelligenz. Ihr gegenüber stand, zunächst von der 
Polnischen Sozialistischen Partei geführt, diejenige Bewegung, 
die von vornherein an die Spitze ihrer Bestrebungen die Grün- 
dung eines unabhängigen polnischen Staates stellte und zur Ver- 
wirklichung dieses Ziels auch mit den Zentralmächten bis zu 
einem gewissen Grade zusammenzugehen bereit war. Als der 
Krieg zu Ende ging, war es diese zweite Richtung unter Führung 
Pilsudskis, die auf dem polnischen Boden den neuen polnischen 
Staat begründete, während Dmowski an der Spitze des polnischen 
Nationalkomitees in Paris sich vergeblich bemühte, die Rolle 
einer polnischen Regierung im Exil zu spielen. Beide Richtungen 
mußten miteinander paktieren. Pilsudski wurde zwar das pol- 
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nische Staatsoberhaupt, aber Dmowski der erste Delegierte 
Polens auf der Friedenskonferenz. Die er Gegensätze 
zwischen beiden Richtungen wirkten aber nach und äußerten sich 
zunächst in einem fortgesetzten scharfen Kampf der National- 
demokratie gegen Pilsudski, bis dieser im Jahre 1922 darauf 
verzichtete, Bei der Wahl des polnischen Staatspräsidenten zu 
kandidieren. 

Es war in dem neuen polnischen Staat nicht zu erwarten, 
daf sich alsbald ein reifes politisches Parteiwesen nach 
dem Muster westeuropäischer Staaten herausbildete. Dazu 
fehlte es an Einheitlichkeit der wirtschaftlichen, kulturellen und 
sozialen Lebensverhältnisse in den drei Teilgebieten, dazu fehlten 
für die meisten Parteien die Voraussetzungen einer geschicht- 
lichen politischen Entwicklung und dazu fehlte es schließlich auch 
an dem allgemeinen Niveau der politischen Bildung. Infolge- 
dessen beschränkten sich große Parteigruppen auf die engherzige 
Vertretung reiner Standesinteressen ohne allgemeine program- 
matische Richtlinien für die innere wie für die äußere Politik. 
Daher war auch eine klare Mehrheitsbildung und damit eine 
Stabilisierung der Regierungsverhältnisse in dem neuen pol- 
nischen Staat außerordentlich schwierig. Unter diesen Umstän- 
den erzeugte die Unfruchtbarkeit des Kampfes der Parteien 

egeneinander eine gewisse Parteiverdrossenheit und eine 
eringschätzung der parlamentarischen Arbeit, die den Boden 
für das erneute -Auftreten Pilsudskis vorbereitete. 
‚Kompliziert wurde das parlamentarische Leben des neuen 
olnischen Staates durch die Minderheitenfrage. In dem 
nde 1922 gewählten polnischen Sejm errangen die zu einem 
Wahlblock vereinigten nationalen Minderheiten zwar nicht die 
ihrer zahlenmäfiigen Stärke entsprechende Vertretung, aber 
immerhin rund ein Fünftel sämtlicher Sitze. Wäre es gelungen, 
diese Minderheiten zur Regierungsbildung heranzuziehen, so 
hätten sie in den schwankenden Mehrheitsverhältnissen den Aus- 
schlag peen und die sichere Basis einer stabilen Regierung mit 
zustande bringen können. Der neue polnische Staat verstand es 
aber nicht, die Minderheiten in dieser Weise zur positiven Mit- 
arbeit zu gewinnen. Im Gegenteil, die polnische Minderheiten- 
Be auf die hier einzugehen nicht der Ort ist, hatte zur Folge, 

aß fast jede polnische Regierung im Parlament außer den oppo- 
sitionellen polnischen Parteien noch die Opposition der Minder- 
heiten gegen sich hatte. Daf es auf diese Weise, praktisch 
gesprochen, im Sejm gewissermaßen eine ständige Oppositions- 
partei von nahezu 90 Köpfen gab, mußte natürlich das parlamen- 
tarische Regime. schwer belasten. 

Die Folge aller dieser Umstände war, daR die Kabinette in 
Polen in der Regel weder eine starke Position noch eine lange 
Lebensdauer hatten, und daR mehr als einmal die innerpolitische 
Lage das Bild einer völligen Verwirrung zeigte. Man darf die 


= 17 


unmittelbare Rückwirkung solcher Verhältnisse auf das gesamte 
staatliche Leben Polens nicht überschätzen. Tatsache ist aber, 
daß hieraus sich zum großen Teile erklärt, warum Pilsudski, ohne 
die parlamentarische Form als solche zu verletzen, seit dem 
Staatsstreich vom vorigen Mai den Parlamentarismus in der 
Praxis beiseite schieben konnte. 

Pilsudski, der im November 1918 an die Spitze des 
polnischen Staates getreten und am 20. November 1919 von der 
polnischen Nationalversammlung einstimmig in dieser Eigen- 
schaft bestätigt worden war, hatte darauf verzichtet, bei der 
ersten regelrechten Wahl eines polnischen Staatspräsidenten im 
Dezember 1922 zu kandidieren. Er glaubte nicht, daß diese 
Stellung ihm eine hinreichende Bewegungsfreiheit bieten würde 
und vor allem war er verärgert und verbittert über den Kampf, 
der gegen ihn während seiner Amtszeit als Staatschef geführt 
werden war. Mit der ihm eigenen Unumwundenheit hat er dies 
in seinen „Erinnerungen an Narutowicz“ ausgesprochen, den am 
9. Dezember 1919 gewählten polnischen Staatspräsidenten, der 
eine Woche nach seiner Wahl von einem nationalistischen 
Fanatiker erschossen wurde. Pilsudski übernahm dann unter 
dem Kabinett Sikorski den Posten des Generalstabschefs, quit- 
tierte aber seinen Dienst schon im folgenden Frühjahr, als das 
zweite Kabinett Witos einen Gegner von ihm, den General 
Szeptycki zum Kriegsminister machte. Von dieser Zeit ab führte 
Pilsudski auf seiner Besitzung Sulejuwek bei Warschau das 
Leben eines Privatmannes, der höchstens gelegentlich durch einen 
politischen Vortrag Aufsehen erregte. Er blieb aber nach wie 
vor das Haupt ihm unbedingt ergebener Kreise der Armee und 
der sogenannten Schützenverbände, der ursprünglichen Organi- 
sation seiner Anhängerschaft. z 

Aus dieser Zurückhaltung begann Pilsudski schon Ende 1925 
herauszutreten, indem er durch persönliches Eingreifen beim 
Staatspräsidenten Wojciechowski EE daß in dem neu 

ebildeten Kabinett Skrzynski nicht Sikorski, sondern der 
ilsudski unbedingt ergebene, durch seinen Zug gegen Wilna 
bekannte General Zeligowski das Portefeuille des Kriegs- 
ministeriums erhielt. Das Kabinett Skrzynski stürzte Anfang 
Mai 1926. Die Regierungsbildung übernahm wiederum Witos, 
den Pilsudski von jeher weder als politish geeignet noch als 
persönlich re ansah, und die Bl in War- 
schau begann alsbald mit den schärfsten Angriffen auf das neue 
Kabinett. Die Regierung erwiderte mit Beschlagnahmungen. 
Aus diesemKonflikt entstand derStaatsstreicd 
Pilsudskis. 

Die Meinungen darüber, ob dieser Staatsstreich programm- 
mäßig vorbereitet oder ob er aus den Ereignissen keai 
gewachsen war, sind geteilt. Das letztere ist wahrscheinlicher. 
Eine Rolle spielte es dabei auch, daß die Anhänger Pilsudskis 


18 


ihren Führer persönlich für gefährdet hielten und so ihrerseits 
zum Vorgehen trieben. Jedenfalls rückte Pilsudski an der Spitze 
ihm ergebener Regimenter am 12. Mai 1926 von Praga her in 
Warschau ein, bemächtigte sich in mehrtägigen blutigen Straßen- 
kämpfen gegen die Regierungstruppen der Hauptstadt und er- 
reichte am 14. Mai das am anderen Ende der Stadt gelegene 
Schloß Belvedere, den provisorischen Sitz der Regierung, die 
schleunigst flüchtete. Die Regierung gab den Kampf auf, Bwohl 
weitere regierungstreue Truppen von Posen her im Anmarsch 
waren. Der Staatspräsident und das Kabinett demissionierten 
und verfassungsgemäß übernahm der Sejm-Präsident Rataj die 
Funktionen des Staatspräsidenten. Rataj beauftragte mit der 
Kabinettsbildung Bartel; Pilsudski übernahm in dem neuen 
Kabinett den Posten des Kriegsministers. Damit war trotz der 
blutigen Kämpfe, die Hunderte von Toten gekostet hatten, der 
Staatsstreich in verfassungsmäfige Bahnen geleitet worden; 
Pilsudski selbst hat von einer „Legalisierung seiner historischen 
Tat“ gesprochen. 

Es dauerte noch einige Wochen, bis eine gewisse Beruhigung 
im Lande eintrat, und besonders aus den früher deutschen Ge- 
bieten West-Polens, wie Posen und Kattowitz, kamen entschie- 
dene Kundgebungen gegen Pilsudski und sein Vorgehen. Man 
war sich aber darüber klar, daß eine Fortsetzung des Bürger- 
krieges die schwersten Erschütterungen des Staates zur Folge 
haben mußte und so verzichteten die nationaldemokratischen 
Kreise darauf, dem neuen Regime einen gewaltsamen Wider- 
stand entgegenzusetzen. Den Abschluß der Legalisierung des 
Staatsstreiches bildeten die Neuwahlen des Staatspräsidenten. 
Diese Wahlen verliefen außerordentlich bezeichnend. Die 
Nationalversammlung wählte nämlich am 31. Mai mit 292 gegen 
193 Stimmen Pilsudski zum Präsidenten. Pilsudski lehnte aber 
die Annahme der Wahl ab. Er begründete dies in einem sehr 
charakteristischen Schreiben an den Sejmpräsidenten, in dem er 
ausführte, er habe kein Vertrauen zu denjenigen, die ihn gewählt 
hätten. Außerdem biete die Stellung des Staatspräsidenten ihm 
nicht die Möglichkeit, in der Weise mit greifbaren Erfolgen zu 
arbeiten, wie er dies brauche. Die Nationalversammlung wählte 
darauf am folgenden Tage mit fast der gleichen Mehrheit zum 
Staatspräsidenten den bisherigen Direktor des Stickstoffwerks 
Chorzow, Professor Moscicki. 

Diese Wahl und das Auftreten Pilsudskis vor der Wahl ist 
bereits für seine Einstellung gegenüber dem parlamentarischen 
Regime außerordentlich charakteristisch. Es war ohne Zweifel 
ein empfindlicher Affront für die Nationalversammlung, insbe- 
sondere für ihre Mehrheit, die für Pilsudski gestimmt hatte, daß 
Pilsudski die Wahl ablehnte und wie er sie ablehnte. Noch viel 
deutlicher wird Pilsudskis Standpunkt aus einer Rede, die er am 
Tage vor der Wahl vor einer Versammlung von Abgeordneten 
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hielt und in der er wörtlich sagte: „Ich mache noch einen Versuch, 
obmaninPolenohnePeitscheregierenkann. Ich 
will keinen Druck ausüben, aber ich warne Sejm und Senat 

Diese Geringschätzung des Parlaments und eine ent- 
sprechende verletzende Be ns charakterisiert die gesamte 

ntwicklung vom Staatsstreich ab bis zum et Tage. Die 
Regierung ließ sich zunächst von dem Parlament besondere Voll- 
machten durch das Gesetz vom 2. August 1926 bewilligen, das die 
Regierung ermächtigte, außerhalb der Tagung des Parlaments 
Dekrete mit Gesetzeskraft zu erlassen. Weitere im gleichen Zu- 
sammenhang beschlossene verfassungsändernde Gesetze gaben 
dem Staatspräsidenten das Recht der Auflösung der Kammern 
und beschränkten deren Budgetrecht. Von ihrem Dekret-Recht 
machte die Regierung alsbald mit einem Dekret vom 7. August 
Gebrauch, das die Wehrmacht betraf und vor allem die Arrnee 
dem Kriegsminister unterstellte. Bald darauf aber geriet der 
Sejm inKonfliktmitderRegierung. Er drückte dem 
Kultusminister und dem Innenminister, die mit Pilsudski 
befreundet waren, das Mißtrauen aus, und als der Ministerpräsi- 
dent Bartel mit dem Bestand des bisherigen Kabinetts erneut vor 
den Sejm trat, erteilte er dem ganzen Kabinett ein Miſttrauens- 
votum. Daraufhin übernahm Pilsudski selbst die Kabinetts- 
bildung. Die beiden Kammern wurden jedoch am 2. Oktober 
nach Hause geschickt, so daß ihnen keine Möglichkeit blieb, zu 
dem neuen Kabinett Stellung zu nehmen. Diese plötzliche Aus- 
schaltung des Parlaments wiederholte sich noch mehrmals, sobald 
die Kammern durch Opposition unbequem wurden. Am 25. März 
1927 wurden Sejm und Senat vorzeitig geschlossen, um unbequeme 
Interpellationen abzuschneiden, ebenso am 13. Juli, als Gesetze 
zur Beratung standen, die der Sejm voraussichtlich nicht im Sinne 
der Regierung erledigt hätte. Als nun Ende August die aus fast 
sämtlichen polnischen Parteien bestehende Mehrheit der Kam- 
mern unter Berufung auf die Verfassung die erneute Einbe- 
rufung von Sejm und Senat forderten, gab die Regierung zwar 
diesem Verlangen statt und ließ die Kammern am 19. September 
zusammentreten. Da aber die Debatten zeigten, daß das Parla- 
ment zu einer sehr scharfen Kritik an der Regierung geneigt war, 
wurde es bereits am folgenden Tage wieder auf einen Monat 
vertagt und nach Ablauf dieses Monats schloß die Regierung die 
7 der Kammer, ohne sie überhaupt zusammentreten zu 
assen. 

Der Beeinträchtigung der freien Meinungsäußerung des 
Parlaments entspricht die Einschränkung der Freiheit der öffent- 
lichen Meinung überhaupt. Noch im Jahre 1926 machte die 
polnische Regierung von ihren Vollmachten durch den Erlaſt 
eines Pressedekrets Gebrauch, das aber, da es nicht die 
Zustimmung der Kammern fand, mit Ende des Le 1926 außer 
Kraft trat. Darauf erließ die Regierung im Verordnungswege 
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am 10. Mai 1927 ein neues Pressegesetz sowie Strafbestimmungen 
über die Verbreitung unwahrer Nachrichten und über Beleidi- 
gungen. Beide Dekrete gaben die Möglichkeit, die Preſtfreiheit 
in der Praxis in weitem Dorn einzuschränken, und sind auch 
in diesem Sinne gehandhabt worden. Der Sejm hat zwar in 
seiner Eintagssitzung vom 19. September 1927 beide Dekrete 


abgelehnt. Die Regierung hat aber bisher diesem Beschluß nicht 
stattgegeben. 


Pilsudski, der selbstverständlich der führende Geist und die 
treibende Kraft bei allen diesen Maffnahmen der Regierung war, 
beschränkte sich jedoch nicht auf die Mattsetzung des Parlaments 
als solchen, sondern er versuchte auch, Teile der Parteien oder 
besser gesagt, bestimmte wirtschaftliche Kreise aus den Parteien 
auf seine Seite zu ziehen. Diese Bestrebungen begannen schon 
unmittelbar nach dem Staatsstreich vom Mai 1926. Schon um 
diese Zeit erklärte sich die Spitzenorganisation der Industriellen, 
der sogenannte Lewiatan-Verband, für ein Zusammengehen mit 
Pilsudski. Den Kreisen der Industriellen folgten die Konser- 
vativen und die Großgrundbesitzer, besonders seit Pilsudski 
Ende Oktober 1926 auf dem Stammschlof Nieswiez des Fürsten 
Radziwill eine damals viel Aufsehen erregende Zusammenkunft 
mit polnischen Magnaten gehabt hatte. Daf Pilsudski diese 
Kreise auf seine Seite brachte, hatte die sehr bemerkenswerte 
Nebenwirkung, daß er sich für Wahlagitationen u. dgl. gerade 
die kapitalkräftigen Elemente sicherte und damit diese Mittel 
zugleich seinen schärfsten Gegnern, den Nationaldemokraten 
entzog. Auch in dem Kabinett, das Pilsudski im Herbst 1926 
bildete, waren Konservative und Grofßagrarier vertreten. Die 
Sympathien dieser Kreise für Pilsudski beruhten u. a. darauf, daß 
sie von einem starken persönlichen Regime einen Halt gegen 
ihrer Ansicht nach zu weitgehende soziale Reformen erhofften. 


Die Spaltung der Rechtsparteien zog eine Spaltung der 
Linksparteien nach sich. Die Linksparteien, in erster Linie die 
Polnische Sozialistische Partei, hatten ursprünglich den Haupt- 
anhang Pilsudskis gestellt und seinen Putsch lebhaft begrüßt. 
Jetzt mußten sie sehen, daß Pilsudski sich mehr und mehr in 
sozialem Sinne reaktionären Elementen zuwandte. Zwar behielt 
Pilsudski in seinem Kabinett auch linksstehende Männer, vor 
allem den Sozialisten Moraczewski. Aber die Sozialistische Partei 
konnte bei allen in ihren Reihen für Pilsudski vorhandenen per- 
sönlichen Sympathien schließlich nicht umhin, den offiziellen Bruch 
mit ihm zu vollziehen und zur grundsätzlichen Opposition über- 
zugehen. Moraczewski wurde, als er sich weigerte, sein Porte- 


feuille niederzulegen, Ende September 1927 aus der Partei aus- 
geschlossen. Ä 


Die Zersetzung der bestehenden polnischen Parteien be- 
schränkt sich nicht auf die hier genannten. Es gibt heute kaum 
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eine politische Partei von Bedeutung in Polen, die nicht in ihrer 
Einstellung zu Pilsudski in sich gespalten wäre. Das trägt natür- 
lich zur Verminderung der Bedeutung und des Einflusses der 
Parteien, denen es ohnehin von jeher an einer politischen Konso- 
lidierung fehlte, weiter bei, während auf der anderen Seite die 
Berufsorganisationen und die wirtschaftlichen Verbände an 
Bedeutung gewinnen. Es ist in dieser Hinsicht charakteristisch, 
daß die Gewerkschaft der polnischen Eisenbahner, die Pilsudski 
bei seinem Staatsstreich entschieden unterstützt hatten, ihm im 
September 1927 ein scharfes Mißtrauensvotum aussprach, was 
wiederum auf die immer noch zögernde Haltung der Polnischen 
Sozialistischen Partei zurückwirkte. 

War es ein gewisser Erfolg Pilsudskis, die politischen Par- 
teien in dieser Weise zu zerreiſten, so gelang es ihm auf der 
andern Seite nicht, sich zahlenmäßig eine solche Anhängerschaft 
im Lande zu sichern, daf er etwa bei einer Neuwahl auf eine 
parlamentarische Mehrheit rechnen konnte. Als Ende Mai 1925 in 
Warschau und anderen Städten Neuwahlen der Kommunalver- 
tretungen stattfanden, brachten es die Pilsudski-Anhänger trotz 
aller zur Verfügung stehenden Mittel nirgends auf mehr als ein 
Zehntel der Sitze, und noch schlechter schnitt die Pilsudskigruppe 
im Oktober 1927 bei den Kommunalwahlen in Lodz, Kalisch und 
Lomza ab. Mit Schuld an diesem Miſterfolg ist der Umstand, 
daß es ein klares Pilsudski-Programm gar nicht gibt. Pilsudski 
selbst hat in der bereits zitierten Rede vor Abgeordneten der 
Nationalversammlung Ende Mai 1926 u. a. hervorgehoben: „Ich 
habe den Schuften, Mördern und Dieben den Krieg erklärt“, und 
dieser Gedanke der „moralischen Sanierung“ spielt bei ihm und 
seinen Anhängern eine große Rolle. Es ist auch gegen Korruption 
an hohen Stellen der Militär- und Zivilverwaltung an vielen 
Stellen eingeschritten worden, wenn auch die damit in Zusammen- 
hang stehenden Revirements zugleich das Ziel verfolgten, alle 
höheren Posten in Armee und Verwaltung in die Hände von 
Pilsudski-Anhängern zu bringen. Aber außer diesem allgemeinen 
Gedanken der moralischen Sanierung könnte man als positiven 
Zug in dem Pilsudski-Programm höchstens noch das Bestreben 
bezeichnen, eine Verständigung mit den sogenannten slawischen 
Minderheiten Polens, den Ukrainern und Weiſtrussen, herbeizu- 
führen. Dieses Bestreben zeigt sich schon bald nach dem Staats- 
streih in Verordnungen des Unterrichts-Ministeriums, in Zei- 
tungsgründungen und so fort. Inwieweit es von nachhaltigem 
Erfolg begleitet ist, bleibt abzuwarten. Auf die deutsche Min- 
derheit in Polen erstrecken sich die Auswirkungen dieses ver- 
änderten Kurses in der Minderheitenpolitik nicht. In Ober- 
schlesien ist sogar dank dem Umstand, daß der obersclesische 
Wojewode Grazynski sich wegen seiner persönlichen Beziehun- 
gen zu Pilsudskı gegen die scharfen, ach von polnischen Par- 
teien gegen ihn er obenen Angriffe halten konnte, eine Periode 
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verschärften Druckes gegen das Deutsditum in der Schule, in 
der Offentlichkeit und auf sozialem Gebiet eingetreten. 

Die Linksparteien gingen zwar in zunehmendem Maße zur 
Opposition gegen Pilsudski über, brachten aber bisher keine 
organisierte Gegenwirkung zustande. Dagegen wurde von Pil- 
sudskis ältesten und unversöhnlichsten Gegnern der Versuch 
Gar ihm eine geschlossene Organisation gegenüberzustellen. 

iese Organisation wurde von Dmowski bald nach dem Staats- 
streich vom Mai 1926 vorbereitet. Am 4. Dezember 1926 trat sie 
unter dem Namen „Lager des großen Polens“ mit einer Tagung 
in Posen ins Leben. Es zeigte sich hierbei, daß es sich um eine 
Organisation nach faschistischem Muster handelte, die bereits in 
ihren Einzelheiten vorbereitet und durchgeführt war. Soweit 
pop amuni a Äußerungen über die Ziele dieser Organisation 
vorliegen, zeigen sie die enge Verbindung mit der National- 
demokratie, die sich auch offiziell zu dieser Organisation bekannt 
hat. Tatsächlich ist das treibende Moment für ihre Bildung aber 
das Bestreben gewesen, Pilsudski eine organisierte Macht ent- 
gegenstellen zu können. Die bereits erwähnten Kommunalwahlen 
haben freilich den schon seit Jahren festzustellenden Rückgang 
der Anhängerschaft dieser nationalistishen Gruppen bestätigt, 
wogegen die Linke, insbesondere die Polnische Sozialistische 
Partei, einen starken Stimmenzuwachs aufzuweisen hat. Auch 
die kommunistische Partei verfügt trotz aller Verfolgungen über 
eine starke Anhängerschaft. 

Wenn die Nationaldemokraten vor allem ihrer sozialen Ein- 
stellung nach als rechtsstehende Partei bezeichnet werden müssen, 
so sind sie doch nicht in unserem Sinne konservativ. Die konser- 
vativen Gruppen in Polen, die in den letzten Jahren gewisse 
Fortschritte gemacht haben, stehen außerdem, im Gegensatz zu 
den Nate Pilsudski im allgemeinen freundlich 
gegenüber. In diesem Zusammenhang hat auch die monarchistische 
Bewegung in Polen, die vor einigen Jahren nur von vereinzelten 
Ouisidern vertreten wurde, immerhin soviel an Anhang ge- 
wonnen, daf sie heute als eine wenn auch noch wenig bedeutende 

litische Bewegung angesprochen werden kann. Radi bei den 

onarchisten bestehen begreifliche Sympathien für Pilsudski. 
Dagegen sind die Beziehungen zwischen dem auch politisch außer- 
ordentlich einfluſtreichen katholischen Klerus und der Pilsudski- 
Richtung ziemlich kühl. 

Das Ergebnis der innerpolitischen Entwicklung in Polen seit 
dem Staatsstreich vom Mai v. J. läßt sich also se 
zusammenfassen: Obwohl die parlamentarische Verfassungsform 
grundsätzlich weiterbesteht und formell auch respektiert wird. 
entscheidet tatsächlih der Wille Pilsudskis, der es bisher stets 
verstanden hat, das Parlament beiseite zu schieben, wenn es durch 
Opposition unbequem zu werden drohte. Die Stellung Pilsudskis 
als des tatsächlichen Machthabers hat sich dadurch gefestigt, daR 
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die leitenden Stellen in der Armee und der Verwaltung mit 
seinen Anhängern besetzt sind. In den politischen Parteien geht 
fast allenthalben ein Prozeß der Zersetzung vor sich, der auf 
inneren Spaltungen in der Frage der Einstellung zu Pilsudski 
beruht. Zwar hat die dauernde Nichtachtung des Parlaments in 
immer stärkerem Maße den Widerspruch der Sejm-Fraktionen 
hervorgerufen. Eine zielbewußtte und geschlossene Gegnerschaft 
gegen Pilsudski besteht aber nur im nationaldemokratischen 
ager. Trotz der überragenden Stellung Pilsudskis bildet seine 
olitische Anhängerschaft jedoch nur einen ziemlich geringen 
ruchteil des Volkes. 

Es fragt sich nun, wie diese verworrene Situation zu bewerten 
ist und ob ihr eine Se oder N Weiterentwicklung 
vorausgesagt werden muß. Der bekannte polnische Journalist 
Smogorzewski überschreibt in seinem vor einigen Monaten er- 
schienenen Buch „La Pologne Restauree“ den in dem vorliegenden 
Aufsatz behandelten Abschnitt der inneren Geschichte Polens 
mit „La Consolidation intérieure“. Diese Auffassung dürfte 
reichlich optimistisch sein. Es ist richtig, daß mit der Herab- 
drückung der Bedeutung des parlamentarischen Lebens auch das 
Gezänk der Parteien und Parteiführer in Warschau, das früher 
eine große Rolle spielte, zurückgetreten ist, weil Parlament und 
Partei zurzeit überhaupt nicht viel zu sagen haben. Es wäre 
auch möglich, daß, wie Smogorzewski annimmt, das gewaltsame 
Vorgehen Pilsudskis die Zurückdrängung des reinen Parlamen- 
tarısmus, für den Polen nach Ansicht Smogorzewskis nicht reif 
ist, zugunsten einer stärkeren Betonung der wirtschaftlichen und 
berufsständischen Kräfte einleitet. Es ist auch richtig, daß in 
den letzten 1½ Jahren in Polen selbst äußerlich eine gewisse Be- 
ruhigung eingetreten ist, teils, weil man sich dem Kommando 
Pilsudskis fügt, vielleicht sogar dadurch etwas erleichtert ist, daß 
ein starker Mann für alle die Verantwortung und die Sorgen des 
Regierens übernimmt, teils auch weil, wenn auch ohne Mit- 
wirkung Pilsudskis, einige allgemeine Ereignisse größerer Be- 
deutung in diese Zeit fallen, wie der englische Kohlenarbeiter- 
streik, der die polnische Wirtschaft aus einer sehr gefährlichen 
Lage rettete, und die Aufnahme Polens in den Völkerbundsrat. 
die hauptsächlich noch eine Auswirkung der Politik Skrzynski 
war. Eindrucksvoll wäre auch das zurzeit noch fragliche Zu- 
standekommen einer amerikanischen Anleihe, die zeigen würde. 
daß amerikanische Banken zu der starken Hand Pilsudskis mehr 
Vertrauen haben, als zu einem freien demokratischen Regime in 
Polen, wenn sie sich auch ihr Risiko durch schlechte Emissions- 
B und eine Art Finanzkontrolle teuer bezahlen 
assen. 

Man darf aber auf der andern Seite nicht vergessen, daß in 
der jetzigen inneren Entwicklung in Polen doch auch gefähr- 
liche Momente liegen. Zunächst ist es keine Frage, daf sehr 
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starke Spannungen bestehen, von denen sich nicht voraussagen 
läßt, wie sie sich einmal auswirken könnten. Da die national- 
demokratischen Kreise, wie bereits erwähnt wurde, bewußt nach 
faschistischem Muster eine Organisation geschaffen haben, deren 
naturgemäftes Ziel es sein mußt, die Macht im Staate in die Hand 
zu nehmen, da weiter, wie die jüngsten Kämpfe zwischen Par- 
lament und Regierung zeigen, die parlamentarischen Kreise 
immer schärfer gegen die Beeinträchtigung der Stellung des 
Parlaments opponieren, und da auf der andern Seite die gegen- 
wärtige Regierungsgewalt im Grunde doch diktatorisch ausgeübt 
wird, sind Gegenenize genug vorhanden, die zu schweren inneren 
Kämpfen führen können. Es ist zweitens ein Mangel des Kurses 
Pilsudskis, daß es nicht gelungen ist, große positive Leistungen 
und neue Richtlinien aufzustellen. Als Pilsudski zur Macht kam, 
erwarteten tatsächlich weite Schichten der Bevölkerung eine 
Wendung zum Besseren, vor allen Dingen in wirtschaftlicher 
Hinsicht. Was sich aber tatsächlich auf wirtschaftlidiem Gebiet 
gebessert hat, ist ohne Zutun der Regierung geschehen, und im 
übrigen herrscht eine weitgehende Unklarheit über das politische 
und wirtschaftliche Programm, das die polnische Regierung ver- 
1 Man muß in der polnischen Öffentlichkeit annehmen, daß 
sich diese Regierung insofern von ihren Vorgängerinnen nicht 
unterscheidet, als auch sie Politik und Wirtschaftspolitik nur von 
Fall zu Fall ohne größere Ziele und Gesichtspunkte treibt. End- 
lich ist es charakteristisch und All zugleich, daß die jetzige 
po nisd Regierung ausschließlich auf Pilsudski ruht. Wie es 
eift, soll Pilsudski selbst die Frage Sorge bereiten, was werden 
soll, wenn er aus irgend einem Grunde aus dem öffentlichen 
Leben verschwindet. Solange Pilsudski lebt und an dieser Stelle 
wirkt, kann die Entwicklung in den bisherigen Formen und 
Methoden noch längere Zeit weitergehen. Nach ihm würde nie- 
mand imstande sein, den jetzigen etwas gewaltsamen Burgfrieden 
aufrecht zu erhalten. 
Aus der überragenden Bedeutung, die Pilsudski in dieser 
Entwicklung hat, ergibt sich die Frage, worauf denn seine 
deutung als Person beruht. Diese Frage ist nicht leicht zu 
beantworten. Man kann die politischen, staatsmännischen und 
militärischen Fähigkeiten Pilsudskis günstig einschätzen; eine 
Erklärung seiner Stellung eines ungekrönten Herrschers bieten 
sie niht. Man weiß, daß über seiner Person ein gewisser 
Nimbus liegt. Pilsudski ist der Mann, der schon zur Russenzeit 
als Gefangener auf der Zitadelle in Warschau saß, der als erster 
im Weltkrieg das Schwert zog für ein unabhängiges Polen, der 
von der deutschen Okkupationsbehörde verhaftet und in der 
Festung Magdeburg gefangen gehalten wurde, der schließlich 
beim Zusammenbruch des Okkupationsregiments als Führer an 
die Spitze des wiedererstehenden polnischen Staates trat — alles 
das sind Ereignisse, die sich dem Volke eingeprägt haben. Dazu 
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kommt die persönliche Integrität Pilsudskis und seine patriotische 
Uneigennützigkeit. die noch von niemanden in Zweifel gezogen 
worden ist. Aber über alle diese Motive hinaus, die auch manche 
andere Persönlichkeit im heutigen Polen mehr oder weniger für 
sich geltend machen könnte. müssen in der Person und in der 
Eigenart Pilsudskis besondere Momente liegen, die ihm seine 
Herrscherstellung und die blinde Ergebenheit weiter Kreise 
seiner Anhänger verschafft haben. Das aber dürften wesentlich 
psychologische Momente sein, die mit einer gewissen Romantik 
zusammenhängen. in der sich Pilsudski mit der Seele des 
polnischen Volkes begegnet. Über diese Seite der Persönlich- 
keit Pilsudskis zu Schreiben ist aber um so schwieriger, als 
Pilsudski selbst den ihm Nahestehenden gegenüber zurückhaltend 
und verschlossen ist. Im übrigen führt die Frage der Persönlich- 
keit Pilsudskis auf das alte Problem. welche Rolle der Einzel- 
persönlichkeit in der Geschichte zukommt. Gerade die Eigenart 
der polnischen Entwicklung scheint mir zu zeigen. daß, unge- 
achtet der Stellung. die Pilsudski gerade jetzt in Polen einnimmt, 
die Persönlichkeit in der Geschichte nicht das führende Moment, 
sondern Ausdruck und Symbol tieferliegender Kräfte ist. 


Wandlungen und Strömungen 
im sowjetrussischen Geistesleben. 
Von Dr. Wladimir Astrow. 


„Du hast dir vorgenommen. einen Stein zu zertrümmern, 
den Menschen aber hast du vergessen ... Vergessen hast 
du den Menschen!“ 


Loginow-Ljessnjak®). 


Keine Aufgabe ist so schwierig, als eine fremdartige Geistes- 
kultur psychologisch anschaulich und objektiv näherzubringen. 
Diese Schwierigkeit steigert sich ins Ungemeine, wenn wir es ver- 
suchen, in das Seelenbild des heutigen Rußland einzudringen. 
Die Einfühlung erschwert schon der Umstand, daß die le 
gebende kommunistische Intelligenz in ihrem Denken und Stre- 
ben, Werten und Fühlen auf Voraussetzungen fußt, die den- 
jenigen der nichtkommunistischen Welt strikt zuwiderlaufen. 
Was die eine schätzt, verwirft die andere. Der Kommunist ver- 
hält sich zur übrigen Welt so, wie der alte Agypter oder Grieche 
zu den „Barbaren“. Das verleitet ihn nicht selten zur absicht- 
lichen Überspitzung der bestehenden Gegensätze. Ein durch- 
schnittlicher Bolschewik schrieb einst in der „Prawda™: „Gerade 
darin besteht unser Verdienst, daß wir die alten Begriffe zer- 


1) Loginow-Ljessnjak, „Steppenherden“, Nowyj Mir, 1927, V. 94. 
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trümmern .. Es wäre darum ein gröblicher Fehler, die revo- 
lutionäre Rolle der sogenannten Zügellosigkeit zu verkennen. In 
den ersten Revolutionsjahren war es nötig, die Bürgerlichkeit 
nicht nur zu bekämpfen, sondern auch zu persiflieren, alles „um- 
gekehrt“ zu machen . . . 2) Solche Neigungen sind bei weitem 
noch nicht überwunden, trotz auffallender „Europäisierung“. 
Dazu gesellt sich noch die Tatsache, daf die geistigen Verhältnisse 
in Sowjetrußland sich ganz besonders im Flusse befinden. Die 
„ideologische Front“ zeigt das Bild dauernder Bewegung, Wirrnis 
und Auflösung. Extreme ringen miteinander. 

Gleichwohl ist es unbedingt nötig, mit erhöhter Aufmerk- 
samkeit die Wege und Abwege des sowjetrussischen Geistes- 
lebens zu verfolgen. Schon darum, weil dort grundsätzlich 
experimentiert wird und grundlegende Entscheidungen fallen. 
Für jeden, der nicht im Augenblick aufgeht, ist es von äußerster 
Wichtigkeit, sich Klarheit darüber zu verschaffen, ob die Schwie- 
rigkeiten und Schwankungen, mit denen das kommunistische 

ußland ringt, nur vorübergehende Hemmungen, naturgemäße 
Vachstumsvorgänge darstellen, oder unausbleibliche, innerlich 
bedingte Zerfallserscheinungen. (Am leichtesten fällt hierbei der 
siegesstolze Hinweis auf die nunmehr zehnjährige Dauer der 
kommunistischen Diktatur ins Gewicht. Die „Reaktion“ ist eben 
noch älter, und dessenungeachtet zögern gerade die Bolsche- 
wisten nicht, sie als Krankheit zu bekämpfen und ihr Verküm- 
mern als unvermeidlich zu verkünden.) 

* * * 


Kaum ein anderer hat sich bekanntlich so unablässig und 
leidenschaftlich mit den Problemen der sozialistisch-kommu- 
nistischen Psyche auseinandergesetzt wie Dostojewski j. Er 
hielt den Sozialismus für eine seelische Unmöglichkeit, 
er war unerschütterlich überzeugt, daß der Mensch die kommu- 
nistische Lebensweise geistig nicht ertragen könnte. Freilich ist 
er in seinen eigenen Lösungen der zielen (sowie der geistigen) 
Krisen der Zeit nicht über eine Apologie der Ve 
hinausgekommen?); es klingt uns heute merkwürdig, wenn wir 
ihn allen Ernstes behaupten hören, die russischen Volkamasscn 
wären zufrieden und jedem Umsturz abhold. Tatsache aber ist 

es, daß gerade das kommunistische Experiment in Sowjetrußland 
viele psychologische Beobachtungen und kritische Vorhersagen 
Dostojewskijs in augenfälliger Weise vollauf bestätigt hat. 

Die Überspitzung des Kollektiv eistes, die Unterschätzung 
der Persönlichkeit, die Mißachtung der freien und vollen indi- 
viduellen Entfaltung, bleibt nach wie vor, allen Ableugnungs 
versuchen zum Trotz, ein immanenter Wesenszug des Sozialis- 


2) „Prawda” 1925, 102. 


ER: vgl. Wladimir Astrow: „Dostojewskij und Holzapfel.“ Psychokosmos- 
Verlag, München 1927. 
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mus. Die Masse als solche, die Gemeinschaft an sich, unabhängig 
vom Werte der sie bildenden Einzelnen, wäre allein schöpferisch, 
sei höchste Instanz. Nicht einmal die Bedeutung hervorragender 
Erfinder, wissenschaftlicher und künstlerischer Eigenarten läßt 
er gelten. „Das gewaltige Kollektiv der Arbeiterkorrespondenten 
wird ein großes Gemälde des Lebens der Arbeiterklasse erschaf- 
fen, ein Gemälde, wie es von keinem einzelnen je geschaffen 
werden könnte.“) In dieser naiv überheblichen Zuversicht 
spiegelt sich eine ganze Denkweise, die Verkennung der natur- 

egebenen Anlage und Begabung. Der Vorwurf des Indivi- 
dualen: ist auch heute noch eine gern geschwungene Waffe im 
Kampfe mit Andersdenkenden. Soziale en „Abschaffung 
der Familie u. v. a. soll in Zukunft diesem Grundübel zu Leibe 
rücken. Dieser „Kollektivismus“ ist bekanntlich mit einem 
krassen Rationalismus, mit einer allgemeinen Nivellierung 
unzertrennlich verbunden. 

Das Utopische und Lebensfeindliche dieser Ideale zu entlarven 
— diesem Ziele galt Dostojewskijs heiſtestes Bemühen. „Ich 
möchte selbstverständlich nicht nur dazu da sein, um ausschließlich 
meiner Verstandesgabe zu frönen, d. h. höchstens einem Zwan- 
zigstel meiner Lebenskraft, sondern um meine ganze Lebens- 
fähigkeit zu befriedigen“, „meine ganze Natur ausleben”, — — 
erklärt er in den „Notizen aus dem Kellerloh“. „Mich würde es 
keineswegs wunder nehmen, wenn mitten aus der allgemeinen 
künftigen Wohlbedächtigkeit plötzlich irgend ein plebejisch, oder 
besser gesagt, reaktionär und höhnisch dreinschauender Gent- 
lemen auftauchte, die Hände in die Seiten stemmte und allen er- 
klärte: Sollten wir nicht, meine Herrschaften, all diese Wohl- 
bedächtigkeit auf einmal mit dem Fuße umschmeiſten und zum 
Teufel schicken, einzig und allein, um wieder nach unserem freien 
Belieben zu leben? Und das allein wäre noch nichts, aber es ist 
unzweifelhaft, daß er Nachahmer finden wird; so ist der Mensch 
beschaffen. Der Mensch braucht vor allem ein „selbstän- 
diges Wollen“, er will „das Wichtigste und Teuerste“ nicht 
F „nämlich seine Persönlichkeit und seine Individu- 
alität.“ 

Verfolgt man nun aufmerksam die sowjetrussische Literatur 
von heute, so glaubt man es nahezu leibhaftig zu sehen, wie die 
Vision des Dichters Wirklichkeit wird. Immer und immer aufs 
neue, immer zahlreicher und ungestümer tauchen „Protestanten“ 
auf, werden Stimmen laut, die nach Fülle des Lebens, nach voller 
Berücksichtigung der Persönlichkeit, nach Lockerung der durch 
eine seeleneinschnürende, widernatürliche Ideologie ausgeübten 
geistigen Blockade lechzend rufen. Wie ein zaghaftes Erwachen 
und Sichrühren halbverkümmerter seelischer Eigenwerte geht es 
durch die russische Literatur. 


) „Prawda“, 1927, 142. 
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Und es ist auch kein Zufall, daß diese innere Wandlung mit 
der um sich greifenden Enttäuschung, Resignation und Depression 
weiter Kreise Hand in Hand geht. 


* * * 


Die Anfänge dieses langsamen Umschwungs liegen freilich 
weit zurück. Hatte noch Lenin als konsequenter Materialist 
emeint, die höchste Aufgabe einer proletarischen Kultur bestünde 
arin, die Verteilung von Brot und Kohle zu organisieren, so 
muftte sich nach und nach die Einsicht Bahn brechen, daß selbst 
eine solche reduzierte Kultur sich nicht ohne leitende Mitwirkung 
seitens hoch qualifizierter, also entsprechend begabter und ge- 
schulter Kräfte verwirklichen lasse. Die „kulturelle Umwälzung“ 
wurde zur dringendsten Tagesforderung erhoben. „Wir sind 
unausweichlich vor das Problem der Menschenauswahl gelangt“, 
erklärte schon Lenin. Und es ist seither kaum anders gewor- 
den. Auf der letzten Rektorenkonferenz erklärte L j es di a wa: 
„Wir haben das intellektuelle Kapital, dessen Träger die alten 
Fachleute waren, aufgezehrt. Und „Trud“ (12. Juni 1927) hebt 
es hervor, daf bei dem Wiederaufbau dieser oder jener Wirt- 
schaftsgebiete „nicht das Fehlen der materiellen Basis, sondern 
der Mangel an qualifizierten Kadern leitenden technischen Per- 
sonals“ das Problem bilde. 

Es war auch unausbleiblih,. daß die geänderten Lebens- 
bedingungen und das gesteigerte Selbstbewuſttsein gewisser 
Schichten eine e im Gefolge hatten. Die 
neue, proletarische Herrenschicht sucht entweder die verdrängten 
„Bourgeois“ nachzuahmen, oder aber an die Stelle der früheren 
Intelligenz zu rücken. Die Partei hatte gehofft, binnen kurzer 
Frist die „bürgerlichen“ Fachleute, Forscher, Erfinder, Künstler 
durch Abkömmlinge der „eigenen Klasse“ zu ersetzen, die Kultur 
zu „proletarisieren“. Es zeigte sich aber bald, daß die Erwei- 
terung des Proletarierhorizontes, die Vermannigfaltigung und 
Verfeinerung der Bedürfnisse, die Betätigung ehedem hintan- 
gehaltener Anlagen, die begabten Individuen genau so über die 
zurückbleibende Masse hinausheben, wie es auch in nichtkom- 
munistischen Gesellschaftsordnungen der Fall ist. Erst hatte man 
geglaubt, dieser „Individualisierung“, der „Loslösung von der 
lasse“ einen Riegel vorlegen zu können, bald aber mußte man 
der Entwicklung ihren Lauf lassen. Das Problem der „Empor- 
kömmlinge“ („wydwischenzy“) wird immer aktueller, der Ruf 
nach höherer Qualifikation immer dringlicher, die „Förderung 
der Begabten‘ auch im egalitären Rußland auf den Schild erhoben. 

Die Folgen dieser Entwicklung machten sich bald bemerkbar. 


* * * 


In einem episch-lyrischen Prolog zu seinem neuesten Roman 
„Der Dieb“ — der bedeutendsten Erscheinung des letzten Jahres 
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auf literarischem Gebietes) — ruft Leonow aus: „Oben wogen 
Sterne, unten — Menschen: das Leben! Und wie nichtig und leer 
wäre all dies ohne das Leben geworden! Mit deinem Wesen und 
deinem Leiden die Welt erfüllend, schaffst du, Mensch, die Welt 
aufs neue. Du bist das einzige Gefäß, welches Sinn und Geheimnis 
der Welt enthält.“ Im Roman selbst heißt es einmal: „Der 
Mensch wird nicht verwesen . . . Schön ist der Mensch und weise. 
ist er gebaut. Lebendig und warm, sucht und schafft er sich 
jeden Augenblick einen Götzen, ohne einzusehen, daß er besser 
sei, als jedes seiner Geschöpfe . Der Mensch lebt, der Götze aber 
ist tot, auch dann, wenn er herrscht.“ 


Das sind Wendungen. die schlieſtlich auch ein Marxist 
beherzigen könnte, vorausgesetzt freilich, daſt an Stelle des 
„Menschen“ der „Proletarier“ oder die Arbeiterklasse gesetzt 
würde. Für Leonow indes ist auch dieser Götze „tot“, trotz 
seiner Herrschaft. Er meint den Menschen an sich, den „nackten“, 
natürlichen Menschen. Einem seiner Helden, dem Romandichter 
Firssow legt er folgende Worte in den Mund: „Neulich sagte zu 
mir eine wichtige Persönlichkeit: .. ‚Schildern Sie, sagte sie, 
Kraftnaturen, wühlen Sie nicht im Kleinzeug. Und noch eins: 
bringen Sie unbedingt etwas Nützliches. Was aber, wenn meine 
Neugierde so ungemein dem Menschen und allem was sein ist 
gilt? .. . ‚Was für einen Menschen aber suchen Sie denn?‘ irant 
sie mich. Der nackte Mensch, so erwiderte ich, interessiert mich.“ 


Noch deutlicher spricht sich Leonow an einer anderen Stelle 
aus, gelegentlich einer Rundfrage über das Verhältnis des 
modernen Schriftstellers zu den Klassikern. „Unter klassischer 
Literatur verstehe ich diejenige, welche das Beste und Unvergef- 
liche über den Menschen, sein Glauben, Suchen, Irren, seine 
Freuden und Enttäuschungen gebracht hat. Klassisch ist vor- 
nehmlich die Literatur, welche vom Menschen als solchem handelt, 
sofern er nicht durch irgendwelche Bedingungen, sei es des Zeit- 
alters, des Ortes, des Volkstums oder andere eingeschränkt ist. 
All diese Bedingungen geben en den Stoff her, aus dem die 


ewige Gestalt des Menschen auf Erden erschaffen wird.““ 


Vom Standpunkt der offiziellen, leninistischen Doktrin aber 
8185 es keine verdammenswertere, „idealistische“ Häresie, als 
iese Berufung auf den „ewigen“, von den Bedingungen des 
Klassenwesens unabhängigen Menschen. 


6) Erschienen in „Krassnaja Now“ 1927. 


e) „Na literaturnom postu“ 1927, 5/6, 57. — Leonow fügt übrigens 
noch folgendes hinzu: „Ich nehme an, daf man in der früheren Schule die 
klassische Literatur gründlich durcharbeitete. In der neuen war ich nicht, 
denn in die Hochschule wurde ich nach der Revolution nicht aufgenommen. 
(Leonow ist bürgerlicher au none) Ein anderer Schriftsteller, Sos ul ja. 
schreibt in der gleichen Rundfrage: „Klassiker, das sind jene, welche einst in 
den Beilagen zur alten „Niwa“ erschienen sind, und die neu zu verlegen der 
Staatsverlag heute verbietet.“ 
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Leonows Anbetung des Menschen erinnert an Gorkijs Be- 
kenntnis: „Der Mensch — das klingt stolz!“. Und es ist auch 
Gorkij, der heute, den humanen Romain Rolland und andere 
Menschenfreinde feiernd, erklärt: „Ich begrüße aufrichtig diese 
(revolutionäre) Arbeit, obschon ich daran denke, daß nicht der 
Mensch für die Revolution da ist, sondern die Revolution für 
den Menschen. Und selbstverständlich ist mir die Sinnlosigkeit 
elementarer und irritierter Gewalten entsetzlich und zuwider. 
Mir ist das Leben und die Arbeit derjenigen, die in unseren 
— Tagen rastlos Kulturwerte erzeugen, schmerzhaft 
teuer. 

Und noch ein anderes hat Leonow mit Gorkij gemein. Er 
erklärt im Roman: „Gegenwärtig tritt alles in die Fugen zurück 
nach alltäglichen Maßen ... Alles ordnet und setzt sich 
Der nackte Mensch verschwindet aus dem Umgang. Um ihn zu 
suchen, muf man in die tiefsten Niederungen hinabsteigen.“ 
Leonow hat somit den Rat der „hochgebildeten Persönlichkeit“ 
nicht befolgt. Nicht kommunistische Kraftmenschen, nicht partei- 
und klassentreue Puritaner etwa hat er zu Helden auserkoren. 
Seine Kommunisten sind entweder abstrakt konstruiert, pro- 
5 oder grotesk. Sein Hauptheld ist ein von 

er Partei Abgefallener, ein aus der Bahn geworfener Meister- 
einbrecher; einst ein Held des Bürgerkrieges, nunmehr ent- 
täuscht, über den triumphierenden Nep verbittert, einer, der 
innerhalb der neuen Ordnung der Dinge seinem dumpfen Groll, 
seiner unverbrauchten Energie — ähnlich wie einst Gorkijs 
romantische Vagabunden — nur durch Aufknacken von Geld- 
schränken Luft machen kann. Sein Gegenspieler ist ein der 
Bauernschaft entsprossener. skrupelloser, raffgieriger Sowkapita- 
list, dem der Dichter aber eine aussichtsreiche Zukunft prophezeit. 

Desgleichen hat Leonow auch den Rat mancher wohlmeinen- 
den orthodoxen Kritiker in den Wind geschlagen, welche ihm 
empfohlen hatten, den entgleisten, verirrten Sohn durch reuige 
Rückkehr in den Schoß der Partei innerlich und sozial wieder 
auferstehen zu lassen. Er lieſt ihn in der Dunkelheit der Urwälder 
untertauchen, in der Rückkehr zu Natur und Volk Genesung 


suchen und finden. 
* * * 


Der Fall Leonow steht nicht vereinzelt da. Allenthalben 
beginnt sich das verschüchterte künstlerische Gewissen zu regen. 
Der Dichter beginnt sich gegen Aufforderungen zu sträuben, wie 
etwa: „Geben Sie uns an die 500 Zeilen über den Zerfall der alten 
Lebensformen.“ („Dies ist keine Anekdote“, fügt In. Oksjenow 
hinzu, „das verlangen die Redakteure, die gleichzeitig Kritiker 
sind, von den Autoren.“) In ihrer Kundgebung verlangt die 


7) „Krassnaja Now“, 1927, 6, 236. 
) „Nowyj Mir“, 1927, 3, 188. 
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„Perewal“-Gruppe (vorzugsweise Bauerndichter) ausdrücklich, 
der „soziale Auftrag“ solle „dem Gewissen, dem Kunstgefühl“ 
untergeordnet werden. Dies bringt naturgemäß die Orthodoxen 
in Harnisch. „Wozu diese Gegenüberstellung von ‚Gewissen‘ und 
‚sozialem Auftrag?“ — eifert einer derselben. — „Wem soll 
dadurch auf höfliche Weise Tür und Tor geöffnet werden? Wozu 
die heroische Verherrlichung der Oltoberrevelution: wenn es 
sich herausstellt, daß diese nicht fähig ist, ‚das Gewissen und das 
Kunstgefühl' sich und ihren Ideen unterzuordnen? Und was soll 
geschehen, wenn das, Kunstgefühl' sich gegen die Hervorbringun 

einer Millionen verständlichen Form gleichgültig zeigt und sich 
gegen künstlerische Darstellung der neuen Klassen — der 
Arbeiter und Bauern‘ sträubt? ie soll dann dies heikle Ding 
angefaßt werden?“) 

Die Rigoristen kennen und wenden in solchen Fällen das 
alte, obzwar noch nie bewährte Mittel an: Zensuraufsicht, Verbot, 
Unterdrückung. Und die Mehrzahl fügt sih — mehr oder 
weniger willig. O. Brik erzählt im „Nowyj Lef“, dem Organ 
der sehr linksstehenden Futuristen: „Es entwickelt sich der 
Typus des Schriftstellers, Dramaturgen, Szenaristen, der, bevor 
er etwas geschrieben hat, eine möglichst große Anzahl von Kon- 
trollinstanzen aufsucht. Er erkundigt sich in der Presseabteilung, 
im Glawlit,!%) im Glawrepertkom,!!) beim Redakteur, beim 
zweiten Redakteur, beim Sekretär, bei einzelnen „unterrichteten“ 
Genossen, und braut dann mit Hilfe all der aufgeschnappten 
Mitteilungen und Andeutungen etwas Mittleres, Hundertpro- 
zentiges zusammen ... Als ich in einer Schriftsteller- und 
Dichterversammlung davon sprach, daß es nicht anginge, Erzäh- 
lungen und Novellen nach Thesen zu schreiben, sondern dall, 
umgekehrt, die Thesen auf Grund jener Tatsachen geschrieben 
werden müßten, die in den Erzählungen und Novellen dem Leben 
abgelauscht sind, fragte mich ein Hörer naiv und redlich: „Ja. 
kann man denn über etwas schreiben, worüber noch keine Thesen 
vorliegen?“ 12) 

Aber nicht ein jeder ist dazu fähig, die Diskrepanz zwischen 
Kunst und Parteipolitik derart auf die leichte Achsel zu nehmen, 
und dies um so mehr, je armseliger die Resultate solcher Dienst- 
fertigkeit ausfallen. Fedin, einer der begabtesten und erfolg- 
reichsten, ehemaliger Kommunist, äußert sich folgendermaßen . 
über die Lage der Kunst: „Jede Epoche hinterläßt Kunstwerke 
Jedoch nur solche Kunstwerke werden zu Denkmälern der Epoche, 
die einem unwillkürlichen Schaffensdrange des Künstlers ent- 
sprungen sind. Weder die Erörterungen über die Aufgaben der 


———5— 


o) „Swesda“, 1927, 4. 

10) Oberbehörde für Literatur angelegenheiten. 

11) Hauptausschuß für Repertoireangelegenheiten. 
12) Zitiert in „Krassna ja Now“, 1927, 5, 225. 
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Kunst, noch die Wahrung der Tradition, weder das Laboratorium 
neuer Kunstgriffe, noch eine Klinik der altersschwachen, — nichts 
von alledem vermag die Entstehung eines Kunstwerkes zu 
beschleunigen oder aber zu hintertreiben. — In unseren Tagen 
wird das Gesagte als literarischer Konservatismus erklingen. 
Doch vor lauter Anstrengung, die Kunst zu organisieren, hat 
unsere Zeit so viel Künstler erzeugt, daß der literarische Konser- 
vatismus ebenso erfrischend wirken kann wie eine literarische 
Revolution.“ 18) 

Und ähnlich denkt auch z. B. der proletarische Erzähler Niki- 
forow: „Es ist sehr zu bedauern, meint er, daß unsere Literatur 
häufiger die Bedürfnisse des heutigen Tages bedient, — mit dem 
Anflug einer gewissen Liebedienerei.‘'*) 


Der sowjetrussische Schriftsteller will nicht mehr wie ein 
Schuljunge über von der Partei gestellte Themata Aufsätze 
hreiben Er wird aber auch immer bewufßter inne, daf es 
außerhalb der von der Schulbehörde vorgeschriebenen und zuge- 
lassenen Lehrfächer und Denkmethoden noch eine unendliche 
Welt voller schöpferischer Möglichkeiten gibt. Er will nicht mehr, 
um ein Bild Dostojewskijs anzuwenden, lediglich als Klaviertaste 
und Orgelstift dienen. 

Hören wir, was ein angesehener sowjetrussischer Kritiker 
uns über die neueste Phase der proletarischen Dichtung erzählt. 
„Der proletarischen Literatur der vorhergehenden Jahre fehlte 
es an konkret und individuell gefärbtem Tine in welchem 
das „Allgemeine“ mit dem „Persönlichen“ verschmolzen wäre. 
Hatte sich die Poesie der „kosmischen“ Periode der proletarischen 
Literatur durch Abstraktheit der Themen, durch die Vagheit 
‚kolossaler‘ Aufgaben ausgezeichnet, deren Unbestimmtheit durch 
Übermaß an Rhetorik wettgemacht wurde, so wird die zweite 
Periode der proletarischen Poesie .. durch nackten Rationalis- 
mus, plump enthüllte Logik, Schematismus der Konstruktion, 
Aufdringlichkeit des ideologischen Gerüstes, Asketismus der 
Farben charakterisiert. Alles in ihr war klar, lag offen zutage... 
Sie wandte sich an die Logik des Lesers, nicht an sein Gefühl ... 
Der Leser fand in ihr nur das, was er ohnehin längst gekannt hat, 
höchstens vielleiht etwas praller aufgetragen. Kein Wunder, 
daß er ihrer bald überdrüssig wurde. Fs entstand das Verlangen 
nach einer anders gearteten, „warmen“, emotionell durchtränkten 
Poesie.“ Ansätze zu einer solchen synthetischen, lebensvolleren, 
5 Dichtung findet der Kritiker bei dem jugendlichen 
Utkin. Er fühlt sich aber auch zugleich bewogen, diese Entwick- 
lung vor Miſtdeutungen in Schutz zu nehmen. „Ist denn der Uber- 
gang zu farbigem Reichtum oder sogar zu dekorativer Pracht 
unbedingt ein Symptom engen Asthetentums oder des Verfalls? 


u) „Nowyj Mir“, 1927, 3, 177. 
“ „Na literaturnom postu“, 1927, 5/6, 38. 
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Und bedeutet denn wirklich der Drang zur Natur, zur Landschaft, 
zur Welt der Farben und Töne für die Kunst eine ähnliche Ge- 
fahr (der Verweichlichung), wie das Verweilen in Capua für das 
karthagische Heer?“ 

Aus analogen Gedankengängen heraus fordert Woronskij 
die sowjetrussischen, namentlich die proletarischen Dichter auf. 
ihr künstlerisches Augenmerk mehr als bis jetzt den unterbe- 
wußten Abgründen menschlicher Charaktere und Handlungen 
zuzuwenden. In der Tat können wir es feststellen, daß die 
Dichter in auffälliger Weise und nicht selten mit unverhohlener 
Sympathie sich in die „ominösen“ persönlichen, , individualisti- 
schen“ Neigungen und Verirrungen ihrer Helden zu vertiefen 
beginnen, so roh und schüchtern zuweilen noch die Behandlung 
dieser, für die Sowjetliteratur neuartigen Probleme ausfällt. In 
einer Erzählung „Die Verbrechen des Martin Bajmakow“ schildert 
beispielsweise ein junger proletarischer Schriftsteller, Ba di- 
metjew, die Auflehnung eines treuen, jedoch zur Grübelei 
veranlagten Kommunisten gegen das seelenlose, mechanisierte 
Verhalten der Partei zu seinen individuellen, innerlichen Nöten 
und Kollisionen. „Mag die Partei, mögen meine Genossen meinen 
Körper, sogar mein Leben sich zu eigen machen. Das jedoch. 
wovon ich spreche, gehört ihnen nicht! Und sie braucen es 
nicht! Und es erscheint ihnen ebenso sinnlos, wie . . . sagen wir, 
meine Nachtträume.“!®) Der Autor tritt auf gegen die offizielle 
Hintanhaltung des vollen persönlichen Erleben, gegen die 
abstrakte Pflichterfüllung. Seine Helden wollen nicht mehr 
lediglich als Humus für eine ideale Zukunft betrachtet und ver- 
wertet werden. Auch hier denkt man unwillkürlih an Dosto- 
jewskij, der seinen Raskolnikow ausrufen läßt: „Warum ist der 
naive Rasumichin über die Sozialisten hergefallen? Sind sie doch 
ein arbeitsames und geschäftstüchtiges Volk: ‚das allgemeine 
Wohl‘ ist ihr Fach. Nein, mir ist das Leben nur ein einziges Mal 
geschenkt: ich will nicht erst auf das ‚allgemeine Wohl’ warten. 
Ich will selber leben, sonst lebe ich lieber gar nicht.“ 


Noch offener und krasser gelangt im Grunde dasselbe Problem 
in einer künstlerisch unreifen Erzählung eines anderen Neulings 
in der Sowjetliteratur, Oljescha, zum Ausdruck. Zwei Gestal- 
ten stellt der Autor schroff gegeneinander: den vor Gesundheit 
strotzenden, siegesbewußten, einfältig selbstzufriedenen, die 
ideale geistige Mittelmäſtigkeit verkörpernden kommunistischen 
Würdenträger und Tatmenschen — dessen höchste Großtat in der 
Herstellung einer besonders wohlfeilen und preiswerten Wurst- 
sorte besteht — und seinen Bruder, einen verkommenen Narren 
und Phantasten, ein Sinnbild der alten, dem Untergang ver- 
fallenen Zeit mit ihrem unwiederbringlich verlorenen Reichtum 
an Poesie und Innenleben. Der Sieg ist freilich der nüchternen, 


— 


100 Vgl. „Na literaturnom postu“, 1927. 13, 37 ff. 
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utilitaristischen, gefühlsleeren, naturlosen, mechanisierten Zeit 
beschieden, aber der Siegerlohn besteht zugleich in unaushalt- 
barer, innerer de. „Was hast du uns an Stelle unserer Fähigkeit 
zu lieben, zu hassen, zu hoffen, zu weinen, zu bemitleiden und 
zu verzeihen zu bieten?“ ... „Eine ganze Reihe menschlicher 
Empfindungen müßte der Vernichtung anheimfallen. Die 
Gefühle des Mitleids, der Zärtlichkeit, Eifersucht, Liebe, kurzum, 
nahezu alle Gefühle, aus denen die Seele des Menschen der unter- 
gehenden Ära bestanden hatte.. “) So höhnt verzweiflungsvoll 
der Vertreter der alten Welt... 


* * * 


Es ist begreiflich, daß eine so tiefgehende Wandlung sich nicht 
ohne Gegen- und Rücschläge, nicht ohne äußeren wie inneren 
Kampf vollziehen kann. Interessant ist in dieser Hinsicht eine 
Erzählung von Glad ko w, dem Autor des bekanntgewordenen 
„Zement“, der es sich sichtlich zum Ziele setzt, ein Seismograph 
der Stimmungen und Strömungen des heutigen Rußland zu sein. 
Er schildert u. a. das’ harte Ringen eines ideal gesinnten Kom- 
somolez (kommunistischen Jugendbündlers) gegen tief einge- 
wurzelte Vorurteile, die sich einer freien und vollen Entfaltung 
seines Wesens entgegenstellen. Er liebt ein junges Mädchen. 
aber er wehrt sich gegen die unbedingte Hingabe an sein Gefühl. 
er unterbindet sein Träumen, unterdrückt den ihn überwältigen- 
den Naturgenuf. „Die Natur ist die schädlichste kleinbürgerliche 
Gewalt. Man muß sie meistern. sonst wirft sie unsereinen, den 
Proletarier, im Nu um.“ 18) 

Dies ist keinesfalls etwa eine vereinzelte, subjektive Schrulle. 
Die Verherrlichung der Steinstadt, der rauchenden Schlote, der 
„stählernen Nachtigall“, das Mißtrauen gegen das Land, gegen 
alles menschlich Unberührte und alles, was der Mensch sich nicht 
untertan zu machen vermag, gehören mit zum tiefsten Wesen des 
bolschewistischen Lebensgefühls.) „Ein Theoretiker des Futu- 
rismus,“ erzählt Ljeschnjew. „erklärte einmal, die Liebe zur 
Natur sei die letzte Zuflucht des Idealismus... Dieser Gedanke 
ist für gewisse Kreise unserer Literaten sehr bezeidinend.“ 20) 
In der Tat konnte man noch vor kurzem bei W. Polonskij, 
einem der angesehensten kommunistischen Kritiker, folgendes 
lesen: „Diese (bäuerliche) Romantik poetisiert nicht nur die 
ländliche Natur: sie ist gegen die Industriestadt zugespitzt. 
Malaschkin selbst... sehnt sich nach „Schwarzerde“ — nicht um- 
sonst sucht seine Heldin Heilung für ihre Seelenwunden nicht in 

) Jurij Oljescha: „Neid“. „Krassnaja Now“, 1927, 7 u. 8. 

u F. Gladkow: „Trunkene Sonne“, „Nowyj Mir“, 1927, 8, 28. 

% Vgl. m. Aufsätze in Osteuropa 1926/27, Heft 1 und 10. („Die Ent- 
wicklung I: sowjetrussischen Literatur“ und „Die Grundprobleme der sow jet- 
russischen Literatur“.) 

*) „Nowvj Mir“, 1927, 7, 172. 
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den Reihen der Kampfgenossen, nicht beim Kollektiv, pn 
. 66 1 


in der Einsamkeit, irgendwo in einem Tannen wald. 


Auch Trotzkij verkündete von jeher das Ideal einer zuneh- 
menden Automatisierung, gleichsam B des 
gesamten Menschenlebens. „Der Mensch (der Zukunft),“ so 
schrieb er einst, „wird ernstlich daran gehen, sich selbst harmo- 
nisch auszubilden, in die Bewegung seiner Organe — im Gehen, 
Spielen, Arbeiten — höchste Ökonomie und Einfachheit einzu- 
führen. Er wird trachten, über seine kaum bewuſtten und unbe- 
wußten Vorgänge: Atmung, Blutkreislauf, Verdauung, Befruch- 
tung, die Herrschaft zu gewinnen, sie bis zu einem gewissen 
Grade der Kontrolle der Vernunft und des Willens zu unter- 
werfen. Das Leben, selbst das physiologische, wird kollektiv- 
experimentell werden.“ Aufschluſtreich ist die Stellungnahme 
Trotzkijs zu einem der schwierigsten Probleme, die die Kultur- 
menschheit von heute beschäftigen, nämlich, wie es möglich wäre, 
den geisttötenden Wirkungen der maschinellen Produktionsweise 
zu entrinnen. Er schreibt: „Wie aber soll man sich mit der Ein- 
förmigkeit der durch das (von Trotzkij verherrlichte Fordsche) 
Laufband entpersönlichten und entseelten Arbeit abfinden?” — 
so lautet die Frage in einem der mir überreichten Zettel. Dieses 
Bedenken ist belanglos. Wird es zu Ende gedacht und ausge- 
sprochen, so wendet es sich gegen die Arbeitsteilung und die 

aschine überhaupt. Dieser Weg ist reaktionär. Der Sozialismus 
hat nichts mit Maschinengegnerschaft gemein. Die zentrale. 
wichtigste, hauptsächlichste Aufgabe besteht darin, die Not zu 
besiegen.. Es soll das Wohlsein, die Mufe und damit audi die 
Lebensfreude für alle erobert werden. Eine hohe Produktivität 
der Arbeit ist ohne Maschinisierung und Automatisierung uner- 
reichbar ... Die Gleichförmigkeit der Arbeit wird durch deren 
abgekürzte Dauer und zunehmende Leichtigkeit wettgemacht 
Die Uberfahrt in einem Ruderboot erfordert ein groſtes persön- 
liches Schaffen. Die Überfahrt auf einem Dampfer ist zwar, ein- 
töniger', dafür aber bequemer und sicherer. Wir aber müssen 
den Ozean de Nol durchqueren... Es würde jämmer- 
liche und verächtliche Phantasterei bedeuten, wenn wir glaubten, 
eine wahrhaft neue Kultur schaffen zu können, ehe man das 
Wohlergehen, den Überfluß und die Muffe der 
Volksmassen gesichert hat. Unsere Errungenschaften 
müssen und werden wir am Durchschnitt des Alltagslebens des 
Arbeiter und Bauern prüfen.“??) _ 


Dies ist konsequenter Materialismus, der nur das eine außer 
acht läßt, daß die menschlichen Bedürfnisse zu mannigfaltig sind 
für den zu eng gespannten Rahmen materiellen Wohlseins, daf 


21) „Nowyj Mir“, 1927, 2, 180 (Über Malaschkins Erzählung: „Der Mond 
von der rechten Seite“). 


22) L. Trotzkij, „Kultur und Sozialismus“, „Nowyj Mir“, 1927, 1, 180. 
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die Lebensfreude durch Wohlsein und Muſte allein noch keines- 
wegs gewährleistet wird. „Man muß sagen,“ erklärte Bucharin 
notgedrungen schon 1924, „daß die Bedürfnisse sich derartig ent- 
wickelt haben, die Interessen so kompliziert geworden sind und 
die Arbeit sich dermaßen differenziert hat, daß die Partei der 
Kompliziertheit der ihrer harrenden Aufgaben Rechnung tragen 
und dieser Seite ihr ernstliches Augenmerk zuwenden muß.“ 28 


Immerhin mutet es auch heute noch, angesichts so hoch autori- 
tärer Lehrmeinungen, nahezu als „revolutionärer Konservatis- 
mus“ an, wenn wir in der genannten Erzählung Gladkows 
eine Komsomolka (kommunistische Jugendbündlerin) die Natur 
in Schutz nehmen hören : „Nein, das werde ich nie zugeben ... 
Sozialismus ist nicht die rohe Maschine: Sozialismus ist ein 
Kampf für die Aufhebung der Widersprüche zwischen Mensch 
und Natur.“ “ 

Es handelt sich ja auch in Wirklichkeit um mehr als allein um 
die Natur; in Frage stehen fast alle komplizierteren, geistigeren 
idealistischen Regungen der menschlichen Natur. Auch die Kunst 
muſt ja beispielsweise noch in Schutz genommen werden vor einer 
Bilderstürmerei, die auf Marx schwört. So polemisiert 2. B. 
Ljeschnjew gegen den Futurismus: „Die konsequente An- 
wendung der Grundsätze der ‚Industrialisierung‘ führt zum 
Absterben der Kunst.“ Nach Auffassung der Futuristen müßte 
die Kunst schon aus ethischen Gründen der Vernichtung anheim- 
fallen. Gan ist nicht der einzige, der überzeugt ist, sie sei „Opium 
fürs Volk“. Sowohl Arwatow als Tretjakow u. a. haben mehrmals 
auf die Passivität, den ästhetischen Illusionismus, der den Men- 
schen der Wirklichkeit entfremde, sowie auf andere, der Kunst 
innewohnende Sünden hingewiesen . . „Der Sozialismus werde 
sich nicht durch das süße Gift vergiften lassen, welches die Bour- 
geoisie herstellt.“ Ljeschnjew geht so weit, gegen die allzu 
mechanische Auffassung des Sozialistischen Ideals zu polemi- 
sieren. Er sagt fortfahrend: „Sie (die Futuristen) stellen sich 
den zukünftigen Menschen als in ununterbrochener Arbeit 
begriffen vor. Alle seine Verrichtungen sind streng reglementiert 
und angeordnet. Alles vollzieht sich nach dem Standard. Selbst 
die Sprache wird zwangsweise dekretiert. Das ganze Leben ver- 
wandelt sich in einen ‚rhythmisch organisierten‘ Prozeß der 
Werteerzeugung ...“ Diese Auffassung, die den Sozialismus in 
„ein riesenhaftes Arbeitshaus oder in eine Kaserne“ verwandle, 
lehnt Ljeschnjew als irrig ab. Nach ihm „befreit der Sozialismus 
von der Sklaverei übermäfiger Arbeit. Er eröffnet der Persön- 
lichkeit die Möglichkeit, alle Fähigkeiten zur Entfaltung zu 
bringen.“ 28) 


22) „Prawda“, 1924, 122. 
2) „Nowyj Mir“, 1927, 8, 29. 
20) „Krassnaja Now“, 1927, 5, 233 ff. e 
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Es ist nicht unseres Amtes zu untersuchen, wer, der Futu- 
rismus (bzw. Trotzkij) oder Ljeschnjew, die richtigere Auffassung 
vom Sozialismus vertritt. Zweifellos aber ist diese Auseinander- 
setzung eines der vielen Zeichen der Zeit. 


* k * 


„Chaos“, „prinzipielle Prinzipienlosigkeit“: in solchen Wor- 
ten bezeichnet ein kommunistischer Kritiker die innere Situation 
auch auf dem Gebiete der plastischen Künste in Sowjetruſtland. 
Es zeigt sich auch hier, daß ein politischer oder sozialer Umsturz 
allein noch keineswegs genügt, um die Kunst zu befruchten, zu 
erneuern. Auch hier sieht man sich genötigt, von den Methoden 
äußerlicher Bevormundung, Organisierung, vom Prokrustesbett 
einer kunstfremden Doktrin Abstand zu nehmen, ohne daß sich 
irgendwelche neue und fruchtbarere Wege zeigten. Auch hier 
greift man nolens volens zu den vielgeschmähten alten Anregun- 
gen und Heilmitteln zurück. 

„Die einseitige und unkritische Förderung,“ so schildert, offen 
genug, ein Artikel in der „Prawda“ die Lage?) welche heutzutage 
Künstlern zuteil wird, die ausschließlich dem Grundsatz 
revolutionären Inhaltes huldigen (‚Der Zweite Kongreß der Kom- 
intern‘, ‚Das Attentat auf Lenin‘ usw.), die laute Reklame, die 
ihnen gemacht, und die hohen Summen, die zum Erwerb ihrer 
Werke ausgeworfen werden — dies alles konnte nicht folgenlos 
bleiben. Wohin führt diese Kunstpolitik? Die Folge davon, daft 
die ‚öffentliche Meinung“ und nahezu sämtliche ‚Kritiker‘ sich rasch 
umgestellt und die neue Richtung eingeschlagen haben, war, daf 
sich der Kunst viele Elemente anhefteten und wohlwollende Auf- 
nahme fanden, die es verstanden haben, aus Karriere- und Kon- 
junkturrücksichten, sich den neuen Forderungen anzupassen 
Die fremden Elemente gedeihen, indes die jugendlichen, aufrichtig 
suchenden Künstler ins Hintertreffen seen t werden. .. Im 
Resultat nehmen wir im Kunstleben unseres Landes einen Still- 
stand, wenn nicht gar einen Rückschritt wahr.“ 

Wie vermag man nun die Kunst aus dem Sumpf der „ver- 
logenen Ideologie“ zu retten? Es klingt überraschend, wenn wir 
den Wortführer der welterlösenden „proletarischen Kultur“ auf 
die „reichen Traditionen der mit der es enheit und Gegen- 
wart der Völker der SSSR und namentlich ihrer Bauern- 
schichten verbundenen Volkskunst‘, „denen die jungen 
Künstler heute fremd geworden sind“, als wichtigste Quelle der 
Gesundung und normalen Entwicklung hinweisen hören. Freilich 
ist sich der Autor bewußt, daß seine Meinung eine durchaus 
ketzerische sei: „Schon die Formulierung dieser Frage allein 
wird als antimarxistische Häresie aufgefaßt,“ bemerkt er selbst. 
Die wirkliche Not ist jedoch so Stoß und so wenig kann ihr 


3) A. Kurella: „Die darstellende Kunst in SSSR“. „Prawda“, 1927, 169. 
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offenbar mit schrifttreuer Ideologie gesteuert werden, daß der- 
selbe Kritiker es wagt, auch noch an einem anderen Grundpfeiler 
der orthodoxen Doktrin zu rütteln, nämlich an der Oberhoheit 
und Unfehlbarkeit des „Massengeschmacks“. Er schreibt: „Der 
Künstler darf sich nicht von der Masse lenken lassen. Im histori- 
schen Entwicklungslaufe der Kunst sind hochkünstlerische Werke 
eschaffen worden, die aber den Massen in der bürgerlichen 
GescHcchaftsördnang unzugänglich waren. Der Geschmack der 
Masse enthält neben Elementen naiver und gesunder Einfachheit 
auch solche kleinbürgerlich - sentimentaler und falscher Auf- 
assung. 

Allerdings gerät hier der kommunistische Autor in offenen 
Widerspruch mit Lenin, dem die Zugänglichkeit für die Massen 
als wesentlichstes Merkmal künstlerischer Vollkommenheit galt. 
Hier ist eben jener Fall eingetreten, wo sich „das Kunstgefühl 
gegen die Hervorbringung einer Millionen verständlichen Form 

leichgültig zeigt“, von dem oben die Rede war. Wie tief der 
Ril bereits klafft, beweist der Umstand, daf der Kritiker es für 
nötig hält, vor der einreiſtenden Versimpelung zu warnen: „Die 
a der Künstler müßte dafür Sorge tragen, daß die 
Befassung mit den höheren Problemen der Malerei nicht auf- 
höre... Die Graphik für die augenblicklich wichtigste Kunst- 
or n erklären, hieße dasselbe, wie die Herstellung von 
Symphonien aufzugeben und lediglich die Harmonika zu pflegen.“ 

Auch hier haben wir es nicht mit einer Sondererscheinung zu 
tun. Die Stimmen gegen die überhandnehmende Verrohung und 
geistige Versimpelung mehren sich. „Für diese Richtung (der 
jungen proletarischen Dichter)“ schreibt z. B. D. Go r b Kk O W.“) 
„ist nicht das Interesse für das wirkliche Leben, sondern für die 
Hintertreppen des Lebens charakteristisch, nicht für die Psycho- 
logie, sondern für das, was man als deren Abfall bezeichnen 
könnte.“ ... „Der Kehricht des Alltags wird von diesen Autoren 
mit . .. eigentümlich zynischer Eleganz präsentiert.“ Ähnliche 
Klagen führt ein Kommunist in der oben erwähnten Erzählung 
von Gladkow: „Unser Komsomol hat sich einen Hooligan- 
und Diebsjargon angeeignet.. Das ist ein Zeugnis unserer 
schrecklichen Unkultur und des Mangels an Selbstachtung.‘®) 


* * * 


Dies führt uns zu einem der heikelsten und heiß diskutierten 
Probleme des heutigen Rußland: zu der schier unaufhaltsamen 
sittlichen und namentlich erotischen Verwilderung der „revolutio- 
nären“ Jugend. 

Bekanntlich hat die „materialistische“ Uberwindung der alten. 
„bourgeoisen” Moral zu einer Entfesselung sinnlidier Triebe ge- 


27) „Krassnaja Now“, 1926, 12. 
2) „‚Nowyj Mir“, 1927, 8, 39. 
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führt. Die Theorie, wonach der Befriedigung des Geschlechts- 
triebes nicht mehr Bedeutung zukäme als etwa der Stillung des 
Durstes durch ein „Glas Wasser“, hat großen Ruhm und ebenso 
große praktische Verbreitung erlangt. „Wenn ich mein Denken 
streng dialektisch aufbaue, muß ich unweigerlich der sogenannten 
Liebe jene idealistische Natur absprechen, welche ihr von bürger- 
lichen Ideologen zugeschrieben wird“ — so formuliert und be- 
gründet diese Theorie ein plumper, aber konsequenter Marxist 
in der zitierten Erzählung von Gladkow.2?) Gerade diese 
Erzählung des populären Autors läßt vor unseren Blicken ein 
geradezu niederschmetterndes Bild jener Zügellosigkeit vorüber- 
rollen. In dem Erholungssanatorium für verantwortliche kom- 
munistische Funktionäre in der Krim, in welchem die Geschichte 
sich abspielt, herrscht eine „Schamlosigkeit, eine Sauerei“, die 
eine verdiente alte Kommunistin in die Klage ausbrechen läft: 
„Im Menschenleben sind Entgleisungen und Abstürze möglich. 
Diese hat es auch früher gegeben in unserer revolutionären Welt 
Doc diese Entgleisungen blieben lange im Gedächtnis haften 
und hatten große seelische Umwälzungen zur Folge. Heute aber 
ist es anders. Jetzt scheint eine Lüsternheitsseuche zu wüten. 
Ich kann den Kampf gegen Vorurteile begreifen. Aber hier — 
diese anhaltende, schwere Umgestaltung der Moral! Ich weilt 
nicht, vielleicht bin ich schon zu alt und verstehe nichts von den 
neuen Beziehungen. Ich bin altgläubig, das ist wahr. Doch 
Schmutz bleibt immer Schmutz, und Rowdytum, mag es sich noch 
so revolutionär gebärden, bleibt Rowdytum. Meine revolutio- 
näre Vergangenheit — die Geheimarbeit und das Zuchthaus — 
scheint mir die schönste Zeit meines Lebens zu sein. Es tut mir 
leid um meine Vergangenheit.“ 0) 


Hier haben wir die Keimzelle und eine der Ursachen jener 
zerrüttenden Enttäuschung und Niedergeschlagenheit, die sich 
immer mehr zu einer tiefdringenden allgemeinen Erkrankung 
auswächst. „Der sozialistische Aufbau,“ heißt es in derselben 
Erzählung, „erfordert nicht allein Vorsicht, Achtsamkeit, klein- 
liche Sparsamkeit und Pedanterie, sondern audi ... Enthusiasmus, 
feurigen Glauben, Heroismus, jenes Pathos, das die Epoche des 
Bürgerkrieges durchtränkte. Leider merkte ich von solchem 
Pathos nichts mehr bei unseren Massen und Führern . . Leugnen 
sie die Tatsache der allgemeinen massenhaften Erschöpfung? 
Wodurch erklärt sich die gewaltige Anzahl von Nervenkranken 
und dann die Trunksucht, Bummelei, das Rowdytum und die 
spießerhafte Versumpfung?“ !!) 


Gladkow schildert eine widerliche Szene, in der eine Gruppe 
kommunistischer Jugendbündler — Insassen des Sanatoriums — 


») Ib., 35. 
30) Ib. 36. 
21) Ib. 48. 
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eine junge Genossin überfallen: „Hurra, 5 Ins Schlepp- 
tau genommen! Sie gibt sich mit Masin allein ab... Das darf 
nicht sein! .. Faß an, wo sie am weichsten ist... Treib ihr 
die Se aus... Es ist also kein gewöhnliches, 
sondern ein ideologisch begründetes Rowdytum, eine Anwendung 
der revolutionären Moral. 

Aber nicht allein das ist unheilvoll. Sondern: wie dieses 
junge Mädchen — ein Ausbund aller kommunistischen Tugenden, 
nach der Ansicht des Autors, — auf diese Zügellosigkeit reagiert. 
Der Autor erzählt: „Marussja lachte, atmete schwer, ordnete ihr 
Haar: ‚Dummköpfe! Schweine! Tölpel!_“ ... Dies Lachen wirkt 
fast ebenso unheimlich wie der Überfall selbst. 


Und wie hätte es auch anders kommen können? Ist doch 
diese kommunistische Jugend in dem „neuen Glauben“ erzogen 
worden, der da lehrt, daR alle Verfeinerung, Verinnerlichung. 
jede Pflege des Innenlebens, der Gefühle, der poetischen Träu- 
merei, nur Einflüsterungen des bösen individualistischen, idea- 
listischen, kleinbürgerlich-intelligenzlerischen Geistes, kurzum 
im höchsten Grade unmodern und rückständig seien. Macht sich 
nicht ein so tonangebender Erzieher dieser Jugend wie Fritsche, 
über Pilnjaks „ Gasi- Ideen von der Geheimnishaftigkeit seines 
Ich!. . , der ‚Eros und dem Geheimnis der Romantik‘ und von 
der Musik als einem Weg zum ‚Unbegreiflichen‘ und ‚Irrealen‘ “ 
lustig? Lehrt er sie nicht, daß vor dem „unerbittlichen und sieg- 
haften“ Lauf der „großen sozialistischen Revolution“ (des „eiser- 
nen Willens des Proletariats und der Organisierung und Kollek- 
tivisierung der Produktion und des Lebens“) alle „Individualisten, 
Eigenständigen, Träumer und Phantasten die Waffen strecken 
müssen“ und daß „vor ihrem Realismus und ihrer Logik die 
intelligenzlerische und bäuerliche Romantik erlischt“? 2) 


So müssen in der irregeleiteten und verkrüppelten Seele 
Zwiespälte und Hemmungen entstehen von der Art, wie sie 
Gladkow in seiner Erzählung darstellt, und die alle Lebens- 
kraft unweigerlich zersetzen. In absichtlich Turgenjewschen 
Tönen schildert er die erste tiefere Liebesregung eines kommu— 
nistischen Jünglings, aber echt „bolschewistisch“ ist die Reaktion, 
auf die sie in seinem Innern stößt. „Alles war ungewöhnlich und 
zauberhaft wie in einem Märchen .. Er hatte den Drang, vor 
Wonne laut aufzuschreien, diesen Pionieren nachzurennen, die 
Fahne zu ergreifen, sie hoch emporzuschwingen und Lieder zu 
singen, wie sie noch nie gesungen wurden. Aber sofort durch- 
zuckte sein Hirn scharf und kalt der Gedanke: Dummheiten, 
Genosse Masin, Empfindelei. Hast vor einem Mädel den Kopf 
verloren, wie ein schleimiger Intelligent... Du degenerierst, 


Bursche!“ s) 


32) „Prawda“, 1927, 189. 
s) „Nowyj Mir“, 1927, 8, 30. 
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Allerdings geht in ihm eine Wandlung vor: der .eherne 
Wille“ des e streckt in Wirklichkeit die Waffen vor 
der „intelligenzlerischen Romantik“. Er gesteht seiner Ange- 
beteten: „Weiß der Teufel, woher das kommt, Marussenzia .. 
Zum erstenmal im Leben erfahre ich es, daß die Liebe zu einem 
Mädel kein Firlefanz sei. Das hätte ich wirklich nicht gedacht! 
Hielt ich doch bisher alle Mädel für nichtsnutzig und die Arbeit 
mit ihnen für Puppenspiel. Du nun hast mir den Kopf verwirrt 
und ohne dich renne ich wie ein abgebrühter Trottel herum.“ 

Aber nicht nur ihm allein, der ganzen „revolutionären Ideo- 
logie“ ist es ähnlich ergangen. Der Kampf gegen die Theorie des 
„Wasserglases“ gilt heute als eine der dringendsten Aufgaben. 
Mehr oder weniger hat man es eingesehen, daß die Folgen der 
„neuen Moral“ viel tiefer gehen und viel verheerender sind, als 
etwa bloß die Unmöglichkeit, die Früchte der freien Liebe staat- 
lich zu versorgen. Und so erleben wir es. das selbst ein so unbe- 
dingter Gegner aller Träumerei und Phantasiearbeit, wie 
Fritsche, sich plötzlich in einen Verfechter des dichterischen 
Idealismus verwandelt. Mancher Leser, so schließt er seine 
Kritik der hier behandelten Erzählung Gladkows, „wird sagen: 
das ist sentimental, unzeitgemäß, hier tauschen der Komsomolez 
‚Romeo‘ und die Komsomolka ‚Julia‘ Liebessonette. Wir aber 
drücken dem Autor die Hand, der es gewagt hat, auf einem Bild- 
srunde potenzieller Tschubarowsitten zwei lichtvolle jugendliche 
Gestalten lebensgroß hinzustellen, die die Frische des Meeres 
atmen, das zu ihren Füßen rollt. Mancher Leser wird sagen: 
solche Wesen wie Marussja und Jascha gebe es im Leben ja gar 
nicht. Der Autor hätte sie erfunden .. Aber auch in diesem 
Falle könnten wir die Tat des Künstlers begrüßen. Denn wenn 
die berühmte Phrase eines des Helden von Beaumarchais: ‚ver- 
leumdet, verleumdet nur, etwas bleibt immer kleben‘, Daseins- 
recht hat, so darf man mit nicht geringerem Recht (auch diesma 
dem Autor) erklären: ‚veredelt. veredelt das Leben und die 
Menschen — von diesen veredelten Gestalten wird schon irgend- 
etwas im Gemüt und Sinn des Lesers übrigbleiben!‘ “34 

Wie weit freilich dem Kampf um Veredlung Erfolg beschieden 
ist, solange das „streng dialektische“, seelennegierende Denken 
herrscht, solange die Moral so definiert wird: gut ist, was dem 
Menschen wohltut, was ihm nützlich. bequem, angenehm ist“) 
— das ist eine andere Frage. g 

* * * 


Ähnlich liegen die Verhältnisse auf dem Gebiete des sowjet- 
russischen Theaterwesens. 

„Um die Probleme des Theaters tobte während des ganzen 
verflossenen Jahres ein heftiger Kampf“ — schreibt W. Knorin. 


30) „Prawda“, 1927, 201. 
30) „Besboschnik u Stanka“, 1927, 3. 
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~.. Unsere Theaterpolitik trug bisher in der Hauptsache einen 
konservativ-experimentellen Charakter. Die Organe, denen die 
Leitung der Theaterpolitik oblag, verfolgten vornehmlich das 
Ziel, die Theaterwerte der früheren Epoche und die alten Theater- 
kollektiven in ihrer bisherigen, vorrevolutionären Gestalt zu 
erhalten, und nur in einem ganz geringen Maße dachten sie an 
deren Annäherung an unsere sowjetistische Gegenwart... Die 
gesteigerten Bedürfnisse der Arbeitermassen verlangen nunmehr 
ein entschiedeneres Entgegenkommen an das Proletariat in allen 
Theatern und eine Änderung unserer Theaterpolitik im Sinne 
einer größeren Förderung ale: revolutionären Versuche.“ Es 
wiederholt sich hier mithin der gleiche Vorgang, wie seinerzeit 
aufdem Gebiete der Literatur. Die Unfähigkeit der tendenzechten 
kommunistisch-proletarischen Schaffensrichtung, die Hegemonie 
von innen her zu erringen, verleitet zu mechanischer Besitz- 
ergreifung und zur äußeren Diktatur. „Im Theater bildete sich 
eine Strömung, welche die Notwendigkeit einer rascheren An- 
näherung an die aktuellen Bedürfnisse des neuen Publikums 
unterschätzt. Auf der anderen Seite sind viele Parteigenossen ... 
geneigt, den Wert der alten Theaterkultur zu unterschätzen. ., 
und messen ausschließlich dem neuen revolutionären und selbst- 
tätigen Theater Wert bei, das in Hinsicht künstlerischer Meister- 
schaft noch auf einer ungenügend hohen Stufe steht. “7) Sie 
fordern eine energischere Anwendung solcher „machtvollen 
Suggestivmittel, wie die proletarische öffentliche Meinung, Presse, 


Kritik und die staatliche Aufsicht.“ 


Im Mai d. J. wurde nun von der Abteilung für Agitation und 
Propaganda des ZK der WKP eine Konferenz abgehalten behufs 
Festsetzung der Richtlinien der neuen Theaterpolitik. Wie seiner- 
zeit auf der Literaturkonferenz, wurde auch hier eine Resolution 
gefaßt. welche nach Möglichkeit beiden widerstreitenden Gruppen 
gerecht werden will. Es liegt uns ein interessanter Artikel 
ALunatscharskijs vor, der die äußerst widerspruchsvolle 
Situation klar beleuchtet. Er lautet in der Hauptsache wie folgt: 


»Denjenigen, die unter der Flagge des objektiven Akade- 


mismus der alten, erprobten Theaterwerte .. gehofft hatten, die 
evolution zu ignorieren und die das Bestreben der Sowjetregie- 
tung. die alten. ausgezeichneten Theater . . zu erhalten, dazu 


ausnutzen wollten, um dem Eindringen des ihnen unliebsamen 
ebendigen Geistes Widerstand zu leisten — hat die Beratung mit 
aller Deutlichkeit gezeigt. daR die Partei, und mit ihr selbstver- 
ständlich die Regierung, die Beschleunigung des einstweilen noch 

assen Fortschritts des neuen ne Theaters nicht bloß 
erwarten, sondern auch fordern will. 


— 
— 


*) „Prawda“, 1927, 114. 
31) Ib. 
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Aber auch diejenigen, die, die Dinge überstürzend, die Zer- 
reißung der alten Fesseln verkündeten und darum bereit waren, 
die alten Werte in Scherben zu schlagen; denjenigen, die die 

anze Vielgestaltigkeit der Kultur und ihrer Probleme in ihrem 
erte nicht erkennen; die die Kunst mit dem Maßstab des 
hundertprozentigen Programms und der engen Agitation messen 
— auch ihnen wurde mit allem Nachdruck erklärt, daß die alte 
Kunst, die großen künstlerischen Errungenschaften und hohe 
Meisterschaft ihren Wert in den Augen der Partei nicht verloren 
haben, und daß sie sich dessen genau bewußt ist, wie sehr die 
Triebräder der Agitation im Leeren laufen müssen, wenn es ihnen 
nicht gelingt, mit ihren Zähnen die verschiedensten Seiten der 
menschlichen Natur zu erfassen ... 

Wir wollen glauben, daß es uns gelingen werde, auch auf dem 
Gebiete der Kritik jenem Gemisch von Launenhaftigkeit und 
Enge ein Ende zu machen, das uns bisher vorzugsweise vorgesetzt 
zu werden pflegte. Zugleich aber müssen wir auch die andere, 
ar sehr wichtige Bedingung berücksichtigen: das Theater 

arf keinesfalls restlos auf die Behandlung von Tagesfragen 
reduziert werden. Es darf nicht ausschlieflich ein Institut für 
Propaganda werden. i 

Worin bestand die außerordentliche Macht der klassischen 
Literatur?) .. Darin, daR sie den Menschen von allen Seiten 
erfaßt, auch von den schwächsten. Sie berücksichtigt sowohl seine 
Wißbegierde, als auch die furchtbar mächtigen Triebe persön- 
licher Natur: Liebe, Ehrgeiz usf. 

Daß das didaktische und aktuelle Theater alle anderen über- 
ragt, daß gerade es am leichtesten „Ewigkeitswert“ erlangt, das 
wissen wir genau. Folgt aber daraus, daß wir unsere gesamte 
Kunst in das Fahrwasser der Politik und des politischen Alltags 
gewaltsam lenken dürfen? Lassen wir es geschehen, so werden 
wir unsere Wirkung auf die Massen nicht erhöhen, sondern im 
Gegenteil bis zum äußersten abschwächen.“ 8) 

In diesen Ausführungen tritt mit seltener Deutlichkeit die 
unheilbare Diskrepanz des gesamten sowjetrussischen Geistes- 
lebens zutage. An sich gilt das belehrende und aktuelle — 
gemeint ist das den Parteizwecken und der politischen Propa- 
ganda dienende — Theater als höchstes i vollkommenstes. 
Aber diese ideale Kunst hat nur den einen Mangel: sie vermag 
nicht zu zünden, sie wirkt nicht auf die Massen, deren Wille es 
angeblich sei, die Kunst ihrer Politik dienstbar zu machen. 


Bemerkenswert ist indessen die Tatsache, daß bei aller 
Reverenz Lunatscharskijs vor dem Parteiprogramm die Wag- 
schale seiner Ermahnungen offensichtlich sich der Kunst zuneigt, 
welche den Gesamtmenschen, das von der offiziellen Ideologie 
eben nicht berücksichtigte volle Leben erfaßt. Denn diese Seite 


») „Krassnaja Gaseta“, 1927, 232 (1350). 
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des Lebens und Schaffens ist es eben, die unter dem Druck der 
Doktrin vollends zu verkümmern droht. Auch dies ist ein bedeut- 
sames Zeichen der Zeit. 


* * * 


Freilich schwankt die Wage immer noch heftig. Noch besitzt 
die Partei die Gewalt, zu binden und zu lösen. Man kann ja 
auch die oben angeführten Tatsachen verschieden deuten und 
werten. Erscheinen sie dem einen als Anzeichen einer neu- 
artigen Entwicklung, welche hemmende Bande zu sprengen sich 
müht, so können andere sie als aktivistische Uberbleibsel einer 
bereits überwundenen Epoche auffassen. Was nicht geleugnet 
werden kann, ist indessen die augenfällig anschwellende Macht 
und Ausbreitung der „revolutionär- konservativen“ Tendenzen. 
Welche der beiden Auffassungen aber recht behalten wird, wird 
die Zukunft — vielleicht sogar schon die absehbare — lehren. 


Kultureller und wirtschaftlicher Wieder- 
aufbau in der Deutschen Wolgarepublik. 


Von Oswald Zienau. 


Die Autonome Sozialistische Räterepublik der Wolgadeutschen 
ist jüngeren Datums: der XI. Rätekongreß des Wolgadeutschen 
Gebietes im Januar 1924 rief sich aus als I. Rätekongreß der 
Autonomen Räterepublik der Wolgadeutschen und wählte ent- 
sprechend dem Unionvorbilde das Zentrale Exekutiv-Komitee 
und den Rat der Volkskommissare. 

Vom deutschen Komitee mit dem Sitz in Saratow, das den 
Selbstschutz gegenüber stark bedrückendem Banditenunwesen 
organisierte, bis zur national-kulturellen Autonomie hat es viele 
Zwischenstufen der Entwicklung gegeben. Deutschstämmige 
Bolschewisten haben organisatorisch diese Entwicklung in der 
Hand gehabt: in Anlehnung an die von der Staatszentrale im 
Laufe dr Zeit mehr und mehr gewährten Minoritätsrechte und 
-freiheiten wurde die national-kulturelle Selbständigkeit der 
deutschstämmigen Siedler an der Wolga durchgeführt. 

Pokrowsk ist bei der letzlichen Gebietsabrundung und Ein- 
beziehung andersrassiger Splittergruppen das politisch-admi- 
nistrative Zentrum dieser Wol adeutschen-Republik geworden: 
eine Kosakenstadt, aus verwaltungs- und verkehrstechnischen 
Gründen zum politisch-administrativen Zentrum gemacht, also 
rein äußerlich ohne den geringsten Ausdruck neuorientierten 
Nationalwillens; eine typische Kosakensiedlung, in der die 
deutschen Aufschriften zu Ämtern oder Organisationen allein 
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nicht den neuen politischen und kulturellen Sinn vermitteln 
können. Aber bezeichnend für die erste Richtung und den 
Umweg, den der deutschstämmige Bolschewismus geht, um zu 
dem von Natur aus geistig schwerfälligen Kolonisten zu gelangen: 
denn bislang vollzieht sich diese Entwicklung zu einer national- 
kulturellen Psyche ohne merkliche Resonanz bei den deutsch- 
stämmigen Bauern der Wolgawiesenseite und mit größter Zurück- 
haltung mehr neugierig betrachtet als gewertet bei den Klein- 
und Hausgewerblern des Wolgaberglandes. 

Losgelöst vom natürlichen Kulturmutterboden, dem ehe- 
maligen Katharinenstadt (heute Marxstadt), und — bolsce- 
wistisch- gedacht durchaus verständlich — in sicher gewollt 
losester Verbindung mit diesem, ist der deutsch-bolschewistische 
Autonomiegedanke nur zu finden in den Sn der knappen 
fünf Prozent Bolschewisten, die zum größten Teile in Pokrowsk 
domizilieren. Der Wolgakolonist steht zum mindesten in einem 
sehr lockeren inneren Verhältnis zu der vollzogenen Neuorien- 
tierung; denn näher lag ihm in all den Jahren nacktesten 
Existenzkampfes die Sorge um seine materielle Selbsterhaltung, 
als daß er sich mit den geistigen Inhalten der staatlichen Neu- 
ordnung hätte genügend bekannt machen können. Die Ent- 
wicklung zur nationalen Autonomie, die tätige Anteilnahme des 
Kolonisten auch im fernsten Dorfe am inneren Ausbau der 
Autonomie zu einem wahren Ausdruck bäuerlichen National- 
kulturwillens, ist für den durch die eigenkulturfeindlichen 
zarischen Despotien geistig zu schwer mitgenommenen Bauern 
nicht eine von heute zu morgen gelöste Aufgabe. Die Männer in 
Pokrowsk, die diese Entwicklung und Anteilnahme lenken und 
fördern mit allen nur verfügbaren Mitteln, wissen zu gut, durch 
welche schwierigen Etappen diese national-kulturelle Aufbau- 
arbeit noch zu gehen hat, bis auch nur geringe Erfolge in diesem 
Sinne vorliegen werden. 

Kaum, daß der Wolgakolonist sich seiner deutschen Abstam- 
mung noch bewußt ist; eine mehr als 150jährige Russifizierungs- 
politik, mit allen Schikanen betrieben, hat hier vollen Erfolg 
gehabt: das Nationalgefühl so gut wie erloschen, die Heimat- 
sprache zu einem deutsch-russischen Kauderwelsch geworden und 
das Typische in Gestalt und sonstigen Merkmalzeichen ausge- 
löscht, untergegangen. Wie augenscheinlich das alles wird bei 
Fahrten durch die deutschen Siedlungen oder am stärksten bei 
Aufenthalten in ihnen! Alles eigenkulturlih und national 
Wesentliche ist verschwunden, ist zersetzt von den Einflüssen 
insbesondere ukrainische Umgebung. Gerecterweise muß bei 
solchen Feststellungen aber daran erinnert werden, daß wohl 
keine der deutschen Kolonisationen unter so ungünstigen Ent- 
wicklungsverhältnissen zu leiden hatte wie eben die an der 
Wolga. Waren die Mißernten in der bolschewistischen Epoche 


wohl am ungeheuerlichsten in ihren Auswirkungen, so waren sie 
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aber nicht die einzigen; seit Beginn der Kolonisation aufgetreten, 
haben sie mit noch anderen unglücklichen Zusammentreffen oder 
Folgeerscheinungen die bäuerlichen Wirtschaften nicht erstarken 
und damit den Bauern selbst nicht wehrhaft genug gegen Kultur- 
unterdrückung sein lassen. Kraftlos geworden in der Seele, 
kämpft der deutschstämmige Bauer an der Wolga in harter Fron 
eines widerspenstigen Bodens nur noch um seine nackte Existenz; 
diese Bodentron und die Naturkatastrophen vergangener Jahre 
haben den Wolgakolonisten so gut wie vergessen lassen, daß es 
neben den leiblichen auch geistige Bedürfnisse gibt, und daß die 
Erhaltung und der Kampf um bedrohter nationaler Kulturgüter 
willen etwas durchaus Wesentliches und Wertvolles ist. — Nur wer 
mit eigenen Augen gesehen hat, welche Tragik dieser Naturbrot- 
kampf in das Leben dieser Menschen und der Gemeinschaft 
etragen hat, wird ermessen können, welche Riesenaufgabe die 
l zu national-kulturlihem Eigenleben ist und unter 
welch besondern Voraussetzungen diese Aufgabe von den deutsch- 
stämmigen Bolschewisten nur durchgeführt werden kann. — 

Der Bolschewismus leistet sich eine anerkennenswert weit- 
herzige Behandlung der Nationalitätenfrage; demgemäß stellt 
auch die Pokrowsker Führerschaft den Nationalcharakter ihrer 
Selbständigkeitsbewegung in den Vordergrund. Hiermit zusam- 
menhängend ist durchaus ernst zu nehmen und glaubhaft die 
Beteuerung, daß die eigenkulturliche Erziehung der Wolgakolo- 
nisten stärkste Förderung im Rahmen des Möglichen erfahren 
wird. Zu bedenken ist hierbei nur, daß der Rahmen des Mög- 
lichen aber auch gezogen wird durch die bolschewistische Ideologie. 
Wer längere Zeit hindurch diese deutsche Räterepublik bereist 
hat, gewinnt den unbedingten Eindruck, daß die betonte Unter- 
streichung des national-kulturlichen Charakters des wolga- . 
deutschen Rätestaates mehr als Phrase ist! 

Es ist schon gesagt, daß Pokrowsk ohne jegliche Note eines 
geistigen Deutschtums ist; schwer denkbar ist es auch, daß diese 
alte und wenig saubere Kosakenstadt jemals der geistige Mittel- 
punkt eines neuerstarkten Nationalbewuſttseins und -willens 
werden könnte. Um so stärker empfindet man aber in dem natür- 
lichen Kulturzentrum des wolgadeutschen Gebietes, in Marxstadt, 
den Willen zur Betonung nationaler und kultureller Selbständig- 
keit! Nicht allein, daß das äußere Bild dieser Siedlerstadt ein 
viel höheres Kulturniveau als Pokrowsk und die anderen nur- 
deutschen Siedlerstädte im Innengebiet der Räterepublik bezeugt, 
sondern es ist vor allem die geistige Einstellung zu den national- 
kulturlichen Problemen und der aus dieser Psyche erwachsene 
ups der stark empfindbar die national-kulturellen Wieder- 
aufbauarbeiten vorwärts treibt, die Marxstadt allein zum Aus- 
gangspunkt einer so gearteten Selbständigkeitsbewegung prä- 
destinieren. Offiziell ist diese geistige Wiederaufbauarbeit geleitet 
und beherrscht von der bolschewistischen Ideologie. Wer tieferen 
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Einblick in den Stand der Beziehungen der deutschstämmigen 
Bolschewisten zum Kolonisten bekommen hat und hiernach die 
Entwicklungsmöglichkeiten und die Richtung der so eingeleiteten 
Kulturarbeit beurteilt, der weif, daß dieser Weg zum national- 
kulturellen Wiedererwachen der einzig 555 ist, daß aber 
der ne nicht nur die Verankerung der bolschewistischen Ideen 
sein wird... 

Selbstverständlich ist, daß die Rätepraxis — und man muß 
staunen, mit welchem psychologischen Einfihlungsrermögen — 
den vorliegenden besonderen Verhältnissen und Aufgaben ange- 
paßt worden ist. So erklären sich einige Abweichungen von dem 
sonst üblichen nationalen und kulturellen Verwaltungsapparat, 
Abweichungen, die in diesem Falle auf die baldige Gewinnung 
von Mitarbeitern aus den dem Bolschewismus noch ganz wesens- 
fremden bäuerlichen Schichten abzielen. 

In diesen Zusammenhängen muß auch noch von dem wich- 
tigsten Instrument der Verankerung einer neuen Staatsideologie 

esprochen werden: der Schule. — Nach Unions-Dekret ist aus 
dem Schulunterricht die Religionsstunde gestrichen. Aber sonst 
ist die Schule in der Wolgadeutschen Räterepublik doch noch 
etwas anderes wie im übrigen bolschewistischen Rußland: ihr 
Lehrplan ist durchaus eingestellt auf die direkten und hier 
schon angedeuteten national-kulturellen Aufgaben. Nicht wenige 
Schulen der deutschen Siedlungen im Wolgagebiet habe ich 
besucht; und es sei gesagt: der Erziehung zu i Natio- 
nalbewuftsein war ein breiter Raum gegeben! In Marxstadt 
und in anderen nurdeutschen Kantonstädten zeigten mir Schüler- 
arbeiten im einzelnen und in Ausstellungen zusammengefaßt, von 
welchem Geiste diese Erziehungsarbeit getragen war: deutsche 
Sagen und Meistererzählungen in den Heften und Szenen aus 
deutschen Dichterwerken und deren Porträts mehr als gewollte 
denn gelungene Bleistiftzeichnungen in nicht oberflächlicher Be- 
handlung sind hoffnungsvolle Anfänge und Früchte dieser Er- 
ziehung. Zu bedenken ist dabei, daß der hauptsächlich amtierende 
Lehrerbestand in der Vorkriegszeit und damit nur russisch in 
seinen Fächern ausgebildet ist. Wird diese Lehrerschaft ergänzt 
oder abgelöst durch die im Marxstädter Seminar — mit einem 
spezifisch deutsch-kulturlichen und deutsch-sprachigen Unter- 
richtsplane — herangebildete Lehrkräfte, dann wird die Er- 
ziehung kommender Kindergenerationen systematische Ver- 
tiefung in der oben gekennzeichneten Hinsicht erfahren. — 

Vieles, sehr vieles steht in dieser Wolgadeutschen Räte- 
republik in den ersten Anfängen einer Entwicklung zu national- 
kultureller Selbständigkeit. Unter der Voraussetzung einer eini- 
germaßen guten Wirtschaftslage werden erst Jahrzehnte einer 
ungestörten Entwicklung erkennen lassen, wie weit die deutsch- 
stämmigen Bolschewisten ihr Vorhaben einer nationalkultur- 
lichen Wiedererweckung der Wolgakolonisten zur Durchführung 
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bringen konnten oder ob sie doch nur die Beauftragten einer 
Zentrale mit ganz besonders eingestellten Absichten sind. Haupt- 
sächlich ist bei allen möglichen und vielleicht auch gegebenen 
Einschränkungen und Einwendungen: dal die Räte- 
republik der Wolgadeutshen den Kern zur 
Wiedergeburt eines fast vergessenen Deutsch- 
tums der Wolgadeutscen in sich trägt! — 


* * * 


„Selbst bei einer ganzen Reihe positiver Anzeichen kann man 
och nicht sagen, daß die Wirtschaftslage der Wolgadeutschen 
etwa günstig sei. Erstens umfassen diese Anzeichen nicht die 
gesamte Wirtschaft, und dann müssen uns diese günstigen Einzel- 
erscheinungen nicht von der an sich schweren Lage der Landwirt- 
schaft ablenken, die sich noch immer nicht von den Miſternten der 
letzten Jahre erholen konnte und die insbesondere noch unter 
den Folgen der Miſternte von 1924 zu leiden hat, obgleich die- 
selben durch die Hilfe der Zentralregierung gemindert worden 
sind. Die Landwirtschaft ist aber die Crundlare der Volkswirt- 
schaft der Räterepublik der Wolgadeutschen. So zeugen denn 
die günstigen Anzeichen mehr für die Anspannung der Kräfte im 
Kampfe für die Ordnung und Besserung der Volkswirtschaft als 
für die tatsächliche Lage derselben.“ 

So ein Quartalsbericht der Statistischen Verwaltung der 
Wolgadeutschen Räterepublik von Mitte 1925: durchaus kenn- 
zeichnend die Lage der Volkswirtschaft der Republik im allge- 
meinen wie auch die des Kolonisten im besonderen. Dieser Be- 
richtsauszug zeigt, was ich als Bestätigung hierzu auf meinen 

uz- und Querfahrten im Wolgadeutschengebiet immer wieder 
erfreulicherweise selbst erfahren konnte: die nichts verschlei- 
ernde und nichts beschönigende Offenheit in der Darstellung und 
Beurteilung der Lage der Volkswirtschaft und des Kolonisten. 

Die Alarmmeldungen der „Nachrichten“ — des offiziellen 
Regierungsorgans — über die wiederum hereinbrechende Miſt- 
ernte und die Darstellung der Panikstimmungen und flucht- 
artigen Unternehmungen der Kolonisten aus dem Jahre 1924 
stehen mir noch vor Augen; 1925 eigentlich das erste Jahr mit 
einer durchschnittlich guten Ernte. Aber doch noch lange nicht 
put genug, um einen Ausgleich bzw. eine merkliche Hebung der 

ge der bäuerlichen Wirtschaften herbeiführen zu können. 
Denn wie sehr die Wirtschaftslage des Wolgakolonisten durch 
die schnell folgenden Mifßernten von 1921 und 1924 in Verbin- 
dung mit vielerlei verschärfenden Umständen gesunken ist, ist 
nicht vorstellbar für denjenigen, der nicht an Ort und Stelle die 
vernichtenden Wirkungen dieser Natur- und Revolutionserschei- 
nungen kennenlernen konnte. Man muß die greisenhaften 
Kin u Jahren b. die furchtbaren Elendsgestalten unter den in den 


besten Jahren befindlichen Kolonisten gesehen haben, mußte sich 
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von einem frühzeitig gebrechlich Gewordenen sagen lassen, daß 
„das Brot so rar wie ein weißer Spatz selten gewesen“, um das 
Furchtbare der Lage der Wolgakolonisten und die Unmöglichkeit 
wirtschaftlichen Emporstiegs mit nur durchschnittlichen Mitteln 
begreifen zu können. 


Mit Ausnahme von wenigen Mennonitensiedlungen, die durch 
eine besondere Wirtschaftspolitik und gemeindliche Organisation 
den Auswirkungen der Natur -und Revolutionskatastrophen viel 
gewappneter begegnen konnten, ist der innere und äußere Zu- 
stand der Siedlungen und der der Kolonistenwirtschaft mit nur 
geringen Ausnahmen ein solcher, daß genereller Neuaufbau in 
vollem Umfange und die Beschaffung kompletter landwirtschaft- 
licher Betriebseinrichtungen zur Wiederherstellung voller wirt- 
schaftlicher Leistungsfähigkeit — wovon die Entwicklung der 
Volkswirtschaft der Wolgadeutschen Republik ganz und gar 
abhängig ist — notwendig ist. Außer den durch die Moskauer 
Zentralregierung zur Überwindung der Mißerntefolgen zur Ver- 
fügung gestellten Geldern, die augenscheinlich der allergrößten 
Not abgeholfen haben, hat darüber hinaus die Pokrowsker Regie- 
rung Grofßacergerätschaften aufgekauft und mit Hilfe genossen- 
schaftlicher Bauernorganisationen der Inbetriebnahme zugeführt. 
Selbstverständlich ist der Kreis der von dieser Gerätezuführun 
betroffenen Bauern nur ein beschränkter und nicht zureichen 
zur bemerkenswerten Aufbesserung der Allgemeinwirtschafts- 
lage der Kolonistenschaft. Ausschlaggebend für die Beurteilung 
der Lage der Kolonisten und damit der Volkswirtschaft der 
Wolgarepublik ist, daß Anbaufläche und Viehbestand noch immer 
stark zurückgeblieben sind gegenüber dem Stande der Vorkriegs- 
zeit: Wurden 1910 auf dem Gebiet der deutschen Kolonisation 
955000 Defjatinen (100 %) bebaut, so 1920 798000 (83 ). 
1923 472 000 (45 ), 1924 556 000 (59 %) und 1925 630 000 (65 9%) 
Deftjatinen. Der Gesamtviehbestand sank von 1916 mit 1 281 917 
Stück bis 1924 auf 647 722 (505 %) Stück; die Viehhaltung auf 
einer Bauernwirtschaft ist dementsprechend zurückgegangen von 
14,6 auf 7,3 Stück durchschnittlich. Ackervieh — Pferde und 
Großhornvieh — sind im Herbst 1924 vorhanden: Pferde 29,5 % 
und Großhornvieh 60,5 % der Friedenshaltung. 


Es haben diese Verhältnisse ihren starken Einfluß auf die 
einzelnen Gesellschaftsgruppen unter der Wolgakolonistenschaft 
gehabt; der „reiche Bauer der Vorkriegszeit ist an der Wolga 
insbesondere eine ausgelöschte Persönlichkeit. Nur in den Fällen, 
wo die „Groſtfamilie Zusammenfassung und rationelle Aus- 
nutzung der Arbeitsmittel und -kräfte erlaubt, bei größerem 
und verzweigterem Wirtschaftsbetriebe, ist der Wirtschaftswohl- 
stand und -zustand ein über das Allgemeinniveau weit hinaus- 
gehender. Begünstigt durch solche wirtschaftsstärkende Voraus- 
setzungen, hat sich-hier das bolschewistische Kollektivwirtschafts- 
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system zu einem wirtschaftsfördernden Moment gestaltet: Inten- 
sivierung der Bodenbearbeitung und kommerzielle Ausnutzung 
der agrarischen Produktion haben nicht nur die Wirtschafts- 
substanz erhalten, sondern sogar bisweilen nicht unbedeutend 
vergrößert. Dieses Kolonistenelement bildet — eigenartiger- 
weise! — die Mitgliederschaft der landwirtschaftlichen Genossen- 
schaften, was seine wirtschaftliche Stellung gegenüber dem armen 
Bauern noch stärker werden läßt. So wird sich ganz selbstver- 
ständlich mit der Zeit auch in der Räterepublik der Wolga- 
deutschen (wie in der übrigen Kolonisation noch stärker fühlbar) 
die schon bestehende wirtschaftlihe und soziale Kluft zwischen 
den begüterten und den armen Kolonistenbauern verschärfen und 
zu stark gegensätzlichen Klassenbildungen führen: klar erkenn- 
bar weisen die vorhandenen, typisch ausgeprägten Ansätze auf 
diese Entwicklung hin! 

Staatsgüter, eine agrarkulturliche Versuchsstation und Melio- 
rationsunternehmungen größeren Stils sollen allgemein durch 
wirtschaftspraktische Vorbilder und Förderung die Lage der 
Landwirtschaft heben. Sind die Staatsgüter noch absolut im 
anfänglichen Aufbau begriffen und so noch ohne jegliche Bedeu- 
tung für die Zweckerfüllung, so sind um so anerkennenswerter 
die Leistungen der agronomischen Versuchsstation bei Krassny 
Kut. Diese Anstalt steht unter der wissenschaftlichen Führung 
bekannter und tüchtiger Agronomen, und der praktische Sinn 
und Zweck der Anstalt wird dadurch außerordentlich gefördert, 
daß durch handgreiflihen Anschauungsunterricht theoretische 
Versuchsergebnisse ausgewertet werden. Wenn der deutsche 
Kolonist an der Wolga wieder zu einem bodenständigen und 
witterungsfesten Saatprodukt kommt und damit die Furdıtbarkeit 
der Naturkatastrophen gemindert wird, dann hat diese Versuchs- 
station hierfür das größte Verdienst aufzuweisen! 

Das Wirtschafsbild der Wolgarepublik wird abgerundet durch 
Erwähnung der textilen Heimindustrie im Kanton Balzer (auf 
der sogenannten Bergseite der Wolga) und der Industrie in 
Marxstadt. Eine Fabrik für Landwirtschaftsmaschinen, die an 
einem besonderen Traktortyp herumkonstruiert, Mühlenbetriebe, 
du gewerke und eine Tabakfabrik, die „Machorka“ herstellt, sind 
mit der Balzer Heimindustrie die Zweige der Industriewirtschaft 
der Räterepublik. Wie die Balzer Heimindustrie, so ist die ver- 
staatlichte Industrie in Marxstadt in ihrem Gedeihen völlig 
abhängig von der Wirtschaftslage der bäuerlichen Kolonisten- 
schaft, da für irgendwelchen Export die Produkte dieser Industrie 
nicht geeignet sind. Bei einigermaßen normaler Allgemeinwirt- 
schaftslage ist noch bedeutend ausbaufähig die gut organisierte 
und eingerichtete Fabrik landwirtschaftliher Maschinen, die 
unter der Leitung eines zugewanderten deutschen Ingenieurs 
steht, der sich in der Betriebsführung von kaufmännischen Kal- 
kulationsgrundsätzen leiten läßt. | 
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Es ist die erste Voraussetzung für eine gedeibliche Entwick- 
lung der Volkswirtschaft der Kolonistenrepublik gegeben: die 
von einem starken Wollen und von nicht unbedeutender Wirt- 
schaftsbegabung beherrshte unermüdliche Arbeitskraft der 
deutschstämmigen Kolonistenbevölkerung. Angespornt durc ein 
eigenkulturlihes Ziel und nicht gehemmt durch nebelhaft- 
abstrakte Prinzipien und Doktrinen kann ein starkes Eigen- 
wirtschaftsleben zu Wohlstand und Zufriedenheit der deutsch- 
stämmigen Kolonisten an der Wolga führen. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Innere Politik Rußlands. 
Von Otto Hoetzs ch. 


Die diesmalige Übersicht erstreckt sich über zwei Monate. 
Da diese in der äußeren Politik so viel Stoff gebracht hat, daß 
der Rahmen eines Monatsberichtes gesprengt wird, wird die 
außenpolitische Situation Rußlands in einem selbständigen Auf- 
satz dıeses Heftes, die der Randstaaten im nächsten Heft darge- 
stellt. Indem ferner für das einzelne auf die Wirtschaftsumschau 
verwiesen wird, müssen jedoch hier die größten Linien der wirt- 
schaftlichen Lage doch gezogen werden, weil ohne sie die 
Schilderung und Beurteilung der innerpolitischen Krise nicht den 
richtigen ean erhielte. 


I 


Zunächst also die Ernte. Rußland hat zwei aufeinander 
folgende gute Ernten gehabt; drei aufeinander folgende dieser 
Art sind immer sehr selten gewesen. Man bezeichnet die dies- 
malige Ernte, das ganze zusammengenommen, auf unter-mittel 
und rechnet das Ergebnis um 100—150 Millionen Pud geringer 
als im Vorjahr, will aber gleichwohl für die Getreideausfuhr- 
kampagne 1927/1928 750 Millionen (670 im Jahre 1926/1927) 
bereitstellen. Bei der Beurteilung der Ausfuhrmöglichkeiten 
kommt aber nicht nur der absolute Vorrat für die Ausfuhr in 
Frage, sondern die nicht zu übersehende Tatsache, daß der 
Inlandskonsum an Getreide unausgesetzt steigt, und ferner, daß 
im jetzigen und im neuen Wirtschaftsjahr keine Besserung in 
der Befriedigung des Warenhungers der Bauern abzusehen ist. 
Ershwerend kommt ferner zu diesen bekannten älteren 
Momenten hinzu, daß man immerhin auch wirtschafts- und 
finanzpolitisch mit der Kriegsgefahr und der Vorbereitung auf 
sie rechnet. Das bedeutet im ganzen: keine katastrophale Lage, 
da für das Ernährungsbedürfnis zweifellos genügend Vorrat 
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vorhanden ist, aber mindestens dieselbe, voraussichtlich eine 
5 Schwierigkeit in der gesamten wirtschaftspolitischen 

anipulation. l 

Das Budget kann für 1926 auf 1927 voraussichtlich in seiner 
Endsumme (5 Milliarden Rubel, 1 Milliarde mehr als 1925 auf 
1926, über dreimal so hoch wie 1922/1923) durchgeführt werden. 
Die Einnahmen aus direkten Steuern sind befriedigend, weniger 
die aus indirekten Steuern, befriedigend wiederum die Einnah- 
men nichtsteuerlicher Art. Zur Beurteilung der Frage, inwieweit 
der jetzige russische Staat konsolidiert ist, sind selbstverständlich 
diese einfachen Tatsachen gleichfalls fest im Auge zu halten. Für 
1927 auf 1928 liegt vorläufig nur der Entwurf des Budgets vor, 
der bis 5½ Milliarden Rubel im Gesamtabschluff steigt, 9,3 Prozent 
mehr als im Vorjahr. Wiederum ist wichtig darin der Anteil, der 
in den Ausgaben auf die staatliche Industrie fallen soll: 580 Mil- 
lionen Rubel = 7,7 Millionen Mark mehr als im Vorjahr. Die 
Landwirtschaft erhält nur 5,6 Millionen mehr, dagegen sollen für 
die Elektrifizierung 45 Millionen mehr ausgegeben werden. 

Zeugen diese Zahlen von einer Konsolidation der Wirtschaft, 
freilich mit recht hoher Steuerbelastung, so wird das Bild 
indes erst vollständig durch den Blick auf die ohne Zweifel, wenn 
nicht gefährdete, so doch gespannte Währungslage. Dieses 
Mal ist schon vor dem Beginn der Ernte, der naturgemäß einen 

ofen Bedarf an Geldumlaufsmitteln erfordert, die Summe 

ieser Geldumlaufsmittel sehr stark erhöht worden. Allein für 
das dritte Quartal (April, Mai, Juni) des Wirtschaftsjahres wurden 
an Tscherwoneznoten und Staatsgeld 128,6 Millionen Rubel mehr 
emittiert und in den folgenden Monaten ist das entsprechend 
weiter gegangen. Der Reichsbankausweis vom 1. Oktober besagte, 
daf der Gesamtumlauf an Tscherwoneznoten ist: 1026,5 Millionen 
Rubel gegen 99,3 Millionen Rubel am 16. September. Allein 
im September betrug die Emission an derartigen Noten 73,3 Mil- 
lionen. Das ist noch bedenklicher, da die Handels bilanz, 
in die natürlich heute die Ergebnisse der Getreideausfuhr noch 
nicht eingerechnet werden können, passiv ist und die Gold- und 
Devisenbestände der Reichsbank stark vermindert, obwohl man 
die Bestellungen im Ausland stark eingeschränkt hat. Heute 
jedenfalls sieht es so aus, als werde auch das vierte Quartal (Juli, 
August, September) des Wirtschafts jahres passiv abschließen und 
die Devisenlage weiter anspannen. 

Schlieflich das Hauptproblem und der Hauptgegenstand der 
Sorge und Erörterung: Die Senkung der Produktionskosten und 
die Steigerung der Produktion in der Industrie aller Grade. 
Diese Schwierigkeiten sind nach wie vor nicht behoben. Die 
beabsichtigte Preissenkung hat sich nicht durchführen lassen. Die 
Löhne sind vielfach umgekehrt schneller gestiegen als die Pro- 
duktion. Der Wirtschaftsplan nimmt 1927/1928 einen verstärkten 
Ausbau der Leichtindustrie in Aussicht, ändert somit das frühere 
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Programm auf Kosten der Schwerindustrie ab. Man kommt in 
dieser ganzen mühseligen statistischen und wirtschaftspolitischen 
Arbeit nicht vorwärts und das kommende Wirtschaftsjahr wird 
mindestens die gleiche, wahrscheinlich größere Schwierigkeit für 
den Aufbau der Sowjetwirtschaft bringen. Das letzte Wort aber 
über das abgelaufene Wirtschaftsjahr kann erst das Schluf- 
ergebnis der Getreideausfuhrkampagne sprechen. 
Sieht man im ganzen dieses Bild stärkster gegenseitiger Ver- 
schuldung der staatlichen, genossenschaftlichen und anderen 
Organe, der äußerst geringen Kapitalneubildung, der schwachen 
Zunahme der Produktivität und der Verwirrung im ganzen 
Wirtschaftsapparat und Wirtschaftsorganismus an, so ist es ohn€ 
Zweifel trübe und von Gefahren und Krisenmomenten nicht frei. 
Aber es ist nicht überflüssig zu betonen, daß es sich hier um ein 
anz überwiegend agrarisches Land handelt, das nach dem 
Sande der Lebensansprüche seiner Bevölkerung und zugleich 
nach dem trotz allem günstigen Ernteausfall und der so sicherge- 
stellten Ernährung der breiten Massen sehr lange imstande ist, 
eine solche kritische wirtschaftliche Situation auszuhalten, die in 
anders organisierten Ländern Europas längst zu Explosionen und 
revolutionären Ausbrüchen geführt hätte. Die Lage ist so für die 
Richtung Stalins ohne Zweifel kritisch und dringlich, aber sie 
gestattet ihm doch noch, sowohl in der äußeren Politik wie in der 
Auseinandersetzung mit der Opposition, so Schritt für Schritt 
und langsam, geradezu zögernd vorzugehen, wie er es tut. Auf 
.. Jintergrund spielen sich die innenpolitischen Kämpfe 
nun ab. 


II. 


Vorbereitungen auf das zehnjährige Jubiläum der 
Sowjetregierung und auf neue politische Konferenzen gehen 
durcheinander. Die neue, zweite Session des Zi k fand dieses 
Mal, ab 15. Oktober, in Leningrad statt. Aber auf der Jubiläums- 
stimmung liegt der Schatten des noch nicht ausgetragenen Partei- 
kampfes. Erst am 1. Dezember soll der Parteikongreſt, 
der 15., wieder zusammentreten, von dem man annimmt, daß er 
nach Stalins Absicht die endgültige Entscheidung im Kampf mit 
der Opposition bringen wird. Der Parteikongreſt in der Ukraine, 
in Charkow, soll zum 20. November dem Gesamtkongreſt zuvor- 
gehen. Zum 10. Oktober war berufen ein Kongreß der Arbei- 
terinnenund Bäuerinnen, die Mitglieder der Stadt- und 
Dorfsowjets und Wolostkomitees sind — ein bemerkenswertes 
Zeichen für die Zunahme der Frauenarbeit in diesen Organen, 
die sich ja auch zahlenmäßig sehr stark bemerkbar gemacht hat. 
Es ist wohl kein Zufall, daß diese Heranziehung des Frauenele- 
mentes gerade jetzt bemerkbar wird, wo man die Frauen wohl 
auch für die große Parteiauseinandersetzung im Sinne Stalins 
mobil machen will. 
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In diesen Vorbereitungen ist die bolschewistische Partei heute 
uneiniger und zersetzter als jemals. Man spürt, wie diese sich 
jahrelang hinziehenden, immer stärker hervortretenden Konflikte 
mit der Opposition lähmen, und Europa spürt es vor allem, wie 
der Parteikonflikt die Sowjetpolitik hindert, das klare Ver- 
hältnis zu einem kapitalistischen Ausland zu finden, ohne das 
weder der Wiederaufbau Rufllands noch gesicherte Beziehungen 
zwischen Europa und Rußland denkbar sind. Die Dinge liegen 
doch heute schon so, daß mit einer Spaltung in zwei Parteien 
immerhin gerechnet werden muß, einer Spaltung, die an frühere 
Vorgänge sowohl in der russischen Sozialdemokratie, wie etwa 
auch der deutschen Sozialdemokratie erinnert, die Spaltun 
sozusagen in einen gemäßigten und einen „unabhängigen“ Flügel. 
Und nicht mehr ist die Diskussion so zurückzudrängen, wie bis 
in dieses Jahr hinein. Soweit ist die Opposition immerhin schon, 
daß sie in einem Diskussionsblatt über die Gegenstände der 
Kongrefttagesordnung ihren Standpunkt aussprechen kann. 

Der Ausgang in dieser Auseinandersetzung liegt für die 
Berichtszeit in den Sitzungen des „Vereinigten Plenums“ 
des Zentralkomitees und der Zentralkontrollkommission der 
Partei vom 29. Juli bis 9. August in Moskau, an dem auch die 
Mitglieder der Zentralrevisionskommission teilnahmen. Sie 
endeten nach dem Referat von Ordschonoskidse mit einer Reso- 
lution vom 9. August (Iswestija 10. August), der eine „Erklärung 
der Opposition“ vom 8. August vorausging (Iswestija 11. August). 
Ein langer Bericht Rykows vor dem „Aktivum“ der Moskauer 
Parteiorganisation am 11. (Iswestija 14. und 17. August) gibt 
dazu 9995 wertvolles Material. 

Die Opposition hat 1923, als die ersten Schwierigkeiten mit 
der „Nep“ und infolge der Geldreform eintraten, recht eigentlich 
begonnen. Von vornherein war in ihr Trotzki, trotz Sinowjews 
Bedeutung im „Komintern“, der weitaus bedeutendste Kopf. Die 
ganze Erörterung dreht sich auch um ihn und den „Trotzkismus“. 
Es ist dazu bekannt, daß man in der Partei Trotzki seine frühere 
Zugehörigkeit zum Menschewismus nicht vergißt. Man wirft ihm 
zunächst in praktischer Beziehung „Fraktionsziele“ vor, das heißt 
das Streben, eine eigene Gruppe zu bilden und für sie etwas wie 
Rechte einer en Gruppe, einer Fraktion in der Partei 
zu erreichen. Mit dem Wesen der bolschewistischen Partei Ruß- 
lands war und ist das allerdings auch nicht verträglich. 

Ende 1925, als die Spannung zwischen der Arbeiterklasse und 
den Bauern größer wurde, gingen Sinowjew, Kamenew und 
andere zu Trotzki über. Der 14. Parteikongreſt im Dezember 
1925 beschäftigte sich mit dieser sogenannten „neuen Opposition”, 
die sich im Frühjahr und Sommer 1926 stärker formierte und, wie 
die jetzige Resolution vom 9. August sagt, völlig in die „Ideen- 
positionen des Trotzkismus“ einrückte. Im Sommer 1926 bildete 
sie eine tatsächliche, illegale Fraktionsorganisation; auf deutsch: 
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sie wollte eine neue Partei schaffen. Es fanden statt jene Geheim- 
versammlung (Laschewitsch) im Walde und das öffentlihe Auf- 
treten der Oppositionsführer in Arbeiterversammlungen Moskaus 
und Leningrads im September. 

In der „Deklaration“ vom 16. Oktober 1926 mußte die Oppo- 
sition aber das alles abschwören, ganz besonders auch die Unter- 
stützung der aus Partei und Komintern ausgeschlossenen „Ultra- 
linken“ (Ruth Fischer, Maslow usw.). Die daraus übernommenen 
Verpflichtungen hat die Opposition indes nicht gehalten. Sie 
wurde in ihren Angriffen (Trotzki etwa im Plenum des Komintern 
im Mai 1927) gegen das „Parteiregime“ immer heftiger. Die 
Gegenseite wirft ihr direkt vor, daß sie Mut dazu aus den inter- 
nationalen Schwierigkeiten des Sowjetstaates, besonders dem 
Fehlshlag der Hoffnungen auf die chinesische Revolution, 
geschöpft habe. Die Opposition stellte ihre Angriffe in der 
„Erklärung der 83“ zusammen und begann damit eine Petitions- 
kampagne in allen Parteistellen, die ihr nach Rykows Mitteilun- 

en immerhin in drei Monaten ein halbes Tausend Unterschriften 
1 Daß Rykow das als unbeträchtlich hinstellt, ist begreif- 
lich. Der Unparteiische aber sieht angesichts der ganzen Verhält- 
nisse darin eine nicht geringe Kraft, die schließlich auch Stalin, 
wie gleich zu berichten ist, veranlaßt hat, den Bogen nicht durch 
den Ausschluß Trotzkis und Sinowjews zu überspannen. Gleich- 
zeitig arbeiteten diese, wie auch Rykow mitteilt, mit illegalem 
Druck von Broschüren und dergleichen und zogen sie die Fäden 
mit jenen Ausgeschlossenen fester, so daß daraus die Befürchtung 
entstand, es werde auf die Begründung einer 4. Internationale 
hingearbeitet. l 

Im Präsidium der „ZKK“ im Juni trat Trotzki mit besonders 
heftigen Angriffen gegen die Partei auf. Und am 9. Juni fand 
dann die Demonstration auf dem Jaroslawschen Bahnhof bei der 
Abreise Smilgas nach Sibirien mit einer Rede Trotzkis statt, die 
Rykow als ein Ereignis von historischer Bedeutung bezeichnet. 
„Aus dem Wald auf den Bahnhof“, „Laschewitsch im Walde“. 
jetzt „Smilga auf den Schultern Sinowjews und Trotzkis“ — es 
ist allerdings richtig, daß sich darin doch eine für die Partei- 
leitung recht beträchtliche und gefährliche Entwicklung spiegelt 
zu einer Gruppe, in deren Zentrum als Leiter Trotzki, unterstützt 
von Sinowjew und Kamenew, steht, links davon die Gruppe 
Sapronow-Smirnow („Dokument der 15“). 

Was Trotzki und Sinowjew nun im einzelnen ausgeführt 
haben, das ist auch heute im Wortlaut nicht veröffentlicht. Im 
Wortlaut liegt, soweit wir sehen, nur aus dem „Dokument der 
15“ einiges vor, das Rykow mitteilte, und dessen geistiger Vater 


Sapronow ist. Da heißt es: 

„Die Fortsetzung der bisherigen Parteipolitik droht dahin zu führen, 
daf die Macht der Diktatur des Proletariats sich mehr und mehr von der 
Klasse löst, aus der sie hervorgegangen ist, und sidi, ohne geradezu die 
Interessen irgendeiner Klasse zu vertreten, in eine über den Klassen 


56 


stehende bzw. zwischen ihnen hin und her lavierende Macht verwandelt. 
Wenn in den letzten Jahren ein schnelleres Anwachsen der kapitalistischen 
Elemente gegenüber den sozialistischen vor sich geht, so ist die Ursache 
dafür nicht die objektive Unmöglichkeit eines Aufbaues des Sozialismus, 
sondern die Politik des Zentralkomitees mit ihren fortgesetzten Kon- 
zessionen an das Kleinbürgertum. Die Liquidation der innerparteilichen 
Demokratie und mit ihr auch der Arbeiterdemokratie seit 1923 hat sich nur 
als ein Vorwand für die Entwicklung einer bäuerlich-grofbäuerlichen 
Demokratie erwiesen. Die Politik des Zentralkomitees bindet nicht nur 
die Aktivität des Proletariates, sondern entbindet die Aktivität der nicht 
proletarischen Klassen.“ Und über die Bürokratie: „In den letzten Jahren 
der falschen Politik des Zentralkomitees haben sich die negativen Seiten 
in dem Apparate vielfach verstärkt. Der Einfluß der kleinen Bürokratie 
ist gewachsen. Der Kulak erhielt politische Rechte (Zutritt zu den Sowjets). 
Jetzt sind die bürokratischen Wandlungen schon so weit gegangen, daß 
darin schon klar die Elemente der kleinbürgerlihen Umbildung hervor- 
treten.“ Oder über die Rote Armee: „Besonders gefährdet ist die Lage in 
der Roten Armee. Der Kommandostab ist gegen die Forderungen des 
Partei a Ver über die Notwendigkeit des Klassencharakters und der 
engen Verbindung der militärischen Formationen mit den Fabriken, Gewerk- 
schaften, Organisationen der Dorfarmut beträchtlich aus alten Offizieren 
und Kulak-Elementen der Bauernschaft gebildet. Die Begrenzung der 
Teilnahme von nichtwerktätigen Elementen an der Armee hört immer mehr 
auf. In den Territorialformationen, besonders der Kavallerie, überwiegt 
die wohlhabende Bauernschaft, in den unteren Kommandodiargen das 
Kulakentum ... Der Einfluß des Proletariats in der Armee wird 
schwicher. Unter diesen Bedingungen droht die Rote Armee zu einem 
bequemen Werkzeug eines bonapartistischen Streiches zu werden.“ Und 
über die GPU: „Ihre Tätigkeit als Nachfolgerin der Tscheka, die im Kampf 
mit der Gegenrevolution eine der entscheidenden Aufgaben zu erfüllen 
hatte und diese Aufgabe glänzend löste, ist in der allgemeinen Büro- 
kratisierung immer mehr vom 93 des Schutzes der proletarisdien 
Revolution abgekommen. An Stelle des Kampfes mit der politischen und 
wirtschaftlichen Gegenrevolution tritt immer mehr ihr Kampf mit der 
berechtigten Unzufriedenheit der Arbeiter, die durch die bürokratisch- 
kleinbürgerlihe Weise hervorgerufen wird, und noch mehr mit der 
Opposition innerhalb der Partei.“ 


Diese Auszüge lassen immerhin Auffassung und Kritik der 
Opposition erkennen. Man faltt das gern in dem Schlagwort: 
„Verleumderische Beschuldigung gegen die Partei wegen Ther- 
midorianstwo“, in Erinnerung an eine bekannte, immer 
wieder an die Wand gemalte Parallele oder Parallelgefahr für 
die russische Revolution aus der Geschichte der großen französi- 
schen Revolution. Noch schärfer ist der Vorwurf gegen Trotzki, 
daß er der Sowjetgewalt in der Auseinandersetzung, dem drohen- 
11 Kriege mit der imperialistischen Intervention in den Rücken 
alle. 

Besonders stark ist die Ausdrucksweise in der Erklärung der 
deutschen Kommunistischen Partei: 

„Der Bund Trotzkis und Sinowjews mit den Renegaten Maslow und 
Ruth Fischer gewinnt eine besonders tiefe, für die Sache des deutschen 
Kommunismus schädliche Bedeutung, gerade in dem Augenblick, da dem 
Sowjetbund die Gefahr der Intervention des Krieges droht. 

ie Opposition leugnet den revolutionären Charakter der Sowjet- 


gewalt, durch ihre Behauptung betreffend Übergang zum „Thermidor“, 
das heißt zur Reaktion. 
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Die Opposition leugnet den proletarischen Charakter der Sowjetgewalt, 
indem sie die Beschuldigung von einer Kulaküberwucerung und von einer 
Antiarbeiterpolitik ausspricht. 

Die Opposition leugnet den internationalen Charakter der Sowjet- 
gewalt, indem sie diese als Regime der national-konservativen Beschränkt- 
heit bezeichnet. 


Die Opposition leugnet den sozialistischen Charakter der Sowjet- 
85 mit ihrem Kampf gegen die Lehren Lenins von dem Aufbau des 
ozialismus in dem einen Lande, dem einzigen, in dem die Arbeiter- 
klassen die Gewalt erobert haben. 

Der Block mit den ultralinken Agenten der westeuropäischen Bour- 
geoisie, das ist die Folge unleninischer Auffassung in den Grundfragen. 
Die ganze Tätigkeit der Führer der Opposition schließt ein die allseitige 
politische und organisatorische Unterstützung der ausgeschlossenen Rene- 
gaten in Deutschland“ usw. 

Durch alle agitatorische Übertreibung hindurch schimmert 
doch deutlich durch, wie die Gegensätze tatsächlich liegen, die 
ihrerseits wieder auf die tatsächliche 5 zurückgehen, 
die der Sozialismus in Rußland unter Lenin und Stalin gezwun- 
genermaßen hat nehmen müssen. N 


III. 


Die Resolution des „Vereinigten Plenums“ vom 
9. August (Iswestija 10. 8) faßt historisch die oben mitge- 
teilte Entwicklung zusammen, die sich soweit jetzt übersehen 
läßt, und faßt gleichfalls zusammen die Vorwürfe gegen Trotzki 
und Sinowjew, die im einzelnen nidit noch einmal wiederholt zu 
werden brauchen. Die schärfsten Vorwürfe sind der Versuch 
einer eigenen Fraktions-, also Parteibildung und die Lähmung 
der Partei gerade im Augenblick großer internationaler Bedro- 
hung. Die Resolution baute gleichwohl eine goldene Brüce, indem 
sie eine ganze Reihe von Punkten aufzählt, die Trotzki und die 
Seinen „abzuschwören“ hätten. Sie sagt freilich, daß ein erster 
Versuch der Art, die Erklärung der Opposition vom 16. Oktober 
1920, von dieser gerade nidit loyal eingehalten worden sei. Von 
Ausschlußdrohungen und derart ist aber in der langen Ent- 
schließung keine Rede. Doch hat Rykow in der oben zitierten 
Rede drohend davon und von den F ol en gesprochen, die für die 
Opposition dann mit dem Verlust de öglichkeit politischer 
Tätigkeit verbunden wären. 

Dieser Resolution vom 9. August und ihren Forderungen 
hatte die Opposition am 8. August schon entsprochen. Ihre 
Erklärung geben wir im Hauptteil wörtlich wieder, weil 
bestimmte Sätze darin der Ausgang für den russisch-französischen 
Konflikt um Rakowski 3 sind. 

Die 5 antwortete auf die erste Frage: „Wir stehen unbedingt 
und ohne Widerspruch für die Verteidigung unseres sozialistischen Vater- 
landes gegen den Imperialismus. Wir sind selbstverständlich bedingungslos 
und ohne Widerspruch für die Verteidigung des Sowjetstaates, bei der 


gegebenen Zentralkommission, unter der gegebenen Leitung der Ikki. Wenn 
die bekannte Stelle über Clemenceau im Brief Trotzkis Grund zu einer 
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nicht richtigen Annahme dieser Analogie geben könnte, so lehnen wir 
kategorisch diese Auslegung des Satzes ab. Zu gleicher Zeit halten wir 
unsere Überzeugung aufrecht, daß auch zu Zeiten des Krieges die Partei 
nicht die Kritik und Verbesserung der Line der Zentralkommission, wenn 
sie nicht richtig ist, lassen kann. 


In unserem Projekt der Resolution zur internationalen Frage geben 
wir u. a. die folgende Losung aus: „Die Niederlage aller Bourgeoisie- 
staaten, die gegen die Sowjetunion kämpfen. Jeder ehrlihe Proletarier 
eines kapitalistischen Landes muß aktiv arbeiten für die Niederlage „seiner“ 
Regierung. Der Übergang jedes fremden Soldaten auf die 
Seite der Roten Armee, der nicht den Gewalträubern 
„seines“ Landes helfen will. Die Sowjetunion ist das Vaterland 
aller Werktätigen. Wir sind die Verteidiger vom 25. Oktober 1917 an. 
Unser vaterländischer Krieg (Lenin) wird der Krieg für die Sowjetrepublik 
sein als Abteilung der Armee des Sozialismus in der Welt. Unser vater- 
ländischer Krieg ist nicht der Übergang zu einem Bourgeoisiestaat, sondern 
der Übergang zur international-sozialistischen Revolution (Lenin). Wer 
nicht Verteidiger in bezug auf den Sowjetstaat ist, ist unbedingt Verräter 
am internationalen Proletariat. 


In der Frage des „Thermidor“ sagen wir: Im Lande wachsen Elemente 
für einen Thermidor, die eine genügend ernsthafte soziale Basis haben. Wir 
zweifeln nicht daran, daf die Partei und das Proletariat auf der Leninschen 
Linie und mit der Demokratie innerhalb der Partei diese Kräfte unter- 
drüken werden. Was wir fordern ist, daß die Parteileitung diesen 
Erscheinungen eine systematisch planmäſtige Aufmerksamkeit widmet. Wir 
lehnen den Gedanken durchaus 9 als wäre unsere bolschewistische Partei, 
ihre Zentralkommission und Zentralkontrollkommission, eine Thermidor- 
partei. 


Auf die zweite Frage: Wir erkennen an, daß der deutschen kommunsti- 
schen Bewegung eine Spaltung und die Bildung zweier Parteien droht. Wir 
schließen uns den Entschließungen des Komintern über die Unzulässigkeit 
der Verbindung mit der ausgeschlossenen Gruppe Urbahns und Maslow 
an... Die Bildung einer zweiten Partei in Deutschland würde eine 
gewaltige Gefahr bedeuten. Wir halten es für notwendig, alle Maßnahmen 
dagegen zu ergreifen... 


Auf die dritte Frage: Wir lehnen entschieden irgendwelche Versuche 
der Bildung einer zweiten Partei ab. Den Weg einer zweiten Partei in der 
Sowjetunion halten wir unbedingt für den Verderb für die Revolution. 
Wir werden mit allen Kräften gegen jede Tendenz zu zwei Parteien 
kämpfen. Ebenso energisch verurteilen wir die Politik der Spaltung. Wir 
werden alle Beschlüsse der Partei und ihres Zentralkomitees ausführen usw.“ 


Die Erklärung ist unterschrieben von Awedjew, Bakaew, 
Ewdokimow, Sinowjew, Kamenew, Lisdin, Muralow, 
Peterson, Pjatakow, akowski, Smilga, Solowew und 


N S tzki. Das sind 13 Namen, unter denen der Name Radeks 
ehlt. 


Die genaue Vergleichung zwischen der Resolution und dieser 
„Reue-Erklärung“ ergibt, daß die Opposition darin das Wesentliche 
nicht sagt, sondern darum herumgeht. Sie versichert, mit Aus- 
nahme des Punktes über den Willen zur Bildung einer neuen 
Partei, eigentlich nur Selbstverständlichkeiten und erkennt das 
Zentralkomitee unter der Führung Stalins an. Mit anderen 
Worten: Zustande kam nur ein Wa f fenstillstand. Trotzki 
gab den linken Flügel preis, aber nichts anderes. Und Stalin 

N 
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hat nicht riskiert, schon in der Mitte des Jahres auf den Bruch 
hinzutreiben. 

Er hat sogar zugeben müssen, daß die Opposition in der 
Öffentlichkeit ihren Standpunkt mehr vertreten kann als bisher. 
Es ist wohl eine Art Abmachung zwischen Mehrheit und 4 5 
sition, wenn ein Mitglied der Kontrollkommission, Jaroslawsky 
(Prawda 10. 8.) das folgende mitteilt: 

„Die Partei sichert die Drucklegung von Gegenthesen zu, wenn solche 
von der Opposition eingerichtet werden, und zwar im „Diskussionsblatt“ 
der „Prawda“. Die Partei garantiert auch die Erörterung der auf der 
Tagesordnung des nächsten Kongresses stehenden Fragen in Parteiver- 
sammlungen und in der Presse. Es versteht sich aber von selbst, daß die 
Partei eine Einstellung der parteifeindlichen Ausfälle und Beschuldigungen 
fordert, ebenso der Angriffe gegen die leitenden Organe und die Komintern. 
Sie fordert, daß eine Polemik nur im sachlichen Rahmen einer wirklichen 
Genossengesinnung ohne Schärfen und Übertreibungen geführt werde. Die 
Opposition war in der Plenartagung unzufrieden damit, daß das Partei- 
statut den fanatischen Liebhabern von Diskussionen einen so geringen 
Zeitraum gewährt: sie wollten am liebsten schon zwei bis drei Monate 
vor dem 15. Parteikongreß mit einer Diskussion loslegen. Wir zweifeln 
nicht daran, daß etwaige Einzelversuche, uns eine Diskussion zu einem 
früheren Zeitpunkt als dem von der Plenartagung bestimmten aufzunötigen, 
eine energische Abfuhr finden werden. Die Partei gedenkt der traurigen 
Erfahrungen mit früheren Diskussionen. Die Partei darf dieses Experiment 
nicht wiederholen und sie wird es nicht wiederholen.“ 

Erinnert man sich an die drohende Sprache der Mehrheits- 
presse vor der Augustauseinandersetzung, die schon von der 
Ausschließung aus der Partei gesprochen hat, so wundert man sich 
über diesen Ausgang, der die Parteieinheit äußerlich aufrecht 
erhielt gegen das Zugeständnis der Diskussionsfreiheit, und zog 
man daraus den Schluß, daß für Stalin die Lage doch schwieriger 
5 sein muß, daß die Opposition eine überraschende Kraft 

ewiesen haben muß. 


IV. 
Man dachte sich wohl die Sache so, daß bis zum 1. Dezember, 


dem Parteikongreſt, die Diskussion wohl weitergeführt werden 
könnte, aber die Abmachung vom August dafür von der Oppo- 
sition eingehalten werden würde. Hat man das so angenommen, 
so hat man sich darin getäuscht. 

Noch am 4. August, als Lenins Witwe gegen die Opposition 

auftrat, glaubte die „Prawda“ feststellen zu können: 

„Die Opposition verliert nicht nur Mannschaften, sondern auch be- 
deutende der ganzen Partei bekannte Führer. Als einer der ersten hat 
der alte Leningrader Bolschewik Badajew die Opposition verlassen, ihm 
folgten die Genossen Nikolajewa und Salutzki, mit denen die Opposition 
sich gebrüstet und welche sie gegen die Parteimehrheit ausgespielt hatte. 
Jetzt ist auch die Genossin Krupskaja (die Witwe Lenins) von der Opposi- 

tion abgerückt und gegen ihre Wühlarbeit aufgetreten. Ferner hat auch 
Genosse Ssokolnikow den Bruch mit der Opposition vollzogen, weil er bei 
der Gründung einer Partei in der Partei nicht mitwirken will. Und endlich 
liegen auch schon Kollektiverklärungen von ganzen Gruppen vor, welche 
die Manifeste der Opposition unterzeichnet haben, jetzt aber ihre Unter- 
schriften zurückziehen wollen.“ 
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Aber im September wurde bekannt, daß illegal und unter- 
irdisch die Opposition gleichwohl weiter arbeitete. So mußte die 
Kontrollkommission in Leningrad vier Parteigenossen ausschlie- 
fen und in der Begründung wurden einige interessante Mittei- 
lungen gemacht: 

Durch Angabe von drei Parteimitgliedern, die längere Zeit hindurch 
der Opposition angehörten, sih aber von ihr abgewandt haben, wurde 
ermittelt, dafl in Leningrad und Umgegend unter Leitung der oben 
genannten vier Kommunisten und unter Beteiligung zahlreicher anderer 
noch nicht ermittelter Parteimitglieder eine rege Geheimagitation für die 
ldeen der Opposition betrieben wurde. Der Hauptzweck war die An- 
werbung neuer Anhänger für die Opposition. In den Wohnungen der jetzt 
Ausgeschlossenen fanden Versammlungen „durchaus konspirativer Art” 
statt, wobei Frumkin als Organisator und auch als Verbreiter der von der 
Parteileitung verbotenen Literatur eine führende Rolle spielte. Bei dem 
Verhör durch die Kontrollkommission gaben die Oppositionellen zu, daß 
Versammlungen stattgefunden hätten, leugneten aber, daß diese irgendwie 
verschwörerish gewesen wären. Trotz der wiederholten Befragung 
weigerten sie sich, den Kreis der Teilnehmer an den Versammlungen be- 
kanntzugeben und verweigerten auch jede Auskunft über die Quelle der 
„illegalen“ Literatur. Die Kontrollkommission verfügte darauf die Aus- 
schlieflung, während die drei „Reuigen“, deren Angaben für die wenigstens 
teilweise Aufhellung der Affäre von Wert waren, mit einem strengen 
Verweis davonkamen. Es ist beachtenswert, daß mit Ausnahme Frumkins 
alle Gemaßregelten der Arbeiterschaft angehören. Die wachsende Unzu- 
friedenheit der Arbeiter und die Hinneigung großer Arbeitergruppen zur 
a ist in der Parteipresse in letzter Zeit wiederholt erörtert 
worden.“ 


Daraus geht hervor, daſt die Opposition mit den bekannten 
Mitteln der Partei vor der Revolution arbeitet, Geheimdrucke- 
reien und geheimer Literatur, in der die „Erklärung der 83“ eine 
Hauptrolle spielt. Das ist recht eigentlich wohl das Dokument 
der Begründung der Opposition und wird in den Geheimver- 
sammlungen verlesen, von den Anwesenden unterzeichnet, die 
damit in die Opposition förmlich eintreten. Damit ist diese 
schon in der Form einer eigenen Partei tätig. 

Der Waffenstillstand des Sommers ist also nicht gehalten 
worden. Die Opposition setzte ihren Kampf fort. 14 von der 
Moskauer Kontrollkommission wegen Gründung einer Geheim- 
druckerei ausgeschlossene Mitglieder legten Revision bei der 
Zentralkommission ein. Bei der Verhandlung am 19. September 
traten als Verteidiger Trotzki, Sinowjew und Smilga selber auf. 
Und Trotzki wiederholte seine scharfen Angriffe gegen die 
Parteibürokratie, die immer mehr eine Oberschicht werde, die 
sozial zu einer Zweiteilung der Macht führe, was schließlich auch 
zu einer Zweiteilung der Macht auf politischem Gebiet führen 

önnte. ; 

Dies nun, die Entdeckung einer Geheimdruckerei der Oppo- 
sition und dieses Auftreten Trotzkis im Widerspruch zu seiner 
Erklärung vom 8. August haben am 27. September zu einem 
ersten entscheidenden Vorstoß geführt. Der Vollzugs- 
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ausschuß des Komintern schloß Trotzki und Wujowitsch aus 
diesem Komitee aus. Der Komintern veröffentlichte darüber 
die folgende Mitteilung, die wieder wichtiges historisches Mate- 
rial bringt (Wortlaut Iswestija 1. 10.): 


„Trotz ihrer in der Plenarsitzung des Zentralkomitees und der Zentral- 
kontrollkommission im August übernommenen Verpflichtungen fuhr die 
Opposition offen fort, eigene Organisationszentren zu bilden, was dem 
1 Sachverhalt nach ein Versuch ist, Keime einer zweiten, einer Trotzki- 
Partei zu schaffen. Gleichzeitig arbeitete die Opposition weiter an der 
Aufrechterhaltung und dem Ausbau von Verbindungen mit verschiedenen 
aus der Kommunistischen Internationale ausgeschlossenen Gruppen in 
Deutschland und Frankreich. In der Sitzung des Präsidiums des Exekutiv- 
komitees der Kommunistischen Internationale vom 27. September erklärte 
Trotzki, daß die Disziplin der Kommunistischen Partei für ihn nicht bindend 
sei, und trat für Serebrjakow, Preobraschenski und Scharow ein, die ihren 
eigenen Worten zufolge Organisatoren der in diesen Tagen aufgedeckten 
parteifeindlichen Geheimdruckerei waren.“ 


Daran sei noch die * der Moskauer Ortsgruppe 
der Partei gegen Trotzki vom 7. Oktober gefügt, die die „Ge- 
fechtslage“ gut zeichnet. Sie konstatiert 


„eine in der Geschichte der bolschewistischen Partei unerhörte Verschärfung 
der Fraktionstätigkeit der Trotzki-Opposition gegen die Partei und ihr 
Zentralkomitee, was sich in letzter Zeit gezeigt hat: 1. in der Aufstellung 
und Verbreitung einer besonderen „Plattform“, die tatsächlich ein neues 
Programm für eine neue Partei bedeutet; 2. in der Einrichtung einer illegalen 
Geheimdrucerei unter Hinzuziehung von bürgerlichen Intellektuellen; 
3. in der dreisten Erklärung Trotzkis, daß die Disziplin der bolschewistischen 
Partei für ihn nicht verbindlich sei, und in der Erklärung aller Oppositions- 
vertreter, daß der Beschluß des Zentralkomitees, welcher eine Verbreitung 
der „Plattform“ verbietet, von ihnen nicht befolgt werden würde; 4. in dem 
unerhört frechen Auftreten der Oppositionsvertreter in den Parteizellen 
und außerhalb der Partei mit Verleumdungen gegen die leitenden Partei- 
zentren und einzelne Parteiführer. Alle diese Tatsachen sprechen deutlich 
dafür, daß die Opposition den Weg zur Zertrümmerung der Organisations- 

rinzipien der bolschewistischen Partei und zur a einer neuen 
Trotzkischen Partei betreten hat. Im gegebenen Moment bildet den Haupt- 
punkt der Wühlarbeit der Opposition die Störung der sachlichen Vor— 
bereitung des 13. Parteikongresses, dessen Zusammensetzung und Beschlüsse 
die Opposition schon jetzt angreift. Das Plenum des Moskauer Komitees 
billigt voll und ganz die Ausschließung von Trotzki und Wujowitsch aus 
dem Exekutivkomitee der Komintern und billigt und unterstützt den 
Beschluſt der Moskauer Kontrollkommission und der Zentralkommission, 
betreffend die Ausscilieſtung der Sondergruppe aus den Reihen der Partei.“ 


So ist der Endkampf in der bolschewistischen Partei 
eröffnet und nimmt immer schärfere Formen an. Er richtet sich 
in erster Linie gegen Trotzki persönlich, während Sinowjew kaum 
mehr erwähnt wird. In der Pressebehandlung hört man schon, 
daß Trotzkis Organisation ein Zentrum in Moskau und verschie- 
dene Zweigstellen hat und von ihren Anhängern Beiträge erhält 
und wie eine sich bildende Partei aufträte. Scharf erklärte 
Trotzki, daß weder der 15. Kongreß der Partei noch der 11. Kon- 
greß der Komintern für ihn irgendwelche Autorität besäſten. 
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Das ist die Entwicklung bis Mitte Oktober. Aus Raum- 
mangel kann erst das nächste Heft den neuen Abschnitt schildern, 
der durch folgenden Kalender charakterisiert ist: 

12. Oktober: Ausschluß von Preobraschenski, Serebrjakow und 
Scharow (s. o.) aus der Partei. 

15.—20. Oktober: Tagung des „Zik“ in Leningrad, zugleich als 
Beginn der Feiern des zehnjährigen Gedenktages des No- 
vemberumschwungs von 1917. 

ib. Oktober: Das Leningrader Manifest (mit der Ankündigung 
des Siebenstundenarbeitstages). 

7. Oktober: Ausschluß von Wujowitsch (s. o.) aus der Partei. 

B. Oktober: Ausschluß von Trotzki und Sinowjew aus dem 
Zentralkomitee der Kommunistischen Partei. 

7. November: Zehnjähriges Jubiläum des Sowjetstaates. 

In der Berichtszeit hat also der Gegensatz und die Spannung 
sharf zugenommen, wie vorher wenigstens von außen jahrelang 
nicht erkennbar war. Der Kampf ist ohne Zweifel für die Einheit 
der bolschewistischen Partei gefährlih und kritisch und zeigt 
Anzeichen der Zersetzung und auch vorläufig einer gewissen 
Unsicherheit in der Führung. 

Die Streitgegenstände und Streittheorien werden im ein- 
zelnen dabei nicht klarer, aber der Gegensatz als solcher ist 
klar. Lassen wir den Streit um den „wahren Lenin“ ganz beiseite; 
jede Richtung kann ihn für sich in Anspruch nehmen. Lassen 
wir auch beiseite, inwieweit und weshalb Trotzki, früher Men- 
schewik, also sozusagen gemäfigt, heute Führer der kommenden 
„russischen Unabhängigen“ wird. Klar ist, daß er seine 
Angriffe richtet gegen die praktischen Zugeständnisse an die 
Bauernschaft und die immer noch bestehende bürgerliche Schicht 
und gegen eineSowjetbürokratie, die sich immer stärker, 
einfach dadurch, daß sie existiert und arbeitet, „verbürgerlicht“. 
Die Unzahl der Ämter und staatlichen Unternehmungen mit ihrem 
Schreibwesen und ihrer Statistik hat zu einem gewaltigen An- 
schwellen des Sowjetapparates geführt. Abbauversuche sind 
gemacht worden, aber ohne Erfolg. Dieses gewaltige Beamten- 
wesen hat natürlich ein ebenso gewaltiges Beharrungsvermögen 
und widersetzt sich dadurch, dañ es existiert, der Umwandlung 
in eine produktiv arbeitende Organisation. Die Führung der 
Regierung und Partei kann aber andererseits diesen großen 
„ nicht beiseite schieben, ohne selbst die Grundlage ihrer 

acht zu erschüttern. 

Trotzki deutet an, daß der Gegensatz zu gewaltsamen Aus- 

ch sogar führen könnte, weshalb eben immer die Erinnerun 
an den Thermidor oder den Bonapartismus herangeholt wird. 

Rykow hat aus einer Rede Trotzkis das folgende zitiert: 


„In der französischen Revolution ist viel Volk guillotiniert worden. 
Auch wir haben nicht wenige erschossen. Aber in der französischen Re- 
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volution gab es zwei große Kapitel — das eine ging nach oben, das andere 
nach unten. Das muf man begreifen. Wenn das Kapitel nach oben ging, 
guillotinierten die französischen Jakobiner (die damaligen Bolschewisten) 
Weißgardisten und Girondisten. Auch bei uns hat es ein Kapitel gegeben, 
wo wir Oppositionellen zu denen gehörten, die füsilierten ... Später 
begann in Frankreich ein anderes Kapitel, als die Thermidorianer aus den 
Reihen der rechten Jakobiner die linken Jakobiner zu erschießen begannen, 
welche die damaligen Bolschewisten darstellten. Wenn wir füsilierten, dann 
wußten wir genau, um welches Kapitel es sich handelte, aber darum fürchte 
ich, daß Ihr Euch anschickt, uns zu füsilieren (vorläufig auf dem Wege 
arteilicher Maßnahmen): auf Grund des Kapitels vom Thermidor uns zu 
üsilieren . . .“ 

Und gegen die Gefahr eines Gewaltstreiches rüstet sich 
Trotzki, indem er systematisch Unterschriften für sein on 
gegen Stalin sammelt: er hofft 15 000 Unterschriften zu erhalten. 
Er sieht oder glaubt zu sehen, daß der Kampf gegen ihn mit dem 
Ziele seiner Ausstoßung erster Schritt eines Planes wäre, den 
er eben mit einem bonapartistischen Staatsstreich ver- 
gleicht. Wenn wohl auch heute noch die Gefahr eines Gewalt- 
streiches der einen oder anderen Seite nicht direkt akut ist, so 
zeugt doch die Tatsache, daß davon gesprochen wird, von dem 
Grade der Spannung und der Gegensätze. Man wird so auf den 
Parteikongreß im Dezember sehr gespannt sein müssen. 


VI. 


Und Stalin? Er hat es immerhin für nötig gehalten, was 
bei ihm eine ganz groſte Ausnahme ist, in einem langen Interview 
an eine Delegation amerikanischer Arbeiter stärker an die 
Öffentlichkeit zu treten, als er bisher für richtig hielt. Die 
Wiedergabe dieses Interviews füllt in der Iswestija vom 15. 9. 
zehn große Seiten. Aber es ergibt nicht übermäßig viele Ein- 
blicke in diesen Kampf und vor allem in Stalins Stellung dazu. 
Auf die Frage nach seinem Konflikt mit Trotzki antwortete er 
nur: N 

„Die Meinungsverschiedenheiten zwischen mir und Trotzki sind nicht 

ersönliher Natur. Wäre es ein persönlicher Streit, dann würde die 

artei sich nickt darum kümmern. Ih verstehe die Frage so, daß sie nach 
den Meinungsverschiedenheiten in der Partei sich erkundigt. Über die Art 
dieser Meinungsverschiedenheten haben aber Rykow in Moskau und 
Bucharin in Leningrad erst kürzlich sehr ausführlich berichtet. Ihre Reden 
a veröffentlicht worden. Zu dem dort Gesagten habe ich nichts hinzu- 
zufügen. 


Sonst ist bemerkenswert noch die Antwort auf die Frage nach 
dem Außenhandelsmonopol: 


„Es ist eine der unverrückbaren Grundlagen der Politik der Sowjet- 
BER Une Zu der Frage der Delegation, in welchem Maße eine Zusammen- 
arbeit der Sowjetunion mit der kapitalistischen Industrie anderer Länder 
möglich sei, erklärte Stalin: „Das Bestehen kapitalistischer und sozialistischer 
Systeme schließt nicht die Möglichkeit von Verständigungen auf dem Gebiete 
der Industrie und des Handels und vielleicht auch im Bereiche diplomatischer 
Beziehungen aus. Ausfuhr und Einfuhr wie auch Kredite sind der ge- 
eignetste Boden für derartige Verständigungen. Wir führen eine Friedens- 
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Pan und sind bereit, mit bürgerlichen Staaten Nicht-Angriffspakte und 
is zur völligen Abschaffung stehender Heere Abrüstungsabkommen abzu- 
schließen. Weitergehende Bedingungen können wir jedoch nicht annehmen.“ 
Stalin ist sich darüber klar, daß die Verbindung mit der 
3. Internationale und der Idee von der Weltrevolution, wie sie 
von Trotzki vertreten wird, die russische Politik nach innen und 
außen außerordentlich belastet. Er ist wohl auch sowohl in der 
inneren wie namentlich in der äußeren Politik zu den nötigen 
Kompromissen selber bereit, trotz seiner Ablehnung Europas 
und seines Mißtrauens gegen die kapitalistische Welt. Aber die 
an sich schon schweren Zumutungen an die den Massen einge- 
hämmerten Parteiüberzeugungen werden, je stärker die Oppo- 
sition wird, um so schwieriger für die Leitung und darum eben 
ist das Tempo, in dem die Parteileitung namentlich außenpolitisch 
in dieser Kardinalfrage vorgeht, so außerordentlich langsam. 


Stalin ist 1879 als Sohn eines Bauern im Gouvernement Tiflis 
geboren, war früh Marxist, hat die üblichen Erlebnisse in Sibirien 
und im Gefängnis durchgemacht, war nach der Februarrevolution 
erster Sekretär Lenins, dann Volkskommissar der Arbeiter- und 
Bauerninspektion. Er hat vor allem die Nationalitätenfrage in 
der bekannten Weise vertreten, hat auch das Kommissariat für 
nationale Minderheiten geleitet, das nach Begründung der 
Bundesverfassung aufgelöst wurde und ist heute, wie bekannt, 
der Generalsekretär I: Partei, der nach außen so wenig wie 
möglich hervortritt, aber dadurch, daß er die Partei vollkommen 
in der Hand hat, auch den Staat seinerseits beherrscht und 
beherrschen will. Er kennt Europa nicht, aber das ganze russische 
Reich durchaus, und das Geheimnis seines Einflusses liegt darin, 
daß er jederzeit genau weiß, was in der Partei überall vorgeht. 


Seine politischen Vorstellungen sind hier oft umrissen 
worden. Ihm nun wirft die Opposition vor, daß er, indem er 
sich auf den mittleren Bauern stützt, den Großbauern habe wieder 
groß werden lassen und daß er die Partei habe bürokratisch 
erstarren lassen. Er hat jene Tagung im August nicht benutzt, 
um die Gegner aus dem Zentralkomitee zu entfernen. Die Ent- 
wicklung seitdem hat gezeigt, daß sie noch viel rühriger und 
gefährlicher geworden sind. So wird er heute zweifellos mehr 
in die Defensive gedrängt sein als vor ein paar Monaten und es 
wird für ihn alles darauf ankommen, den Parteikongreſt ent- 
sprechend sicher vorzubereiten. Ein nochmaliges Kompromiß 

ieses Stils wäre nicht nur seine Niederlage, sondern auch der 
Bruch in der Partei. 

Ob es überhaupt möglich ist, die Einheit der Partei wie bisher 
aufrecht zu erhalten, ob nicht die ganze Entwicklung schließlich 
drängt, es auf die Spaltung ankommen zu lassen und dadurch die 
bisherige Parteidiktatur umzugestalten oder umzubiegen, das ist 
noch nicht abzusehen. Aber das Fazit im ganzen aus dieser 
detaillierten Schilderung ist, daß deutlich beweisbare und nicht 
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zu bestreitende Anzeichen einer Parteizersetzung in 
diesem Sinne vorhanden sind, deren die einheitliche Führung der 
Partei heute nicht mehr Herr ist oder vorsichtiger ausgedrückt, 
noch nicht Herr werden will. 


VII. 


Diese Kämpfe sind so wesentlich und beherrschen das öffent- 
liche Leben Rußlands so vollständig, daß wir alle andere Fragen 
beiseite lassen, auch so wichtige Fragen, wie die der Stimmung 
in der Armee, die Herbstmanöver dieser Armee, die Prozesse 
gegen den General Annenkow 5 zum Tode 12. August) 
und gegen die Monarchisten in Leningrad und den Spionage- 
prozelt ebenda gegen die Brüder Prove (Verurteilung zum Tode 
24. Oktober). Nur ein sehr wichtiger Vorgang auf ki r dil i ch e m 
Gebiete ist zu verzeichnen, über den die Iswestija (19. 8.) Aus- 
kunft gab. | 

Es ist die Erklärung des Synods der allrussischen recht- 

läubigen Kirche über das neue Verhältnis der Kirche zum 
8 vom 29. Juli 1927. Diese Erklärung ist vom Ver- 
weser des Patriarchats, dem Metropoliten Sergius und sieben 
Erzbischöfen, Mitgliedern des Provisorischen Heiligen Synods 
unterschrieben, und bedeutet ein neues Verhältnis zwischen Kirche 
und Staat in Ruſtland. 

Sergius, Metropolit von Nishny-Nowgorod, hat die Nachfolge 
des Patriarchen Tichon angetreten, nach dem Tode des ersten 
Nachfolgers des Metropoliten, Peter Krutitzki. Unter diesem 
war ja das Verhältnis zwischen Sowjetregierung und Kirche 
etwas milder geworden, aber von Versöhnung und Anerkennun 
war keine Rede. Das Verhältnis zwischen Sowjetregierung un 
Kirche blieb das bisherige des Miſttrauens und der Feindseligkeit, 
der Schwierigkeit der Bewegung für die Kirche, des Kampfes mit 
der sogenannten lebenden Kirche. Wir können nicht kontrol- 
lieren, ob Mitteilungen der „Times“ stimmen, die immerhin 
wichtig sind, daß nämlich mit der Verschärfung der außen- 
politischen Lage Rußlands die Armee der Sowjetregierung nahe- 

elegt habe, sich mit der Kirche zu versöhnen, um auch dieses 

lement im Falle eines Krieges mit für die allgemeine Stimmung 
zu gewinnen. Demgemäß habe sich die Sowjetregierung mit 
Sergius, der nach Krutitzkis Tode provisorisch das Patriarchat 
übernahm, versöhnt und dieser hat im Mai tatsächlich mit Zustim- 
Dune der 1 eine provisorische Patriarchatssynode grün- 
den können. Das Programm dafür hat Sergius in einer Denk- 
schrift im Mai der Regierung vorgelegt, auf deren Grundlage die 
Verständigung zustande kam. 

Damit ist ein erster Schritt zur neuen Organisation 
der Kirche getan, die nunmehr eine anerkannte Spitze in 
dieser Patriarchatssynode hat. Die Kirche bleibt eine private 
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Vereinigung, aber ist legalisiert. Die Leistung von seiten der 
Kirche ist das Bekenntnis zur Loyalität gegenüber der welt- ` 
lihen Macht. Die entscheidenden Sätze vom 29. Juli in der 
Proklamation sind (wir geben ‘das nach der Übersetzung im 
Oktoberheft der Europäischen Gespräche Seite 540 f. wieder): 


„Mit der Errichtung eines provisorischen heiligen Synods an meiner 
Seite festigt sich die Hoffnung, daß unsere ganze kirchliche Verwaltung in 
die gehörige Form und Ordnung gebracht wird, wächst audi die Über- 
zeugung. daß es für uns möglich ist, friedlich zu leben und uns in gesetz- 
lihem Rahmen zu betätigen. Auch jetzt, wo wir beinahe das Ziel unserer 
Anstrengungen erreicht haben, hören die Ausfälle der Feinde jenseits der 
Grenzen nicht auf: Morde, Brandstiftungen, Überfälle, Sprengungen und 
ähnliche Erscheinungen des unterirdischen Kampfes stehen uns allen vor 
Augen; das alles stört den friedlichen Gang des Lebens, indem es eine 
Atmosphäre des gegenseitigen Mißtrauens und voll aller möglichen Ver- 
dächtigungen entstehen läßt. Um so notwendiger ist es für unsere Kirche 
und um so mehr Pflicht für uns alle, für jeden, dem ihre Interessen teuer 
sind und der sie auf die Bahn einer legalen und friedlichen Existenz 
führen will — wir sagen: um so mehr ist es Pflicht für uns, jetzt zu zeigen, 
daß wir im kirchlichen Leben Wirkenden nicht mit den Feinden unseres 
Sowjetstaates sind und mit den sinnlosen Waffen ihrer Intrigen nichts zu 
un haben, sondern daß wir mit unserem Volk und unserer Regierung 
sind. 

Unsere Bitte, dem Synod zu gestatten, die Funktion der die recht- 
porni allrussishe Kirche verwaltenden Stelle aufzunehmen, war von 

rfolg gekrönt. Jetzt besitzt unsere rechtgläubige Kirche in der Union 

eine nicht nur nach kanonishem Recht, sondern auch nach den bürgerlichen 
Gesetzen völlig legale zentrale Verwaltung. Und wir hoffen, daß die 
Legalisierung sich allmählih auch auf unsere niedere kirchlihe Ver- 
waltung, die Eparchien, Kreise usw. erstrecken wird. 


Wir senden unsere Dankgebete zum Herrn, der unsere heilige Kirche 
so begnadet. Wir bringen hiermit auch der Sowjetregierung öffentlich 
unseren Dank zum Ausdruck dafür, daß sie den geistlichen Nöten der recht- 
gläubigen ‚Bevölkerung solhe Aufmerksamkeit zuwendet, und zugleich 
geben wir der Regierung die Zusicherung, daß wir das uns erwiesene Ver- 
trauen nicht miſtbrauchen werden. 


Denn wir müssen nicht nur mit Worten, sondern auch durch die Tat 
zeigen: daß treue Bürger der Sowjetunion, die der Sowjetobrigkeit loyal 
genüberstehen, nicht nur solche Leute sein können, die sich zum rechten 
Glauben gleichgültig verhalten, nicht nur von ihm Abtrünnige, sondern 
ebensosehr seine eifervollsten Anhänger, denen der Glauben teuer ist, weil 
er, mit allen seinen Dogmen und Überlieferungen und in seiner ganzen 
kanonischen und gottesdienstlichen Ausgestaltung, die Wahrheit und das 
Leben ist. 

Wir wollen Rechtgläubige sein und zugleich die 5 als unsere 
bürgerliche Heimat anerkennen, deren Freuden und Erfolge unsere Freuden 
und Erfolge, deren Moe auch die unsrigen sind. Jeder Schlag der 

egen die Union geführt wird, sei es Krieg, Boykott, irgendeine allgemeine 

Memsudhung oder einfach ein Mord aus dem Hinterhalt wie der Warschauer, 
soll von uns empfunden werden als ein Schlag gegen uns. Rechtgläubig. 
wie wir geblieben sind, erinnern wir uns unserer Pflicht. Bürger der 
Union zu sein „nicht nur aus Furcht, sondern auch aus Gewissenspflidit“, 
wie uns der Apostel gelehrt hat (Römer 13, 5) und wir hoffen, daß mit 
Gottes Hilfe, mit Eurer allgemeinen Mitwirkung und Unterstützung diese 
Aufgabe durch uns gelöst werden wird. 

Nur Stubengelehrte können denken, daß eine so riesige Gemeinde wie 
unsere rechtgläubige Kirche mit ihrer ganzen Organisation im Staate ruhig 
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existieren kann, indem sie sich vor der Obrigkeit verbirgt. Jetzt, wo unser 
Patriarchat, indem es den Willen des heimgegangenen Patriarchen erfüllt, 
sich entschieden und unabänderlich auf den Weg der Loyalität begibt, wird 
den Anhängern der erwähnten Stimmung auferlegt, entweder sich zu be- 
zwingen, das heift sie müssen, indem sie ihre politischen Sympathien zu 
Hause lassen, in die Kirche nur den Glauben mitbringen und mit uns nur 
um des Glaubens willen arbeiten; oder wenn sie sich auf einmal nicht 
bezwingen können, dürfen sie uns wenigstens nicht stören und müssen sich 
für eine Weile der Tätigkeit enthalten.‘ 

Diese Wendung macht auch zur Notwendigkeit die Ausein- 
andersetzung mit der Geistlichkeit in der Emigration, die 
in zwei Lager, das konservative unter dem Metropoliten Anto- 
nius (, Synod“ in Jugoslawien) und das liberale unter dem Metro- 
politen Eulogius, geteilt ist. Sergius fordert die Geistlichkeit im 
Ausland auf, schriftlich die Loyalität der Sowjetregierung gegen- 
über für ihre ganze öffentliche Tätigkeit zu erklären. 


„Wer eine solche Erklärung nicht abgibt oder ihr zuwiderhandelt, wird 
aus dem Klerus, der dem Moskauer Patriarchat untersteht, ausgeschlossen 
werden. Wir meinen, daf wir, nachdem wir eine solche Scheidungslinie 
gezogen haben, vor jeder Überraschung vom Ausland her gesichert sein 
werden. Andererseits kann vielleicht unsere Anordnung viele zum Nach- 
denken veranlassen, ob es nicht auch für sie an der Zeit sei, die Frage 
ihres Verhältnisses zur Sowjetregierung zu revidieren, damit sie nicht 
mit ihrer heimatlichen Kirche und ihrer Heimat brechen müssen.“ 


Schließlich soll ein neues zweites Reichskonzil in Aussicht 
genommen werden, das nunmehr die endgültige zentrale Kirchen- 
verwaltung zu wählen habe und auch die Entscheidung über die 
sogenannte lebendige Kirche zu fällen hätte. Damit tritt die 
russische Kirche wieder auf den Plan, in einer ersten neuen 
Organisation und in einer Zusammenarbeit zwischen Patriarchat, 
das wieder belebt ist, und Konzil, in dem die Gläubigen selbst 
mitraten und -taten sollen. 


Das ist eine große und bedeutungsvolle Wendung, deren 
Motivierung die „Iswestija“ (19. 8) ganz klar gibt, daß die 
Stimmung in Arbeiter- und Bauernkreisen vor den Gefahren von 
England her die Geistlichen über die notwendige Stellungnahme 
der Gläubigen gegenüber dem Sowjetstaat aufgeklärt habe und 
daß daraus der Schritt des Verwesers des Palriarchats sich erkläre. 
Dieser Kommentar und die Erklärung des Metropoliten stimmen 
insofern zusammen, daß die Legalisierung der orthodoxen Kirche 
und auf der anderen Seite die Erklärung der Loyalität für die 
Sowjet nun ein Teil der Vorbereitung auf den Kriegsfall 
sein soll! 


Abgeschlossen 27. Oktober 1927. 
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II. Wirtschaftsumschau. 
Von Dr. Robert Schweitzer (in Vertretung). 


I. Zum Beginn des neuen Wirtschafts jahres. 


Der Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres ist regelmäßig 
willkommener Anlaß für die Sowjetpresse zu 5 
Erörterungen über die Wirtschaftsstruktur der Sowjetrepublik. 
Charakteristisch für die Wirtschaft der Sowjetrepublik ist ein 
Dualismus. Neben sozialistischen Elementen (Industrie, Banken, 
Außenhandelsmonopol) bestehen kapitalistisdie (Landwirtschaft, 
Privathandel). Man weiß, daß die Entwicklung der Beziehungen 
zwischen Landwirtschaft und Industrie oder, anders ausgedrückt, 
zwischen ländlicher und städtischer Bevölkerung für die Zukunft 
der Sowjetunion von entscheidender Bedeutung ist. Es muß 
zwischen den beiden genannten Zweigen der Volkswirtschaft ein 
Interessenausgleich gefunden werden. Dieser Interessenausgleich 
forderte 1921 den Übergang zur neuen ökonomischen Politik, die 
von Lenin als nötiger Umweg zur Verwirklichung der kommu- 
nistischen Wirtschaftsordnung bezeichnet wurde, jedenfalls aber 
eine Verbeugung vor dem Individualismus des Bauern darstellte. 
Welches Verhältnis besteht nun zwischen Industrie und Landwirt- 
schaft zu Beginn des neuen Wirtschaftsjahres? Von dem wach- 
senden Produktionsergebnis der Volkswirtschaft entfielen 1924/25 
auf die Landwirtschaft 67,6 % und auf die Industrie 32,4%. Die 
entsprechenden Zahlen für 1925/26 sind 64,1 % und 35,9 %, für 
1926,27 62 % und 38 % und für 1927/28 (Kontrollziffern!) 58,9 % 
und 41,1%. Der relative Anteil der Landwirtschaft fällt also 
und der der Industrie steigt. In diesen Zahlen haben wir den 
Niederschlag der sogenannten Industrialisierung (die Schwer- 
industrie marschiert an der Spitze). Es ist nun die Frage, ob 
diese Entwicklung zu dem wünschenswerten Interessenausgleich 
zwischen Arbeiter und Bauer führen kann. Die Einstellung des 
Bauern wird zunächst davon abhängen, in welchem Maße die 
Industrialisierung sein Einkommen beeinflußt. Wie steht es 
nun damit? Die Steigerung der Einkommen vollzog sich in den 
letzten Jahren folgendermaßen (prozentual im Vergleich zum 
Vorjahre): Bei der städtischen Bevölkerung 1925/26 Zunahme um 
40 %. 1926/27 um 14,4% und 1927/28 um 5,9% (Kontrollziffer!), 
bei der ländlichen Bevölkerung 1925/26 Zunahme um 24,8%, 
1926/27 um 8,2 % und 1927/28 um 5,1 % (Kontrollziffer!). 

Mit der Industrialisierung ging also ein Einkommensausgleich 
der ländlichen und städtischen Bevölkerung Hand in Hand, was 
in bezug auf den Interessenausgleich als günstig anzusprechen 
ist. Letzten Endes ist aber eine vernünftige Einkommensrelation 
noch nicht das Entscheidende für die Lösung des Problems der 
Schaffung harmonischer Zusammenarbeit in einem rabode-krest- 
janskij blok (Arbeiter- und Bauernblock). Das Problem kommt 
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der Lösung erst näher, wenn es der staatlichen Industrie gelingt, 
die ländliche Bevölkerung in ausreichendem Maße und zu erträg- 
lichen Preisen mit Industrieerzeugnissen zu versorgen. Und in 
dieser Beziehung scheint sich die Lage zu 5 wie 
später noch eingehend zu zeigen sein wird. 


II. Von der Realisierung der Ernte. 
Die Zentralstatistische Verwaltung hat vor kurzem u. a. 


nähere Angaben über den Rhythmus der Getreidebeschaffungs- 
kampagne von 1926/27 im Vergleich mit 1925/26 veröffentlicht. 
Es ist wichtig, den Rhythmus der letzten Jahre zu kennen, weil 
durch den Vergleich die Würdigung der monatlichen Ergebnisse 
der laufenden Kampagne erleichtert wird. Für das Beschaffungs- 
jahr 1925/26 war eine beträchtliche Schwankung zwischen den 
einzelnen Monaten charakteristisch. Die größte Monatsmenge 
wurde im September erfaßt. Nach einem vorübergehenden Rück- 

ang von September bis Dezember erfolgte dann ein erneutes 
8186 bis Februar, und der Anteil des zweiten Halbjahres am 
Gesamtaufkauf war größer als der des ersten Halbjahres. 
Anders 1926/27. Es zeigten sich keine derartigen Schwankungen 
wie 1925/26. Die größte Monatsmenge brachte wie 1925/26 der 
September, dann aber zeigt sich ein langsames Fallen bis zum 
i und im Gegensatz zu 1926/27 war das Ergebnis des 
ersten Halbjahres größer als das des zweiten, was mit den Steuer- 
terminen in Zusammenhang stand. Die Festsetzung der Steuer- 
termine ist ein wichtiger Faktor in der Hand der Regierung für 
die Einwirkung auf den Gang der Ernteerfassung. 

Wie steht es nun mit der diesjährigen Ernterealisierung? Es 
liegen die Ergebnisse bis zum 1. Öktober d. J. vor. Zunächst die 
Ergebnisse des August. Er erscheint jeweilig als der erste Monat 
der Herbsterfassungssaison, und Hauptartikel dieser Saison ist 
das Getreide. Das Ergebnis der planmäßigen Getreideerfassung 
im August beziffert sich auf 928 000 t (gegen 737 000 August 1926). 
Die größte Steigerung gegenüber dem Vorjahre findet sich beim 
Brotgetreide (Weizen + 26 %, Roggen + 89 %, Gerste allerdings 
— 71,4%). Verursacht ist die Augustkonjunktur des Getreide- 
marktes durch die Fortsetzung der Steigerung der Ankaufspreise 
bei gleichzeitig sinkenden Kleinhandelspreisen. 

Günstige N zeigte, wie in den Vormonaten, der Auf- 
kauf von Häuten, relativ ungünstige der von Eiern und Butter. 

Im September wurden 1 607 807 t Getreide (einschl. Ulsaaten) 
erfaßt, davon 747 547 t Weizen, 356483 t Roggen und 286 880 t 
Olsaaten. Am 1. Oktober waren seit Beginn der Kampagne 
2 724 550 t gegenüber 2535 158 t Getreide angekauft (d. h. 14,7 % 
mehr als planmäßig vorgesehen). Bemerkenswert ist, besonders 
im Hinblick auf die obigen Ausführungen, daf, wie in den Vor- 
jahren der September, ein beträchtlich größeres Ergebnis aufweist 
als der August. 
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Ein Übelstand sind die alljährlich mit der Beschaffungssaison 

einsetzenden Schwankungen der Aufkaufspreise, die in diesem 

3 noch gröſter waren als im Vorjahre, was folgende Zahlen 
weisen (in Kopeken für die Tonne): 


Roggen Weizen 
1926 1927 1926 197 
Juli 403 466 619 631 
August (6.—10.) 409 483 636 698 
55 (20.—25.) 421 473 659 713 
Sept. (6.— 10.) 425 463 660 696 
„ (20.—25.) 433 449 656 673 


Diese Schwankungen zeigen, daß es in bezug auf die Plan- 
mäfligkeit des Aufkaufes noch viel zu bessern gibt. Es ist den 
staatlichen Aufkaufsorganisationen noch nicht gelungen, sich die 
für eine wirksame Intervention auf dem Getreidemarkte notwen- 
digen Vorräte zu schaffen. 

Ferner geben die Zahlen eine Bestätigung der bereits oben 
erwähnten e daß das Preisniveau gegenüber dem Vor- 
monat nicht unwesentlich gestiegen ist. Hand in Hand mit diesem 
Steigen der Beschaffungspreise vollzog sidi im August 1927 eine 
Senkung der Absatzpreise. Nach den 1 der Zentralstatisti- 
schen Verwaltung fielen die Absatzpreise des Groſthandels in 
bezug auf Roggen um 1,2 % (bei Fleisch Erhöhung um 1,2 %, bei 
Butter und Eiern um 1,9 %). Bedeutend größer war die Senkung 
im Bereiche des Kleinhandels. Der Roggenpreis fiel hier um 10.3 %, 
Weizen um 7,4 %, Hafer um 16,3 % und Gerste um 10,9 %. Diese 
Erscheinung wird von der Sowjetpresse außerordentlich begrüßt. 
Und nicht mit Unrecht. Man weiß, daß diese im allgemeinen noch 
immer viel zu hohe Spanne zwischen Aufkauf- und Absatzpreisen 
(besonders beim Kleinhandel) den größten Mangel im Bereiche 
der Ernterealisierung darstellt. Geschrieben ist hierüber schon 
genug, besonders im letzten Wirtschaftsjahre, das ja allgemein 
als Rationalisierungsjahr bezeichnet wird. Bedauerlich aber ist 
nur, daf man gerade an den Punkten, wo eine Rationalisierung 
am nötigsten war (und hier haben wir eine solche Stelle!), kaum 
vorwärts gekommen ist. Wir werden im nächsten Abschnitt bei 
der Industrie eine ähnliche Feststellung machen können. Wenn 
die oben gekennzeichnete Bewegung des August sich fortsetzen 
sollte, so wäre für die Durchführung der Rationalisierung schon 
viel gewonnen. | 


III. Aus der Industrie. 


l Nach dem beträchtlichen Rückgang der Produktion im Juni 
und Juli setzte im August wieder eine Steigerung ein. Die 
Bruttoproduktion der Schwerindusirie betrug in diesem Monat in 
Vork riegswerten 352,2 Millionen Rubel gegen 301,5 Millionen Rubel 
im Juli (Steigerung um 16,8 %). Davon entfielen auf Produktions- 
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mittelproduktion, die im Juni und Juli um 15 % gesunken war, 
209,4 Millionen (gegenüber 190,3 Millionen Rubel im Juli, d. h. 
Steigerung um 10%) und auf die Produktion von Gebrauchs- 
ütern, die sich im Juni und Juli um 30 % gesenkt hatte, 142,8 
illionen Rubel (gegenüber 111,1 Millionen Rubel, d. h. Steige- 
rung um 28,5 ). 

In den ersten 11 Monaten 1926/27 ist die Bruttoproduktion 
der Industrie gegenüber der gleichen Zeit des Vorjahres mengen- 
mäßig um 19 % (Produktionsmittel um 23,7 % und Gebrauchs- 

üter um 14,3 ) gestiegen. Da die Veränderung im Arbeiter- 
ande anz unbeträchtlich war, bedeutet das eine Erhöhung 
der Produktivität des Arbeitenden, mit der es in den Sommer- 
monaten relativ schlecht bestellt war. 

Im einzelnen geht die Entwicklung der Produktionsergebnisse 
aus folgender Tablenrusammensi<ilung hervor: ?) 


1927 Aug.1927 Aug.1926 Aug.1927 
Juli Aug. in % z. Vormonat i.c; z. 
Aug. 1926 

Steinkohle (1000 t)) 2244,9 2433, 99,6 96,8 125,0 
Naphtha (10001) . . 2. 2 2.0. 856,4 855,5 99 103,2 109,0 
Roheisen (1000 t) 244,2 245,1 1004 102,1 125,9 
Stahl (10001) . . 2: 2 2 2 020. 281,2 303,4 107,9 106,6 119,8 
Walzwerkserzeugnisse (1000 t). 186,7 2192 117,4 105,7 114.4 
Baumwollgewebe (Mill. m) . . . 138.2 176,2 1275 132.2 102,8 
Wollgewebe (1000 m) . . ... 4862 7477 159,7 131,0 140,2 
Leingewebe (am)) 7001 9416 134,5 143,3 46,6 


Die größte Produktionssteigerung zeigt sich danach bei der 


nun Beziehungsgrößen. Wir wollen wissen, in welchem Grade 
diese Produktionsmengen für die Bedarfsdeckung ausreichen. Ein 
Hilfsmittel für die Beurteilung geben uns die laufenden Berichte 
der „Ekon. Žizń“, in denen die Bruttoproduktion der Summe der 
gewöhnlichen Abschlüsse (sdelki) und der sogenannten gendogo- 
vorov (Generalverträge) gegenübergestellt ist. 

Die jährliche Steigerung der Produktion und die der Summe 
der Geschäftsabschlüsse zeigt folgende Tabelle: 


1926/27 in % zu 1925/26: 
Bruttoproduktion (umgerechnet auf Großhandelsindex 
der Zentralstatistischen Verwaltung) 


Okt. Nov. Dez. Jan. Febr. März April Mai Juni Juli August . 
26,5 30,0 291 278 26,0 243 213 21,6 215 209 194 
Summe der Geschäftsabschlüsse 
Okt. Nov. Dez. Jan. Febr. März April Mai Juni Juli August 
36,9 382 302 294 27,8 27,7 19,4 210 215 20,1 21,0 

Die Zahlen sehen harmlos aus und stellen doch ein bedenk- 
liches Krankheitssymptom dar. Der Entspannung auf dem Waren- 


1) Entnommen der Ekon. Žizń vom 27. 9. 1927, 
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markte in der ersten Hälfte 1926/27, die mit einer Ansammlung 
von Vorräten verbunden war, folgte eine merkliche Entspannung 
Frühjahr 1927, und gegenwärtig geht es wieder einer merklichen 
Spannung entgegen. Dieser Wechsel zwischen Unterproduktion 
und Absatzkrise verträgt sich natürlich absolut nicht mit der 
55 Planwirtschaft. Diese Entwicklung ist ganz 
„außterplanmäßig“ und verlangt besondere Aufmerksamkeit im 
Rahmen der russischen Wirtschaftspolitik. 

Das gleiche kann von der Selbstkostengestaltung in der Indu- 
strie gesagt werden. Hier haben wir den schon oben angedeuteten 
Kardinalmißstand innerhalb der sowjetrussischen Wirtschaft. 
Man hatte für das letzte Wirtschaftsjahr neben einer allgemeinen 
Preissenkung auch eine allgemeine Kostensenkung im Ausmaße 
von 5 % vorgesehen. In ersterer Hinsicht hatte man auch 5 
Erfolge aufzuweisen, in letzterer aber einen glatten Mißerfolg. 
Das ist um so bedauerlicher, weil auf die Dauer eine Preissenkung 
ohne Selbstkostensenkung nicht durchführbar ist. Es kam im 
Wirtschaftsjahre 1926/27 gar nicht zu einer Senkung der Selbst- 
kosten. Im Vergleiche mit dem Vorjahre erfolgte in der ersten 
en sogar eine durchschnittlihe Erhöhung der Selbst- 

osten um 1,1 %. Wichtige Industriezweige wiesen eine mehr oder 
weniger große Erhöhung ihrer Selbstkosten auf, die Steinkohlen- 
industrie eine Erhöhung von 2,6 %, die Metallindustrie um 1,44 % 
und der Erzbergbau des Südens sogar eine solche von 10,7 . 
Näheren Aufschluß über die Ursache dieser Erscheinung gibt eine 
eingehende Kostenanalyse. Sie wird in Sowjetruſtland auch in 
der erforderlichen Spezialisierung aufgestellt. Das Hauptübel 
liegt in dem zu großen Aufwandsposten tekuséie remonty (lau- 
fende Erneuerungen). Während hier nur die Ausgaben für 
laufende, planmäfige Erneuerungsarbeiten ausgewiesen sein 
sollten, sind in diesem Posten sehr häufig Aus aben für außer- 
planmäſtige Erweiterungen der betreffenden Unternehmungen 
enthalten, die der Entwicklung vorauseilen und wenigstens zu- 
nächst im Hinblick auf die Selbstkostengestaltung eine unerträg- 
liche Belastung, eine unverantwortliche Erhöhung des indirekten 
Aufwandes bedeuten. Erweist sich diese Kapitaldisposition auf 
lange Sicht als falsch, so wird auch die durch diese Investierun 
bewirkte finanzielle Anspannung verewigt. Das Kostenbild wir 
danach bewußt verschleiert. ach der betriebswirtschaftlichen 
Pressekritik erfolgt die „Kostenfrisur“ im Bereiche des indirekten 
Aufwandes, weil dieser an dem Miſterfolg der allgemeinen Kosten- 
senkung schuld ist, während auf dem Gebiete des direkten Auf- 
wandes kleine Erfolge erreicht sein sollen. Aber wie dem auch 
sei, jedenfalls sind in diesem Zusammenhange zwei erhebliche 
Mißstände zu erkennen: Erstens ist es trotz aller offiziösen Auf- 
forderungen zur Rationalisierung nicht zu einer allgemeinen 
Kostensenkung gekommen, und zweitens huldigt man auch in 
der verstaatlichten russischen Industrie in bezug auf die Kosten- 
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rechnung dem „bewährten“ Rezept der in Ländern mit kapitalisti- 
scher Wirtschaftsordnung mit großer Technik geübten Bilanzver- 
schleierung. Man spielt Versie , verbirgt unbequem hohe Kosten- 
beträge dort, wo sie zu den relativ geringsten Beanstandungen 
führen. Diese Methode ist für die Durchführung der Rationali- 
sierung ganz besonders schädlich. Sie zerstört die für eine ziel- 
bewußte Betriebspolitik unbedingt nötige Klarheit und Zuver- 
lässigkeit des Rechnungswesens. 

Der STO geißelt öffentlich diese Miſtstände und verlangt 
erneut und mit großer Schärfe die restlose Durchführung der 
befohlenen Kostensenkung. Die Mittel, die er zur Verwirklichung 
dieses Zieles vorschlägt, sind nicht uninteressant: weitgehende 
Kontrollmaßnahmen und Aufklärung des gesamten Betriebs- 
personals über die außerordentliche Tragweite der Kosten- 
senkung. Dann schreckt er auch nicht davor zurück, die Ein- 
führung von Prämien für wirtschaftliches Arbeiten zu verkünden. 
Durch materielles Interesse am Produktionsprozeß soll der 
Arbeiter zur Leistungssteigerung veranlaßt werden. Man muſt 
also auch in der sozialisierten Industrie das Interesse durch 
materielle Sonderzuwendungen wecken. Das verstößt zwar gegen 
die Theorie, wird aber in Kauf genommen, weil man anders nicht 
zum Ziele gelangt. | 

In diesem Zusammenhange interessieren auch die vom Volks- 
kommissar der Finanzen durchgeführten Rentabilitätsberechnun- 
gen der Industrie. Die Zahlen von 1925/26 liegen vor. Danach 

etrug der Gesamtgewinn 429,7 Millionen Rubel (14,6% der 
Selbstkosten) und die Rentabilität des Gesamtkapitals der Indu- 
strie (Verhältnis von Gewinn zu Gesamtkapital) etwa 82%. Die 
durchschnittliche Rentabilität der Vorkriegszeit (12,9%) ist noch 
nicht erreiht. Zu ihrer Entschuldigung weisen die Leiter der 
Unternehmungen darauf hin, daß die Rentabilität in dem Ruß- 
land der Vorkriegszeit durch die Ausbeutung der arbeitenden 
Klassen erkauft wurde und daß die Lage heute, relativ betrachtet, 
schon günstiger als vor dem Kriege sei, weil von den 12,9% Ge- 
winn der Vorkriegszeit höchstens 7 bis 7,5 % für Zwecke der Aus- 
weitung der Produktionskapazität verwendet wurden und der 
andere Teil unproduktiven Zwecken diente, während heute der 
ae Gewinn für die Erweiterung der Anlagen Verwendung 

ndet. Der erste Hinweis ist nicht ganz unberechtigt, der letzte 
aber eine ganz vage Schätzung und eine noch kühnere Behaup- 
tung. Die Bestimmung der Gewinnquote, die der Unternehmer 
der Vorkriegszeit wirklich unproduktiv anlegte, ist jedenfalls 


sehr schwer durchzuführen. 


IV. Vom Binnenhandel. 


Der August 1927 riple in bezug auf die Lage des Binnen- 
handels weiteres Anwachsen der Nachfrage nach allen markt- 
gängigen Waren. Hand in Hand damit ging eine Abnahme der 
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Lagervorräte sowohl beim Produzenten wie auch beim Groß- 
handel. Die Gesamtumsätze der Moskauer Warenbörse, der 
14 Provinzbörsen und der Nischni-Nowgoroder Messe wuchsen 
im Vergleiche mit dem Vormonat um 47,7 %. Diese Steigerung 
geht über die in der entsprechenden Zeit der Vorjahre weit hin- 
aus (August 1926 Steigerung um 17,8%, August 1925 um 145 ). 
Die Gründe für dieses starke Anwachsen der Nachfrage sind vor- 
nehmlich in erhöhter bäuerlicher Kaufkraft zu suchen. Der Bauer 
hat eine gute Ernte zu realisieren, und vor allem ist der Absatz 
von Produkten der Viehzucht in diesem Jahre rentabel. Andere 
konjunkturbelebende Momente sind die Erhöhung der. Arbeits- 
lilhıne und die Senkung der Preise für Industrieerzeugnisse. 

Im Gegensatz zum Großhandel wird die Lage des Klein- 
handels durch geringe Senkung der Umsätze und einigermaßen 
stabile Lagerbestände charakterisiert. Das hat seinen Grund in 
dem überall zu beobachtenden Mangel an Industriewaren, beson- 
ders an Baumwollwaren und an Schuhzeug. Auf das Bedenkliche 
der Tatsache des steigenden Warenhungers ist in anderem Zu- 
sammenhange schon hingewiesen worden. 

Die gegenwärtige Binnenhandelskonjunktur kommt nun auch 
in den Ergebnissen der Nischni-Nowgoroder Messe zum Aus- 
druk, über die, soweit die Ergebnisse vor vier Wochen zu über- 
bliken waren, schon in der vorigen Wirtschaftsumschau berichtet 
wurde. Jetzt ist das Messegeschäft beendet und deshalb ein Ge- 
samtrückblick am Platze. Der Börsenumsatz der Messe beziffert 
sih auf 169 044 000 Rubel, d. s. 10 % mehr als im Vorjahre. Es 
ist aber zu beachten, daß diese Ziffer nicht alle Umsätze umfaßt. 
Es fehlen die innergenossenschaftlichen, die nicht der Börsen- 
registrierung unterliegen. Sie werden auf etwa 40 Millionen 

el geschätzt, so daß man letzten Endes zu einem Gesamt- 
umsatz der Messe von 210 Millionen Rubel des Vorjahres kommt. 
Der oben bereits gekennzeichnete allgemeine Warenmangel ließ 
das Messegeschäft recht flott vonstatten gehen, schuf aber erklär- 
liherweise für den Käufer relativ ungünstige Zahlungsbedingun- 
gen. Verschärfend wirkte in dieser Beziehung die Kredit- 
testriktion. Die Kreditversorgung der Messe bezifferte sich in 
diesem Jahre auf 8% des Umsatzes gegenüber 25 % des Vor- 
jahres. Eine weitere Folge des Warenmangels ist die Zunahme 
der Musterkäufe und -verkäufe, sowie der Lieferungsgeschäfte 
(Barkäufe dieses Jahr nur 17 % des Umsatzes gegenüber 23 % des 
Vorjahres). Diese Entwicklung ist aber wegen der günstigen 

influssung der Aufwandsentwicklung (Ersparung an Trans- 
rt- u. sonstigen Bestandteilen des indirekten Aufwandes) zu 
grüßen. 
Von der Bedeutung der Messe für die Beziehungen mit den 
östlichen Ländern ist in der vorigen Wirtschaftsumschau schon die 
Rede gewesen. In diesem Heft müssen noch einige Ergänzungen 
gegeben werden. Auf die Länder des Ostens entfielen von dem 
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Gesamtumsatz 42 Millionen Rubel (im Vorjahre 33 Millionen 
Rubel) und auf den Umsatz der Erzeugnisse der Kustarindustrie 
(Heim-), der der Messeleitung neben der Pflege der Beziehungen 
mit den östlichen Ländern besonders am Mr liegt, etwa 
60 Millionen Rubel. Stark aktiv beteiligten sih am Messegeschäft 
von den östlichen Ländern Persien, West-China und Afghanistan. 
Ein genaueres Bild über die Umsätze mit dem Osten gibt folgende 
Zahlenaufstellung: 


Umsätze der Nishnij-Nowgoroder Messe. 


Gesamtumsatz mit dem Osten . . 42102750 Rubel 

davon: | 
Export 15332 363 „ 
Import En a Bee a .. 26569658 „ 

Umsätze nach einzelnen Ländern: 
Persien 32842 154 „ 
West-Chna . . 2. . 271043 685 „ 
Afghanistans 929 015 „ 
Ira e 827 540 „ 
Türkme2ys:e 2 2 0. 100 000 „ 
Mongole: 30 371 , 
Agypten und Arabien 313 750 „ 
Griechenland 3 14 500 


Unter den Importwaren (Wolle, Baumwolle, trockene 
Früchte, Reis) hob sich in diesem Jahre der relative Anteil von 
Reis und bei den Exportwaren (Manufakturwaren, Naphthapro- 
dukte, Streichhölzer u. a.) der der Manufakturwaren. 

Sehr bedeutsam ist dann, daß im letzten Jahre der Anteil des 
privaten Handels am Messegeschäft beträctlich zurückgegangen 
ist. 1927 stellten nur 721 private Firmen aus gegenüber 1393 
im Vorjahre. Die Zufuhr privater Firmen zur diesjährigen Messe 
belief sich auf 2064 t (d. s. 6% der Gesamtzufuhrmenge). Auch 
diese Erscheinung wird von der Messeleitung als Erfolg begrüßt. 
Dadurch glaubt man die Struktur des Messegeschäfts der allge- 
meinen Handelsstruktur anzugleichen und damit allem Mißbe- 
hagen, mit dem die Regierung in früheren Jahren gerade wegen 
der starken Beteiligung des privaten Handels das Messegeschäft 
in Nishnij-Nowgorod betrachtete, den Boden zu entziehen. Diese 
Überlegung der Messeleitung ist zweifellos richtig, denn die 
russische Regierung wird und muß auf Grund ihrer grundsätz- 
lichen wirtschaftspolitischen Einstellung jede Maßnahme be- 
grüßen, die den Einfluß des privaten Handels mindert. 


V.VomAußenhandel. 

Die Ergebnisse des Aufßenhandels über die europäische 
Grenze liegen für 11 Monate und die des Handels über die asia- 
tische Grenze für 10 Monate des verflossenen Wirtschaftsjahres 
vor. Für diese Zeit beträgt der gesamte Außenhandelsumsatz 
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1322 Millionen Rubel, davon 691,4 Millionen Export und 630,6 
Millionen Import. Es ergibt sich aus diesen Zahlen ein Aktivsaldo 
von 60,8 Millionen Rubel gegen einen Passivsaldo von 101,6 Mil- 
lionen für die 5 Zeit des Vorjahres. Der Export 
wuchs um 16,1 %, während der Import um 9,9% sank. er 
gesamte Außenhandelsumsatz wuchs im Vergleiche zum Vorjahre 
nur um 2,2 %. Diese Quote ist recht niedrig und reicht bei weitem 
nicht an die planmäßig vorgesehene Ziffer heran. Das ist vom 
Standpunkt de russischen Volkswirtschaft außerordentlich zu 
beklagen; denn der Außenhandel ist es, der fast ausschließlich 
die Mittel für ihren Wiederaufbau und ihren Ausbau liefern 
muß. Während aber nun die industrielle und die landwirtschaft- 
liche Produktion sich dem Vorkriegsstande nähern oder ihn zum 
Teil schon überschritten haben, ist die Lage in bezug auf den 
Außenhandel weit ungünstiger. Der Anteil Ruſtlands am Welt- 
getreideexport betrug 1909—13 (Durchschnitt der Jahre) 27,8 %, 
1923,24 nur 8% und 1926/27 8,3 %. Die Zahlen zeigen, wie weit 
Rußland noch von seinem Ziele entfernt ist, die alten Absatz- 
märkte wiederzugewinnen. Die Gründe hierfür liegen teils im 
Inlande und teils jenseits der Grenze. Die besonderen Verhält- 
nisse in bezug auf die Erfassung der Ernte sind an anderer Stelle 
bereits erörtert. Jenseits der Grenze handelt es sich um Schwierig- 
keiten politischer Art. 
Besonderes Interesse verdient die Entwicklung des Außen- 
handels über die asiatische Grenze. Hier versucht die Sowjet- 
regierung ständig an Boden zu gewinnen, was ihr auch gelingt. 
In den ersten 10 Monaten des Wirtschaftsjahres 1926/27 betrug 
der russische Außenhandelsumsatz nach dem Osten 140,5 Millionen 
Rubel, davon der Export 71,3 Millionen und der Import 69,2 Mil- 
lionen. Die Vorjahreszahl lag beträchtlich tiefer. Ferner ist 
beachtenswert, daß in diesem Jahre ein Aktivsaldo von 2,1 Mil- 
lionen Rubel dem vorjährigen Passivsaldo von 12,4 Millionen 
Rubel gegenübersteht. Außer von der Ausweitung der Beziehun- 
en mit den östlichen Ländern erhofft die Sowjetregierung eine 
teigerung ihrer Auflenhandelsumsätze noch von den sogenannten 
„vtorostepennye tovary“ (Exportwaren zweiter Ordnung), wie 
beispielsweise Linsen, Erbsen. Honig u. dgl. Es werden eben alle 
mö lichen Mittel benutzt, um zur Ausfuhrsteigerung zu gelangen 
und die Verflechtung Ruflands mit der Weltwirtschaft im Inter- 
esse des Wiederaufbaues so eng wie möglich zu gestalten. 
Angefügt seien hier noch die Teilergebnisse des Außen- 
handels der letzten Monate. Der Außenhandelsumsatz über die 
europäische Grenze betrug im August 113,3 Millionen Rubel (Juli 
1927 108,9 Millionen Rubel und August 1926 101,3 Millionen). 
Auf den Export entfielen 49,4 Millionen Rubel (11,7 % weniger 
als Juli 1927 und etwa gleich der Zahl des August 1926) und auf 
den Import 63,9 Millionen Rubel (gegenüber Juli 1926 Steigerung 
von 20,6 % und gegenüber August 1926 eine solche von 22,8 ). 
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Für August ergibt sich demnach also ein Passivsaldo von 14,5 
Millionen Rubel (im Juli ein Aktivsaldo von 2,9 Millionen). Be- 
sonders zu erwähnen ist, daß der Export von Feldfrüchten im 
August 1927 ge enüber August 1926 beträchtlich zurückgegangen 
ist (1 483 000 ubel egenüber 10 299 000 Rubel). Dagegen ist die 
Ausfuhr z. B. von Produkten der Tier- und Geflügelzucht um 
1 637 000 Rubel auf 10 768 000 Rubel gestiegen und der Holzexport 
von 7 270 000 auf 14 023 000. Im Bereiche des Imports sind beson- 
ders folgende Posten gestiegen: Maschinen und Apparate von 
3983000 auf 7208000 und elektrotechnisches Material von 
1 998 000 auf 4 253 000. 


III. Geistiges Leben. 
Von Arthur Luther. 


Ein sehr eigentümliches Buch hat Anatolij Marienhof. 
einer der Führer der Ultramodernen in der Zeit um 1915, heraus- 
gebracht. Es betitelt sich „Roman bes wran ja“ („Ein Roman 
ohne Flunkereien“) und ist in der Tat kein Roman, sondern eine 
Darstellung des Lebens des Verfassers und seines Kreises, also 
der Moskauer Literatur-Boheme in den Revolutionsjahren. Im 
Mittelpunkt steht die Person des Dichters Jesenin, und man muß 
Marienhof zugestehen, daß das Bild dieses genialen, aber zu früh 
und zu gründlich entwurzelten Barbaren uns durch seine Dar- 
stellung verständlicher wird, uns menschlich näher gerückt wird, 
wenn sein Schicksal uns auch mehr traurig als tragisch erscheint 
und wir oft mehr abgestoßen als erschüttert werden. Wie weit 
Marienhof das im Titel seines Buches ausgedrückte Versprechen 
wirklich hält, ob er es mit der Wahrheit immer ganz genau 
nimmt, ist eine Frage für sich, die sich kaum glatt beantworten 
läßt. Es wird doch wohl auch hier „Dichtung und Wahrheit“ 
nebeneinander stehen, das Gesamtbild wirkt aber trotz aller 
grotesken Einzelheiten — oder vielleicht gerade dank diesen 
Einzelheiten — wahr und echt. Wir sehen diese jungen Dichter 
auf den Straßen von Moskau und Charkow ihre Verse dekla- 
mieren, erleben die Zeit der Schwärmerei für die neue proleta- 
rische Kultur mit, wo man selbst dem Zirkus eine hohe Mission 
zuschrieb und ihn unter staatliche Verwaltung stellte, und wo 
dann Jesenin allabendlidi hoch zu Roß in der Arena erschien und 
die revolutionäre Zirkuspantomime durch ad hoc verfaßte Verse 
einleitete. Marienhof schildert aber auch die seltsame Ehe e 
nins mit der jetzt auch hingegangenen Isadora Duncan, diese 
tragische Farce, bei der es schwer zu sagen ist, was größer war, 
die Farce oder die Tragik. Er erzählt von einem Apachentanz, 
den die Duncan vorführte und in dem ein langer rosa Shawl eine 
große Rolle spielte: mit diesem Shawl erwürgte die Tänzerin 
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ihren Partner (beiläufig: Marienhofs Buch ist vor dem Tode der 
Duncan erscienen!). Und dann heißt es weiter: 

„Der Tanz der Duncan war zu Ende. Auf dem Teppich lag 
lang ausgestreckt der imaginäre Leichnam ihres imaginären 
Partners. Jesenin wurde später ihr Gebieter, ihr Herr. Sie 
küſtte wie ein Hund die Hand, die er zum Schlage erhob, und die 
Augen, in denen öfter als Liebe Haß gegen sie loderte. Und doch 
war er nur der Partner, der jenem Stück rosa Stoff ähnelte, 
willenlos und tragisch. Sie tanzte. Sie regierte den Tanz 

Sehr bezeichnend sind auch die mitgeteilten Briefe Jes e- 
nins aus Westeuropa. Wer die russische Psyche kennt, 
dem sagen sie allerdings nichts Neues. Ganz dasselbe haben auch 
schon Herzen, Tolstoj, Dostojewski; gesagt, wenn auch „mit ein 
bißchen anderen Worten“, nämlich mit nicht so kräftigen wie 
Jesenin. So schreibt er etwa aus Ostende (9. Juli 1922): 

„Da sitze ich nun in Ostende. Vor mir das schäbige Belgische 
Meer und die stumpfsinnigen Schweineschnauzen der Europäer. 
Angesichts des Ubermaſtes an Wein in diesem Lande habe ich das 
Saufen aufgegeben und trinke nur noch Selterswasser. Dort, in 
Moskau, bilden wir uns ein, Europa sei das Hauptgebiet für die 
Verbreitung unserer Ideen und unserer Poesie, hier aber sehe 
ich: Mein Gott, wie schön und reich ist Rußland in dieser Be- 
ziehung. Ich glaube, es gibt kein zweites solches Land und kann 
auch noch keines geben. Was das rein Äußerliche anbelangt, so 
erscheint hier alles nach der Verwüstung bei uns schön aufge- 
räumt und glatt gestrichen. Zuerst würde es dir hier wohl ge- 
fallen, aber nachher würdest du, glaube ich, ebenfalls auf dein 
Knie schlagen und heulen wie ein Hund. Es ist der reine Fried- 
hof. Alle diese Menschen, die schneller laufen als Eidechsen, sind 
nicht Menschen, sondern Totenwürmer, ihre Häuser sind Särge 
und der ganze Kontinent ist ein Grabgewölbe. Wer hier einst 
en hat, ist längst tot, und seiner gedenken nur noch wir. Denn 
Vürmer haben kein Gedächtnis. Nach allem, was ich hier gesehen 
habe, möchte ich nicht wünschen, daß auch du hierher kommst. 
Aber komm nur, wenn du Lust hast; ich muß dir nur aufrichtig 
sagen: wenn ich nach einem Monat noch nicht davongelaufen bin, 
so wird das ein großes Wunder sein 

Diese Reise ins Ausland hatte bekanntlih auch die Lösung 
des unnatürlichen Verhältnisses zwischen Jesenin und Isadora 
Duncan zur Folge. 

Die erotischen Probleme beschäftigen die russischen Belle- 
tristen immer noch in sehr ausgiebigem Maße. Man hat fast den 
Eindruck, als lägen die Dinge gegenwärtig ebenso, wie in den 
jahren nach 1905, wo auf die Erregung der Revolution eine ero- 
tische Welle über ganz Rußland ging, wo Frank Wedekind mit 
einem Male der am meisten gelesene ausländische Dichter wurde, 
und Arzybaschew seinen „Sanin“ schrieb. Sehr viel Aufsehen 
machte der Roman von Sergej Malaschkin „Der Mond 
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von rechts“, der sich mit dem Liebesleben der russischen 
Studenten von heute beschäftigt, noch stärker ist ein Roman von 

Nikandrow „Der Weg zum Weibe‘, der vor allem 
dadurch von Wert ist, daß er die sozialen Ursachen der abnormen 
Erscheinungen auf erotischem Gebiete scharf herausarbeitet. Die 
Hauptrolle spielen hier, wie man sich leicht denken kann, die 
immer noch unerträglichen Wohnungsverhältnisse in der Groß- 
stadt. Von grauenhafter Wirkung ist besonders ein Abschnitt 
des Romans, der sich „Nadıts“ betitelt, — die Schilderung nächt- 
licher Orgien in einem halb zerstörten Hause, dessen Bewohne- 
rinnen, die sich hier verkaufen, nur einen Wunsch, nur eine Sehn- 
sucht haben: einmal wieder in einer menschlichen Wohnung 
Unterkunft finden zu können. 

Der eben erwähnte Sergej Malaschkin will übrigens keines- 
wegs Spezialist für erotische Probleme sein. In einem auf neun 
Bände angelegten großen Roman, von dem der erste Band 
erschienen ist, will er ein Bild der ganzen russischen Revolutions- 
bewegung von ihren Anfängen in den ersten Regierungsjahren 
Nikolaus II. bis zu ihrem endgültigen Siege geben. Also gewisser- 
maßen ein Seitenstück zu dem Roman des emigrierten Generals 
Krasnow „Vom Zarenadler zur roten Fahne“, nur mit umgekehr- 
tem Vorzeichen. Malaschkin denkt aber anscheinend noch an 
einen anderen, größeren Konkurrenten, denn sein Werk trägt 
den eigentümlichen Titel „Zwei Kriege und zwei Frieden“: natür- 
lich soll der Leser dabei an Tolstojs „Krieg und Frieden“ denken. 
Die Parallele Malaschkin-Krasnow hat aber ungleich mehr Beredı- 
tigung als die Malaschkin-Tolstoj. Der erste Teil des Romans 
hat die Revolution von 1905, ihre Voraussetzungen und unmittel- 
baren Folgen zum Inhalt; er spielt zum größten Teil in Gesell- 
schaftskreisen, in denen der Verlassen nicht zu Hause ist, und 
seine Schilderungen des Zarenhofes, der hohen Adelsgesellschaft 
und des Militärs stehen um nichts höher als Krasnows Schilde- 
rungen der „Nihilisten“ und der „jüdischen Verschwörer“. Leider 
kommt Malaschkin aber auch bei der Darstellung der oppositio- 
nellen Kreise und der Arbeiterschaft nicht über die üblichen 
Schablonen hinaus, d. h. er zeichnet sie so, wie gerade der unver- 
bildete Geschmack des Arbeiterlesers sie nicht haben will (vgl. 
meine Übersicht in Nr. 12 des vorigen Jahrgangs, S. 751). 

Es tut wohl, nach diesen gequälten Produkten des bloßen 
Wollens, dem das Können nicht entspricht, sich dem Werke eines 
Dichters zuzuwenden, der sich der Be seines Schaffens be- 
wußt ist und eben dadurch, so jung er auch noch ist, es erreicht 
hat, daß, wo „die besten Namen genannt werden“, auch der seine 
nicht fehlen darf. Leonid Leonows neue Erzählung „Der 
Dieb“, die von kleinen Schicksalen kleiner Leute, aber in groß- 
zügiger Weise, berichtet, soll an dieser Stelle noch eingehender 
besprochen werden. Heute mag es bei dem bloßen Hinweis sein 
Bewenden haben. Leonow liefert einen neuen Beweis dafür, daß 
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auch im kommunistischen Rußland wie im vorrevolutionären der 
Realismus des Alltags die eigentliche Stärke seiner Erzähler ist 
und bleibt, die Fähigkeit, die gewöhnlichsten, unbedeutendsten 
Dinge dem Leser so anschaulich vor Augen zu führen, daß sie wie 
lebendig wirken. Dieser Realismus ist nicht identisch mit dem 
Naturalismus, wie er bei uns vor vierzig Jahren gepredigt wurde, 
der nur auf ein blofes Kopieren der Wirklichkeit mit allen 
Zufälligkeiten hinauslief: dieser russische Realismus ist erstens 
beseelt, und zweitens weiß er sehr genau, daß Kunst soviel be- 
deutet wie Weglassen des Überflüssigen. Er gibt aber dennoch 
ein genaues, kein stilisiertes Abbild der Wirklichkeit, und seine 
Stärke liegt in der glücklichen Aneinanderreihung charakteristisch 
5 Details. Diese sind zuerst da, nicht die sogenannte 
„groſte Linie“, die sich eben erst aus der Komposition, aus der 
Abstimmung der Einzelheiten aufeinander ergibt. 

Dieser „Realismus des Alltags“ kennzeichnet auch das Buch 
eines jüngeren, bisher noch wenig bekannten Erzählers, auf das 
Professor J. Eichenwald im „Rul“ mit Recht hinweist. Es ist die 
Erzählung Baklas han y'“ von Sergej Sajaizkij. Bak- 
lashany ist der Name einer kleinen Stadt in der Ukraine und der 
Verfasser zeichnet, wie Eichenwald sagt, „gleichzeitig die Idylle 
der Kleinstadt mit den weißen Häuschen und blauen Holzkirc en 
und die sich hier abspielende Tragödie. Denn eine Tragödie 
muß es hier geben: der Verfasser zeigt ein Städtchen, nachdem 
der Sturm der Revolution darüber hinweggegangen ist. Vor der 
Revolution ist keine Idylle zu retten. Und die furchtbaren 
Spuren der russischen Tragödie in Gestalt von vernichteten 
Existenzen, körperlich und seelisch verunstalteten Menschen, tief 
eingewurzelter Grausamkeit verdüstern das friedliche Leben im 
einsamen. entlegenen Winkel. Aber gerade diese Verbindung 
harmlosesten Provinzlertums mit der noch nicht kaltgewordenen 
Asche des Weltbrandes, dieses Spiel der Gegensätze von einfach 
und kompliziert. lächerlich und grausig, alltäglich und gespenstisch, 
— das eben macht den Lebensnerv der ganzen, eigenartigen Er- 
zählung aus. Diese Gegensätze ergeben sich schon aus der äußeren 
Tatsache, daß der Held der Erzählung nach Baklashany aus 
Moskau gekommen ist. So entrollt sich vor seinen und unseren 
Blicken ein mit grellen, saftigen Farben gemaltes Bild, das an 
humoristischen, darf beobachteten Details reich ist und Gestalten 
und Situationen vorführt, die wirklich neu sind. So wurde uns 
in der Literatur bisher noch nie ein Priester vorgeführt der 
behauptete, die russische Kirche habe gegenwärtig durchaus keine 
schwere Zeit durchzumachen, denn, ‚was zugrunde geht, ist das 
Äußere, die Hülle, die Flamme des Geistes aber lodert nur heller, 
wenn man sie ausblasen ... Wahrlich, es ist ein Leiden über 
die Kirche gekommen, dessen sie bedurfte... Das äußere Wohl- 
sein ist ihr schlimmster Feind, ein Knecht Satans; aus Kreuzes- 
qualen ward sie geboren und von ihnen lebt sie und wird leben 
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in alle Ewigkeit. Ein qualvolles Liebesdrama, erwachsen 
aus der Revolution, und ein furchtbarer Tod werden uns in der 
Erzählung von Sajaizkij gezeigt; doch wir wollen die Nerven der 
Leser schonen und keine Zitate anführen. Lieber betrachten wir 
die harmlose Form, die die Revolution neben anderen, traurigen 
und quälenden Formen angenommen hat, als sie in die Stadt 
Baklashany kam. Natürlich hat die Stadt auch ein Kino und 
dessen Besitzer, der Bürger Jakob Bison, wendet sich vor der 
Vorführung des Films ‚Das Mädchen aus Kalkutta‘ mit folgender 
Rede an das Publikum: ‚Genossen, in unserer Zeit des Krachs 
der Bourgeoisie und des Triumphs des Proletariats, da der 
geschichtliche Materialismus das ABC für einen jeden geworden 
ist, der vernünftig zu denken vermag, und da nicht das Bewufßt- 
sein das Sein bedingt, sondern das Sein das Bewußtsein, — im 
Hinblick auf dieses alles frage ich, Genossen: Brauchen wir das 
Mädchen aus Kalkutta? Ja, wir brauchen es, Genossen! Wir 
müssen die Schwären des Kapitalismus entblößen, wir müssen 
uns ehrlich und offen sagen: Nein, das darf nicht so bleiben! Was 
darf nicht so bleiben? Daß ein Mädchen von den Ausbeutern 
abhängig ist, sei es auch im fernen Indien! Und nun, Genossen, 
laßt uns mit einem tiefen Gefühl der Empörung die Schwären 
des sich zersetzenden Kapitalismus betrachten!“ 


k k k 


Sehr zahlreich sind die in den letzten Monaten erschienenen 
Memoirenbücer. In gewissem Sinne ein Seitenstück zu 
dem oben besprochenen Buch von Marienhof sind die Tage- 
bücher von Valerij Briusow, dem Führer der Moderne 
um 1900. Auch damals Sturm und Drang, wie anderthalb Jahr- 
zehnte später, auch damals ging die literarische Revolution der 
politischen voraus, aber wie viel De man möchte sagen 
akademischer das Verhalten der älteren Generation, auch als sie 
jung war. Nicht umsonst hat sich der revolutionäre Symbolist 

riusow mit der Zeit immer mehr zum Parnassien ausgebildet, 
bis dann sein Übergang ins Lager der Bolschewisten allgemeine 
Verwunderung erregte, — auch bei denen, die diese Front- 
schwenkung begrüßen, ohne übrigens ein leises Mißtrauen über- 
winden zu können. Eines aber verbindet Briusow eng mit der 
Generation der Marienhof und Jesenin — das hypertrophische 
Bewußtsein der eigenen Größe, das unablässige Bestreben, auf- 
zufallen, zu imponieren, zu verblüffen. Man hat schon bei der 
Lektüre der Tagebücher des zwanzigjährigen Briusow immer 
wieder das Gefühl, als wären sie für die künftigen Biographen 
„„ Es ist ein dauerndes Posieren vor sich selbst, ein 

eständiges Sich-in-Szene-setzen. Was damit zum Teil wieder 
versöhnt, ist — und das unterscheidet Briusow vorteilhaft von 
der jüngeren Generation — das Bewußtsein, daß die hohen Ziele, 
nach denen er, wenn auch nur zur Befriedigung seines persön- 
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lichen Ehrgeizes, strebt, nur durch ständige, angestrengte Arbeit 
gewonnen werden können. Er ist unablässig bemüht, sich eine 
ündliche Bildung anzueignen, er liest ungeheuer viel und es 
nden sich in dem Tagebuch des jungen Studenten Urteile über 
zeitgenössische Literatur, die von einer auſterordentlichen 
geistigen Reife und einem sehr entwickelten ästhetischen Fein- 
efühl zeugen. „Meine Jugend ist die Jugend eines Genius. Ich 
abe bisher so gelebt und gehandelt, daß mein Verhalten nur 
durch grofte Taten gerechtfertigt werden kann. Sie müssen voll- 
bracht werden oder ich mache mich lächerlich. Man kann nicht 
das Fundament zu einem Tempel legen und darauf ein mittel- 
mäßiges Wirtshaus errichten. Ich muf vorwärts gehen, ich habe 
mich dazu verpflichtet.“ Aber der „langsame Erfolg“, der dem 
Talent, ja auch dem Genie zuteil wird, ist ihm nicht genug. Er 
will mehr. Darum schließt er sich der modernen Literatur- 
bewegung an: „Mag sie verkehrt, mag sie lächerlich sein, sie geht 
vorwärts, sie entwickelt sich und die Zukunft wird mir gehören, 
besonders wenn sie einen würdigen Führer findet. Und dieser 
Führer werde ich sein. Ich! Ja, ich!“ 


Das Bild des Dichters Briusow, das man, auch wenn man ihn 
persönlich gar nicht kannte, aus seinen Werken gewann, wird 
durch diese Tagebücher seiner Jugend bestätigt: das Bild eines 
schöpferisch nicht stark begabten, aber mit einem harten Willen 
ausgestatteten Menschen, der sich durch Anspannung aller Kräfte 
zu Höhen emporringt, die ihm eigentlich versagt waren, der den 
letzten Giplel aber doch nicht erreicht, nicht nur, weil die Kräfte 
schließlich doch nicht ausreichten, sondern weil auch das Wollen 
nicht ganz rein war. 


Friedlicher, behaglicher wirken die Memoiren eines anderen 
Dichters, des bekannten, heute sechzigjährigen Erzählers W. W. 
Weresajew. Die Schilderung seiner Kindheit und Jugend in 
einer „intelligenten“ Familie einer größeren russischen Provinz- 
stadt (Tula) ist eine äußerst ansprechende Idylle, zugleich typisch 
für Unzählige, deren früheste Entwicklung sich unter den gleichen 
Verhältnissen vollzogen hat. Sympathisch berührt auch das „Lob 
des Alters“, das der immer noch lebensfrohe und lebenskräftige 
Dichter anstimmt. In vielem erinnert sein Memoirenbuch an 
Korolenkos „Geschichte meines Zeitgenossen“; jedenfalls wäre 
ihm ein deutscher Übersetzer zu wünschen. Man lernt aus solchen 
Erinnerungsbüchern den russischen Menschen besser kennen als 
aus den meisten Romanen. 


Ein aufregendes Buch sind daneben wiederum die Memoiren 
von Lew Tichomirow, einer der merkwürdigsten russischen 
Persönlichkeiten des vorigen Jahrhunderts. Mitglied der Narod- 
naja Wolja“, ein glänzender agitatorischer Schriftsteller, Mitunter- 
zeichner des Todesurteils Alexanders II., war er nach der Ermor- 
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sam ein innerer Umschwung, der ihn schließlich dazu führte. ein 
Begnadigungsgesuch an Alexander III. zu richten und in einer 
kleinen Schrift (1888) darzulegen: „Warum ich aufhörte, Revo- 
lutionär zu sein“. Er war kein gewöhnlicher Renegat und noch 
weniger ein Verräter; sein Gesinnungswechsel entsprach ehr- 
lichster Überzeugung, war das Ergebnis schwerer innerer Kämpfe, 
von denen Tichomirow sich bis zu seinem Lebensende nicht 
wieder erholen konnte; der spätere Mitarbeiter der Katkowschen 
„Moskowskija Wedomosti”, der Freund und Gesinnungsgenosse 
Pobedonoszews war ein seelisch gebrochener Mann, der sich unter 
seinen neuen Parteifreunden im Grunde ebenso fremd und nicht 
am Platze fühlte, wie unter den früheren. Seine Erinnerungen 
sind eben durch die Darstellung innerer Wandlung so außer- 
ordentlich wertvoll; sie sind ein erschütterndes menschliches 
Dokument. Was ihn von der Revolution abstieß, war das Theo- 
retische, Abstrakte, die Alleinherrschaft der Phrase, das Bestre- 
ben, dem „Volk“ ein „Glück“ aufzudrängen, von dem es gar nichts 
wissen wollte. Alles das wurde ihm klar in den Jahren der Ver- 
bannung, im Verkehr mit den Emigranten, die sich immer mehr 
ins Abstrakte verloren. „Idi lechzte danach, allein zu sein mit 
etwas Realem, sei’s audı nur, der Wald, ein Bourgeois, ein Pferd. 
eine Kuh, gleichviel was, nur fort von diesen Phrasen, diesen 
Menschen, deren Dummheit mir zum Ekel geworden war... 
Ich verlangte nach dem Realen, wirklich vorhandenen. Das Reale 
zog mich immer wieder an. Es war mir ein Labsal, zu sehen, wie 
der Gärtner in der Erde wühlte ... Ich empfand Ehrfurcht vor 
dem Baum, der vor meinem Hause wuchs, vor den Ameisen, die 
in unseren Gemüsebeeten krabbelten: das alles existierte doch 
wirklich und das alles tat doch in seiner Weise seine Arbeit!“ 
Diese Sehnsucht nach dem „Realen“ ist im Grunde nur die Sehn- 
sucht nach der Heimat. Der Gedanke, in der Fremde sterben zu 
müssen, erfüllt ihn mit Entsetzen. „In diesem sinnlosen Exil 
sterben, wenn man sich so ganz als Russe fühlt, wenn man Ruß- 
land sogar in seinen Schwächen schätzt, wenn man sieht, daß 
diese Schwächen es keineswegs schänden. seine Kraft aber so 
gewaltig und erhaben ist!“ 

Das menschliche Dokument ist aber auch ein geschichtliches 
Dokument, denn es gibt auch fesselnde Schilderungen des Lebens 
und Tuns der russischen Revolutionäre jener Zeit, glänzende 
Charakteristiken der einzelnen Persönlichkeiten. Charakte- 
ristiken, die, wie man sich denken kann, oft sehr scharf, aber nie 
e sind. Das Buch ist im russischen Staatsverlag erschienen, 

er durch diese Ausgabe jedenfals eine lobenswerte Objektivität 
bewiesen hat, so dal man es ihm nicht verübeln kann, wenn er 
den Erinnerungen Tichomirows ein Vorwort von Vera Fiegner 
vorausschickt, das den russischen Leser davor behüten soll. unbe- 
rechtigte oder unliebsame Schlußfolgerungen aus dem Buche zu 
ziehen, eine Aufgabe, deren sich die alte, immer noch junge Frei- 
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heitsheldin mit Geschick und Takt entledigt, allerdings auch ohne 
tieferes Verständnis für die Seelentragödie Tichomirows. 

Aus den Erinnerungen eines anderen Revolutionärs, der 
seiner Gesinnung bis zuletzt treu geblieben is, Hermann 
Lopatin, — sie erscheinen auszugsweise in der Zeitschrift 
„Krassnaja Now“ — erfährt man mancherlei Neues über die 
Beziehungen Turgenews zu den russischen Radikalen. Turgenew 
verkehrte in Paris nicht nur sehr viel mit den Umstürzlern, 
sondern unterstützte auch die von ihnen herausgegebene Zeit- 
schrift „Wperiod“ (, Vorwärts“) mit einem jährlichen Beitrag von 
1000 Franken, den er später auf 500 herabsetzte. Selbstverständ- 
lich teilte er keineswegs die von der Zeitschrift vertretenen An- 
schauungen, seine Meinung war vielmehr diese: „Sie schlagen 
auf die Rezii los und da bin ich bereit, Ihnen mit allem bei- 
zustehen, was ich habe!“ 

Natürlich war die Regierung in Petersburg über diese Be- 
ziehungen zu Turgenew unterrichtet und sah es daher sehr 
ungern, wenn der Dichter, sei es auch nur für ganz kurze Zeit, 
nach Rußland kam und dort von seinen zahlreichen Verehrern 
gefeiert wurde. Sie schätzte diese Begeisterung genau so ein 
wie Turgenew selbst, der einmal zu Lòpatin sagte: „Idi verstehe 
ja sehr gut, daß diese Ehrungen gar nicht mir gelten, sondern 
daß man sich meiner nur als des Knüppels bedient, mit dem man 
die Regierung schlagen möchte.“ So wird auch die kleine Szene 
berreitlich. die Lopatin bei einem der letzten Besuche Turgenews 
in Petersburg erlebte. Er selbst befand sich damals unter 
falschem Namen in Petersburg, und das erste, was Turgenew 
ihm bei der Begegnung sagte, war der Rat, möglichst schnell die 
Stadt zu verlassen, da man ihm auf der Spur sei und er jeden 
Augenblick verhaftet werden könne. Lopatin erklärte aber in 
Petersburg bleiben zu wollen, da er dem Gewährsmann, auf den 
sih Turgenew berief, nicht glaubte. Die Folge davon war, daß 
erin der Tat nach ein paar Tagen verhaftet wurde. Vorher aber 
suchte er Turgenew noch einmal auf und fand ihn inmitten halb 
und ganz gepackter Reisekoffer. Er war verblüfft, denn Turgenew 
hatte die Absicht gehabt, sich diesmal längere Zeit in Rußland 
aufzuhalten. Er fragte Turgenew, was das bedeute und erhielt 
darauf diese bezeichnende Antwort: „Nein, mein Lieber, ich kann 
hier nicht bleiben. Gestern besuchte mich ein Flügeladjutant 
Seiner Majestät und fragte mich in höchst delikater Weise, wann 
ih denn ins Ausland zu reisen gedenke; Seine Majestät inter- 
essierten sich sehr dafür. Und auf solch eine Frage gibt es nur 
eine Antwort: ‚Heute oder morgen!‘ Und dann packt man seine 
Sachen und reist ab.“ 

* * 

Sehr interessante Mitteilungen über die Arbeiten einer 
in die Krim entsandten archäologischen Kom- 
mission macht in der „Krassnaja Gaseta“ der bekannte Kunst- 
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historiker Igor G rabar. Erforscht wurden die in Karasu- 
bazar, Bachtschisarai und Umgebung befindlihen Denkmäler 
islamisher Kunst. Zum erstenmal wurden Aufnahmen von 
ältesten Mausoleen in der Umgegend von Bachtschisarai gemacht, 
die aus dem 14. Jahrhundert stammen, ferner der Mausoleen 
der Chane Hadschi Girej und Mengli Girej in Salanik aus der 
Zeit um 1500. Sehr eingehend wurde der berühmte, von Puschkin 
besungene Palast in Bachtschisarai untersucht und dabei nicht nur 
von neuem bestätigt, daß die Ausmalung des Palastes aus der 
Mitte des 19. Jahrhunderts stammt und mit dem alten Schmuck 
des Palastes nichts gemein hat, sondern es wurde auch mit der 
lanmäſtigen Wiederherstellung des Palastes in seiner ursprüng- 
ichen Gestalt begonnen, wobei zahlreiche Reste der alten Be- 
malung neu entdeckt wurden. 

Das wertvollste Material aber wurde in den Höhlenstädten 
gefunden, die in den Bergen zwischen Bachtschisarai und Sewas- 
topol gelegen sind. Über die Fresken in diesen Höhlen finden 
sich gelegentlich Mitteilungen in Fachzeitschriften, bisher aber 
waren sie noch nie aufgenommen und eingehend beschrieben 
worden. Jetzt ist diese Arbeit gemacht und auch die Ent- 
stehungszeit der Fresken festgestellt, über die bisher völlige 
Unklarheit geherrscht hatte: sie gehören zum allergrößten Teil 
dem 14. Jahrhundert an. 

Die schönsten Fresken befinden sich in den Höhlentempeln 
auf den Bergen Tscherkes-Kermen und Mangul-Kal. Auf der 
Spitze des letztgenannten Berges wurde der Kommission noch 
eine besondere Überraschung zuteil: sie entdeckte hier zwei 
Freskenfragmente aus dem 6. Jahrhundert an den Wänden der 
Basilika, die Kaiser Justinian zu Ehren der Heiligen Konstantin 
und Helena hier errichtet hatte und die bereits 1913 entdeckt, aber 
noch nicht im einzelnen untersucht worden war. Eines der Fres- 
kenstücke war, als man es ausgrub, nahe daran, völlig ausein- 
anderzufallen, so daß es von der Wand gelöst und nach Moskau 
gebracht werden mußte. Das andere, weit größere Stück, wurde 
von dem Zentralmuseum für Tauris in Simferopol übernommen. 


* * * 


Auf die Totenliste sind diesmal mehrere Namen von 
Bedeutung zu setzen. Nachträglich wäre noch das bereits im 
Juli erfolgte Hinscheiden des Malers Wasilij Dmitri- 
jewitsch Polenow zu erwähnen. Er gehörte zu den bedeu- 
tendsten Vertretern des Naturalismus in der russischen Malerei, 
wie er von den 60er Jahren an von den sogenannten „Pered- 
wishniki“ (den „Wanderern“, so genannt im Hinblick auf die 
von ihnen alljährlich veranstalteten Wanderausstellungen) geübt 
wurde, also zu den Werestschagin, Makowskij, Repin usw. Mit 
besonderer Vorliebe behandelt er biblische Stoffe; ein Zyklus von 
Gemälden aus dem Leben Jesu umfaßte mehr als 50 Nummern; 


86 


das bekannteste unter ihnen, „Jesus und die Sünderin“, gehört 
zu den „Glanzstücken“ der Moskauer Tretjakow-Galerie. Er be- 
handelte die heiligen Stoffe nicht mit der naiven oder naiv sein 
sollenden Gläubigkeit der Wasnezow und Nesterow, aber auch 
nicht mit dem aufdringlichen Rationalismus Werestschagins, der 
eine Ausstellung seiner religiösen Gemälde im alten Rußland 
unmöglich machte, sondern betrachtete seine Christusbilder als 
Historienbilder. Er hielt sich lange in Palästina auf, um die Land- 
schaft genau kennenzulernen, ihre Farben, ihre Lichtverhältnisse, 
er trieb eifrig Kostüm- und Materialstudien und malte dann den 
Heiland und die Apostel nicht in den üblichen, traditionellen 
Gewändern, sondern in der orientalischen Tracht der Zeit der 
ersten römischen Kaiser. So kam es, daß man sich vor dem oben 
erwähnten Gemälde der Tretjakow-Galerie immer wieder über 
die „Echtheit“ der Kostümierung stritt und darüber die meister- 
hafte Komposition des Bildes, die Lichtbehandlung — es war 
wirklich die heie Sonne des Südens, die über dieser Gruppe 
erregter Menschen leuchtete und ihren Gesichtern den eigentüm- 
lichen Ausdruck verlieh — übersah. . 
Im hohen Alter von 83 Jahren starb Anfang September in 
Petersburg Anatolij Fedorowitsch Koni, einer der 
bedeutendsten Juristen, glänzendsten Redner und vielseitigsten 
Schriftsteller Rußlands. Seine juristische Laufbahn begann in 
den 60er Jahren unmittelbar 1 der Durchführung der großen 
Justizreform Alexanders II., deren begeisterter Anhänger und 
unentwegter Verteidiger gegen alle Angriffe von reaktionärer 
Seite Koni sein Leben lang blieb. In den 70er Jahren war er 
Vorsitzender des Petersburger Gerichts und präsidierte bei der 
Verhandlung über das Attentat der Wera Sassulitsch gegen den 
Peiersburger Stadthauptmann Trepow, einem der berühmtesten 
olitischen Prozesse jener bewegten Zeit. Die Sassulitsch wurde 
bekanntlich freigesprochen und dieser Freispruch hatte zur Folge, 
daß Konis Ernennung zum Justizminister, mit der man schon 
gerechnet hatte, ausblieb und er noch Jahrzehnte lang im Richter- 
amte tätig war. Er wurde später Mitglied des Senats, der 
höchsten Apellationsinstanz im alten Rußland, und erst als Greis 
auch Mitglied des Reichsrates, so daR seine politische Begabung 
nicht in dem Maße zur Entfaltung kommen konnte, wie es viel- 
leicht zum Heile Ruſtlands zu wünschen gewesen wäre. Um so 
bedeutender ist sein literarisches Erbe, — die vielen Bände seiner 
Erinnerungen, die eine wirkliche Chronik des geistigen Rußland 
von den (Oer Jahren bis in die jüngste Zeit hinein bilden. Fast 
mit allen Führern dieses geistigen Rußland stand Koni in freund- 
schaftlichen Beziehungen — Politikern, Schriftstellern, Künstlern 
usw. — und die Charakteristiken, die er von jedem einzelnen 
gibt, sind durchweg Meisterstücke, Porträts, wie sie nur ein 
großer Menschenkenner und scharfer Beobachter, der zugleich 
auch ein echter Künstler ist, entwerfen kann. 
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Ein Künstler auf anderem Gebiete war der am 17. September 
im französischen Badeorte gestorbene Fürst Alexander 
IwanowitschSumbatow, allen älteren Moskauer Theater- 
freunden unter dem Namen Jushin als vorzüglicher Darsteller 
klassischer Rollen — von dem Idealisten Tschatzkij in Gribo- 
jedows „Verstand schafft Leiden“ bis zu Othello und Macbeth — 
gut bekannt und viel bewundert. Seit 1881 gehörte er dem 
Ensemble des Moskauer Kleinen Kaiserlihen (jetzt Akade- 
mischen) Theaters an, zu dessen Hauptstützen er gehörte; wenige 
Jahre vor dem Kriege wurde er zum Direktor der Schauspiel- 
bühne ernannt und diesen Posten behielt er unter der neuen 
Herrschaft bei. Der hervorragende Schauspieler war aber zu- 
gleich auch ein hochbegabter und erfolgreicher Bühnendichter. 
der das Repertoire der russischen Theater mit einer ganzen Reihe 
wirksamer, lebenswahre Gesellschaftsbilder bietender Stücke 
bereichert hat. Wir behalten uns eine eingehendere Würdigung 
seiner künstlerischen und schriftstellerischen Persönlichkeit vor. 
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Bogolepov, A. A.: Die Rechtsstellung der Ausländer in Sovetrußfland. 
Berlin 1927. Verlag H. Sack. 104 S. (Quellen und Studien des Osteuropa- 
Instituts in Breslau, Abt. Recht, N. F. Bd. 4.) 


Bojarskaja, Sinaida: Clara Zetkin. Eine Kämpferin. Berlin 1927. Ver- 
lag der Jugendinternationale. 32 S. (Sammlung: Roter Trommler, Heft 5). 


Braeunlich, P.: Die ernsten Bibelforscher als Opfer bolschewistischer 
Religionsspötter. Leipzig 1926. M. Heinsius Nachf. 32 8. 


Brücken zum Orient. Illustrierte Schriften zur Förderung des gegenseitigen 
Verständnisses zwischen Neu-Asien und Deutschland. Hrsg. von G. Aubur- 
tin. Bd. 1, Heft 1. Berlin 1927. Verlag M. Galle. 46 


Buchanan, George: Meine Mission in Rußland. Aus dem Englischen 
übertragen von Else Baronin Werkmann. Berlin 1926. Verlag für Kultur- 
politik. 287 S. 


Bucharin, Nikolai: Der Weg zum Sozialismus. Wien 1926. Verlag für 
Literatur und Politik. 126 S 


Bucharin, N.: Die Probleme der chinesischen Revolution. Hamburg. 
Verlag Carl Hoym. 64 S 


Bucharins Antwort an sozialdemokratische Arbeiter. Berlin 1926. Ver- 
einigung Internationaler Verlagsanstalten. 


Bykow, P. M.: Das Ende des Zarengeschlehts. Berlin 1926. Neuer Deut- 
scher Verlag. 78 S. 


Dan, Theodor: Sowjetrußland wie es wirklich ist. Leitfaden für Rußland- 
delegierte. Berlin 1926. Verlagsgesellschaft des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes. 130 S. 


Dawatz, Wladimir: Fünf Sturmjahre mit General Wrangel. Übertr. von 
Georg Herzog von Leuchtenberg. Berlin 1927. Verlag für e e 
VIII und 249 8. 


Duncker, Käte: Die Frau in der Sowjetunion. Ein Gespräch. Berlin 1927. 
Vereinigung internationaler Verlagsanstalten. 24 8. 


Erler, A.: Das Schicksal der Moskauer Studenten. Tübingen 1926. Ver- 
lag Alexander Fischer. 55 8. | 


Fenner, Heinz: Politisch-statistisches Handbuch der Sowjetunion. Mit einem 
wirtschaftsstatistishen Anhang. Berlin 1926. Deutscher Überseedienst. 
168 S. 


Figner, W.: Das Attentat auf den Zaren Alexander II. Berlin 1926. Malik- 
Verlag. 76 S 


Figner, Wera: Nacht über Rußland. Lebenserinnerungen. Übersetzt aus 
dem Russischen. Berlin 1926. Malik-Verlag. 416 S. 


Bea ul R. von: Der lettländisch-russische Friedensvertrag und seine 
erwirklichung. Riga 1927. Verlag G. Löffler. 34 S 
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Amalthea-Verlag. 490 S. 


Fül öl Pan iller, René: Lenin und Gandhi. Wien 1927. Amalthea-Verlag. 
3 2 


Genss, A. B.: Was lehrt die Freigabe der Abtreibung in Sowjetrußland? 
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Illustrierte Geschichte der russischen Revolution. Unter Mitwirkung von 
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Verlag. 20 Lieferungen. 
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schaft, Literatur und Geschichte, Heft 1.) 


Goldmann-Hessenhorst, G. R.: Die Karikatur im Weltkrieg. Ruß- 
land. München 1927. Verlag H. Stock. 119 S. 


Grinewitsch, W.: Die Gewerkschaftsbewegung in Rußland. Berlin 1927. 
ee des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
. m. b. H. 326 8. 


Gumb 3 l1, E. J.: Vom Rußland der Gegenwart. Berlin 1927. Verlag E. Laub. 
110 8. 


Harmsen, Hans: Die Befreiung der Frau. Sowjetrußlands Ehe-, Familien- 
und Geburtenpolitik. Berlin-Lichterfelde 1926. Verlag E. Runge. 39 S. 


Hatschidze, A.: Georgien. Eine wirtschaftspolitische Studie. Innsbruck 
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Hirsch, Walter: Fürstenraub und Staatsfinanzen. Was der deutsche 
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Ring-Verlag. 12 S. 


Holitscher, Arthur: Das unruhige Asien. Reise durch Indien — China 
— Japan. Berlin 1927. Verlag S. Fischer. 341 S. 


Hurwicz, Elias: Der neue Osten. Wandlungen und Aussichten. Berlin 
1927. Verlag E. S. Mittler & Sohn. VII und 201 S. 


Immanuel, Friedrih: Des Zaren Untergang. Geschichtlicher Roman. 
Berlin 1926. Veteranendank-Verlag A. Wegener. 304 S. 


Japans Außen- und Innenpolitik seit 1868. Ein Überblick. Berlin 1927. 
Verlag R. Eisenschmidt. 54 S. 


Die juristische Literatur der Sowjetunion. Entwicklung und Biblio- 
graphie. Herausgegeben von Prof. Dr. E. Kelmann (Kiew) und Rechts- 
anwalt Dr. H. Freund (Berlin). Berlin 1926. Verlag R. L. Prager. 108 S. 


Weiße Justiz und Rote Hilfe! Die Tätigkeit der Roten Hilfe in Deutschland 
im Jahre 1926. Berlin 1927. Mopr-Verlag. 56 S. 


K.: Mit oder gegen Moskau? Eine Mahnung an das deutsche Volk. Dresden 
1927. Sibyllenverlag. 219 S. 
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Kalinin, M.: Was tut die Sowjetmacht für die Verwirklichung der Demo- 
kratie? Hamburg 1926. Verlag C. Hoym Nachf. 39 S. 


Kersten, K.: Der Moskauer Prozeß gegen die Sozialrevolutionäre 1922. 
Berlin 1925. Verlag Die Schmiede. 163 S. 


Kisch, Egon Erwin: Zaren, Popen, Bolschewiken. Berlin 1927. Verlag 
E. Reiß. VII und 314 S. 


Knauss, Robert: Im Grofiflugzeug nach Peking. Der erste Weltflug der 
ae Luft-Hansa. Berlin 1927. Verlag Union, Abt. Luftfahrtverlag. 


Koch-Miesbach, Arthur: Als Arbeiterdelegierter in Rußland. 2. Arbei- 
terdelegation Sommer 1926. Hamburg 1927”. Hamburger Buchdruckerei 
und Verlagsanstalt Auer & Co. 32 S 


Korostovetz, Iwan J.: Von Cinggis Khan zur Sowjetrepublik. Eine kurze 
Geschichte der Mongolei unter besonderer Berücksichtigung der neuesten 
Zeit. Berlin 1926. Verlag Walter de Gruyter & Co. I und 351 S. 


Krupskaja, N.: Mein Leben. Berlin-Schöneberg 1925. Verlag der 
Jugendinternationale. 19 S. 


Las k, Berta: Die Befreiung. 16 Bilder aus dem Leben der deutschen und 
russischen Frauen 1914—1920. Berlin 1926. Vereinigung internationaler 
Verlagsanstalten. 67 S. 


Lask, Berta: Wie Franz und Grete nach Rußland kamen. Erzählung für 
die Arbeiterjugend und Arbeitereltern. Berlin 1926. Vereinigung inter- 
nationaler Verlagsanstalten. 159 S. 


Lenin. W. I: Der Imperialismus als jüngste Etappe des Kapitalismus. 
Wien-Berlin 1926. Verlag für Literatur und Politik. 132 S. 


Lenin, W. I.: Die Kinderkrankheit des „Radikalismus“ im Kommunismus. 
Berlin 1926. Vereinigung internationaler Verlagsanstalten. 152 S. (Ele- 
mentarbücher des Kommunismus, Bd. 9.) 


Lenin, W. I.: Lenin ruft die werktätigen Frauen. Artikel Lenins zur 
Frauenfrage. Erinnerungen an Lenin von Clara Zetkin. Berlin 1926. 
Vereinigung internationaler Verlagsanstalten. 54 S. 


Lenin, W. I.: Staat und Revolution. Die Lehre des Marxismus vom Staat 
und die Aufgaben des Proletariats in der Revolution. Berlin 1926. Ver- 
einigung internationaler Verlagsanstalten. 126 S. 


Lenin, W. I: Über den Krieg. Teil I. Berlin-Schöneberg 1926. Verlag 
der Jugendinternationale. 93 S. (Bibliothek des jungen Leninisten, Bd. 2.) 

Lenin, W. I.: Uber Gewerkschaften. Ein Sammelband. Berlin 1927. Ver- 
lag für Literatur und Politik. 180 S. (Marxistische Bibliothek, Bd. 10.) 

Lenin-Sinowjew: Gegen den Strom. Hamburg-Berlin 1926. Verlag 
Carl Hoym Nachf. 530 8. 


Losowsky, Alexander: Das Englisch - Russishe Komitee der Einheit. 
Berlin 1926. Führer-Verlag. 32 S. 


Losowsky, Alexander: Der Kongreß der englishen Trade-Unions in 
Bournemouth. Vortrag. Berlin 1926. Führer-Verlag. 32 S. 


Losowsky, Alexander: Die Lehren des Generalstreiks in England. 
Deutsche Ausgabe. Berlin 1926. Führer-Verlag. 28 S. 


Losowsky, Alexander: Wie kann die Einheit der Gewerkschaftsbewe- 
gung hergestellt werden? Rede, nebst der anschließenden Aussprache 
mit der Delegation. Berlin 1926. Führer-Verlag. 55 S. 
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Losowsky, Alexander: Ergebnisse und - Aussichten der Arbeiten der 
Roten Gewerkschaftsinternationale. Berlin 1927. Führer-Verlag. 50 S. 


Losowsk y „Alexander: Vertrustung, Rationalisierung und unsere Auf- 
gaben in der Gewerkscaftsbewegung. Berlin 1927. Führer-Verlag. 47 S. 


Losowsky, Alexander: Warum reisen Arbeiterdelegationen nach Sowjet- 
rußland? Berlin 1926. Führer-Verlag. 70 8. 


Bücherschau. 


Frankenberg, Richard: Die Nichterneuerung 
des deutsch-russishen Rükversicherungsver- 
trages. Berlin 1927. Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik 
und Geschichte m. b. H. 177 S. Preis brosch. Mk. 7,50. 

Die als 24. Schrift der von Dr. Hans Roeseler herausgegebenen Sammlung 
„Einzelschriften zur Politik und Geschichte“ erschienene Arbeit Frankenbergs 
über das folgenschwere und viel umstrittene Problem der Nichterneuerung 
des deutsch-russischen Geheimvertrages (1887—1890) stellt eine erweiterte 
Dissertation der Universität Münster dar. In der gegenwärtigen Fassung war 
das Buch bereits im Herbst 1925 abgeschlossen. Daher konnte de Literatur 
der beiden letzten Jahre nicht mehr berücksichtigt werden — ein Mangel, der 
jedoch durch die gewissenhafte Bearbeitung des bereits vorhanden gewesenen 

laterials wettgemadit wird. 

Nach einer knappen, aber erschöpfenden Charakteristik der auswär- 
tigen Politik des Altkanzlers seit der Begründung des Deutschen Reiches 
folgt die ausführliche Analyse des deutsch-russischen Rückversicherungs- 
vertrages innerhalb des Systems der Bismarckschen Bündnisverträge. Der 
zweite Teil der Arbeit behandelt dann das eigentliche Thema — die Kämpfe 
um die Erneuerung bzw. Nichterneuerung des im Jahre 1890 ablaufenden 
Vertrages, den Rücktritt der beiden Bismarcks, die verhängnisvolle Rolle 
Holsteins, sowie die schwerwiegenden außenpolitischen Folgen der „Zer- 
reißung des Drahtes nach Rußland“. Am Schluß seines Buches gibt Falken- 
berg eine scharfe Kritik des neuen Kurses, die in den Worten gipfelt: „Die 
Nichterneuerung des deutsch-russischen Rückversicherungsvertrages im 
Jahre 1890 war der erste Markstein auf den Were, den Herr von Holstein 
das Deutsche Reich geführt hat, von Fehler zu Fehler, von Niederlage zu 
Niederlage. Am Endpunkt dieses Weges mußte mit eherner Notwendigkeit 
die Katastrophe stehen, in deren Verlauf die beiden seit 1890 getrennten 
Kaisermächte Deutschland und Rußland ihren Untergang fanden.“ Mögen im 
einzelnen die Ausführungen Falkenbergs auch nicht immer volle i 
finden, so muß eine vorurteilsfreie Kritik doch zugeben, daß sein Buch sowoh 
inhaltlich wie stilistisch nicht nur den Historiker und Politiker, sondern auch 
den gebildeten Laien zu fesseln vermag. J. G. 


Dawatz, W.: Fünf Sturmjahre mit General 
Wrangel. Aus dem Russischen übertragen von Georg Herzog 
von Leuchtenberg. Berlin 1927. Verlag für Kulturpolitik. 249 S. 


Von der Person des Generals Wrangel und seiner Armee macht man 
sich in Deutschland keine rechte Vorstellung. Allgemein dürfte nur bekannt 
sein, daß die Überreste der Wrangelarmee irgendwo auf dem Balkan ihr 
Dasein fristen und merkwürdigerweise immer noch eine Art von militärischer 
Organisation beibehalten haben. Man denkt an Landsknechtsnaturen, die 
durch jahrelangen Kriegsdienst zu irgendeiner bürgerlichen Betätigung 
unfähig geworden, aneinander Halt suchen und ihr Heil nur in kriegerischer 
Verwendung erblicken, sei es auch unter chinesischen Fahnen. Das 


92 


heutige Rußland ist unzweifelhaft interessant und dazu aktuell; man sollte 
daneben aber auch nicht die Vertreter des Rußland von gestern vergessen, 
von denen viele Tausende um 147 alte Fahnen und Standarten geschart in 
seltener innerer Geschlossenheit und hohem Idealismus nicht minder zähe 
den alten Symbolen huldigen, wie viele ihrer Landsleute in der Union den 
neuen. Eine grofe Tragik liegt im Schicksal der Wrangel-Armee und ihrer 
Führer. Wer dafür Interesse und Verständnis hat, sollte das Budi von Dawatz 
lesen. Es vermittelt Aufschluß über mandıe sehr interessante Vorgänge 
innerhalb der russischen Emigration. Die Übersetzung ist im großen und 
ganzen gut. W. A. 


Bubnoff,Prof.Dr.S.v.:DerrussischeBergbau. 
(Heft 8 der Veröffentlichungen des Osteuropa-Instituts in Breslau 
„Das heutige Rußland“.) Berlin 1927. Verlag Hermann Sack. 33 S. 


Eine knappe und klare Darstellung der russischen Bodenschätze, von 
denen der Verfasser bekennt, daf die Mär von ihrem Reichtum manche Ver- 
wirrung angerichtet habe. Es wäre vielleicht besser gewesen, wenn sich der 
Verfasser bei dem knappen Raum auf die wichtigsten Bodenschätze be- 
schränkt und mehr die wirtschaftlichen Gesichtspunkte hervorgehoben hätte, 
anstatt 64 verschiedene Arten zu behandeln. Publikationen dieser Art sind 
zweifellos wichtig, aber es wäre interessant, einmal etwas Ausführ- 
licheres über die russischen bergbaulichen Verhältnisse zu lesen. Einzelne 
Gebiete, wie z. B. die Erdölgewinnung, haben in der deutschen Literatur 
bereits gute Darstellungen gefunden: bezüglich des Kohlenbergbaues und der 
Grundlagen der russischen Schwerindustrie hat der Verfasser selbst gute 
Arbeiten geliefert. Es wäre wünschenswert, eine zusammenfussende Arbeit 
über alle Gebiete des Bergbaues zu besitzen, in der die rein wirtschaftlichen 
Gesichtspunkte stärker zur Geltung kommen. »Professor v. Bubnoff wäre 
durchaus dazu berufen. W. A. 


Ostmark. Mittlere Ostmark, Grenzmark Posen-West- 
preußen. Herausgegeben vom Deutschen Ostbund, bearbeitet 
von Emanuel Ginschel und Dr. Franz Lüdtke. Berlin-Halen- 
see 1927. Dari-Verlag. 217 S. mit Kunstbeilagen und Illustra- 
tionen. Kart. Mk. 4,—, Gzl. geb. Mk. 7.—. 


Im ersten Teile des als Werbe- und Aufklärungsbuch gedachten Werkes 
geben kurze Aufsätze von Dietrich Schäfer, Manfred Laubert, Max Halbe u. a. 
Sachkennern einen Abriß von der Geschichte der abgetretenen und der im 
Reichsbesitz verbliebenen Ostgebiete und ihrer politischen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Bedeutung für Gesamtdeutschland. Daran schließen sich die 
Darstellungen einer langen Reihe von Kreisen und Städten der heutigen 
Ostmark. Wenig angehm berührt der unvermittelte Übergang des Textteils 
in die Anzeigen, die zum Teil sogar in das Inhaltsverzeichnis aufgenommen 
sind. Ganz vorzüglich ist die Ausstattung des Werkes, das neben acht Kunst- 
beilagen sehr viele ausgezeichnete Photographien enthält. Diese Aufnahmen 
aus Natur und Kunst sind wohl geeignet, dem Werbezweck des Buches zu 
dienen und manches Vorurteil über den deutschen Osten zu berichtigen. 


R. R. B. 


Zur Besprechung eingegangen: 


Academy of Sciences of the Union of the Soviet Socialist Re- 
ublies: The Pacſic. Russian Scientific Investigations. Leningrad 1926. 
ublishing Office of the Academy. 190 S. 


Duncker. Käte: Die Frau in der Sowjetunion. Ein Gespräch. Berlin 1927. 
Vereinigung Internationaler Verlagsanstalteu. 24 S. Preis: Mk. 0,10. 
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Gorki, Maxim: Matwej Koshemjakin. Erster Band: Der Sohn einer 
Nonne. Zweiter Band: Im Banne der Kleinstadt. Berlin 1927. Malik-Verlag. 
423 S.; 400 S. Preis: Mk. 10,—. 


Heberle, Rudolf: Die Deutschen in Litauen. Stuttgart 1927. Ausland 
und Heimat Verlags- Aktiengesellshaft. 159 S. Schriften des Deutschen 
Auslands-Instituts Stuttgart. A. Kulturhistorische Reihe. Bd. 19. 


Koch-Miesbad, Arthur: Als Arbeiter-Delegierter in Rußland! 
U. Arbeiter-Delegation Sommer 1926. Hamburg 1927. Verlagsanstalt Auer & Co. 
32 S. Preis: Mk. 0,30. 


Petrowski, D.: Das Anglo-Russische Komitee und die 5 in 
der KPSU. Hamburg-Berlin 1927. Verlag Carl Hoym Nachf. 35 S 


Po Kkrows ki: Geschichte Rufllands. Übers. von Alexandra Ramm. 
(Etwa 50 Lieferungen.) Lfg. 1—9. Leipzig 1927. Verlag C. L. Hirschfeld. 
Lfg. je Mk. 0,40. 


Rimscha, Hans von: Rußland jenseits der Grenzen 1921—1926. Ein 
Beitrag zur russischen ae ichte. na 1927. Verlag der From- 
manschen Buchhandlung. 237 S. Brosch. Mk. 


Rommenhöller, C. G.: 5 seine ökonomische, soziale, 
finanzielle und politische Struktur, speziell seine Reichtümer. Berlin 1926. 
Verlag Puttkammer & Mühlbrect. 735 S 


Talvio, Maila: Die Glocke. Roman. Übers. aus dem Finnischen von 
Dr. phil. Marta Römer. Braunschweig-Berlin-Hamburg 1927. Verlag Georg 
„ 377 S. Preis: Mk. 7,50. 


gl, Carl: Sow wie -Rußland. Wie ein deutscher Pfarrer es a und 
erlebte Verfassung rbeiter und Bauern, Kirche und Religion, nationale 
Minderheiten, Kinder und Schule, Gerichte und Gefängnisse, Zukunft. Leipzig 
1927. Verlag Oswald Mutze. 71 S 


* ko * 


Lewin, J: Die Volksbildung in Sowjetrußland. Sonderabdruck, 
Preuflische Jahrbücher, a. 210, Heft 1, Oktober 1927, Berlin 1927. Verlag 
Georg Stilke. S. 34 bis S. 5 


Schweitzer, R.: 8 (Handels- und Börsenplatz). Sonderab- 
druck, Handwörterbuch der Betriebs wirtschaft. Stuttgart 1927. Verlag i 
Poeschel. S. 1159 bis S. 1166. 


Zaitzeff, Leo: Russisches Recht. Das Recht Sowjetrußlands. Sonder- 
abdruck, Handwörterbuch der Rechtswissensdiaft. Berlin-Leipzig 1927. Verlag 
Walter de Gruyter & Co. S. 1 bis S. 22. 


* * * 
Illustrierte Bücher 18.—20. Jahrhundert. Antiquariats-Katalog 41. 
K. F. Koehlers Antiquarium. Leipzig, Täubchenweg 21. 80 S. 


Moskva. Akc. O-vo v Berline. Katalog Nr. 22. Zima 1927/28. („Moskau“ 
Akt. Ges. in Berlin. Katalog Nr. 22. Winter 1927/28. 5 Buch- 
ann Heinridi Sachs A. G. Berlin SW. 48, Hedemannstr. 20. 61 8. 
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Zeitschriftenschau. 


Folgende Zeitschriften sind für die vorliegende Zeitschriftenschau zum 
ersten Male bearbeitet worden: 


Le Correspondant. (Der Korrespondent.) Begründet 1829. Paris. 


Buropäishe Gespräche. ei Monatshefte für auswärtige 
Politik. Hamburg. . von Prof. Dr. A. Mendelssohn Bartholdy. 
Dr. Walther Rothschilds Verlag. Berlin-Grunewald. V. Jahrgang. 


Foreign Affairs. (Auswärtige Angelegenheiten.) Amerikanische Viertel- 
jahreszeitschrft. New York. Herausgegeben von Archibald Cary Coolidge. 


Die Friedenswarte. Blätter für internationale Verständigung und 
zwischenstaatliche Organisation. Berlin. Herausgegeben von Dr. H. Weh- 
herg. Verlag Hensel & Co., Berlin. 


Nord und Süd. Monatsscrift für internationale Zusammenarbeit. Berlin. 
Herausgegeben von Prof. Dr. Ludwig Stein. Carl Heymanns Verlag, Berlin. 


Przeglad Polityczny. (Politische Rundschau.) Zeitschrift für aus- 
wärtige Politik. 4. Jahrgaug. Warschau 1927. 


Severnaja Azija. (Nord-Äsien.) Organ der Gesellschaft zur Erforschung 
des Urals, Sibiriens und des Fernen Ostens. 3. Jahrgang. Moskau 1927. 


Sovremennyja Zapiski. (Zeitgenössische Annalen.) Sozial-politische 
und literar-historische Revue. 7. Jahrgang. Paris 1927. 


Volja Rossii. (Der Wille Rußlands.) Zeitschrift für Politik und Kultur. 
b. Jahrgang. Prag 1927. Herausgegeben von V. I. Lebedev, M. L. Slonim, 
E. A. Stalinskij und V. V. Suchomlin. 


Weltwirtschaft. Berlin. Herausgegeben von der Deutschen Weltwirt- 
schaftlichen Gesellschaft E. V. Verlag Reimar Hobbing, Berlin. 


Wirtschaftsdienst. Weltwirtschaftlihe Nachrichten. Hamburg. Heraus- 
egeben vom Hamburgischen Welt-Wirtschafts-Arhiv und Institut für 
‚eltwirtschaft und Seeverkehr, Kiel. Verlag: „Wirtschaftsdienst“ G. m. 

b. H., Hamburg. 


A. Sowjetrußland. 


I. Politik. 


Die drohende Kriegsgelahr. „Die Ergebnisse des Vereinigten Plenums 
des Zentralkomitees und der Zentral-Kontroll-Kommission der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion“. (K itogant ob’edinennogo 
plenuma CK i CKK VKP [b)|.) 

Vlast’ Sovetov, Nr. 37, 11. September 1927, S. 1/2. 
In diesem Leitartikel der Wochenschrift des „Allrussischen Zentral-Exe- 
kutiv-Komitees“ wird ausgeführt: Im Hinblick auf die drohende Kriegs- 
efahr (Bruch mit England, Gesandtenmord in Polen, englishe Provo- 
ationen in China) waren die Zentralinstanzen der Kommunistischen Partei 
der Sowjetunion auf ihrer Tagung in den Monaten Juli und August 1927 vor 
die Aufgabe gestellt, das Land für einen Verteidigungskrieg vorzubereiten 
und im Zusammenhang damit die Wirtschaft des Staates und seinen Ver- 
waltungsapparat einer genauen Prüfung zu unterziehen. 
Das Plenum, „dieser Stab der Revolution, auf dessen Stimme und Direk- 
tiven die Proletarier der ganzen Welt und alle Werktätigen der Sowjet- 
union hören“, stellte fest, daß „ein Krieg in der nächsten Zeit wahrschein- 
lih ist“, Die Partei weil, daR der Angriff der Bourgeoisie auf den prole- 
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tarischen Staat historish unabwendbar ist. Aber darüber, wann dieser 
Angriff beginnt, war man auf der Tagung verschiedener Meinung. Man 
einigte sich schließlich auf die Formel, daß „das Neue in unseren Beziehun- 
gen zu den bürgerlichen Ländern darin besteht, daß in den nächsten Jahren 
oder sogar im nächsten Jahr der unvermeidliche Krieg zur Tatsache wird“. 
Infolgedessen muß das erste Gebot für jeden Arbeiter und Bauern die Er- 
höhung der Verteidigungsfähigkeit Sowjetrußlands sein. Voraussetzung 
hierfür ist die Einigkeit des ganzen Landes und vor allem innerhalb der 
Partei — mehr wird in diesem Artikel über den Parteikonflikt nicht gesagt 
— und die Stärkung der Beziehungen zu der Arbeiterklasse der ganzen 
Welt; denn der kommende Krieg wird wahrscheinlich kein nationaler sein, 
sondern ein Bürgerkrieg der Arbeiter gegen die Bourgeoisie. 

Infolge dieser Kriegsgefahr muß das Tempo des Wirtschaftsaufbaues be- 
schleunigt werden. „Hauptaufgabe des nächsten Wirtschaftsjahres ist die 
Bildung einer ausreichenden Budget-, Valuta-, Getreide-, Waren-, Rohstoff- 
und Kohlenreserve, die das Land wirtschaftlich monövrierfähig machen 
und seine Verteidigungsfähigkeit sicherstellen soll. Zur Frage der Sowjet- 
Verwaltung wurde eine Reihe von Entscheidungen angenommen, durch die 
die Parteiorganisationen und die Parteizellen zusammen mit dem Volks- 
kommissariat für Arbeiter- und Bauerninspektion beauftragt werden, die 
breiten Schichten der Arbeiter und Bauern zum Kampfe gegen die büro- 
kratischen Verirrungen des administrativen Apparates W 


Die sozialistische Aufbaupolitik F Von W. Gurian. 


„Abendland“ 1927, Nr. 7, S. 208—211. 

Der in Sowjetrußland seit mehreren Monaten mit großer oerang Fer 
führte Kampf zwischen der Mehrheit der kommunistischen Partei und der 
Opposition hat schon öfters die deutsche Presse beschäftigt. Der vor- 
liegende Artikel streift nur kurz die Genesis der Parteispaltung und gibt 
dann folgende Charakteristik der beiden Riditungen: Der Stalinismus ist 
im Gegensatz zum Trotzkismus nationalistisch orientiert. Er „rechnet mit 
der Gegebenheit Sowjetruflands als eines Bauernstaates, während der 
Trotzkismus Rußland in ein Teil eines mechanisch aufgebauten, zusam- 
menaddierten Kontinentalstaatenkonzernes verwandeln will“. Im Stali. 
nismus sollen „trotz aller marxistisch- ideologischen Verkappungen reale 
Volkskräfte sich einen Ausdruck verschafft haben, während der Trotz- 
kismus das kluge Produkt des Denkens von Intellektuellen ist“. J. 


Die Die Pe Opposition und die „ultralinken“ deutschen Kommunisten. 
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ie Partei erwartet eine klare Antwort“. (Partija ždet jasnogo 
otveta.) 

Bol’3evik, Nr. 17, 15. September 1927, S. 3—9. 
Das Organ der kommunistischen Partei der Sowjetunion nimmt in diesem 
Leitartikel gegen die Beziehungen der Opposition zu den aus dem „Komin- 
tern“ ausgestoßenen „ultralinken“ deutschen Kommunisten Stellung: 
Der oppositionelle Block (Trotzki, Sinowjew und die andern) entfernt sich 
von Tag zu Tag weiter vom Leninismus. In seinem Kampfe gegen den 
Leninismus ist er ganz in den Sumpf des „ultralinken“ portunismus 
hereingeraten. Er hat sich solidarisch erklärt mit den Anschauungen einer 
Ruth Fischer, eines Maslow und Urbans, die er noch vor kurzem (Reso- 
lution des von Sinowjew geleiteten Erweiterten 6. Plenums des Exekutiv- 
komitees des Komintern vom Februar-März 1926, Erklärung der Führer 
der Opposition vom 16. 10. 26) verworfen hatte. Die „ultralinken“ Rene- 
gaten ihrerseits haben nichts Eiligeres zu tun gehabt, als die Überein- 
stimmung ihrer Auffassungen mit denen der Oppo inon festzustellen. Die 
Vertreter der russischen Opposition und die „Ultralinken“ verlangen jetzt 
gemeinsam die Wiederaufnahme der ruppe Ruth Fiscer-Maslow in die 
Reihen der Kommunstischen Internationale, obwohl diese Gruppe aus- 
drücklich erklärt, daß zwischen ihr und dem Komintern — wie zwischen der 


Opposition und der Russischen Kommunistischen Partei — „unvereinbare 
assencharaktergegensätze“ beständen. Der Komintern wird natürlich 
diese Forderung ablehnen, die darauf abzielt, unter seinem Schutz den 
Kommunismus zu bekämpfen und zu zersetzen. 
Die von der Gruppe Ruth Fischer behaupteten Klassengegensätze be- 
streitet er nicht: im Gegensatz zu dem „proletarischen Revolutions- 
charakter“ des Komintern stellen die „Ultralinken“ einen „kleinbürger- 
lichen Antirevolutionscharakter menschewistischen Typs“ dar. Genau wie 
die Menschewiki leugnen sie die von Lenin aufgestellte Theorie, daf in 
Rußland — dem isolierten Agrarland Rußland, wie sie sagen — eiu 
sozialistischer Staat aufgebaut werden könne. Die unlösbaren Gegensätze 
zwischen dem Proletariat und den Bauern müßten zum Bankrott der Dik- 
tatur des Proletariats in Rußland führen, wenn nicht die Weltrevolution 
in den nächsten Jahren in einer Reihe kapitalistischer Länder siegreich sein 
werde. Diese menschewistishe Behauptung, daß der Versuch, in dem 
agrarıschen Rußland den Sozialismus aufzubauen, eine Utopie sei, stammt 
direkt von den Ideologen des russischen Oppositionsblocks. 
In Wirklichkeit ist Rußland nur ein „isolierter“ Staat in dem Sinne, als er 
inmitten eines feindseligen imperialistischen Ringes der einzige prole- 
tarische Staat ist, mit dem sich die Proletarier und die unterdrückten 
Völker der ganzen Welt verbunden fühlen. Die ultralinken Renegaten 
aber versuchen, die Mobilisierung der antiimperialistischen Kräfte zu ver- 
hindern und fördern durch ihre Politik die wirtschaftliche, diplomatische 
und militärische 5 Sowjetunion. 
Wenn die Opposition die Einigkeit der Partei und des Komintern auf der 
Grundlage des Leninismus will, dann hat sie der kategorischen Forderung 
der Partei bedingungslos nachzukommen, mit den ultralinken Renegaten. 
diesen Feinden des Kommunismus, ideologisch und organisatorisch zu 
brechen. „Die Partei erwartet eine unzweideutige Antwort. — Die 
Opposition ist verpflichtet, sie ihr zu geben.“ 


Der Freiheitskampf der Ukrainer. Von Emil Strauß. 
„Die Gesellschaft“, 1927, Nr. 9, S. 261—273. 
Der Verfasser will durch diesen Artikel die westeuropäische öffentliche 
Meinung mit dem schweren Kampf bekannt machen, den die ukrainischen 
Nationalisten mit der Sowjetregierung führen müssen. Ein kurzer Über- 
blick über die historische und nationale Entwicklung der Ukraine ver- 
mittelt dem deutschen Leser wertvolles Material; leider sind dem Ver- 
fasser dabei einige chronologische Fehler unterlaufen. Es ist ferner zu 
bemerken, daß Strauß zum Teil einseitig die Politik Sowjetrußlands in 
der ukrainischen Frage beurteilt; denn obgleich Moskau die Leitung auf 
olitischem und wirtschaftlihem Gebiete unverkennbar an sich gerissen 
112 gewährt es der Nachbarrepublik in Kulturfragen eine weitgehende 
Autonomie. Dieser Irrtum mag dadurch entstanden sein, daß der Ver- 
fasser sich auf zum Teil veraltetes Material — das nur bis zum Jahre 1922 
geht — stützte. L: N 


Das imperialistische Rußland in China. (Imperialistic Russia in China.) 
Von Count Carlo Sforza. 

Foreign Affairs, Vol. VI, Nr. 1, Oktober 1927, S. 67—74. 
Moskau zeigt in China zwei Seelen: die der Dritten Internationale, die jetzt 
ibre Intrigen vom Kreml aus spinnt, weil es ihr nicht gelungen ist, das 
von Berlin aus zu tun, wie Moskau gehofft hatte, — und eine andere, die 
sich an die alte Tradition der früheren zaristischen Diplomatie hält, die, 
vielleicht unbewußt, stets Erfolge am Pazifik suchte, wenn sie im Westen 
Mißlingen fürchtete. Diese beiden Seelen vereinen sich in China zu 
einem Ziel: dem Kampf gegen England, als dem lebendigen Symbol 
des europäischen Liberalismus, und weil England, Beherrscherin Indiens 
und der Meere, der wahre Beschützer der kleinen Randstaaten Finnland, 
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Estland, Lettland ist. Dessen, was die Russen in der Mongolei und der 
Mandschurei erreicht haben, könnte sich auch das frühere Kaiserliche 
Ministerium des Äußeren in Petersburg nur rühmen. Daß die antibolsche- 
wistischen Mächte dazu schweigen, liegt, wie die Chinesen behaupten. 
nur daran, daß die Westmächte gegen Rußland nicht vorgehen wollen 
wegen Handlungen, die sie nur zu gern selbst verüben ä 
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II. Wirtschaft. 


ebnisse der Getreidekampagne 1926/27. (Itogi chlebnoj kampanii 
1926Z 27g.) Von N. Vinogradskij. 
konomiteskoe Obozrenie, August 1927, S. 88—99. 
Obwohl die letzte Getreide i aup en der Regierung etwas 
höhere Getreidevorräte brachte und etwas höheren Export als im Vor- 
jahre ermöglichte, müssen nach V. die Ergebnisse noch als unzureichend 
etrachtet werden. Die Hauptschwierigkeit lag in der für Getreideprodukte 
im Vergleich mit Industrieerzeugnissen und den Produkten der Viehzucht 
apun een Preisrelation. Dazu kommt, dafi die Regierung durchaus noch 
nicht alle Stadien des Getreideumsatzes beherrscht. Vor allem ist es noch 
nicht gelungen, die überaus große Spanne zwischen Kleinhandels- und 
Beschaffungspreisen genügend zu verringern. Zu erwähnen sind dann in 
diesem Zusammenhange die bekannten Schwierigkeiten, die sich aus der 
Lage der einzelnen Getreideaufkaufsorten zueinander (Dislokation der 
Ernte) für die Manövrierung der Regierung mit Vorräten ergeben. Diese 
Schwierigkeiten sind vorwiegend transporttechnischer Art (die Lage im 
letzten Jahre allerdings günstiger als im Vorjahre!). Die erwähnten Tat- 
sachen zeigen, welche Aufgaben die russische Wirtschaftspolitik in Zukunft 
auf dem Gebiete der Getreidebeschaffung zu lösen hat. Als besonderen 
Erfolg der letzten Kampagne bezeichnet V. die erreichte relative Stabilität 
der Preise und die im ine mit den Vorjahren immerhin schon 
gebesserte Planmäßigkeit in der Organisation. 


Zur Frage der Gruppierung der V (K voprosu 
edev. 
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o BED rom er, zavedenij.) Von A. Le 
Vestnik Statistiki, 1927, Nr. 2, S. 148—159. 

L. untersucht die Frage der zweckmäfligsten Gruppierung der Industrie- 
unternehmungen im Hinblick auf Produktivitäts- und Rentabilitätsberech- 
nungen. Diesen Untersuchungen liegt Zahlenmaterial aus einem Textil- 
trust, dem Ivan-Voznesensky Trust, zugrunde. L. gliedert die einzelnen 
Unternehmungen des Textiltrusts in 5 Gruppen und wählt als Einteilungs- 
prinzip den Grad der Vielgestaltigkeit des Produktionsprozesses. Bei 
Gruppe I handelt es sich lediglich um Spinnereien oder Webereien, bei 
Gruppe V um eine Kombination von Produktions prozessen: Spinnerei, 
Weberei und Herstellung von Fertigfabrikaten. In tabellarischer Über- 
sicht gibt L. dann die einzelnen Komponenten des Aufwands (gegliedert 
nach dem Verbrauch von konstantem und variablem Kapital und diese 
wieder unterteilt). Er erläutert an den Zahlen, wie die Produktivität der 
Arbeit und der Rentabilität mit der Mannigfaltigkeit der Produktions- 
prozesse wachsen und wie diese Mannigfaltigkeit wieder mit der Größe 
des zur Verfügung stehenden Kapitals in funktionaler Beziehung steht. 
Für Produktivitäts- und Rentabilitätsuntersuchungen sollen also nach L. 
die industriellen Unternehmungen im Hinblick auf ihre Kapitalausstattung 
ruppiert werden. Andere en (beispielsweise nach der 
Zahl der beschäftigten Arbeiter) führen mehr oder weniger zu Trug- 
schlüssen. R. 8. 


Die Bilanz der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Deutschland und 
der Sowjet-Union im Jahre 1926. (Bilans Stosunköw Gospodarczych 
Niemiecko-Sowieckich W 1926 r.) Von S. Litauer. 

Przegląd Polityczny 1927, Band VI, Heft 5. 

Aus den von ihm angeführten statistischen Angaben zieht der Verfasser 
den Schluß, daf der Handelsvertrag zwischen Deutschland und der Sowjet- 
Union vom Oktober 1925 auf die Entwicklung ihrer wirtschaftlichen Be- 
ziehungen günstig eingewirkt habe. Dem Abschluß des Vertrages folgten 
außerdem bedeutsame Kreditabkommen, und zwar noch im Jahre 1925 ein 
Hundert-Millionen-Kredit zum Warenbezug, der allerdings nicht voll aus- 
genutzt wurde, und einige Monate später der Dreihundert-Millionen- 
Kredit, für den die Rei res ung eine 60 ige Garantie übernahm. 
Dieser Kredit wurde sogar um 66 Millionen überschritten. Ein Aktivum 
in der Bilanz zugunsten Deutschlands bildet ferner die „technische Hilfe- 
leitstung“, die teilweise vertraglich organisiert ist. Ungünstig haben sich 
dagegen die deutschen Konzessionen in der Sowjet-Union entwickelt. Von 
den Konzessionen, deren größte aufgezählt werden, prosperieren eigentlich 
nur Deruluft und Derutra. Endlich bildet Deutschland eine wichtige Basis 
für das in der Sowjet-Union operierende amerikanische Kapital. Der Ver- 
fasser weist zum Schluß darauf hin, daf bei einem Vergleich mit der Vor- 
kriegszeit 5 werden müsse, daß ein Teil des früheren deut- 


schen Exports nach Rußland jetzt von den Randstaaten aufgenommen 
wird. P. R. 


Die Finanzierung des sowjetrussischen Handels mit England. (Finansiro- 
vanie torgovli S. S. S. R. s Angliej.) Von M. Londelja. 

Sovetskaja Torgovlja, 8. 9. 1927, S. 9/10. 
Vor dem Abbruch der Beziehungen zwischen der Sowjetrepublik und Eng- 
land waren in England tätig: die Staatsbank, die Moskauer Volksbank und 
die Russishe Handelsbank (früher Arkos). Als Mittel für die Import- 
finanzierung kamen in Frage: Lieferkredite, Akzeptkredite der Banken, 
Diskontkredite und Rembourskredite. Auf die ersten beiden Formen ent- 
fielen 1925/26 90 %. Die zweite Gruppe überwog ein wenig. Der relative 
Anteil der ersten Geruppe war aber im Steigen begriffen. Der Bruch 
mit England unterbrach die pünstige Entwicklung, die kurz zuvor in dem 
Vertrag mit der Midlandbank, der die erste größte Lücke in die Finanz- 
blockade legte, einen Höhepunkt erreicht hatte. Die Finanzierung des 
Exports von Rußland nach England vollzog sich durch Brokerkredite, Bank- 
kredite und Käuferkredite. Die Vollfinanzierung vom Ankauf bis zur Reali- 
sierung in England (umfassende Vorschüsse, 5 Lombar- 
dierung u. a.) war bei Getreide, Eiern, Butter u. a. verwirklicht. Die Finan- 
zierung weniger wichtiger russischer Exportartikel war relativ teuer. Regel 
im Exportgeschäft war, nur an solide Firmen zu verkaufen und nur gegen 
Akzept, Bankgarantie oder Bankakzept. R. S. 


Die Arbeit der Banken in der ersten Hälfte 1926/27 und die Perspektiven 
für die Zukunft. (Rabota bankov v pervoj polovine 1926/27 g.i ich 
perspektivy na budusiee.) Von M. N. Sobolev. 

Ekonomireskoe Obozrenie, Juli 1927, S. 166—179. 
S. zeigt zunächst auf dem Wege der Bilanzanalyse die relativ starke 
Ausstattung der sowjetrussischen Banken mit Fremdkapital (starker Anteil 
der Budgetgelder an den Passiven!) und spricht dann über die Bedeutung 
der einzelnen Banken. Wenn man die Kapitalkraft (bilanzmäſtig- nominell) 
als Maßstab nimmt und die gesamte Kapitalkraft aller Kreditinstitute 
leich 100 setzt, so ergibt sich am 1. 4. 27, verglichen mit dem 1. 10. 25 (die 
Pahlen dieses Termins sind eingeklammert), folgendes Bild: Staatsbank 
35.2 0% (62.9 %). Aktienbanken 13.7 % (15,4%), Genossenschaftsbanken 
35% 6.3 %). Kommunalbanken 10.8 % (7,0 ), landwirtschaftliche Kredit- 
institute 16,1% (10,3%), Gesellschaften für Ben u eeen Kredit 0,7% 
(1.1 %). Bemerkenswert ist die relative Verschlechterung der Lage der 
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Staatsbank. Demgegenüber ist aber darauf hinzuweisen, daß es der 
Staatsbank gelungen ist, auf Kosten der Aktienbanken freie Gelder in 
verstärktem Maße an sich zu ziehen. In bezug auf die Kreditversorgung 
ist für das erste Halbjahr 1926/27 eine Disproportionalität charakteristisch. 
Die Kreditversorgung durch die Banken war weit reidilicher als die 
Kontrollziffern vorsahen, während fast alle Zweige der Volkswirtscaft 
hinter der erwarteten Entwicklung zurückblieben. Für die Abstellung 
dieses Mißstandes ist die genaue nei Bunz der Kreditpläne erforderlich. 
was bisher versäumt wurde. Aussichten für die nächste Zukunft: Die 
Überschreitung der Kreditpläne wird zur Kreditrestriktion zwingen. Eine 
geringe Erleichterung können eine in bescheidenem Umfange mögliche 
stärkere Notenemission und die Ausdehnung des bargeldlosen Zahlungs. 
verkehrs bringen. R. S. 


a ee ya staatliche Lohnnormierung und Arbeitsschutz in 
bezug auf Sowjethandelsangestellte. (Voprosy bezraboticy, gosnormiro- 
vanija i ochrany truda sovtorgsluzaseich.) Von W. Schmidt. 

Voprosy Truda, Juni 1927, S. 5— 12.) 
Die Arbeiterbörsen registrieren gegenwärtig in bezug auf Sowjethandels- 
angestellte etwas mehr als 200000 Arbeitslose. Eine Herabminderung 
dieser Zahl ist im Hinblik auf die beabsichtigte verstärkte Rationali- 
sierung des gesamten Handelsapparates mit Schwierigkeiten verknüpft. 
Nach Schmidts Meinung wäre viel geholfen, wenn es gelänge, die Arbeits- 
losen leichter zum Berufswecsel zu veranlassen. Die traditionelle Träg- 
heit in der beruflichen Umstellung erschwert die richtige Verteilung der 
Arbeitskraft. Daß die Sowjetregierung im übrigen bestrebt ist, den 
Arbeitslosen weitgehendst zu helfen, kann nicht bezweifelt werden. Mittel: 
Milderung der bisher auf Grund der Zwangslage reichlich harten Vorbe- 
dingungen für die Zahlung der Arbeitslosenunterstützung und weiteres 
Arbeiten in bezug auf Schaffung von Arbeitsmöglichkeiten in Kollektiv- 
wirtschaften (weitere Hilfe für die Arbeitslosen durch Versicherungskassen 
und Gewerkschaften). 
Das Ziel der staatlichen Lohnnormierungsbestrebungen ist, die Buntheit 
der Lohnzahlung für die Angestellten zu beseitigen. Bisheriges System: 
Den Leitern der staatlichen Unternehmungen wurde ein bestimmter Fonds 
für die Lohnzahlungen übertragen. Es stand dann in ihrem Belieben, 
entweder viele Angestellte mit un Gehalt oder wenige mit höherem 
Gehalt zu beschäftigen. Erfolg: Willkür der Leiter. Jetzt will der Staat 
die Kollektivverträge beseitigen und die Löhne nach Beratung durch die 
Gewerkschaften normieren. 
In bezug auf das Arbeitszeitproblem bleibt es bei dem sechsstündigen 
Arbeitstag für die breite Masse der Angestellten. Acht Stunden wird nur 
in den mit der Produktion unmittelbar verbundenen Betrieben gearbeitet 
(genaue Festlegung dieses Begriffes fehlt!). Das Problem der zweck- 
mäfligsten Geschäftszeiten (Geschäftsbeginn und Ladenschluſt) ist voll- 
kommen ungelöst. 
Im Hinblick auf den ge erhöhten Arbeitsschutz kann Schmidt den 
Sow jethandelsangestellten keinerlei Hoffnung machen. In dieser Beziehung 
muß zuerst für die Industriearbeiterschaft gesorgt werden. 


III. Geistiges Leben. 


Die nächsten Aufgaben der vorschulischen Erziehungsarbeit. (Blizajsie 
zadaöi doskolnoj raboty.) Von M. Vilenskaja. 
Narodnoe Prosvescenie, 1927, Nr. 5, S. 43—49. 
Die letzten re weisen eine erhöhte Aktivität der Frauenorganisationen 
in Sowjetruſtland auf. Es ist selbstverständlich, daß sie die Frage der vor- 


1) Der Aufsatz ist das umgearbeitete Stenogramm eines Vortrages des 
Autors auf dem Kongreß der Sowjethandelsangestellten (16. 5. 27). 
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schulischen Erziehung, die allein die Bauern- und Arbeiterfrau entlasten 
kann, in den so tan. ihrer Arbeit gestellt haben. Dank ihrer Hilfe 
wurde es auch möglich, eine rege Tätigkeit auf diesem Gebiet zu entfalten, 
insbesondere die Zahl der Sommer-Kinderplätze von ca. 300 im Jahre 1924 
— auf 3000 im Jahre 1926 zu erhöhen. Das Bedürfnis ist jedoch auch jetzt 
noch so groß, daf nicht selten 20 Kinder sich um einen freien Platz im 
Kindergarten bewerben müssen. Vielen Industriezentren fehlen noch 
solche Anstalten völlig. Es ist daher nach der Ansicht der Verfasserin 
unbedingt notwendig, eine intensive Propaganda zu entwickeln und gleich- 
zeitig zu versuchen, mit den Genossenschaften eine Verbindung herzu- 
stellen, um eine festere Basis für die vorschulische Erziehung zu schaffen. 


Die Aufgaben des Volksbildungskommissariats im äußersten Norden. 
(Zadaöi Narkomprosa na Krajnem severe.) Von A. V.Luna£arskij. 

Severnaja Azia, 1927, Nr. 3, S. 18—22. 
ln den Tundren und Taen (Urwäldern) im äußersten Norden Rußlands 
und Sibiriens hat das Volksbildungskommissariat zusammen mit dem 
„Hilfskomitee für die Völkerschaften der Nordmarken“ (Komitet sodejstvija 
na rodnost jam severnych Okrain) auf einem Gebiet von 10 Millionen 
Quadratkilometern 150 000 Menschen zu betreuen, die vierzig verschiedenen 
Nationalitäten angehören und ebensoviele Sprachen sprechen. Die Mehr- 
zahl dieser Stämme sind Nomaden. Intellektuelle gibt es unter ihnen 
nicht. Ihre Abneigung gegen „die russische Kultur“ ist ein Erbteil der 
Vergangenheit. 
Trotz unzureichender Mittel sind bis zum 1. März 1927 56 Schulen einge- 
richtet worden, darunter 12 Internate. Ihre Zahl muß erhöht werden. 
Die Lehrerschaft besteht vorläufig ausschließlich aus Russen; diese müssen 
materiell besser gestellt und in eine engere Verbindung mit den Kultur- 
zentren gebracht werden. Einheimische Lehrer werden jetzt in der Ar- 
beiterfakultät der Nordvölker beim „Institut für orientalische Sprachen“ 
in Leningrad und an der Universität Irkutsk ausgebildet. Im Unterricht 
und in den Lehrmitteln wird man sich der russischen Sprache bedienen 
müssen, solange das Problem, für diese Völker eigene Alphabete und ein 
eigenes Schrifttum zu schaffen, noch ungelöst ist. H. J. 


B. Polen. 


Polen und Deutschland. 
Przeglad Polityczny 1927, Band VI, Heft 314. oo 
Dieses Sonderheft der Warschauer „Politischen Rundschau“ beschäftigt sich 
ausschließlich mit den deutsch-polnischen Beziehungen, und zwar enthält 
es einen einleitenden programmatischen Artikel, einen Aufsatz von Kos- 
kowski über die „Aktion der deutschen Presse gegenüber Polen“, einen 
Aufsatz von Gerlach „Die deutschen Parteien und Polen“, eine Darstellung 
| der deutsch-polnishen Handelsvertragsverhandlungen von Lenkas sowie 
Artikel über die Bedeutung des Korridors für Ostpreußen, den Transit 
durch den Korridor, die schlesische Frage und das provisorische deutsch- 
i olnishe Wanderarbeiter-Abkommen. l 
i er einleitende, programmatische, nichtgezeichnete Artikel, dessen 
Tendenz die übrigen Artikel sich anschließen, führt folgendes aus: In der 
disziplinierten und geschlossenen öffentlichen deutschen Meinung wird eine 
politische Losung zu einem mächtigen Faktor. Hiervon machen die Führer 
des deutschen Nationalismus ebenso wie in der Vorkriegszeit bewußt Ge- 
brauch. Seit die deutschen Beziehungen zu Frankreich in Locarno und 
Thoiry eine Anderung erfahren haben, wendet sich diese Politik gegen Polen. 
r Reihe nach wurde in diesem Sinne in der deutschen Öffentlichkeit die 
oberschlesishe Frage, die Optantenfrage und die Korridorfrage aufge- 


101 


worfen und politisch ausgewertet. Polen habe demgegenüber nur eine 
Forderung, „die genaue, ehrliche und unbedingte Achtung der internatio- 
nalen Verträge“. Für Polen gibt es keine Frage des Korridors und keine 
Frage der Revision der Grenzen. Es gibt wohl in Deutschland Leute, die 
zum Wohle des eigenen Volkes eine Annäherung an Polen wünschen, vor 
allen Dingen auf wirtschaftlichem Gebiet. Aber ihre Stimme verhalit im 
Chaos des deutschen Nationalismus. Dieser Nationalismus irrt sich aber, 


wenn er meint, daß er Polen zur Erfüllung seiner Forderungen bringen 
wird. P. R. 


Unser östlicher Nachbar. Von Geh. Leg.-Rat Rich. Kuenzer. 
Abendland, 1927, Nr. 8, S. 230—232. 
In der Politik, meint der Verfasser, muß die Zukunft und nicht die Ver- 
gangenheit die Hauptrolle spielen. Von diesem Standpunkt aus geht er 
an das Problem der deutsch-polnisdien San ee eran. Trotz der 
ungerechten Grenzziehung ist es die Aufgabe Deutschlands, als einer wirt- 
schaftlih und kulturell überlegenen Macht, den ersten Schritt zur Ver- 
ständigung mit Polen zu machen und dies um so mehr, als „durch Jden 
Dawesplan, durch den Vertrag von Locarno und durch unsere Zugehörig- 
keit zum Völkerbund es auf lange hinaus besiegelt ist, daß unsere Verbin- 
dung mit dem Westen unvergleichlich wichtiger für uns ist als unser Ver- 
hältnis zu Rußland“. Er warnt vor einer Überschätzung der aktuellen 
Bedeutung Rußlands, da „die Sowjetmacht trotz der Freundschaft von 
Rapallo uns zur Zeit des Ruhreinfalles nicht geholfen hat und nicht helfen 
konnte, uns heute weder militärisch noch in beträchtlichem Maße wirt- 
schaftlich nutzt und auch in absehbarer Zukunft ufs nicht helfen wird. 
Die Verständigungspolitik vom Abschluß eines überaus wichtigen Handels- 
vertrages bis zur engeren politischen Annäherung an Polen setzt nach der 
Ansicht des Verfassers keine Anerkennung der heutigen Ostgrenzen vor- 
aus. Es handelt sich für ihn nur darum, „durch den starren Blick auf den 
Korridor die Einsicht in die in der weiteren Ausgestaltung unabsehbaren 
Zukunftsmöglichkeiten nicht zu verlieren, die ein ehrlicher und naaa MRE 
Ausgleich mit Polen uns bieten würde“. L. J. 


Der polnische 1 Von Franciszek Sokal. 
Nord und Süd, Heft 6, Oktober 1927. 
Der Verfasser würdigt die Bedeutung des bekannten Vorschlages, den 
Polen in der letzten Völkerbundstagung vorbradıte und der zu der Ver- 
zichterklärung auf jeden Angriffskrieg führte. H. W 


Die Staatsschuld Polens. Von Dr. E. Kulschewski. 

Wirtschaftsdienst, Heft 40, 7. Oktober 1927, S. 1540—42. 

Der Verfasser gibt einen Überblick über die polnische Anleihepolitik seit 
dem Jahre 1921 und kommt zu dem Ergebnis, daf die Binnenanleihen von 
78,85 Millionen Dollar nach dem Stand vom 31. Dezember 1921 auf 39,08 
Millionen Dollar nach dem Stand vom 30. Juni 1926 gesunken, die Aus- 
landsanleihen von 283,53 Millionen Dollar auf 351,02 Millionen Dollar 
angewachsen sind, die Gesamtschuld demnach von 362,18 auf 390,10 Mil- 
lionen Dollar gestiegen ist. Im Staatshaushalt 1927/28 mact die Tilgung 
der Staatsschuld 11% der Ausgaben aus. H. W. 


Das Problem der Volksschule. (Zagadnenie szkoly powszechnej.) 
Von Michal Janik. 

Przegląd wspölczesny, 1927, Nr. 64,-S. 265—274. 

Das Problem der Volksschule gehört zu den aktuellsten Fragen im öffent- 
lichen Leben Polens. Die verschiedenen Punkte dieser Frage werden jetzt 
um so lebhafter erörtert, als in der nächsten Zeit eine Reform des alize. 
meinen Schulwesens, also auch der Volksschule, erwartet wird. Die pol- 
nische Volksschule, die nach dem Ministerialprogramm aus 7 Klassen De 
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steht. wird von den Kindern von ihrem siebenten bis zum vierzehnten 
Lebensjahre besucht. Das Lehrprogramm, das sich in früheren Zeiten auf 
Lesen, Schreiben, Religionsunterricht und die Anfänge der Arithmetik 
beschränkte, ist jetzt bedeutend erweitert worden: es umfaßt verschiedene 
Zweige der Naturgeschichte, Physik, Chemie (in einer Anzahl der städti- 
schen Volksschule wird bei diesen Fächern die anschaulich-experimentelle 
Unterrichtsmethode angewendet), allgemeine und polnische Geschichte usw. 
Die Volksschule, die einen allgemein-bilderiden Charakter trägt, sieht ihr 
Ziel in der Entwicklung des Intellektes der Kinder, die „zum Leben vorbe- 
reitet werden sollen“. Auch der ethischen Seite der Erziehung wird große 
Aufmerksamkeit gewidmet. Hier hängt alles von dem Einflusse wirklich 
begabter Pädagogen ab, die den Kindern als moralisches Beispiel dienen 
müssen. 

Dies ist nun ein Idealbild, das bisher aber nur in den Städten Polens 
zum Teil verwirklicht worden ist. Der Verfasser bemerkt mit Recht, daß 
die erfolgreiche Tätigkeit der städtischen Volksschulen von keiner wesent- 
lichen Bedeutung für die Zukunft des Staates sein kann, solange die pol- 
nische Landbevölkerung (70% der Gesamtbevölkerung) keine besser 
organisierte Schule bekommt, — denn in manchen entlegenen Orten „geht 
es heute noch wie zu den Zeiten der Piasten zu“. 

Die Frage, ob die Volksschule mit der höheren Schule unmittelbar 
zu verbinden ist, so daß der Besuch der letzteren nur nach der Absolvierung 
der Volksschule möglich wäre, wird jetzt besonders heftig umstritten. In 
diesem Falle müßten die drei ersten Klassen der höheren Schule, deren 
Lehrprogramm dem der letzten Klassen der Volksschule ungefähr ent- 
spricht, abgeschafft werden. Dies müßte allerdings ganz allmählich durch- 
geführt werden, denn nicht überall in Polen stehen die Volksschulen auf 
der gleichen Höhe. Jedenfalls wird die Reform des Schulwesens, die diesen 
Diskussionen ein Ende setzen wird, mit großer Spannung erwartet. E.S. 


Das geistige Niveau der heutigen Abiturienten der höheren Schule. 


(Poziom umyslowy dzisieszych maturzystöw szköl srednich.) 

Von WI. Witwicki. 
Przegląd EL 1927, Nr. 59, S. 404 ff. 
Das polnische Schulwesen steht im Zeichen der Krise. Eine Vorstellung 
von dem geistigen Niveau der polnischen Abiturienten gibt uns dieses 
Referat, das auf Veranlassung der Warschauer Universität am 19. Februar 
1927 in der allgemeinen Versammlung der Delegierten des Schuldirektoren- 
verbandes gehalten wurde. Es ist auf den Ergebnissen einer Enquete, 
die von mehreren Hochschulprofessoren ausgefüllt wurde, und auf den 
Arbeiten einer- Kommission, die sih mit dem Problem der Abiturienten- 
vorbildung speziell beschäftigte, aufgebaut worden. Die Resultate ergeben 
ein durchaus negatives Bild: einstimmig wird erklärt, daß die Abiturien- 
ten, die zu den Hochschulen strömen, zum Universitätsstudium ungenügend 
vorgebildet sind. 

Folgende Lücken der Vorbildung werden festgestellt: mangelhafte 
Kenntnis der klassischen, sowie der neueren Sprachen, besonders aber der 
deutschen, und selbst der Muttersprache, die die Abiturienten weder gram- 
matikalisch noch stilistisch beherrschen; auch in allen anderen Schul- 
fahern fehlen ihnen gründliche Kenntnisse der elementaren Tatsachen: 
die Natur wissenschaften werden gänzlich vernachlässigt. Ferner sind sie 
nicht gewohnt, selbständig zu arbeiten, zeigen kein ernstes Interesse für 
die Wissenschaft, und sind auch der akademischen Freiheit nicht gewachsen. 
Die Ursachen dieser unerfreulichen Erscheinungen sieht der Referent 
in dem allgemeinen Verfall der geistigen Kultur im Lande in der Nach- 
kriegszeit, im reduzierten Schulprogramm, vor allem aber in dem Mangel 
an Ben staatlichen Schulen; dieser Zustand zwingt die Schuljugend, sidh 
an die zahlreichen Privatschulen zu wenden, die in jeder Beziehung nicht 
auf der Höhe sind, unqualifizierte Lehrer anstellen und nur ihr mate- 
rielles Interesse im Auge haben. 
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Daf eine Anderung der bestehenden Lage not tut, wird von allen 
maftgebenden Stellen eingesehen. Die Universitätsprofessoren bringen 
den raue Aufnahmeprüfungen in den Hochschulen einzuführen, da 
man den Reifezeugnissen Keinen Glauben mehr schenken darf. Dagegen 
meinen einzelne Schulpädagogen, die Universität müsse sich notgedrungen 
der Schule anpassen. Auch die öffentliche Meinung behauptet: „Die Uni- 
versität ist nicht für Gelehrtenausbildung da!“ 

Vor dieser utilitaristisch-unwissenschaftlichen Einstellung und dem modernen 
Schlagwort: „Die Schule soll die Jugend zum Leben erziehen“ — warnt der 
Referent die Pädagogenversammlung. E. S. 


D. Lettland. 


Ostseepolitik. Von Dr. Wilh. 1 
Europäische Gespräche 1927, Nr. 4, 5. 219 — 229. 
Der Verfasser schildert die heutige auſtenpolitische Lage der Randstaaten 
unter Berücksichtigung der Versuche der Großmächte, diese in ihre Macht- 
sphäre einzubeziehen und kommt zu dem Ergebnis, daß die Randstaaten 
„durch den Egoismus der Großmäcte und die Passivität Skandinaviens 
vor eine Frage von prinzipieller Bedeutung, vor die Wahl zwischen euro- 


VC Kapitalismus und asiatischem Bolschewismus gestellt 
sind“. 


G. Der deutsche Osten. 


Ostpreußen uud das deutsch-slavische Problem. (La Prusse orientale et 
le probleme germano-slave.) Von XXX. 

Le Correspondant, Paris, 10. 7. 1927, S. 691—717. 
Der ungenannte Verfasser gibt sich als Franzose; aus der Tendenz des Auf- 
satzes darf geschlossen werden, daß er von einem schon lange in Ostpreußen 
ansässigen Polen — Königsberger Konsulatsbeamten oder Minderheits- 
angehörigen — geschrieben ist. Es wird ein von guter Sachkenntnis zeu- 
gender Überblick über Geschichte, Verwaltung, Wirtschaft und politischen 
Aufbau Östpreußens gegeben. „Das Memelgebiet scheint sich unter der 
litauischen Herrschaft noch mehr zu germanisleren als unter der deutschen. 
Man sieht, daß zwischen der Lage dieses Gebietes und der des polnischen 
Korridors gar kein Vergleich ist“ (S. 695). Ostpreußen sei überwie- 
gend deutsch, die polnische Minderheit betrage 150%, nicht, wie aus der 
Abstimmung von 1920 hervorzugehen scheine, 4%. Die Landflucht aus 
Ostpreußen ins übrige Reich arbeite dem friedlichen Eindringen der Polen 
vor.. . . an dem Tage, an dem die Paßschwierigkeiten fielen, könnte nichts 
die polnischen Landarbeiter hindern, in Massen zu kommen und trotz des 
Patriotismus der deutschen Gutsbesitzer Arbeit zu finden; „es gibt wirt- 
schaftliche Gesetze, denen man auf die Dauer nicht widerspredien kann“ 
(S. 697). Die politischen Parteien und sonstigen politischen und wirtschaft- 
lichen Organisationen Ostpreuſtens werden unter genauer Angabe ihrer 
Führer und der ihnen nahestehenden Presse aufgezählt. Besonders aus- 


führliche Erwähnung findet die Tätigkeit des „Ostpreußischen Heimat- 
bundes“. N R. R. B. 


H. Russische Emigration. 


Wesen und Bedeutung des Eurasiatismus. Von WI. Iljin. 
Abendland, 1927, Nr. 7, S. 211—212. 


Der russische Neunationalismus. — Die Eurasiaten. 
Von Bernhard Histermann. 
Abendland, 1927, Nr. 7, S. 213—214. 
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Das Doppelgesicht des Eurasiatismus. (Dva lika evrasijstva.) 
Von P. Bicilli 
Sovremennyja Zapiski, 1927, Bd. XXXI, S. 421—434. 
Die drei Artikel untersuchen die in der Emigration entstandene Bewegung 
von verschiedenen Standpunkten aus. Iljin sieht in ihr den einzig mög- 
lichen Weg, Rußlands Vergangenheit und Zukunft zu verbinden. B. Hister- 
mann versucht die Quellen der Bewegung objektiv zu erforschen, jedoch 
auch ihm scheint es, daß der Einfluß des Eurasiatismus „eines den Zeit- 
bedürfnissen angepaften Panslavismus“ in der Emigration, sowie auch in 
Sowjetrußland, immer größer wird, was er mit der Erstarkung des Natio- 
nalismus in Europa in Zusammenhang bringen will. Er kommt zu dem 
Ergebnis, daß „auch in Rußland der Nationalfaschismus an Bedeutung zu 
winnen scheint“. Bicilli, als Vertreter der russischen demokratischen 
reise, lehnt dagegen den Eurasiatismus ab und übt scharfe Kritik an den 
theoretischen Voraussetzungen und am Programm der „religiös-faschisti- 
schen“ Bewegung. 


Über die Junge Emigrantenliteratur. (O molodoj emigrantskoj literature.) 
Von S. Postnikov. 

Volja Rossii, 1927, Nr. V—VI, S. 215—225. 
Der Verfasser berührt in diesem Artikel eine Frage, die für das kulturelle 
Leben der russishen Emigration von großer Bedeutung ist, um so mehr 
als seine Ausführungen nicht nur die junge russishe Schriftstellergenera- 
tion betreffen, sondern auch in bezug auf die gesamte Emigrantenjugend 
ihre Gültigkeit behalten. Dies gibt auch dem ganzen Problem eine beson- 
ders tragische Note. — Lidija Sejfullina, sagt Postnikov, war nicht ganz im 
Unrecht, als sie sagte, daf sie die Emigrantenschriftsteller, denen sie auf ihrer 
Europareise begegnet war, als Ausländer empfand. Dies trifft besonders auf 
die Jugend zu, bei der die russischen Eindrücke — die Kindheitserinnerun- 
gen — sich bereits verwischt haben. Sehr gut charakterisiert diese Lage 
ein junger, in der Emigration lebender Schriftsteller Evangulow: „Ich 
beneide die älteren Schriftsteller, die das alte Milieu verwenden können... 
Was sollen wir aber tun, die vielleicht erst hier, in der Emigration zu 
beobachten gelernt haben. Was sollen wir tun, wir, deren Umwelt das 
„Ausland“ ist, denen das Leben der Franzosen, der Neger, der Chinesen 
zugänglicher ist als das andere — das „unsere“?“ Und die Literatur der 
Emigration beweist dies zur Genüge. Diejenigen Werke der jungen 
Schriftsteller, die das heutige Rußland behandeln, sind meistenteils schwach 
und gekünstelt. Im allgemeinen überwiegt aber das „ausländische“ Ele- 
ment; die Helden wohnen in Berlin, in Paris oder in Tunis, fahren mit 
der Untergrundbahn oder mit métro und arbeiten als Kinostatisten oder 
dienen in der Fremdenlegion. Nur die Liebe zu den klassischen Tradi- 
tionen der russischen Literatur verbindet diese in allen Herrgottsländern 
zerstreute Jugend. — L. J. 


Anstalten zur Osteuropaforschung. 


Das Staatliche Wissenschaftliche Institut der Weißrussischen Kultur in Minsk. 


Die kulturelle Zentralorganisation Weißrußlands stellt das „Staatliche 
Wissenschaftliche Institut der Weißrussischen Kultur“ („Inbjelkult“) dar, das 
ım Februar 1925 in Minsk gegründet wurde. 

Seine Aufgabe besteht in einer planmäßigen Untersuchung Weiſtruſtlands 
unter Brahlichen literarischen, historischen, ethnographischen, wirtschaft- 
lichen und anderen Gesichtspunkten. Die kulturell-wissenschaftlichen Arbeiten 
des Instituts sind auf mehrere Sektionen verteilt. Zum Institut gehört auch 
der allweißrussische Dichter- und Schriftstellerverband „Molodniak“ und eine 
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redaktionelle Verlagssektion, die die Veröffentlichungen des Instituts heraus- 
ibt. Ferner besitzt es eine reichhaltige Bibliothek und ein weifi russische: 
useum. 

Die Entwicklung des Instituts Bing mit raschen Schritten vorwärts. Im 
Juli 1926 zählte es 206 Mitglieder, bald darauf aber bereits 400 (darunter aller- 
dings nur 121 Weißrussen, sonst Polen, Juden und Russen). Sein Etat erreichte 
im Jahre 1925 die Höhe von 205 272 Rubel. 

Das Institut ist bestrebt, vor allem mit den Arbeiter- und Bauernele- 
menten in nahe Berührung zu treten; seine Sitzungen werden deshalb öffent- 
lich und in weißrussischer Sprache abgehalten. 

In den einzelnen Sektionen des Instituts herrscht ein reges Leben: u. a. 
wird die Übersetzung der Klassiker (Euripides, Shakespeare) ins’Weißrussische, 
die Herausgabe weiſtrussischer „Klassiker“ und die Gründung eines natio- 
nalen Theaters geplant; manches ist bereits in Angriff genommen. 

Was die Veröffentlichungen des Instituts anbetrifft, so hat es, abgesehen von 
den ersten Bänden des (ethnographischen) „Sbornik“ und des „Weiſtrussisdien 
Archivs“ (Bielorußki archiv), die zum Druck bereit sein sollen, bisher nur 
einige kleine Broschüren herausgegeben und die Mittel, die ihm zu diesem 
Zwecke zur Verfügung standen, bei weitem nicht erschöpft. Es darf natürlich 
nicht vergessen werden, dali das Institut nur auf zwei fahre seines Bestehens 
zurückblickt. Die Arbeit, die es leistet, hat eine wichtige kulturelle Bedeutung 
und soll der jungen weißrussischen Kultur neue Wege weisen. 

(Nach „Przeglad wspölczesny“, 1927, Nr. 59, S. 512 fl.) 


Notizen. 


Osteuropäische Forschungen. 


Soeben tritt Professor Otto Hoetzsch im Auftrage der Deutschen 
Gesellshaft zum Studium Osteuropas mit dem ersten Heft 
einer neuen a der Sammlung „Osteuropäiscke Forschungen“ 
an die Öffentlichkeit. Nach einer durch Kriegs- und Nadikriegs verhältnisse 
bedingten längeren Pause empfand es die Gesellschaft als eine Notwendigkeit, 
für die zahlreichen wissenschaftlichen Arbeiten, die sich mit osteuropäischen 
Fragen befassen, eine organisierte Publikationsmöglichkeit zu schaffen. Dabei 
ist an in sich abgeschlossene selbständige und originale Forschungen und Dar- 
stellungen gedacht, die die Gebiete: Geschichte, Staatswissenschaft, Volks- 
wirtschaft, Landeskunde, Geographie, Verfassung und Verwaltung und 
darüber hinaus auch alle anderen Zweige des osteuropäischen Lebens in 
Gegenwart und Vergangenheit behandeln. Der Begriff Osteuropa wird nicht 
eng gefaßt: auch den Beziehungen nach dem Nahen und Fernen Osten soll 
Raum gewährt werden. 

Als erste Veröffentlichung der neuen Folge ist — im Osteuropa-Verlag. 
Berlin W. 55 und Königsberg Pr. — eine Aıbeit des Königsberger Privat- 
5 Dr. Martin Winkler erschienen: „Peter Jakovlevič 

a a dae v. Ein Beitrag zur russischen Geistesgeschichte des 19. Jahr- 
hunderts.“ Winkler stellt Caadaev an den Anfang der großen Reihe der 
eschichtsphilosophishen Denker Rußlands, die versucht haben, Rußlands 
historische Sendung geschichtsphilosophisch zu deuten. Er sieht in Caadaev, 
der in den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts zwei grundverschiedene 
Perioden seiner Entwicklung durchgemacht hat, den Vorläufer der beiden 
Hauptrichtungen russischen Denkens, der Slavophilen und der Westler. 

Als zweite Publikation der Sammlung befindet sich im Druck: Dr. Domet 
Oliantschyn: „Der ukrainische Philosoph des 18.Jahrhunderts, Hryhorij 
Skoworoda (1722—1794), und seine geistig-kulturelle Umwelt“. Ferner sind in 
Vorbereitung: Dr. Irene Grüning: „Die russische öffentliche Meinung und 
ihre Stellung zu den Groſtmäditen vom Berliner Kongreß bis zum Abschluß 
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des franco-russischen Bündnisses“.. Dr. Evsej Rabinovits di: „Die 
russische Zuckerindustrie seit dem Weltkriege. Dr. Woldemar Ader- 
mann: „Die russische Baumwollindustrie nach dem Kriege 1917—1925“. 
Dr. Robert Shweitzer: „Die bolschewistische Agrarpolitik mit Berück- 
sichtigung ihres Einflusses auf die Konkurrenzfähigkeit der russischen Land- 
wirtschaft auf dem Weltmarkte“. Dr. Ljubow Jacobsohn: „Rußland und 
en in den ersten Regierungsjahren der Kaiserin Katharina II. (1762 
is 1772)“. 


Die Vorbereitungen für das 10jährige Jubiläum der russischen Revolution. 


Der zehnte Jahrestag der bolschewistischen Revolution soll in der Zeit 
vom 7. bis 17. November 1927 in Moskau und allen anderen Städten und Dör- 
fern Sowjetrußlands durch großartige Feiern begangen werden. Den Auftakt 
bildet eine Jubiläumstagung des Zentralexekutivkomitees der Sowjetunion, 
die am 15. Oktober in Leningrad eröffnet wird und auf der die Regierung 
uber die Errungenschaften der letzten zehn Jahre berichtet. Zahlreiche Jubi- 
läumsschriften werden herausgegeben, darunter die Tätigkeitsberichte aller 
Behörden und u. a. ein von Mitgliedern der Akademie der Wissenschaften 
verfaftes dreibändiges Werk „Wissenschaft und Technik der Sowjetunion 
1917—1927". Überall werden Ausstellungen veranstaltet: so zeigt das Moskauer 
Revolutionsmuseum die Entwicklung von der Februarrevolution bis zur 
Periode des friedlichen sozialistischen Aufbaus und eine Sonderausstellung 
„Das revolutionäre China“. Die Staatliche Akademie der Kunstwissenschaften 
bereitet eine große Kunstausstellung „Kultur und Kunst der Völkerschaften 
der Sowjetunion” vor usw. 

Aus dem Ausland werden 1500 Gäste erwartet, hauptsächlich Mitglieder 
kommunistischer Organisationen, Arbeiterdelegationen, Bauern, die von den 
landwirtschaftlichen Genossenschaften eingeladen werden, und Vertreter des 
Geisteslebens, an die . der „Gesellschaft für kulturelle Verbindung 
der Sowjetunion mit dem Auslande“ ergangen sind. 


A. Lunatscharski über die kulturellen Beziehungen zu Deutschland. 


Der Volksbildungskommissar A. Lunatscharski hat sih nach Rückkehr 
von seiner letzten Auslandsreise Vertretern der russischen Presse gegenüber 
über die kulturellen Beziehungen zu Deutschland folgendermaßen geäußert: 

„Die Fragen der kulturellen Annäherung zwischen Deutschland und der 
Sowjetunion sind aus dem Stadium der Pläne in das der konkreten Tatsachen 
übergegangen. Die deutschen Gelehrten kommen unseren Vorschlägen mit 
dem lebhaftesten Interesse entgegen. Die in Deutschland tätige ‚Gesell- 
schaft zum Studium Osteuropas‘ genießt großes Ansehen und hat eine ganze 
Reihe wertvoller Erfolge aufzuweisen. Für die nächste Zeit ist eine Anzahl 
gemeinsamer Expeditionen in Aussicht genommen, Forschungsaufgaben werden 

emeinsam bearbeitet, und die gegenseitige Entsendung wissenschaftlicher 
\räfte und besonders jüngerer Gelehrter in die Institute beider Länder wird 
organisiert. Auf deutscher Seite nehmen die hervorragendsten Staatsmänner 
mit dem Minister für Volksbildung an der Spitze an dieser kulturellen An- 
näherung teil, die unzweifelhaft eine große politische Bedeutung hat. 

Während meines Aufenthaltes in Berlin besuchte mich der Reichskunst- 
wart Redslob, um mit mir die Beteiligung der Sowjetunion an der Internatio- 
nalen Kunstausstellung in Dresden zu besprechen. Der Vorsitzende der Not- 
gemeinschaft der Deutschen Wissenschaft, Staatsminister Sdimidt-Ott, lud mich, 
Volksgesundheitskommissar Semaschko und eine Reihe russischer und deut- 
scher Gelehrter zu einer Sitzung ein, in der die praktischen Formen der Ent- 
wicklung der kulturellen Beziehungen zwischen der Sowjetunion und Deutsch- 
land erörtert wurden. Auf vielen deutschen Ausstellungen sind wir in der 
letzten Zeit vertreten gewesen; unsere Abteilungen auf diesen Ausstellungen 
waren stets Gegenstand großer Aufmerksamkeit. (Wochenbericht der 
Gesellschaft für kulturelle Verbindung der Sowjetunion mit dem Ausland, 
russ. Ausg. 1927, Nr. 28—29.) 
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Das Schewtscenko-Institut in Kiew. 


Das im Jahre 1926 gegründete Schewtschenko-Institut ist ein großes 
Kulturinstitut, dessen Aufgabe in der Untersuchung und Forschung über das 
Leben und Schaffen des größten ukrainischen Dichters, T. G. Schewtschenko. 
und der anderen ukrainischen Schriftsteller besteht. Die Forschungsarbeit 
geht in sechs Sektionen vor sich. Zwei von ihnen (in Kiew) dienen der Biblio- 
Eraphie Schewtschenkos und der Literatur über Schewtschenko. Die übrigen 

ektionen beschäftigen sich mit den Werken Schewtschenkos, der Bibliographie 
der ukrainischen Literatur vor Schewtschenko und der nachrevolutionären 
Literatur. Diese letzten vier Sektionen befinden sich in Charkow. 


Eröffnung einer jakutischen Nationalbibliothek. 


Die Akademie der Wissenschaften der Sowjetunion hat die Vorberei- 
tungsarbeiten einer jakutischen Nationalbibliothek beendet. Der staatliche 
Bücherfonds der Bibliothek der Akademie und eine Reihe anderer wissen- 
schaftlicher Institute Leningrads und Moskaus haben der neuen Bibliothek 
eine große Zahl ihrer Doubletten und eigenen Publikatonen überlassen. Die 
Hauptverwaltung der wissenschaftlichen Anstalten (Glawnauk) hat der Biblio- 
thek von allen auf dem Territorium der RSFSR erscheinenden Büchern ein 
Pflihtexemplar zugewiesen. Mit einem Grundstock von 30000 Bänden wird 
die Bibliothek in e eröffnet. 


Die Lage der Griechen in Sowjetrußland. 


Auf dem Gebiet der Sowjetunion leben heute über 200 000 Griechen, die 
weitgehende kulturelle Freiheiten seitens der Sowjetregierung genießen. Eine 
riechische Kolonie nach der anderen eröffnet jetzt eigene Schulen, Klubs und 
enossenschaften. Beim Volksbildungskommissariat ın Moskau ist eine grie- 
chische Sektion ins Leben gerufen worden, die u. a. in der letzten Zeit in 
Athen für die Kinder der im Kaukasus und in der Ukraine lebenden griedii- 
schen Kolonisten eine große Anzahl Schulbücher eingekauft hat. Für die 
griechischen Bauern in Südrußland ist ein landwirtschaftlicher Verlag gegrün- 
det worden, der Bücher und Lehrmittel in griechischer Sprache herausgibt. 


2 


Errichtung eines mongolischen Staatsmuseums in Urga. 


Die mongolische Regierung hat die Errichtung eines mongolischen Staats- 
museums in ihrer Hauptstadt Urga (Ulan-Bator) beschlossen. Den Grundstock 
bildet eine Spende der Russischen Akademie der Wissenschaften, 30 Kisten 
mit Sammlungen altmongolisher Webereien, Töpferwaren und anderer 
archäologischer Gegenstände. | 


Diesem Heft unserer Zeitschrift liegen Prospekte der Firmen 
Dieterich’sche Verlagsbuchhandlung, Leipzig, Rabensteinplatz 2 
und C. L. Hirschfeld, Verlagsbuchhandlung, Leipzig, Hospitalstraße 10 
bei, die wir der Beachtung empfehlen. 


Verantwortlich far den redaktionellen Teil: Hans Jonas, Berlin; 
far den Anzeigenteil: Alfred Wiechert, Königsberg i. Pr. 
Druck: Ostpreußische Druckerei und Verlagsanstalt A.-G., Königsberg i. Pr., Tragh. Pulverstr. 20 
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Neustädtische Kirchstraße 13,1 
Fernsprecher: Zentrum 6112, 6113, 6114 


Erfolgreiche Anzeigenwirkung 


Probeexemplare werden kostenlos zugestellt 


Soeben gelangt zur Ausgabe Heft 2 der neuen Monatsschrift 


Deutsche Zeitschrift für das 
europäische Minoritätenproblem 


Herausgegeben von 
Jakob Bleyer, Rud, Brandsch, 
Paul Schiemann, Joh. Schmidt-Wodder 


4½ Bogen Gr. 8°, beste Ausstattung RM. 2.— 


Inhalt: 
J. Robinsohn: Die Juden Osteuropas als nationale Minderheit. Ulitz: Die 
Instanzen für den Minderheitenschutz in Oberschlesien. F. K. Hennersdorf: 
Der Faszismus und Südtirol. R. Brandsch: 5 Jahre deutscher Minderheiten- 
arbeit. G. Grassl: Die Deutschen im Sudslawischen Wahlkampf. 

Inhalt des 1. Heftes: W. Hasselblatt: Die Kulturautonomie der Slowenen in 
Kärnten. Dr. E. v. Jakabffy: Mussolini, Mello Franco und die „Times“. 
J. Schmidt-Wodder: Wir Deutschen als Volk. Dr. P. Schiemann: Volks- 
„ und Staatsgemeinschaft. Die 11015 (u. a. Lettland, Die Litauer in Polen, 

emelgebiet). Der III. Kongreß der Organisierten Nationalen Gruppen Europas. 
Die neue Zeitschrift wendet sich an die Politiker ohne Unterschied der Nationa- 
litat und Parteifärbung, an alle Wissenschaftler, deren Forschungsarbeit mit den 
nationalen Fragen Europas zusammenhängt, an jeden, der an eine kulturelle 
Zukunft Europas glaubt. 


Univ. Verlagsbuchh. Wilhelm Braumüller 
Wien, Leipzig. 


DER 
GEOGRAPHISCHE 
ANZEIGER 
URTEILT: 


NEUERSCHEINUNG 


\ 


CHINA 


WIRTSCHAFTSPOLITISCHE 
LANDESKUNDE VON 


DR- FRIEDRICH OTTE 


Bisher Professor der Privatwirtschaits- 
lehre, Reichsuniversität Peking. Vordem 
stellvertretender Abteilungs - Direktor 
beim Generalinspektorat der Chine- 
sischen Seezoll-Verwaltung, Peking 


Was er über die chine- 
sische Wirtschaft mit- 
teilt, gründet sich auf 
genaueste Kenntnis und 
sicheres Urteil. Es findet 
sich in demriesigenStoff- 
gebiete kaum eine Frage, 

ie nicht ihre klare 
Besprechung fände 


Mit einer wirtschaftspolitischen 
Karte von China, 16 mehrfar- 
bigen Diagrammen und einer 
Vorrede von Carsun Chang. In 
Ganzleinen gebunden RM. 20,— 


JUSTUS PERTHES 
GOTHA 


Bücher zur Eriernung der 


ABICHT, Prof. Dr., Weißruthenische Fibel. . . 16 Seiten 0, 20 
PRZYSIECKR T. M., Seminardirektor, 
i Lehr- und Lernbuch der Inischen S pacan 3 Teile, 
I. Vorkursus: Lautlehre (17.—26. ausend ‚ 76 Seiten 0,80 
II. Wort- und Satzlehre, 1. Kursus, 4. Auflage, 146 Seiten 1,20 
III. Dasselbe, 2. Kursus, 2. Auflage . . 132 Seiten 1,20 


ungemein leicht faßlich, auch zum Selbstunterricht geeignet. 

| Ksişżka do czytania na stopien średni iwy2szy szkół powszechnych 

dla mniejszości językowej polskiej w Niemczech . Hlwbd. 4,— 
i KUTZNER, P., Dolmetscher, Poin. Handelskorrespondenz. 124 Seiten 1,60 
| 2. Auflage. Eine gute Anleitung zur Abfassung polnischer Handelsbriefe. 

1 SCHNEIDER und PIECHOTA, Huta i Maszyna . . . 43 Seiten 0,40 
Ein klein. deutsch-polnisches technisch. Wörterbuch f. Bergbau u. Industrie. 

| SNOWACKI, Dr. Anton, Nowy Elementarz Polli. . . . 1% 


Czytanki po Elementarzu . . 1,60 

| KOMISCHKE und SIKORSKI, Czytanki Szkolne, 2 Teile, 1. Teil se 
el — 

RAUER A., Prawidla i dyktanda pisowni polskiej . . . 0,20 


BURKHARDT, Geschichte für die deutschen Schulen in Polen 0,70 

|1 KOMISCHKE, Deutsches Lesebuch f. Volksschulen in Polen, I. Teil 2,50 

| ZERBE, Polnische Sagengeschichte . . .. 0,20 
PLANETORZ, Praktisches Handbuch der russischen S rache 

| Für Schule und Selbstunterricht . . : 160 Seiten 1,60 


ESLAU UND OPPELN 


Eine Zeitſchrift für deutſch⸗ 
nordiſchen Geiſtesaustauſch 


Deutſch⸗Nordiſche 
SZeitſchrift 


Herausgegeben von Prof. D. Dr. Otto Scheel, Kiel, unter 
Mitwirkung von Hauptpaſtor Johannes Zonnefen, 
Rendsburg und Dr. Harry Schmidt, Kiel. 


4 Hefte jährlich. Im Jahresbezug Nm. 12,—, Einzelheft Rm. 3,50. 
Heft 1 bereits erſchlenen. Heft 2 erſcheint Mitte November. 


Die neue Zeitſchrift, deren Bedeutung durch Herausgeber und Mitarbeiter geſichert it, ging hervor 

aus dem lebhaften Wunſche, die heute vielfach fo erörterten Fragen einer deutſch⸗nordiſchen 

Kulturgemeinſchaft von hoͤchſter Warte aus zu behandeln und. die wertvollſten aller neueren 

geiſtigen Strömungen zu fördern und zu Präftigen. Die Zeltſchrift will das Sammelbecken für 
alle in dieſer Nichtung liegenden Beſtrebungen fein. 


FERDINAND HIRT / BRESLAU, KÖNIGSPLATZ 1 
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Soeben erschien Heft 7/8 der Literarischen Zeitschrift 


Orplid / Herausgeber: Dr. Martin Rockenbach, Köln 


Weihnacht der Jugend 


Preis des Einzelheftes RM. 2.40. Bezugspreis der Zeitschrift 
jährlich sechs Doppelheſte RM. 12.00, halbjährlich RM. 6.00 


»Die Hefte sind auch in der Sammlung „Wege nach Orplid“ 
schön gebunden zum Preise von RM. 3.50 zu beziehen. 


Das neue . (Doppelheft, Orplid- Verlag N Auslieferun 
M. Gladbach) Ist ein Sonderheft „Weihnacht der Jugend‘. Rechtzeitig au 
dem Weihnachtsmarkt, sammelt dieses Heft also junge Dichtung, die sich 
zur Heilstatsache der Weihnacht ‚maubig bekennt. Das Heft ist somit ein 
bedeutsames Zeugnis für die Wirklichkeit christlicher Dichtung in unserer 
Zeit. Die wich Lpeten Mitarbeiter des Heftes sind die Lyriker Konrad Weiß 
und Heinrich Suso Waldeck, beide ‚religiöse Dichter im Vollsinn 
dieses Wortes, der Dramatiker Max Mell und die Erzähler Konrad Zoller 
und Margarete Windthorst, Otto Brües hat eine größere epische 
Pinuna eigesteuert. Die kritische Rundschau des Heftes ist, im Hinblick 
= auf den Weihnachtsbücherkauf, besonders reich an wertvollen Hinweisen. 


Die letzten Hefte der Zeitschrift: HUMOR IN DER JUNGEN DEUTSCHEN DICHTUNG 
RAINER MARIA RILKE | JUNGES RUSSLAND | BAYRISCHE BAUERNDICHTUNG 


ORPLID-VERLAG G.m.b.H., Augshurg/Köln/Wien 


Neueste Literatur! 


Fürst Eugen v. Trubetzkoy 


Die religiöse Weltanschauung 
deraltrussischen Ikonenmalerel. 


Herausgegeben und eingeleitet von 
Nikolaus v. Arseniew, Prof. in ne 
XI. 99 S., kl. 8%, kart. M. 3.75, geb. M. 4.20. 


Die Persönlichkeit und das geistige Werk 
des Fürsten SI eodh nicht bloß Russen 
interessant: er ist einer der besten Ein- 
führer in die Welt der geistigen Schönheit, 
die in der Weltanschauung der Kirche des 
Morgenlandes gegeben ist, und außerdem 
ein großer christlicher Philosoph, erfüllt 
vom Geiste des urchristlichen Realismus, 
der urchristlichen Siegesfreude, der Freude 
über die Verklärung der Welt und auch der 
Materie durch die Siegesmacht Gottes. 


Die Staatslehre WI. Solowjews. 


Bearbeitet von Dr. K. Ambrozaitis. 
Mit Bildnis Solowjews. 111 S., kl. 80, M. 3, -- 


Solowjew, ein Sohn des orthodoxischen 
Ostens, der größte Denker Osteuropas baut 
aus den neuen Prinzipien ausgehend, seine 
nens Moralphilosophie, die mit aller Ent- 
schiedenheit denjenigen Sinn des Lebens 
der Menschheit behauptet und berechtigt, 
der von der hilosophia perennis aufge- 
stelltist. Die rigna tat seiner Staatslehre 
ist bis jetzt noch von niemand in einem 
besonderen Werke dargestellt worden. 


Verlag Ferdinand Schöningk, Paderborn 


Entrissene Ostlande 


Von 
Fr. Braun, Fre. Liüdtke, W, Müller- Biderscorf 


Mit Buchſchmuck und 17 Kunſtbeſlagen von 
W. Korella, N. Odoy, R. Neimeſih und L. geb met 
XII, 447 S. Oroßoftan m. i Kart. d. dentſch Otmart 


In Ganzleinen gebunden 5. RM. 
„ . Das Werk f 5 
den uns entrfews 
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Früher erſchlenen in derſelben Sammlung: 

Schlesien, Schlesiervoik, Oberschlesien 
Riesen» und Isergebinge u. a. 


Ausführliche Werbeblätter auf Verlangen portofrei 


Verlag Friedrich Brandstetter 
Leipzig C I 


HAHSMUHLESTEIH 


RUSSLAND UND DIE 
PSYCHOMACHIE EUROPAS 


Versuch über den Zusammenhang der religiösen und politischen Weltkrise 
X, 240 Selten . Geheftet M. 4,50, Ganzieinen M. 6,50 


— In 


‚Ein Weltanschauungsbuch, das ich in seinem gezügelten Ungestum für sehr 
wichtig halte. Es packt eine für die lebende Menschheit entscheidende Sache, um 
die täglich mit hundert Zungen ölig und unbestimmt herumgeredet wird, nun 
einmal wirklich bei der Wurzel Es ist ihm gelungen, das Polypenwesen 
dieses Problems mit seinen hundert Fangarmen und Saugnäpfen nun wirklich 
zu packen, so daß kein Zappeln und verstellen es uns mehr entwinden kann 
Das gesamte Religionsproblem wird geschichtsphilosophisch unerbittlich aufge- 
rollt. Der Verfasser versucht dies, wie ich glaube, bei der ungeheueren Schwierig- 
keit des Problems mit weitgehendem Gelingen.“ Basler National-Zeitung. 


VERLAG ©. H. BECK, MUNCHEN 


— — 


andels- nnd 
Wirtschalitsvertrag 


zwischen der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und 
dem Deutschen Reiche v. 12. Oktober 1925 nebst Kensularvertrag 


Erläutert von Dr. A. Rapoport und B. Stein 
Mitgliedern der Sowjet-Delegation 


Gr. 8°, 226 Seiten, auf holzfreiem Papier gedruckt 
broschiert Preis Rm. 10,—, in Leinen gebunden Rm. 15, - 


Das Buch enthält den vollständigen Text des deutsch-russischen 
Vertrages vom 12. Oktober 1925, also den Handels- und Wirtschaftsvertrag 
sowie den Konsularvertrag nebst dem Nachlaßzabkommen und sämt- 
lichen Schlußprotokoll- Bestimmungen mit ausführlichem Kommentar. 


Verlag der Handelsvertretung 
der Union der SSR in Deutschland, Berlin SW 68 
Zu beziehen durch 


K. F. KOEHLERS ANTIQUARIUM 


II] LEIPZIG, TÄUBCHENWEG 21 It 
und jede größere R 


O STEUROPAIS CHEJ 
BIBLIOGRAPHIE 


Herausgegeben vom Europa-Institut in Breslau, III. Jahrgang für das 
Jahr 1922. Erschienen 1926. 466 Seiten, brosch. Rm. 30,—, geb. Rm. 35, -- 


IV. Jahrgang für das Jahr 1923 in Vorbereitung 


Geschichte der Slawen 
Im Auftrage der Abteilung für Sprachwissenschaft, Literatur und Geschichte 
Herausgegeben von 
Erdmann Hanlsch 
1. Jahrgang: Jahresberichte für Kultur und Geschichte der Slawen, Broach: Au 8 
geb. Rm. 8,-- 
Neue Folge: Band 1 (2 Hefte), 2 (3 Hefte), 3 usf. (je 4 Hefte) 


Abonnementspreis für das laufende Jahr (4 Hefte) Rm. 32,.—; Einzelpreis der Hefte des | 
laufenden Bandes Rm. 10,—. Preise der ältesen Bände, soweit lieferbar, auf Anfrage. Auch 
bei späterem Nachbezug der ersch. Hefte eines Jahrgunges wird der Abonnementspreis | 

nachträglich in Anrechnung gebracht 


In dem unterzeichneten Verlag wird im Laufe des Winters ein nachgelassenes 
Werk des durch sein Buch über Panslavismus wohlbekannten Dr. Fischel 


erscheinen, welches die Würdigung des tschechischen Volkes zum Gegenstand 
hat. Die Herausgabe besorgt Herr Privatdozent D. E. Hanisch ===: 


PRIBEBATSCH'S BUCHHANDLUNG 


BRESLAU UND OPPELULN 


: 
: 
: 
i 


Soeben ist erschienen: 


Joseph Görres 


Eine Auswahl 
aus seinen Werken und Briefen 


Herausgegeben von Geheimrat Dr. W. Schellberg 


Der stattliche Band umfaßt XXXII und 605 Seiten, 20 Bilder 
und 15 Faksimiles von Handschriften und Erstdrucken auf Tafeln 
und kostet in lichtechtem Leinenband nur RM. 9,50. 

Mit diesem Werk bringen wir zum erstenmal eine Auswahl 
der Schriften des großen Rheinländers und Katholiken, welche 
dasWesentliche aus sämtlichen Perioden seines Schaffens umfaßt. 

Trotz gedrängter Kürze wird somit ein Bild des ganzen 
Görres geboten, dessen geistiges Schaffen in mehr als einer 
Hinsicht zu den unvergänglichen Werten des deutschen Schrift- 
tums gehört; namentlich seine Publizistik, die in ihrer . 
lichkeit und J.ebendigkeit den Gang der Zeitereignisse nicht 
begleitet sondern mitgestaltet hat, gehört zum Gemeingut des 
deutschen Volkes. 

Die Lektüre von Görres’ Schriften ist keine Literaten-An- 
gelegenheit; heute mehr denn je sollte und kann sein Geist 

raktisch wirksam werden. Ganz besonders kann der katholische 
olksteil, der ein Anrecht hat, auf diesen Mann aus seinen 
Reihen stolz zu sein, viel von ihm lernen. 

Dieses Buch gehört daher in die Bibliothek jedes Deutschen, 
der aus der 5 praktische Lehren für die Gestaltun 
und die Möglichkeiten der Gegenwartspolitik ziehen will, un 
der Sinn für die Erhaltung des Geistesguts der Nation hat. 

Zu beziehen durch alle guigeleiteten Buchhandlungen. 

Ausführlicher Prospekt gratis. 


Gilde-Verlag G. m. b. H., Köln 


Kölner Görres-Haus 
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Unterzeichneter bestellt hiermit bei der Buchhandlung 


aus dem Gilde-Verlag, Köln 
..Görres, Auswahl aus seinen Werken und Briefen, 
in Leinen gebunden zum Preise von RM. 9,50 


Unterschrift: 
Ort und Datum: 
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OSTEUROPA 


ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EUROPAISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 

in Verbindung mit Otto Auhagen, Berlin; Otto Goebel, Hannover; 

Arthur Luther, Leipzig; Fritz Karl Mann, Institut für ostdeutsche 

Wirtschaft,- Königsberg; Richard Salomon, Hamburg; Friedrich 

Schöndorf, Osteuropa-Institut, Breslau; Hermann Schumacher, Berlin; 

Max Sering, Berlin; Kurt Wiedenfeld, Leipzig herausgegeben von 
OTTOHOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag / Berlin W 35 / Königsberg Pr. 
Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin W 10, Bendlerstraße 18 


Redaktion: Generalsekretär Hans Jonas, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Ost-Europas, Berlin W 35, Potsdamer Straße 26b 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 


3. Jahrgang INHALT: 


OTTO HOETZSCH: Zehn Jahre Sowjetstaat 

OTTO AUHAGEN: Rußlands Wirtschaft unter dem Bolschewismus 119 
TH. ROTHSTEIN: Die äuswärtige Politik der USSR 

EUGEN VARGA: Zehn Jahre Sowjetwirtschaft 


Rußland und. Osteuropa, Monatsübersichten: 


I. Monatsbericht über innere und äußere Politik 
von OTTO HOETZSCH 


Bibliographie, bearbeitet von H. JONAS 
Bücherschau 


„Quellen und Aufsätze 
zur russischen Geschichte.“ 


Herausgegeben von Karl Stählin, 
o. Professor für osteuropäische Geschichte und Landeskunde an der Universität Berlin. 


per Zweck der Schriftenfolge ist, in zwanglosen Heften russische Quellen in deutscher 

berselzung mit knapper historischer Einfuhrung und dem erforderlichen wissenschaft- 

lichen Apparat sowie einzelne selbständige Aufsätze zur russischen Geschichte zu publi- 

zieren und damit das immer noch mangelhafte Verständnis und Interesse eines weiteren 

Leserkreises für das Wesen und die Entwicklung des großen Ostreiches zu wecken. 
ie bekannte Sammlung wird in unserem Verlage fortgesetzt. 


Soeben erscheint Heft 6: 


„War der 1764 getötete Gefangene von Schlüssel- 


burg der russische Exkaiser Iwan VI.“ 
Von Universitätsprofessor Dr. Karl Stählin. 
80, 32 Seiten, mit acht Faksimiles und zwei Wappenwiedergaben. Steif geh. RM. 2.80. 


An der Hand von Dokumenten aus einem deutschen Familienarchiv wird die Frage 
aufgeworfen und erörtert, ob der durch Kaiserin Elisabeths Thronumwaälzung geslürzte 
Iwan VI. der nur in der Wiege russischer Herrscher war, aus seiner Haft in Düna- 
münde bei Riga befreit und an seiner Statt das Kind eines schwedischen Gefangenen 
untergeschoben wurde: eine der bisherigen Forschung völlig unbekannte Episode aus 
der an abenteuerlichen und spannenden Zügen so reichen russischen Palast- und 
Intrigengeschichte des 18. Jahrhunderts. Das mit einigen originalgetreuen Wiedergaben 
von Handschriften und Urkunden ausgestattete Büchlein wird. zahlreiche Historiker und 
Freunde der Geschichte und Kultur jener Epoche stark interessieren. 


Im Ost-Europa-Verlag, Berlin W 35 und Königsberg Pr. 


eee 
NIKOLAI LESSKOW 
GESAMMELTE WERKE 


i In neun Oktavbänden 
Übersetzt von J. Günther, H. v. Heiseler, Arthur Luther und Erich Müller 


Band I: Geschichten aus der Großstadt. 338 Seiten. / Band II: Geschichten 
vom Lande. 328 Seiten. / Band Ill: Legenden. 351 Seiten / Band IV: Geschich- 
ten aus alter Zeit. 323 Seiten / Band V: Ein absterbendes Geschlecht 
320 Seiten. Band VI: Militärische Geschichten. 3% Seiten. / Band VII: 
Charaktere und Sonderlinge. 382 Seiten. / Band VIII: Die Klerise Ii. 320 Seiten. 
Band IX: Am Ende der Welt. Mit einer Biographie Lesskows von Erich Müller. 350 Seiten. 


Gesamt-Ausgabe neun Bände in Halbleinen gebunden in Kassette RM. 45,—, neun Bände in 
Ganzleinen gebunden in Kassette RM. 50.—. 

Einzel-Ausgabe (ohne Bandbezeichnung) Band RM.350, in Halbleinen gebunden 
jeder Band RM. 5.50, jeder Band in Ganzleinen gebunden RM. 6,—. 

Liebhaber-Ausgabe in handgebundenen Halbledereinbänden je RM. 16,—. 


Lesskow war wohl der russischsie unter allen russischen Dichtern, sogar russischer als Dosto- 
jewskij... Er wurzelt ganz in der russischen Scholle und der Ausländer lernt das eigentliche 
Antlitz Rußlands aus seinen Erzählungen viel besser kennen, als aus den Werken Gogels, Dosto- 
jewskij's oder Tolstoi's.“ Alexander Eliasberg. 


VERLAG e. H. BECK /MUNCHEN 


Zehn Jahre Sowietstaat. 
Von Otto Hoetzsch. 


Am 7. und 8. November 1917 ergriff die Kommunistische 
Partei Ruſtlands (Bolschewiki) die politische Macht. Am 8. erging 
das Dekret, das das Land nationalisierte, und am 9. das Friedens- 
Angebot an alle Welt. Zugleich sollte die Räteidee das Orga- 
nisationsprinzip des neuen Staats- und Wirtschaftslebens werden, 
in dem die Werktätigen zu den Trägern des rein kommunisti- 
717 Regimes werden und mit dem sie dieses aufrecht erhalten 
wollten. 

Ich habe damals in meiner Wochenschau der „Kreuz-Zeitung“ 
am 14. November 1917 geschrieben: „In dem Boten der russischen 
Revolution, den die Bolschewiki in deutscher Sprache in Stock- 
holm herausgeben, schreibt Lenin am 3. November: ‚In Ruſtland 
ist diese Revolution zweifelsohne an dem Wendepunkt angelangt. 
In einem Bauernlande, unter einer revolutionären republikani- 
schen Regierung, die von den Sozialrevolutionären und Mensche- 
wiki unterstützt wird, wächst jetzt ein Bauernaufstand. Daß wir 
(die Bolschewiki) mit den linken Sozialistenrevolutionären jetzt 
die Mehrheit in den Arbeiterräten, in der Armee und im Lande 
haben. unterliegt keinem Zweifel. Die Krise naht der Lösung, 
die ganze Zukunft der russischen Revolution steht auf dem Spiel.“ 
So Lenin; ich fuhr fort: „Auf die Zeit zwischen dem 2. und 7. No- 
vember, d.h. für die Tage, in denen ein allrussischer Kongreß der 
Arbeiter- und Soldatenräte beginnen sollte, wurde allgemein ein 
Aufstand der Bolschewiki vorausgesagt. Eine Überraschung war 
der neue Staatsstreich nicht, mit dem die zweite Haupt- 

eriode der russischen Revolution beginnt. — Die 
Bolschewiki sind keine Partei der Bauern. Sie wollen diese erst 
gewinnen, indem sie ihnen das Land des Staates, der Kirche, der 
rivaten Grundbesitzer überweisen. Damit verschärfen sie den 
1 ungeheuer. Und sie verfolgen hier wie für 
die Staatsverwaltung, die Industrie usw. ein derartig primitives 
Programm eines schon in den Anarchismus übergehenden extre- 
men Sozialismus, daß man zweifeln kann, ob sie ihre Aufgabe 
werden erfüllen können. — Daran aber ist kein Zweifel; der 
sogenannte , jusqu'auboutisme', den zuletzt Kornilow verkör- 
rte, ist am Ende; die Massen Rußlands wollen den Frieden. 
Mit dieser Friedenssehnsucht sind die Bolschewiki nach oben ge- 
kommen. auf dem Willen, sie zu befriedigen, ruht allein ihre 
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Macht. — Die neue Umwälzung in Rußland scheint die Er 
oft gehörte Anschauung zu bestätigen, daß Rußland einem hoff- 
nungslosen dauernden Zerfall entgegengeht und auf abseh- 
bare Zeit als politisch ernst zu nehmende Macht ausscheide. Wir 
getrauen uns nicht, derartige Prophezeiungen, die übrigens 
in den letzten anderhalb Jahrzehnten in bezug auf Rußland recht 
oft getäuscht haben. so sicher auszusprechen. Niemand vermag 
zu sagen, was aus der Umwälzung in Rußland herauskommt. 
Wir haben nur abzuwarten und uns vor voreiligen Festlegungen 
zu hüten. Für die Zukunft wird die Fragesein,ob Ebene 
undFlußsystemundKapitalismusnicdhtstärker 
sein werden, als die Mächte der Auflösung und 
des Zerfalls, die augenblicklich in Ru fila n d 
herrschen. Und haben wir vielleicht ein Interesse an dauernd 
ungeordneten Zuständen in Ruſtland, am Brand im Nachbarhause, 
von dem die Flammen fortwährend zu uns herüberschlagen 
können? Zum allermindesten mit dem Block der 80 Millionen 
Groſ russen, der zudem die günstigste, die zentrale Lage in 
diesem kontinentalen Reiche hat, und von dem sich die 25 bis 
30 Millionen Kleinrussischen schwerlich endgültig trennen wer- 
den, werden wir nach menschlihem Ermessen immer als mit 
einer Einheit von sehr bestimmten politischen 
Tendenzen zu rechnen haben.“ Ä 


* k k * 


Wie ist das Bild heute? Die Revolution und das Programm 
der Selbstbestimmung der Nationalitäten lösten den Staat auf. 
Es schien, als wenn er in die einzelnen Teile, nicht nur Städte. 
sondern Kreise, Dörfer, ja in die einzelnen sozialen Zellen 
und Atome zerfallen sollte und so wieder völlig aufgelöst und 
vernichtet würde, was in sechs Jahrhunderten aufgebaut war. 
Diese innere Auflösung wurde sowohl von der Entente wie von 
den russischen Gegnern des Bolschewismus zu ununterbrochenen 
Angriffen, Interventionen und Bürgerkriegen benutzt, in denen 
sich das russische Volk zerfleischte. 

Aber das Sowjetregime, die bolschewistische Partei, hat 
sich demgegenüber zu behaupten vermocht. Heute hat die Welt 
mit einem geschlossenen Staat von 20 Millionen Quadratkilo- 
metern und 146 Millionen Einwohnern zu rechnen, der vom 
Sowjetgedanken und dem Kommunismus repräsentiert und re- 
giert wird. Er hat im Westen die Randgebiete, vor allem Polen 
verloren, im Osten, was Rußland in der Mandschurei besaß, und 
auch die ostchinesische Bahn ist mehr oder minder heute ein ver- 
lorener Posten. Aber sonst sind die Grenzen des alten Zaren- 
reiches wieder hergestellt. Die alten, in der Lage und Geschichte 
und Natur des russischen Staates vorhandenen Kräfte und Ten- 
denzen haben zur Zusammenfassung und Wiederherstellung der 
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Einheit vom Kommunismus benutzt werden können. Und auf 
einem Riesengebiete hat dieser, wie niemals in der Geschichte 
der Staatsumwälzungen, eine Gelegenheit gehabt, und hatte er so 
die Möglichkeit, sozialistische Organisation des wirtschaftlichen 
und sozialen und politischen Lebens zu verwirklichen und die 
Menschen damit glücklich zu machen. 


Es ist bekannt, wie sich der Versuch, gewaltsam mit Ent- 
eignung und Terror die Lehren des kommunistischen Manifestes 
durchzuführen, an den Realitäten gestoen und wie er über die 
sogenannte neue ökonomische Politik zu dem Krypto-Kapi- 
talismus geführt hat, der staatlichen Planwirtschaft, die heute 
die Volkswirtschaft im ganzen gemeinwirtschaftlich zu organi- 
sieren strebt, nach äuſterster Möglichkeit am Gemeineigentum an 
den Produktionsmitteln festhält, aber doch nicht eine Wieder- 
erstehung des Kapitalismus, im volkswirtschaftlichen und privat- 
wirtschaftlichen Sinne, hat verhindern können. 


Im Grunde ebenso wichtig ist die andere Tendenz und Orga- 
nisationsform: Den Nationalitätenstaat, der das alte 
Rußland war und der in ihm durch Tyrannis der großrussischen 
Nationalität regiert wurde, wiederherzustellen als einen Bund 
von in sich autonomen Volkstümern, die gleichwohl in der 
höheren staatlichen Einheit ihre Verbindung, ihre staatliche und 
wirtschaftliche Lebensform fänden. Um welche Probleme es sich 
dabei gehandelt hat, zeigt das Ergebnis der ersten Volkszählung, 
die der Sowjetstaat veranstaltet hat. In ihm zählten: 


Bevölkerung Davon in den 
(in Millionen) Städten 
Großruflanad . . . . 100,42 17,14 
Ukraine „28.89 5,27 
Weiftrufland . . . . 2.2... 4,93 0,8 
Transkaukasien . . . . ... 5,81 1,37 
Usbekistan 4,39 1,03 
Turkmenistan . . ns 0,88 0,12 
145,32 25,73 


Die Zahl der Nationalitäten, welche die Sowjetunion in sich 
schließt, beträgt 165. Von diesen sind allerdings viele kaum mehr 
als Völker e es handelt sich vielmehr bei ihnen um 
Reste aussterbender Volksstämme. Der Zahl nach steht an der 
piee des Verzeichnisses der Sowjetunion das groſtrussische 

olk mit 70 Millionen. Es folgen die Ukrainer mit 25 Millionen, 
die WeiRrussen mit mehr als 4 Millionen. Zwischen 3 und 1 Mil- 
lion zählen die Tataren, die Usbeken, die Juden, die Aserbeid- 
shaner. die Moldawanen, die Armenier, die Georgier (Grusinier), 
15 Tschuwaschen und die Deutschen, deren Zahl 1 044 000 
trägt. ö 
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Es ist bekannt, wie ursprünglich, bei der Entstehung des 
bolschewistischen Staates, seine Machthaber sich geradezu freuten, 
mit der Proklamation des Selbstbestimmungsrectes der Natio- 
nalitäten die einzelnen Teile auseinanderzusplittern, um auf dem 
Rest, dem groſtrussischen Gebiet um so sicherer zu sein, um so 
reiner die Lehren von Karl Marx und Lenin durchführen zu 
können. Aber ebenso erinnert man sich heute, wie jene zu- 
sammenhaltenden Kräfte, ferner die marxistische Lehre von den 
großen Wirtschaftsgebieten und schließlich der Machthunger so- 
wohl des russischen Bolschewismus wie des groſtrussischen Na- 
tionalgedankens zum Gegenteil führten, eben zur Wiederher- 
stellung des alten Zarenreiches in jenem nur wenig verringerten 
Umfang, aber in bezug auf das Verhältnis der Nationalitäten zu 
einander nach einem ganz anderen Prinzip. 

Der Mann, der heute als Generalsekretär der Partei an der 
Spitze Rußlands steht, Rußland tatsächlich regiert, Stalin, hat an 
der Ausarbeitung dieser Prinzipien in der Bundesverfassung den 
stärksten Anteil genommen. Und alle Beobachtungen und Er- 
fahrungen bestätigen, daß der Sowjetstaat das Problem, Natio- 
nalitäten und nationale Minderheiten in größerer Wirtschafts- 
und Staatseinheit ohne Schädigung ihrer nationalen Rechte ver- 
einigt zu halten, besser gelöst hat, als irgend ein anderer Staat 
in Europa. 

* k * 

Wir bringen in diesem Heft zwei Beiträge über die wirt- 
schaftliche Entwicklung und die Außenpolitik des Sowjetstaates 
aus bolschewistischer Feder, von Männern, die an leitender Stelle 
im Sowjetstaat heute stehen. Mit Temperament und Energie 
schildern sie die zehn Jahre, die hinter ihnen liegen, vom Stand- 
de ihrer Partei als deren überzeugte Anhänger und als An- 

änger der sie tragenden Idee. Wir haben an diesen Manuskrip- 
ten nichts geändert, die in diesem Augenblick besonders inter- 
essante Dokumente aus dem Leben des Sow jetstaates heraus sind. 
Dazu bringt dieses Heft von reichsdeutscher Seite die Betrach- 
tungen über die Wirtschaft von Prof. Auhagen, der soeben von 
langer Studienreise in Rußland zurückgekehrt ist, und über die 
Politik hier von mir. Mit dem Verweis auf meine regelmäßigen 
Monatsübersichten kann ich mich darauf beschränken, die Fragen 
zu stellen und die Antworten zu suchen, die im Augenblick beim 
zehnjährigen Jubiläum der Sowjetmacht sich aufdrängen. 


* * * 
Mit Gewalt ist diese Macht errichtet, mit dem Terror 
und der Diktatur des Proletariates, der wenigen 


Führer über das Proletariat, hält sie sich. Der Augenblick ist 
noch weit entfernt, in dem dieser Zwischenzustand einer Diktatur. 


112 


der nach Friedrich Engels ja nur kurze Zeit andauern sollte, über- 
gehen könnte in eine freiheitliche Gestaltung des Lebens für 
vollkommen gleichberechtigte Glieder einer nach marxistischer 
Lehre ohne Klassenunterschiede, ohne Kapital, ohne Staat 
existierenden einheitlichen Gesellschaft. 

Es war die zweite oder dritte Revolution, wenn wir 1905 als 
die erste und die Märzrevolution von 1917 als die zweite rech- 
nen. Der übliche Gang der Revolution aber, wie die Geschidite 
sonst ihn zeigt. hat sich hier bisher nicht bis zu Ende abgespielt. 
Zwar ging nach dem inneren Gesetz jeder Revolution die Be- 
wegung sehr schnell bis in das Extreme. Aber sie ist dann nicht 
in die Diktatur des einzelnen umgeschlagen, eines neuen Cäsar, 
der über Thermidor und Konsulat dann zum Kaiserthrone auf- 
Keen wäre. Auch Lenin war nicht in diesem Sinne der 

iktator und Stalin ist es erst recht nicht. Was beide waren und 
sind, sind sie durch die Partei, durch die eigenartige Gemein- 
schaft revolutions- und doktrinerprobter Männer, die mit einem 
Orden verglichen werden kann. 
An dieser eigenartigen Position nun, die ein Jahrzehnt hat 
ehalten werden können, nagen und zehren heute nicht die Kräfte 
der Gegenrevolution und des Cäsarismus, für die die organisatori- 
schen Voraussetzungen offenbar vollständig fehlen, sondern die 
Kräfte der Entwicklung, der Wirtschaft, und wenn wir die Gegen- 
sätze zwischen Mehrheit und Opposition bis soweit deuten dürfen, 
auch der politischen Freiheit. 


* * * 


Voraussetzung für das Endgelingen eines solchen gigantischen 
Versuches kommunistischer Wirtschafts- und Staatsordnung war, 
daf der Ruf an die Proletarier der Welt, sich zu vereinigen, auch 
verwirklicht werde. Die Wellen sind nicht weiter gegangen! 
Das Pendel der sozialistisch-revolutionären Umwälzung ist nicht 
bis zur äußersten Höhe ausgeschlagen, sondern zurückgegangen. 
Die Welt sonst hat sich, selbst die Kette der schwachen Rand- 
staaten, des Bolschewismus erwehrt. Ein kapitalistisch-demokra- 
tisches oder kapitalistisches Europa liegt auf der einen Seite, nach 
Süden, von der Türkei über Persien nach Afghanistan, Staaten, 
in denen der Wille eines einzelnen diktatorisch herrscht und 
den Bolschewismus fernhält. Und im fernen Osten hat sich die 
zäh festgehaltene Hoffnung, den Kommunismus dorthin zu ver- 
breiten, als trügerisch erwiesen. Irgendwie bedroht ist von ihm 
Indien und dadurch England im Ernste nicht, und in China hat die 
Unabhängigkeitsbewegung die Verbindung mit dem aus Europa 
kommenden Moskauer Kommunismus abgewehrt. Sowjetrußland 
ıst am zehnten Jahrestag seiner Existenz eine vom Rätegedanken 
beherrschte, sozialistisch organisierte Insel mitten in einer Welt, 
die wirtschaftlich vom Kapitalismus und staatlich von nicht- 


113 


sozialistischen Prinzipien bestimmt wird. Sowjetrufland ist so 
nach außen in die Defensive gedrängt, in Sorge um seine Selbst- 
behauptung, in Sorge vor einer Art Kreuzzug einer Welt gegen 
die bolschewistischen Ideen, während im Innern kraft der Ent- 
wicklung sich unweigerlich umgestaltet, was wirtschaftlich und 
sozial durch den Umsturz des 7. und 8. November hergestellt 


worden ist. 
* * * 


Schmal war von vornherein die soziale Basis für den Ideen- 
bau von Karl Marx in dem agrarischen Lande. Mit dem Bund 
zwischen Arbeitern und Bauern hat Lenin von vornherein ope- 
rieren müssen. Daß er das tat, war ein Beweis für seine staats- 
männischen Fähigkeiten. Daß er es tun mußte, war ein Beweis 
für die innere Schwäche eines sozialistischen Regimes, das sich 
ja nach der Lehre von Marx erst am Ende der kapitalistischen 

ntwicklung durchsetzen sollte. Und das Rußland von 1917 stand 
noch durchaus im Zeichen des Frühkapitalismus! 

Das freilich geschah und das bleibt: die Zertrümmerung des 
großen, des feudalen Grundbesitzes, der in diesem Lande 
einer noch schwachen Bourgeoisie im Bunde mit Kaisertum, Armee 
und Beamtenschaft den Staat noch fast mittelalterlich beherrschte. 
Die ungeheure agrarische Umwälzung, die das Landdekret vom 
8. November einleitete, wird niemals wieder rückgängig gemacht 
werden können. Grundlegend ist in Rußland die Verteilung des 
Landes geändert. Der Hunger der Bauern nach Land wurde 
über alle Wünsche hinaus befriedigt, wirtschaftlich, technisch auch 
eine Umwälzung von Riesenmaf, die im einzelnen noch längst 
nicht zur Genüge erkannt und studiert worden ist. Aber das ist 
ebenso klar: Zu einer kommunistischen Ordnung des Land- 
eigentums und der Bestellung des Landes und der Verwendung 
der Urproduktion hat diese Umwälzung nicht geführt! Die 
Bestrebungen darauf sind trotz allen Terrors gescheitert, zu- 
nächst am Selbsterhaltungstrieb der Bauern, dann an dem primi- 
tiv-kapitalistischen Geiste, der im russischen Bauern, wie in 
jedem Bauern lebt, und der in dem gewißllich kommunistischen 
Gedanken nicht abgeneigten Bauern durdi die Erfahrungen des 
Krieges, der Kriegsgefangenschaft, der Nachkriegszeit wach- 
gerufen und stark entwickelt worden ist. 

Dafür, für dieses Werden individualistishen Geistes im 
russischen Bauern vor allem brauchten wir einmal ein wirklich 
eindringendes und mit Belegen versehenes Studium. Aber ein- 
fach schon der Gang der inneren Politik gegenüber dem Bauern- 
tum beweist das ja: die neue ökonomische Politik mit ihren Zu- 
geständnissen auf dem Steuergebiet, die Neuordnung der Wäh- 
rungsverhältnisse, der Kampf um die Preise der von den Bauern 
benötigten Industriewaren, das Ergebnis schließlich der juristi- 
schen Ausgestaltung jenes Landen zum Agrarkodex, von 
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dem man gesagt hat, daß sie geradezu wieder in die Linie der 
Agrarreform Stolypins zurückbiege. 

Für die Masse des russischen Volkes käme so dieser Riesen- 
versuch des Kommunismus, kommt er schließlich genau am ent- 
Bee Ende an, als er wollte und will. Da öffnen sich 

ie Perspektiven: Was wirtschaftlich nicht aufgehalten werden 
konnte mit diesen Zugeständnissen an den Wirtschaftsegoismus 
und den privaten Nutzen des Bauern, das muß sich ja auswirken 
auch sozial, in neuer Bildung von Klassen. So wenig der Bol- 
schewismus dazu geführt hat, daß (nach den Lehren von Karl 
Marx) der Staat abstürbe, so wenig er dazu geführt hat, daß das 
Geld abstürbe, so wenig kann er die Bildung neuer Klassen auf- 
halten. Und in ihnen ist die mächtigste die Bauernschaft. 

* * * 

Darum geht heute die Sorge und der Kampf. Theoretisch 
wird der Sozialismus festgehalten und praktisch gilt auch in vieler 
Beziehung, daß die Gemeinschaft die Produktionsmiltel in ihrer 
Hand hat: Banken und grofe Industrie und Verkehrsmittel. Das 
Land hat sie tatsächlich nicht in der Hand und die Zugeständnisse 
an Geld und Kapital gestatten ihr heute nur noch, eine mühselige 
Staatsplanwirtschaft aufrechtzubehalten 

Diese kämpft um die bekannten Probleme. Sie will jetzt, wie 
man gesagt hat, nach den Etappen der Zerstörung des Großgrund- 
besitzes und des Wiederaufbaus die sogenannte „Rekon- 
struktion“ durchführen, die radikale Umgestaltung der Wirt- 
schaft auf Grund der neuen sozialistischen Prinzipien. Aber sie 
kann tatsächlich nichts anderes tun, als um einige Positionen 
noch ringen und darum zu ringen, wie sie im Ausgleich zwischen 
sozialistischer Theorie und kapitalistischer Praxis die Leitung 
nicht aus der Hand verliere, den heruntergewirtschafteten Pro- 
duktionsapparat verbessere, den Hunger nach Industriewaren 
bei den Bauern befriedige, mit den Früchten der Arbeit des 
Bauern, die sie exportiert, doch im strengsten kapitalistischen 
Sinne die Sicherheit der Währung und die Aktivität der Handels- 
bilanz erhalte. Was heute die Sowjetwirtschaft tut und anstrebt, 
ist, auf das Große gesehen, zweifellos nicht mehr Sozialismus. 
Das ist eigentlich schon wieder Merkantilismus im Sinne des 
16. und 17. Jahrhunderts, im Sinne auch und in der Wirkung 
einer Staatsbildung, einer national-staatlichen Idee, die sich frei- 
lich damit sehr stark und immer mehr vom Marxismus entfernt. 

Am Tage des Jubiläums, an dem mit begreiflichem und be- 
rechtigtem Stolz auf die große organisatorische Leistung der 
Wiederherstellung Rußlands im Dienst der sozialistischen Idee 
hingewiesen werden konnte, steht das Sowjetregime vor den oft 
an beiden Problemen: Wie das Tempo einer wirtschaft- 
ichen Entwicklung so beschleunigen, daß das Rad nicht über- 
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haupt still steht, das sich so langsam dreht? Und wie verhin- 
dern, daß die soziologische Folge der bisherigen Kompromil- 
politik zu einer inneren Umbildung und Umwälzung führt, in 
der schließlich das zum Bewußtsein selber selbst gekommene 
Bauerntum, als Bewegung von kapitalistischen Farmern, das 
sozialistische Regime einfach aus dem Sattel höbe? 

Diese Sorgen erfüllen die Partei. Sie begründen den Kampf 
der Richtungen in ihr. Es ist ein merkwürdiges Schicksal, daß 
auf den Jubel der Festfeier die tiefen Schatten des Parteikampfes 
fallen, in dem die Erscheinungen der Zersetzung, die Gefahren 
der Spaltung unverkennbar hervortreten, in dem schon von der 
Ausscließung eines der Vorkämpfer jener 7. November-Revo- 
lution, Trotzkis, die Rede ist, in der schon Worte fallen, wie Ther- 
midor, Gewaltstreich und dergleichen. Es ist nicht der Kampf der 
Diadochen schlechthin, der nach Lenins Tode hätte ausbrechen 
müssen. Diese Formel wird dem Ernst und der Tiefe der Gegen- 
sätze im heutigen Rußland nicht gerecht. Und dabei fragt man 
sich, ob und wie die eine Richtung von der anderen sich trennen 
soll oder kann. Im gemeinsamen Schicksal sind diese Männer 
zusammengeschweißtt. Durch Jahrzehnte gemeinsamen Schicksals 
und gemeinsamer Ideen’ verbunden, sollen sie auseinandergehen, 
die sie alle wissen, wie die Spaltung gerade die eigentümliche 
und nur so zu behauptende Position des a Partei- 
staates in den Grundfesten erschüttern muſt. Man glaubt es wohl. 
daß die Abstimmung über Trotzkis Ausschluß im engsten Kreis 
der Kommunistischen Partei tiefste Erschütterungen im Inneren 
der Beteiligten auslösten. 

Wird daraus ein Umschwung kommen? In welcher Form? 
Wo stehen die organisierten Kräfte der Bürokratie und der 
Armee? Wer sich mit Rußland beschäftigt, weifl, daR er nicht 
prophezeien darf. Was er sieht, ist, daß trotz allem der Bauer 
an diesem Regime, das ihm das Land gegeben hat, festhält und 
interessiert ist und daß das Volk im ganzen von unendlicher 
Müdigkeit ergriffen ist, daß das Volk, Arbeiter wie Bauern, in 
Stalin die Ruhe, die Beruhigung sieht. 


* * * 


Die Weltrevolution ist nach außen nicht weitergegangen. 
Nicht hat sich Europa umgestaltet in einen Bund der sozialisti- 
schen föderativen Republiken. in dem Ruſtland dann nur ein 
Glied gewesen wäre und der im ganzen von der dritten Inter- 
nationale regiert würde. 

Eigentümlich und kompliziert ist darum auch das Ergebnis 
der außenpolitischen Entwicklung dieses Jahrzehnts. In 
einer Reihe von Verträgen ist Rußland anerkannt, wieder Glied 
des Staatensystems geworden. Doch hält es sich dem Völker- 
bund fern, und, was wichtiger ist, steht es in zunehmender 
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Isolierung. Der Kapitalismus draußen ist sein Gegner, die 
Stimmung der Welt draußen noch mehr. Aber es kann sich nicht 
abschlieffen gegen diese kapitalistische Welt. Es muß sich mit 
ihr auseinandersetzen. Es Bad ihre Hilfe, gerade um sich 
als Sowjetregime behaupten zu können. Es muß Zugeständnisse 
an die drauſten zwingend geltenden Wirtschaftsgesetze machen, 
im Handelsvertrag. im Kampf um das Auſtenhandelsmonopol, in 
der Schuldenbehandlung, in der Konzession, im Drang nach Kre- 
diten und kapitalistischer Hilfe beim Auslande. 

So also die Fragen: Todfeindschaft gegen die in diesem 
Ausland, diesem Europa herrschende Wirtschafts- und Staats- 
ordnung? Oder, wie es auf der Genfer Weltwirtschaftskonferenz 
formuliert wurde: „Koexistenz und Kooperation“, Nebenein- 
anderbestehen in gegenseitiger Anerkennung verschiedener 
Staatenordnungen und Zusammenarbeiten? Verhältnis zwischen 
russischer Staatspolitik und Komintern? Stellung zum Schieds- 
gerichtsgedanken und zur Friedensordnung, um die Europa 
ringt? Beteiligung an Weltwirtschaftskonferenz und Welt- 
abrüstungskonferenz? Und wieder greift die Antinomie der 
inneren Entwicklung hier ein. Wir haben es fortlaufend ver- 
folgt, wie Stalin außenpolitisch durch den Parteikampf im 
Innern gelähmt wird, der ihm immer eindringlicher und lanter 
vorhält, daf er im Paktieren mit dem kapitalistischen Ausland 
die Grundlagen unter den Füßen verliere, daß allein das revo- 
lutionäre Prinzip im reinsten Sinne den Bolschewismus in Ruf- 


land retten könne. 
* * * 


Noch nicht entfernt sind die wirtschaftlichen Verluste des 
Krieges und der Nachkriegszeit ausgeglichen. Noch nicht entfernt 
ist die politische Stellung wieder gewonnen, die Rußland vor 
dem Kriege hatte. Aber die ph ed Verluste, die Menschen- 
verluste, sind ausgeglichen, und die Geburtenzunahme, 
die jeder Reisende Peöbadiet zeigt die ungebrochene Lebens- 
kraft dieses zwischen Europa und Asien siedelnden russischen 
Volkes und der mit ihm im Staat verbundenen Nationalitäten. 

Mit unendlicher Zerstörung aber der ideellen und kulturellen 
Werte ist erkauft, was der Kommunismus in Wiedererrichtung 
des Staatsbaues und Wiederherstellung des Wirtschaftslebens 
erreicht hat. Noch mehr: Dadurch ist der Zusammenhang Ruß- 
lands mit der europäischen Welt gefährdet. Das Sowjetregime 
wollte eine eigene, neue, proletarische Kultur aufrichten und 
sieht. das es eine Unmöglichkeit ist. Es sieht, daß es den Zusam- 
menhang mit der europäischen Gedankenwelt schon aus prak- 
tischen Gründen braucht. Aber es kann die Freiheit des Geistes 
nicht gewähren, die dazu notwendig wäre, und der Kampf darum. 
der Kampf um die darin liegenden inneren Widersprüche ge- 
führdet noch mehr das, was an Kulturgut aus früheren Zeiten 
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erhalten worden ist, droht Rußland in einer Kluft von Europa 
zu trennen, die in ganz absehbarer Zeit für Rußland selbst sich 
gefährlich auswirken muß. 

* z * 

Es war ein Gebot der Not, daſt nach der Novemberrevolution 
von 1917 der Mittelpunkt des Reiches von Petersburg nach Mos- 
kau verlegt wurde. Man hat Petersburg in Leningrad umbe- 
nannt und so den Abstand der Epochen, den Unterschied einer 
völlig toten Vergangenheit gegenüber einer lebenssicheren Zu- 
kunft scharf bezeichnen le Vorschnelle Betrachtung kam 
umgekehrt dann auch gleich zu dem Schluß, daß damit Rußland 
wieder in das Moskauische Zeitalter zurückfalle, in seine Ver- 
bindung mit Asien herein, wohin es gehöre. Und doch hat der 
Bolschewismus den Zusammenhang mit Europa nie abreißen 
können und auch nicht abreiſten wollen. Die Zwischenlage zwi- 
schen Europa und Asien bleibt nach wie vor wirksam und die 
Zwischenlage eines Staatswesens, in dem die Staatsnation, die 
5 e Nationalität, trotz aller Mischung zu Europa ge- 

ört, Zweig der indogermanischen Rasse ist und so die Rich- 
tung seiner Bestimmung zwingend bestimmt sieht. 


* * 
* 


Ob man das, was in den zehn Jahren zwischen 1917 und 1927 
auf den weiten Ebenen des vom russischen Volk beherrschten 
Ostens sich abspielte, groſt nenne oder klein, ob man diese Vor- 
gänge und Menschen betrachte mit Haf oder Sympathie, und ob 
man Ergebnisse und Folgen der Novemberrevolution von 1917 
hoch einschätze oder gering — niemals werden die Spuren dieses 
Jahrzehntes im russischen Staat und Volk ausgewischt werden. 

Wir wissen nicht, wie die Entwicklung weitergehen wird. 
Wir glauben zu sehen, daf drüben die Evolution am Werke ist, 
in einem Gang der Revolution, wie er gezeichnet wurde. Wir 
wissen bestimmt, daſt diese Entwicklung auf den Stand von 1914 
niemals wieder zurückgeschraubt werden kann. 

Mit der „Zeit der Wirren“ im 16. und 17. Jahrhundert, so 
habe ich das Kapitel „Rußland unter dem Bolschewismus ge- 
schlossen, das ih dem Geschichtswerke Platonows angehängt 
habe, vergleicht sich von selbst, was Rußland seit 1917 durchge- 
macht hat. Diese Periode hat damals über ein Menschen- 
alter gedauert. Niemand weiß, wie viele Jahre die Überwindung 
der neuen Zeit der Wirren beanspruchen wird. Wenn die rus- 
sische Emigration, in Verzweiflung über ihr Vaterland, aber im 
Glauben an seine Zukunft, das Wort gern braucht: „Rußland 
war, aber Rußland wird sein“, so steht heute doch unzweifelhaft 
wieder fest, daß „Rußland ist!“ Es ist wieder vorhanden. 
Es ist da als Staat mit alten Tendenzen und neuer Klassenbildung. 
mit keineswegs verbrauchten physischen und geistigen Kräften 
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seines Volkes und mit einem, trotz Zerstörung und Not, kräfti- 
gen Willen zum Leben. 

Wir wünschen dem russischen Volke, daß ihm die weitere 
Entwicklung nicht wieder das Meer von Blut und Tränen bringe, 
durch das es in diesen zehn Jahren hat hindurchgehen müssen, 
und daß sich die Weiterentwicklung in friedlicher und mensch- 
licher Form vollziehe. Und wir wünschen, daß die Zusammen- 
arbeit zwischen deutschem und russischem Volke immer enger, 
die Beziehungen zwischen ihnen beiden in ihrer Interessen- 
5 und Schicksalsverbundenheit immer enger und 
ester werden! 


Rußlands Wirtschaft 


- unter dem Bolschewismus. 
Von Otto Auhagen. 


In aufrichtiger Gesinnung hat Deutschland zu der russischen 
Dezenniumfeier seine Glückwünsche ausgesprochen; wir wissen, 
wie wichtig das Gedeihen der russischen Wirtschaft für uns selbst 
ist. und wir sind überzeugt, daß die Union der Räterepubliken 
uns freundfriedliche Beziehungen sehr viel zuverlässiger ver- 
bürgt als das Zarenreich. Trotzdem fordert die historische Gerech- 
tigkeit, bei einem Rückblick auf das erste Jahrzehnt der Räte- 
herrschaft zunächst daran zu erinnern, was der Bolschewismus 
zerstört hat. Als der Krieg ausbrach, befand sich Rußland in 
einer Periode hoffnungsvollsten Aufstiegs. Zwar war das Zaren- 
reich immer noch ein Land der Rückständigkeit, keineswegs aber 
der Stagnation. Wer das heutige Rußland mit dem ehemaligen 
vergleichen will, darf nicht etwa auf die Zeit Nikolaus’ I. oder 
Alexanders III. und nicht einmal auf das Jahr 1900 zurückgehen, 
sondern auf die Jahre, die dem japanischen Kriege und der ersten 
Revolution folgten. Wer heute die russischen Großstädte besucht, 
stößt auf die Zeugen jenes Aufschwungs in Gestalt monumentaler 
Paläste von Banken, Handels- und Industrie-Gesellschaften, und 
auch in größeren Dörfern sind häufig stattliche Gebäude anzu- 
treffen, die von den ländlichen Genossenschaften in den letzten 
Jahren vor dem Kriege errichtet wurden. Die ganze Volkswirt- 
schaft einschließlich der Landwirtschaft war im Begriff, west- 
europäische Formen anzunehmen. 

Trotz dieser glänzenden Entwicklung, die auch den breitesten 
Schichten des Volkes zugute kam, war das Land vom Geist der 
Revolution unterwühlt; die Umsturzbewegung wurzelte nicht so 
ın der damaligen Lage der Arbeiter und Bauern, wie vielmehr 
in dem Druck der Versunrenkeit und vor allem in gewissen 
Charakterzügen des russischen Volkes. Durch den Krieg gelangten 
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die revolutionären Tendenzen zum Sieg. Die Zertrümmerung 
begann; ihr folgte der Wiederaufbau, der aber noch längst nicht 
so weit gelungen ist, daß die heutige Volkswirtschaft Ruſtlands 
sich an Produktivität und innerer Kraft mit der des Jahres 1913 
oder auch 1916 vergleichen kann. : 

Wir wollen aber nicht fragen, was Rußland sein könnte, wenn 
der Bolschewismus nicht gesiegt hätte; er hat gesiegt, wir haben 
mit dem historish gegebenen Rußland zu rechnen, und so 
ist für uns vor allem die Frage wichtig, ob das herrschende System 
fortschrittsfähig ist. Im Hinblick hierauf ist 1927 nicht mit 1916 
zu vergleichen, sondern mit der Zeit der tiefsten Depression, den 
Jahren 1920 bis 1922. 

Der wirtschaftliche Niedergang der ersten Jahre ist sicherlich 
nicht nur den Methoden sozialistischer Umgestaltung zuzu- 
schreiben, sondern audi der durch den Sieg des Bolschewismus 
hervorgerufenen Intervention ausländischer Mächte und vor allem 
der inneren Gegenwehr, die einen beiderseits mit Grausamkeit 
und Zerstörungswut geführten Bürgerkrieg entfesselte. Dieser 
Zeitabschnitt ist amtlich als die Periode des „Kriegskommunismus“ 
bezeichnet worden. Meist wird hierin der Versuch erblickt, nach- 
träglich zu verschleiern, daß die Räteherrschaft sofort das doktri- 
näre Ideal kommunistischer Wirtschaft habe verwirklichen 
wollen und erst nachträglich den verunglückten Versuch als vor- 
übergehenden Notbehelf abgestempelt habe. Ganz so lagen die 
Dinge indessen nicht. Anfänglich war Lenin der Überzeugung, 
daß eine sofortige Vergesellschaftung selbst auf dem Gebiet der 
Grofindustrie nicht opportun sei; er wollte allmählich vorgehen, 
abwartend, bis eine Gewerbegruppe nach der anderen zur Natio- 
nalisierung heranreifte. Die Ereignisse gingen aber über diese 
Absicht hinweg. Das private Unternehmertum war kein williges 
Werkzeug des Bolschewismus, der Bürgerkrieg wurde zu einer 
ernsten Gefahr, man durfte der Bourgeoisie die Fabriken nicht 
überlassen, und so erfolgte im Sommer 1918 die Verstaatlichung 
des gesamten Grofßgewerbes; gleichfalls unter dem Druck des 
Bürgerkrieges wurde die Freiheit des Handels aufgehoben und 
das Getreidemonopol eingeführt. 

Damit war der Sprung mitten in den sozialistischen Zukunfts- 
staat vollzogen, und nun gab man sich bald der Hoffnung hin, den 
Wirtschaftsverkehr vollends nach der Theorie des Kommunismus 
5 zu können. Angestrebt wurde die geldlose Wirtschaft; 

er Bauer wurde gezwungen, seine Überschüsse unentgeltlich 
abzugeben, um ebenso unentgeltlich die Überschüsse zu emp- 
ane n, die ihm die Stadt versprach. tatsächlich aber schuldig 
blieb. Man glaubte auf dem geraden Wege zum Endziel zu sein. 

Unter diesem Experiment, das mit der menschlichen Natur 
nicht rechnete, brach die Wirtschaft zusammen. Die Landwirt- 
schaft sank fast auf die Stufe der geschlossenen Hauswirtschaft 
herab. Der Bauer setzte sich kaum noch einen anderen Zweck 
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als den der Selbstversorgung. Getreidebau und Viehzucht gingen 
rapide zurück; vor allem wurde der Anbau technischer Kulturen 
eingeschränkt. Gegen 1913 war 1920 die Versorgung der Indu- 
strie mit Flachs auf 25 % esunken, mit Hanf auf 10 %, mit Baum- 
wolle auf 11 %, mit ad oben auf 15 %; schon aus diesem 
Grunde mußten viele Fabriken geschlossen werden. Große 
Arbeitermassen flüchteten vor dem Nahrungsmangel der Stadt 
aufs Land; in den Kohlen- und Eisenrevieren wütete der Bürger- 
krieg. So schrumpfte die Produktion von Baumwollgarn von 
3 035 000 t im Jahre 1913 auf 17 600 t im Jahre 1920/21 ein; in dem 
Zeitraum von 1913 bis 1921/22 sank die Produktion von Stein- 
kohlen von 29,0 auf 10,2 Millionen Tonnen, Erdöl von 8,8 auf 
4,3, Gußteisen von 4,2 auf 0.2. Nach dem Vorkriegswert war die 
gesamte Produktion der Industrie 1920/21 gegen 1913 auf 17,4 % 
zurückgegangen. Dabei stand das Schlimmste noch bevor: die 
Miſternte von 1921, die ein der älteren Vorräte fast gänzlich ent- 
blößtes Land traf und jene entsetzliche Hungersnot heraufbe- 
schwor, die z. B. in der Deutschen Wolga-Republik den vierten 
Teil der Bevölkerung hinwegraffte. 


Es ist erstaunlich, daß die Räteherrschaft diese Krise über- 
standen hat. An vielen. Orten führte die Unzufriedenheit des 
Volkes, auch der Industriearbeiterschaft zu hellem Aufruhr. Daß 
der Bolschewismus am Ruder blieb, war nur dem Entschluß Lenins 
zu danken, einen grundsätzlichen Wechsel in der Wirtschafts- 

olitik vorzunehmen. Noch Ende 1920 beschäftigte sich der Räte- 
iongreß mit dem Plan, die bäuerliche Wirtschaft in ein sozia- 
listisches Zwangssystem einzugliedern; nach dem Aufstand von 
Kronstadt erkannte Lenin, daß mit solchen Versuchen keine Zeit 
mehr verloren werden durfte. Am 21. März 1921 erfolgte das 
Dekret, das dem Bauern die freie Verwertung seiner Produktion 
nach Entrichtung einer Naturalabgabe gestattete. Die Triebfeder 
zur Hebung der Land wii idia war damit wieder in Gang gesetzt. 
Zugleich war damit in gewissen Grenzen der private Handel 
wieder zugelassen; die Geldwirtschaft kam wieder zu Ehren. In 
das System des Kommunismus war eine breite Bresche geschlagen. 


Von nun an geht es aufwärts, zumal nach Uberstehung der 
Hungersnot; Landwirtschaft und Industrie beginnen sich gegen- 
seitig zu befruchten. Die „Neue ökonomische Politik“ macht der 
wirtschaftlichen Vernunft immer größere Zugeständnisse. Vor 
allem gilt es, die bäuerliche Wirtschaft zu festigen. Zwar bleibt 
der Boden auch weiterhin Nationaleigentum, doch wird er durch 
den Agrarkodex von 1922 den gegenwärtigen Besitzern (den 
Gemeinden oder den Individualbesitzern) zu dauernder Nutzung 
zugesprochen; der Staat gibt es auf, die Bauern durch indirekten 
Zwang zum Kollektivismus zu bekehren. Beschäftigung von 
Lohnarbeitern und Vergrößerung der bäuerlichen Wirtschaft 
durch Pacht, durdi den Agrarkodex zunächst noch behindert, 
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werden später in weiten Grenzen zugelassen. Die Staatswirt- 
schaft, die sich bisher auf unbegrenzte Zuschüsse des Fiskus stützte, 
wird jetzt dem Gebot der Wirtschaftlichkeit unterworfen. Die 
Rätegüter sollen sich rentabler Wirtschaft befleiſtigen. Die ver- 
staatlichte Industrie wird zu Trusts und Syndikaten zusammen- 
gefaßt, die unter eigener finanzieller Verantwortung, als wenn 
sie nichts mit dem Staat gemein hätten, zu wirtschaften haben. 
Zur Ermöglichung rentabler Wirtschaft wird die Arbeitsver- 
verfassung reformiert. Der Zeitlohn wird soweit wie irgend mög- 
lich sowohl in der Industrie wie in der Landwirtschaft durch 
Stücklohn ersetzt. Scharfe Disziplin wird in den Fabriken ein- 
geführt. Der Staat selbst führt eine geordnete Finanzwirtschaft 
ein; er verzichtet auf die unbeschränkte Anwendung der Noten- 
presse und zieht an Steuern soviel aus der Wirtschaft, daß er 
nicht nur seine Ausgaben für Heer und Verwaltung bestreiten 
kann, sondern auch große Summen zur Verfügung hat, um die 
Weiterentwicklung der Wirtschaft zu leiten. Hand in Hand hier- 
mit erfolgt die Reform des Geldwesens; zwar fehlt dem Tscher- 
wonez die internationale Freizügigkeit und sein gesetzlicher Wert 
ist daher nur fiktiv, trotzdem aber gibt er dem inneren Wirt- 
schaftsverkehr die nötige Stabilität zurück. Auf der Grundlage 
der gefestigten Währung baut sich ein: neues Kreditsystem auf, 
getragen vor allem von der Staatsbank; für die Bauern sorgt 
insbesondere die Landwirtschaftliche Zentralbank. Auch das 
Genossenschaftswesen, das in der Periode des Kriegskommunis- 
mus ganz eingeschrumpft war, gelangt zu neuer Entfaltung; die 
Konsumgenossenschaften beherrschen heute weit über die Hälfte 
des für sie in Betracht kommenden Warenumsatzes, und auch die 
landwirtschaftlihen Genossenschaften befinden sidi in gedeih- 
lihem Aufschwung. 

Von vornherein war indessen die „Neue Wirtschaftspolitik“ 
nur als Übergangsstadium, als unvermeidlicher Umweg gedacht, 
nicht als endgültige Preisgabe des kommunistischen Ideals. Die 
politischen Vorrechte der Arbeiter und Bauern werden nicht 
angetastet. Der Staat will nur ein Staat des arbeitenden Volkes 
sein; Ausnutzer fremder Arbeit werden allenfalls geduldet, 
politisch aber entrechtet. Wenn auch die neue Wirtschaftspolitik 
vom Arbeiter höhere Leistung fordert, so will sie ihm doch seinen 
Lohn nicht verkürzen; vielfach ist dieser (auch als Reallohn) höher 
als vor dem Kriege, zumal bei Einrechnung der viel höheren 
Gewährungen der Sozialversicherung und der bei vollem Lohn 
zustehenden Urlaubszeit. Auch nehmen Arbeiter und Bauern 
heute in viel größerem Umfang an den Kulturgütern und Bil- 
en teil. Die hohen Kosten der Arbeit, hier und 
da auch die gesteigerten Ansprüche der Werk- und Wohnungs- 
hygiene tragen neben den Unvollkommenheiten des „Staats- 
kapitalismus“ dazu bei, die Produktionskosten der Industrie und 
des Bergbaus über die Vorkriegshöhe zu heben. Die Preise für 
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landwirtschaftliche Erzeugnisse werden dagegen vom Staat künst- 
lich niedrig gehalten, und so bildete sich im Sommer 1923 ein 
starkes Miſtverhältnis zwischen Agrar- und Industriepreisen 
heraus, jene Schere, die seitdem ein Gegenstand besonderer Sorge 
geblieben ist. 


Die guten Wirkungen der neuen Wirtschaftspolitik sind nicht 
ausgeblieben. Die industrielle Produktion hat quantitativ im 
allgemeinen — mit der allerdings sehr wichtigen Ausnahme der 
Eisenindustrie — das Vorkriegsmaſt so ziemlich erreicht; wenn 
trotzdem an vielen Erzeugnissen ein empfindlicher Mangel 
herrscht, so erklärt sich dies leicht aus der Zunahme der Bevölke- 
rung, aus der politischen Abtrennung wichtiger Produktions- 
zentren (vor allem Lodz) und der Geringfügigkeit der Einfuhr. 
Die Landwirtschaft unterliegt selbstverständlich den Schwankun- 
gen der Ernte; aber auch sie ist nicht mehr allzu weit von der 
Vorkriegsproduktion entfernt; das noch verbleibende Minus (viel- 
leicht 10 %) fällt allerdings für die Ausfuhr schwer in die Wag- 
schale. Alles in allem aber ist die Lage noch sehr unbefriedigend, 
wie dies ja auch von höchsten amtlichen Stellen immer wieder 
anerkannt wird. Durch die hohen Produktionskosten der Indu- 
strie und die hohen Zuschläge des staatlichen und genossenschaft- 
lichen Handels wird die Ausfuhr sehr gehemmt, und damit wird 
auch die Möglichkeit, wichtige Produktionsmittel ohne Inanspruch- 
nahme von Kredit einzuführen, in engen Grenzen gehalten. In 
der Landwirtschaft könnten sich die Kräfte ganz anders regen, 
wenn die von ihr benötigten Produktionsmittel in größerem Um- 
fange und zu niedrigerem Preise zur Verfügung ständen. 


Die Hoffnung auf eine immer weiter führende Evolution der 
russischen Wirtschaftspolitik in der 1921 eingeschlagenen Rich- 
tung ist nicht in Erfüllung gegangen. Im Gegenteil: es fehlt nicht 
an starken Rückschlägen. Es sei an die Zeit erinnert, wo Privat- 
unternehmer, die im Zeichen der NEP gute Geschäfte gemacht 
hatten, in großer Zahl das Schicksal der Vermögenskonfiskation 
und der Verschikung erlitten. Wenn das rechtlich Zulässige 
politisch mißliebig erscheint. so tritt die G. P. U. in Tätigkeit, und 
so ist Rußland noch weit davon entfernt, ein Rechtsstaat zu sein. 
Dies übt auf die Entwicklung des Volkes in jeder Beziehung, 
nicht zum mindesten auf das Wirtschaftsleben einen höchst 
bedenklichen Druck aus. Rückschrittlich ist auch der Kurs, der 
neuerdings gegenüber der tüchtigsten Schicht der Bauern einge- 
schlagen worden ist. Der Begriff des „Kulak“ ist sehr erweitert 
worden. Politisch und Wiss lich werden die stärksten Indi- 
vidualitäten, die besten Träger des land wirtschaftlichen Fort- 
schritts unter Druck gehalten. Ich kann mich des Eindrucks nicht 
erwehren. daR die Regierung mit dieser Politik bestrebt ist, der 
Opposition den Wind aus den Segeln zu nehmen; die große 
Autorität Lenins hätte dieses Lavierens kaum bedurft. 
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Trotz aller Mängel des jetzigen Systems vermag ich den 
Pessimismus nicht zu teilen, mit dem die Zukunft der Rätewirt- 
schaft heute vielfach beurteilt wird. Wieder einmal wird die 
baldige Katastrophe als unvermeidlich prophezeit (z. B. von 
‚ugow im Novemberheft der „Gesellschaft“). Nirgends in Ruß- 
and habe ich das Gefühl gehabt, daß das Land einer Katastrophe 
entgegengeht; den aktiven Trägern des jetzigen Systems, Be- 
amten, Werkleitern, Arbeitern, Bauern liegen derartige Gedan- 
ken fern; bei ihnen herrscht die als Selbstverständlichkeit emp- 
fundene Zuversicht, daß es auch in Zukunft, wenn auc vielleicht 
langsam, langsam aufwärts gehen wird. Schwarzseherische Urteile 

e ich nur von solchen gehört, die heute zur Seite gedrängt 
sind, Personen, denen man menschliches Mitgefühl vielfach in 
hohem Maße zollen muß, deren Wünsche aber für den Gang der 
Dinge bedeutungslos sind. 


Besonders wird heute darauf hingewiesen, daß der Fortschritt 
der Industrie, insbesondere die Wiederzunahme ihrer Produktion 
nur so lange lebhaft sein konnte, als sich die Entwicklung auf 
die Wiederbenutzung der alten Betriebsanlagen zu stützen ver- 
mochte; dieser Proze sei jetzt im wesentlichen beendet; nunmehr 
habe die Industrie mit zunehmender Abnutzung der alten, oft ja 
sehr alten Anlagen zu tun. Ein riesiges Kapital müsse in kurzer 
Frist zur Erneuerung aufgewandt werden, vor allem zur Beschaf- 
fung von Maschinen aus dem Auslande; Rußlands Ausfuhr sei 
viel zu gering, um eine derartige Einfuhr in genügendem Um- 
fange zuzulassen; an hinreichende Ausländskrediie sei gleichfalls 
nicht zu denken, und daher müsse die russische Industrie großen- 
teils in naher Zukunft zusammenbrechen. Solche Betrachtungen 
stützen sich gern auf Äußerungen russischer Publizisten; man 
muß aber wissen, wie extrem ungünstig oft die Kritik wirtschaft- 
licher Dinge im russischen Zeitungen und Zeitschriften lautet; 
wenn das alles zuträfe, so wäre es nur als ein Wunder zu be- 


zeichnen, daß Rußland überhaupt noch lebt. 


Die Regierung stellt eine andere Rechnung auf. Danach 
werfen die meisten Industriezweige beträchtliche Überschüsse ab. 
Aus diesen Erträgen und den Zuwendungen des Staates, der 
seinerseits als Steuerfiskus aus der Wirtschaft schöpft, werden 
gewaltige Summen für Erneuerung und Erweiterung des indu- 
striellen Grundkapitals bereitgestellt, die in ihrer Gesamtheit 
nach der amtlichen Darstellung die Summe der Abnutzung weit 
überragen. So sollte im abgelaufenen Wirtschaftsjahr über eine 
Milliarde Rubel neu investiert werden, in diesem Jahre noch 
einige Hundert Millionen mehr. Dagegen wird eingewandt, daß 
die Re ierung die Abnutzung viel zu gering einschätze und die 
wirkliche Neuinvestierung viel geringer sei als nach der buch- 
mäßigen Rechnung, da diese viele faux frais enthalte. Lassen wir 
die Zahlen beiseite: ziffernmäßig ist es dem Auſtenstehenden 
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kaum möglich, für einen bestimmten Zeitpunkt nachzuweisen, 
wer recht hat. Ich stütze mein Urteil auf die große Entwicklungs- 
linie seit 1921 und meinen im Lande gewonnenen Eindruck; 
danach zweifle ich nicht, daß das Grundkapital der Industrie und 
des Bergbaus heute einen viel höheren Wert darstellt als 1921, 
auch wenn für diesen Ausgangspunkt des Vergleichs die zu jener 
Zeit brachliegenden Anlagen — aber zu einem Wert, der ihrem 
damaligen Zustande entspricht — in Rechnung gestellt werden. 


Erst recht gilt dies für die Landwirtschaft. Zwar klagt der 
Bauer über unzureichendes Inventar und über dessen starke 
Abnutzung. Trotzdem stellt das Anlagekapital der russischen 
Landwirtschaft (Gebäude, Geräte, Maschinen, Vieh usw.) heute 
einen weit größeren Wert dar als 1922, und diese Zunahme setzt 
sich von Jahr zu Jahr fort. 


Zudem bereitet sich durch die Agrarreform (Landeinrichtung) 
ein großer Umschwung in der russischen Landwirtschaft vor. 
Vielleicht schon in einem Jahrzehnt wird diese Reform, wenig- 
stens in ihrem ersten grundlegenden Ansatz, zu Ende geführt 
sein. Der Bauer zeigt Peale einen viel größeren Eifer und viel 
besseres Verständnis für die Mittel und Wege des Fortschritts 
als ehedem; es sei darauf hingewiesen, wie empfänglich er für 
die Bestrebungen der Regierung ist, das Land mit verbessertem 
Saatgut zu versorgen; Su mit den Traktoren, die alljährlich der 
Landwirtschaft zu Tausenden zugeführt werden, wissen die 
Bauern gut umzugehen; um einen Traktor zu erhalten, sind sie 
an bereit, Maschinengenossenschaften zu bilden oder audı 
ollektivistische Wirtschaft zu betreiben. Die heutigen Boden- 
55 (ich spreche nicht von dem Kollektivierungs- 
eber der ersten Revolutions jahre) sind technisch der gewöhn- 
lichen Bauernwirtschaft bei weitem überlegen. Allerdings fehlt 
es der land wirtschaftlichen Entwicklung nicht an bedenklichen 
Seiten; abgesehen von den Hemmungen, denen die kräftigsten 
Einzelbetriebe unterliegen, ist vor allem der zunehmenden Ver- 
zwergung der bäuerlichen Wirtschaft zu gedenken. 


Trotzdem ist nach meiner Überzeugung für absehbare Zeit 
eine Zunahme nicht nur der land wirtschaftlichen Produktion, 
sondern auch ihrer Überschüsse zu erwarten. Auch die Ausfuhr 
wird voraussichtlich langsam steigen, vielleicht weniger von Ge- 
treide als von Erzeugnissen technischer Kulturen und der Vieh- 
zucht. Auch ist mit Sicherheit eine weitere starke Zunahme der 
Baumwollproduktion und dementsprechend eine Entlastung der 
Handelsbilanz zu erwarten. Im übrigen führt Rußland nicht nur 
landwirtschaftliche Erzeugnisse aus, sondern auch Holz, Naphtha 
und andere Dinge. Ich glaube daher, daft Rußland in der Lage 
sein wird, die Einfuhr von Maschinen in zunehmendem Malte 
aus dem Aktivsaldo seiner Handelsbilanz zu bestreiten. Aus- 
ländischer Kredit würde ihm ermöglichen, seine Wirtschaft 
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schneller zu heben. Bleiben diese aus, so setzt sich die Entwick- 
lung der letzten Jahre fort: langsamer Fortschritt im wesentlichen 
aus eigener Krait. 

Wenn nun aber wieder eine Mißernte eintritt? Sie wird nicht 
ausbleiben. Doch auch sie wird von dem Rätesystem überstanden 
werden. Ein so unglückliches Zusammentreffen der Umstände 
wie 1921 wird sich nicht wiederholen. 


Die auswärtige Politik der USSR. 


(Betrachtungen zum zehnjährigen Jubiläum.) 


Ä Von Th. Rothstein, 
Mitglied des Kollegiums für Auswärtige Angelegenheiten (Narkomindel) der 
UdSSR in Moskau. 


.. . haben die Arbeiter die Pflicht gelehrt 
die einfachen Gesetze der Moral und des Rechts, 
die die Beziehungen von Privatpersonen regeln 
sollten, als die obersten Gesetze des Verkehrs 
der Nationen untereinander gelten zu machen. 
Karl Marx. 


Die auswärtige Politik eines Staates, mag sie sich national 
oder anders nennen, wird von den, letzten Endes, in den Inter- 
essen verankerten Gesichtspunkten derjenigen Klasse bestimmt, 
die in der gegebenen Gesellschaft die Macht besitzt. Da die In- 
teressen und die Gesichtspunkte dieser Klasse auch für die innere 
Politik maßgebend sind, so ist die auswärtige Politik in allem 
wesentlichen eine Fortsetzung der inneren Bolitik — „nur auf 
anderem Gebiete“. 

Im Sowjetstaate gehört die Macht der Arbeiterklasse, die vor 
zehn Jahren auf revolutionärem Wege die Staatsgewalt errungen. ` 
hat und seitdem bestrebt ist, die gesamte Gesellschaftsordnung 
auf Grund der ihren Interessen entsprechenden sozialistischen 
Prinzipien umzustellen. Demgemäfß sind auch für die auswärtige 
Politik des Sowjetstaates die sozialistischen Grundsätze maß- 
gebend. Das bedeutet Absage an die Vergewaltigung der Völker 
— also Absage an den Imperialismus, koloniale Herrschaft, den 
Militarismus, Bekundung des Friedenswillens, der Gleichberech- 
tigung aller Völker, Nationen, Rassen, absolute Selbstbestimmung 
der Nationalitäten. Alles dies ist innerhalb des Staates selbst 
verwirklicht worden. Genau dieselben Grundsätze gelten als 
Richtschnur für die auswärtige Politik des Staates. Im Osten, wo 
der Sowjetstaat seinen Willen am reinsten durchzusetzen ver- 
mocht hat, sind diese Grundsätze auch am vollständigsten in die 
Tat umgesetzt worden. Die Friedens- und Freundschaftsverträge 
mit der Türkei, Persien und Afghanistan, die sämtlich 1921 ge- 
schlossen wurden, sind Musterbeispiele einer Politik, die sich von 
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den Grundsätzen der Gewalt losgesagt hat und von dem Geiste 
der internationalen Gleichberechtigung und nationalem Selbst- 
bestimmungsrechte getragen wird. Genau dieselben Grundsätze 
hat sie auch gegenüber China 1924 angewandt. Schmählich von 
seinen ehemaligen Kriegsverbündeten verraten, hat China aus 
den Händen des Sowjetstaates alles, was das imperialistische 
Zarentum bei verschiedenen Gelegenheiten zusammengeraubt 
hatte, zurückbekommen und ist vertragsmäfig als gleichberech- 
tigter souveräner Staat anerkannt worden. Die Kapitulationen, 
der Anteil an der Boxer-Entschädigung, die Anleihen, die Eisen- 
bahnkonzessionen und die Exterritorialrechte nebst der konsula- 
rischen Jurisdiktion und den Ausbeutungsrecten in der Zone 
der ostchinesischen Eisenbahn wurden für null und nichtig er- 
klärt. Noch nie in der Menschengeschichte hat irgend ein Staat, 
ohne besiegt zu sein, aus freiem Entschluß, solche Verträge ab- 
geschlossen. 


Haben in bezug auf die bürgerliche Welt des Westens andere 
Grundsätze gegolten? Man erinnere sich der gewaltigen Kopf- 
schmerzen, die sich die deutschen und österreichischen Herren 
seinerzeit machten, um das Schicksal des „befreiten“ Polens zu 
entscheiden. Der neu entstandene Sowjetstaat aber zögerte 
keinen Augenblick, die Freiheit und das unbegrenzte Selbst- 
bestimmungsrecht Polens sofort feierlich anzuerkennen. Nicht 
anders war es mit Finnland und später mit den drei anderen 
Baltenstaaten. Nicht immer hatte der Sowjetstaat die Möglich- 
keit zu handeln, aber von keinem anderen Staate wurden die 
Vergewaltigungen von Versailles und den sonstigen „Friedens- 
verträgen', der tückische Zeligowski-Streich in Wi na, der Ruhr- 
Einbruch und die heuchlerische Tätigkeit des sogenannten Völker- 
bundes mit solchen wuchtigen Worten öffentlich gebrandmarkt 
wie vom Sowjetstaate. 


Ein Staat, der sowohl innerhalb wie auch außerhalb seiner 
Grenzen gegen gewaltsame Aneignung von Territorien und Völ- 
kern eingestellt ist, kann die Gewalt als Mittel zur Regelung der 
internationalen Beziehungen nur dann anerkennen, wenn sie zur 
Wiederherstellung der niedergerissenen Rechte gebraucht wird. 
In diesem Sinne ist der Sowjetstaat keineswegs pazifistisch. Er an- 
erkennt das alte gute Recht der unterdrückten Völker auf Rebel- 
lion und Befreiungskrieg, wie es seinerzeit das deutsche Volk oder 
die Italiener für sich in Anspruch nahmen, und nimmt kein Blatt 
vor den Mund, um seine Sympathie für die „peoples rightly 
struggling to be free“, wie es einst der englische Liberalismus 
5 hat, zu verkünden. Eben aber deshalb, eben weil ein 

\rieg entweder zu Eroberungs- und Unterjochungszwecken oder 
als Befreiungskrieg geführt werden kann, schaltet der Sowjetstaat 
die Kriegswaffe aus seinem eigenen auſtenpolitischen Arsenal aus 
und baut seine auswärtige Politik fest auf dem Boden des Frie- 
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dens auf. Der Sowjetstaat, der die Völker seines Verbandes be- 
freit hat, hat à fortiori niemanden anderswo zu erobern, nieman- 
den auszubeuten und auch niemanden zu verschachern. Er, der 
Staat der Arbeiterklasse, die den Kapitalismus und den Imperia- 
lismus abgeschafft hat, braucht auch keine Kolonien oder Ein- 
flußsphären und keine Gebiete zur Kapitalanlage. Im Gegenteil, 
da er das Hauptziel seines Seins darin erblickt, eine vollständige 
sozialistische und in der Zukunft kommunistische Gesellschaft 
aufzubauen, so hat er nicht nur keine Anregung Kriege zu führen, 
sondern will alles Mögliche aufwenden, um von auswärtigen Ver- 
wicklungen frei, in seiner Arbeit ungestört zu bleiben. Das 
historische Friedensdekret, das die Sowjetregierung am zweiten 
Tage ihres Bestehens, am 8. November 1917, erließ, war nicht nur 
ein durch die damalige Kriegslage bestimmter Notruf, sondern 
ein auf dem von der Revolution ausgestellten Mandat beruhendes 
Dauerprogramm. Der Sowjetstaat braucht keine Kriege und hat 
auch keine Zeit für sie, und seit dem ersten Friedensangebot an 
den „Feind“, sowohl wie an die „alliierten und assoziierten“ 
Mächte bis zu den letzten Neutralitäts- und Nichtangriffsverhand- 
lungen mit den Baltenstaaten ist der Drang nach dem Frieden das 
Leitmotiv seiner auswärtigen Politik geblieben. 

Gerade aber diese Grundsätze einer tatsächlich im Äußeren 
wie im Inneren durchgeführten Politik sind es gewesen, die dem 
Sowjetstaate ungeheure Schwierigkeiten in seinen auswärtigen 
Beziehungen verschafft haben. Ein Staat, der aus einer gewalti- 

en, alle bis jetzt gültigen Eigentums- und sonstigen gesellschaft- 
ichen Verhältnisse umwälzenden Revolution entstanden war, 
konnte natürlich auf die Gunst der übrigen, der bürgerlichen, 
Welt nicht hoffen. 1 der bewaffneten fremden Inter- 
vention und einer von außen her geschützten und organisierten 
Konterrevolution nebst Blockade, die selbst ein „revolutionäres“ 
und sozialdemokratisches Deutschland mitmachte, stehen als blu- 
tige Zeugen einer Gesinnung da, die von der gesamten bürger- 
lichen Welt dem neuen proletarischen Staate gegenüber gehegt 
wurde. Da aber dieses Ungeheuer und diese Miſtgeburt, trotz 
aller feindlichen Bemühungen, doch bestehen blieb, so mußte die 
Welt sich mit ihm nun schließlich abfinden und, da die eigene 
materielle Not groß war, und die Arbeitermassen sich überall 
immer leidenschaftlicher der Sache des angegriffenen Staates an- 
nahmen, sogar mit ihm Beziehungen anknüpfen und Verträge 
schließen. Aber jene Friedens- und Freiheitsprinzipien, auf 
denen das ganze Wesen des neuen Staates und seine Auswirkun- 
gen nach außen beruhte, blieben auch bestehen, und mit ihnen 
onnte die von den großen imperialistischen Mächten geleitete 
und beeinflußte Welt sich so leicht nicht aussöhnen. Für sie, die 
die Schlagworte von Demokratie und nationalem Selbstbestim- 
mungsrecht (besonders seit dem Kriege) so oft herausposaunte, 
ertönten diese Schlagworte, sobald sie in die Tat umgesetzt wur- 
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den, als eine nie dagewesene Herausforderung an alles, was sie 
für heilig hielt. Diese Welt fühlte, daß die vom Sowjetstaate 
verkündeten und auch tatsächlich angewandten Prinzipien überall 
in den von dem Imperialismus beherrschten Ländern sie bloß- 
stellen, eine Auflehnung gegen ihre Gewaltpolitik hervorrufen 
und die betreffenden Völker, jetzt im Rücken gesichert, gefestigt 
und gestärkt, zum Kampfe gegen ihre Unterdrücker und Aus- 
beuter ermutigen. Das war tatsächlich der Fall im ganzen Osten: 
überall wurden die mit dem Sowjetstaate geschlossenen Friedens- 
und Freundschaftsverträge zum Signal einer nationalfreiheit- 
lichen Bewegung, die verschiedene Formen, sei es einer Revolu- 
tion (China), eines Freiheitskrieges (die Türkei und Afghanistan), 
oder einer scharfen Änderung in der Orientierung der auswärti- 
gen Politik (Persien), annahm, und überall führten sie zu einer 
5 Erschütterung der Machtstellung der imperialistischen 
achte. 

In Europa, wo die Dinge natürlich ganz anders lagen, hatte 
die Politik des Sowjetstaates nicht dieselbe Wirkung. Wenn aber 
Rapallo dem Sow jetstaate die erste und wertvollste Anerkennung 
seitens eines Großstaates brachte, so war es auch für das von allen 
Seiten gehetzte und gemarterte Deutschland nicht ohne Wert. 
Diejenigen, die Locarno als einen glücklichen Wendepunkt in 
den auswärtigen Beziehungen ihres Landes betrachten und ihren 
östlichen Nachbarn beiseite zu schieben geneigt sind, sollten sich 
daran erinnern, daf ohne Rapallo — kein Locarno, in der Vergan- 
genheit wie in der Zukunft. Für die imperialistischen Mächte 
aber war Rapallo jedenfalls auch ein empfindlicher Schlag, der, 
denjenigen im Osten auf den Fersen folgend, dem Sowjetstaat 
den Ruf eines unerträglichen Störenfriedes verschaffte. Das war 
eben das neue Schlagwort, das jetzt, nachdem die älteren von den 
„deutschen Agenten‘, „Abenteuern“, „Tyrannen! usw. keinen 
Hund mehr vom Ofen lockten, geprägt wurde, um die Angst um 
die eigenen Raub- und Ausbeutungsinteressen zu verhüllen und 
den neutralen Mächten eine Gänsehaut aufzujagen. Die ein- 
fachen, akademisch auch von der übrigen Welt anerkannten 
Grundsätze der Sowjetpolitik, wurden als Propaganda der Dritten 
Internationale dargestellt, die gegen den Imperialismus gerichte- 
ten nationalen Bewegungen wurden als das Werk der mit 
schwerem Gold versehenen Geheimagenten bezeichnet und das, 
was sowohl der Form wie dem Wesen nach ein Abscheu vor 
Gewalt und Knechtung war, wurde zum „roten Imperialismus“ 
dreist verdreht. Um diese Schlagworte, durch tausende Kanäle 
und Kanaillen getragen, von Banken- und Petroleuminteressen- 
ten materiell unterstützt, von Staatsstreichlern und sonstigen 
Staatsmännern“, die ihr schmutziges Werk vertuschen wollten, 
geschürt, erhielten weiten Lauf selbst in nicht beteiligten Ländern 
und erschwerten dem Sowjetstaate ungeheuer seine Arbeit auf 
dem Gebiete der auswärtigen Beziehungen. 
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Aber selbst das Bekennen des Sowjetstaates zum Frieden, 
das praktisch darin sich ausdrückt, daß er ein auf das Minimum 
reduziertes Heer von etwa 600000 Mann gegenüber ebenso 
starken Armeen Polens und Rumäniens allein unterhält, daß 
seine Militärausgaben nur etwa 16 % vom Gesamtbudget aus- 
machten, gegenüber 35 % in Polen, 20 % in Rumänien und 22,5 % 
selbst im kleinen Estland, und daß dieses Heer, wie das gesamte 
Volk überhaupt nicht auf Angriff, sondern bloß auf Verteidigung 
technisch und psychologisch eingestellt ist — dieser Umstand hat 
auch die Aufgabe des Sowjetstaates auf dem auswärtigen Gebiete 
nicht erleichtert in einer Welt, wo der Wert der Freundschaft mit 
einem Staate nach der Zahl der von ihm verfügbaren Bataillone 
zum Zweck eines auswärtigen Krieges und sein politisches 
Prestige nach seiner Bereitschaft, sofort mit der gepanzerten 
Faust einzugreifen, wo seine Interessen (sogar vermeintlichen) 
angetastet werden, gemessen wird. Da hat selbst ein pazifistischer 
Lloyd George, dem obendrein als Engländer ein starkes „Ruf- 
land“ gar nicht in den Kram passen sollte, unlängst einen Seufzer 
ausgestoßen, daR die Sowjetunion so „schwach“ sei! Wäre doch 
ein starkes „Rußland“ ein bündnisfähigerer Staat gewesen, mit 
dem man verschiedene Kombinationen auf dem imperialistischen 
Schachbrett hätte machen können! Weil aber dem nicht so ist, 
weil die Sowjetunion, ihrer höheren Aufgaben im Inneren wie 
im Äußeren eingedenk, sich von ihrem Friedenswerke nicht ab- 
lenken und sich einem beliebigen Rumänien, oder Bulgarien oder 
einem kleinen, von außen her dirigierten baltischen Kleinstaate 
oder gar von einem Banditenchef wie Chang-Tso-Lin „straflos“ 
brüskieren läßt, verliert sie das Gesicht für die bürgerliche Welt 
und büſtt an Einfluß und Anziehungskraft ein. Man macht ihr — 
selbst von freundschaftlicher Seite — Vorwürfe, daß sie sich selbst 
isoliert, und wenn sie zum Gegenstand eines ganz und gar unpro- 
vozierten Angriffes wird, wird sie, und nicht der Angreifer, zum 
Hauptschuldigen gemacht. 

Faßt man alle diese Umstände, die wir oben (vielleicht allzu 
ausführlich) skizziert haben, ins Auge, so wird man leicht be- 
greifen, was für einen ungeheuerlich schwierigen Weg der Sowjet- 
staat auf dem auswärtigen Gebiete in den zehn Ann seines 
Bestehens zurückgelegt hat. Drei Jahre brauchte er, um seine 
Existenz mitten in dem Feuerringe zuerst des imperialistischen 
Krieges und dann der Intervention und Konterrevolution zu 
retten. Seine auswärtige Politik war damals eine Politik nicht 
nur mit „anderen“, sondern auch mit den ihr selbst eigenen 
Mitteln, die sich in einem endlosen Strom der Friedensangebote 
sowohl an die Regierungen wie auch direkt an die Völker doku- 
mentierten und endlich den politischen Widerstand der Feinde 
brachen. Zweifellos haben dazu auch die schon 1919 angeknüpf- 
ten Verhandlungen mit den orientalischen Staaten beigetragen. 
indem sie in die Brust der Intervenienten-Allianz, ganz beson- 
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ders aber in die der Engländer, die heilsame Furcht eingeflößt 
hatten. Dann begann die von der englischen Initiative inau- 

rierte und von de: allgemeinen Enttäuschung über das magere 
1 der Intervention und Konterrevolution inspirierte Ara 
der sogenannten faktischen, auf provisorischen Händelsahkommen 
begründeten Beziehungen, derer weiterer Ausbau aber in Genua 
und in der Haag von Petroleumkönigen, denen es auf das Ganze 
ging, von den Franzosen, die über den Rapallovertrag empört 
waren, und von den Berserkerstreichen des Lord Curzon, der im 
Mai 1923 ein Ultimatum an die Sowjetregierung schickte, gestört 
wurde. Ende 1923 aber kam Lord Curzon samt seiner Regierung 
zu Fall. Der Rapallovertrag, der in der schwierigen Zeit des 
Ruhreinbruches Deutschlands Rücken im Osten gegen etwaige 
Nachahmungsgelüste Polens deckte, erwies sich al- ein nicht zu 
miezschiberder Faktor in der Gestaltung der Dinge in 
Europa. Und die Türkei, sich an die Freundschaft der 
Sowjetunion anlehnend, zeigte auch keine Spur von Mürbig- 
keit und wollte keinen Kotau vor dem mächtigen England 
machen. Damit wurde die Lage auch für die formelle An- 
erkennung der Sowjetunion reif. Anfang 1924 wetteiferten 
die englische Arbeiterregierung und die Regierung Italiens, wer 
von den beiden als erste den entscheidenden Schritt machen 
würde, und die beiden Anerkennungen de jure kamen dicht nach- 
einander. Darauf folgten (einschließlich Frankreich) bis zum 
Jahresende die anderen und dann, als die konservative Regie- 
rung Englands mit Hilfe des famosen Zinowiew-Briefes ans Ruder 
zurückkehrte und die unterdessen zwischen der Sowjetregierung 
und der Regierung Macdonalds zustandegebrachten Verträge so 
mutwillig zerrift, trat eine Pause ein. Nur noch China 1924 und 
Japan 1925, wie auch Mexiko im erstgenannten Jahre und Uruguay 
1926 (von Albanien, deren Fan-Noli-Regierung bald nach seiner An- 
näherung an die Sowjetunion gestürzt wurde, abgesehen) gaben 
der Sowjetregierung ihre formelle Anerkennung. In Europa 
selbst aber blieb es mäuschenstill, da die ausgebliebenen kleineren 
Mächte nicht mehr wagten, gegen eine so offene Bekundung der 
feindlichen Gesinnung gegen die Sowjetunion seitens Englands 
durch eine Annäherung an sie zu demonstrieren. Sie zogen es 
vor, lieber abzuwarten, bis sih die Dinge klarer entwickelt 
hätten, als um die schönen Augen der Sowjetregierung in einen 
unerquicklichen Zank mit En and zu geraten. 

Das Jahr 1924 war somit de: Höhepunkt des internationalen 
Prestiges der Sowjetunion, und alle Welt lobte die Gescicklich- 
keit ihrer auswärtigen Politik. Dann aber trat die obenerwähnte 
Pause ein. London begann sich Berlin zu nähern, es kam Locarno, 
es wurden Fäden zwischen England und den „Randstaaten“ ge- 
sponnen, und selbst in Polen nahm der englische Einfluß merklich 
zu. Zur selben Zeit machten englische Minister und die englische 
Presse gegen die Sowjetunion Stimmung. Man sprach von der 
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Sowjetregierung in dem alten guten Stil der Interventionszeit, 
man kolportierte allerlei Erfindungen, Fälschungen und Ver- 
drehungen über das Land und die Regierenden der Sowjets, und 
wo nur etwas Unbequemes passierte, wurde prompt die „Hand 
Moskaus entdeckt und feierlich „blofgestelft“. atürlich tat 
man dies alles nicht, Gott bewahre, um der schmutzigen Aus- 
beutungsinteressen im Osten und anderswo willen, sondern im 
Namen der idealsten Güter der Zivilisation, die von dem Bolsche- 
wismus angeblich bedroht waren, und da die Gunst Englands ein 
ziemlich wertvoller Posten in den Bank- und sonstigen Bilanzen 
bildet, machte man diese Hetze gern überall mit, da, wo es von 
Nutzen sein könnte. 


Es mag indes zugegeben werden, daß ein reeller, wenn 
auch unberechtigter Boden für Unzufriedenheit mit dem Sow jet- 
staate nicht allein in England vorhanden war, und zwar in bezug 
auf die verhältnismäßig schwachen Ergebnisse des mit ihm ange- 
knüpften Handelsverkehrs. In der Tat, trotz der großen Fort- 
schritte auf fast allen wirtschaftlichen Gebieten, die in den letzten 
Jahren von der Sowjetunion gemacht wurden, erreicht sein aus- 
wärtiger Handel kaum mehr als die Hälfte des Vorkriegsum- 
fanges, infolge des Geld- und Warenkreditemangels und der 
infolge des stark zugenommenen inneren Konsums verringerten 
Ausfuhr von Getreide und anderen landwirtschaftlichen Produk- 
ten. Dieser Mifstand aber wird der wirtschaftlichen Monopol- 
politik der Union zugeschrieben und somit zu einer Beschuldigung 
des Sowjetstaates gemacht. Die Wahrheit aber ist, daß obschon 
das Handelsmonopol eine Hemmung für das indiskrimi- 
nierte Eindrängen von ausländischen Verbraudisartikeln und 
auswärtigem Kapital bilden mag (was ein obsolut notwendiges 
Sicherheitsmittel für das Werk der Industrialisierung des Landes 
ist), es keineswegs die Entwicklung der Handelsbeziehungen mit 
dem Auslande stört, sondern im Gegenteil fördert, in dem Maße 
wie der Sowjetstaat, sei es durch die Erweiterung seiner Indu- 
strie und seiner Ausfuhr, sei es auf dem Wege der ausländischen 
Kredite, kaufkräftiger wird. 


Die auswärtige Politik der Sowjetunion blieb gegenüber der 
sich ändernden Lage nicht passiv. Angesichts der neuen Orien- 
tierung Deutschlands zugunsten des Westens und des Völker- 
bundes trat die Sowjetunion an die Welt, und, in erster Reihe. 
an Deutschland, mit dem Vorschlag eines Nichtangriffs- und Neu- 
tralitätsvertrages heran. Der Sinn sollte sein: dem Kontrahenten 
eine Sicherheit gegen die Gefahr des „roten Imperialismus“ zu 
gewähren, damit er ruhig schlafen könne und sich nicht durch 
auswärtige Lüge verhetzen liesse; für sich selbst die Gefahr einer 
feindlichen Einheitsfront zu vermindern und somit die Anbahnung 
freundschaftlicherer Beziehungen mit sämtlichen Staaten, insbe- 
sonders Nachbarstaaten, vorzubereiten; für die Welt überhaupt 
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eine Vermehrung der Chancen der Erhaltung des Friedens zu 
erzielen, was indirekt auch der Sowjetunion selbst zum Nutzen 
gereichen würde. Der Inhalt der vorgeschlagenen Pakte war 
ganz einfach: Die beiden Parteien verpflichten sich, einander 
nicht anzugreifen, an keinen der einen oder der anderen partei- 
feindlichen Koalitionen oder Aktionen teilzunehmen und, falls 
eine oder die andere Partei in einen von ihr unprovozierten 
Krieg mit einer dritten Macht gerät, an diesem Kriege sich in 
keiner Weise zu beteiligen, sondern sich neutral zu verhalten, 
damit der Krieg nicht weiter um sich greife. Das sind rein 
negative Bedingungen, die sich eben dadurch auszeichnen, daß 
sie. ungleich einem Bündnisvertrag, keine Spitze gegen irgend 
welche dritte Partei enthalten und zu selber Zeit die Friedens- 
und Freundschaftsbeziehungen zwischen den betreffenden Staa- 
ten vollständig sicherstellen. Das alte französische Wort von 
Bundesgenossen: „ils s'aiment toujours contre quelqu'un“ wird 
in diesem Falle zu einer Lüge und Verleumdung. Könnte oder 
wollte die Welt unter sich solche auf negativen Formulierungen 
aufgebauten Pakte schlieſten, so könnte sie ganz bequem und mit 
wirklichem Nutzen nicht nur ohne Genfer Protokoll oder laut- 
sprechende Abrüstungskonferenzen, sondern selbst ohne den 
schönen Völkerbund auskommen. 

Gerade aber weil dem so ist, lösten diese Vorschläge einen 
roßen Widerstand in jenen Kreisen aus, denen eine Sicherstel- 
fiag der Sowjetunion am mindesten gelegen ist. Nichtangreifen? 
Neutralität? Aber wenn der Völker und kollektive Sanktionen 
befehlen sollte? Und der Popanz des Artikels 16 wird vor die 
Augen der Staatsmänner vorgeführt, die eine Neigung, sei es aus 
aufrichtiger Friedensüberzeugung, sei es aus Handelsgründen, 
mit dem Sowjetstaate zu paktieren, bekunden. Weder der 
Türkei, die dem Völkerbunde überhaupt nicht angehörte, 
noch Deutschland, hat dieser Popanz imponiert, und beide 
unterzeichneten ruhig die Verträge mit der Sowjetunion. 
Das gleiche, nach verschiedenen Abständen, taten Afghanistan, 
Litauen und Persien. Aber schon die demokratisch-sozialistische 
Regierung von Litauen, die solch einen Schritt gewagt hatte, 
wurde zwei Wochen später gestürzt, und in Lettland, wo die 
sozialdemokratische Koalitionsregierung einen ähnlichen Weg 
betrat, wurde der von außen her geschürte Lärm so groß, daß die 
Regierung halbwegs stehen bleiben mußte. Indes gehört Lett- 
land zu jenen Ländern, wo die staatserhaltenden Parteien eine 
so grofe Angst vor dem „roten Imperialismus“ hegen, daß ihr 
verstorbener Führer, Meierovitz, 1922 die englische Regierung 
anfragen lief, ob und wie sie gedenke, Lettland im Falle eines 
!berfalles seitens der Sowjets zu helfen, und im nächsten Jahre 
ihr sogar Libau als Flottenbasis im voraus anbot. In Estland. 
das auch seinerzeit der englischen Regierung die Inseln Dagö und 
Oesel als Preis für ihre Hilfe gegen die Sowjetunion anbot, gingen 
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die Dinge noch schiefer: es sollte keine Unterstützung Englands 
in Sachen einer von ihm ersuchten Völkerbundsanleihe bekom- 
men, falls es sich so illoyal gegenüber dem Völkerbunde erweist, 
daß es einen Nichtangriffsvertrag mit den Bolschewisten unter- 
zeichnet. 

Daß dessenungeachtet die Sowjetregierung doch eine Anzahl 
solcher Pakte geschlossen und die Verhandlungen mit anderen 
Mächten, einschließlich Polen (das bei dieser Gelegenheit immer 
wieder seine Ansprüche auf eine Rolle des Schützers des Balti- 
kums gegen die Sowjetunion gelten läßt), geduldig zu pflegen 
bemüht ist, braucht niemanden zu überraschen, der mit den 
Grundsätzen ihrer Politik vertraut ist. Es war aber eine Über- 
raschung für diejenigen, die allen Wert auf die Isolierung des 
Sowjetstaates legten, und voller Wut entschlossen sie sich, die 
Welt offen vor die Alternative zu stellen: entweder mit ihnen 

egen die Sowjetunion oder mit der Sowjetunion gegen sie. Die 
5 der Verhältnisse in China und die scharfe, von dem 
General- und Bergarbeiterstreik herbeigeführte innere Krise gab 
den Engländern die übliche Gelegenheit, die Verantwortun 
dafür in die Schuhe den infamen Bolschewisten zu schieben, un 
obschon die naiv-brutale Aktion gegen die Handelsdelegation 
zwecks Ertappens von kompromittierenden Dokumenten, die 
einen Bruch mit der Sowjetunion rechtfertigen könnten, wie das 
Hornberger Schieſten hinauslief, kam der Bruch sowieso. Von 
nun an konnte England eine rege Tätigkeit gegen die Sowjet- 
union entfalten. Die russischen konter revolutionären Elemente 
wurden mit einmal wach, wie der Fall Woikoff und die zahl- 
reichen seitdem stattgefundenen Prozesse von monardistisch- 
englisch-baltischen Spionen und Terroristen gezeigt haben, die 
westländischen Banken, die mit dem Sowjethandel zu tun hatten, 
bekamen den englischen Druck tüchtig zu spüren, und bald er- 
scholl ein recht brausender Widerhall im benachbarten Frank- 
reich, das „without rhyme or reason“ den Sowjetbotschafter 
Rakowski abrufen ließ und die wichtigen Schuldenverhandlungen 
unterbrach. 

So steht am Ausgang des ersten Jahrzehntes die Sowjetunion 
vor einer Verschlimmerung ihrer internationalen Lage. Liebens- 
würdige Kritiker, selbst in Deutschland, meinen, die Sowjetunion 
hätte es besser machen können, wenn sie nicht so doktrinär wäre. 
Gewiß könnte sie einen Bruch mit England und die Gefahr einer 
feindlichen Koalition vermeiden, hätte sie sich im Osten desinter- 
essiert, d. h. die dortigen Völker an England verschachert, und 
das Handelsmonopol, die festeste Burg ihrer wirtschaftlichen und 
politischen Selbständigkeit, fallen lassen. Aber die Sowjetunion 
denkt nidıt an Selbstmord. Greift man sie an, wird sie sich zu 
verteidigen wissen. Sie meint aber, nicht viele selbst unter ihren 
Gegnern würden so uneigennützig sein, ihre Hand ins Feuer ad 
majorem gloriam des britischen Imperialismus zu stecken. Daß 
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Schweden und Lettland gerade in jüngster Zeit die Handelsbe- 
ziehungen mit ihr definitiv geregelt haben, ist jedenfalls ein Be- 
weis, daß der Druck und die Anziehungskraft der Engländer 
etwas versagen. Ob so oder anders, wird die Sowjetunion ihre 
friedliche und freiheitliche auswärtige Politik weiter ohne Zau- 
dern fortsetzen in der Zuversicht, daf sie sich schließlich doch als 
die richtigste erweisen wird. 


Zehn Jahre Sowjetwirtschaft. 


Von Professor Eugen Varga. 


Die Sowjetwirtschaft feiert ihr zehnjähriges Bestehen. Eine 
Periode von zehn Jahren genügt für einen Überblick über die 
Entwicklung dieses nicht kapitalistischen Wirtschaftssystems. 
Um das Ergebnis vorwegzunehmen: wir können feststellen, daß 
die Wirtschaft der USSR, mit der Vorkriegszeit verglichen, das- 
selbe Niveau erreicht hat, wie die Wirtschaft der kapitalistischen 
Länder. In beiden sozial verschiedenen Gebieten wurde im Jahre 
1926/27 ungefähr das Vorkriegsniveau erreicht.. Aber in den 
letzten 4 bis 5 Jahren war das Tempo der Entwicklung in der 
Sowjetunion rascher als in den kapitalistischen Ländern — viel- 
leicht mit Ausnahme Deutschlands. Dies beweist, daß die große 
politische und soziale Umwälzung: die proletarische Revolution 
— entgegen der allgemeinen Auffassung in Europa — kein Hin- 
dernis für die Entwicklung der Wirtschaft bildete. 

Um den Gang dieser Entwicklung zu verstehen, müssen wir 
vor allem die Besonderheiten der russischen Wirtschaft vor dem 
Kriege hervorheben. 


Charakter der russischen Wirtschaft vor dem 
Kriege. 

Der Charakter der russischen Wirtschaft vor dem Kriege 
wird durch die Diskrepanz zwischen Landwirtschaft und Industrie 
gekennzeichnet. 

Die Landwirtschaft hatte vor dem Kriege 


noch einen überwiegend feudalen Charakter. 


Die Technik der Landwirtschaft stand außerordentlich tief, ent- 
sprechend der niedrigen Kultur der bäuerlichen Bevölkerung. Ein 
sehr großer Teil des Bodens gehörte Groſtgrundbesitzern, die 
ihren Boden überwiegend in kleinen Parzellen an die Bauern 
verpachteten. Moderne landwirtschaftliche Groſtbetriebe bildeten 
eine Ausnahme. Der Bodenertrag war außerordentlich niedrig: 
der niedrigste in Europa, trotz der guten Bodenqualität: im allge- 
meinen ein Drittel des deutschen Hektarertrages: die Bauern- 
schaft war arm, unwissend. Das System der gemeinsamen Boden- 
nutzung in Form der Dreifelderwirtschaft hemmte den landwirt- 
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schaftlichen Fortschritt. Die Herausbildung einer vermögenderen 
Bauernschicht wurde zwar durch die Stolypinsche Agrarreform 
eingeleitet, änderte aber an dem Gesamtbild der russischen 
Bauernwirtschaft sehr wenig. 

Andere Verhältnisse herrschten in der Industrie. Zwar gab 
es eine mit der Bauernschaft eng verbundene ländliche Heim- 
industrie und Dorfhandwerk, deren allgemeines Niveau dem der 
Bauernwirtschaft angepaßt war. Aber es gab auch eine neue 
Groſtindustrie, die einen ganz anderen Charakter hatte. Diese 
Grofindustrie wurde überwiegend mit ausländischem Kapital 
55 und zwar auf der im Auslande erreichten höchsten 

tufe der Technik. Es gab in Rußland vor dem Kriege mehr 
Betriebe, die über 1000 Arbeiter beschäftigten, als in Deutschland. 
Nicht nur das Kapital war überwiegend ausländisch, sondern 
auch ein bedeutender Teil des technischen Personals: Ingenieure, 
Chemiker, Vorarbeiter, sogar ein Teil der qualifizierten Arbeiter. 

Zwischen der bäuerlichen Kleinindustrie und dem Dorfhand- 
werk und in der mit Hilfe des ausländischen Kapitals aufgebauten 
Großindustrie fehlte die breite mittlere Industrie, die in den sich 
bodenständig entwickelnden Industriestaaten das breite Funda- 
ment der Großindustrie bildet. Dieses Auseinanderfallen der 
russischen Wirtschaft in eine rückständige, mit feudalen Elementen 
stark durchsetzte Landwirtschaft und der mit ihr verbundenen 
kleinen Industrie einerseits und in eine höchst moderne, stark 
konzentrierte Großindustrie andererseits, ist ein besonderer 
Charakterzug der russischen Ökonomie der Vorkriegszeit. 


Zerrüttung während des Krieges. 


Heute kann rückschauend festgestellt werden, daß den Anfor- 
derungen des Krieges jene Länder am besten standhielten, die 
in jeder Beziehung am stärksten industrialisiert waren. Die 
besonderen Verhältnisse der russischen Wirtschaft brachten es 
mit sich, daß der Krieg die Wirtschaft außerordentlich zerrüttete. 
Der bei den riesigen Entfernungen ausschlaggebende, wichtige 
Landtransport wurde durdı die Anforderungen des Krieges 
zerrüttet: die Industrie von ihrer Rohstoffbasis abgeschnitten; 
die technische Leitung der Grofßindustrie durch die Entfernung 
der deutschen, durch die Rückwanderung der Techniker aus den 
Ententeländern in ihrer Produktion gehemmt. Der Krieg wirkte 
nach einiger Zeit auch auf die Landwirtschaft zurück, da die 
Bauern durch die rücksichtslose Inanspruchnahme aller Erzeug- 
nisse und des Arbeitsviehes für die Versorgung des riesigen 
Heeres, besonders in den dem Kriegsgebiet näher liegenden 
Gegenden, sehr viel zu leiden hatten. Das allgemeine Niveau 
der russischen Wirtschaft war daher bei der Bildung der Sowjet- 
regierung der Vorkriegszeit gegenüber bereits sehr stark zurück- 
gegangen. Die groſtindustrielle (dem industriellen Zensus unter- 
iegende) Produktion betrug 1917 nur 80,6 Prozent des Jahres 
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1913. Einzelne wichtige Industriezweige, z. B. die Produktion von 
landwirtschaftlichen Maschinen war damals bereits auf ein Fünftel 
der Vorkriegszeit gesunken. Die Sowjetregierung übernahm 
von dem Kapitalismus einen bereits sehr zerrütteten, in seiner 
Produktion bedeutend zurückgegangen, in seiner Produktions- 
fähigkeit stark verminderten Wirtschaftsapparat. 


Die Periode des Kriegskommunismus. 


In der Periode des Kriegskommunismus, die vom Herbst 1917 
bis Frühjahr 1921 dauerte, setzte sich die Zerrüttung der Wirt- 
schaft in verstärktem Maße fort. Dies ist selbstverständlich. Die 
Umwälzung der Klassenmactverhältnisse, die Konstituierung 
des Proletariats als herrschende Klasse, muß die althergebrachte 
Arbeitsdisziplin in der Industrie zerstören. Diese Disziplin war 
mit der Klassendisziplin aufs engste verbunden. Mit dem Um- 
sturz in der Politik war die alte Art der Arbeitsdisziplin in den 
Fabriken unhaltbar geworden und es dauerte lange Zeit, bis sich 
eine neue, an die veränderten sozialen Machtverhältnisse ange- 

Rte Arbeitsdisziplin herausbildete. Der lang andauernde 
nterventions- und Bürgerkrieg führte die tüchtigsten Elemente 
des industriellen Proletariats an die Front, bzw. in die neuge- 
schaffenen Regierungsinstitutionen. Von dem Rest des indu- 
striellen Proletariats kehrte ein großer Teil, getrieben von dem 
Lebensmittelmangel in den Städten in sein Heimatsdorf, in die 
Landwirtschaft zurück. Die industrielle Produktion schrumpfte 
auf jenes Minimum zusammen, das für die Versorgung des Heeres 
unumgänglich notwendig war. 

Einen weiteren starken Rückgang zeigte auch die landwirt- 
schaftliche Produktion. Wie bekannt, wurde in der Revolution 
der Großgrundbesitz konfisziert. Der Boden wurde nationalisiert. 
Die Bodennutzung verblieb überwiegend jenen Bauern, die 
bereits früher denselben als Eigentum oder in Padit bebauten. 
In dieser ersten Etappe der Entwicklung kämpfte die Bauern- 
schaft als Ganzes ohne Rücksicht auf die innerhalb derselben 
bestehenden Klassendifferenzen gegen den Großgrundbesitz. In 
einer zweiten Etappe kämpften dann die armen Bauern gegen 
die reichen Bauern, mit dem Ergebnis, daR in weiten Gebieten 
Rußlands der Gesamtboden zu gleichen Anteilen (entweder pro 
Arbeitskraft oder pro Familienmitglied) neu verteilt wurde. In 
manchen Gebieten erstreckte sich die Neuverteilung auch auf die 
landwirtschaftlichen Produktionsmittel. Da aber die Neuvertei- 
lung des Bodens sich naturgemäß nur in kleinen Gebieten 
en und nicht mit einer großzügigen inneren Kolonisation 
verbunden war, so blieb die Verchiedenheil des Bodenbesitzes 
zwischen den einzelnen Gebieten bestehen. 

Die Neuverteilung des Bodens bewirkte, wie immer, einen 
Rückgang der Produktion. da die früher im Groſtbetrieb benutzten 
Produktionsmittel im Kleinbetrieb schwer verwendbar waren. 
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Der Mangel an landwirtschaftlichen Maschinen wurde, da die 
Vorkriegseinrichtungen sich abnutzten, immer größer. 

Hierzu kam das System des Kriegskommunismus, d. h. die 
von der Notwendigkeit des Krieges und Bürgerkrieges erzwun- 
gene Maßnahme, daß der Bauernschaft alle Lebensmittel, die nicht 
zur Fortführung der Wirtschaft, bzw. zur Ernährung der Bauern- 
familie unentbehrlich waren, ohne Gegenleistungen abgenommen 
wurden. Ohne Gegenleistung: weil das Papiergeld, mit dem der 
Staat zahlte, sich rapid entwertete und der Staat nicht imstande 
war, wie es prinzipiell sein sollte, die Bauernschaft als Entgelt 
für die Überlassung der Lebensmittelüberschüsse mit Industrie- 
waren zu versorgen, da die industrielle Produktion — wie wir 
oben ausführten — auf ein Minimum zusammengeschrumpft war. 

Das System des Kriegskommunismus brachte einen Wider- 
sprudi in die russische Bauernwirtschaft. Der Boden wurde 
nationalisiert. Die Nutzung und Verwendung blieben unbeschränkt 
den Bauern überlassen, aber der Überschuß an Lebensmitteln 
vom Staat unentgeltlich angeeignet. Es entstand auf diese Weise 
ein tiefgehender Widerspruch zwischen dem Privatinteresse der 
Bauern als Produzenten und der gemeinwirtschaftlichen Aneig- 
nung der Produkte. Dieser Widerspruch führte zu einer fort- 
schreitenden Einschränkung der Produktion, verbunden mit der 
Tendenz zu einer Rückkehr zur geschlossenen Hauswirtschaft. 

Die Bauern produzierten nicht mehr, als sie 
selbst een und produzierten womöglich 
alles, was sie brauchten. Die landwirtschaftliche Pro- 
duktion schrumpfte zusammen, bei gleichzeitiger Nivellierung 
der Produktion, Rückgang der Spezialisierung nach Gebieten. 
Im ganzen Riesenreich wurden in jeder bäuerlichen Wirtschaft 
Lebensmittel, Textilrohstoffe und jede Art von Produktion, die 
das Klima zulieſt, angebaut. Diese Rückkehr zur geschlossenen 
Hauswirtschaft verminderte die für die Städte und die Industrie 
verfügbaren landwirtschaftlichen Produkte, verursachte Hungers- 
not in den Städten, weitere Zerrüttung der Industrie, die rück- 
wirkend einen verschärften Mangel an Industrieprodukten (dar- 
unter landwirtschaftlicher Produktionsmittel) hervorrief, und 
damit wiederum die landwirtschaftliche Produktion schädigte. 
So bewegte sich die Wirtschaft der Sowjetunion in einem falschen 
Zirkel, mit einem von Jahr zu Jahr fallenden Ergebnis, wie 
folgende Daten zeigen: 


Der Niedergang des Produktionsvolumensin 
der Periode des Krieges und des Kriegs- 
kommunismus: 

Wert der Produktion in Millionen Goldrubel (Vorkriegswert).') 


Landwirtschaft: Zensusindustrie: 
1913 11790 100 6591 100 
1917 9 500 80.6 4468 70 
1921 6 900 58,5 1544 21 


138 


Die Neue ökonomische Politik. 


Die Beendigung des äuſteren und inneren Krieges, Frühjahr 
1921, machte den Ubergang vom Kriegskommunismus zu der soge- 
nannten Neuen ökonomischen Politik möglich. 2) 

Die groſte Anderung bestand darin, daſt im System des 
Kriegskommunismus der Idee nach die gesamte Produktion dem 
Staate zufiel, der seinerseits sämtliche Staatsbürger mit den zum 
Leben notwendigen Gütern versorgen sollte, im System der Nep 
hingegen die Staatswirtschaft auf einen fest umrissenen Teil der 
Gesamtwirtschaft beschränkt wurde; ebenso wie die Versorgungs- 

flicht des Staates auf die im Staatsdienste stehenden und auf die 

rwerbsunfähigen beschränkt wurde. Während im System des 
Kriegskommunismus die Staatswirtschaft ideell allumfassend war, 
stellt sich im System der Nep der Staat als Wirtschaftssubjekt 
allen anderen Wirtschaftssubjekten gegenüber und ist mit ihnen 
durch den Markt verbunden. Der Staat als wirtschaftliches Sub- 
jekt tauscht Leistung gegen Leistung. (Als Hoheitsstaat besteuert 
er natürlich die privaten Wirtschaftssubjekte.) 


Durch diese prinzipielle Anderung wurde der Widerspruch 
zwischen Privatproduktion und gemein wirtschaftlicher Verteilung 
in der Bauernwirtschaft beseitigt. Nach Abtragung seiner 
Steuern (die im Beginn dieser Periode in Naturalform geleistet 
wurden) konnte der Bauer über seinen Produktenüberschuſt frei 
verfügen. Der privatwirtschaftliche Antrieb zur Verbesserung 
der Wirtschaft, zur Vergrößerung der Erträge über den eigenen 
Bedarf hinaus, war hierdurch wieder hergestellt. Dies ermö lichte 
eine bessere Versorgung der Städte mit Lebensmitteln, Hebung 
der industriellen Produktion, bessere Versorgung der Bauern- 
schaft mit Produktionsmitteln und dadurch die Möglichkeit einer 
weiteren Entwicklung der Bauern wirtschaft. Der Grund für eine 
aufsteigende Linie der Sowjetwirtschaft war damit gelegt. 


Manchmal wird dieses System als Staatskapitalismus bezeich- 
net. Dies trifft aber nur die äußere Form. Die einzelnen Indu- 
striezweige sind in großen Trusts zusammengefaßt, die nach 
Analogie der kapitalistischen Gebilde funktionieren, ihre eigene 
Bilanz aufstellen usw. Dies ist aber nur eine Organisationsform, 
nicht aber die soziale Kategorie des Kapitals, da das ganze Ver- 
mögen der Trusts Staatsvermögen bildet, ihr ganzes Einkommen 
einen Teil des Staatseinkommens ausmacht. Um den Waren- 
austausch zwischen Staatsindustrie und privater Bauernwirtschaft 


ı) Siehe: Vortrag von Rykow, Präsident des Rates der Volkskommissare 
auf dem Sowjetkongreß 1927 ın Leningrad. 

3) Es soll betont werden, daß Lenin bereits im Frühjahr 1918 diesen 
Übergang durchführen wollte und nur durch die Weiterdauer des Bürger- 
krieges daran gehindert wurde. Es ist unrichtig zu meinen, als ob die führen- 
den Kreise der Bolschewiki der Meinung gewesen wären, daß vom System 
des Kriegskommunismus ein unmittelbarer Übergang zur sozialistischen Pro- 
duktionsweise möglich sei. 
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zu erleichtern, wurde eine stabile Valuta geschaffen, und zwar — 
im Gegensatz zu den kapitalistischen Inflationsländern — ohne 
ausländische Hilfe, aus eigener Kraft. 
Das Ergebnis dieser Umstellung der Wirtschaft war ein aus- 
ezeichnetes. Sowohl die industrielle, als auch die landwirtschaft- 
iche Produktion hoben sich rasch, wie folgende Daten zeigen: 


Der Aufstieg der Produktion in der Periode 
der Nep: 


Wert der Produktion in Millionen Goldrubel (Vorkriegswert).3) 
| Landwirtschaft in% Zensusindustrie in % 


1913 = 100 1913 = 100 
1921 6 900 58.5 1344 21 
1926/27 12 775 108,4 6637 103,8 
1927/28 (dem 13 186 111,9 7592 (dem 118,5 
Plan gemäß) Plan gemäß) 


Wir sehen: im Wirtschaftsjahr 1926/27 hat die Produktion 
sowohl der Industrie als der Landwirtschaft das Vorkriegs- 
volumen um ein geringes überschritten.“) Für das Wirtschafts- 
jahr 1927/28 ist eine weitere Steigerung um 3,5 Prozent der Vor- 

riegszeit in der Landwirtschaft und 4,7 Prozent in der Industrie 
vorgesehen. 

Das Tempo des Fortschrittes war in der Industrie viel rascher 
als in der Landwirtschaft, weil die Industrie viel tiefer gesunken 
war als die stark auf den Eigenverbrauch der Bauernschaft einge- 
stellte Landwirtschaft und weil in der Industrie die Möglichkeit 
bestand, den vom Kapitalismus geerbten Produktionsapparat 
rasch wieder instand zu setzen. Die erste Periode der Nep, die 
Periode des Wiederaufbaues, schließt in dem Augenblick, da alle 


vom Kapitalismus geerbten Produktionsmittel wieder in Gang ge- 


3) Siehe Vortrag von Rykow, Präsident des Rates der Volkskommissare, 
auf dem Sowjetkongrefß 1927 in Leningrad. 

) Die Entwicklung der Industrie vollzieht sich ungleidimäſtig. Nadi den 
Daten der Reichs-Planwirtschaftskommission (Gosplan) betrug die Produktion 
in % des Jahres 1913 | 
im Wirtschaftsjahr 1926/27 Vorgesehen für 1927/28 


Kohle . . . 107,1 124,1 
Naphtha . . . . 2.2.1097 120,7 
Roheisen . . 705 82,3 
Metalle . 7603 85,2 
Baumwollstoffe . . 105,4 112,0*) 


*) Kontrollziffern des Gosplanes für das Jahr 1927/28 (russisch St. 8). 


Anmerkung: Wir müssen darauf hinweisen, daß die Kontrollziffern 
nicht mit den vom Zentralstatistisdien Amt veröffentlichten Zahlen über die 
Industrie zusammenfallen. Die in der Sowjetunion veröffentlichten Zahlen 
beziehen sich auf drei verschieden begrenzte Begriffe: i. die Industrie in 
ihrer Gesamtheit, 2. die Zensusindustrie (die ungefähr dem Begriffe der Fabrik- 
industrie entspricht), 3. die staatliche Groſtindustrie (die ungefähr 87 Prozent 
der Zensusindustrie ausmacht). Daher kommen oft scheinbar widersprechende 
Angaben in die ausländische Tagespresse. 
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setzt waren. An diesem Punkt setzt der Neuaufbau der Wirtschaft 
ein. Es ist selbstverständlich, daß das Tempo des Neuaufbaues 
ein viel langsameres ist, als es das Tempo des Wiederaufbaues 
war. Denn jetzt kann die Ausdehnung der industriellen Pro- 
duktion nur im Wege der Akkumulation vor sich gehen. 

Aber das Tempo der Erweiterung der Produktion übersteigt 
auch gegenwärtig bedeutend das in der kapitalistischen Welt 
Übliche. In der Vorkriegszeit betrug nach eingehenden Berech- 
nungen die jährliche Steigerung der Produktion der kapitalisti- 
schen Welt rund 3 Prozent.) Demgegenüber betrug im Wirt- 
scha fts jahr 1926/27 die Steigerung der Produktion, alle Wirt- 
schaftszweige in Betracht gezogen, 7,6 Prozent. Für 1927/28 ist 
eine Steigerung von 7,1 Prozent vorgesehen. Für die Zensus- 
industrie allein beträgt die Steigerung 15,1 bzw. 14,7 Prozent. 


Der weitere Fortschritt hängt von der Größe der Akkumula- 
tion ab. Die Akkumulation in der Sowjetunion setzt sich aus 
vier verschiedenen Posten zusammen: a) die Akkumulation im 
Wege des Staatshaushaltes; b) die innere Akkumulation der 
Trusts; c) die Akkumulation der Bauern; d) die Akkumulation 
des selbständigen Kleinbürgertums. 


Genaue Zahlen gibt es nur über die Akkumulation im 
Wege des Staatshaushaltes. 


„In den vier Wirtschaftsjahren 1924—25/1926—27 werden in 
der Gemeinwirtschaft rund 5,9 Milliarden Rubel Neuinvestiti- 
onen getätigt, die nach Abzug der Amortisationen einen Zuwachs 
von 9 Prozent zum Grundkapital bedeuten. Von dieser Summe 
entfallen 2,1 Milliarden Rubel Neuinvestitionen bzw. 1,2 Mil- 
liarden Vergrößerung des Grundkapitals auf die Industrie; 
12 Milliarden Neuanlagen bzw. 270 Millionen Rubel reiner Zu- 
wachs an Grundkapital auf das Transportwesen.“ 

Für das Wirtschaftsjahr 1927/28 ist für die Gemeinwirtschaft 
eine neue Kapitalsanlage von rund 31; Milliarden Rubel vorge- 
sehen. Hiervon entfällt auf: 


Industrie 1166 Millonen Rubel 
Transportwesen 495 = X 
Elektrifizierung . . 280 x T 
Städtische Bautätigkeit . . . 520 5 5 
Landwirtschaft TE 625 a 8 9) 


Neben dieser staatlich erfaßten Akkumulation besteht eine 
zifernmäßig kaum erfaßbare innere Akkumulation der verschie- 
denen Trusts. Obwohl Eigentum und Einkommen der Trusts dem 
Staate gehören, wird infolge der selbständigen Organisations- 


) Siehe z. B. Cassel: „Theoretische Sozialökonomie“ oder die Beredi- 


nungen der verschiedenen Konjunkturforschungsinstitute. 
°) Kontrollziffern, Seite 13. 
7) Kontrollziffern, St. 19. 
) Ebenda, St. 20. 
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form dieser Gebilde ein Teil des Einkommens nicht der Staats- 
kasse abgeliefert und von dort eventuell zurückerhalten, sondern 
— da die Trustleitungen den Wunsch haben, sich wirtschaftlich 
selbständiger bewegen zu können — unmittelbar zur Erweiterung 
der eigenen Betriebe verwendet. 


Der Vorgang entspricht der stillen Reservebildung bei kapi- 
talistischen Aktiengesellschaften. Er ist formell „ungesetzlich“, 
wird aber stillschweigend gutgeheiſten. Wie hoch sich diese innere 
Akkumulation beläuft, läßt sich sehr schwer schätzen, sicherlich 
beträgt sie aber zumindest viele Hundert Millionen Rubel jährlich. 


Ebenso schwer läßt sich die Akkumulation in der Bauern- 
wirtschaft schätzen. Wenn man aber bedenkt, daß es in der 
Sowjetunion 22 Millionen Bauernhöfe gibt: daß drei Jahre hinter- 
einander in keinem Gebiete der Sowjetunion eine Miſternte war, 
daß der Viehstand sich zahlenmäßig rasch erhöht und seine Qua- 
lität sich noch rascher verbessert, so muß diese Akkumulation 
sehr hoch angeschlagen werden. Wenn man als Minimalzunahme 
50 Rubel pro Jahr und Bauernhof nimmt, was sicher weit unter- 
schätzt ist, erhalten wir eine Summe, die eine Milliarde Rubel im 
Jahre übersteigt. 


Noch weniger läßt sich die Akkumulation des privaten Klein- 
bürgertums — Händler, Handwerker, kleine Unternehmer usw. — 
schätzen. Die privaten Schätzungen gehen sehr auseinander, sie 
bewegen sich zwischen 200 und 1000 Millionen Rubel pro Jahr. 


Jedenfalls zeigen diese Überlegungen, daß in der Sowjet- - 
union eine sehr starke Akkumulation vor sich geht, die die Basis 
der weiteren Entwicklung der Produktionskräfte bildet. 


Dies kann auch gar nicht anders sein, da die Gesamtproduk- 
tion jene der Vorkriegszeit bereits überschritten hat, von dem 
Produkt aber infolge des Fehlens der Großgrundbesitzer, der 
Zarenfamilie, der hohen Geistlichkeit und der Kapitalisten, ein 
viel geringerer Teil in Luxusartikeln unproduktiv konsumiert 
wird. Die Lebenshaltung der Bauernschaft ist zwar stark 
Ben aber offenbar wird dadurch der Betrag, der vor der 

evolution als Rente der Grundbesitzerklasse zufallenden Summe 
nicht erreicht. 


Schwierigkeiten der weiteren Entwicklung. 


Wir wollen keineswegs die großen an leugnen, 
vor die die weitere Entwicklung der Wirtschaft der Sowjetunion 
gestellt ist. Die Hauptschwierigkeiten sind folgende: 


1. Der Mangelan Kapital. Trotz des raschen Ganges 
der Akkumulation mangelt es der Sowjetunion an dem nötigen 
Kapital, um ihre unermeſtlichen Naturschätze in raschem Tempo 
auszunutzen. Vor dem Kriege geschah dies durch Kapitalimport. 
Dies ist gegenwärtig infolge der Verschiedenheit der wirtschaft- 
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lichen Struktur erschwert, wenn auch nicht unmöglich gemacht. 
Der Mangel an Kapital wirkt ähnlich wie in den an anitelmangel 
leidenden kapitalistischen Ländern: obwohl die nötigen Arbeits- 
kräfte, wie auch die nötigen Rohstoffe in großen Mengen vor- 
handen wären, fehlt es an den nötigen Kapitalien, um diese zwei 
grundlegenden Produktionsfaktoren mit einander zu verbinden 
und die Produktion im gewünschten Tempo zu heben. 


2. Die Wohnungsnot. Die unmittelbare Folge des 
Kapitalmangels ist die Wohnungsnot in den großen Städten. (Auf 
den Dörfern wurden in den letzten 8 sehr viel gebaut.) Die 
Wohnungsnot ist eine allgemeine Erscheinung der Nachkriegs- 
zeit. Der Ausfall der Kriegszeit wurde in den reichsten Ländern 
Vereinigte Staaten, England) ungefähr nachgeholt: in Deutsch- 
land ist noch viel nachzuholen, in den östlich von Deutschland 
gelegenen Gebieten, die den größten Mangel an Kapital leiden, 
ist die Wohnungsnot überall noch sehr groß. | 

3.DieArbeitslosigkeit. Trotz der raschen Entwick- 
lung der Industrie, obwohl von Jahr zu Jahr mehr Arbeiter in 
der Industrie Beschäftigung finden,?) gibt es eine Massenarbeits- 
losigkeit in den Städten. 

Diese Massenarbeitslosigkeit stammt voll und ganz aus der 
Landwirtschaft. | | 

Wir führten oben bereits aus, daß, da die Neuverteilung des 
Bodens sich naturgemäß in kleinen Gebieten abspielte, innerhalb 
dieser Gebiete zwar Gleichheit in der Bodenverteilung entstan- 
den ist, aber zwischen den einzelnen Gebieten, je nach der 
früheren Ausdehnung des Großgrundbesitzes, bzw. der Bevölke- 
rungsdichte grofe Verschiedenheiten bestehen geblieben sind. In 
jenen Gebieten, wo der Bodenanteil, trotz der Bodenaufteilung 
ein geringer blieb, findet der Nachwuchs der bäuerlichen Bevölke- 
rung keine Arbeit und keinen Lebensunterhalt, strömt daher 
massenhaft in die Städte. Daher entsteht in den Städten ein 
Überfluß an ungelernten Arbeitern, wobei gleichzeitig an hoch- 
„ etallarbeitern, gelernten Bauarbeitern, ein emp- 
i | 


dlicher Mangel besteht. 
Die Frage der Arbeitslosigkeit wird auf drei verschiedenen 
Wegen der Lösung zugeführt: 
a) DurchlIntensivierungderLandwirtschaft. 
Es ist bekaunt, daß die Landwirtschaft der Sowjetunion noch 
immer sehr extensiv betrieben wird und ihre Erträge zu den 


niedrigsten in Europa gehören, obwohl der Boden von Natur aus 


) Die Zahl der in der Zensusindustrie beschäftigten Arbeiter betrug: 


in Tausend: in Tausend: 
1. Januar 1923 1354 1. Januar 1926 22609 
1. 1924 1462 1. Dezember 1926 2372 


l. „ 1925 1681. (Statistisches Nachshlagebuch der USSR, 
Ausgabe des Zentralstatistischen Amtes, Seite 281.) 
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von besserer Qualität ist. Der gegenwärtige massenhafte Über- 
gang von der Dreifelderwirtschaft zu der Fruchtfolgewirtschaft 
wird einer sehr großen Zahl von Bauernsöhnen auf dem Lande 
Arbeit und durch Erhöhung des Bodenertrages einen Lebens- 
unterhalt gewähren. Die zwei grundlegenden agrarischen Neue- 
rungen: der Übergang von der Dreifelderwirtschaft zur Frucht- 
folge bei gleichzeitiger rascheren Zusammenlegung (Kommassie- 
rung) des in zahllosen kleinen Parzellen zersplitterten Bodens 
der einzelnen Höfe sind zusammen mit der Hebung des allge- 
meinen kulturellen Niveaus und der agronomisdien Kenntnisse 
der Bauernschaft die Hebel, die zur modernen Entwicklung der 
Landwirtschaft führen. Beispielgebend und unterstützend wirken 
hierbei die staatlichen Großgüter, die landwirtschaftlichen Pro- 
duktionsgenossenschaften und der ganze Staatsapparat der 
Sowjetunion. 


b) Eine großzügige Siedlungsaktion. Aus den 
engbesiedelten Gebieten Zentralrußlands siedeln jährlich Zehn- 
tausende Bauern nach dem Osten, nach Sibirien, wo es freies Land 
noch in fast unbegrenztem Maßstab gibt. Die Siedlungsaktion 
wird nur durch den Mangel an Produktionsmitteln der Bauern 
und den Kapitalmangel des Staates, um diese mit Produktions- 
mitteln zu versehen, gehemmt. 


c) Mit dem Fortgang der Akkumulation entwickelt sich die 
städtische Industrie in einem raschen Tempo, wodurch ein immer 
größerer Teil der in die Städte strömenden Bauernsöhne Arbeit 
und Verdienst in den Städten findet. 


Die Arbeitslosigkeit ist zwar ein schweres Problem, aber ein 
ce dessen Lösung im Rahmen der Sowjetwirtschaft ge- 
sichert ist. 


* * 
* 


Die wirtschaftlichen Ergebnisse des Sowjetsystems nach der 
Einführung der Neuen ökonomischen Politik sind — in Anbetracht 
der großen Schwierigkeiten — durchaus zufriedenstellend. Plan- 
mäßig entwickelt sich die Wirtschaft in die Höhe. Wenn kein 
neuer Krieg diese Entwicklung stört, so wird die Bevölkerung 
der Sowjetunion nadı einigen Jahren einen Wohlstand erreicht 
haben, von dem in den nme.) en der Hungersnot nie- 
mand zu träumen wagte; einen Wohlstand, der sich ziemlich 
gleichmäßig auf alle Bürger erstreckt und die Basis des Über- 
ganges zu einem rein sozialistischen Staatssystem bildet. — 
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Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


Monatsbericht über innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I. 


Dieser Monat war ganz von den Feierlichkeiten des zehn- 
jährigen Bestandes der Sowjetregierung erfüllt. Indem 
wir dazu auf die Sonderartikel dieses Heftes aus reichsdeutscher 
und russischer Feder verweisen, ziehen wir hier für den Monats- 
5 zuerst, wie üblich, einige Linien der Wirtschafts- 

a ge. | 
Vom 14. bis 16. Oktober tagte die Plenarversammlung des 
Präsidiums des Gosplan unter Teilnahme aller beteiligten 
Ressorts, in denen der fünfjährige Wirtschaftsplan 
für die Zeit von 1927 bis 1932 ausgearbeitet wird. So wird der 
Versuch einer umfassenden, auf ein volles Jahrfünft berechneten 
staatlichen Planwirtschaft gemacht, der buchstäblich bis in die 
Prozentzahlen der Zunahme des Volkswohlstandes und derglei- 
chen die Entwicklung der nächsten fünf as vorausnehmen will. 
In der Eröffnungsrede wurde festgestellt, daß Rußland jetzt die 
beiden ersten Etappen der Revolution hinter sich habe: den Sieg 
über Bürgertum und Gutsbesitzer und den Prozeß des Wieder- 
aufbaus in der Volkswirtschaft. Jetzt sei die dritte, sogenannte 
Rekonstruktionsetappe eingetreten, deren Charakter- 
zeichen seien die durchgreifenden Umwandlungen und der Um- 
bau der Volkswirtschaft nach den neuen sozialistischen Prinzipien. 

Bei der Besprechung des Wirtschaftsplanes auf fünf Jahre 
und der dazu gehörigen Zahlen mußten aber die Schäden 
und Unfertigkeiten der Wirtschaftslage zuge- 
standen werden: die Übervölkerung auf dem Lande 
und die Arbeitslosigkeit. Auch an dieser Stelle wurde 
als ein merkwürdiges Mittel der Vorwärtsentwicklung die Ver- 
kürzung des Arbeitstages genannt. Die Einzelheiten können 
beiseite bleiben, das vet ist im Jubiläumsmonat also der 
Versuch, den Sozialismus praktisch in der Form und auf die 
Weise eines fünf Jahre bis in das einzelne statistisch berechneten 
Planes der gesamten volkswirtschaftlihen Entwicklung durch- 
zusetzen. Mit dieser Formulierung ist das hauptsächlichste für 
die Kritik an einer solchen Idee schon gesagt. 

Ein so konstruiertes Wirtschaftssystem, das die Beziehungen 
zum Ausland durch das Außenhandelsmonopol vollstän- 
dig in der Hand hat, hat nun, das ist das zweitwichtigste für die 
Wirtschaftslage, mit der Tatsache zu rechnen, daß die Welt rings- 
um nach den Gesetzen des Kapitalismus denkt und arbeitet, 
und muk eine Synthese mit diesem Zustand draußen finden, der 
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theoretisch durch den Sozialismus auf das schärfste selbst wider- 
sprochen wird, die aber praktisch schlechterdings unumgänglich 
ist. 

Dafür sind im Augenblick am interessantesten die Handels- 
beziehungen zu Fra ak reich und Deutschland. 

Jene sind verhältnismäßig spät begonnen worden. Der 
russisch-französische Handel wird durch folgende 
Zahlen in den letzten vier Jahren charakterisiert (in Millionen 


Rubel): 
1923/24 1924/25 1925/26 1926/27 
11 Monate) 


Ausfuhr nach Frankreich. . 15,2 21 397 409,7 
Einfuhr aus Frankreih . . . . 2,3 92 193 19,2 


Das Ruſtlandgeschäft Frankreichs hat sich also ständig nach 
vorwärts entwickelt, spielt aber im französischen Handel eine 
sehr geringe Rolle und weist eine passive Bilanz zu Ungunsten 
Frankreichs auf. Frankreidı bezieht von Rußland vornehmlich 
Getreide, Flachs, Holz, Leder usw., vor allem Naphthapro- 
dukte: 1926/1927 hat Rußland nach Frankreich an Naphthapro- 
dukten 386 000 Tonnen ausgeführt. Vom russischen Naphtha- 
syndikat in Frankreich kaufen die „Petrofine française“ und das 
französische Marineministerium. Immerhin übersteigt auch heute 
noch der Anteil Rußlands an der Gesamteinfuhr Frankreichs an 
Naphthaprodukten nicht 12 %. Für die Frage der französisch- 
russischen Beziehungen spielt der Handelsverkehr also im gan- 
zen keine große Rolle. 

Anders ist das im deutsch-russischen Handels- 
verkehr. | 

Für die ersten elf Monate 1926/1927 (Oktober bis August) 
betrug der Handel über die europäische Grenze Ruſtlands in 
Millionen Rubeln: 


Ausfuhr Einfuhr Gesamtumsatz 
Deutschland . . 1482 141,7 289,9 
England . . . . . . 1805 94,2 274,7 
Vereinigte Staaten. 15,3 124,0 139,3 
Frankreich. . 409,7 18,6 68,3 
Polen . 192 12,3 31,5 
Finnland . . . . .. 9,9 16,2 26,1 


Deutschland steht so im Gesamtumsatz des russischen Han- 
dels an erster Stelle, vor England und den Vereinigten Staaten. 
England steht als Abnehmer russischer Waren an erster Stelle, 
während Deutschland als Verkäufer an Rußland an erster Stelle 
steht. Die deutsche Ein- und Ausfuhr mit Rußland gleicht sich 
etwa aus, in einer passiven Bilanz zu Ungunsten Deutschlands 
von einigen Millionen Rubel. 

Die Steigerung des Gesamtumsatzes in diesen 11 Monaten 
.gegen die entsprechende Zeit des Vorjahres um 36 Millionen Rubel 
ist Folge einer starken Zunahme der deutschen Einfuhr aus Ruß- 
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land, während die deutsche Ausfuhr nach Rußland zu- 
rückge E angen ist: 141,7 Millionen gegen 162,5 Millionen 
Rubel in den ersten elf Monaten 1925/1926. Und dabei muß noch 
bedacht werden, daß in der deutschen Ausfuhr nach Ruſtland ein 
Betrag von bereits getätigten Lieferungen auf Grund des 300- 
Millionen-Kredites steckt. Das reguläre deutsche Exportgeschäft 
gegenüber Rußland ist gegenüber dem Vorjahre stärker zurück- 
gegangen, als zu erkennen ist. Das sind die Zahlen für die gegen- 
wärtig wieder erörterte Frage, ob Deutschland Rußland neue 
Kredite gewähren solle. 

Im übrigen ist dem Bild der Wirtschaftslage, das im ersten 
Heft des Jahrganges gezeichnet wurde, nichts hinzuzufügen. 
Auch sie wird nunmehr von der Opposition angegriffen. 
Smilga sagte auf der Sitzung der ZK und ZKK der Partei (s. u.) 
daß die Sowjetwirtschaft Merkmale der Inflation zeige: den 
zunehmenden Warenhunger mit den „Schlangen“ vor den Läden 
in Moskau und anderen großen Städten, und den ständigen 
Rückgang des Tscherwonezkurses (im Inland natür- 
lich; im Ausland gilt der Goldrubel = !/,, Tscherwonez immer 
noch ohne Schwanken 2,16 RM). Ferner behauptete er, daß die 
Getreidebereitstellungen, obwohl die Ernte zwei Wochen früher 
begonnen habe, niedriger als im Vorjahre seien, und die Zusam- 
menarbeit von Stadt und Land (sogenannte Smytschka) auch ge- 
fährdet sei. Diese Kritik ebenso wie die an der Einführung des 
Siebenstundentages, an Arbeitszeit und Arbeitslohn will durch- 
den Appell an materielle Sorgen der Arbeiterschicht der Städte 


diese für die Opposition gegen Stalin einstellen. 


II. 


Wie bekannt, wird die Jubiläumsfeier stark von dem Par- 
tei konflikt überschattet, der jetzt in die Periode des End- 
kampfes eingetreten ist. Am 12. August wurden von der Zentral- 
kontrollkommission Preobraschenski, Serebrjakow und Scharow 
aus der Partei ausgeschlossen, der erste dieser drei ein sehr be- 
kannter Parteipolitiker aus Lenins engstem Kreis, führender 
Wirtschaftstheoretiker der Opposition, bei den russisch-französi- 
schen Finanzverhandlungen als Sachverständiger mit tätig, seiner- 
zeit auch bei der Konferenz von Genua anwesend. Der Beschluf 
zeigte, daß die Parteileitung nun auch nach den leitenden Köpfen 
der Opposition ausholt, deren Gefährlichkeit mit der Entdeckung 
von . zur Verbreitung der Oppositionsliteratur 
immer mehr hervortrat. Eine zunehmende Spannung war um so 
weniger zu verkennen, als die Opposition sich audi durch die 
Verstärkung der Kampfmittel auf der anderen Seite nicht ab- 
schrecken lief. 

Unter diesen Umständen trat das Zentral-Fxekutiv- 
komitee der Sowjetunion der vierten Wahlperiode zu- 
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sammen (15.—20. 10.), und zwar in Leningrad, im Taurischen 
Palais, in dem bekanntlich die Reichsduma tagte und in dem sich 
die ersten Akte der Revolution von 1917 abspielten. 

Das Zentral-Exekutivkomitee besteht aus dem Sowjet der 
Nationalitäten und dem Allgemeinen Bundessowjet. Die Gesamt- 
zahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder (Kandidaten) 
beträgt in beiden Häusern 847, davon sind 68 Frauen. Sozial zer- 
fallen die Mitglieder der Zentralexekutive in 317 Arbeiter, 188 
Bauern, 29 Landarbeiter, 1 Heimarbeiter und 275 Angestellte, nach 
Nationalitäten in: 389 Russen, 96 Ukrainer, 19 Letten, 46 Juden, 
22 Weißrussen, 22 Usbeken, 24 Grusinier, 24 Armenier, 13 Deut- 
sche, 15 Tataren u. a. Im ganzen sind im Zentralexekutivkomitee 
39 Nationalitäten vertreten. Der Kommunistischen Partei gehören 
578 der Mitglieder der Zentralexekutive an, 2 der kommunisti- 
schen Jugendorganisation (Komsomol); 243 sind Parteilose. 

Die Tagung, wie die Aufmachung war ganz in das Licht der 
beginnenden Jubiläumsfeierlichkeiten gestellt. Auch die Reden 
und Berichte wiesen dementsprechend besondere Züge nicht auf. 
Der Vortrag Rykows streifte die hauptsächlidiste Frage nur, 
sprach ganz kurz über den Bruch mit England und die Schwierig- 
keiten mit Frankreich, die Kriegsgefahr und dergleichen, und 
wurde ohne Debatte angenommen. Desgleichen wurde die innere 
Politik, besonders also die Hauptfrage, die der Opposition, einfach 
beiseite geschoben und ignoriert. An deren Stelle trat eine auf 
den Festton gestimmte Übersicht über die kulturellen und Bil- 
dungsfortschritte im ersten Jahrzehnt des Sowjetregimes. Das 
letzte Referat über die Wirtschaftslage bot aadi nichts anderes 
als ein für den Festmoment zurechtgemachtes Bild von den wirt- 
schaftlichen Fortschritten. Und den Ton gab Rykow am Schluß 
seiner Rede so an: 

„Das vergangene Jahrzehnt war das Heldenzeitalter der Revolution, 
deren Hauptergebnis die Festigung der wirtschaftlihen und politischen 
Macht der 805 jetunion als eines sozialistischen Staates ist. Im zweiten Jabr- 
zehnt wird die Sowjetunion gestützt auf die Errungenschaften vergangener 
Jahre noch viel schwierigere Aufgaben des wirtschaftlichen und kulturellen 
Aufbaues zu lösen haben, um das Endziel der Oktoberrevolution, nämlich 
die Organisierung einer neuen sozialistischen Gesellschaft zu erreichen.” 

Das Bemerkenswerteste war oder sollte sein das „Mani- 
lest von Leningrad“, das am 15. Oktober erlassen wurde 
(Iswestija 16. 10.). In einer schweren und dröhnenden Sprache, 
in der wohl Stalins Art, Gedankenführung und Stil zum Ausdruck 
kam, gab es reichlich viel historischen Stoff der Erinnerung und 
mischte es den Triumph des zehnjährigen Bestandes mit der Sorge 
vor der Opposition und dem Appell an die Bauernschaft. Leider 
gestattet der Raum nicht den Abdruck des Ganzen. Es ist wohl 
selbstverständlich, daß ein Manifest nach zehn Jahren praktischer 
Arbeit nicht mehr den Schwung und die Frische haben kann wie 
am Anfang der Agitation. Bemerkenswert war, daß der Gegen- 
satz gegen das kapitalistische und bourgeoise Ausland besonders 
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scharf herausgearbeitet wurde. Auch gegenüber den Staaten, die 

seit langem in guten Beziehungen mit Rußland stehen, fehlte 

jedes freundliche Wort. 

Die „Signalrakete der russischen Revolution“, die „erste 
Bresche in der Front des Imperialismus“, der „Staat der Arbeiter“ 
— „die Befreiung der Bauernschaft“ und der Übergang des Landes 
in ihre Hand — „die Befreiung der Nationalitäten“ — „die Dik- 
tatur der Sowjetgewalt, des Proletariats“ — „die Kämpfe mit der 
Gegenrevolution — „die Entwicklung der Wirtschaftskräfte und 
die neue ökonomische Politik“ — „die proletarische Demokratie 
als Sicherung des Anteils der Millionen am Aufbau des Sozialis- 
mus — „die sozialistische Politik des Proletariates“ — „die sozia- 
listische Grundlage der Volkswirtschaft und die Zurückdrängung 
des privaten Kapitals“ — „die Besserung der Lage der Werktäti- 
gen und die kulturelle Hebung“ usw. — man sucht in alledem 
vergeblich nach einer neuen Formel und einer neuen Idee. 

1 5 Schluß werden Versprechungen an die Werktätigen ge- 

macht: a 
1. der Übergang vom Achtstundentag zum Siebenstundentag 
ohne Verminderung des Arbeitslohnes, freilich mit Vorbehal- 
ten, die die Zusage ziemlich illusorisch machen: „Wofür die 
Regierung spätestens im Laufe eines Jahres zur schrittweisen 
Verwirklichung dieser Bestimmung gehen soll im Verhältnis 
zu den einzelnen Zweigen der Industrie entsprechend dem 
Gange der Rationalisierung der Industrieunternehmungen 
und der Zunahme der Produktivität der Arbeit.“ 

. Anweisung von 50 Millionen Rubel für Arbeiterwohnungen. 
Zur Verbesserung der Lage der Armut und besonders der 
armen Bauernschaft Befreiung von der landwirtschaftlichen 
Einheitssteuer für weitere 10 % der Bauernwirtschaften. 

. Erleichterungen für die Verschuldung der Bauernwirtschaften 
imVerfolg der Miſternten des Jahres 1924/1925. 

. Anweisung von 10 Millionen für Landzuweisung an arme 
Bauernwirtschaften. 

5 der Versicherungsgesetzgebung für die gleichen 

reise. 

. 15 Millionen Rubel für Schulbauten in Dörfern und Fabrik- 
siedlungen. 

Erhöhung der Versicherungsfonds für die Kriegsinvaliden. 

. Beseitigung der Todesstrafe, die nur für Staatsverbrechen und 
bewaffneten Raub bleibt. 

10. Amnestie für Gerichts- und Verwaltungsstrafen. 

Dieses Manifest ist in Leningrad mit ungeheurem Beifall als 
eine besonders große Errungenschaft begrüßt worden. Im Grund 
enthält es nicht besonders viel. Die in Aussicht gestellten Sum- 
men sind für das Riesenland und seine Bevölkerung sehr 
gering, die angekündigten Maßnahmen sozialer Wohlfahrt sind 
zusammenhangslos dadda; Hauptstück, die Einführung des 
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Sieben-Stunden-Arbeitstages ist so verklausuliert, 
daß sie zunächst kaum ersthaft in Frage kommen kann. Die 
Erleichterungen an die Bauernschaft besagen selbstverständ. 
liches; höchstens die Zusagen betreffend der Versicherung wirken 
einigermaſten. 


iemand wird glauben, daß dieses Manifest eine inter- 
nationale Schlagkraft habe. Dafür haben sich die Zeit und die 
die Zeit bestimmenden Gesetze doch zu sehr geändert. Nach innen 
aber ist das wesentlichste die „S m y t s c h k a“, der Bund zwischen 
Stadt und Land, der so nachdrücklich mit Worten und in den 
einzelnen Maßnahmen herausgearbeitet wird. 


HI. 


Gerade an diesem Manifest ist aber der Konflikt mit 
der Opposition einen erheblichen Schritt weitergegangen. 
Vom 21.—23. tagte in Moskau das Plenum der Zentralkommission 
und der Zentralkontrollkommission der Kommunistischen 
Partei. Es bereitet die Tagesordnung vor, die das politische 
Büro ihm für den 15. Parteitag vorlegte und die Richtlinien für 
den fünfjährigen Plan der Volkswirtschaft (siehe oben) und die 
Arbeit auf dem Dorf umfassen soll. Dafür sind Thesen ver- 
öffentlicht worden (Iswestija 25. 10.) als Grundlage einer Partei- 
diskussion, die ja jetzt zugelassen werden soll. In dieser Be- 
ziehung faßte das Plenum am 23. folgenden Beschluß: 


1. Auf Grund der Entschlieſtung der 10. Parteikonferenz, die Thesen 
des Zentralkomitees zur Tagesordnung der Konferenz spätestens einen 
Monat vor Eröffnung der Konferenz zu publizieren und gemäß dem Be- 
schlusse des Plenums des Zentralkomitees und der Zentral-Kontroll-Kom- 
mission vom August 1927, die von dem gegenwärtigen Plenum des Zentral- 
komitees und der Zentral-Kontroll-Kommission gebilligten Thesen sofort 
nach Beendigung der Arbeiten des Plenums zur Diskussion in den Partei- 
versammlungen in der Presse zu veröffentlichen. 

i 2. Auf Grund der Entschließung des Plenums des Zentralkomitees und 
der Zentral-Kontroll-Kommission vom August 1927 bei der Zeitung „Prawda“ 
ein Diskussionsblatt (Diskussionny listok) herauszugeben, in dem abge- 
druckt werden sollen: Antithesen, Korrekturen zu den Thesen des Zentral- 
komitees, konkrete Vorschläge zu den Thesen, kritische Artikel usw. 

Die Diskussion zu führen im Sinne des nachstehenden Beschlusses 
der 10. Parteikonferenz: „Jede Parteiorganisation hat aufs strengste darauf 
zu achten, daf die unbedingt notwendige Kritik der Mängel in der Partei, 
jede Analyse der allgemeinen Parteilinie oder die Stellungnahme zu ihrer 
praktischen Tätigkeit, die Prüfung der Durchführung ihrer Entscheidungen 
und der Mittel, gemachte Fehler zu korrigieren usw. erörtert werden, nicht 
vom Standpunkt von Gruppen, die zu irgendeiner „Plattform“ und dergl. 
neigen, sondern vom Standpunkt aller Mitglieder der Partei. 

4. Das Politbüro des Zentralkomitees und das Präsidium der Zentral- 
Kontroll-Kommission haben darauf zu achten, daß die Diskussion in einem: 
Rahmen und in einem Ton durchgeführt wird, der mit der Würde der 
Partei und mit den kameradschaftlichen Beziehungen ihrer Mitglieder unter- 
einander zu vereinbaren ist. 


In Ausführung dieses Beschlusses wird der „Prawda“ ein Dis- 
kussionsblatt beigegeben. 
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Die „Losungen zum 10. Jahrestag“, die das Zentralkomitee 
zugleich erließ, 93 an der Zahl, bieten nichts, was nicht schon in 
jenem Manifest gestanden hätte. Gleichzeitig faßte das Plenum 
den Beschluß, Trotzki und Sinowjew aus der Partei 
auszuschließen, nachdem am 17. Oktober schon Wujovitsch 
aus der Partei ausgeschlossen worden war. Der Beschluß gegen 
Trotzki und Sinowjew besagt, daß das Plenum im August 1927 

rößte Geduld gegen die beiden bewiesen hätte, damit sie ihre 
Erklärung vom 8. 8. ausführen könnten. ‚Trotzdem haben 
Trotzki und Sinowjew schon zum zweiten Mal die Partei betrogen 
und die von ihnen übernommenen Verpflichtungen gebrochen, 
nicht nur, daß sie keineswegs die Elemente einer Fraktionsbil- 
dung unterdrücten, sondern indem sie sogar den Fraktionskampf 

egen die Partei und ihre Einheit so führten, daß er an die Bil- 
dan einer neuen antileninschen Partei im Bunde mit bourgeoisen 
Intelligenten streifte.“ Desgleichen wurde das gesamte Material 
über die Verschwörertätigkeit der Leiter dieser Trotzkiopposition 
(Geheimdruckerei, Verbindung mit den Renegaten, Ruth Fischer) 
ebenso wie aus der Gruppe Smirnow-Sapronow dem 15. Partei- 
kongref zur Untersuchung übergeben, dem damit förmlich die 
letzte Entscheidung der ganzen Angelegenheit übertragen ist. In 
einer Mitteilung an die Presse gab das Plenum zugleich bekannt, 
daR die Opposition auch auf das schärfste gegen die Einführung 
des Siebenstundentages im Leningrader Manifest aufgetreten sei. 

Der Beschluß ist früher gekommen als man erwartete, und 
er bereitet ohne Zweifel die Ausschlieſtung Trotzkis und seiner 
Anhänger aus der Partei überhaupt vor. Aus den Auseinander- 
setzungen (Nr. 1 des „Diskussionsblatts“ als Beilage der „Prawda‘) 
ergibt sich immer noch kein vollständiges Bild, aber man sieht, 
wie scharf die Geister aufeinanderplatzen und wie nahe man der 
Spaltung ist. Die Opposition betätigt und fühlt sich schon als 
eigene Bartei (Name: Bolschewisten-Leninisten). Die Mehrheit 
wirft Trotzki und seinen Freunden vor, daß sie mit den Weiß- 
gardisten, also der Gegenrevolution in Verbindung stünden, 
arbeitet mit Mitteln wie der Veröffentlichung alter Briefe Lenins 
aus 1917 gegen Sinowjew und Kamenew (Iswestija 1. November) 
und greift sogar schon mit der GPU in den Parteistreit ein. 

Man ist, wie gesagt, im Beginn des Endkampfes, der ab 
1. Dezember auf dem Parteikongreſt zum Abschluß kommen soll 
und der sich persönlich zwischen Trotzki und Stalin abspielt. 
Sinowjew läßt kaum etwas von sich hören, Kamenew desgleichen 
nicht, alles dreht sih um Trotzki und Stalin. 

Sachlich ist nichts neues zu erwähnen; das allgemein 
wichtige ist im Einführungsartikel dieses Heftes gesagt. Das 
Problem ist, wo die organisierten Kräfte dieses Staats- 
wesens stehen werden, also der Apparat des Beamtentums und 
vor allem die Armee, in der Trotzki sicher heute noch Volks- 
tümlichkeit genießt. Deshalb wurden wohl auch die Enthüllungen 
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über einen angeblichen Plan eines Militärputsches verbreitet. 
Daß die Mehrheit der Bürokratie gegen Trotzki und die Oppo- 
sition ist, ist kaum zweifelhaft. Auch die Mehrheit der Arbeiter- 
schaft wird gegen sie sein. Stalin hat für sich die ganze Par- 
teiorganisation, seine eigene überlegene zielbewußte Ruhe und 
einen sehr wichtigen Bundesgenossen, die Sehnsucht nach 
Ruhe im Volke überhaupt, das diese Parteikämpfe, die Er- 
schütterungen und Aufregungen der hinter ihm liegenden zehn 
Jahre gründlich satt hat und todmüde ist. 


IV. 


Im Oktober spielte sich in Moskau ein Prozeſt gegen eine 
Gruppe von Spionen zugunsten Englands ab, Mitglieder der 
früheren Armee, Söhne früherer Moskauer Millionäre, darunter 
die beiden Söhne des deutsch-russischen Millionärs Prove. Der 
Prozeß, der am 24. mit der Verurteilung der beiden Brüder Prove 
und eines dritten zum Tode endete, war unter ähnlichen bedeu- 
tungsvoll, weil er die frühere englische Botschaft, besonders ihren 
ersten Sekretär Charnok schwer belastete. Der Prozeß erwies, 
daß die Angeklagten jahrelang der englischen Botschaft in Moskau 
durch Vermittelung dieses Mr. Charnok regelmäßig militärische 
Geheimnisse des Sowjetstaates verraten hatten und daß die eng- 
lische Botschaft diese Spionagetätigkeit unter dem Schutz der 
Exterritorialität sehr ungeniert betrieben hat. 

Der Prozeß gegen den Mörder Petljuras in Paris ist 
in Moskau mit größter Aufmerksamkeit verfolgt worden. Wie 
erinnerlich, wurde der frühere ukrainische Hetman Petljura am 
25. Mai in Paris durch einen jüdischen Uhrmacher Schwarzbart 

etötet, der Rache für die Juden-Pogrome in der Ukraine an 

etljura nehmen wollte. Der Prozeß spielte sich als ein poli- 
tischer Prozeß ersten Ranges ab und führte zur Erörterung der 
Vorgänge und Kämpfe in der Ukraine nach dem A a 
Skoropadskis. Auf der einen Seite wurde der Täter als Rächer 
der Jude gefeiert, auf der anderen suchte man ihm zu beweisen, 
daß er Kommunist und bezahlter Agent der Sowjetregierung sei. 
Die Moskauer „Prawda“ (23. 10.) schrieb dazu: 


„Man kann jetzt schon behaupten, daß dieser Mordprozefl weit über 
den Rahmen einer gewöhnlichen Sensationsaffäre hinausgeht. Der Prozeß 
gegen Schwarzbart zwingt die ganze Welt, nochmals das Kapitel 1919 der 
ukrainishen Geschichte durchzublättern, wo mit blutiger Schrift die Toten 
der ukrainischen Gegenrevolution verzeichnet sind, die unter der Fahne 
der Demokratie und sogar des Sozialismus agierte. Ob die Verteidiger 
des Petljura-Systems es wollen oder nicht, sie werden gezwungen sein, der 
ganzen Welt das wahre Gesicht jener kleinbürgerlichen Nationalisten zu 
zeigen, die dem Vormarsch der Srolelarischen Revolution mit Judenpogromen 
Widerstand zu leisten versuchten. Auf der Anklagebank sitzen tatsächlich 
sie und nicht die Schwarzbarts.“ 


Für die polnische Presse freilich war wesentlicher, daß Petljura 
ja Verbündeter Pilsudskis gegen den Bolschewismus gewesen 
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war, während für die ukrainische Presse, namentlih die in 
Sowjetrußland, gerade das gravierend war: Petljuras Vertrag 
mit Polen, in dem dieser für den Fall eines gemeinsamen Sieges 
über die Bolschewisten Ostgalizien und Wolhynien dem pol- 
nischen Staate überlassen hätte. Immerhin galt Petljura doch in 
weiten Kreisen der Ukraine als Nationalheld. Übrigens war er 
organisierter Sozialdemokrat und programmatisch für die Be- 
freiung der Juden festgelegt. In dem Prozeß, der eine ungeheure 
Menge von Zeugen aufführte, war am bemerkenswertesten die 
Aussage des bekannten Dr. Leo Motzkin, für den Petljura zwar 
die Freiheitsbewegung der Ukraine verkörperte, nach dem aber 
der Ermordete doch die Pogrome nicht verhindert habe. Der 
Mörder wurde am 26. Oktober freigesprochen. Tiefergehende 
Be Nachwirkungen dürfte weder die Tat noch der Prozeß 
en. 


t 


V. 


Für die englisch- russiscken Beziehungen sind zu 
registrieren die in Rußland sehr beachteten Ausführungen Lloyd 
Georges über die Möglichkeit, daß Trotzki einmal Diktator 
werden könnte, der Besuch einer starken englischen Arbeiter- 
delegation zum Jubiläum und das Auftreten des englischen Ge- 
sandten in Riga, Vaughan, in den Zeitungen gegen die Ratifi- 
zierung des lettisch-russischen Handelsvertrages durch Lettland 
am 26. 10., eine so auffällige Form der Intervention, daß der 
Widerspruch in Rußland sehr verständlich war. 

Die polnisch- litauische Spannung und die nach Genf 
5 Beschwerde Litauens beschäftigt in Moskau sehr. Die 
ernöstlichen Angelegenheiten sind ganz zurückgetreten. In 
Leningrad während der Tagung des Zik haben Litwinow und 
Karachan Gelegenheit genommen, vor Arbeiterversammlungen 
den Friedenswillen Sowjetrußlans erneut zu 
tonen. So erklärte Karachan, daß die Sowjetregierung alles 
tue, um den Augenblick des unvermeidlichen Zusammenstoßes 
zwischen der Sowjetunion und der kapitalistischen Welt mög- 
lichst weit hinauszuschieben. In diesem Bestreben werde sie 
durch vier Momente unterstützt: durch den Antagonismus 
zwischen den kapitalistischen Staaten, durch die Freundschaft der 
Ostvölker zur Sowjetunion, durch die wachsende Arbeiter- 
bewegung in allen Ländern und durch das ständige Wachsen der 
Kräfte der Sowjetunion. 


In diesen Friedenswillen gehört der Entschluß zur Teilnahme 
an der Abrüstungskonferenz herein, den Tschitscherin 
dem Völkerbund wie folgt am 31. Oktober mitteilte: 


„Nach Empfang der Note des Völkerbundsrats vom 12. Dezember 1925, 
in welcher die Union der sozialistischen Räterepubliken eingeladen wurde, 
sich in der vorbereitenden Abrüstungskommission vertreten zu lassen, und 
nach der in dieser Sache gewechselten Korrespondenz war es der Regierung 
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der Union der sozialistischen Räterepubliken nicht möglich, an der Arbeit 
der vorbereitenden Kommission teilzunehmen, weil diese auf Schweizer- 
boden einberufen worden war. Da der Zwischenfall zwischen der Union 
und der Schweiz durch das Protokoll vom 14. April dieses Jahres gelöst ist, 
habe ich die Ehre, Ihnen mitzuteilen, daß die Regierung der Union bereit 
ist, an den Arbeiten der Vorbereitenden Kommission teilzunehmen, und 
ich bitte Sie, mir Ort und Zeitpunkt der nächsten Zusammenkunft der Vor- 
bereitenden Kommission sowie deren Tagesordnung bekanntzugeben.“ 

Die „Genfer Resolution“ nahm ja ausdrücklich die Mitarbeit 
der Staaten, die nicht zum Völkerbund gehören, vor allem Ruf- 
lands und der Vereinigten Staaten von Amerika, in Aussicht. 
Rußland erklärt so seine Bereitwilligkeit, an der am 30. November 
beginnenden Konferenz mitzuarbeiten. Natürlih nimmt die 
F gleich Gelegenheit, in der bekannten Weise Ruß- 
lands Standpunkt zu bezeichnen (Iswestija 31. 10.): 

„Diejenigen, die von der Wichtigkeit der Teilnahme der Sowjetunion 
an der Arbeit für die Abrüstung sprechen, werden sich entweder mit dem 
Erscheinen der Vertreter der Sowjetunion in Genf abfinden oder vor der 
ganzen Welt ıhr doppeltes Spiel enthüllen müssen. 

Es wird an dem Vorbehalt der Sowjetunion in ihrer Antwort an das 
Völkerbundssekretariat vom 16. Januar 1926 erinnert, worin gesagt wurde, 
die Bereitschaft der Sowjetunion, an den Abrüstungsarbeiten teilzunehmen, 
bedeute keinesfalls, daß sie sich den Beschlüssen des Völkerbundsrats hin- 
sichtlich des Abrüstungsproblems anschließfe. 

Ebenso schließt sich die Sowjetunion, indem sie den Völkerbund von 
ihrer Bereitschaft, an den Arbeiten der Abrüstungskommission teilzunehmen, 
in Kenntnis setze, in keiner Weise irgendwelchen Beschlüssen oder Aus- 
führungen des Völkerbundes hinsichtlich der Schiedsgerichtsbarkeit und der- 
gleichen an.“ 

Diese Ausführungen überraschen durchaus nicht, setzen aber 
die Bedeutung des russischen Entschlusses, mitzuarbeiten, nicht 
herab, der unter allen Gesichtspunkten von Wichtigkeit ist. Die 
unbekannte Größe der russischen Rüstung war und ist ein Hin- 
dernis für die Abrüstungsarbeiten, und die Vorbehalte, die eine 
ganze Reihe von Staaten, gegen die 3 mit der Berufung 
auf den Rüstungsstand Rußlands machen, werden nun entkräftet. 
Das gilt besonders für Estland, Lettland, Polen, Finnland und 
Rumänien. 

Es ist bezeichnend und begreiflich, daß die englische Presse 
besonders nachdrücklich diesen Entschluſt begrüßt, in dem Ruß- 
land versucht, aus der internationalen Isolierung herauszu- 
kommen, und der wohl nicht ohne Absicht so nahe am Jubiläum 
veröffentlicht worden ist. Man erkennt in ihm die Richtung und 
den Willen Stalins, dessen außen- und innenpolitische Ab- 
sichten und Pläne durch die Opposition und die Kämpfe mit ihr 
gelähmt werden. 


Abgeschlossen am 6. November 1927. 


i 
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Geistiges Leben. 
Von Arthur Luther. 


Zehn Jahre Räterepublik! Gleichviel, wie man politisch ein- 
gestellt sein mag, man -wird dieses Jubiläum „mit einem nassen, 
einem heitern Auge“ feiern. Es ist sehr viel zerstört worden in 
den ersten Jahren der Revolution, es ist aber auch eine sehr grofe 
Aufbauarbeit geleistet worden in den folgenden Jahren; die 
Befürchtung, Rußland werde untergehen in Blut und Schmutz, 
bat sich nicht erfüllt. Rußland lebt und wächst, schafft und 
arbeitet. 

Wie weit das ein Verdienst der Räteregierung und des Kom- 
munismus ist, mag dahingestellt bleiben. Fin starkes und gesun- 
des Volk wird auch unter der schlechtesten Regierung sich vor- 
wärts entwickeln, einem dekadenten Volk kann auch die beste 
Regierung nicht helfen. Nicht zu leugnen ist es, daſt durch die 
Revolution in Ruſtland neue Kräfte im Volke lebendig geworden 
sind, die bis dahin verhindert waren, sich frei zu entfalten, daſt 
Be völkerungsschichten, die bis dahin im Kulturleben der Nation 
überhaupt nicht mitzählten, nun zum Lichte zu drängen begannen 
und gegenwärtig schon eine Rolle spielen, die nicht mehr über- 
sehen werden kann. Ebenso ist es nicht zu leugnen, daß die vielen 
kleinen Nationen und Völkerstämme, aus denen sich die Union 
der Räterepubliken zusammensetzt, heute ganz andere Entwick- 
lungsmöglichkeiten vor sich sehen als noch vor anderthalb Jahr- 
zehnten. Gewiß ist es grotesk, von baschkirischem oder tschu- 
waschischem Kommunismus zu reden, vom Klassenkampf bei 
Tscheremissen und Tungusen, die durchaus noch im patriarchali- 
schen Zeitalter leben, aber daß diese Völker jetzt ihre nationale 
Eigenart ganz anders entwickeln können als früher, steht außer 
Zweifel. as ihnen an sogenannten „Ideen“ von Moskau zuge- 
tragen wird, kann die Geister wohl für eine Zeitlang verwirren, 
muf aber schließlich- verkümmern und verschwinden, weil es 
keinen Nährboden hat. Was bleibt, ist die selbständige und immer 
selbstbewußtter werdende nationale Entwicklung. Und daß auch 
das wissenschaftliche Studium der Sprachen, Sitten, Gebräuche 
usw. dieser in früheren Zeiten kaum beachteten, „Fremdvölker“ 
in den letzten Jahren stark gefördert worden ist, läßt sich durch 
den Hinweis auf eine ganze Reihe neuerer Publikationen leicht 
erhärten. 

Man hat Lenin öfter mit Peter dem Großen verglichen. Eine 
gewisse Ähnlichkeit ist tatsächlich vorhanden. Hier wie dort ein 
rücksichtsloser Neuerer, der seinen Willen mit allen ihm zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln durchsetzt, von keinen moralischen 
Hemmungen beirrt, der in wenigen Jahren ein Ziel erreichen will, 
zu dessen Erreichung es bei anderen Völkern einer jahrhunderte- 
langen stufenweisen Entwicklung bedurfte. Selbstverständlich 
mußte das Übereilte, Überhitzte der „Reform“ sich rächen. Erst 
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als unter Katharina II. die Entwicklung in ruhigeren Bahnen zu 
laufen begann, war das Werk Peters gesichert. Und auch im 
heutigen Rußland hat man längst erkannt, daß der „Kriegskom- 
munismus“, wie man jene Zeit des Experimentierens und Pro. 
bierens beschönigend nennt, ein Irrtum war — wenn man das 
auch noch immer nicht offen eingestehen will. Der Glaube an 
das Gottesgnadentum des Proletariats ist längst geschwunden; 
die anfangs ausgestoßenen „bürgerlichen“ Gelehrten, Techniker 
usw. sind, soweit sie nicht gestorben oder ins Ausland geflüchtet 
sind, auf ihre alten Posten zurückgekehrt, ebenso wie die Organi- 
sation der Roten Armee in weit geringerem Maße ein Werk 
Trotzkis, des heute so viel umstrittenen, als der Offiziere des 
alten Heeres ist, denen Vaterland und Nation schließlich wichtiger 
waren als die Regierungsform. Das alte Mißtrauen ist freilich 
auf beiden Seiten noch in hohem Maße vorhanden. Noch immer 
besteht in Rußland eine Zensur, die an Strenge der alten zaristi- 
schen nicht nachgibt, noch immer gibt es Wissenschaften, die in 
Rußland auf dem Index stehen, wie z. B. jeder Art metaphysische 
Philosophie — von Religion gar nicht zu reden (man les z. B. 
die ausführliche Bes las des ui von Henri Bar- 
busse in der führenden russischen Zeitschrift „Petschatj i revo- 
Ijuzija“, — wie hier das lebhafteste Bedauern ausgesprochen 
wird, daß Barbusse mit seinem Buch der antireligiösen Propa- 
anda in den Arm falle, daß der Sinn seiner revolutionären 
ätigkeit durch dieses Buch verdunkelt und verwässert werde 
usw.). Aber auf dem Gebiete der sozusagen „neutralen“ 
Wissenschaften ist in den letzten Jahren in Rußland wieder sehr 
Bedeutendes geleistet worden und die Jubelfeier der Peters- 
burger Akademie vor zwei (rn war schließlich auf keinen 
anderen Grundton gestimmt als auf den: Es geht wieder vorwärts, 
wir können wieder arbeiten, wieder schaffen, wieder forschen! 
Die exakten Wissenschaften sind allerdings immer noch die 
bevorzugten. Aber wenn man sich der vielen wertvollen Arbei- 
ten aus den Gebieten der Altertumswissenschaften, der Lin- 
guistik, der Kunstgeschichte erinnert, von denen in diesen Über- 
sichten ja häufig genug die Rede war, so muß man zugeben, daß 
auch die Geisteswissenschaften nicht mehr das Aschenbrödel sind, 
das sie vor einem Jahrzehnt noch waren. Oft hat man sogar den 
Eindruck, als nähme sich die Räteregierung gewisser geistes- 
wissenschaftlicher Disziplinen mit besonderer Liebe und Sorgfalt 
an, — man denke etwa an die weitgehende Unterstützung, die 
von der Regierung den Restaurationen von Kunstdenkmälern 
zuteil geworden ist und weiter zuteil wird, in so hohem Maße. 
daß von denen, die royalistischer sind als der König, bereits 
Proteste laut werden: man brauche eine Kirche bloß für ein 
Kunstdenkmal zu erklären und sie werde vom Staat erhalten und 
restauriert; man brauche nur zu sagen, in dem und dem Hause 
habe Puschkin oder Gribojedow verkehrt, und es wird, statt zu 
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Arbeiterwohnungen ausgebaut zu werden, in ein Museum ver- 
wandelt, und das alles auf Kosten der werktätigen Arbeiter- und 
Bauernbevölkerung! 

Daft der Räteregierung das Interesse der reinen Wissen- 
schaft und reinen Kunst dabei vor allem am Herzen liegt, wird 
man trotz dieser eifrigen Bemühungen bezweifeln dürfen. Auch 
hier wieder eine Analogie zu der Zeit Peters des Großen. Wie 
die ganze Reform Peters im Dienste des Machtgedankens stand, 
so stehen alle geistigen Bestrebungen der Lenker der Geschicke 
des heutigen Ruflland im Dienste des kommunistischen Gedan- 
kens. Wenn Peter der Große die Gründung einer Akademie der 
Wissenschaften in seiner neuen Residenz hauptsächlich auch des- 
wegen plante, weil er hoffte, seine Gelehrten würden das per- 
petuum mobile entdecken und dadurch Ruſtlands Ruhm erhöhen, 
den Beweis liefern, daß es auch im geistigen den alten Kultur- 
staaten nicht nachstehe, so werden im heutigen Rußland byzan- 
tinische Fresken in Kijewer Kirchen aufgedeckt und griechische 
Altertümer in der Krim ausgegraben, um zu zeigen, daf die 
Musen auch dem Kommunismus nicht fremd sind, daß der kom- 
munistische Staat Kunst und Wissenschaft nicht verachtet, sondern, 
ihren großen Bildungswert erkennend, sie in jeder Weise zu 
fördern bemüht ist, daß also das auf seine alte Kultur so stolze 
bürgerliche Europa von dem Übergang zum Kommunismus keine 
Vernichtung seiner Schätze zu befür ten braucht, sondern daß 

iese im neuen Staat noch viel sorgfältiger und liebevoller gehütet 
werden sollen als im alten. 

Freilich, soweit es sich nicht um das bloße Feststellen von 
Tatsachen durch die Wissenschaft handelt, sondern um deren 
Ausdeutung, hat der Geisteswissenschaftler in Rußland heute 
noch immer einen schweren Stand. Es gibt nur eine Geschichts- 
auffassung — die marxistische. Der Forscher: der diese Auf- 
fassung nicht teilt. findet nicht leicht ein Arbeitsgebiet, auf dem 
er sich ungehindert betätigen kann. Gewiſt können durch die 
marxistische Einstellung oft ganz neue, überraschende Gesichts- 

unkte gewonnen ven kann manches Unerklärliche aufge- 

ellt und richtig gedeutet werden. Man wird einem Werk, wie 
die jetzt auch in deutscher Übersetzung erscheinende „Geschichte 
Rufllands“ von M. Pokrowskij, seine Anerkennung nicht versagen 
können, so stark es auch an vielen Stellen zum Widerspruch reizt 
und so sehr es geboten erscheint, die Darlegungen des marxisti- 
schen Historikers mit Vorsicht und Kritik zu lesen. Aber es 
berührt doch eigentümlich, wenn der auf sehr gründlichen Studien 
beruhenden, durchaus objektiv darstellenden Monographie von 
Alexandra Müller „Das Leben der ausländischen Künstler in 
Rufiland“ (Leningrad: Academia 1927) ein Vorwort des Genossen 
W. Newskij vorausgeschickt wird, in dem es heißt, die Verfasserin 
lasse zwar eine klassenmäfige Einstellung zu ihrem Thema ver- 
missen, sie betone nicht scharf genug, daf die ausländischen 
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Künstler nicht nach Rußland kamen, um den breiten Massen der 
Werktätigen zu dienen, sondern nur um die Paläste der Vor- 
nehmen, später der Bourgeoisie mit ihren Werken zu schmücken; 
dennoch sei ihr Buch wert, gelesen zu werden, weil es viel neues 
Tatsachenmaterial enthalte, dessen richtige Ausdeutung der Zu- 
kunft vorbehalten bleibe. Die Anwendung der marxistischen 
Methode auf die Geschichte und Theorie der Kunst befinde sich 
erst im Anfangsstadium „und selbst in unserem Lande, wo unserer 
festen Überzeugung nach der Sieg des Proletariats gesichert ist. 
könnte man nur wenige marxistische Arbeiten zur Kunstgeschichte 
nennen, und auch von diesen fallen die besten, wie z. B. die von 
Plechanow, noch in die vorrevolutionäre Zeit“. 

Also keine strikte Ablehnung mehr, sondern milde, beinahe 
schon wohlwollende Duldung. Es ist in der Wissenschaft nicht 
anders als in der schönen Literatur: von dem Streit der 21575 
stowzy (die auf dem Posten Stehenden) mit den Poputschiki (Mit- 
läufern) war hier ja schon mehrfach die Rede. Die mißlungenen 
Experimente mit den Proletkulten, dem kollektiven Schaffen, den 
Arbeiterfakultäten sind doch nicht vergeblich gewesen. Man hat 
erkannt, daß die Fähigkeit, wissenschaftlich zu denken, wissen- 
schaftlich zu arbeiten, nicht im Handumdrehen erworben werden 
kann, daR aus einem noch so intelligenten, noch so tüchtigen 
Schmiedegesellen oder Mechaniker nicht in drei Jahren, bloß kraft 
seiner proletarischen Herkunft und durch den Besuch der Arbeiter- 
fakultät (Rabfak), ein ebenso tüchtiger Biologe oder Sprach- 
forscher werden kann. Man hat auch erkannt, wie sehr man sich 
ins eigene Fleisch schnitt, als man die Hochschulen von den Stu- 
denten bourgeoiser Abstammung „säuberte“; man hat eingesehen 
oder beginnt einzusehen, daß es Raubbau an der Nation bedeutet, 
wenn die geistig regsten Frauen, um ganz im Dienste der Partei 
aufgehen zu können, keine Kinder haben wollen (vgl. die sehr 
aufschluſtreichen Aufsätze des ukrainischen Arztes S. Weiſtberg 
in der „Zeitschrift für Sexual wissenschaft“); man ist mehr denn 
je besorgt um den Nachwuchs. Die 5 des Analpha- 
3 hat sich nicht so schnell durchführen lassen, wie man 
geglaubt hatte, von einer allgemeinen Schulpflicht ist man noch 
weit entfernt, die Ergebnisse der Abgangsprüfungen in den 
höheren Schulen geben zu den ernstesten Besorgnissen Anlaſt, 
selbst mit der neuen, vereinfachten Orthographie stehen nicht nur 
viele Abiturienten, sondern auch Lehramtskandidaten und sogar 
beamtete Lehrer auf dem Kriegsfuſte, das Rowdytum (Hooligan- 
tum) nimmt beängstigende Dimensionen an, das Problem der 
obdachlosen Kinder ist noch immer nicht gelöst — kurz. man sieht 
sich ungeheuren Schwierigkeiten e die mit den bisheri- 
pen Mitteln nicht überwunden werden können. Mit leidenschaft- 
ichem Eifer wird nach neuen Mitteln gesucht. Man ist sich ferner 
klar darüber — wenn man es auch nicht gerade offen eingesteht 
— daß nicht nur der Krieg und die wirtschaftliche Not diese 
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traurigen Verhältnisse geschaffen haben, sondern daß die Fehl- 
griffe der Revolution ihr gut Teil Schuld haben. Auf keinem 
Gebiet wird vielleicht im heutigen Rußland so viel gearbeitet und 
— so kühn experimentiert wie auf dem der Pädagogik und 
Psychologie. Darüber ist in diesen Blättern oft genug zu lesen 
gewesen; sehr lehrreich war die russische Ausstellung für Schul- 
wesen in diesem Sommer. Solche Ausstellungen, ebenso wie 
die Berichte von Russen und Ausländern, die unter russischer 
Führung russische Anstalten besichtigt haben, können allerdings 
mitunter zu unrichtigen Schlußfolgerungen verleiten: Ange- 
strebtes und wirklich Frreichtes vird nicht immer scharf ausein- 
andergehalten, das an einer Stelle Gesehene wird nur zu leicht 
verallgemeinert. Man braucht deswegen noch nicht gleich von 
Potemkinschen Dörfern zu reden (deren Existenz übrigens keines- 
wegs vollständig geleugnet werden soll), — der Gastgeber wird 
seinem Besuch immer eine bessere Sorte Zigarren anbieten als 
die, welche er selbst täglich zu rauchen pflegt, und der Lehrer, 
dessen Klassenunterricht der Schulrat beiwohnt, wird vielleicht 
nicht nur die besten Schüler an die Tafel rufen, shon um nicht 
Verdacht zu erregen, aber er wird auch nicht gerade den Ultimus 
in seiner Ruhe stören. Ein wertvolles Korrektiv zu den mehr 
oder weniger offiziellen Berichten über russisches Bildungswesen 
sind die belleiristichen Werke, die sich mit der russischen 
.Jugend von heute“ beschäftigen, wie z. B. die Erzählungen von 
Pantelejmon Romanow aus dem Studentenleben und die Gymna- 
siastengeschichte von Ogniow „Das Tagebuch des Kostja Riab- 
zew', über die an dieser Stelle ausführlich berichtet wurde, und 
die demnächst auch in einer vollständigen deutschen Übersetzung 
erscheinen soll. Was heute in Rußland geleistet wird auf dem 
Gebiete der Arbeits- und Produktionsschule, die Organisation 
der Schulgemeinden, die Versuche mit dem sogenannten Dalton- 
system. die Arbeiten der Bibliotheken zur Erforschung der 
Psychologie und Soziologie der Leser — das alles verdient größte 
Beachtung, mag uns auch noch so vieles utopisch erscheinen, mögen 
die Statistiken auch vielfach falsch, die Schlußfolgerungen, die 
aus ihnen gezogen werden, willkürlich sein, mag uns, die wir an 
eine langsamere, stetigere Entwicklung gewöhnt sind, oft auch 
ein Grauen ankommen angesichts der Kühnheit gewisser russi- 
scher Experimente. Wir können und dürfen diese Experimente 
nicht wiederholen, schon weil wir nicht über das unbegrenzte 
Menschenmaterial der Russen verfügen und daher vorsichtiger, 
sparsamer sein müssen, auch weil wir, Individualisten, die wir 
nun einmal sind und immer bleiben werden, mehr Achtung vor 
der Einzelpersönlichkeit haben und uns ihr gegenüber in höherem 
Maße verantwortlich fühlen, aber wir können uns viele von den 
Russen gemachte (auch negative!) Erfahrungen zunutze machen, 
wir können von ihnen lernen. 


* 
* 
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In unserer letzten Übersicht war die Rede von den Aus- 
rabungen islamischer Altertümer in der Krim. Ein noch größeres 
nteresse erweckt der ausführliche Bericht des Sekretärs der Staat- 

lichen Akademie für Geschichte der materiellen Kultur Farma- 
kowskij über die unter seiner Leitung vorgenommenen Ausgra- 
bungen in dem alten Olbia am Schwarzen Meer (1924—1926), die 
eine Menge (über 1300) Gegenstände aus der griechischen und rö- 
mischen Zeit an den Tag gefördert haben, u. a. Säulen aus der rö- 
mischen Kaiserzeit, eine große Anzahl Marmorgefäſte, Bruchstücke 
von Statuen und Reliefs, die auf das Vorhandensein eines Apollo- 
tempels schließen lassen. Auf dem Gebiet der früheren Marine- 
Signalstation wurden drei Kulturschichten entdeckt, eine spät- 
Bellen e eine frühhellenistische und eine archaische, an dem 
sogenannten Zeushügel — fünf Schichten, von denen die vierte 
und fünfte in der Anlage einen starken Einfluß der milesischen 
Kultur zeigen. Unter den Gegenständen, die bei der örtlichen 
Bevölkerung gefunden und für die staatlihen Sammlungen 
erworben wurden, nennt Farmakowskij einen archaischen Mar- 
mortorso, Bruchstücke einer Kolossalfigur eines Löwen (Marmor) 
und eine goldene Fibel in Gestalt eines Löwenhauptes aus dem 
6. Jahrhundert v. Chr. | 

Angesichts der Fülle dieser Funde ist es begreiflich, daf die 
stark bereicherten staatlichen Sammlungen zum Teil neu geordnet 
werden müssen. In der Petersburger Eremitage sind in diesem 
Herbst drei große Abteilungen neu eröffnet worden. In sechs 
Sälen des dritten Stocks ist die byzantinische Sammlung aufge- 
stellt; von diesen ist ein ganzer Saal dem byzantinischen Cher- 
sones gewidmet, d. h. enthält Gegenstände, die auf jetzt russi- 
schem Boden gefunden worden sind; ein zweiter Saal enthält 
in der Krim gefundene Denkmäler aus der Völkerwanderungs- 
zeit. Nicht weniger als zwölf Säle sind der griechisch-skytischen 
Abteilung eingeräumt. Sie enthalten Ergebnisse der Ausgra- 
bungen von Kertsch, Chersones, Olbia, der Umgegend von Ulan- 
Bator und dem Kreise Minusinsk im Jenissei-Gebiet. Die Mehr- 
zahl der ausgestellten Gegenstände stammt aus der Bronzezeit. 
Es befinden sich viele, vor allem skytische, Unica darunter. Eine 
vollständige Neuordnung hat endlich die Abteilung des Nahen 
Ostens erhalten, die jetzt in den früheren Gemächern Nikolaus Il. 
a ist. Dieser Abteilung sind vor allem die neuesten 
Forschungen im Kaukasus zugute gekommen. 
* 


* 

Einige neuere literarhistorische Publikationen verdienen Be- 
achtung. N. Guse w berichtet in der Zeitschrift „Petschatj i revo- 
IjuzijGa von einer neuen Erwerbung des Tolstoj-Museums: es 
handelt sich um % Briefe Tolstoj s an den Dichter Feth. Die 
meisten dieser Briefe sind zwar schon von Feth selbst veröffent- 
licht worden, doch zeigt der Vergleich der Originale mit dem 
ersten Abdruck, daß Feth mit Tolstojs Briefen sehr willkürlich 
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umgesprungen ist. Er hat nicht nur belanglose Mitteilungen, die 
für einen weiteren Leserkreis keine Bedeutung haben konnten,- 
len sondern auch alle Äußerungen Tolstojs, die seinen, 
Feths, Anschauungen zu sehr widersprachen. Das gilt natürlich 
in erster Linie von Äußerungen über politische und religiöse 
Dinge (wo auch die Rücksicht auf die Zensur eine Rolle gespielt 
haben muß), aber auch von rein persönlichen Urteilen und Be- 
hauptungen. So lautet z. B. die wichtigste Stelle in dem Brief, 
in dem Tolstoj über seine Homerlektüre berichtet, im Original: 
„Wie glücklich bin ich, daß Gott mir diese Narrheit in den Kopf 
gesetzt hat, |d. h. griechisch zu lernen]! Erstens gewährt es mir 
einen hohen Genuß, zweitens habe ich mich überzeugt, daß ich 
von allem wahrhaft Schönen und einfach Schönen, was die mensch- 
liche Sprache hervorgebracht hat, bisher nichts gewußtt habe, wie 
übrigens alle, mit Ausnahme der Herren Professo- 
ren, die zwar manchmal etwas wissen, aber nichts verstehen, 
drittens freue ich mich, daſt ich nichts schreibe und nie mehr lang- 
stieliges dummes Zeug, wie „Krieg und Frieden‘, schrei- 
ben werde.“ 

Die hier durch Sperrdruck hervorgehobenen Sätze fehlen in 
allen bisherigen Ausgaben von Tolstojs Briefen, weil Feth es für 
put gefunden hatte, sie zu interdriicken (vgl. Leo Tolstoj. Ein 

eben in Selbstbekenntnissen. Hrsg. von Arthur Luther. Leipzig, 
Bibliogr. Institut 1923. S. 116). 

Noch viel grausamer ist Feth mit einem der erschütterndsten 
Selbstbekenntnisse Tolstojs umgegangen, jenem erschütternden 
Brief vom 17. Oktober 1870 aus Hyeres (vgl. das oben erwähnte 
Werk, S. 84—86), in dem Tolstoj von dem Tode seines Bruders 
Nikolaj berichtet. Die Qualen des Sterbenden haben in ihm 
Zweifel an jedem vernünftigen Sinn und Zweck des Erdenlebens 
geweckt und er schreibt: „Die einzige Wahrheit, die ich in 
32 Lebensjahren gelernt habe, läuft darauf hinaus, daß die Lage, 
in der wir uns befinden, entsetzlich ist.“ 

So war es bisher gedruckt zu lesen; tatsächlich aber hat 
Tolstoj geschrieben: „. .. daß die Lage, in die uns ein Gewisser 
gesetzt bat der furchtbarste Betrug und das gröſtte Verbrechen 
ist, für das wir keine Worte fänden (wir Liberalen), wenn ein 
Mensch einen anderen Menschen in eine solche Lage gebracht 
hätte. Also preiset Allah, Gott, Brahma! Welch ein Wohltäter!“ 

Weiter heißt es dann (die von Feth gestrichenen Sätze wieder 
gesperrt): „Nehmen Sie das Leben wie es ist, nicht Gott, 
sondern Sie selbst haben sich in diese Lage gebracht! Nun 
freilich! Ich nehme das Leben auch so wie es ist: als den ge- 
meinsten, abscheulichsten, verlogensten Zu- 
stand. Und daß ich mich nicht selbst in diese 
Lage gebracht habe, das wird dadurch bewie- 
sen,daßwirunsseitJahrhunderteneinzureden 
suchen, das wäre sehr gut. Doch sobald der Mensch 
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eine höhere Entwicklungsstufe erreicht hat, sobald er auf- 
hört, ein Dummkopf zu sein, sieht er klar, daß alles 
Unsinn und Betrug ist | 

Bereits in den Tageszeitungen erwähnt wurde das Buch des be- 
kannten Literarhistorikers Leonid Großmann über den „Fall 
Suchowo-Kobylin“, eines der interessantesten Kapitel der russi- 
schen Literatur- und Gesellschaftsgeschichte. Alexander Suchowo- 
Kobylin, dem ein sehr langes Leben beschieden war (1820—1903), 
ist der Verfasser einer der berühmtesten russischen Komödien 
„Kretschinskijs Hochzeit“ (1855), eine Hochstapleraffäre, deren 
Held der Traum jedes jungen russischen Schauspielers ist. Es 
soll gegenwärtig eine deutsche Übersetzung dieser Komödie in 
Vorbereitung sein, und es wird jedenfalls interessant sein, zu 
erfahren, ob es einem deutschen Darsteller gelingen wird, die 
Gestalt des russischen Verbrecher-Kavaliers, der die flotte Ele- 
ganz und den Leichtsinn des Chlestakow in Gogols „Revisor“ 
mit der Gerissenheit und dem Unternehmungsgeist des Helden 
der „Toten Seelen“ verbindet, einem deutschen Publikum glaub- 
haft zu machen. 

Diese Komödie nun schrieb Suchowo-Kobylin, der zu den 
glänzendsten Erscheinungen der Moskauer Lebewelt gehörte, — 
ım Gefängnis. Eine Französin, Louise Demanche, mit der er in 
nahen Beziehungen gestanden hatte, war unter sehr merkwür- 
digen Umständen ermordet worden, der Verdacht fiel auf Suchowo- 
Kobylin, er wurde verhaftet und erst nach einem endlosen Prozeß 
freigesprochen, ohne daß der Mord wirklich aufgeklärt worden 
wäre. Die Dienstboten der Ermordeten (Leibeigene S.-Koby- 
lins) hatten erst ein Geständnis abgelegt, es dann aber widerrufen, 
und die Untersuchung ergab a tatsächlich ihre völlige Un- 
schuld. Trotz des Freispruchs blieb ein gewisser Verdacht an 
Suchowo-Kobylin hängen, der ihm aber weder gesellschaftlich, 
noch literarisch geschadet hat. Er erweiterte seine Kretschinskij- 
Komödie zur Trilogie, indem er ihr noch zwei Stücke folgen lief 
„Der Prozeß“ (1862) und „Tarelkins Tod“ (1868), wohl das Bit- 
terste und Erbitterndste, was in dramatischer Form gegen die 
russische Justiz geschrieben worden ist. Beide Stücke wurden 
sofort von der Zensur verboten und gelangten erst um die Jahr- 
hundertwende zur Aufführung. An „Tarelkins Tod“ versuchte 
noch vor wenigen Jahren Meyerhold in Moskau seine „revolu- 
tionäre“ Inszenierungskunst. 

Man glaubte bisher, aus den Komödien S.-Kobylins die Ent- 
rüstung eines unschuldigen Opfers der 1 Nikolaus I. heraus- 
zuhören, — nun aber dürfte durch die Archivstudien Groſtmanns 
endgültig erwiesen sein, daß daß eigentliche Opfer nicht Suchowo— 
Kobylin, sondern seine Leibeigenen gewesen sind, auf die er den 
Verdacht abzulenken versuchte, die er durch Bestechung und 
Drohungen zu falschen Bekenntnissen zwang und deren Ver- 
urteilung auch durch Bestechung der Richter erreidit werden 
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sollte. Als die Untersuchung trotzdem die Unschuld der Ver- 
dächtigen ergab, hätte S.-Kobylin noch einmal zur Verantwortung 

ezogen werden müssen. Es geschah nicht, weil einflußreiche 
Verwandte sich für ihn einsetzten: der Prozeß wurde schließlich 
auf Befehl des Zaren selbst niedergeschlagen. Die Tat scheint 
Suchowo-Kobylin in einem Augenblick äuſterster Erregung getan 
zu haben, als er von der Demanche mit einer anderen Frau über- 
rascht und von ihr zur Rede gestellt wurde. Sittengeschichtlich 
ist der „Fall“ an sich schon von großem Interesse; bedeutsam 
wird er aber vor allem durch das Verhalten des Angeklagten 
während des Prozesses und durch seine spätere literarische Tätig- 
keit, die man als eine Art Sühne seines Verbrechens auslegen 
möchte. Jedenfalls werden hier psychologische Probleme su: 
rollt, die noch der Lösung harren. Großmanns fleiſtige, so ergeb- 
nisreiche Studie bedeutet nur eine Vorarbeit. Ihr Verdienst ist, 
das gesamte Material beschafft, gesichtet und ins richtige Licht 
gerückt zu haben. 
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scher Verlag. 109 S. 
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Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte. Berlin 1920. 
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lau 1926. Verlag Ferdinand Hirt. 107 S. 


Die Union der sozialistischen Sowjetrepubliken. Europäischer Teil. Berlin 
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Weiskopf, Franz Carl: Umsteigen ins 21. Jahrhundert. Episoden von 
einer Reise durch die Sowjetunion. Berlin 1927. Malik-Verlag. 158 S. 


Die rote und die weiße Welt. Wien 1926. Arbeiterbuchhandlung. 28 8. 


Wengraf, Paul: Amerika, Europa, Rußland. Wien 1927. Verlagsanstalt 
Dr. Zahn und Dr. Diamant. 65 S. 


Wittvogel, Karl August: Schanghai—Kanton. Berlin 1927. Vereinigung 
Internationaler Verlagsanstalten. 29 S. 


Das Zarıstische Rußland im Weltkriege. Neue Dokumente aus den 
russischen Staatsarchiven über den Eintritt der Türkei, Bulgariens, Ru- 
mäniens und Italiens in den Weltkrieg. Hrsg. von der Zentralstelle für 
Erforschung der Kriegsursadien. Übers. aus dem Russischen mit einem 
Vorwort von Alfred v. Wegerer. Berlin 1927. Deutsche Verlagsgesell- 
schaft für Politik und Geschichte. LIX und 337 S. 


Zetkin, Clara: Die Bedeutung der aufbauenden Sowjetunion für die 
deutsche Arbeiterklasse. Berlin 1926. Vereinigung Internationaler Ver- 
lagsanstalten. 86 S 


Zetkin, Clara: Im befreiten Kaukasus. Berlin-Wien 1926. Verlag für Lite- 
ratur und Politik. 312 S. 


Bücherschau. 


Scheller, Dr. Ernst: Bismarck und Rußland. 
N. G. Elwertsche Verlagsbuchhandlung. Marburg 1926. Preis 
brosch. Rm. 3,50. 


In der vorliegenden Arbeit ist der Verfasser bestrebt, die Grundlinien 
der Bündnispolitik Bismarcks vor und nach der Reichsgründung bis zum 
Jahre 1879 herauszuarbeiten. Die Lösung dieser Aufgabe erscheint Scheller 
in gegenwärtiger Zeit um so dringender, als Deutschlands außenpolitische 
Lage der 70er Jahre und die der Gegenwart zum Vergleich herausfordern. 
In meisterhafter Weise sei es Bismarck — im Gegensatz zu den politischen 
Lenkern des 20. Jahrhunderts — gelungen, das Gespenst der Kaunitzschen 
Koalition nicht nur zu bannen, sondern Ruſtlands Freundschaft zu erwerben 
und zu bewahren (trotz der Krieg-in-Sicht-Affaire, Gortschakows Sympathien 
für Frankreich und der russischen Verstimmung nach dem Berliner Kongreß). 
Die vom Verfasser ausgeführten Gedanken sind nicht neu; immerhin bietet 
seine Arbeit eine ersdiöpfende Zusammenfassung der deutsch-russischen Be- 
ziehungen der behandelten Periode. I. G. 
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Dr. Rudolph Heberle: Die Deutschenin Litauen. 
Schriften des Deutschen Auslandsinstituts Stuttgart, Kulturhisto- 
rische Reihe, Band XIX. Herausgegeben von Prof. Dr. Walter 
Goetz-Leipzig und Prof. Dr. Sapper- Würzburg. Stuttgart 1927. 
5 und Heimatverlags A.-G. 158 Seiten. Preis geheftet 

m. 6. 


Während es an Veröffentlickungen über das Deutschtum in den Bal- 

tischen Ländern nicht mangelt, fehlte es bisher an einer Arbeit über die 
Deutschen in Litauen, die nach der neuen litauischen Statistik auf 30 000 ge- 
schätzt werden. Wenn auch inzwischen die verdienstvolle Arbeit von Hans 
Mortensen: Litauen, Grundzüge einer Landeskunde (Hamburg, Friedrichsen 
& Co. 1926) erschienen ist, die bereits Aufsdiluff über die Lage der deutschen 
Minderheit in Litauen gibt, so ist doch das vorliegende Buch von Dr. Rudolph 
Heberle über die Deutschen in Litauen zu begrüßen, da mit ihm tatsächlich 
eine Lücke ausgefüllt wird. Man muß der Stiftung für deutsche Volks- und 
Kulturbodenforschung in Leipzig und dem Deutschen Auslandsinstitut-Stutt- 
gart Dank wissen, daf sie die Veröffentlichung der vorliegenden empirisch 
soziologischen Untersuchung über die Deutschen in Litauen ermöglicht haben. 
Der Verfasser, der mehrere Studienreisen: durch Litauen gemacht hat, ist mit 
großer Gewissenhaftigkeit an seine Aufgabe herangegangen und hat eine er- 
schöpfende Darstellung des Deutschtums in Litauen, seiner geschichtlichen 
Entwicklung sowie seiner jetzigen Lage gegeben. Der Verfasser schätzt die 
Zahl der Deutschen, die außerhalb des Memelgebietes im eigentlichen Litauen 
seßhaft sind, höher als die amtliche litauische Statistik, auf 40—50 000. Von 
besonderem Interesse sind die Feststellungen über die verschiedene Her- 
kunft der deutschen Elemente in Litauen. Das Buch hält sich vorteilhaft von 
jeglicher Polemik fern und verzichtet aus diesem Grunde auch auf die Be- 
andlung minderheitsrechtlicher Fragen. In dieser Beschränkung liegt ein 
Vorzug der Arbeit, die als Grundlage für alle weiteren Untersuchungen von 
bleibendem Wert sein wird. Der Verfasser gliedert seine Arbeit in die 
Kapitel: Geschichte des Deutschtums in Litauen, Demographie, eine Schilde- 
rung der wirtschaftlichen Lage und eine Darstellung des geistigen Lebens 
und der politischen Probleme; in einem Schlußwort faßt er die Wesenszüge 
des Deutschtums in Litauen zusammen. Eine Reihe von Kartenskizzen, reich- 
haltiges statistisches Material und ein Literaturverzeichnis geben der Ver- 
öffentlichung einen erhöhten Wert. Die Arbeit wurde im Juli 1926 abge- 
schlossen. Alle diejenigen, die sich für das Deutschtum in den Oststaaten 
interessieren, werden an dieser Arbeit nicht vorübergehen können. H. W. 


F. R. v. Veh: Das Versicherungswesen Est- 
lands, seine Entwicklungsmöglichkeiten und sein Rückversiche- 
rungsproblem, Reval. Estland 1927. Verlag Magnus Keller. 


Der Verfasser beklagt die Rückständigkeit und Zersplitterung des Ver- 
sicherungswesens in den Randstaaten und tritt für eine Konzentration des 
Versicherungswesens Estlands und für eine Konzentration aller Versiche- 
rungsaktiengesellschaften der Randstaaten ein. Da der Verfasser im Ver- 
sicherungswesen selbst tätig ist, kann er das Problem fachmännisch behandeln. 
Er schildert 100 Jahre des ehemaligen russischen Versicherungswesens der 
Republik Estland und entwickelt dann seine Konzentrationspläne Die 
Schrift wendet sich in erster Linie an die Vertreter des Versicherungswesens, 
ist aber auch für alle diejenigen von Interesse, die sich mit dem Studium der 
estnischen Wirtschaftsverhältnisse befassen, da das Versicherungswesen einen 
wichtigen Teil der Volkswirtschaft eines Landes ausmadit und seine Dar- 
stellung weitere Rückschlüsse auf den Stand der Wirtschaft CERURI 
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Kalewala, das National-Epos der Finnen. Übertragung von Anton 
Schiefner. Berlin 1927. Verlag Lambert Schneider. 355 S. 


Neumann, M.: Systematisches Deutsch-Estnisches Wörterbuch. (Saksa- | 
Eesti Sonaraamat.) Tallin (Reval) 1927. Verlag Kluge & Ströhm. 336 S. 


Ostdeutscher Heimatkalender. 7. Jahrgang 1928. Herausgegeben 
vom Deutschen Ostbund, bearbeitet von Emanuel Ginschel und Dr. Franz 
Lüdtke. Berlin 1927. Verlag Deutscher Ostbund, E. V. 160 S. Preis: Mk. 1,20. 


Pepper, John: Warum greift der englische Imperialismus die Sowjet- 
union an? Hamburg 1927. Verlag Carl Hoym Nachf. 31 S. Preis: Mk. 0,15. 


Rohan, Karl Anton, Prinz: Moskau. Skizzen aus Sowjetrußland. 
Karlsruhe 1927. Verlag G. Braun. 142 S. 


Sata, Prof. Aihiko: Über Deutsch- Japanische Kulturbeziehungen. Berlin- 
Wien 1927. Verlag Urban & Schwarzenberg. 40 S. 


Sinclair, Upton: Petroleum. Roman. Berlin 1927. Malik-Verlag. 
658 S. Preis: kart. Mk. 4,80. 


Sinclair, Upton: Singende Galgenvögel. Drama in vier Aufzügen. 
Berlin 1927. Malik-Verlag. 104 S. Preis: kart. Mk. 1,80. 


Stankoff,N.: Im Dienste des Kapitals. Erinnerungen eines russischen 
5 enieurs. München 1928. Verlag Ernst Reinhardt. 371 S. Preis: brosch. 
. 7,00. 


Statistik der Berg- und Hüttenwerke in Polnisch-Obersclesien für 
das Jahr 1926. Herausgegeben vom Obersclesishen Berg- und Hütten- 
männischen Verein. Kattowitz 1927. 109 S. 


Veit, Friedrich: Landwirtschaft und Agrarverfassung der Süd-Ukraine 
(Neu-Rußland) unter Berücksichtigung der historischen Entwicklung. Berlin 
und Leipzig 1927. Verlag Walter de Gruyter & Co. 128 S. Sozialwissen- 
schaftliche Forschungen, Abt. II, Heft 3. 


* * * 


Rossika Antikvariat russkich knig Berlin W. 50, Eislebener Str. 14. 
Katalog Nr. 13. Povremennyja Izdanija i Slovari. (Rossika, Antiquariat 
russischer Bücher, Berlin W. 30, Eislebener Str. 14, Katalog Nr. 13. Periodische 
Veröffentlichungen und Wörterbücher.) 


Zeitschriftenschau. 


A. Sowjetrußland. 


I. Politik. 


Vor dem Parteikongreß. (Pered parts-ezdom.) Von J. Sol’c. 

Krasnaja Pe“ at, Nr. 17, September 1927, S. 3—5. 

Auf der Tagesordnung des bevorstehenden XV. Kongresses der Kommu- 
nistischen Partei der 9 stehen Fragen von außergewöhnlichem 
Interesse: die Berichte des Zentralkomitees und der Delegation im Komin- 
tern über die Lage der Sowjetunion und die Internationale Arbeiterbe- 
wegung, über das Programm der Industrialisierung in den nächsten fünf 
Jahren, über das Verhältnis zur Bauernschaft usw. Die Beschlüsse der 
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esitzerklasse, der neuen ten des Bourgeoisie, und insbesondere der sich 
. . * b * * 


Kampf mit der Opposition muß der XV. Parteikongref zum 
bringen und die Einh i i i 
Die Presse hat die große Aufgabe, diese Geschlossenheit sicher zu stel en, 
indem sie die Stellungnahme der Kommunistischen Partei in den breiten 
assen systematisch opularisiert und keine Diskussionen zuläßt, bis nicht 
(Ende Oktober) die À ü 
re vorliegen. Nicht weniger wichtig ist ihre Pflicht, darauf hinzuweisen, 
daR „unsere Friedens olitik uns nicht der Notwendi keit enthebt, mit der 
affe in der Hand die Errungenschaften der Ge ee zu ver- 
teidigen“. Uber den Jubiläums vorbereitungen darf die Presse den Kampf 


des russisdien Proletariats über die internationale Lage nicht vernach- 
lässigt werden. Die Aussichten sind nach wie vor sehr revolutionär., „Die 
Sturmglocke des Aufruhrs hat gestern in Wien und Shanghai geläutet. 
Morgen kann sie schon in Berlin, Paris und Kanton ertönen“. H. J. 


Die russische Kommunistische Partei und die Opposition. „An der 
Grenze“. (Na prani) - 
Bol’ševik, Nr. 18, 30. September 1927, S. 3—7. 


mit der Ara Schluß machen, in der die Diktatur des Proletariats von einer 


Demgegenüber vertritt der Verfasser dieses offiziellen Leitartikels den 


den kann. Der Kampf der Opposition gegen die Partei ist ein „Kampf 
gegen die Diktatur des Proletariats und für eine politische Demokratie 
bürgerlichen Typs“. Denn die Zulassung einer zweiten Partei ist gleich- 
bedeutend mit er Zulassung einer dritten und weiteren Partei, die ihre 
Politik letzten Endes auf dem Boden der Klassengegensätze betreiben 
werden. Charakteristisch ist, daß die Opposition, die subjektiv für den 
ommunismus kämpft, tatsächlich ihren / Pparat auf dem „parteilosen“ 
lement aufbaut, dessen antikommunistischen Ideen und politischen Pläne, 


amit hat die Opposition eine Grenze erreicht, deren Überschreitung sie 
- zum Feinde der iktatur des Proletariats mac. Die Kommunistische 
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Partei erteilt ihr die letzte Verwarnung. Hört sie nicht, so wird die Partei 
vor keinem Mittel zurückschrecken, um die Diktatur des Proletariats gegen 
den Versuch der Bildung einer bürgerlichen politischen Demokratie zu ver- 
teidigen. 5 H. J. 


Die Autonome Sozialistische Tatarische Sowjetrepublik. 
Wochenbericht der Gesellschaft für kulturelle Verbindung der Sowjetunion 
mit dem Auslande. Nr. 23/25. 25. Juni 1927, S. 1—32. 

Zum 7jährigen Jubiläum der Autonomen Sozialistischen Tatarischen Sowjet- 
Republik (1920—1927) hat die von Frau Kamenewa geleitete Gesellschaft ein 
Sonderheft herausgebracht, das die Förderung der nationalen Kulturen 
durch die Sowjetregierung am Beispiel dieser Republik zeigen will. In be- 
sonderen Aufsätzen wird die Geschichte der Tataren, die Errichtung der 
Republik, die Bevölkerung, ihre Sprache, Kunst, Literatur, Presse, der 
Stand der Volksbildung und die Organisation der wissenschaftlichen 
Forschung behandelt. Kürzere Darstellungen schildern Industrie und 
Landwirtschaft der Republik. Eine ‘Bibliographie (100 Nummern) beschließt 
das Heft. Die Beiträge sind auf Veranlassung der tatarischen Regierung 
von den für die einzelnen Gebiete zuständigen Beamten und Sachverstän- 
digen geschrieben. H. J. 


II. Wirtschaft. 


Rußlands Getreideernte und Getreideexportaussichten. Von Oswald Zienau. 
Weltwirtschaft, 15. Jahrgang, Nr. 9, September 1927, S. 183—185. 
Zienau sieht den wesentlichen Erfolg der vorjährigen Getreidekampagne 
in der Schaffung des Getreidefonds, der laut Verordnung des Rates der 
Volkskommissare vom 11. Januar 1927 gebildet wurde. Die Konzentration 
des staatlichen Getreidehandels und die weitere Ausschlieſtung des Privat- 
handels ist ebenfalls erfolgreich gewesen. Der Ausgang der Getreide- 
beschaffungs-Kampagne 1927/28 ist ein Preisproblem recht unsicherer Art, 
da die Regierung erklärt hat, daf die niedrigen Getreidepreise beibehalten 
werden sollen, was bei der Ergebnislosigkeit des versuchten Abbaus der 
Industriewarenpreise nicht ohne Einfluß auf die Stimmung der Bauernschaft 
bleiben kann. Infolge des russisch-englishen Konflikts dürften die Ge- 
treideexportaussichten schlechter sein als im Vorjahre, doch werden erst 
die nächsten Monate der Beschaffungskampagne die für die Beurteilung 
der Exportentwicklung notwendigen Unterlagen schaffen. H. W. 


Zur Frage der Getreideexportunkosten. (K voprosu o nakladnych raschodach 
v chlebnom eksporte.) 

A. K. in Sovetskaja Torgovlja vom 19. 8. 1927, S. 8—9. 
In diesem Artikel wehrt sih das Handelskommissariat gegen die Unter- 
schätzung seiner Arbeit im Hinblick auf die Rationalisierung des Getreide- 
exportes. C. Kuznecov hatte in der Ekon. Žizń vom 24. 7. 1927 zahlenmäßig 
nachzuweisen versucht, daf die Getreideexportunkosten im ersten Halbjahr 
1926/27 beträchtlich höher gewesen seien als in der gleichen Zeit des Yor 
jahres. Das Handelskommissariat bringt nun für das erste Halbjahr 1926/27 
eine Aufstellung von nach seiner Meinung hinlänglich genauen Zahlen (in 
Kopeken pro Zentner): Unkosten am Ort des Aufkaufs 54,90 (58,3)*), in 
dieser Zahl allgemeine Handelsunkosten 22,88 (48,4), Lagerkosten 15,86 
(37,4), von „frei Waggon“ bis zum Hafen 105,46 (87.6), im Hafen 44,16 
(83,6). von „fob“ („frei an Bord“) bis zum Absatz 82,41 (131,7), Absatz- 
kosten 34,04 (78,5): insgesamt 318,97 (86,0). 
Das Handelskommissariat will hierdurch beweisen, daß die Senkung der 
Unkosten insgesamt unverkennbar ist, aber nicht etwa ableugnen, daß im 


*) In den Klammern die Prozentsätze im Vergleich mit der entsprechenden 
eit des Vorjahres. 
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Hinblick auf die Kostensenkung noch recht viel zu tun bleibt (1926/27 immer 
noch 192 % der Vorkriegshöhe gegenüber 224%, 1925/26). Besonders be- 
dürfen die relativ recht hohen allgemeinen Unkosten des Aufkaufsappartes 
und die hohen Frachtkosten einer schleunigen Senkung. Letzteres soll 
u. a. dadurch erreicht werden, daß man die Exportbezirke von der Ver- 
sorgung des Binnenmarktes befreit und hierfür die Überschußgebiete des 
Ostens in verstärktem Maße heranzieht. R. S. 


Die 2 zwischen den Kreditinstituten und den einzelnen 
Zweigen der Volkswirtschaft. (Ras“etnye otnosenija kreditnych organi- 
sacij s otrasljami narodnogo chozjajstva.) 

E. Bunakov in Statisti&eskoe Obozrenie, Juli 1927.) S. 74—81. 

Es handelt sich bei der Klärung der Kreditbeziehungen zwischen den 
Kreditinstituten und den einzelnen Zweigen der Volkswirtschaft um die Er- 
rechnung eines Aktiv- oder Passivsaldos. Ist die Summe von Depositen 
und Kreditoren größer als die Schulden der einzelnen Zweige der Volks- 
wirtschaft an den Banken, so besteht für die Bankkunden ein Aktiv-, im 
anderen Falle ein Passivsaldo. Das statistische Zahlenmaterial des Autors 
beleuchtet zunächst die Verhältnisse bei den einzelnen Gruppen der Kredit- 
institute (bei den großen Kreditbanken, den Kommunalbanken, den Ge- 
sellschaften für gegenseitigen Kredit, den Sparkassen usw.) und bringt 
dann eine zusammenfassende Tabelle. Diese zeigt durchweg Passivsalden 
in obigem Sinne. Die Verschuldung der Wirtschaft hat dauernd zuge- 
nommen. Hand in Hand mit der steigenden Verschuldung geht die dau- 
ernde Verschlechterung der Liquiditätslage der einzelnen Unternehmungen, 
weil der Kredit in der Regel kurzfristig war und die Kreditnehmer das 
aufgenommene Kapital zum Teil in wenig flüssigen Vermögensteilen in- 
vestieren. Die Verschuldung ist am größten beim Transportwesen (Steige- 
rung um 700% vom 1. 10. 1925 bis 1. 10. 1926), dann Ds die Metall- 
industrie (Steigerung um 280 % im genannten Zeitraum). ie entgegen- 
gesetzte Tendenz zeigt sich beispielsweise bei der Textilindustrie (Senkung 
um 35 %) und bei den Privatunternehmungen (Senkung um 20 ). Letzteres 
erklärt sich aus der grundsätzlichen Benachteiligung der Privatwirtschaft 
bei der Kreditversorgung. R. S. 


*) Für die Zeit vom 1. 10. 1925 bis í. 10. 1926. 


Das Problem der Zahlungsbilanz. (Problema plateznogo balansa.) 

T. Engeev in Ekonomi@eskoe Obozrenie, Juli 1927. S. 145—159. 

Nach E. kommen für die Beurteilung der internationalen Finanzverllehtung 
Rußlands mit der Weltwirtschaft die Zahlungs- (plateZnyj), die Verrech- 
nungs- (rascetnyj) und die Devisenbilanz (valjutnyj balans) in Frage. E. 
erörtert zunächst die Begriffe Zahlungs- und Rechnungsbilanz (letztere ent- 
spricht vermutlich dem Gruntzelschen Begriff „Wirtschaftsbilanz in seiner 
„Handelpolitik“, Wien und Leipzig 1919. ie von Gruntzel selbst betonten 
Schwierigkeiten der Aufstellung dieser Bilanz infolge mangelnder sta- 
tistischer Unterlagen glaubt man in Rußland im Hinblick auf die Struktur 
der russischen Wirtschaft beseitigen zu können.)*) Während die Zahlungs- 
bilanz die Gegenüberstellung der von einer Volkswirtschaft zu leistenden 
und zu empfangenden Zahlungen darstellt, und sidh auf einen bestimmten 
Zeitpunkt beiek., ewährt die Verrechnungsbilanz auch einen Einblick in 
die wirtschaftliche Entwicklung. Sie gibt ein klares Bild von den finan- 
ziellen Verpflichtungen dem Auslande gegenüber auf lange Sicht. Und diese 
Klarheit ist für Rußland besonders wichtig, da seine Kreditwürdigkeit von 
der pünktlichen Tilgung jeder einzelnen Verpflichtung weit stärker beein- 
flußt wird als in Ländern mit kapitalistischer Wirtschaftsordnung, wo es 
kein Auſtenhandelsmonopol gibt. Infolge der Kapitalarmut der russischen 
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*) Anm. des Übersetzers. 
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Wirtschaft nehmen die Verpflichtungen aus dem Warenverkehr mit dem 
Auslande (Handelsbilanz!) im Rahmen der Zahlungsbilanz eine durchaus 
beherrschende Stellung ein. Die sonstigen Posten: Kapitaleinfuhr, Ein- 
nahmen aus fremdem Verkehr usw. haben relativ geringe Bedeutung. Die 
Devisenbilanz ist die Gegenüberstellung der Eingänge und Ausgänge an 
Devisen im A ee der staatlichen Wirtschaftsorgane. Sie tritt 
zu den beiden anderen Bilanzen ergänzend hinzu und ist richtunggebend 
für die jeweilige Devisenpolitik. R. S. 


HI. Geistiges Leben. 


Die russischen Intellektuellen und Europa. (Les Intellectuels Russes et 
rEurope.) Von Paul Milioukov. 

The Review of Nations, Nr. 5, Oktober 1927, S. 40—60. 
Zugebend, daß der gegenwärtige Zeitpunkt nicht günstig ist, um für die 
russische „äintelligenzia eine Lanze zu brechen, bemüht sich Verfasser, den 
Nachweis zu führen, daß die russischen „Intellektuellen“ stets Anhänger 
der europäischen Kulturidee gewesen sind. Die wahre, ununterbrochene 
und bewußte nationale Tradition beginne erst mit Peters Reformen, 
denen man gerade den Vorwurf mache, diese Tradition unterbrochen zu 
haben. Die slavophile Doktrin in allen ihren Verzweigungen ist lange tot, 
— die Aufgabe der „Intelligenz“ wird es sein, die durch die Revolutions- 
jahre unterbrochene „westlich“ orientierte Tradition neu zu knüpfen. 


E. P. B. 


Die Erben der Revolution. (Nasledniki revoljucii.) Von V. Talin. 
„Sopremennyja Zapiski“, 1927, Bd. XXX, S. 419—513. 
Die russische Revolution, sagt Talin, stand von Anfang an im Zeichen der 
unumstrittenen Herrschaft von „Knaben“ und „Mädchen“; den „Vätern“ 
wurde lediglich eine beratende Rolle überlassen. Diese Erscheinung, 
ebenso wie die Revolution selbst, haben ihren Ursprung im Weltkrieg. 
Durch die Pflicht, im Felde zu sterben, erwarb sich die Tugend auch das 
Recht, das Schicksal des ganzen Landes zu bestimmen. Der „Oktober“ hat 
den erbitterten Kampf zwischen Vätern und Söhnen entfacht und die 
letzteren gingen dabei als Sieger hervor. Die 10 Jahre unumschränkter 
Herrschaft haben aber ihre Hilflosigkeit und ihre Schwäche genügend auf- 
edeckt. Ihr heutiges Ziel — die Vorkriegsnormen auf verschiedenen Ge- 
ieten des Staatslebens zu erreichen ist nidits anderes, als das Bekenntnis 
ihrer eigenen Unselbständigkeit. Und den Ausweg aus dieser Zwangslage 
sieht die heutige russische Jugend im Wissen; daher ein erstaunlicher 
Drang zur Schule, zur 1 Jedes Mittel, das ihr die Möglidikeit gibt. 
trotz der Beschränkungen der Regierung in die Hochschule durchzu- 
schlüpfen, wird von ihr geschickt ausgenutzt. Die heutige Jugend will 
endlich in Ruhe gelassen werden, sie will lernen für sich und nicht für das 
Kollektiv, sie will im Leben weiterkommen und daher während ihres Stu- 
diums von allen sozialen Verpflichtungen befreit werden. Und diese 
Jugend, die jetzt „die revolutionäre Romantik ablehnt“ und gemäß der all- 
gemeinen Tendenz der russischen Wirklichkeit vom Praktizismus und 
eigennützigen Utilitarismus durchtränkt ist, wird, sagt Talin, das neue, 
nicht-bolschewistishe Rußland schaffen. Diese neue Generation unter- 
scheidet sich stark von der früheren russischen Intelligenz; sie ist nüch- 
terner geworden und leidet nicht unter dem quälenden ideologischen Zwie- 
Ba Auf Grund dieser Charakteristik versucht der Verfasser ein Bild 
es künftigen Rußlands zu entwerfen: „Auf der Grundlage einer ge- 
sunkenen materiellen und geistigen Kultur wird sich ein eigenartiger 
russischer Amerikanismus herausbilden“ und nur langsam „nicht durch die 
den Büchern entnommenen Vorbilder, nicht durch die Belehrung seitens der 
Emigranten, sondern dank den internationalen und politischen Handels- 
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beziehungen wird Europa nach Rußland eindringen“. Das aktive Element 
werden dabei stets die „Söhne“ bilden und die „Väter“, schließt nicht ohne 
Resignation der Verfasser, werden gut tun, sich mit diesem Gedanken schon 
jetzt zu versöhnen. L-J: 


B. Polen. 


Das verwickelte Spiel der Parteien in Polen. (Le jeu complexe des partis 
en Pologne.) Von Casimir Smogorzewski. 
Le Correspondant, Nr. 1560, 25. September 1927, S. 801—816. 
Die komplizierte Entwicklung der polnischen Parteien beruht auf den 
Schwierigkeiten, die aus der ungleichen politishen Vorbereitung der 
drei Polen und der unzulänglichen des russischen Anteils sich er- 
eben mußten. Doch macht die Konsolidierung Fortschritte und wichtige 
esultate sind bereits erreicht, namentlich durch das neue Konstitutions- 
gesetz vom 2. August 1926, das eine genaue Abgrenzung zwischen Exekutive 
und Legislation bringt, mit Stärkung der Exekutive. E. P. B. 


Rußland und Polen. (Russie et Pologne.) Von S. Sazonov. 
Bibliothèque Universelle et Revue de Geneve, September 1927, S. 279—285. 
Harte Vorwürfe gegen die polnische Politik in den Gebietsteilen mit 
russisher Bevölkerung. Das polnische Verhalten ist ein großes Ver- 
brechen, das für den Frieden Europas gefährlich werden kann. E. P. B. 


Die letzten Fortschritte Polens. (Les derniers progrès de Pologne.) 
Von René Gonnard. 
meone T Internationale, Jahrg. XIX, Vol. III, Nr. 2, August 1927, 
. 211—228. - 


Eine Übersicht über Bevölkerungszunahme, Entwicklung von Landwirt- 
schaft, Industrie, Handel, Stand des Geldwesens mit statistischen Tabellen. 
Polen hat eine große Industrie, doch wird die Landwirtschaft seine Haupt- 
stärke bleiben; es ist ein Land, für das die Zeit arbeitet, — es muf nur 
selbst mit der Zeit mitgehen. E. P. B. 


Wirtschaftliche und geldliche e Polens im Jahre 1926. (La situation 
économique et monétaire de la Pologne en 1926.) Von G. Kurnatowski. 
Revue des Études Coopératives, VI. Jahrg. Nr. 23, April—Juni 1927, S. 250—255. 
Knapper Überblick mit Zahlennachweisen. Das sich ergebende Bild ist 
nicht in allen Hinsiditen vollkommen, dodh darf man hoffen, daß Polen 
der Gefahr einer dritten Inflation entgeht, die eigene Industrie durch Be- 
vorzugung heimischer Produkte unterstützt, und so die Zahl der Arbeits- 
losen (200 000) vermindert. E. P. B. 


Das Magisterium. Zur Organisation der polnischen Universitäten. 
(Magisteria. W sprawie organizacji universytetów polskich.) 
Von Lempicki, Zygmunt. 
„Przegind wspolczesny“, 1927, Nr. 60, S. 129. 
Dieser Artikel, dessen Verfasser Dekan der Philosophischen Fakultät der 
Universität Warschau ist, gewährt uns einen Einblick in das akademische 
Leben Polens. — Durch die letzte Hodıschulreform sind zwei akademische 
Grade — das Magisterium und das Doktorat eingeführt worden. Um den 
ersten akademischen Grad, das Magisterium zu erwerben, müssen die Stu- 
dierenden im Laufe einiger Jahre nach einem festgesetzten Programm eine 
Reihe von Examina ablegen, die in dem letzten und wichtigsten — dem 
Magisterexamen — gipfelt. 
Dieser Reform, die nach dem Beispiel der Hochschulen Ruſtlands und Nord- 
amerikas durchgeführt wurde, ten der Verfasser sehr kritisch gegenüber. 
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Sie scheint ihm in Widerspruch mit dem Zweck der Universität — wissen- 
schaftliche Arbeiter auszubilden — und mit dem Wesen der philosophischen 
Disziplin zu stehen. Der Verfasser weist, als auf ein paradoxes Resultat 
der Reform, die doch als pädagogisches Mittel gemeint war, darauf hin, daß 
die studierende Jugend kaum noch Seminare und Kollegs besuchen kann, 
weil sie in aller Eile nach verkürzten Lehrmitteln zu Hause zum Examen 
arbeiten muß. Der Student hat nur noch Zeit und Sinn für seine Prüfungen. 
Deshalb verschwindet auch allmählich jede persönliche Beziehung zwischen 
den Professoren und Studenten, die für die Philosophische Fakultät immer 
besonders charakteristisch war. „Zwischen dem Professor und dem Stu- 
denten steht das Lehrbuch.“ 

Das einzige Ergebnis der neuen Methode wird, nach der Meinung des 
Verfassers, eine Generation diplomierter Halbgebildeter sein. Den Ausweg 
erblickt er in der Abschaffung der Magisterprüfung und des Examen- 
systems, das die geistige Kultur Polens 1 zu gefährden droht. Den 
Studierenden müßte wieder ermöglicht werden, im Kontakt mit den Do- 
zenten ihren Studien ruhig nachzugehen. E. S 


Osteuropäische Forschungen. 


Unmittelbar vor dem Kriege hatte unsere Gesellschaft die Veröffent- 
lichung einer Schriftenreihe, der „Osteuropäischen Forschungen“ begonnen, 
die dazu bestimmt war, wissenschaftlichen Arbeiten, die sich wegen ihres Um- 
fangs zum Abdruck in einer Zeitschrift nicht eigneten, Aufnahme zu gewähren. 
Der Kriegsausbruc hat auch diesem hoffnungsvoll begonnenen und von der 
wissenschaftlihen Kritik mit lebhaftem Interesse aufgenommenen Unter- 
nehmen ein Ende bereitet, als es erst bis zu seiner dritten Nummer gediehen 
war. Von den drei damals gedructen Arbeiten waren zwei historischen, eine 
volkskundlich-statistischen Inhalts. 

Nach dreizehn Jahren ist es nun endlich gelungen, die Serie wieder ins 
Leben zu rufen. Soeben ist das erste Heft einer „Neuen Folge“ der Ost- 
europäischen Forschungen im Ost-Europa-Verlag erschienen. Als Herausgeber 
zeichnet im Auftrage unserer Gesellschaft Professor Hoetzsch. 

Die Sammlung ist auf eine breite Grundlage gestellt. Sie will, ähnlidi 
unserer Zeitschrift, die osteuropäische Kultur im weitesten Umfange erfassen. 
Wissenschaftlich solide und brauchbare Arbeiten sind ihr aus allen Gebieten 
willkommen. Die Liste der bereits aufgenommenen und demnächst zur Ver- 
öffentlichung gelangenden Schriften weist historische und nationalökonomische 
Arbeiten auf; Geographie, Landes- und Volkskunde, Rechts- und Staatswissen- 
schaft sollen ebenfalls zu Wort kommen. 

Der Osteuropa-Forschung, auf welchem engeren Fachgebiet auch immer 
sie sich betätige, ist mit der Neubegründung der Serie eine neue Stätte be- 
reitet, deren Schaffung vom Standpunkt der deutschen Wissenschaft aus auf 
«las wärmste zu begrüßen ist. Es ist ein eigenes Zusammentreffen, daß die 
erste Nummer genau gleichzeitig mit einer Programmschrift der Professoren 
Schmid und Trautmann über „Wesen und Aufgabender deutschen 
Slavistik“ (Leipzig, H. Haessel 1927) erschienen ist, in der ein um- 
fassender und besser organisierter Betrieb der osteuropäischen Forschung in 
Deutschland gefordert wird. Auf ihre Weise werden die „Osteuropäischen 
Forschungen“ den in dieser Schrift erhobenen Forderungen dienen, wenn auch 
vielleicht in etwas anderer Art als den beiden slavistischen Forschern vor- 
sch webt. 

In dem vorliegenden ersten Heft der Sammlung ist eine der eigentüm- 
lichhsten Gestalten der russischen Geistesgeschichte behandelt: der erste 
russische Geschichtsphilosoph Peter Jakovlevič Čaadaev ( 1856), dessen Per- 
Sön lichkeit und Schriften der Königsberger Historiker Dr. Martin Winkler in 
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einer tief angelegten und weit ausblickenden Studie analysiert. Im allge- 
meinen weiß man in Deutschland nicht viel von dem sonderbaren philo- 
sophishen Dandy, in dessen Seele sich ein blasiertes Ästhetentum mit dem 
Drang nach Erkenntnis zu eigentümlicher Mischung verband. In Rußland 
kennt ihn jeder literarisch Gebildete; zum mindesten wei man, dafl er eins 
der markantesten Opfer zarischer Willkür gewesen ist. Als im Jahre 1856 
eine ältere Schrift aus seiner Feder, der sogenannte Erste philosophische Brief, 
veröffentlicht wurde, in der er die kulturelle Rückständigkeit Rußlands be- 
klagte und historisch zu erklären versuchte, ließ ihn Nikolaus I. kurzer Hand 
für wahnsinnig erklären. Ein Jahr hindurch mufte sich Caadaev täglich 
den Besuch des Amtsarztes und die Untersuchung seines Geisteszustandes 
gefallen lassen. 

Winkler deckt in seiner Arbeit die Grundlagen der Gedankenwelt 
Caadaevs auf; er zeigt die Einflüsse aus dem Geistesleben des 18. Jahr- 
hunderts, aus der deutschen Philosophie und namentlich aus dem Katholi- 
zismus, über dessen Einwirkung auf das Rußland der ersten Jahrzehnte des 
19. Jahrhunderts die Studie höchst überraschende Aufschlüsse gibt; er verfolgt 
dann die innerliche Wandlung Caadaevs, der unter der Einwirkung der frühen 
Slavophilen sih von seinen katholisierenden Tendenzen abwandte und sich 
dem Glauben an eine besondere Weltmission Ruſtlands anschloß, wie er uns 
aus den späteren Werken Dostojewskijs vertraut ist. 


Hamburg. Richard Salomon. 


Notizen. 


Sowjetrussishe Jubiläumsausstellungen im Auslande. 


Anläflich der Feier des zehnjährigen Bestehens der Sowjetregierung 
veranstaltet die Gesellschaft für Kulturelle Verbindung der Sowjetunion mit 
dem Auslande in den Monaten November und Dezember 1927 in den Haupt- 
städten von nicht weniger als zwölf Ländern groſte Wanderausstellungen, die 
die Erfolge und Ergebnisse der Sowjetregierung in den letzten zehn aren 
dem ausländischen Publikum vor Augen führen wollen. Die Ausstellungen 
sollen am 7. November zunächst in Berlin, Paris, Angora und New York er- 
öffnet werden. Danach sollen die Ausstellungen nach Wien, Prag, Stockholm, 
Bern, Athen, Konstantinopel, Teheran, Chicago und Tokio überführt werden. 
Die Ausstellungsgegenstände umfassen das gesamte Leben des heutigen 
Landes, seine Nationalitätenpolitik, seine Wirtschaft, Volksbildung, Wissen- 
schaft, Kunst, Kommunalwesen, Volkshygiene und die Rote Armee. 


Diesem Helt unserer Zeitschrift liegen Prospekte der Firmen 
Verlag Ernst Reinhardt, München, Paul List, Leipzig 
und Brunnen-Verlag, Berlin 

bei, die wir der Beachtung empfehlen. 


Le LL —K——..—.—.—̃— ee m he me Yen ns ͤ—— ——ͤ—— are me ge ee Lyra re b 


. Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Hans Jonas, Berlin; 
far den Anzeigenteil: Alfred Wiechert, Königsberg i. Pr. 
Druck: Ostpreußische Druckerei und Verlagsanstalt A.-G., Königsbeig i. Pr., Tragb. Pulverstr. 20 
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Soeben erschienen: 


„Rigatt Herb st-Doppelheft 


— A) 
2 2 60 Zeitschrift des Vereins Deutscher 
Slawisten in der Tschechoslo- 
wakischen Republik 
5 „siawistische 
erscheint jeden zweiten Sonnabend m 
unter Redaktion des Landtag- Schuldlätter“ 


abgeordneten cand. jur. J. Hahn 


Erscheint vierteljährlich. Bezugspreis 
jahrlich zwanzig tschechische Kronen. 


Redaktion und Expedition: Schriftleitung: Universitäts-Lektor 


i Dr. Eugen Rippl, Prag I., Klementinum. 
Riga, Jakobstraße 24 Im Verlage des Vereins. 
Aus dem Inhalt: 
: Petr Bezruc: „Zu des Dichters 60. Geburts- 
ABONNEMENT tage“, Literaturgeschichte im Tschechisch- 


1 Jahr LS 14.— 1a Jahr Ls 7.50 unterrichte, Schullektüre für den Tsche- 
. chischunterricht, Einführung in die 

ı/), Jahr Ls 4.—, 1 Monat Ls 1.50 tschechischeVolkskunde, Die Vermehrun 
des tschechischen Wortschatzes durch 
R è : J. W. Pohl, Die ukrainische Literatur von 
Preis der Einzelnummer 70 Santim der Wiedergeburt bis auf unsere Tage, 
Der Name Preßburg, Zur Lautmalerei im 
te Slawischen, Zur alttschechischen Katha- 
Erhältlich rinenlegende, Wegweiser ‚durch die Lite- 

3 ratur der tschechischen Bohemistik se 
in allen Buchhandlungen dem Jahre 1914, Bemerkungen zu den 


und Zeitungskiosken „Pravidla ceskeho pravopisu“, Bücher- 
und Zeitschrittenschau. 


Die Volkswirtschaft 


der Union der 
Sozialistischen Sowjet-Republiken 


Zeitschrift der Handelsvertretung der UdSSR. in Deutschland 
5 Berlin SW 68, Lindenstraße 20—25 


* 


Ständige Berichterstattung über Landwirtschaft und Industrie, 

Außen- und Innenhandel, Verkehrs-, Konzessions-, Finanz- und 

Kreditwesen, Tätigkeit der Handelsvertretung, Naturschätze der 

UdSSR., neue Verordnungen aus allen Gebieten von Recht und 
Verwaltung 


o 


Vertrieb: Industrie- und Handelsreklame ‚„Torgprom‘, G. m. b. H., 
Berlin NW 7, Unter den Linden 68a 


Redaktion: Berlin SW 68, Lindenstraße 20—25 


Bezugspreis: vierteljährlich 5— Rm. für das Ausland 1,25 Dollar 
Erscheint zweimal monatlich 


WE In die Postzeitungsliste eingetragen 
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Wasser uud Gas 


Vereinigte Fachzeitschriften 
Zeitschrift für die Gesamtinteressen des 
Wasser-, Gas- und Elektrizitätsgebietes 

verbunden mit den Zeitschriften 
„Deutsche Gas- u. Wasserlachbeamten-7 eltung“ 
Woche "schrift Licht und Wasser“, „Zeitschr 
für Wasserversorgung und Abwasserkunde 


Organ des Vereins für Wasser- und 
Gaswirtschaft E V. und des Ver- 
bandes der Wassersachverständigen 


Herausgegeben von Professor Dr. Zahn, 
Berlin u. Generalsekretär Erwin Stein, 
Volkswirt R. D. v, Berlin, in Verbindung 
mit d Stadtrat Dr. Ing. G. Thiem. Leipzig 


Großer Zezie her kreis 
im In- und Auslande: Gasanstalten. 
Wasserwerke, technische ehörden 
und Betriebsämter. Wasserbau, H ch- 
und Tietbau, Installation, Industrie 


Bevorzugtes und erprobtes 
Insertionsorgan 


Deutscher Kommunal-Verlag G.m.b.H 
Berlin-Priedenau 
Anruf: Rheingau 6170—6174 


Gesellschaftsabend 


des Zentrafkomitee’s der 
Deutschen aus Rußland 
im Hotel Kaiserhof am 10. Dezember 


Beginn 8 Uhr abends 


Baff und Tombola 


Tanzvorführungen der Solotänzerin des Balletts der Staatsoper 
uth Marcus. 


Darbietungen des Russischen Chors unter Leitung des 
Professors Andrejewsky. 


Eintrittskarten zum Preise von Mk. 6.— für Gäste. 


Für Mitglieder der dem Zentralkomitee angeschlossenen Vereine und für Studenten 
sind ermäßigte Preise festgesetzt. 


Der Vorverkauf findet statt im 
Büro des Zentralkomitee’s der Deutschen aus Rußland, Schloß Bellevue, link. Seitenfl., 


1. 

Hofeing., Tel.: Hansa 2353; 
A Konditorei 
4. 


Robert Ulbrich, Papierwarenhandlung, Prager 


Da nur eine begrenzte Zahl von Eintrittskarten zu vergeben ist, bitten 
wir den Vorverkauf zu benutzen, der am 5. Dezember geschlossen wird. 


ietemann, Kurfürstendamm 2 E 
Merkur Papierhandel G. m. b. H., Charlottenbur , Bismarckstr. 1 Tel.: Steinpl. 5122; 


Entrissene Ostlande 


Von 

Fr. Braun, Fr. Lüdike, W. Müller» Rüdersdorf 
Mit Buchſchmuck und 17 Kunſtbeilagen von 

W. Korella, M. Odoy, R. Reimeſch und C. Zies mer 

XII, 447 S. Großoktav m. 1 Kart. d. deutſch. Oſtmark 


In Ganzleinen gebunden 6. — RM. 


„. . Das Werk ſelbſt iſt kein polltiſches, ſondern 
ein kulturelles Buch. Es ſoll die ſtarken Wurzeln 
zelgen die das Deutſchtum in den uns entriſſenen 
Oſtlanden hat, und in der großen Zahl ſeiner Bel⸗ 
träge in Poeſte und Proſa das Verſtändnis für die 
Eigenart dieſer Geblete und ihres bitteren Geſchicks 
wecken Man muß den Herausgedern und den Mite 
arbeitern das Zeugnis ausſtellen, daß ſhnen dies 
durchaus gelungen ift. Insbeſondere verdienen auch 
die zahlreichen fünf eriden Bilderbellagen und 
Vignetten lobende FERN 

«Europa 2 Jahrgang, Heſt 6 


* 
Früher erſchienen in derſelben Sammlung: 


Schlesien, Schlesiervolk, Oberschlesien 
Riesen= und Isergebirge u. a. 


Ausführlihe Werbeblätter auf Verlangen portofret 


Verlag Friedrich Brandstetter 
Leipzig C 1 


Eingang Mauerstraße 


28, Tel.: Bismarck 6864, 6865; 


traße 27, Tel.: Uhland 6861. 


NIIIIIIIIIIILIHIUHHUIIMnn TIL 


OSTEUROPA 


ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EUROPAISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
in Verbindung mit Otto Auhagen, Berlin; Otto Goebel, Hannover,; 
Arthur Luther, Leipzig; Fritz Karl Mann, Institut für ostdeutsche 
Wirtschaft, Königsberg; Richard Salomon, Hamburg; Friedrich 
Schöndorf, Osteuropa-Institut, Breslau; Hermann Schumacher, Berlin; 
Max Sering, Berlin; Kurt Wiedenfeld, Leipzig herausgegeben von 
OTTOHOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag / Berlin W 35 / Königsberg Pr. 
Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin W 10, Bendlerstraße 18 


Redaktion: Generalsekretär Hans Jonas, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Ost-Europas, Berlin W 35, Potsdamer Straße 26b 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 


3. Jahrgang INHALT: Heft 3 


WILLY KAHLERT: Danzig (Militärpolitische Betrach- 


JAKOB MEKSIN: Neue Wege der sowjetrussischen 
Kinderliteratur 


OSKAR GROSBERG: Die Landwirtschaft Lettlands 


Rußland und Osteuropa: Monatsübersichten: 
Geistiges Leben von ARTHUR LUTHER 


Bücherschau 


Danzig. 


Militärpolitische Betrachtung. 
Mit 3 Kartenskizzen. 


Von Vizeadmiral a. D. Kahlert. 


Von den etwa 30 Punkten, die auf der vorläufigen Tages- 
ordnung des Völkerbundsrats bei seinem Zusammentritt im Sep- 
tember dieses Jahres standen, betrafen sechs Streitfragen zwischen 
Danzig und Polen. Rein zahlenmäßig betrachtet, hätte der Rat 
also fast ein Fünftel seiner Zeit auf die Regelung dieser Streit- 
fälle verwenden müssen. Wenn schließlich auch zwei Fragen von 
der Tagesordnung wieder abgesetzt wurden, weil Danzig glaubte 
hoffen zu dürfen, daß es durch direkte Verhandlungen mit Polen 
noch zu einer Einigung kommen könnte, so zeigt die Anmeldung 
einer so großen Zahl von Streitfällen doch deutlich, daß die Be- 
ziehungen dieser beiden Staaten zu einander noch recht viel zu 
wünschen übrig lassen. | 

In dem Vertrag von Versailles (Artikel 100) hat Deutschland 
auf alle Rechte über Danzig und das diese Stadt umgebende Ge- 
biet verzichten müssen. Durch Artikel 102 dieses Vertrags ver- 
Pen sich die Alliierten, die Stadt Danzig mit dem zuge- 

örigen Gebiet als „Freie Stadt“ zu errichten und sie unter den 
Schutz des Völkerbundes zu stellen. Erst am 27. Oktober 1920 
erfolgte diese Erklärung Danzigs zur Freien Stadt, und zwar 
durch einfache Unterzeichnung einer entsprechenden Urkunde 
durch die in der sogenannten Botschafterkonferenz vereinigten 
Botschafter von England, Frankreich, Italien und Japan. Als 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Entscheidung wurde der 
15. November 1920 festgesetzt. Dieses Datum ist somit der Ge- 
burtstag Danzigs als Freie Stadt. 

Als Organ des Völkerbunds ist ein Kommissar (High Com- 
5 eingesetzt, dessen einzige Aufgabe es ist, in erster 
Instanz über Streitigkeiten, die zwischen Danzig und Polen ent- 
stehen, zu Snlscheiden. Schon die Schöpfer des Vertrags von 
Versailles sind sich also dessen bewußt gewesen, daf Danzigs 
eigenartige Stellung im Verhältnis zu Polen eine Quelle von 
dauernden Streitigkeiten sein wird. 

Die Grundlage für die wirtschaftlichen Rechte Polens auf 
Danziger Gebiet bildet der Artikel 104 des Versailler Vertrags. 
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Er bestimmt, daß zwischen Danzig und Polen ein Vertrag (Con- 
vention) abzuschließen sei zu dem Zwecke: 

1. Danzig in die polnischen Zollgrenzen einzubeziehen und 
eine ee im Hafen von Danzig einzurichten, 

2. Polen die freie Benutzung aller ran Docks, 
Hafenanlagen, Kais und Einrichtungen für die polnische 
Ein- und Ausfuhr zu gewährleisten, 

3. Polen die Überwachung und Verwaltung der Weichsel und 
der gesamten Eisenbahnanlagen (außer Lokalbahnen) und 
des postalischen, telegraphischen und telephonischen Ver- 
kehrs zwischen Polen und dem Hafen von Danzig zu ge- 
währleisten, 

4. Polen das Recht zu gewährleisten, die Wasserstraßen, 
Docs, Hafenanlagen, Koi und sonstigen Einrichtungen 
für den Verkehr auszubauen und zu verbessern und, soweit 
hierzu erforderlich, Land und Besitztum zu mieten oder zu 
kaufen, 

5. zu treffen, daß kein Unterschied zum Schaden 
polnischer Bürger oder anderer Personen polnischer Ab- 
stammung oder polnischer Sprache gemacht wird, 

6. der polnischen Regierung die Führung der auswärtigen 
Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig und den Schutz 
der Danziger Bürger im Ausland zu übertragen. 

Diese Konvention ist am 9. November 1920 in Paris abge- 
schlossen (Pariser Abkommen). Ergänzt wurde sie durch einen 
Vertrag vom 24. Oktober 1921 (Warschauer Abkommen). Polen 
hat es verstanden, sich im Laufe der Zeit mit Hilfe des Völker- 
bunds eine Reihe von Vorrechten zu sichern, die sich nicht ohne 
weiteres aus den Bestimmungen der genannten Verträge her- 
leiten lassen. Es soll hier nicht auf die wirtschaftliche Seite dieser 
Abkommen 5 werden; die nachstehenden Ausführun- 
gen müssen sich darauf beschränken, darauf hinzuweisen, in 
welcher Weise Polen sie militärisch für sich ausgenutzt hat, und 
welche Folgen sich hieraus für Danzig ergeben können. 

Die Bestimmungen des oben angeführten Artikels 104 des 
Versailler Vertrags über Sicherstellung der polnischen Ein- und 
Ausfuhr hatten zweifellos nur den reinen Handelsverkehr im 
Auge. Kriegsmaterial und Munition sind in diesem Sinne keine 
Handelswaren. Leider hat es Danzig versäumt, bei Abschluß 
dieser Abkommen Kriegsgerät von der freien Durchfahrt durch 
Danziger Gebiet ausdrücklich auszuschließen. An sich wäre aller- 
dings vielleicht auch gegen eine Durchfuhr von Kriegsmaterial 
nicht unmittelbar etwas einzuwenden, wenn sich diese in der- 
selben Weise vollzöge, wie sie sonst in dem Verkehr zwischen 
Ländern, die ihren Bedarf an Kriegsgerät ganz oder teilweise im 
Ausland decken, und solchen, die Kriegsgerät auch für fremde 
Staaten herstellen, üblich ist. Solche Transporte pflegen, sofern 
sie nicht über See unmittelbar ihrem Bestimmungsland zugeführt 
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werden, auch andere Länder als Durchgangsländer zu passieren, 
ohne daß hierbei Schwierigkeiten entstehen oder besondere 
Sicherheitsansprüche gestellt werden dürfen. Anders liegen die 
Verhältnisse zwischen Danzig und Polen. Anstatt es Danzig zu 
überlassen, wie es die Frage des Durchgangs von Kriegsmaterial 
verkehrstechnisch regeln wollte, trat Polen auf Grund des ihm 
durch den Vertrag von Versailles gegebenen Rechts auf Einfuhr 
jeder Art durch Danziger Gebiet mit dem Anspruch auf Einrich- 
tung eines besonderen Munitionslagers hervor. Damals war das 
an der Küste des polnischen Korridors gelegene, jetzt zu einem 
leistungsfähigen Hafen ausgebaute Gdingen noch ein unbedeu- 
tendes Fischerdorf, Danzig konnte daher damals nicht den Ein- 
wand erheben, daß Polen auf seinem eigenen Staatsgebiet einen 
Hafen hätte, wo die polnischen Munitionsdampfer ihre Ladung 
löschen könnten, und mufte notgedrungen im Jahre 1921 im 
Prinzip die Einrichtung eines solchen Lagers zugestehen, das 
jedoch hinreichend isoliert und abgelegen von den Gebäuden der 
Einwohner sein sollte. Gegen den zuerst gemachten Vorschlag, 
dieses Munitionslager auf der sogenannten Holmzunge anzulegen, 
die einen wichtigen Teil der zwischen der Alten Weichsel und der 
neuen Kaiserfahrt gelegenen Insel (Holm genannt) bildet, erhob 
Danzig wegen der damit für die Stadt verbundenen Gefahr ent- 
schiedenen Einspruch. Die Entfernung von hier bis zu der im 
Mittelpunkt von Danzig gelegenen Marienkirche beträgt nur 2000 
Meter, so daß bei einer Fe nlesionskatustro he, die, wie mehrfache 
Vorfälle gerade in polnischen Munitionslagern beweisen, sehr 
wohl im Bereiche der Möglichkeit liegt, ein unabsehbares Unglück 
über Danzig hereinbrechen mußte. Es sei hier nur an das große 
Explosionsunglück in Krakau in diesem Frühjahr erinnert, dem 
eine große Anzahl von Menschenleben zum Opfer fiel, und das 
ungeheuren Materialschaden anrichtete. Außerdem bildet das 
beanspruchte Gelände aber auch einen der wichtigsten Teile des 
Hafengebiets, da der Holm für den Hafenbetrieb dringend ge- 
braucht wird. 
Da sich Polen und Danzig nicht einigen konnten, bestätigte 
im Jahre 1922 der Völkerbundsrat eine Entscheidung des Völker- 
bundskommissars in Danzig, wonach dieses Lager gegenüber dem 
Holm am Ufer der Weichsel eingerichtet werden sollte. Trotz 
dieser Entscheidung war keine Einigung zu erzielen, so daß die 
Frage im Dezember 1923 erneut dem Völkerbundsrat unterbreitet 
wurde. Dieser bestimmte nun am 14. März 1924 unter Auf- 
hebung seiner ersten Entscheidung, daß die Wester- 
platte zur Einrichtung eines Munitionslagers Polen zu überlassen 
wäre, Hier ist aber die Lagerung großer Munitionsbestände 
pnan so gefährlich wie auf dem Holm, da die Entfernung bis zu 
em von einer Arbeiterbevölkerung dicht bewohnten Neufahr- 
wasser nur 200 Meter beträgt. Inzwischen hatte der Ausbau des 
Hafens von Gdingen durch Polen aber solche Fortschritte gemacht. 
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daß Danzig mit Recht schon damals darauf hinweisen konnte, 
daß die Löschung der Munitionsdampfer dort mit sehr viel gerin- 
gerer Gefahr für Menschenleben erfolgen könnte und somit Gdin- 
gen sehr viel besser für die Einrichtung eines Munitionslagers 
5 sei als das Danziger Gebiet. Über diesen Einspruch 

anzigs hat sich aber der Völkerbundsrat bei seiner Entscheidung 
vom 14. März 1924 ohne weiteres hinweggesetzt. 

Nachdem der Ausbau von Gdingen jetzt so weit fortgeschrit- 
ten ist, daß schon jetzt täglich 4000 Tonnen Kohlen dort verladen 
werden können, hat Danzig seinen Antrag, das Munitionslager 
auf der Westerplatte nach Gdingen zu verlegen, erneuert. Dieser 
Antrag hat dem Völkerbundsrat auf seiner Tagung im September 
diese Jahres bekanntlich Anla dazu gegeben, ein weitschweifi- 
ges juristisches Gutachten darüber einzuholen, ob er berechtigt 
wäre, eine früher von ihm getroffene Entscheidung aufzuheben. 
Daß er bereits früher il wie oben erwähnt, eine seiner Ent- 
scheidungen in der gleichen Angelegenheit abgeändert hatte, war 
ihm anscheinend nicht mehr erinnerlih. Auf Grund dieses Gut- 
achtens wird Danzig sich zunächst noch einmal mit Polen und dem 
Völkerbundskommissar über die Streitfrage auseinandersetzen 
müssen, ehe der Rat sich erneut damit befassen kann. 

Die Berechtigung des Danziger Antrags ist ohne weiteres 
einleuchtend, wenn man einen Blick auf den Plan wirft, den Polen 
für die Anlage des Hafens von Gdingen aufgestellt hat. Dieser 
Plan sieht einen Hafen in solchen Ausmaßen vor, daß er den 

rößten Ansprüchen eines Welthafens genügt und Danzig als 
Fin- und Ausfuhrhafen für Polen vollkommen ausschalten würde, 
wenn die Lage Danzigs an der 1 der Weichsel nicht 
u günstiger für den polnischen Handel wäre als die Lage 
Gdingens, dem die natürliche Flußverbindung in das Innere 
Polens fehlt. Gdingen wird daher niemals bei der Beförderung 
von Massengütern mit Danzig als Handeshafen in erfolgreichen 
Wettbewerb treten können, so großzügig auch der Hafen ausge- 
baut werden mag, es sei denn, daß der polnische Staat unter 
Schädigung seiner eigenen Finanzwirtschaft den über Gdingen 
ein- und ausgeführten Waren solche Tarifvergünstigungen ge- 
währt, daß hierdurch die Verbilligung des Transports auf dem 
Weichselstrom ausgeglichen wird. Auf die Dauer wird aber Polen 
wohl kaum in der Lage sein, sich die hierdurch entstehenden 
Kosten aufzubürden. Es drängt sich hier der Vergleich mit Wil- 
helmshaven und Bremen auf. Auch in Wilhelmshaven stehen 
Hafenanlagen (der größte Teil des für unsere alte Kriegs- 

otte geschaffenen Hafens) für den Handelsverkehr zur Verfü- 
gung. Aber trotz aller Bemühungen der Städte Wilhelmshaven- 

üstringen, der beteiligten Länder Preußen und Oldenburg, 
sowie des Reichs sind alle Versuche, den Handel dorthin zu ziehen 
und mit Bremen in Wettbewerb zu treten, gescheitert, da Wil- 
helmshaven der Flußlauf fehlt, der, wie es bei Bremen und Ham- 
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burg der Fall ist, gestattet, die Waren von und nach dem Innern 
des Landes auf dem billigeren Wasserweg zu befördern. Zweifel- 
los wird Polen dieselbe Erfahrung machen, nachdem es Un- 
summen für die Verfolgung eines Plans AUS Beben hat, der ledig- 
lich zur Befriedigung seines Nationalgefühls und des Hasses 
gegen das deutsche" anzig diese Stadt als Handelshafen Polens 
ausschalten will. Daß hiermit der Grund hinfällig wird, der im 
Vertrag von Versailles zur Losreißung des Gebiets des Freistaats 
Danzig vom Deutschen Reich geführt hat, muf mit allem Nach- 
druck festgestellt werden. 

Wenn sich Polen darauf beschränken würde, Gdingen als 
Kriegshafen für seine kleine Marine, soweit dies noch erforder- 
lich sein sollte, auszubauen, so würde es hierdurch ungeheure 
Kosten sparen, die es sicherlich für den Aufbau seiner Wirtschaft 
sehr viel nutzbringender verwenden könnte. Schon jetzt genügen 
die in Gdingen geschaffenen Anlagen, um den polnischen Kriegs- 
schiffen einen ausreichenden Schutz zu gewähren, wie die Tat- 
sache beweist, daß sie im Winter 1926/27 ohne Schaden dort über- 
wintert haben. Es mag sein, daß vielleicht noch die eine oder 
andere Anlage geschaffen werden mug, damit der Hafen den 
weitestgehenden Ansprüchen der polnischen Marine genügt. Aber 
selbst wenn gleichzeitig das Munitionslager von der Wester latte 
dorthin verlegt wird, werden die noch aufzuwendenden Mittel 
nur ein Bruchteil dessen sein, was der völlige Ausbau des geplan- 
ten großen Handelshafens erfordern würde. Abgesehen von den 
1785 en Ersparnissen, die Polen auf diese Weise machte, würde 

ierdurch auch eine reinliche Scheidung geschaffen zwischen dem 
Inischen Kriegshafen Gdingen und dem Handelshafen Danzig, 
er dann seiner ihm im Vertrag von Versailles gegebenen Be- 
stimmung Een ausschließlich dem polnischen Handel 
dienen würde. Da in jedem Kriegshafen sowieso ein Munitions- 
depot vorhanden sein muß, um dort die Reservebestände an 
Munition für die Kriegsschiffe zu lagern, ist der Gedanke sehr 
naheliegend, das jetzt auf Danziger Gebiet eingerichtete Muni- 
tionslager mit dem in Gdingen zu vereinigen. Dies würde Polen 
sowohl Personal, wie Kosten ersparen und eine sehr wünschens- 
werte Vereinfachung der Verwaltung bedeuten. 

Auf die Leistungsfähigkeit der schon jetzt fertigen Anlagen 
des Hafens von Gdingen ist bereits oben hingewiesen. Damit 
wird auch der Einwand hinfällig, daß der Hafen noch nicht in der 
Lage wäre, die Munitionstransporte für Polen zu bewältigen. 
Im Jahre 1926 haben die gesamten Kriegsgerätetransporte für 
Polen (nicht nur Munition, sondern Kriegsgerät jeder Art) nur 
20 000 Tonnen ausgemacht, während die Hafeneinrichtungen von 
Gdingen schon jetzt, wie erwähnt, einen täglichen Umschlag von 
Kohlen bis zu 4000 Tonnen gestatten. Es kann also nicht die ge- 
ringsten Schwierigkeiten machen, den gesamten Kriegsbedarf für 
Polen über Gdingen einzuführen. | 
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Wenn sich Polen dieser vernünftigen Regelung widersetzt, 
so müssen besondere Gründe dafür vorliegen, daft es so hart- 
näckig auf dem Munitionslager auf Danziger Gebiet besteht. Die 
Absichten Polens werden klar, wenn man sich mit den Abmes- 
sungen und Einrichtungen dieses Lagers etwas genauer beschäf- 
tigt. Wie eben erwähnt, betrug die Einfuhr Polens an Kriegs- 
material im Jahre 1926 20000 Tonnen. Dieses Material wurde 
in den letzten Jahren durch die kleinen polnischen Transport- 
schiffe „Wilja“ (2660 N.-Rgt.) und „Warta“ (1660 N.-Rgt.) von 
Frankreich eingeführt. Nur ein- bis zweimal im Monat traf eins 
dieser beiden Schiffe mit Kriegsmaterial im Hafen ein. Für Zu- 
fuhren von so geringer Menge (gering im Vergleich mit dem Um- 
schlag von Handelswaren in einem Hafen von der Größe Danzigs) 
hätte ein kleines Lager mit einem Kai von 100 bis 200 m Länge 
vollauf genügt, zumal Polen durch die Entscheidung des Völker- 
bundsrat vom März 1924 ausdrücklich verpflichtet ist, alle Muni- 
tionstransporte so schnell wie möglich nach Polen weiter zu leiten. 
Die Abmessungen und Einrichtungen des im November 1926 
fertiggestellten Munitionslagers auf der Westerplatte sind aber 
so groß, daß daraus klar zu erkennen ist, daß es sich nicht um 
eine Friedensanlage handelt, sondern um eine Kriegseinrichtung, 
die auf den enormen Kriegsbedarf Polens im Ernstfalle zuge- 
schnitten ist. Übrigens hat Polen seine Absicht, im Kriegsfalle 
seinen Kriegsbedarf über Danzig einzuführen, gar nicht bestrit- 
ten, und der Völkerbundsrat hat diese Absicht ausdrüclich ge- 
billigt, eine mit Rücksicht auf die Folgen, die sich hieraus für 
Danzig im Falle eines Krieges Polens mit einer anderen Macht 
9 können, nicht unbedenkliche Meinungsäuſterung dieses 
hohen Gremiums. Wir kommen hierauf später noch zurück. 

Das Munitionslager auf der Westerplatte umfaßt drei große 
Schuppen. Seine Kais sind etwa 700 bis 800 m lang, so daß sie 
ein gleichzeitiges Löschen von 4 bis 6 groen Munitionsdampfern 
gestatten. Die Wassertiefe in diesem Becken beträgt 10 m, an den 
zugehörigen Kais 7 bis 8 m, so daß auch große Ozeandampfer 
dort löschen können. Wenn man bedenkt, daft der Danziger Hafen 
an Kais mit so großen Wassertiefen starken Mangel leidet, so 
daft sein Ausbau sehr erhebliche Mittel erfordern wird, damit er 
neuzeitlichen FF entspricht und nicht in Gefahr 
kommt, daſt Gdingen infolge seiner modernen Hafenanlagen 
trotz fehlender günstiger rückwärtiger Verbindungen ihm ernst- 
lih Abbruch tut, so erkennt man, wie einschneidend die Anlage 
des polnischen Munitionslagers gerade an dieser Stelle für den 
Danziger Handel ist, und welche Bedeutung Polen diesem Lager 
beimiftt. Welche Absichten Polen mit der Schaffung dieses Lagers 
verfolgt, a sich auch aus den technischen Einrichtungen, die 
dort geschaffen sind. Zwei Krähne zu je 5 t Hebefähigkeit gestat- 
ten das Löschen von Geschützen mittleren Kalibers (bis 15 cm 
einschließlich aufwärts). Daneben sind noch vier Krähne zu je 
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2,5 t Hebefähigkeit vorhanden. Zum Löschen von Munition allein 
sind natürlich so leistungsfähige Krähne nicht erforderlich. Die 
Anlage ist also zweifellos darauf berechnet, auch schweres 7 
gerät dort aus Dampfern löschen zu können. Auch sonst läßt die 
Anlage in ihrem Ausbau deutlich einen großzügigen Plan für die 
Versorgung Polens mit Kriegsmaterial im Ernstfalle erkennen. 
So sind die Gleisanlagen dort und die Verbindung mit der Eisen- 
bahn besonders sorgfältig ausgebaut, sehr im Gegensatz zu dem 
sonstigen Hafengebiet Danzigs, wo die Eisenbahnanlagen zum 
Teil infolge der Nachwirkungen des Krieges noch recht viel zu 
wünschen übrig lassen. Damit der Betrieb des Munitionslagers 
von den Licht- und Wasserwerken der Stadt Danzig unabhängig 
ist, hat Polen den Bau eines eigenen Licht- und Wasserwerks für 
dieses Lager durchgesetzt. Offenbar war hierbei die Befürchtung 
für Polen maßgebend, daR Danzig, um nicht in einen Krieg Polens 
mit einer anderen Macht hineingezogen zu werden, die Licht- und 
Wasserzufuhr absperren und hierdurch die Munitionszufuhr 
lahmlegen könnte. 

Die Anlage dieses Lagers kostete 6,5 Millionen Danziger 
Gulden (ca. 5,2 Millionen Reichsmark). Hierzu mußte Danzig 
laut Entscheidung des Völkerbundsrats vom März 1924 die Hälfte 
beisteuern, ein für einen Staat von der Größe Danzigs doch 
immerhin recht erheblicher Betrag. Rechtlich läßt sich die Her- 
anziehung Danzigs zu diesen Kosten überhaupt nicht rechtfer- 
tigen, da es sich um eine rein militärische Anlage Polens handelt, 
von der die Freie Stadt Danzig überhaupt keinen Nutzen, son- 
dern durch die Inanspruchnahme eines sehr wertvollen Geländes 
nur Nachteile hat, zumal das Munitionslager, wie schon oben ge- 
sagt, nur 200 m von dem dicht bevölkerten Neufahrwasser ent- 
fernt ist. Auch von dem Freihafen, dem lebhaftesten Teil des 
Danziger Hafens, beträgt der Abstand nur 200 m, so daß auch 
dieser Hafenteil mit seinen wertvollen Waren bei einer Explo- 
sion der auf der Westerplatte lagernden Munition schweren 
Schaden erleiden wird. Ein an der Südseite des Lagers befind- 
licher Wall dürfte kein ausreichender Schutz gegen die Ausbrei- 
tung einer Explosionskatastrophe sein. 

Die Heranziehung Danzigs zu den Kosten dieses Lagers er- 
scheint um so weniger gerechtfertigt, als laut Entscheidung des 
Völkerbundsrats Polen für die Benutzung der Westerplatte als 
Munitionslager keinerlei Pacht oder Gebühren zu zahlen hat. 

Erst Anfang diesen Jahres. wurde das neue Munitionslager 
zum Löschen der Kriegsmaterialtransporte in Benutzung ge- 
nommen. Besondere Aufmerksamkeit erregte es hierbei, daß ein 

olnisches Kanonenboot am Eingang zu dem Hafenbecken des 
Be festmachte, als der Dampfer „Wilja“ dort zum ersten Male 
Kriegsmaterial aus Frankreich löschte. Das Entladen des Damp- 
fers in dem Hoheitsgebiet des Staates Danzig erfolgte also unter 
dem Schutze polnischer Kanonen. Bemerkenswert war auch, daß 
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nur polnisch organisierte Arbeiter zu diesen Löscharbeiten zuge- 
lassen wurden. 

Polen hat sich dann aber nicht mit der Schaffung dieses Lagers 
begnügt, sondern hat es auch gegen den Einspruch Danzigs beim 
Völkerbundsrat durchgesetzt, daß es zu seinem Schutze ein pol- 
nisches Militärkommando in Stärke von einem Offizier und 
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Plan der Weichselmündung mit den Danziger Hafenanlagen. 
(a = Hafenbecken des polnischen Munitionslagers, b = Freihafen, 
e = Hafenkanal, d = Tote Weichsel, e == Kaiserhafen.) 


85 Mann dort unterhalten darf. Anscheinend hat Polen diese vom 
Rat festgesetzte Zahl widerrechtlich noch erheblich überschritten, 
da dieses Kommando jetzt 5 Offiziere, 35 Unteroffiziere und 
75 Mann stark sein soll. Jedenfalls hat der Völkerbundskom- 
missar auf eine entsprechende Anfrage Danzigs nur eine aus- 
weichende, ungenügende Antwort erteilt. Natürlich hätten die 
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Polizeiorgane Danzıgs die Bewachung des Lagers ebenso gut 
übernehmen können. Das polnische Militärkommando ist zwar 
nicht exterritorial und untersteht bei Ausschreitungen der Dan- 
ziger Gerichtsbarkeit. Welchen Wert diese Bestimmung hat, hat 
sich aber erst im März d. J. gezeigt, als ein Feldwebel dieses 
Kommandos das Denkmal der deutschen Kriegsgefallenen durch 
Zerstörung des Blumen- und Kranzschmucs schändete. Zweifel- 
los haben die polnischen Militärbehörden seine Flucht nach Polen 
unterstützt, um ihn der Bestrafung durch die zuständigen Dan- 
ziger Gerichte zu entziehen. 

Polen geht in seinen Ansprüchen aber sogar so weit, dal es 
nicht einmal den Danziger Behörden das Betreten dieses Muni- 
tionslagers zur Ausübung einer Kontrolle und Überwachung der 
Sicherheitsvorschriften gestatten will. Auch den Danziger Zoll- 
beamten ist das Betreten des Lagers verboten, so daß keinerlei 
Gewähr dafür besteht, daß Verstöße gegen die Zollvorschriften 
ausgeschlossen sind. 

In Zusammenhang hiermit ist es auch besonders bemerkens- 
wert, daß Polen das Recht beansprucht, nicht nur Kriegsmaterial 
jeder Art, sondern überhaupt alles, was zur Verwendung bei der 
militärischen Streitmacht bestimmt ist, ein Begriff, der sich natur- 
gemäß unendlich weit fassen läßt, über dieses Lager einzuführen. 
Polen beansprucht ferner das Recht, unter alleiniger Verant- 
wortung die Transporte aus dem Munitionslager nach dem pol- 
nischen Staatsgebiet durch uniformierte und bewaffnete Begleit- 
mannschaften dard das Danziger Hoheitsgebiet zu führen. 

Daß Danzig alle diese Ansprüche Polens als eine schwere 
Verletzung seiner Hoheitsrechte betrachtet, liegt auf der Hand. 
Bekanntlich hat Danzig daher auf der letzten Ratstagung unter 
Betonung seiner Souveränitätsrechte Einspruch gegen diese pol- 
nischen Ansprüche erhoben. Die Entscheidung des Rats ist auf 
die Dezembertagung verschoben worden, da der deutsche Außen- 
minister erklärte, gegen den Vorschlag des Berichterstatters 
stimmen zu müssen, falls nicht vorher ein juristisches Gutachten 
zu der grundsätzlichen Frage eingeholt würde, ob es mit den 
Souveränitätsrechten eines Staatesvereinbar sei, ihm die Verant- 
wortung für Sicherheitsmaßnahmen auf seinem Gebiet abzu- 
nehmen und ihm die Ausübung der Zollrechte durch seine Organe 
teilweise zu entziehen. Ohne dieses Eintreten des deutschen 
Außenministers für die Danziger Hoheitsrechte wäre wahrscein- 
lich der Vorschlag des Berichterstatters angenommen worden, der 
die von dem Völkerbundskommissar van Hamel in diesen An- 
5 bisher getroffenen Entscheidungen größtenteils als 

rechtigt anerkannte. Diese Entscheidungen deckten sich, wie 
nicht anders zu erwarten, im wesentlichen mit den polnischen 
Ansprüchen. 
ie auch die endgültige Entscheidung durch den Völker- 
bundsrat fallen mag, die oben beschriebenen technischen Einrich- 
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tungen des Lagers und die geschilderten weitgehenden Ansprüche 
Polens hinsichtlich Ausschaltung Danzigs an dem Betrieb des 
Lagers und bei den Transporten lassen deutlich erkennen, daf 
Polen sich mit diesem Munitionslager eine rein militärische An- 
lage mit rein militärischem Betrieb schaffen wollte, und daß es 
hierbei in erster Linie an den Kriegsfall gedacht hat. Denn diese 
die Hoheitsrechte Danzigs so stark verletzenden Ansprüche 
Polens sind doch nur dann recht verständlich, wenn Polen hier- 
durch unter allen Umständen sicher stellen will, daß die Muni- 
tionszufuhr im Kriegsfall von keiner Seite gestört werden kann. 
Diese auf den Kriegsfall hinzielenden Absichten Polens fanden im 
übrigen auch ihre Bestätigung durch die häufige Anwesenheit 
polnischer (und sogar fremdländischer) Generalstabsoffiziere bei 
dem Ausbau dieses Lagers. 


Die militärischen Interessen Polens an Danzig gehen ferner 
auch aus der Zusammensetzung des Hafenausschusses hervor, der 
ebildet worden ist, um darüber zu wachen, daß die Hafenanlagen 
en Anforderungen des Verkehrs entsprechen, und für den ertor- 
derlichen Ausbau des Hafens zu sorgen. Diesem Hafenausschuft, 
der sih aus 5 Danzigern und 5 Polen (nicht etwa Danziger 
Polen, sondern reine Polen) zusammensetzt, gehört noch jetzt 
ein polnischer Kapitän zur See an. Außer diesem war bis vor 
kurzem auch noch ein polnischer Admiral Mitglied des Aus- 
schusses. Welche Gründe zu seiner Abberufung geführt haben, 
ist nicht bekannt geworden. Den Zweck, den Polen mit der De- 
tachierung dieser Herren in den Ausschuß verfolgte, war natür- 
lich ein vorwiegend militärischer. Denn zweifellos besitzen sie 
in hafen- und verkehrstechnischer Beziehung, sowie in wirtschaft- 
lichen Fragen keinerlei besonderen Spezialkenntnisse, die über 
die allgemein bei Seeoffizieren üblichen Kenntnisse in solchen 
Dingen hinausgehen. 


Das Streben Polens, diesen Hafenausschuf zu einem gewissen 
Machtfaktor auszugestalten, der nicht nur Verwaltungsgerecht- 
same auszuüben hätte, hatte im Jahre 1923 zu der Forderung ge- 
führt, diesem Hafenausschuß eigene Polizeiorgane zur Verfügung 
zu stellen. Durch einen Kompromißf hatte der Kommissar des 
Völkerbundes damals dieser Forderung teilweise Rechnung ge- 
tragen, indem er entschied, daß der Danziger Freistaat dem 
Hafenausschuß Polizeipersonal zuteilen sollte, das zwar dem 
Senat unterstellt blieb, dem aber der Hafenausschuß sachliche 
Aufträge geben konnte. Dieser Zustand ist natürlich für Danzi 
auf die Dauer unerträglich. Danzig hatte daher diesen Streitfal 
zur Entscheidung durch den Völkerbundsrat in diesem September 
schon angemeldet, er wurde aber von der Tagesordnung wieder 
abgesetzt, da sich die Möglichkeit ergab, durch direkte Verhand- 
1 zwischen Danzig und Polen Joch noch zu einer Einigung 
zu kommen. 
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An sich könnte ein rein wirtschaftlich arbeitender Hafenaus- 
schuf ganz nützlich sein, wenn er sich auf die Instandhaltung und 
Entwicklung des Hafens nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
beschränkt. Insofern ist es auch zu begrüßen, daß durch ihn eine 
moderne Kaianlage von 400 m Länge mit 8 m Wassertiefe am 
Weichseluferbahnhof mit 6 elektrischen 7-t-Krähnen fertig- 
gestellt wurde. Hier können bequem 4 größere Seedampfer 
gleichzeitig in kurzer Zeit entladen werden. Diese Anlage eignet 
sich aber auch nebenbei vorzüglich zur Ausschiffung von Truppen- 
verbänden mit allem zugehörigen Material aus Truppentransport- 
schiffen. Auffallend ist, daß man hier auch gleichzeitig ein großes 
7 Postamt gebaut hat, für das in solchem Ausmaße sicher- 

ich kein Bedürfnis vorliegt, da von Uberseedampfern nur ein 
gröſterer und ein kleinerer ein- bis zweimal im Monat Post aus 
Übersee für Polen nach Danzig bringen. Sucht man nach einer 
Erklärung für den Bau eines in dieser Größe überflüssigen Ge- 
bäudes, so liegt für einen Militär der Gedanke nahe, daß man 
damit eine ausgezeichnete Anlage für die Unterbringung einer 
Hafenkommandantur mit Ausschiffungskommando geschaffen hat. 
Die Berechtigung zum Bau dieses Postgebäudes leitete Polen aus 
den Absätzen 3 und 4 des Artikels 104 des Versailler Vertrages 
her, der, wie schon erwähnt, Polen das Recht gibt, den Post-, 
Draht- und Fernsprechverkehr zwischen Polen und dem Hafen 
von Danzig zu überwachen und zu verwalten, die hierzu erfor- 
derlichen 1 auszubauen und im Bedarfsfalle das hierzu 
nötige Gelände zu mieten oder anzukaufen. Wenn die Danziger 
Behörden auch kaum verhindern können, daß Polen, sobald es 
ihm erwünscht erscheint, unter dem dort beschäftigten Personal 
auch solche Persönlichkeiten anstellt, die geeignet sind, im Mobil- 
machungsfalle sofort den Dienst einer Hafenkommandantur auf- 
zunehmen, so wird Danzig doch gut daran tun, auf dieses Post- 
amt sein besonderes Augenmerk zu richten. Der Hinweis darauf, 
dafi Danzig mit solchen polnischen Maßnahmen unbedingt rechnen 
muß, erscheint durchaus gerechtfertigt, nachdem vor kurzem un- 
widersprochen durch die Presse die Meldung ging, daft Polen in 
versteckter Form bereits ein polnisches Standortskommando ein- 
erichtet hätte, das alle polnischen Militärpflichtigen kontrol- 
ierte. Ob die Meldung zutrifft, daß dieses Standortskommando 
abgesehen von dem zum Schutze des Munitionslagers bestimmten 
Truppenkontingent über ein weiteres militärisches Personal von 
175 Köpfen verfügt, wird schwer nachzuprüfen sein. Von einer 
klaren Widerlegung dieser Meldung ist aber jedenfalls nichts 
bekannt geworden. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Einrichtung eines amt- 
lichen polnischen Spionagedienstes in Danzig bemerkenswert, wie 
sie in dem großen Spionageprozeſt vor dem Danziger Gericht 
gegen einen polnischen Staatsangehörigen im September d. J. 
nachgewiesen wurde. Nach seinem eigenen Geständnis stand der 
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Angeklagte im Dienst der „Militärabteilung der diplomatischen 
Vertretung der Republik Polen in Danzig“, deren en einen 

Inischen Hauptmann, er als seinen Auftraggeber bezeichnete. 
Bei dem Prozeß stellte sich bekanntlich heraus, daß Polen beson- 
deres Interesse daran hat, über die Verhältnisse der Danziger 
Schutzpolizei unterrichtet zu sein, offenbar, weil diese das ein- 
zige Machtmittel ist, das gegebenenfalls Danzig gegen polnische 
militärische Übergriffe einsetzen kann. 

Polen ist im Begriff, seine Kriegsmarine auszubauen. Wenn 
auch diese Entwicklung nur sehr langsam vor sich geht, da die 
wirtschaftlihe Lage Polen nicht gestattet, die für den Aufbau 
einer beachtenswerten Marine erforderlichen hohen Beträge jetzt 
schon aufzuwenden, zumal ihm andere Aufgaben dringender er- 
scheinen, so ist doch das Bestreben Polens, sih allmählich eine 

ewisse Seegeltung zu schaffen, nicht zu verkennen. Den Stamm 
der polnischen Marine bilden 2 kleine Kanonenboote (je 550 t), 
6 Torpedoboote (früher deutsch) und 4 kleine Minenräumboote. 
Dazu kommen in nächster Zeit 3 in Frankreich neu erbaute 
U-Boote, ein ebenfalls in Frankreich in Bau befindlicher 1500 t 
rofter, ganz moderner Zerstörer (die deutschen großen Torpedo- 
boote sind nur 800 t groß, U-Boote sind Deutschland verboten) 
und der vor kurzem angekaufte alte französische Kreuzer 
„d'Entrecasteaux“ (8100 t), der als Schulschiff dienen soll und 
trotz seines Alters von 30 Jahren für diesen Zweck wohl noch 
durchaus geeignet ist. Dieser Kreuzer war nach dem Kriege 
Belgien von Frankreich überlassen worden, wurde aber nach 
Auflösung der belgischen Marine vor einiger Zeit an Frankreich 
zurückgegeben. Es wird nicht bestritten werden können, daß bei 
gewissen Kriegslagen die polnische Marine nach Übernahme der 
jetzt in Frankreich in Bau befindlichen Einheiten eine nicht zu 
unterschätzende Rolle spielen kann. 

Wenn auch der Hauptliegehafen für die polnische Marine der 
neu angelegte Hafen Gdingen ist, so laufen die polnischen Kriegs- 
schiffe doch auch recht häufig Danzig an. Durch ein proviso- 
risches Abkommen vom 8. Oktober 1921 hat 5 der polnischen 
Marine das Recht, den Danziger Hafen als „port d’attache“ zu be- 
nutzen, zugestanden. Bemerkenswert an diesem Abkommen ist, 
daf Polen selbst zunächst nur eine Anlegestelle („point d'attache“) 
gefordert hatte. Im Laufe der Verhandlungen hat es Polen dann 
aber erreicht, daß an Stelle des „point d'attache“ der sehr viel 
weiter gehende Ausdruck ..port d'attache“ gesetzt wurde. Hier- 
nach haben die polnischen Kriegsschiffe jetzt entgegen dem sonst 
üblichen Gebrauch für das Anlaufen fremder Hoheitsgewässer 
durch Kriegsschiffe anderer Nationen das Recht, jederzeit unan- 
gemeldet in Danzig ein- und auszulaufen, sich dort beliebig lange 
aufzuhalten, Vorräte zu ergänzen und Reparaturen vorzunehmen. 
Ein bestimmter Liegeplatz muß dauernd zu ihrer Verfügung ge- 
halten werden. Beim Ein- und Auslaufen haben sie ein Vorrecht 
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vor den Handelsschiffen. Voraussetzung beim Abschluß dieses 
Abkommens war, daf dieses Recht nur so lange gelten sollte, bis 
der Ausbau von Gdingen so weit fortgeschritten wäre, dafl die 
polnischen Schiffe dort sicher liegen können. Diese Voraus- 
setzung von der Dauer der Gültigkeit dieses Rechts Polens war 
auch in dem Gutachten des Marineunterausschusses des ständigen 
Beratenden Ausschusses für Militärfragen beim Völkerbund aus- 
drücklich festgestellt worden. Wiederholte Unzuträglichkeiten 
bei Anwesenheit der polnischen Kriegsschiffe im Danziger Hafen 
— erst neulich wurde ein Danziger Arbeiter durch Messerstiche 
polnischer Kriegsschiffmatrosen schwer verletzt — haben Danzig 
veranlaft, am 20. Mai 1927 das Abkommen zu kündigen und beim 
Völkerbundsrat den Antrag zu stellen, daß das Recht der - 
nischen Kriegsmarine, den Danziger Hafen als „port d'attache" 
zu benutzen, unter Beachtung der Danziger Hoheitsrechte neu 
Kerege werde, da die polnische Marine infolge des fortschreiten- 

en Ausbaus von Gdingen auf den Danziger Hafen nicht mehr 
angewiesen ist. Auf der Septembertagung des Rats wurde die 
Entscheidung aus formalen Gründen vertagt. Polen und Danzi 
sollten zunächst versuchen, in gegenseitigen Verhandlungen sick 
zu einigen. Sollte eine Einigung nicht zustande kommen, so wird 
der Rat auf seiner Dezembertagung erneut mit der Angelegen- 
heit befaßt werden. 

Es ist schon oben darauf hingewiesen worden, daß der Hafen 
von Gdingen bereits jetzt der polnischen Marine selbst im Winter 
ein sicheres Liegen getattet. Danzig ist daher zweifellos im 
Recht, wenn es verlangt, daß die polnischen Kriegsschiffe den 
Danziger Hafen nicht mehr als „port d'attache“ benutzen dürfen, 
und daß sie in Danziger Hoheitsgewässern keine weitergehenden 
Rechte genieſten als andere fremde Kriegsschiffe. Diese For- 
derung Danzigs soll nicht ausschließen, daf die polnischen Kriegs- 
schiffe nach wie vor zu Instandsetzungsarbeiten im Bedarfsfalle 
die Danziger Werften aufsuchen, da bisher, soweit bekannt, in 
Gdingen keine Reparaturwerkstätten vorhanden sind. 

In Zusammenhang hiermit ist es erforderlich, einen kurzen 
Blick auf die Werften in Danzig zu werfen. Es sind 3 Werften 
vorhanden: die Danziger Werft (früher Kaiserliche Kriegsschiffs- 
werft, jetzt The International Shipbuilding and Engineering Co. 
Ltd.), die Schichau-Werft und die Klawitter-Werft. Während 
letztere hauptsächlich Schiffsreparaturen und den Neubau klei- 
nerer Fahrzeuge betreibt, beschäfti t sich die Schichau-Werft in 
erster Linie mit größeren Schiffsneubauten. Ihre Bedeutung geht 
daraus hervor, daß es ihr im Jahre 1926 gelang, Bauaufträge auf 
über 80000 Tonnen hereinzubringen. Wichtiger im Rahmen 
dieser Betrachtung ist aber noch die alte Kaiserliche Werft, da 
sie mehr noch als die anderen vielleicht einmal wieder militärisch 
eine Rolle spielen kann. Da diese Werft ehemaliger Besitz des 
Deutschen Reiches war, ist das Eigentum an ihr nach Artikel 107 
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des Versailler Vertrages durch die Alliierten je zur Hälfte Polen 
und Danzig zugesprochen. Die Werft mußte dann jedoch auf 
50 po ohne Pachtzins einer Gesellschaft zur Verfügung ge- 
stellt werden, auf die England und Frankreich sich den ausschlag- 
gebenden Einfluß dadurch gesichert haben, daß je 40 Anteile von 
100 in ihrem Besitz sind, während Danzig und Polen nur je 
10 Anteile erhalten haben. In der Hauptsache sind die Ange- 
stellten und Arbeiter dieser Werft noch deutsch. Versuche Polens. 
auf diese Werft einen größeren Einfluß zu gewinnen, sind schon 
wiederholt gemacht worden. Daß es für die polnische Marine im 
Kriegsfall sehr wichtig ist, wenn diese Werft ihren Zwecken 
dienstbar ist, liegt auf der Hand. 

Noch deutlicher treten die Bestrebungen Polens, das Personal 
der Danziger Eisenbahnen von sich N zu machen, hervor. 
Diese Eisenbahnen stehen, soweit es sich um Vollspurbahnen 
handelt, in polnischer Verwaltung. Da Artikel 20 des am 9. No- 
vember 1920 abgeschlossenen Vertrages bestimmt, daf die Be- 
amten, Angestellten und Arbeiter, die im Dienste des Hafens, der 
Wasserwege und der Eisenbahnen stehen, soweit als möglich in 
ihrem Dienst behalten werden müssen, kann Polen das Eisen- 
bahnpersonal nicht einfach durch seine Staatsangehörigen er- 
setzen. Es hat aber die Forderung gestellt, daß dieses Personal 
bis zum 1. Januar 1928 die polnische Sprache beherrsht. Wenn 
auch Polen mit dem Schein einer gewissen Berechtigung sagen 
kann, daß dieses Personal die in polnischer Sprache erlassenen 
amtlichen Verfügungen verstehen muß (im Verkehr mit dem 
reisenden Publikum liegt ein Bedürfnis für polnisch sprechendes 
Eisenbahnpersonal nicht vor), so dient diese Forderung neben 
dem Bestreben, die polnische Sprache auszubreiten, doch in erster 
Linie militärischen Te Für Polen ist es naturgemäß im 
Falle einer Mobilmachung von größtem Wert, wenn das Danziger 
Eisenbahnpersonal polnisch versteht. Charakteristisch dafür, wie 
Polen bemüht ist, die Danziger Eisenbahnen auch personell fest 
in seine Hand zu bekommen, ist ferner die Handhabung des Ver- 
fahrens bei der Einstellung von Anwärtern für den Dienst bei 
den ange Eisenbahnen. Unter 20 Anwärtern, die neu einge- 
stellt wurden, befanden sich nur 2 Kinder von Danziger Eisen- 
bahnern, obwohl sich 110 zur Einstellung gemeldet hatten. Man 
hatte diese bei einer Prüfung in der polnischen Sprache einfach 
durchfallen lassen und dadurch Platz zur Einstellung von Polen 
geschaffen. Nach diesem Vorgang ist zu befürchten, daß Polen die 
Absicht hat, nach dem 1. Januar 1928 den größten Teil der jetzigen 
Danziger Eisenbahner auf Grund angeblich mangelhafter pol- 
nischer Sprachkenntnisse durch Polen zu ersetzen. 

In Verbindung hiermit muß auch noch erwähnt werden, daft 
Polen entgegen dem klaren Wortlaut des Vertrages dem Eisen- 
bahnpersonal das Recht bestreitet, in Gehalts-, Pensions- und 
sonstigen vermögensrechtlichen Ansprüchen bei Danziger Ge- 
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richten gegen die polnische Eisenbahndirektion Klage zu erheben. 
Es ist klar, daß auf diese Weise das Eisenbahnpersonal noch 
stärker als bisher in Abhängigkeit von Polen gebracht werden 
soll, sicherlich nicht nur, um den wirtschaftlichen und kultur- 
politischen Zielen Polens zu dienen, sondern auch um dieses Per- 
sonal für militärische Zwecke fest in der Hand zu haben. Eine 
der Klagen Danzigs beim Völkerbund betrifft diesen zweifellos 
unberechtigten Eingriff in die Gerechtsame dieses Personals. 
Zwei namhafte deutsche Rechtsgelehrte, die Professoren Kauf- 
mann und Schücking, die von dem Senat um ein Gutachten in 
dieser Frage ersucht waren, haben sich vollkommen auf den Dan- 
ziger Standpunkt gestellt, während der Völkerbundskommissar 
van Hamel das Recht der Eisenbahner bestritten hat. Der Völker- 
bundsrat hat auf seiner 5 beschlossen, ein Gut- 
achten des Haager Schiedsgerichtshofs in dieser Frage einzuholen. 

In derselben Richtung bewegte sich ferner die polnische For- 
derung, daß die Hälfte der beim Hafenausschuſt beschäftigten 
Arbeiter (etwa 350) mit Polen zu besetzen wäre. Hierfür kann 
natürlich nicht das geringste Bedürfnis geltend gemacht werden. 
Dagegen hat Polen selbstverständlich das größte Interesse daran, 
im Kriegsfall eine möglichst große Anzahl Polen im Hafenbetrieb 
beschäftigt zu sehen. Der Völkerbundskommissar van Hamel hat 
am 26. Februar d. J. in dieser Frage zugunsten Polens dahin ent- 
schieden, daf zur Hälfte Arbeiter polnischer Staatsangehörigkeit 
und zur Hälfte Arbeiter Danziger Staatsangehörigkeit beschäftigt 
werden sollten. Daf diese Entscheidung seinerzeit eine unge- 
heure 1 in der Danziger Arbeiterschaft auslöste, ist klar, 
wenn man bedenkt, daf im Frühjahr 1927 die Zahl der Arbeits- 
losen in Danzig über 10000 betrug. Die polnische Regierung 
sah sich hierdurch zwar veranlaftt zu erklären, sie wäre damit 
einverstanden, wenn der Hafenausschuß in Ausführung der ge- 
troffenen Entscheidung in erster Linie Danziger Staatsbürger 
polnischer Nationalität oder polnischer Sprache berücksichtige, 
sofern diese in den polnisdien Berufsverbänden organisiert 
wären, tatsächlich hatte sie ihr Ziel aber erreicht, dem Hafen- 
ausschuß eine zuverlässige polnische Arbeiterschaft in die Hand 
zu geben. Erwähnt sei hierbei noch, daß die Polen in Danzig nur 
3—4 Prozent der Bevölkerung ausmachen. 

Diese Bestrebungen Polens, sich in Danzig militärische 
Sicherheiten zu verschaffen, sind nicht weiter verwunderlich, 
wenn man sich den Entwurf ansieht, den Polen im Jahre 1920 
für den gemäß Artikel 104 des Versailler Vertrags zwischen 
Danzig und Polen abzuschließenden Vertrag ausgearbeitet und 
der Botschafterkonferenz übermittelt hatte. In diesem Entwurf 
heißt es in Kapitel V (Militär- und Marineangelegenheiten): 

„Polen hat das Recht, auf dem Gebiet der Freien Stadt 

Danzig alle notwendigen Maßnahmen in bezug auf Mi- 

litär- und Marinewesen zu treffen, um sein Landgebiet und 
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seinen Zugang zum Meere wie auch das Gebiet der Freien 
Stadt Danzig zu verteidigen. 

Zu diesem Zweck hat Polen das Recht, auf besagtem 
Gebiet Militär- und Seestreitkräfte zu unterhalten, Be- 
festigungswerke zu besetzen und militärische Aufsicht aus- 
zuüben.‘ (Artikel 30.) 

und an anderer Stelle: 

„Polen hat das Recht, den Danziger Hafen und seine 
Einrichtungen für den Aufenthalt, die Ausbesserung und 
5 seiner Handels- und Kriegsschiffe zu 
benutzen.“ (Artikel 33.) 


Anscheinend hat man damals Polen bedeutet, daß solche Be- 
stimmungen nicht gut mit dem Begriff einer „Freien Stadt“ in 
Einklang zu bringen sind. Denn in dem 2. Vertragsentwurf, 
den Polen der Botschafterkonferenz vorlegte, sind die einleiten- 
den Bestimmungen über Militär- und Marine angelegenheiten 
etwas gemildert. Es heifit dort im Kapitel V Artikel 33: 


„Da die Verteidigung des freien Zutritts Polens zum 
Meere mit der Verteidigung des Gebiets der Freien Stadt 
Danzig zusammenfällt, Bat olen das Recht und die Pflicht, 
die militärische Überwachung auf dem Gebiet der Freien 
Stadt Danzig auszuüben und dort alle Maßnahmen betr. 
Militär-, Marine- und Luftschiffahrtsfragen, soweit sie in 
dieser Hinsicht nötig sind, zu treffen.“ 


Wenn auch dieser Wortlaut nicht ganz so anspruchsvoll 
klingt wie der des ersten Entwurfs, so zeigt doch auch dieser Ent- 
wurt deutlich, welche militärische Stellung Polen in Danzig an- 
strebte. Es ist Polen damals nicht gelungen durchzusetzen, daß 
ihm durch den endgültigen Vertrag militärische Rechte auf Dan- 
ziger Hoheitsgebiet zugesprochen wurden. Daft Polen trotzdem 
versucht, seine militärischen Ziele auf anderem Wege zu er- 
reichen, dürfte oben genügend klar dargetan sein. 


* * 
* 


Die Freie Stadt Danzig steht unter dem Schutze des Völker- 
bundes. Es ist in Genf einmal die Frage aufgeworfen worden, 
wer von den Mitgliedern des Völkerbundes mit der Ausübun 
dieses Schutzes beauftragt werden würde, wenn der Völkerbun 
einmal ernstlich vor diese Frage gestellt würde. Man hat damals 
ausgesprochen, da Polen in erster Linie dazu berufen wäre, 
diesen Schutz auszuüben. Nun ist es wohl ohne weiteres klar, 
daß die Freie Stadt Danzig für sich allein betrachtet kaum einmal 
in die Gefahr kommen wird, von einer fremden Macht ang - 
griffen zu werden. Insofern hat die Äufterung des Völkerbunds- 
rats wohl nur theoretische Bedeutung. Von sehr viel größerer 
praktischer Bedeutung würde eine Beantwortung der Frage durch 
den Völkerbundsrat sein: „Wie kann die Freie Stadt 
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Danzig „ geschützt werden, dafl sie bei 
einem Krieg Polens mit einer anderen Macht in 
diesen Krieg mit hineingezogen wird?“ 

So, wie die Dinge sich, teilweise mit Unterstützung durch 
den Völkerbund, entwickelt haben, ist es ganz ausgeschlossen, daß 
ein Gegner Polens das Gebiet der Freien Stadt Danzig als neu- 
trales Gebiet behandeln sollte. a muß sich ja unter den 
jetzigen Verhältnissen in einem Kriege Polens mit einer anderen 
Macht völkerrechtlih zweifellos der neutralitätswidrigen Unter- 
stützung Polens schuldig machen, auch wenn es auf jede Weise 
neutral bleiben möchte. Man kann von einer kriegführenden 
Macht aber andererseits nicht verlangen, daß sie ein an sich neu- 
trales Staatsgebiet als neutral behandelt, wenn in diesem Gebiet 
ihr Gegner ein großes Munitionslager unterhält, wenn es seinen 
Hafen zur Zufuhr von ungeheuren Kriegsmaterialtransporten 
zur Verfügung stellt, wenn seine Eisenbahnen im Dienste des 
Feindes stehen, und wenn in ihm die feindlichen Seestreitkräfte 
Schutz suchen, Schäden reparieren, sich für Unternehmungen 
ausrüsten und von dort aus operieren. Man kann dieser Macht 
nicht gut die Verletzung der Neutralität Danzigs vorwerfen, 
wenn sie versucht, das polnische Munitionslager, die polnischen 
Seestreitkräfte im Danziger Hafen, die Danziger Werften und 
Hafen- und Eisenbahnanlagen durch Flugzeugangriffe oder Bom- 
bardements von See aus zu zerstören, sofern sie militärisch hierzu 
in der Lage ist. Hierbei wird auch die gesamte unbeteiligte 
Danziger Bevölkerung stark gefährdet sein, da seit dem letzten 
Kriege bei Flugzeugangriffen Gasbomben in ausgedehntem Maße 
Verwendung finden. 

Auf der anderen Seite wird Polen, um solchen berechtigten 
Angriffen zu begegnen, zweifellos spätestens mit Ausbruch des 
Krieges auf Danziger Gebiet die von ihm für nötig gehaltenen 
Verteidigungsmaſtnahmen wie Anlegen von Küstenbatterien, 
Flugzeugabwehr, Auslegen von Sperren in den Danziger Hoheits- 
gewässern u. a. m. treffen und so seinerseits die Danziger Neu- 
tralität verletzen. So wird Danzig, wenn auch sehr gegen seinen 
Willen, auf jeden Fall in einen Krieg, in den Polen verwickelt 
wird, mit hineingezogen. Bei dieser klaren Sachlage wäre es 
eine ernste Pflicht für den Völkerbund, alles zu tun, um diese 
Gefahr von Danzig, dessen Schutz er doch feierlich übernommen 
hat, abzuwenden. Dazu gehört in erster Linie die Beseitigung 
des polnischen Munitionslagers auf der Westerplatte. In An- 
betracht der Verhältnisse, wie sie sich nun einmal entwickelt 
haben, wäre auch der Gedanke nicht fernliegend, daf der Völker- 
bund seine Verpflichtung, Danzig gegen jede kriegerische Ver- 
wicklung zu schützen, dadurch feierlich bekräftigte, daf er das 
Gebiet der Freien Stadt Danzig zu einem neutralen Gebiet er- 
klärte, dessen Verletzung, von welcher Seite sie auch erfolgt, 
strenge Ahndung durch den Völkerbund nach sich ziehen würde. 
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Falls hierbei nur der Widerstand Polens zu überwinden 
wäre, so würde es vielleicht nicht allzu schwer sein, mit der Zeit 
diese Forderung doch durchzusetzen. Polen steht aber nicht 
allein da, wenn es sich jeder Maßnahme widersetzt, die darauf 
abzielt, seine militärischen Bestrebungen in Danzig lahm zu 
legen und Danzig dagegen zu. schützen, daß es nicht in krie- 
gerische Konflikte mit hineingezogen wird. Es mag daher dahin- 
gestellt bleiben, ob und wie weit England, dem es Danzig zu ver- 
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danken hat, daß es nicht in den polnischen Staat einverleibt, son- 
dern eine Freie Stadt wurde, Danzig militärisch bei seinen Zu- 
kunftsplänen in Rechnung stellt. Sehr viel einfacher und klarer 
liegt das Interesse zutage, das Frankreich daran hat, die mili- 
tärıschen Bestrebungen Polens in Danzig zu unterstützen. Zwei- 
fellos spielt Danzig in den militärischen Plänen Frankreichs, die 
sich mit dem Kriegsfall zwischen Deutschland und Frankreich 
beschäftigen, eine wichtige Rolle. Von seinen Bundesgenossen 
ist Polen der Staat, auf dessen Waffenhilfe gegen Deutschland 
Frankreich in erster Linie zählen wird. 
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Neue Wege 
der sowjetrussischen Kinderliteratur. 
Von Jakob Meksin, 


Leiter der Kinderbuchabteilung des Russischen Staatsverlags in Moskau. 


Von welchem Industriezweig auch immer die Rede sein mag, 
als objektivste Art seiner Beurteilung gilt der Vergleich mit dem 
Vorkriegsniveau. Ich glaube, die Anwendung dieser Methode 
dürfte auch im vorliegenden Falle am Platze sein. 


In den letzten Vorkriegsjahren erschienen in Rußland jähr- 
lich 1000 bis 1200 Kinderbücher. Diese Zahl ist jetzt bereits nicht 
nur erreicht, sondern sogar überholt. Freilich genügt dieser 
Zahlennachweis nicht, um eine rechte Vorstellung von dem Stand 
und den Errungenschaften der sowjetrussischen Verlagstätigkeit 
zu gewinnen. Eine wichtige Tatsache darf nicht außer acht ge- 
lassen werden. Bei näherer Betrachtung der jährlichen Pro- 
duktion der Vorkriegszeit sehen wir nämlich, daR ½ derselben 
bereits gedrucktes Material darstellt und fast die gleiche Zahl auf 
die Veröffentlichungen russischer und ausländischer Klassiker 
entfällt, die zwar bei den einzelnen Verlegern zum ersten Mal 
erschienen, dem Inhalt nach jedoch alt waren. Somit bot nur 1% 
der Gesamtproduktion künstlerische Neuschöpfungen. 


So blieb die Lage auch während des Krieges und der ersten 
Revolutionsjahre, nur mit dem Unterschied, daß die allgemeine 
Spannkraft der russischen Verlagstätigkeit allmählich erlahmte. 
Erst vom Jahre 1920, vor allem jedoch von 1922 an, ändert sich 
das Bild von Grund auf. Die alten Kinderbücher einschließlich 
der Klassiker werden in den Hintergrund gedrängt und die 
Mappen der Verleger beginnen sich mit Arbeiten junger Schrift- 
steller zu füllen. Darin offenbart sich zweifelsohne der auf eine 
vollkommene Erneuerung der Lebensform gerichtete Geist der 
Zeit. Es ist selbstverständlich, daß den jungen aufstrebenden Ver- 
fassern und Illustratoren viele Schwierigkeiten entgegentraten, 
daß ihnen zeitweise sogar bittere Enttäuschungen nicht erspart 
blieben. Nur wenige Auserwählte unter ihnen verfügten über 
p nugende Begabung und Ausdauer, um in verhältnismäßig 

urzer Zeit das Niveau der früheren Berufsschriftsteller in der 
Kinderliteratur zu erreichen. l 


Es darf nicht unerwähnt bleiben, daß auch die Lage der Ver- 
leger angesichts der allgemeinen Wirtschaftskrise keine leichte 
war. Sie hätten, da sie nur über beschränkte materielle und tech- 
nische Mittel verfügten, mit größerem Gewinn die alten, ihnen 

ratis zur Verfügung stehenden Klischees und lithographischen 

teine verwerten können. Sie taten dies aber nicht, sondern 
zogen es vor, mit einem jungen Heer von Anfängern neue Wege 
zu beschreiten. 
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Was brachte der Kinderliteratur diese Schar Neulinge? Das 
wird leichter zu verstehen sein, wenn man sich vergegenwärtigt, 
woher diese Leute kamen. Da waren junge Frzicherinnen aus 
Kindergärten, Vertreter der Lehrerschaft, Leiter von Kinder- 
klubs und Pionierorganisationen, Studierende der Universitäten 
und Kunstschulen, endlich aller Art Autodidakten aus Stadt und 
Land, die zur literarischen Betätigung durch eigene Erlebnisse 
aus Krieg, Revolution und kultureller Arbeit angespornt waren. 
Viele dieser Schriftsteller und Illustratoren schufen ihre Arbeiten 
in unmittelbarem Umgang mit Kindern, häufig sogar ohne jeden 
Gedanken an eine Veröffentlihung ihrer Arbeit. Selbstver- 
ständlich mangelte diesen Leuten die künstlerische Vollkommen- 
heit, dafür waren sie aber auch frei von jeder Routine und 
Schablone. Häufig vermift man in ihren Werken einen aus- 
gesprochenen Stil, dafür verspürt man aber überall das stark pul- 
sierende, überquellende Leben. Fast immer ist die Komposition 
schwach, der Vers selten einwandfrei, doch werden diese Mängel 
durch den frohen gehobenen Ton, die hinreiſtende Dynamik wett- 
gemacht, die bei diesen jungen Menschen kein literarischer Kunst- 
griff, sondern der Ausdruck ihrer Weltanschauung und manchmal 
auch ihrer jugend sind. Selbstverständlich mußten diese Leute 
erst etwas lernen, und so sehen wir denn auch, daft die besten 
unter ihnen entweder Fachschulen aufsuchen oder sich bemühen, 
sich selber weiterzubilden. 

Die Verlagsanstalten, in erster Linie der Staatsverlag als 
größte unter ihnen, mußten die Führung ihrer Mitarbeiter über- 
nehmen. Es handelte sich hierbei um keinen akademischen Lehr- 
gan „ sondern um era kameradschaftliche Zusammen- 

ünfte, aus denen jeder Teilnehmer um so größeren Nutzen zog, 
je mehr er eigene Initiative an den Tag legte. Gewöhnlich treffen 
sich alle vierzehn Tage im Staatsverlag Schriftsteller und Illustra- 
toren der Kinderbücher mit Pädagogen, Bibliothekaren und 
Literaturkritikern. Hier werden die neuen Arbeiten einer viel- 
ae Prüfung unterzogen, wobei gewöhnlic ein Teil der Be- 
urteiler mehr formale Einwände laut werden läßt, während die 
anderen sich auf die Wünsche und den Geschmack der Kinder 
stützen. Auf diese Weise werden nicht nur einzelne Fehler ent- 
deckt und verbessert, sondern es wird auch in aller Gegenwart 
festgestellt, worüber und wie man für zeitgenössische kindliche 
Leser schreiben muß. Häufig ist das zufällig vorhandene kon- 
krete Material nur der Anlaß für eifrige Debatten über prin- 
zipielle Fragen, so z. B. ob Kindern überhaupt phantastische 
Märchen geboten werden sollen, ob in naturgeschichtlichen Er- 
zählungen Antropomorphismus und Animismus zulässig seien, ob 
es für ein frühes Alter zweckmäßig sei, bei runs in- 
dustrieller Themen Arbeit und Technik in den Mittelpunkt zu 
rücken. Dank einem solchen gegenseitigen Gedankenaustausch 
konnten Redakteure und Verleger sich allmählich einen Kreis 
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aktiver Mitarbeiter schaffen und klare Programme mit aktuellem 
Inhalt aufstellen. 

Keine geringe Rolle spielt auch die Beurteilung des zur Ver- 
öffentlichung bestimmten Materials durch einen kindlichen Zu- 
hörerkreis. Dies ist jedoch durchaus nicht die Regel. Nur in be- 
sonders interessanten und strittigen Fällen wird das Manuskript 
an einen Kindergarten, eine Schule oder eine Bibliothek weiter- 
gegeben, wo die mit der Redaktion beauftragte Person das Ma- 
terial mit den Kindern durcharbeitet und mit einem Gutachten 
versehen zurückerstattet. Auch kommt es vor, daft der Verfasser 
selber sein Werk den Kindern vorliest oder doch beim Vorlesen zu- 

egen ist. Da erweist es sich denn häufig, daf die Stellungnahme 
der Kinder zum Gehörten und Gesehenen die vorläufige Beur- 
teilung und Wertung des Buches seitens der Erwachsenen voll- 
kommen umstöfßt; häufig müssen die Verfasser gestehen, daß der 
Erfolg ihnen da zuteil wurde, wo sie ihn nicht erwartet, während 

erade die von ihnen selber bevorzugten Teile ihres Werkes, auf 
die sie alle Hoffnung gesetzt hatten, bei den Kindern kläglichen 
Schiffbruch erlitten. Da läft sich eben nichts ändern: mit einem 
Erwachsenen kann man Meinungsverschiedenheiten austragen, 
Kinder wollen sich begeistern. Glücklicherweise vertragen sie 
zwei Dinge nur schlecht — Langweile und Unaufrichtigkeit. Es 
muĝ zugegeben werden, da unsere Pädagogen, Bibliothekare 
eine große Übung im Protokollieren der kindlichen Äußerungen 
erlangt haben. Beim Lesen eines solchen Protokolls fühlt man 
sich sofort ins kindliche Milieu versetzt, man hört die spontanen, 
oft unvergefllih treffenden Einwände, man beobachtet das 
Mienenspiel der besonders lebhaften Zuhörer, verfolgt die Kurve 
der kindlichen Aufmerksamkeit, beobachtet die gefühlsmäßige 
Einstellung der kleinen Zuhörer. 

Ein besonderes Verdienst um diese Arbeitsmethode hat sich 
das Moskauer Institut zur Förderung der Kinderliteratur er- 
worben, das in der Erforschung der Wünsche und des Geschmacks 
der Kinder seine Hauptaufgabe sieht. Hierbei fällt mir ein, daf 
ich noch lange vor 1914 in einem alten Kataloge des Münchener 
Verlages Georg W. Dietrich den Hinweis gefunden habe, daß die 
Schriftleitung dieses Verlages über einen kleinen Hörsaal ver- 
füge, wo Kindern die Manuskripte vor ihrer Drucklegung vor- 
gelesen werden. Es wäre interessant zu erfahren, ob dieser Ver- 
such weitere Nachahmung und Verbreitung gefunden hat. 

Ich bin jedoch überzeugt, daß diese Methode, wie jede an- 
dere, auch eine schlechte Anwendung finden kann; die Bedeutung 
des Protokolls liegt selbstverständfich nicht darin, daf es von 
irgend jemand, der die formelle Verantwortung trägt, unter- 
zeichnet wird, sondern einzig darin, daß es vor uns, wenn auch 
nur einen Teil des Schleiers lüftet, der über der rätselhaften 

eistigen Welt des Kindes ausgebreitet ist. Allerdings dürfen die 
rgebnisse dieser Protokolle nicht blindlings, ohne jede Kon- 
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trolle im guten Glauben an ihre Fehlerlosigkeit angenommen 
werden. Die einmalige Verlesung des Manuskripts in Gegen- 
wart der Kinder gewährt selten ein einwandfreies und erschöp: 
fendes Material für ein abschließendes Urteil. Häufig haben ein- 
fachere, Eröbere Werke einen leichten, jedoch nur vorübergehen- 
den Erfolg zu verzeichnen, während mit feineren und tieferen 
Arbeiten die Kinder sich zwar erst allmählich, dafür aber auch 
für längere Zeit befreunden. Erfolg oder Nichterfolg hängt 
häufig von der zufälligen Zusammensetzung der Zuhörerschar, 
von der Altersstufe, dem Geschlecht, der sozialen Zugehörigkeit 
ab. Großen Einfluß hat auch die Persönlichkeit des Erziehers, 
mehr noch des Verfassers, wenn er sein Werk selbst vorträgt, 
oder auch nur beim Lesen zugegen ist; auch die Stellungnahme 
des betreffenden Leiters und seines Auditoriums zu einer solchen 
Vorlesung ist von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Die 
Zweckmäligkeit dieser Methode kann daher dort gefährdet sein, 
wo der Leiter und die von ihm beaufsichtigten Kinder ihre Rolle 
als autoritative Sachverständigen überschätzen. Ich selber hatte 
Gelegenheit, das Zerrbild eines solchen Protokolls in der Hand 
zu halten, in dem wörtlich geschrieben stand: „Wir haben das 
und das gehört und beschlieflen: Es kann im großen und ganzen 
gedruckt werden.“ 
Daher möchte ich einer anderen Arbeitsweise den Vorzug 
eben, die auf der gleichen methodischen Grundlage beruht, wie 
die bereits erwähnte. In einigen Kindergärten, Bibliotheken 
und Schulen wird eine sorgfältige Statistik der von den Kindern 
elesenen Bücher geführt, dabei werden nicht nur die Wünsche 
er Kinder und ihre Gutachten über das Gelesene eingetragen. 
sondern auch noch das Verhalten der Kinder bei der Lektüre ver- 
merkt, ihre gegenseitigen Empfehlungen von Büchern usw. Da 
erfährt man z. b. daß eine rührselige Geschichte den Kameraden 
mit folgenden Worten angepriesen wird: „Lies es, das ist zu 
interessant! Da kannst du dich mal aus weinen.“ In einer an- 
deren Erzählung enttäuscht die Kinder der Schluf: „Das Wich- 
tigste hat er gar nicht erzählt! Hat der Vater dem Kinde nun die 
rmonika gekauft oder nicht? Manche Väter versprechen das 
ja nur...“ Primitive Illustrationen, Nachahmungen von Kin- 
derzeichnungen werden von den Kindern gewöhnlich unwillig 
abgelehnt. „Haben das Kinder gezeichnet? Wie schlecht ist das 
gezeichnet, ich mache es besser.“ Häufig werden die Abbildungen 
in dem einen Buch von den Kindern gestreichelt und geküft, 
während sie in den anderen einfach geschlagen werden. Diese 
Art der Arbeit hat den Vorteil, daß ihr Objekt — das Buch — be- 
reits eine durchaus reale und selbständige Existenz führt und daß 
ferner die Beobachtungen an' den kindlichen Lesern gleichzeitig an 
vielen Stellen gemacht werden können. Zuweilen setzen sich die 
einzelnen Anstalten bestimmte, einander 5 Aufgaben 
und legen eine allgemeine Arbeitsmethode fest; später werden 
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dann die Massenbeobachtungen für die Presse*) bearbeitet, sie 
dienen als Gegenstand besonderer Berichte auf den Konfe- 
renzen der Schulpädagogen, Bibliothekare der Kinderbüchereien 
usw. Ä 

Es kann darüber kein Zweifel bestehen, daß diese Art Erfor- 
schung der Interessen der kindlichen Leser produktiver ist als die 
individuelle Kritik, die stets einen Geschmackscharakter trägt. 
Diese Arbeit ist bei uns gerade jetzt, angesichts der Erneuerung 
der Kinderliteratur, besonder notwendig. 

Ich habe mich persönlich davon überzeugen können, daß bis- 
her in Deutschland das sowjetrussische Kinderbuch unbekannt 
geblieben ist. Erst in der letzten Zeit hat es begonnen, durch sein 
auffallendes Äußere Aufmerksamkeit zu erregen. Gern würde 
ich hier alle neuen Strömungen innerhalb unserer Kinderliteratur 
kennzeichnen, leider ist es mir nicht möglich, mich in Einzelheiten 
zu vertiefen und den Inhalt von ein paar hundert Büchern 
wiederzugeben. Zur Orientierung empfehle ich daher das gute 
Nachschlagewerk über Kinderliteratur von I. Zelobovskij und 
P. Rubcova (Verlag „Rabotnik Prosvestenija“ Moskau 1927). Hier 
will ich nur versuchen, eine Charakteristik der Haupttypen 
unserer neuesten Buchproduktion zu geben. Dabei beschränke 
ich mich im wesentlichen auf das Bilderbuch und Schriften für das 
frühe Kindesalter. 

Seit mehr als zehn Jahren kämpft man bei uns um die Zu- 
lässigkeit und Nützlichkeit der phantastischen Märchenliteratur. 
Eine Reihe einflufreicher Pädagogen und maftgebender Stellen 
wenden sich entschieden gegen die Belebung der toten Natur 
und Vermenschlichung der Tiere. Der Haupteinwand gegen diese 
literarische Gattung besteht darin, daß durch sie das Orientie- 
rungsvermögen des Kindes gehemmt, wenn nicht gar zerstört 
werde; das Kind werde der realen Welt entfremdet und finde bei 
Erkenntnis der realen Umwelt nicht die nötige Unterstützung. 
Hier sei vermerkt, daß diese Ansicht auch von einigen ausländi- 
schen Pädagogen, namentlich amerikanischen, vertreten wird. 
Und auch Leo Tolstojs berühmte vier Lesebücher für Kinder, die 
bereits 1862 geschrieben wurden, stehen im wesentlichen auf dem 
5 Standpunkt. Daneben gibt es auch eine gemäfligte 

ichtung, die einen Kompromiſt anstrebt, d. h. nicht abgeneigt 
ist, die klassischen Werke dieser literarischen Richtung einem 
allerdings späteren Alter vorzubehalten, wo das Kind bereits die 
Fähigkeit besitzt, Wahrheit und Dichtung von einander zu unter- 


*) Vergl. a) die vier Bulletins des Moskauer Instituts zur Förderung der 
1 (die Neuen Kinderbücher — Moskau 1925- 
1920), 

b) „Aus der Erfahrung über die Erforschung des Kinderbuches“ 
red. von E. Stanéinskij und E. Fletina, Moskau 1926. Her- 
ausgegeben von der Vorschulabteilung des Volkskommissa- 
riats für Bildungswesen. 
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scheiden und daher die Gefahr der Desorientierung nicht mehr 
zu befürchten ist. Endlich findet man bei uns auch treue Ver- 
5 dieser alten literarischen Form, die behaupten, daft sie 
das Grundelement des ästhetischen Lebens des Kindes darstelle 
und in gleichem Maße die zeitgenössischen Sowjetkinder erfreue, 
wie die Kinder aller anderen Völker und Zeiten. Die staatlichen 
und öffentlichen Verlagsanstalten drucken nur ausnahmsweise 
Bücher dieser Richtungen, d. h. nur dann, wenn künstlerische, 

ädagogische oder ideologische Vorzüge nachzuweisen sind. Als 

eispiel nenne ich hier das Märchen von N. Ognev „Jascha aus 
der Tasche“ mit Zeichnung von A. Suvorov, in dem sowohl der 
Verfasser als auch der Künstler es verstanden haben, eine volks- 
tümliche Form mit der Weltanschauung des Kindes zu einem 
harmonischen Ganzen zu vereinigen. Daneben seien zwei Bücher 
des begabten W. Bianky genannt: „Der erste Jagdausflug“ und 
„Schwänze“, in denen der Verfasser mittels eines antropomorphi- 
stischen Kunstgriffes die Naturerscheinung des Mimikry populari- 
siert und in sehr anschaulicher Weise seinen kleinen Lesern zeigt, 
welch verschiedenartige Verwendung der Schwanz bei den ein- 
zelnen Tieren hat. 


Um ihrer sozialpolitischen Tendenz willen sind bei uns zahl- 
reiche allegorische Märchen der Hermynia zur Mühlen aus dem 
Deutschen übersetzt worden, auch einige Originalwerke dieser 
Art sind vorhanden. Private Verlagsanstalten, besonders der 
Verlag „Raduga“ bringen zahlreiche heitere Erzählungen mit 
verschiedenen, häufig recht oberflächlichen Tendenzen auf den 
Büchermarkt. 

Als begabtester und populärster Verfasser phantastisch-hei- 
terer Geschichten gilt K. Cukovskij, der sich bereits als Publizist 
und Literarkritiker einen Namen gemacht hatte, ehe er sich der 
Kinderliteratur zuwandte. Sein „Krokodil“ und „Moj Dodyr“ 
erinnern mit ihrem Erfolg an den „Struwelpeter“ und „Max und 
Moritz“. Der Zorn und die Verwünschungen gewisser einseitig 
eingestellter Pädagogen blieben auch ihnen nicht erspart. „Moj 

yr“ vertritt im Grunde die alte didaktische Idee des 
„Struwelpeters“. Ein Knabe weigert sich, sich zu waschen — da 
verlassen ihn alle seine Kleidungsstücke. 


Selbst die Hosen, selbst die Hosen, 
Ja, auch sie verlassen ihn. 


Nach Überwindung einer Reihe von Unbilden, die dem Knaben 
als gerechte Strafe zuteil werden, folgt zu aller Zufriedenheit das 
gute Ende. Ganz besondere Beachtung verdienen die ausdrucks- 
vollen Illustrationen des Künstlers J. Annenkov zu dieser Ge- 
schichte. Er hat es ganz hervorragend verstanden, der Dynamik 
und dem Rhythmus des Verses Rechnung zu tragen. Bei einem 
Vergleich des „Struwelpeter“ mit ,„Moj-Dodyr“ können beide 
mit den zwei Worten charakterisiert werden: Statik und Dyna- 
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mik, was ja verständlich ist, da zwischen beiden Werken eine 
Zeitspanne von acht Jahrzehnten liegt. 

Äls Antipode der heiteren Erzählungen muß das technische 
Buch gelten, das zwar in emotionaler Hinsicht arm ist, dafür aber 
dem Intellekt eines Kindes um so mehr zu bieten vermag. Diese 
Literaturgattung ist an sich nicht neu. In den dreißiger und vier- 
ziger Jahren, vor allem jedoch in den fünfziger und sechziger 
Jahren gab es bei uns recht gute Bücher dieser Art, die haupt- 
sächlich aus Deutschland stammten. So z. B. eine Reihe von Samm- 
lungen der Pčeľnikova im Verlag M. O. Wolff. Hierüber gehören 
die reizenden kleinen Silhouetten der Zeitschrift „Herzblättchens 
Zeitvertreib“, etwa vom Jahre 1856 an (Die Schmiede, die Ent- 
stehung der Bürste, der Holzhauer u. a.). An Schönheit eben- 
bürtig ist das Buch von Franz Sträßle „Die Quellen der Natur 
und ihre Ausbeute“ (der Illustrator ist nicht genannt). Das Buch 
stammt ungefähr aus derselben Zeit und besitzt hervorragende 
handkolorierte Lithographien; auf den einzelnen Seiten des 
Buches sind zahlreiche Miniaturen durch Ornamente zu einem 
Ganzen verflochten. Das ergibt eine kleine technische Enzyklo- 
pädie in Form eines kunsisollen Albums. Wie so häufig, steht der 
etwas trockene Text auf ungleich tieferem Niveau als die Illu- 
strationen. 

Aus späterer Zeit stammt das Buch von Franz Bonn „Was 
soll ich werden“ mit zahlreichen Illustrationen von Lothar Meg- 

endorfer, in denen dem kindlichen Leser die verschiedensten 

erufe zur Wahl gezeigt werden. Bedauerlicherweise sind diese 
handkolorierten Bilder durchaus nicht das Beste dieses bedeuten- 
den Künstlers. 

Diese historische Abschweifung sollte zeigen, daf die Indu- 
strialisierung der Volkswirtschaft auch eine gewisse Industriali- 
sierung der Bildung hervorruft und sich indirekt in den Themen 
und im Stil des Kinderbuches bemerkbar macht. Ohne Zweifel 
steigert sich nach jedem größeren sozialpolitischen Umsturz der 
didaktische Charakter der Kinderliteratur. Das ist durchaus ver- 
ständlich: die neue, zur Herrschaft gelangte Klasse ist bestrebt, 
im Bewußtsein der jungen Generation ihre neue Ideologie und 
Moral zu festigen. Daher ist auch in unserem, im Aufbau begrif- 
fenen Lande, gerade das technische Buch Gegenstand besonderer 
Aufmerksamkeit und Sorgfalt geworden. So haben wir zwei neue 
Fassungen der alten klassıschen Erzählung von K. Ušinskij „Wie 
das Hemd auf dem Felde wuchs“. Von der schwedischen Künstle- 
rin Elsa Beskow, die bei uns durch ihr „Hänschen im Blaubeer- 
wald“ und das Märchen „Unter der alten Kiefer“ populär gewor- 
den ist, übernahmen wir „Peterchens neues Kleid“, weil es seinem 
Inhalte nach der Gegenwart am meisten entspricht. Dies Buch 
erhielt eine doppelte Fassung — 1925 erschien es mit den Original- 
zeichnungen der Else Beskow, in der zweiten erst kürzlich er- 
schienenen Auflage wurde nur der ursprüngliche Text beibe- 


202 


halten, den der russische Künstler A. Kulikov mit typisch russi- 
schen Bildern versehen hat. 

Von der amerikanischen pädagogischen Schriftstellerin Mitchel 
entlehnten wir einige Arbeiten, die in freier Übersetzung bei uns 
erschienen: „Das Lied von der Lokomotive“, „Wie das Wasser 
in die Wanne gelangte“, der „Wolkenkratzer“ u. a. Ungeachtet 
ihres geringen künstlerischen Wertes hatten diese Erzählungen 
bei uns Erfolg, besonders unter der in den Kindergärten und 
Schulen organisierten Kinderschar. Aus neuen Originalwerken 
verdienen genannt zu werden: „Der Zimmermann“, „Der Fluß 
im Anspann“, „Der Groschen“, „Die Lokomotive“, „Über dieses 
Buch“ von B. Zidkov, „Der Meister“ von S. Maršak, „Die Aben- 
teuer des Grisha Hähnchen oder wie Bücher entstehen“ von 
N. Sestakov, „Die Meister und die Kinderschar“ von J. Meksin 
und S. Servinskij (erschienen in zweiter Auflage mit neuen 
Zeichnungen von Konasevit), „Die Bautätigkeit“ von J. Meksin, 
sowie noch einige Dutzend anderer Bücher. Wenn ich gestehe, 
daß unter dieser umfangreichen Produktion die weitaus größere 
Hälfte aus mifßlungenen oder anfechtbaren Büchern besteht, so 
wird man mir wohl Glauben schenken. Die schlechtesten dieser 
Bücher kranken an der Schablone: Der fleifige edle Knabe rettet 
entweder seine Familie vor der Armut oder irgend ein Unter- 
nehmen vor der Katastrophe. Daneben besteht noch ein anderer 
Bücherkomplex, den wir ironisch den einschläfernden nennen 
können: Das Kind schläft ein, und die im Traum sich belebenden 
Gegenstände erzählen ihm getreulich ihre Geschichten. 

Ungenügend und unbefriedigend sind auch solche Bücher, in 
denen der Verfasser seinen kindlichen Lesern ohne besondere 
Sorgfalt eine nüchterne Lehrstunde erteilt, die er selber dem 
ersten besten enzyklopädischen Handbuch entnommen hat. 

Das Problem des rein technischen Buches ist meiner Ansicht 
nach ein äußerst schwieriges, und die Miſtgriffe und Miſterfolge 
auf diesem Gebiet sind durchaus keine zufälligen. Vielleicht ist 
das Thema an sich schon für eine literarische Behandlung unge- 
eignet, um so mehr als die Literatur weder über einen dreidimen- 
sionalen Raum, noch über eine reale Dynamik verfügen kann. 
Vielleicht löst das Kino diese Aufgabe vollständiger und befrie- 
digender. Wie dem auch sein mag, etwa zwei bis drei Dutzend 
brauchbarer technischer Bücher lassen sich bei uns doch nach- 
weisen. Unter ihnen ragen besonders die Arbeiten von B. Zitkov 
hervor, der sowohl den Stoff als auch die Form in höherem Mafe 
als die anderen Verfasser beherrscht. 

Den größten und inhaltsreichsten Teil der Kinderliteratur 
bilden die Schilderungen aus dem Alltagsleben. So muf es audı 
sein. In den letzten Jahrhunderten hat sich bei uns das städtische 
und ländliche Leben im allgemeinen und das der Kinder im be- 
sondern von Grund auf geändert. Neue Ereignisse folgten 
unaufhörlich auf neue Ereignisse, es entstanden die verschieden- 
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sten Wechselbeziehungen. Und so sind die einzelnen Schrift- 
ae auf Jahre hinaus mit noch unverarbeitetem Material ver- 
sehen. 

In dem bereits erwähnten Nachschlagewerk für Kinder- 
literatur von J. Zelobovskij und P. Rubcova findet sich ein 

enauer Sachkatalog, aus dem zu ersehen ist, daß auch das 
Kleinste Winkelchen des privaten und öffentlichen Lebens den 
Blicken der beobachtenden Jugendschriftsteller nicht verborgen 
geblieben ist. 

Man wird mich fragen, ob auf diesem Gebiet viel Erstklassi- 
ges geleistet worden ist? Die Antwort lautet: Bis jetzt sehr 
wenig. Ohne Zweifel steht das Beste uns noch bevor. Dagegen 
ist auf dem Gebiet der Erzählungen von gütigen Feen und hilfs- 
bereiten Zwergen der Höhepunkt längst überschritten. 

Von den Büchern, die uns über das Leben und Treiben im 
Kindergarten und Kinderhort in Stadt und Land unterrichten, 
verdienen erwähnt zu werden die Sammlung „Im Kindergarten“, 
zusammengestellt auf Grund praktischer Arbeit von einer Er- 
ziehergruppe aus der Provinz. Ferner „Wir in der Kolonie“ von 
N. Sokolova, „Die Eisenbahn“ von L. Ostroumov, „Auf Schnee- 
schuhen“ von V. Sotikova, „Die Pioniere sind eingetroffen“ und 
„Der Feiertag“ von O. Gurjan; „Wir wollen spielen“ und „Unser 
Frühstück“ von W. Mirovié, „Für die Kleinen“, dem Englischen 
von Mitchell nacherzählt; „Der Flieger Mischa“ von M. Geršen- 
son, „Allas Krankheit“ von J. Meksin. Ausschlieflich städtischen 
Charakter tragen die Bücher „Feuersbrunst“ von S. Mar$ak, „Un- 
sere Straße“ von W. Mirovid, „Mischa in Moskau“ von B. Evge- 
neva, „Lenja in der Stadt“ von M. Borissov, „In Amerika“ von 
Mitchell (Übersetzung aus dem Englischen), „Die Stadt der Gegen- 
wart und Zukunft“ von B. Lopatin. 


Das Leben der Dorfkinder im neuen Rußland schildern die 
Bücher: „Die jäser. von R. Akulšin, „Nackte Fersen“ von A. Ja- 
kovlev, „Die Räuber“ von Silov, „Die erste Garbe“ von P. Za- 
mojskaja, „Teergeist“ von N. Kolokolov u. a. 


Das Familienleben schildern die Bücher „Leben und Aben- 
teuer Maxim Gorkijs“ von I. Grusdev (eine Zusammenstellung 
aus des Dichters eigenen Werken), „Kinder und Tiere“ von O. Pe- 
rovskaja, „Als ob nichts geschehen wäre“ von Alexej Tolstoj, 
„Wie Papa Tanja getragen hat“ von J. Meksin. 

Der Oktoberrevolution sind Werke gewidmet wie: „Den 
Kindern über Lenin“ von A. Kravčenko, „Oktoberlieder“ von 
Natan Vengrov, „Lenin in Millionen“ von L. Silov u. a. 

Unter den historischen Schilderungen ragen zwei Erzählun- 
gen von N. Tichonov hervor: „Der Volksfreund“ (Sun-Yat-Sen) 
und „Vambery“ (der berühmte Orientforscher). 

Aus der revolutionären Abenteuerliteratur sind die typisch- 
sten und populärsten „Die roten Teufel“ von M. Bljachin, „Makar 
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der Pfadfinder“ von L. Ostroumov, „Kampftage“ von S. Aus- 
länder, „Peterchen der Admiral“ von N. Nakorjakov, „Wanjka 
Ognev“ von F. Kamanin. 

Das Leben der obdachlosen Kinder, sowie die schweren Jahre 
des wirtschaftlichen Zerfalls werden mit erschütterndem Realis- 
mus in den Erzählungen des bereits verstorbenen A. Neverov 

childert: „Taschkent — Die Getreidestadt“ (in einem anderen 
erlag als „Mischa Dodonov“ erschienen). Das gleiche gilt von 
S. Grigorjevs „Mit dem Sack hinter dem Tode her und A. Kozev- 
nikovs „Spana“. Im Grunde können alle diese Werke nur von 
Erwachsenen verstanden und beurteilt werden. 

Recht zahlreich sind auch die Tiergeschichten in Versen und 
in Prosa. Von Büchern in Versen seien hier erwähnt „Tierlein“ 
und „Zwitschernde Vögel“ von Natan Vengrov, „Der Geflügel- 
hof“, „Der Viehhof von L. Ostroumov und S. Servinskij, „Der 
Zoologische Garten“ von S. Servinskij, „Einige Hefte des Zoologi- 
schen Gartens von Sophie Fedordenko mit Zeichnungen fast 
sämtlicher russischer Tiermaler, „Kinder im Käfig“ von O. Gor- 
jan. In Prosa geschrieben sind: „Die dicke Kröte von P. Borto, 
„Der erste Jagdausflug“, „Waldzeitung“, „Mursuk“, „Wer von 
uns ist besser, „Wessen Beine?“ von W. Bianky; „In der Taiga“ 
von Savadovskij, ferner zwei Sammlungen für den Kindergarten 
von d: Meksin: „Das Häschen“ und „Der schnurrende Kater“. 

esonderer Erwähnung verdienen noch die Bücher „Kinder 
und Tiere“ von O. Perovskaja, „Sechs Tage in Wäldern“ von A. 
Formosov, „Die Tiere des Groſtvaters Durov“ von V. Durov, 
„Vampuka — die wahre Geschichte eines zahmen Affchens“. 

Am Schluß dieser Übersicht müssen noch zwei erfreuliche 
Tatsachen erwähnt werden. Erstens — die alten Klassiker wer- 
den wieder in Ehren aufgenommen: Jules Verne, Dickens, M. 
Twain, Till Eulenspiegel u. a. Ohne die neuen jungen Triebe zu 
benachteiligen oder gar zu gefährden, sind die Verleger der 
UdSSR jetzt wieder in der Lage, den Klassikern eine größere 
Beachtung zu schenken. Nicht minder beachtenswert ist auch die 
zweite Tatsache — das Hinstreben zur Volkskunst. Dabei wird 
nicht nur die alte, bereits gesammelte Volksdichtung wieder in 
Druck gebracht, allerdings befreit von unerwünschten Elementen, 
wie Phantastik, Aberglauben und Monarchismus, sondern es ge- 
langen auch ganz neue Aufzeichnungen zum Druck, die früher 
noch nicht veröffentlicht worden waren. So z. B. „Die russischen 
Volksmärchen“ von V. Serova, „Kindervolkslieder, Spiele und 
Scherze von O. Kapica u. a., ferner eine Reihe von Ausgaben 
russischer Volkslieder in Bearbeitung von J. Meksin (, Das graue 
Entlein“. „Es haben die Hähne gekräht“, „Das kleine Vögelchen“, 
„Volkslieder“). 

Wer gehört eigentlich zur Schar russischer Illustratoren? 
Von den alten sind nur sehr wenige übrig geblieben. Es sind 
dies einige bedeutende Künstler, deren Produktion und Einfluß 
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jedoch im Abnehmen begriffen sind, sowie ferner eine kleine 

char mittelmäfiger Handwerker, die, wie in früheren Zeiten, 
eine erschreckende Fruchtbarkeit entwickeln. Die überwiegende 
Mehrzahl — etwa 250 — ist Künstlerjugend, die erst kürzlich die 
entsprechenden Kunstschulen absolviert hat, oder Zöglinge dieser 
Schulen, endlich völlige Autodidakten. Im Grunde genommen 
sind sie als Illustratoren alle-Autodidakten. Allerdings hat sich 
das Unterrichtsniveau in unseren Kunstschulen auf dem Gebiete 
der Graphik, sowie der Buchkunst überhaupt wesentlich gehoben. 
Die illustrative Kunst als solche hingegen wie auch die Methodik 
des Illustrierens sind bei uns sonderbarerweise zurückgeblieben. 
Wenn ich nicht irre, ist das gleiche auch in Westeuropa zu beob- 
achten. Dies ist um so bedauerlicher, da verschiedene, vor allem 
wirtschaftliche Gründe die Förderung gerade dieser Disziplinen 
besonders nahelegen. So sieht man junge Künstler, die eben erst 
die Kunstschule verlassen haben, aus Interesse oder aus Not um- 
satteln, häufig schnell und ohne jegliche Leitung. Fügt man noch 
die Tatsache 1 daſt die Mehrzahl der früheren privaten Ver- 
lagsanstalten liquidiert worden und die neuentstandenen erst 
allmählich zu einer geregelten Arbeit gelangt sind, daß ferner 
das Zentrum der buchgewerblichen Industrie von Leningrad nach 
Moskau verlegt worden ist, so entsteht die berechtigte Frage: Wie 
wurde denn dieser junge Nachwuchs mit seiner Aufgabe fertig 
und wie vermochte er in so kurzer Zeit so viel Schönes zu schaffen, 
daß man bereits von einer Blüte des russischen Kinderbuches 
sprechen kann? 

Man darf nicht vergessen, daß das kulturelle Niveau des Kin- 
derbuches bereits seit Jahrzehnten im Steigen begriffen war und 
daß sich diese Aufwärtsbewegung weiter fortsetzte. Dieser Ent- 
wicklungsprozeß ist eng verbunden mit der Tätigkeit der Künst- 
ler vereinigung „Mir Iskustva“, deren Koryphäen wie A. Benois, 
E. Polenova, I. Bilibin, M. Dobuzinskij, 2 Narbut das Kinder- 
buch mit stilistisch außerordentlich feinen und prächtigen Illu- 
strationen versehen haben. Der einzige Vorwurf, den man diesen 
Künstlern mitunter machen konnte, war, daß ihre künstlerischen 
Einfälle dem naiven kindlichen Verstehen und dem primitiven 
kindlichen Geschmack zu wenig Rechnung trugen. 

Diese groflen Künstler waren über alles unterrichtet, was 
Europa auf ihrem Gebiet hervorgebracht hatte. So studierte 
Elena Polenova, die sich für den russischen Volksstil begeisterte, 
in Paris die neuesten Strömungen der europäischen Graphik. 
Das Arbeitsgebiet eines A. Benois, der nicht nur ein groſter 
Künstler, sondern auch ein erstklassiger Historiker ist, war noch 
umfangreicher. Ich möchte auf ein 5 Dokument hin- 
weisen: Das Titelblatt des künstlerischen ABC-Buches von 
Alexander Benois, das im Jahre 1904 erschienen war, zeigt einen 
Weihnachtsbaum und einen Kinderreigen, dessen Teilnehmer 
ihre Lieblingsbücher in der Hand halten. Unter den ausländischen 
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Büchern sieht man hier nicht nur den Struwelpeter und Max und 
Moritz, sondern auch die erst kurz zuvor erschienene „Miaulina“ 
von Julius Diez und den „Fitzebutze von Ernst Kreidolf. 

. Bilibin arbeitete in München in der Schule von Aschbes; 
G. Narbut, der in der klassischen Strenge der Zeichnung von nie- 
mand übertroffen worden ist, hat bei Haloshy in München 
studiert. 

Die hier kurz skizzierten Kulturerrungenschaften waren es 
nun, die sich auch auf die Kinderliteratur ausgedehnt und die 
neue, heute noch auf diesem Gebiet tätige Künstlergeneration 
erzogen haben. 

ei der Beurteilung unserer Produktion darf nie vergessen 
werden, daß viele Bücher nur einen ersten schüchternen Versuch 
darstellen. Unserem Kinderbuch fehlt der einheitliche Stil. 
Naturalismus, Impressionismus, Imitation der kindlichen Zeich- 
nung, Konstruktivismus, Expressionismus laufen nebeneinander 
her. Damit soll jedoch nicht gesagt sein, daß jedes Buch bewußt 
bestrebt sei, durch eine bestimmte Stilart dem Geschmack einer 
bestimmten Altersstufe zu entsprechen. Ja, wenn es so wäre! 

Tatsächlich dringen alle Kunstarten der großen Kunst in das 
Kinderbuch ein. Häufig bereichern sie es, dach kommt es auch 
vor, daß sie ihm Gewalt antun. Bei den schon erwähnten Ver- 
suchen, die Bücher durch Kinder beurteilen zu lassen, werden 
auch die einzelnen Illustrationen einer Kritik unterzogen. Ver- 
einzelte treffende kindliche Einwände liegen uns vor, die ein 
Schlaglicht auf das Problem des Anschauungsvermögens der Kin- 
der werfen. Man kann sich in praxi davon überzeugen, daß bis 
zu einem bestimmten Alter den Kindern schwierige Komposi- 
tionen, Verkürzungen, unproportionierte Größenverhältnisse 
unverständlich bleiben. Hier ein Beispiel, wie verschieden die 
Kinder auf zwei Bücher desselben bedeutenden Künstlers, Lebe- 
dev, reagieren. Bei der Betrachtung seiner lakonisch dramati- 
schen Illustrationen zum arabischen Märchen „Wer ist stärker“ 
rufen die Kinder aus: „Das ist aber ein Kampf! Ja, das ist doch 
etwas! Er hat ihm das Auge zerrissen, sieh doch, sieh doch! Der 
Löwe hat sich in der Stirn festgebissen! Und der Stier bearbeitet 
ihn mit den Hörnern!“ Und als der Stier zu Boden fällt, be- 
merken sie abschließend: „Ja, der Stier kann mit dem Löwen 
nicht kämpfen!“ 

Bei der Illustration des Buches „Das Elefantenbaby“ von 
Kipling hat sich derselbe Lebedev ein dekoratives Spiel mit 
schwarz-weißen Flecken geleistet; das ergab eine zerrissene, den 
Kindern unverständlihe Form. Hierzu hören wir folgendes: 
„Was ist denn das eigentlih? Ich verstehe überhaupt nichts. 
Hat der kleine Elefant dem Strauß den Kopf abgerissen? Sind 
bei den Affen die Köpfe abgerissen? Oh, sieh mal, wie die Giraffe 
zerschnitten ist! Nur das Krokodil besteht nicht aus Teilen. Na, 
hier sind die Bilder schlecht!“ Selbstverständlich sind es keine 
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schlechten Bilder, sondern sogar in ihrer Art beachtenswerte 
Illustrationen — nur müssen sie auch die Kinder, für die sie doch 
bestimmt sind, als solche empfinden. Zeigt man solche kindlichen 
Gutachten dem Künstler, so nimmt er sie gewöhnlich als berech- 
tigt entgegen. Doch gibt es auch solche, die von ihrer eigenen 
Unfehlbarkeit überzeugt sind und zu der Annahme neigen, daf 
ne Kinder unfähig sind, künstlerisch zu sehen und zu emp- 
finden. 

Die Erforschung der Reaktion der Kinder auf Raum- und 
Formverhältnisse ist eine Aufgabe von großer Bedeutung. Die 
Arbeit kann durch die Erforschung des künstlerischen Gestal- 
tungsvermögens der Kinder erleichtert werden. Daher herrscht 
bei uns ein starkes Interesse für alles, was in dieser Hinsicht in 
anderen Ländern erreicht worden ist. 

In unserem Kinderbud, das für das vorschulpflichtige Alter 
bestimmt ist, überwiegen bisher die farbigen Lithographien und 
unsere Künstler, vor allem so bedeutende Meister wie N. Kona- 
ševič, V. Lebedev, K. Kuznecov und N. Kuprejanov, besitzen 
eine außergewöhnliche Fähigkeit, große Wirkungen mit mini- 
malen Mitteln zu erzielen. 18 der letzten Zeit wird auch der 
Offsetdruck angewandt, jedoch in bescheidenem Umfang und mit 
nicht mehr als zwei bis drei Farben. In den Büchern, die für die 
mittlere und höhere Altersstufe bestimmt sind, überwiegen Illu- 
strationen in Schwarz-Weiß. 

Einige Künstler, wie K. Kuznecov und M. Turca, zeichnen 
sich in ihren Arbeiten neben einer ausdrucksvollen, rein illustra- 
tiven Schönheit noch durch die dekorativ wirkende Art der Dar- 
stellung aus, die an die japanische Zeichnung erinnert. 

Einige Beachtung verdienen auch die Bestrebungen der Ver- 
lagsanstalten, das Kinderbuch zu verbilligen und zu demokrati- 
sieren. Das Ziel, auch ein billiges Buch künstlerisch zu gestalten, 
und umgekehrt — ein künstlerisches Buch zu einem billigen Preise 
herzustellen, ist bei uns schon vielfach erreicht. 

Die Auflagen einzelner Kinderbücher schwanken zwischen 
20 und 50000. In den Händen der Arbeiter- und Bauernkinder 
sieht man bereits Groschenbücher mit Bildern der besten russi- 
schen Künstler. 

Ich hatte schon wiederholt darauf hingewiesen, daß unser 
Kinderbuch früher eng mit dem deutschen verbunden war — 
sowohl hinsichtlich des Textes und der Zeichnungen, als auch 
in bezug auf die Herstellungstechnik. Dieser Zusammenhang 
trat selbstverständlih in einer gewissen Unterordnung des 
jüngeren und schwächeren Landes unter das ältere, stärkere zu- 
tage. Wir würden uns glücklich schätzen, wenn man jetzt auch 
ın Deutschland in unserem Kinderbuch neue künstlerische Werte 
und geistige Anregung finden würde. 
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Die Landwirtschaft Lettlands. 


Von Oskar Grosberg, Riga. 


Land und Leute. 


Die nördliche Lage Lettlands ist durch das Seeklima für die 
Vegetation gemildert. Die vier Jahreszeiten sind annähernd von 
leiher Zeitdauer. Die Kürze der Sommerzeit wird für die 
egetation durch die Länge der Sommertage teils ersetzt, denn 
im Pflanzenleben ersetzt eine größere Lichtmenge einen Ausfall 
an Wärmemenge. Dadurch erklärt es sich, daß in Lettland manche 
Pflanzen, die aus südlicheren Gegenden eingeführt worden sind, 
gut re Die Jahresdurchschnittstemperatur in Riga beträgt 
1 Gra ; 

Der Ackerboden ist im allgemeinen fruchtbar: sandiger bis 
schwerer humoser Lehm, lehmiger und humoser Sand. 

Die Urbevölkerung des Landes, die Letten, sind den arischen 
Litauern und alten Preußen nahe verwandt; in ihrem jetzigen 
Siedlungsgebiet haben sie finnisch-ugrisches Blut in sich 351 e- 
nommen. Die Letten sind landwirtschaftlich eminent begabt, 
fleißig, zäh und strebsam. 

Die im Lande vertretenen Nationalitäten sind im nachstehen- 
den Ausmaße an der Landwirtschaft beteiligt: Letten bewirt- 
schaften insgesamt 157766 (82,09 %) Wirtschaftseinheiten mit 
3575615 ha (88,00 %); Deutsche 1465 W.E. (0,76 %) mit 51 803 ha 
(1,27 ); Polen 3395 W. E. (1,77 %) mit 67 358 ha (1,66 %); Russen 
28170 W. E. (14,66 ) mit 331 213 ha (815 ). Ferner sind zu 
erwähnen Litauer und Esten (475 W.E. mit 14502 ha). 


Bodenfläche und Bodennutzung. 


Die gesamte Bodenfläche Lettlands umfaßt 6 090 272,4 ha. Die 
landwirtschaftlich genutzte Fläche wird nach den amtlichen Daten 
vom Jahre 19231) mit 3 364 681,2 ha angegeben, während forst- 
wirtschaftlich 2725 591,2 ha genutzt werden. . 

Nach einer Spezifikation des staatlichen statistischen Amtes 
ergibt sich nachstehendes Bild der landwirtschaftlichen Boden- 
nutzung vor dem Kriege und im Jahre 1923: 

Vor dem Kriege 1923 


Hektar % Hektar % 
Ackerland . . 1729628 28,3 1 677 456,9 27,5 
Wiesen, Weiden . . . 1904 204 31,1 869 660,3 14,3 
Obstgärten — — 20 961,6 0,4 
Insgesamt . . . 3.633 832 59.4 3 364 681,2 55,3 


Aus dieser Aufstellung ergibt sich zunächst der Rückgang des 
landwirtschaftlich genutzten Areal von 59,4 % vor dem Kriege, 
auf 55,3 % im Jahre 1923. Dieser Rückgang ist die Folge des 
Krieges, der die Landwirtschaft Lettlands so stark beeinflußt hat, 


1) Etat de l'agriculture en Lettonie, d'après les données du recensement 
agricole en 1923. Edition du bureau statistique de letat. Riga 1924. 
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daß seine Folgen trotz des eifrigen und mit Erfolg betriebenen 
F noch nach einer Reihe von Jahren fühlbar sein 
werden. 

Während des Krieges wurden nach den Angaben der ersten 
lettländischen Volkszählung im Jahre 1923 nicht weniger als 14 % 
sämtlicher landwirtschaftlicher Gebäude zum Teil and 11% voll- 
ständig zerstört; insgesamt büftte die Landwirtschaft infolge des 
Krieges 80 000 verschiedene Gebäude ein, dazu kommt dann noch 
die Dezimierung des Viehstapels und der Verlust an verschlepp- 
tem und zerstörtem Inventar. 

Unter diesen Umständen ist es nicht weiter auffällig, daß das 
Ackerland gegen 1914 um 52 163 ha zurückgegangen ist, tatsäch- 
lich ist der Rückgang noch höher, d. h. mit etwa 70 000 ha zu ver- 
anschlagen, denn erhebliche Flächen, die als Ackerland angeführt 
5 liegen infolge Mangels an Pferden und Arbeitshänden 

rach. 

Der Rückgang an Wiesen und Weide ist darauf zurückzu- 
führen, daß sih diese im allgemeinen kaum kultivierten Lände- 
reien während des Krieges in Buschland verwandelt haben und 
va nicht mehr als landwirtschaftlich genutzt betrachtet werden 

önnen. 

Jedenfalls muß man die landwirtschaftlich genutzte Fläche 
als relativ klein bezeichnen; wenn sie in Lettland nur 35,3 r 
der gesamten Bodenfläche beträgt, so werden in Estland nicht 
weniger als 64,6 % der gesamten Fläche landwirtschaftlich ge- 
nutzt. Die lettländische Landwirtschaft hat demnach noch erheb- 
liche Ausdehnungsmöglichkeiten nach der Seite der Nutzung der 
Flächen, die eben noch mit minderwertigem Busch und Wald 
bestanden sind, oder aber als Unland angesprochen werden, von 
dem jedoch ein nicht unerheblicher Teil in Kultur genommen 
a kann und wohl auch in absehbarer Zeit bearbeitet werden 
wird. 

Zu dieser Annahme berechtigt der Umstand, daß in Lettland 
das Ackerland von jeher die Tendenz gezeigt hat, wenn auch nur 
langsam, so doch stetig anzuwachsen. Diese Entwicklung wurde 
durch den Krieg unterbrochen. Das unter dem Pfluge stehende 
Areal des Jahres 1914 im Umfange von 1,73 Millionen Hektar 
war im Jahre 1920 auf 1.32 Millionen Hektar zurückgegangen, 
nn es im Jahre 1923 beinahe den Vorkriessstand erreicht 

atte. 

Zur Vergrößerung des Ackerlandes muff auch der Umstand 
beitragen, da die Rittergüter aufgeteilt worden und an ihre 
Stelle 54000 Neuwirtschaften mit einem Gesamtareal von 
850 000 ha?) getreten sind; nun ist es aber bekannt, daß kleine 
Wirtschaftseinheiten immer mehr Land unter den Pflug nehmen 
als große. 


2) Annuaire statistique de la Lettonie pour l'année 1924. Edition du 
bureau statistique de létat. Riga 1925. 
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Sehr interessant ist in dieser Beziehung die Tatsache, daß die 
Neusiedlungen von 2—15 ha Gesamtbodenfläche im Durchschnitt 
56 % ihres Areals unter dem Pfluge haben, während der Durch- 
schnitt für den ganzen Staat nur 27,5 % beträgt. Bei den klein- 
sten Ben bis zu 2 ha geht der Prozentsatz sogar bis zu 
69,5 % hinauf. 

Ganz abgesehen hiervon sind neuerdings größere Wald- 
flächen in Bezirken, in denen es an anderem Lande mangelt, Neu- 
siedlern zur landwirtschaftlihen Nutzung zugewiesen worden, 
wie das namentlich in der Provinz Lettgallen, der dichtbevölkert- 
sten und über wenig Kulturland verfügenden Provinz des Lan- 
des geschehen ist. 


Die Wirtschaftseinheiten. 


Die Agrarreform hat eine vollständige Verschiebung des 
landwirtschaftlichen Bildes Lettlands zur Folge gehabt, und zwar 
eine Verschiebung, deren Umrisse noch nicht ganz deutlich sicht- 
bar sind, da eben alles noch im Fluß ist. 

An die Stelle der einstigen Rittergüter, die dem Lande und 
der Landwirtschaft dereinst das Rückgrat und den Charakter 
gaben, sind nicht nur zehntausende Neusiedlungen getreten, 
sondern es haben sich die Torsi der einstigen Rittergüter in der 
Form von Restgütern erhalten, während einzelne Rittergüter 
entweder im ganzen früheren Umfange, oder mit gewissen Be- 
schneidungen staatlich bewirtschaftet werden. Daneben bestehen 
die alten Bauernhöfe und Landstellen, von denen nicht wenige 
durch Zuteilung von Land arrondiert worden sind. 

Unter diesen Umständen ist es zurzeit nicht möglich, eine 
anz genaue Zahl der in Betrieb befindlichen landwirtschaftlichen 
inheiten anzugeben. Die amtliche Statistik rechnet daher nur 

mit solchen Wirtschaften, die als vollständig arrondiert betrachtet 
werden müssen, und gibt deren Zahl mit 193 741 an. Von dieser 
Zahl gehören zur Kategorie der Altwirtschaften, die be- 
reits vor dem Kriege bestanden haben und von der Agrarreform 
nur soweit berührt worden sind, als einer Anzahl von ihnen aus 
dem Staatlichen Landfonds Land zugeteilt worden ist, 148 029; 
sie müssen als das Rückgrat der lettländischen Landwirtschaft 
betrachtet werden, denn sie befinden sich fast ausnahmslos in den 
Händen erfahrener Landwirte, die ihre Betriebe gut fundiert 
haben und bestrebt sind, sich den Forderungen der Neuzeit mit 
ihren vollständig veränderten Verhältnissen rasch anzupassen. 

Die Größe dieser Altwirtschaften (Gesinde) ist sehr verschie- 
den; sie schwankt zwischen einem durchschnittlichen Areal von 
39,4 ha in Livland und 10,63 ha in Lettgallen, der landwirtschaft- 
lich am schwächsten entwickelten Provinz Lettlands. Der Staats- 
durchschnitt für das Areal beträgt 21,53 ha, wovon wiederum im 
Staatsdurchschnitt 8,57 ha unter dem Pfluge stehen. Diese zwi- 
schen 20 und 40 ha schwankende Gruppe — es gibt, wie wir weiter 
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sehen werden, unter den Altwirtschaften auch größere Betriebe 
— bilden annähernd 12 % der Gesamtzahl der Wirtschaftsein- 
heiten. An diese Gruppe schließt sich die der großen Bauernhöfe 
im Umfange von 40 bis 100 ha Gesamtareal an. Wirtschaftsein- 
heiten über 100 ha finden sich zumeist nur unter den noch nicht 
aufgeteilten, in Staatsbesitz befindlichen Rittergütern. 

Die Zahl der Wirtschaftseinheiten von 20 bis 30 ha beträgt 
23093 oder 12,4%; von 30 bis 50 ha 20 848 oder 10,76 %; von 50 
bis 100 ha 17 956 oder 9.27%; über 100 ha 2394 oder 1,24 %. 

Von ganz besonderem Interesse sind im Hinblick auf die 
stark geteilten Ansichten über die Agrarreform die Neusiedlun- 
gen, zu denen alle landwirtschaftlichen Betriebe gezählt werden, 

ie aus dem staatlichen Landfonds gebildet, endgültig umgrenzt 
worden sind und deren Areal 27 ha nicht übersteigt. Die Zahl 
solcher Einheiten betrug im Jahre 1923 insgesamt 35 994, zum 
1. Januar 1926 war sie, wie wir in einem anderen Zusammen- 
hange sehen werden, auf über 54 000 gestiegen. 

Welche Rolle die Neuwirtschaften, soweit sie landwirtschaft- 
lich in Betracht kommen, in der landwirtschaftlichen Produktion 
spielen werden, läßt sich gegenwärtig noch nicht ganz deutlich 
erkennen, da die weitaus meisten dieser Neufundierungen sich 
noch nicht haben konsolidieren können, was zum Teil auf einige 
schlechte Ernten, zum Teil aber auch darauf zurückzuführen ist, 
daß viele Neuwirtschaften Leuten zugeteilt worden sind, die 
weder über landwirtschaftliche Kenntnisse, noch auch über In- 
ventar oder Kapital verfügen und daher bestrebt sind, daß ihnen 
zugeteilte Land loszuschlagen, was keine weiteren Schwierig- 
keiten bereitet, da die Zahl kapitalkräftiger und landwirtschaftlich 
erfahrener Reflektanten groß ist. Man nimmt schätzungsweise 
an, daß etwa 10 % der Neusiedlungen die Besitzer wechseln; der 
Staat hat zu diesem Zwecke einen Fonds gebildet, dessen Aufgabe 
es ist, freiwerdende Neusiedlungen aufzukaufen und sie dann 
weiterzugeben. 

Welche Umschichtungen in den Besitz- und Nutzungsverhält- 
nissen die Agrarreform herbeigeführt hat, kann man aus Angaben 
entnehmen, die vom Landwirtschaftsdepartement stammen. Da- 
nach besa Lettland vor der Agrarreform insgesamt 71 172 Wirt- 
schaftseinheiten mit 4202690 ha. In Livland, Kurland und Sem- 
Sera besaßen ie 2269580 ha, Bauern 1 909513 ha, der 

taat 553 995 ha, die Pastorate 62611 ha, andere Besitzer 82 450 
Hektar, insgesamt 4 878 149 ha. 

Von der Gesamtfläche der aufgeteilten Ländereien, 955 908 
Hektar, haben erhalten: Neusiedlungen 678781 ha (21 %), Alt- 
wirte (Gesinde) 152496 ha (16 %); für Staatszwecke wurden 
40 100 ha (4,1 %) abgegrenzt, die ehemaligen Gutsbesitzer haben 
39406 ha erhalten (4,1 %), öffentliche und kulturelle Unterneh- 
ne. 17 248 ha (1,8 %), die Austauschstücke umfaßten 5494 ha 

58 70). 
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Bis zum Januar 1925 sind in Livland, Kurland und Semgallen 
insgesamt 42389 Neuwirtschaften eingeteilt worden, davon in 
Livland 18430, in Kurland 12938 und in Semgallen 11 321. Nichi 
aufgeteilt sind noch etwa 290 000 ha. 

In bezug auf die auf den enteigneten Gutsländereien fundier- 
ten Neuwirtschaften ist zu bemerken, daß sie, obwohl sie mit 
großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu kämpfen haben, im 
großen und ganzen doch als lebensfähig anzusprechen sind. Die 
Zahl derselben betrug zum 1. Januar 1925 54715, mit einem Ge- 
samtareal von 853 189 ha. Von diesen Neuwirtschaften verfügten 
nach Alex. Mednis?) 93 % über ausreichendes Inventar, während 
der Rest mangels Inventars verpachtet war. 

Dieselbe Quelle gibt an, da zum 1. Oktober 1923 0,93 % der 
Neuwirtschaften in andere Hände übergegangen waren. Diese 
Angaben dürften den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen. 

Was das Inventar der Neuwirtschaften anlangt, so muß be- 
merkt werden, daß es zunächst noch sehr primitiver Art ist. Man 
pllügt mit einspännigen Pflügen, vorzugsweise jedoch mit dem 

akenpfluge und eggt mit Holzeggen. enn unter diesen Um- 
ständen die Neuwirtschaften doch im allgemeinen gute Erträge 
ergaben, so ist das darauf zurückzuführen, daß die Eutskelder in 
alter guter Kultur standen, doch dürfte die Bodenkraft infolge 
starken Anbaues von Flachs bald wesentlich erschöpft sein. Dem 
wäre nur in der Weise zu begegnen, daß der Boden besser be- 
arbeitet werde und reichlidie Zufuhr von Kunstdünger erfolgte. 
Die Tendenz hierzu ist unverkennbar vorhanden, — die Neuwirte 
schaffen nach Maßgabe der vorab noch schwachen Kräfte ihren 
Bedürfnissen entsprechende Maschinen und vervollkommnete 
Geräte an, doch ist bisher wohl nur der geringste Teil des tatsäch- 
lichen Bedarfs gedeckt worden. 

Groſte Schwierigkeiten bereitet die Errichtung der erfor- 
derlichen Gebäude. Es ist das ein Problem, das nur auf dem 
Wege weitgehender staatlicher Hilfe gelöst werden kann. In 
dieser Beziehung ist insofern ein schwerer, vielleicht sogar ver- 

hängnisvoller Fehler begangen worden, als man nicht zeitig für 
Massenherstellung von Gebäuden gesorgt hat. Infolgedessen 
bauen die Neuwirte sehr teuer und sehr schlecht, oder sie bauen 
gar nicht und sitzen in alten Gutsgebäuden und Rohbauten unter 
sehr ungünstigen hygienischen Bedingungen. 

Den unverkennbaren Schwierigkeiten steht die Intelligenz 
und die Zähigkeit des lettishen Bauern gegenüber, — freilich 
muß gesagt werden, daß die Arbeitsfreudigkeit der Bevölkerung 
nach dem Weltkriege infolge politischer und sozialer Umschich- 
tungen eine fühlbare Einbuße erlitten hat. 

Mit der Aufteilung des Landfonds dürfte der Landhunger im 
wesentlichen befriedigt sein. Es unterliegt keinem Zweifel, daß 


3) Alex. Mednis, „Die Agrarfrage und die Agrarreform in Lettland“ 
(lettisch). Riga, 1924. 
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der an sich geringe Bevölkerungszuwachs zu einem Teil von der 
sich rasch entwickelnden Industrie aufgesogen werden wird, wäh- 
rend ein anderer Teil Land von den Hofbauern wird pachten 
können. Diese sind gezwungen, einen Teil ihres Landes an Fa- 
milien, die über eigene Arbeitshände verfügen, zu vergeben, oder 
aber dasselbe brach liegen zu lassen. 

Es wäre verfrüht, der Prosperität der Neuwirtschaft ein 
scharf umrissenes Prognostikon stellen zu wollen. Sie hängt in 
erster Linie von den Ernteerträgen der nächsten Jahre ab. Daß 
diese gehoben werden können und müssen liegt auf der Hand, — 
denn durch erhöhte Erträge und verbesserte Qualität lassen sich 
die Einbußen wettmachen, die durch die Preissenkung auf dem 
Weltmarkte entstanden sind. 

Nicht ohne Einfluß auf Gedeih oder Verderb der lettländischen 
Landwirtschaft überhaupt wird die Entwicklung der russischen 
Landwirtschaft mit ihren unbegrenzten Möglichkeiten für die 
Belieferung des Weltmarktes sein. 

Es muß hervorgehoben werden, daß die Regierung und die 
landwirtschaftlichen Spitzenorganisationen bemüht sind, gerade 
die Neuwirtschaften in jeder Weise zu fördern. Freilich kann 
das wegen nicht ausreichender disponibler Mittel nicht im wün- 
schenswerten Ausmaße geschehen, doch wird sich das mit dem 
Augenblicke ändern, da es der Regierung gelingen wird, eine An- 
leihe im Auslande zu placieren. 

In bezug auf die in den Händen der früheren Gutsbesitzer 
u ara Restgüter, deren Areal nach den Bestimmungen 

es Gesetzes über die Agrareform 50 ha nicht übersteigen darf, 
kann nur gesagt werden, daß sie sich als selbständige landwirt- 
schaftliche Betriebe in den Händen ihrer gegenwärtigen Besitzer 
auf die Dauer nicht halten können, denn ihre Bewirtschaftung hat 
als Voraussetzung die physische Arbeit der Besitzer und deren 
Familienglieder. Nun ist es aber eine bekannte Tatsache, daß ge- 
bildete Menschen von schwerer physischer Arbeit rasch aufge- 
braucht werden. Schwer ins Gewicht fällt auch der Umstand, daß 
die Gutsbesitzer infolge der Agrarreform bettelarm geworden 
sind und nicht in der Lage sind, Meliorationen vorzunehmen, 
sowie Kunstdünger oder modernes Inventar anzuschaffen. 

Tatsächlich bröckelt die Zahl der in den Händen der früheren 
Gutsbesitzer befindlichen Restgüter unaufhaltsam ab, — sie gehen 
in die Hände von Bauern über, die sie landwirtschaftlich nutzen, 
oder sie werden von wohlhabenden Städtern als Sommersitze 
erworben. 


Ackerbau. 

In der vorhergehenden einleitenden Betrachtung war bereits 
darauf hingewiesen worden, daß das unter dem Pfluge stehende 
Areal verhältnismäßig klein ist und infolge des Krieges weitere 
Einbußen durch Brachlegung erlitten hat. Wenn nun auch in den 
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letzten 5 mit Staatshilfe und Anwendung von leistungs- 
fähigen Traktoren brachgelegte und verangerte Felder, nament- 
lich in Kurland, umgebrochen und zum Teil in Kultur genommen 
worden sind, so entfallen im Staatsdurchschnitte auf eine Wirt- 
schaftseinheit nicht mehr als 8,57 ha Ackerland. Während in 
Semgallen der Durchschnitt pro Einheit 15,59 ha beträgt, stellt er 
sih in Lettgallen nur auf 4,42 ha. 


Die geringe Bemessung des unter dem Pfluge stehenden 
Acerlandes könnte durch intensive Bearbeitung und rationelle 
Kulturmethoden bis zu einem gewissen Grade wettgemacht wer- 
den, doch muß gesagt werden, daf in dieser Beziehung noch un- 
endlich viel zu tun ist. In Lettland ist die Landwirtschaft in weit 
höherem Grade Glückssache, als in den landwirtschaftlich hoch- 
kultivierten Staaten Westeuropas. Rationelle Wirtschaften in 
westeuropäischem Sinne sind in Lettland an den zehn Fingern 
herzuzählen. Die überwiegende Mehrzahl der Betriebe ist voll- 
ständig von klimatischen Einflüssen abhängig. Da die Vorflut- 
verhältnisse nicht geregelt sind, und Dränage nur sporadisch an- 
zutreffen ist, wirken regenreiche Jahre, wie etwa 1923 und 195, 
katastrophal, da Felder und Wiesen ersaufen. Die Nachwirkun- 
en erstrecken sich auf ein weiteres Jahr, weil die versumpften 
ker im Herbst nicht gestürzt und im Frühjahr nur spät be- 
ſansen werden können. Dazu kommt dann noch, daß die Acker- 
äche insofern unrationell genutzt wird, als ein unangemessen 
groſter Teil derselben unter Brache liegt und mit sehr primitiven 
Geräten (siehe Abschnitt: Land wirtschaftliche Maschinen) bear- 
beitet wird. Nicht ohne negativen Einfluſt bleibt die Verwendung 
von Kunstdünger, die um so schwerer ins Gewicht fällt, als der 
Stalldünger im allgemeinen minderwertig ist und schlecht gepflegt 
wird. Man streut beispielsweise gehacktes Fichtenreisig und 
Heidekraut ein, während die Verwendung von Sphagnum trotz 
des Reichtums an Torfmooren kaum bekannt ist und die Jauche 
aus den primitiven Stallungen unbenutzt abfließt und versickert. 


In den letzten Jahren wird nun freilich von Staats wegen und 
seitens der großen landwirtschaftlichen Spitzenorganisationen 
mit Aufwendung großer Mittel an der Rationalisierung der Boden- 
ausnutzung gearbeitet, doch dürften wohl noch einige none 
vergehen, ehe die lettländishe Landwirtschaft etwa das Niveau 
der ostpreußischen intensiven Betriebe erreicht haben wird. 


Nach der landwirtschaftlichen Zählung vom Jahre 1923 stan- 
en, wie wir schon vorher gesehen haben, unter dem Pfluge 
1677 455,88 ha, hiervon waren besät mit: 


Getreide, Flachs, Kartoffeln und Hülsenfrüchten 1 088 378,99 ha 


lee und Grass 3 275 661,72 ha 
Brahe . ene 313 425,17 ha 
Insgesamt 1 677 405,88 ha 
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Innerhalb der landwirtschaftlich genutzten Fläche ist der 
hohe Prozentsatz der Brache auffällig, der 18,69% der ge- 
samten Ackerfläche beträgt Dieses ungünstige Verhältnis wird 
besonders von der Provinz Lettgallen verschuldet, wo 25 bis 33 % 
der Ackerfläche unter Brache stehen. Das erklärt sich aus dem ın 
Lettgallen noch immer beibehaltenen Dreifeldersystem, dem per- 
niziösen Erbe aus der polnischen und russischen Zeit. 

Wenn jedoch nach Abzug des lettgallischen Prozentsatzes als 
Durchschnitt für die höher kultivierten Provinzen Livland, Kur- 
land und Semgallen noch immer 14% Brache nachbleiben, so ist 
das am westeuropäischen Maße gemessen außerordentlich viel. 

Vergleichsweise sei hier das prozentuale Verhältnis der 
Brache in verschiedenen Staaten angeführt: 


Lettland Deutschland Dänemark Finnland Estland 


19 % 7% 5 % 12 % 20 % 
Die Anbaufläche verteilt sich auf die wichtigsten Kulturen 
wie folgt: 
Anbaufläche in 1000 ha: 

Roggen Weizen Gerste Hafer Kartoffeln Flachs 
1910—1913 350,7 32,6 190,9 305,9 79,6 69,6 
1920 196,7 15,7 123,7 215,5 49,2 30,5 
1921 226.8 18,6 146,1 261,6 58,9 34,1 
1922 230,3 28,5 156,6 273,4 69,1 37,7 
1923 266,5 12,8 178,3 309,2 795 56,5 
1924 266,1 43,0 179,1 334,4 74,9 60,5 
1925 266,5 48,1 176,6 329,6 79,1 78,1 
1926 251,3 49,5 190,3 320,8 82,1 63,8 


Es ist hervorzuheben, daß die Grundlage des Körnerbaues, 


der Roggenbau, zurückgegangen ist, während der Weizenbau 
A wächst. Der Rückgang der Anbaufläche von Flachs ist eine 
durch den Preisrückgang uf dem Weltmarkte bedingte zufällige 
Erscheinung, die sich auch auf das Jahr 1927 erstreckt; jedoch im 
Jahre 1928 wohl nicht mehr zu verzeichnen sein wird. 


Erntemengenin 1000 dz: Flachs 


Roggen Weizen Gerste Hafer Kartoffeln Leinsaat Faser 
1909—13 3254,5 384,9 1728,4 2790,2 6385,2 2544 302,3 
1920 1191,2 106,0 665,5 1130,7 3748,0 105,8 95,9 
1921 2490,0 213,3 1414,4 24447 6738.2 158.9 139,1 
1922 1738,8 260,8 1473,9 26037,5 6751,2 143,1 170,4 
1923 2735,6 440,5 1311,0 2382,2 5784, 1 163,1 192,2 
1924 1933,77 430,5 16192 2709,9 6757,0 249,0 261,8 
1925 3150,9 5892 17785 3038,5 7504.5 279.1 300,2 
1926 1554,4 506,1 1885,7 2759,2 10134,6 240,7 253,2 


Tendenz zur Steigerung zeigen die Hektarerträge. 
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Dieselben starken Schwankungen mit der unverkennbaren 


Erträge in dz pro ha: Fladis 
Roggen Weizen Gerste Hafer Kartoffeln Leinsaat Faser 


1909—13 9,29 12,35 9,05 9,12 80,25 3,05 4,34 
1920 9,08 6.69 5,36 5,24 76,16 345 3,13 
1921 11,56 11,48 10,02 9,69 100,05 4,05 4, 08 
1922 7,35 9,15 9,40 9,64 97,75 3,79 45i 
1923 10,50 12,90 7,50 7,80 73,80 2,90 3,40 
1924 750 10,60 9,00 8,10 90,25 4.10 4,30 
1925 11,88 14,22 10,07 9,22 94,86 3,58 3,85 
1926 6,17 10,79 9,91 3,41 3,97 


; 8060 12 3,87 i 

Wenn man zugeben muß, daR sowohl die Ackerfläche erheb- 
lih vergrößert und der im allgemeinen niedrige Hektarertrag 
für alle Feldfrüchte ohne Ausnahme wesentlich gehoben werden 
muß, um an den westeuropäischen Durchschnitt heranreichen zu 
können, so darf doch nicht vergessen werden, daß Lettland noch 
immer unter dem starken Einfluß der Kriegsverheerungen steht 
und daf gegen 1921, in welchem Jahre das Tand wieder in nor- 
male politsche und wirtschaftliche Verhältnisse gelangte, enorm 
viel für den Wiederaufbau getan worden ist. Es darf nicht über- 
sehen werden, wie man aus einem Vergleiche der Ertragsziffer 
für 1920 und 1924 sieht, daß die Ackerfläche Lettlands während 
der Jahre 1914 bis 1919 inklusive infolge Dezimierung des Vieh- 
stapels und der Maschinen und Geräte sowohl wie mangels Zu- 
fuhr von Kunstdünger und mangelnder Arbeitskraft stark dete- 
rioriert worden ist. 

Immerhin darf nicht aus dem Auge gelassen werden, daß der 
Boden im allgemeinen außerordentlich primitiv bearbeitet wird. 
Es wird nicht nur nicht oder doch nur in sehr beschränktem Maße 
dräniert und nicht für genügende Ableitung des Niederschlag- 
wassers gesorgt. Kunstdünger wird unzureichend und unrationell 
verwendet; die Felder sind verunkrautet und vielfach mit ent- 
arteter Saat bestellt. Neben modernen Ackergeräten und Ma- 
schinen findet man in der überwiegenden Mehrzahl ganz primi- 
tive und total veraltete Geräte und Maschinen. Daher muß Lett- 
land, obwohl Agrarstaat, beträchtlihe Mengen Roggen und 
Weizen einführen. . 


Dieackerbauliche Bilanz. 
Im Hinblick auf die primitive Betriebsführung sind die Kör- 
nererträge klein und es ist beträchtliche Einfuhr nötig. Diese 
stellte sich in den Jahren 1922 bis 1926 wie folgt: 


eizen Weizenmehl 
Gewicht in kg Wert in Lats Gewicht in kg Wert in Lats 
1922 11304341 33527 431 8 570 260 3847 412 
1923 31 901 366 8 691 706 8 141 570 2 141 474 
1924 51 782754 147604195 1 243 310 471 141 
1925 48 211566 17 704311 356 896 181 077 
1926 42529524 14795 303 227 651 115 842 
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Roggen Hafer 
Gewicht in kg ert in Lats Gewicht in kg Wert in Lats 
1922 13 613 474 3 191 300 — — 
1923 35 369 424 7 120 951 6 004 472 1 108 873 
1924 55 398 662 11 990378 18929 299 3 700 337 
1925 72 594 104 18 782 090 8 122 005 1 989 692 
1926 51 997 121 11 155 026 6 015 146 1 203 721 
Die Ausfuhr umfaßte im wesentlichen Gerste, Hafer und 
Erbsen. 
Gerste Hafer Erbsen 
Gewicht in Wert in Gewicht in Wert in Gewicht in Wert in 
kg Lats kg Lats kg Lats 


1922 3190050 581492 13 496 257 2509219 2322447 637 576 
1923 3802484 631 380 11508392 2057272 3407 386 829 860 
1924 2701589 630814 4652212 945118 267608 59170 
1925 1071389 226839 4625274 965417 293956 64 656 
1926 2246297 636270 2700882 637 157 59556 15 448 


Die Ausfuhr von Zerealien spielt mithin der starken Einfuhr 
e nur eine ganz untergeordnete Rolle. Zu bemerken ist, 
aß ein Teil der Einfuhr darauf zurückzuführen ist, daß die Land- 
wirte in steigendem Maße zur Milchwirtschaft übergehen und 
infolgedessen viel Getreide als Kraftfutter verbraucht wird. 
Immerhin ist der starke Weizenverbrauh im Hinblick auf die 
Armut des Landes als Luxus anzusehen. Aus dieser Erwägung 
heraus ist denn auch der Einfuhrzoll auf Weizen erhöht worden. 
Der Charakter der Spekulation, der der Getreideeinfuhr in den 
Jahren 1921 bis 1924 anhaftete, ist durch Kreditrestriktionen 
wesentlich abgeschwächt worden. 


Ein viel erfreulicheres Bild bietet der Flachsbau. Die 


Ausfuhr steigt von Jahr zu Jahr und weist Lettland eine der be- 


deutsamsten Stellen in der Weltversorgung zu. Während die 
meisten flachsbauenden Staaten ihre Produktion in ihrer Textil- 
industrie verarbeiten, gelangen in Lettland beinahe 80 % der 
Produktion zur Ausfuhr. 


Die Ausfuhr stellte sich wie folgt: 


Flachsfaser Leinsaat 
Gewicht in kg Wert in Lats Gewicht in kg Wert in Lats 
1922 15 991 813 20 003 547 11 251 385 5 008 377 
1923 22 357 306 39 817 430 10 682 498 4 735 498 
1924 24 226 046 48 442 522 18 702 073 9 727 648 
1925 21 117 518 41 653 054 25 121 362 11 405 791 
1926 25 272 136 37 997 930 17 068 894 6 718518 


Das 1925 hat insofern eine gewisse eu gebracht, 
als die Staatliche Monopolverwaltung, in deren Händen der 
Flachshandel liegt, sich gezwungen sah, den Einkaufspreis im 
Frühjahr 1925 erheblich herabzusetzen. Maſtgebend hierfür war 
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die Flaute auf dem Weltmarkte, die zu einem großen Grade 
durch das verstärkte Angebot Ruſtlands und der übrigen bal- 
tischen Staaten hervorgerufen worden war. Die Herabsetzung 
des Einkaufspreises hat die in schwieriger Lage befindliche Land- 
wirtschaft so schwer betroffen, daß die Monopolverwaltung auf 
Weisung der Regierung der weiteren Senkung der Preise aut dem 
Weltmarkt nicht folgte, sondern zugunsten der Flachsbauern auf 
einen wesentlichen Teil ihres Nettoverdienstes verzichtet hat. 


Der Rückgang in der Anbaufläche 1926 ist als zeitweilige 
Erscheinung zu betrachten, denn man muf annehmen, daß die 
lettländisch-russische Flachskonvention dem lettländischen Flachs- 
bau einen neuen starken Auftrieb geben wird. 


Die hervorragende a Lettlands in der Weltversorgung 
ergibt sich aus nachstehender Aufstellung. 


Es wurden Flachs erzeugt: 


Flachsfaser in Tonnen 
1909—1913 1921—1925 1926 


Rußland 490 200 199 461 293 900 
Polen 42 082 47 604 59 562 
Litauen 24 160 28 698 38 377 
Lettland 30 330 21 303 25 318 
Estland 16 917 10 163 9 265 


Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Ausfuhr sowohl in 
quantitativer als auch qualitativer Hinsicht beträchtlich gesteigert 
werden könnte, indem man die Hektarerträge heben und die 
Qualität der Faser durch neuzeitliche Aufbereitung verbessern 
könnte. Wie stark Lettland in dieser Beziehung noch im Rüc- 
stande ist, ergibt sich aus nachstehenden Vergleichsziffern. 


Ertrag pro Hektar in Kilo 


Faser Leinsaat 

1909—1913 1926 1909—1913 1926 

Belgien 1100 1470 560 560 
Frankreich 740 560 540 510 
Österreich 620 900 320 370 
Polen 510 460 380 490 
Lettland 430 400 350 390 


Der lettländische Strohflachs liefert nicht mehr als 12 % Faser, 
während der belgische 15—22 % ergibt. Nach der Qualität erzielt 
man in Lettland gute Faser 15,27 % ; mittlere 61,04 % und schlechte 
23,29 %. 

Neuerdings wird darauf hingearbeitet, sowohl den Anbau als 
auch die Aufbereitung zu rationalisieren, nachdem die Versuche 
mit den privatwirtschaftlichen Flachsbereitungsfabriken ein kläg- 
liches Fiasko gemacht haben. 
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Nachstehend folgt eine Berechnung des Wertes der landwirt- 
schaftlichen Produktion auf Grundlage der mittleren Marktpreise. 


Wert der acker baulichen Ges amt produktion 


in 1000 Lats 
; 1913 1924 1926 
Roggen 57962 63679 39 000 
Weizen 9 253 15 162 16 686 
Gerste 36 198 37 322 38 489 
Hafer 54 732 35 255 54 108 
Mengkorn — — — 
Erbsen 6527 10 130 12 924 
Kartoffeln 38 729 46 274 = 
Leinsaat 5 954 10 134 8 116 
Flachsfaser 26 934 38 694 32 688 


Insgesamt 236289 296 649 202011 


Viehstand und Molkereiwesen. 


Die neuzeitliche Entwicklung der Landwirtschaft Lettlands 
knüpfte an die Traditionen der Vorkriegszeit an. Wenn schon 
damals der lettländishe Landwirt der Viehzucht und dem Mol- 
kereiwesen ganz besondere Aufmerksamkeit zugewendet hatte, 
so geschah das nach überstandenen Kriegsläuften in weit höherem 
Maße. Einerseits mußten im Interesse der während des Krieges 
zum Teil verwüsteten, zum Teil aber heruntergewirtschafteten 
Acker der Viehstand so rasch wie möglich hochgebracht werden, 
während andererseits Molkereiprodukte und Flachs die Mittel 
liefern mußten, die erforderlich waren, um Geld in die verarmten 
Wirtschaften hineinzubringen. In wenigen Jahren wurde der 
Viehstapel wenn auch nicht qualitativ, so doch numerisch auf die 
Vorkriegshöhe gebracht und in rascher Folge stieg die Zahl der 
Molkereien im Pand von 16 im Jahre 1920 auf 650 im Jahre 1925. 
Im selben Maße stieg auch die Butterausfuhr, deren Wert 1926 
die Rekordziffer von rund 38 Millionen Lat erreichte, wobei zu 
bemerken ist, daß nur 15 % der Gesamtproduktion zur Ausfuhr 
er en, während Dänemark 85 % seiner Gesamtproduktion 
ausführt. 


Der Vie hbestand Lettlands in 1000. 
Pferde Rindvieh, Schafe Schweine 


1913 320 912 996 557 
1920 261 768 978 431 
1922 303 810 1161 401 
1924 340 905 1235 458 
1926 365 955 1152 521 


Wenn auch die Butterausfuhr nach der Holz- und Flachsaus- 
fuhr zu einer der wichtigsten Einnahmequellen des Landes ge- 
worden ist, so muß doch gesagt werden, daß die bisher erzielten 
Resultate im Vergleich mit der Zahl des Rindviehs, die 1926 mit 
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rund 95 000 Haupt die Vorkriegshöhe erreicht hat, als sehr be- 
scheiden bezeichnet werden müssen. Diese Herde müßte eigent- 
lich den dreifachen Ertrag an Butter liefern und auch dann würde 
ein solcher Ertrag hinter dem westeuropäischen Maß sehr weit 
zurückstehen. 

Der geringe Ertrag der lettländischen Herde ist auf ver- 
schiedene Ursachen zurückzuführen. In erster Linie kommt hier 
in Betracht, dafl der Viehstapel bunt zusammengewürfelt ist, da 
von den Stammherden der Vorkriegszeit so gut wie nichts nach- 
geblieben ist. Doch ist man nun dabei, die Herde durch konse- 

uente Zuführung neuen edlen Blutes zu heben und rationell 
1 Als zweiter negativer Faktor kommt die un- 
rationelle Fütterung und die schlechte Wartung in Betracht. 
Kunstweiden existieren in Lettland so gut wie gar nicht, sondern 
das Vieh findet seine Nahrung auf kümmerlichen Wildweiden 
oder Stoppelfeldern. Die Ställe sind zumeist ganz primitiv, die 
Wartung läßt alles zu wünschen übrig. Dazu kommt noch, daſt 
die gewonnene Milc infolge der zerstreuten Lage der Höfe weit 
transportiert werden muß, ehe sie in eine der Sammelmolkereien 
gelangt. Von diesen ist die weitaus größte Zahl nur primitiv 
eingerichtet und unfachmännisch geleitet, so daß nur mindere 
Qualitäten geliefert werden können. 

Wenngleich Lettland über ausreichende Weideflächen ver- 
fügt, so ist der Ertrag an Heu doch sehr gering, da es sich vor- 
N um ungepilegte Wildwiesen handelt. Die Gesamtfläche 
kultivierter Wiesen betrug 1923 nicht mehr als annähernd 15 000 ha. 
Man erntet in Lettland vom Hektar nicht mehr als zwei Tonnen 
Heu, während die deutsche Durchschnittsernte vier Tonnen be- 
trägt. Dazu kommt noch, daß das Gras der ungepflegten Wiesen 
minderwertig ist. In landwirtschaftlih ungünstigen Jahren tritt 
daher trotz der verhältnismäßig großen Wiesenfläche Futter- 
mangel ein, der sich um so fühlbarer macht, als Klee und Feld- 
gräser nur in beschränktem Maße angebaut werden. Im Jahre 
1923 standen unter Klee 275 662 ha, doch ergab dieses Areal einen 
sehr 5 Ertrag, da man Klee wegen Mangel an Pferden 
und Arbeitshänden oft fünf oder sogar mehr Jahre stehen läßt. 
Man erntet nicht mehr als etwa dee Tonnen pro Hektar. 

Noch schlechter steht es um die Weide. Die Grenze zwischen 
Wiese und Weide einerseits und Weide und Buschland anderer- 
seits ist oft nicht festzustellen. Im allgemeinen muß gesagt wer- 
den, daß die Weide in ihrem gegenwärtigen Zustande ihrer Be- 
eiman nicht einmal annähernd entspricht. 

Im Hinblick auf die wachsende volkswirtschaftliche Bedeu- 
tung der Viehzucht wird neuerdings der Melioration der Wiesen 
und Weiden, sowie dem Anbau von Klee und anderen Futter- 
mitteln erhöhte Aufmerksamkeit zugewendet. so daß man er- 
warten darf, daß das augenblicklich unerfreuliche Bild sich in 


wenigen Jahren vollständig verschoben haben wird. 
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Wenn auch die großen landwirtschaftlihen Organisationen 
bemüht sind, sowohl den Viehstand, als auch die Wartung und 
den Molkereibetrieb mit Rat und Tat zu heben, so sind sie natür- 
lich nicht im Stande, die Entwicklung des Molkereiwesens so 
rasch und in dem Maße zu fördern, wie das notwendig ist; hierzu 
gehören wesentlich größere Mittel als sie den genannten Organi- 
sationen zur Verfügung stehen und von einzelnen Landwirt- 
schaften aufgebracht werden können. Wenn der Staat bisher 
nicht tatkräftiger und energischer eingegriffen hat, so liegt das 
wohl nur daran, daß er die für die Landwirtschaft disponiblen 


‚Mittel in erster Reihe für die Festigung der Neusiedlungen auf 


den enteigneten Gutsländereien verwenden muß. Dennoch ist 
der Zeitpunkt nahe, wo er sich der Hebung des Molkereiwesens 
wird sehr energisch annehmen müssen, denn die Waldnutzung, 
die heute einen der wesentlichen Posten der Staatseinnahmen 
bildet, wird sehr bald eingeschränkt werden müssen, während der 
Flachsbau an ganz bestimmte Grenzen gebunden ist, da Flachs 
den Boden vd müde macht. Daher läßt sich der Zeitpunkt vor- 
aussehen, an dem die Butterausfuhr eine maſtgebende Rolle in 
der lettländischen Handelsbilanz spielen wird.. 


Die Qualität der zur Ausfuhr gelangenden Butter wird von 
der staatlichen Butterkontrolle beaufsichtigt, doch sind die hier- 
auf bezüglichen neuerlich wieder verschärften Bestimmungen noch 
immer nicht als ausreichend streng anzusprechen, da die lettlän- 
dishe Ausfuhrbutter sich durch einen relativ hohen Wasser- 
gehalt, der zwischen 12 und 16 % schwankt, unvorteilhaft aus- 
zeichnet. Im Hinblick auf die wachsende Konkurrenz der hoch- 
wertigen sibirischen Butter wird man in Lettland der Qualität 
mehr Aufmerksamkeit zuwenden müssen, um sich auf dem Welt- 
markte behaupten zu können. 


Gegenwärtig gelangen etwa 75 % erster und 25 % zweiter 
Sorte zur Ausfuhr, doch hofft man mit der Zeit das prozentualc 
Verhältnis zugunsten der ersten Klasse verbessern zu können. 
Das scheint um so mehr geboten zu sein, als die Klagen über 
schlechte Qualität sich mehren und die Butter bereits einige Aus- 
landsmärkte verloren hat. 


Was nun die Absatzländer anlangt, so hat sich in dieser 
Beziehung eine handelspolitisch sehr interessante Wandlung voll- 
zogen. Wenn anfänglich der Hauptabnehmer England gewesen 
war, und an zweiter Stelle Dänemark gestanden hatte, so ist nun 
Deutschland, das 1923 hinter Schweden an dritter Stelle gestanden 
hatte, an die erste aufgerückt. Deutschland hatte im Oktober 1926 
86 % der gesamten lettländischen Butterausfuhr aufgenommen, 
während England.nach Dänemark auf die dritte Stelle gerückt ist. 


Wenn Deutschland im Laufe der Jahre 1924 bis 1927 zum 
wichtigsten Abnehmer lettländischer Butter geworden ist und die 
höchsten Preise bewilligt hat, so ist es wohl auch berufen, zu 
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seinem Teil zur Hebung des lettländischen Molkereiwesens bei- 
zutragen. Hand in Hand mit der Butterausfuhr nach Deutschland 
wird sich wohl auch der Bezug von Molkereimaschinen und Ge- 
räten von Deutschland erheblich verstärken. Daß der Bedarf an 
solchen Maschinen sehr stark wachsen wird, liegt auf der Hand, 
denn wenn auch hinsichtlich der Anlage neuer Molkereien in 
letzter Zeit ein Stillstand eingetreten zu sein scheint, so ist die 
Rationalisierung der schon bestehenden primitiven Molkereien 
nur eine Frage der Zeit. Man darf annehmen, daf man sie rasch 
auf ein höheres technisches Niveau bringen wird. 


Neben der Ausfuhr von Butter kommen noch Kasein und 
Quark, die in wachsendem Maße erzeugt und ausgeführt werden, 
in Betracht. Die Käseproduktion wird vorzugsweise im Lande 
konsumiert, doch wird auch dieses Produkt neuerdings ausgeführt. 


DieAusfuhrvonButter,FleischundFEierninden 
Jahren 1922—1925: 
von der 


Butter Fleisch Eier gesanıt a. 


Tonnen 1000 Lats Tonnen 1000 Lats Tonnen 1000 Lats 1000 Lats ausfuhr 
1922 1032 2758 429 530 148 192 3480 3,44 
1923 2902 9271 928 1378 77 128 10777 6,65 
1924 3667 14030 855 1203 44 87 15320 9,03 
1925 7154 30263 2144 3569 77 152 33 948 18,92 


Prozent 


Land wirtschaftliche Arbeiter. 


Einer der Faktoren, die die Entwicklung der Landwirtschaft 
ernstlich bremsen, ist der Mangel an Arbeitshänden. In allen Be- 
zirken des Landes, mit Ausnahme der dichtbevölkerten Provinz 
Lettgallen, wird über den sidi verschärfenden Mangel an Arbeits- 
händen, die geringe Produktivität der Landarbeiter und die un- 
mäßig hohen Löhne geklagt. Diese Umstände tragen die Schuld 
daran, daß viele Hofbauern nicht ihr gesamtes kulturfähiges 
Areal bearbeiten, sondern Teile davon brach liegen lassen und 
damit die Produktivität des Landes einschränken. Die Verhält- 
nisse haben sich soweit zugespitzt, daß die Einfuhr litauischer 
und polnischer Landarbeiter zu einer nicht zu umgehenden Not- 
wendigkeit geworden ist. 


Die Zahl der Landarbeiter“) kann nicht ganz genau ange- 
geben werden, denn ebenso wie in anderen Beziehungen, so 
schwanken auch hier die statistischen Angaben. Nach Maldup 
waren im Jahre 1923 in 192174 landwirtschaftlichen Betrieben 
insgesamt 186678 Landarbeiter beschäftigt und zwar 97 399 
Frauen und 89279 Männer. Von diesen waren: Jahresarbeiter 


) Maldup, Etat de l'agriculture en Lettonie de 1920 à 1923. Edit. du 
bureau stat. de l'état Riga 1926. 
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88 886 (47,50 %), Saisonarbeiter 67 183 (35,99 %) und Monats- und 
Tagesarbeiter 30 609 (16,40 %). Im Hinblick auf die schwere Lage 
der Landwirtschaft sind die Landwirte im steigenden Maße be- 
strebt, die Zahl der Jahres- und Saisonarbeiter zu verringern und 
je nach Bedarf Monats- und Tagesarbeiter einzustellen. 


Was nun den Arbeitermangel anlangt, so liegen hier- 
über nur die lakonischen Angaben der Korrespondenten des staat- 
lichen Statistischen Amtes vor, die die betreffenden Anfragen mit 
„ja“ oder „nein“ zu beantworten hatten. Von den Antworten 
lauteten auf „ja“, also Arbeitermangel, 1921 —24, 68 %; 192 
— 27,07 %; 1923 —68,40 ; 1924 —63,22 %; 1925 —42,24 . 

In engstem Zusammenhange mit dem Mangel an Arbeitshän- 
den stehen die Löhne. Diese stellen sich für ahresknechte und 
Mägde in Lat pro Jahr: 

1921/22 1922/23 1923/24 1924/23 1925/26 


Knechte 236 359 385 488 537 
Mägde 146 216 233 29 334 
Saisonarbeiter: 

Knechte 182 243 2090 343 372 
Mägde 119 160 195 214 241 
Hirten: 

97 132 147 172 200 


Aus dieser Aufstellung ergibt sich, daR die Löhne in fünf 
Jahren enorm gestiegen sind. Die Löhne der Monats- und Tages- 
arbeiter sind starken Schwankungen unterworfen, sie betrugen 
im Durchschnitt 1922 pro Tag für Männer Ls. 2,56 und für Frauen 
Ls. 1,74; 1925 Ls. 3,60 bzw. Ls. 2,50. 


Die Ausgaben für Löhne betragen etwa 34 % der gesamten 
Ausgaben der Landwirte. Die Gesamtsumme der Löhne gibt 
Maldup an: 

Tausende Lats: 


1923 41,872,9 
1924 52,385,1 
1925 57,578,2 


Die starke Steigerung der Löhne geht Hand in Hand mit der 
Senkung der Preise für landwirtschaftliche Produkte, wie insbe- 
sondere Flachs und Butter. 


Landwirtschaftliche Maschinen und Geräte. 


Es ist nicht ohne Interesse hier beifällig darauf hinzuweisen, 
daf in Lettland, dessen Bevölkerung außerordentlich intelligent 
und fleißig ist, neben den modernsten Landmaschinen Geräte, wie 
der Hakenpflug (Zoche) und Eggen aus den Astquirlen der 
Grähne im Gebrauch sind, wodurch, pant abgesehen von den an- 


deren in dem Vorhergehenden angetührten Gründen der Ernte- 
ertrag stark beeinträchtigt wird. 
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Vor dem Kriege stieg die Einfuhr von Landmaschinen von 
jr zu Jahr, doch machten die Kriegsereignisse dieser Entwick- 
ung ein Ende und in der Kriegszeit wurden die Bestände an 
landwirtschaftlihem Inventar entweder verschleppt oder zer- 
stört; was davon nachblieb, verbrauchte sich in den folgenden 
Jahren und konnte erst dann ersetzt werden, als normale wirt- 
schaftliche Zustände eintraten. Wenn dennoch und trotz des 
Bestrebens, die Landwirtschaft nach Möglichkeit zu intensivieren 
und mechanisieren, unverhältnismäfig viele primitive Geräte in 
Gebrauch sind, so ist das einesteils auf Mangel an disponiblen 
Mitteln, anderenteils aber darauf zurückzuführen, daf die auf 
den enteigneten Gutsländereien fundierten Neuwirtschaften sich 
eben noch mit primitiven Geräten begnügen müssen. 

Auskunft über die rasch ad erwendung von land- 
wirtschaftlichen Mascinen gibt ein Ende 1923 erschienenes, 
von dem Agrarstatistiker I. Bokalder redigiertes Werk der staat- 
lichen statistischen Verwaltung, das sehr schätzenswerte, wenn 
auch nur lückenhafte Angaben über diesen Gegenstand enthält. 
Die Daten sind das Ergebnis der letzten Zählung landwirtschaft- 
lichen Inventars im Jahre 1923. 

Im allgemeinen muf gesagt werden, daß der lettländische 
Landwirt vielfach noch Geräte benutzt, die man in Westeuropa 
schon längst vergessen hat. Die Gesamtzahl der Pflüge stellte 
sich 1923 auf 361646. Wenn auch die Zahl der Pflüge in den 
letzten Jahren mit dem Anwachsen der Zahl der Neuwirtschaften 
stark zugenommen hat, so kann man nicht sagen, daß man be- 
strebt gewesen ist, Neukonstruktionen anzuschaffen. Die An- 
wendung des primitiven Hakenpfluges, der wenig schafft und den 
Boden nur oberflächlich ritzt, bedingt geringe Erträge und starke 
Verunkrautung der Felder. Ein klares Bild von der Primi- 
tivität der Bodenbearbeitung ergibt sich aus der 
Tatsache, daſt auf je hundert Pflüge 1 Hakenpflüge 42, 
Einscharpflüge 50, Zweischarpflüge 3 und sonstige Pflüge der Rest. 

Freilich ergibt es sich bei dem Vergleiche mit den Erhebun- 
gen des Jahres 1920, daß die Zahl der Hakenpflüge und der ein- 
scharigen sich im Verhältnis zu dem allgemeinen Zuwachs erheb- 
lih vermindert hat. 

Die verbreitetsten Pflüge sind die den örtlichen Verhältnissen 
ausgezeichnet angepaſtten gut konstruierten Pflüge der Firma 
Rasewsky, Aull und Dukarewitsch, Riga. Ihnen ähnlich sind 
einige deutsche und schwedische Marken. Andere Typen finden 
nur ganz beschränkte Anwendung. Es macht sich in letzter Zeit 
ein gröſteres Bedürfnis nach mittelschweren Zweischarpflügen 
Pen Schwere Pflugtypen werden mit der fortschreitenden 

ntensivierung der Bodenbearbeitung recht bald nötig sein. 

Ahnlich liegen die Verhältnisse bei den Eggen. Auch hier 
werden vielfach noch ganz primitive Konstruktionen verwendet; 
ihre Gesamtzahl wird mit 353 350 angegeben. Die größte Zahl 
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der Gesamtzahl bilden leihte Holzeggen mit eisernen 
Zapfen (69%); Federeggen werden mit 24% angegeben. Die 
von dem agronomischen Personal propagierten Kultivatoren 
kommen nur langsam in Cebrandı Man zählt 1923 davon 2659. 


Allmählich bürgern sih Jäte- und Had maschinen ein. 


Im Hinblick auf die Teuerung der Arbeitshände ist man be- 
strebt, die Erntearbeiten nach Möglichkeit zu vereinfachen und 
zu beschleunigen. Daher nimmt in den letzten Jahren die Zahl 
der Grasmäher stark zu, sie betrug 16027, was aber als 
außerordentlich gering bezeichnet werden muß. Mafgebend ist 
hier wohl neben der Abwesenheit von Mitteln die Beschaffenheit 
der vorzugsweise in Betracht kommenden Wildwiesen, die nur 
in den seltensten Fällen die Verwendung von Grasmähern unc 
Pferderechen zulassen. 


Getreidemäher waren 14113 Stück in Gebrauch; wenn 
diese Maschine nicht in höherem Maße verwendet wird, so ist das 
vielleicht darauf zurückzuführen, daß sie gegen die Vorkriegszeit 
erheblich teurer geworden ist. Immerhin verdient es verzeichnet 
zu werden, daß Getreidemäher selbst in den kleinsten Neuwirt- 
schaften auf genossenschaftlicher Grundlage in Gebrauch sind. 
Stärkere Verwendung finden dagegen die Pferderechen, 
deren Gesamtzahl Bokalder leider nicht angibt, sondern sich 
darauf beschränkt, mitzuteilen, daß sie größer sei, als die der 
Grasmäher. 


Da der lettländische Landmann vorzugsweise mit der Hand 
sät, so sind Säemaschinen relativ wenig verbreitet, man zählte 
nur 3663 Stück. Es ist bekannt, daß in Lettland mit Saatgut große 
Verschwendung getrieben wird. Man muß jedoch annehmen, daft 
die Nachfrage nach den Reihendrillmaschinen voraus- 
sichtlich steigen wird, da die Erkenntnis der Vorzüge der Reihen- 
saat sich immer mehr einbürgert. Die früher eingeführten Drill- 
maschinen hatten in vielen Fällen keine den Bodenverhältnissen 
angepaßtte Schare. Die Saat wurde zu tief oder zu flach eingesät, 
so daß die von den Drillmaschinen erwarteten Erfolge nicht zum 
Vorschein kamen. Mehr angepaßt sind die sogenannten russisch- 
amerikanischen und schwedischen Schare, denn die in Deutsch- 
land und auch anderwärts auf dem Kontinent gebrauchten Schare 
sind in Lettland nicht zu verwenden. Viele Anhänger haben die 
Scheiben-Drillmaschinen. Sie leisten gute Arbeit auch 
in verunkrautetem und scholligem Boden. Die Doppelscheiben 
sind bevorzugt. 


Mit dem Wachsen der Verwendung der künstlichen Dünge- 
mittel werden auch die Düngerstreumaschinen benötigt. 
Die passenden Maschinen sind einpferdige mit leicht regulier- 
barem und reinigendem Ausstreuapparat. 

Mit dem Aufblühen der Molkereiwirtschaft steht im Zusam- 
menhange die Einbürgerung der Separatoren, deren Zahl 
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mit 41 822 angegeben wird; sie werden in 37 % aller Wirtschafts- 
einheiten verwendet. Über sonstige Molkereimaschinen und 
Geräte fehlen Angaben. Es sei nur gesagt, daR zum 1. April 1925 
543 Molkereien 5 von denen jedoch nur wenige modern 
ausgerüstet sind. 


In den Kleinwirtschaften standen 8287 Göpeldrescher 
in Gebrauch; die Zahl der großen Dresch maschinen mit 
einer Trommellänge von 48—54 Zoll stellte sich auf 1728, die der 
kleineren mit 28—30 Zoll Trommellänge, für die großer Bedarf 
ist, auf 1369. 


Die mit Pferden gezogenen Lokomobilen verchwinden mehr 
und mehr. Viele von ihnen werden in Zuglokomobilen umge- 
baut. Die Zuglokomobilen werden außer der Drescharbeit auch 
oft zum Antrieb der Sägegatter benutzt. Außer den zu den 
Dreschgarnituren gehörigen Lokomobilen zählte man 474 Stück. 
Kartoffelrodemaschinen werden gefragt, so daß alle 
Lagerbestände aufgeräumt wurden. Der verbreitetste ist der 
Fünf-Stabroder, System Harder. Man zählte davon 712 Stück. 


Die Nachfrage nach den Trieuren ist stark gestiegen, 
was den Anstoß in der Einrichtung der von dem landwirtschaft- 
lichen Departement finanziell geförderten Saatreinigungs- 
stellen fand. In diesen Stellen werden auch andere Cetreide- 
und Saatreinigungsmaschinen aufgestellt. 


Die Verwendung der Traktoren in den vergangenen 
letzten zwei Jahren zeigte sehr bemerkenswerte Erfolge. Das 
Ackerbauministerium hat bisher für den Ankauf von Traktoren 
bedeutende Zuschüsse bewilligt. Zurzeit sind im Betriebe etwa 
130 Traktoren; die mittlere Klasse ist 20—25 PS. Als Brenn- 
stoff ist Petroleum am meisten verbreitet; Traktoren mit schwe- 
reren und billigeren Brennstoffen können ebenfalls Erfolge ver- 
sprechen. Jedoch ist vorauszusehen, daß die weitere Verbreitung 
von Traktoren etwas langsamer vor sich gehen wird. 


Von Flachsbearbeitungsmaschinen waren 6380 
einheimischer, primitiver und 22 moderner Konstruktion in Be- 
trieb. Die Nachfrage nach letzteren wird jedoch im Hinblick 
auf das Bestreben zu besserer Bearbeitung des Flachses enorm 
steigen. 


Um Angaben über die Verwendbarkeit und den Wert der 

in Lettland eingeführten Maschinen zu erhalten, haben mehrere 
ößere Traktoren und Pflugkonkurrenzen stattgefunden. Die 
andwirtschaftliche Maschinenprüfungskom- 
mission zu Priekuli hat auch schon eine stattliche Reihe 
von Prüfungen durchgeführt und hat die Beschlüsse des Acker- 
bauministeriums, den früheren landwirtschaftlichen Organisa- 
tionen, wie auch den Landwirten auf Anfrage bekanntgegeben. 
Die Prüfungsberichte werden auch gedruckt. Auf diese Prüfungs- 
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anstalt sei die Aufmerksamkeit der Firmen gelenkt, die neue 
Maschinen einführen und sicheren Boden für ihre Arbeit in Lett- 
land gewinnen wollen. 


Die Einfuhr von Landmaschinen wächst mit jedem Jahr: Sie 
stellte sich 1922 auf 6538 750 kg im Werte von 2 405 824 Lats. In 
1923 wurden eingeführt 6 760 255 kg im Werte von 7 385 368 Lats, 
1924 4 086 372 kg im Werte von 4917 919 Lats, 1926 5 075 232 kg 
im Werte von 5812902 Lats. 


Die weitaus größte Menge der Maschinen und Geräte wurde 
aus dem Auslande bezogen. Die Angaben hierüber ergeben inso- 
fern kein ganz klares Bild, als die Daten der staatlichen statisti- 
schen Verwaltung mit denen des Landwirtschaftsdepartements 
nicht unerheblich auseinandergehen und als die Statistik nicht 
die Stückzahl, sondern nur das Gewicht und den Wert der Ein- 
fuhr angibt. Immerhin lassen sich aus diesen Angaben, wenn 
auch nicht ganz zutreffende Schlüsse, auf die Stückzahl der zur 
Einfuhr gelangenden einzelnen Maschinenkategorien ziehen. 


Der Löwenanteil der Einfuhr entfällt auf Deutschland, das 
195 Jahre 1924 die Hälfte des Bedarfs nach Gewicht und Wert 
ieferte. 


Die Nachfrage nach Landmaschinen seitens der 
Landwirte ist noch nicht befriedigt, aber die sehr beschränkten 
Geldmittel der lettischen Landwirtschaft bilden ein schwer über- 
windbares Hindernis. 


Als Lettland nach dem Kriege die Auslandsmärkte wieder 
zugänglich wurden, sind von verschiedenen Ländern, hauptsächlich 
aus Deutschland, eine große Menge von Landmaschinen impor- 
tiert worden. Solche Maschinen standen, was die Güte des Ma- 
terials und der Herstellung betrifft, noch nicht auf genügender 
Höhe und wurden in Lettland zum Teil als „Ersatzmaschinen“ 
bekannt. Manche dieser Maschinen haben den Landwirten Ver- 
druß bereitet und haben leider auch den Ruhm mancher sonst 
angesehenen Firma und Marke ganz verdorben. Selbst gegen- 
über wertvollen Maschinen bestehen jetzt noch Vorurteile und 
Bedenken, wenn sie nicht erprobt und geprüft sind, was immer 
noch aus der vorübergegangenen Periode der „Ersatzmaschinen“ 
nachklingt. Als solche Na klänge aus der Ubergangszeit sind 
noch oft in den Reklamen der Maschinenhändler Hinweise auf 
die angeblichen „Ersatzmaschinen“ ihrer Konkurrenten zu finden. 


Der Landmaschinenmarkt ist nun aber schon im allgemeinen 
von den oben gekennzeichneten schädlichen Firmen und Marken 
freigeworden. Dauernde Erfolge können nur hochwertige Ma- 
schinen erzielen, denn der lettländische Landwirt fordert von den 
Maschinen Dauerhaftigkeit,guteArbeitundschö- 
nes Aussehen. 
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Die Verwendung von Kunstdünger. 


Der gesamte Verbrauch an Kunstdünger läßt sich statistisch 
nicht ganz genau erfassen, immerhin muß gesagt werden, daß der 
Bedarf hieran im Hinblick auf den relativ geringen Viehstapel, 
der freilich schon die Vorkriegshöhe erreicht hat, enorm ist, 
jedoch aus Mangel an Mitteln nur zu einem geringen Teile ge- 
deckt wird. Aus den Angaben des bereits angeführten Werkes 
des Dozenten Bokalder ergibt sich, daß man in der ersten Nach- 
kriegszeit bis zum Jahre 1921 überhaupt keinen Kunstdünger 
verwandte, sondern sich mit dem Stalldung des aufterordentlich 
reduzierten Viehstapels begnügen mußte. Mit dem Jahre 1921 
setzt dann der Import von Kunstdünger ein, doch bewegt er sich 
zunächst noch in sehr bescheidenen Grenzen. Er stellte sich auf 
9713 to, wobei es sich um Superphosphat und Thomasmehl han- 
delt. 1922 steigt die Einfuhr auf 12975 to, 1923 auf 34890 to, 
1924 auf 45 000 to und 1926 auf 86 136 to. 


Im Hinblick auf die Bestrebungen der lettländischen Land- 
wirtschaft zur Intensivierung ihrer Betriebe darf man erwarten, 
daß der Bezug von Kunstdünger bald großen Umfang annehmen 
wird, obwohl im Lande neben Knochenmehl neuerdings auch 
Superphosphat erzeugt wird. 


Schlufbetrachtung. 


Die wirtschaftlichen Kräfte Lettlands wurzeln in der Land- 
wirtschaft, die das grundlegende Gewerbe des Landes und seiner 
außerordentlich intelligenten Bevölkerung bildet. Der Lette ge- 
hört zu den fleiſtigsten, zähesten und intelligentesten Acker- 
bauern der Welt. Wenn Lettland zu denjenigen europäischen 
Staaten gehört, die im Weltkriege am schwersten und nachhaltig- 
sten verwüstet und pauperisiert worden sind, so muf gesagt 
werden, daß die Landwirtschaft sich in überraschend kurzer Zeit 
erholt und trotz der tiefschneidenden Wirkung, die die Agrar- 
reform auf sie notwendigerweise ausüben mußte, in bezug auf 
Produktivität die Vorkriegshöhe nicht nur erreicht, sondern in 
einigen 5 sogar überschritten hat. So etwa in bezug 
auf die Butterproduktion; die gegenwärtig einen der wesentlichen 
Stützen der lettländischen Ausfuhr bildet. 


Die Regierung und die großen wirtschaftlichen Spitzen- 
organisationen des Landes sind bemüht, diese Verhältnisse zu 
verbessern, zu welchem Behufe große Summen aufgewendet 
werden. Der Bedarf an gutem Rassevieh, an Molkereimaschinen 
und Geräten ist fortlaufend ebenso groß wie an Ackerbaugeräten 
aller Art, denn die lettländische Landwirtschaft ist bestrebt, sich 
so rasch als möglich zu intensivieren und zu mechanisieren, um 
möglichst wenig der hierzulande unverhältnismäſtig teuren 
Arbeitshände zu bedürfen. 
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Hand in Hand mit diesen Bestrebungen geht der Wunsch, 
die Qualität der Produkte zu heben, denn die starke Konkurrenz 
der anderen baltischen Staaten und insbesondere Ruſtlands, die 
die Preise auf dem Weltmarkte erheblich gedrückt hat, läßt sic 
nur in der Weise paralysieren, daf die Qualität auf den höchsten 
Grad gebracht wird. Hand in Hand mit der Entwicklung der 
Molkereiwirtschaft geht die Schweinezucht, die auf den Export 
von Bacon nach England angelegt wird, während für Butter der 
größte Abnehmer gegenwärtig Deutschland ist. 


Nach den Produkten der Milchwirtschaft spielt in der lett- 
ländischen Ausfuhr die hervorstechendste Rolle der Export von 
Flachs und Leinsaat. Von diesen gilt dasselbe, wie von Butter, 
auch hier macht sich die Konkurrenz der anderen baltischen 
Staaten stark bemerkbar, so daß man nicht nur die Anbaufläche 
vergrößern, sondern auch die Qualität aufbessern will. 


Trotz der unverkennbaren raschen Entwicklung der lettlän- 
dischen Landwirtschaft, die sich auch in dem starken Bedarf an 
Maschinen, Geräten, Rassevieh, Edelsaaten und Kunstdünger 
kundgibt, ist das Land nicht imstande, den vollen Bedarf an Brot- 
getreide zu decken, so daf starke Einfuhr von Getreide und Ge- 
nußmitteln, so insbesondere Zucker, notwendig wird. 


' Hier wirkt sich die Primitivität und die Unwirtschaftlichkeit 
der Betriebsführung aus, die die Gestehungskosten so hoch stellt, 
daß die Landwirte sich in einer bedrängten, vielfach sogar kata- 
strophalen Lage befinden. Die Umstellung auf neue Methoden 
hat große Kosten verursacht. Da die Landwirte ihre Rücklagen 
infolge der politischen Verschiebungen beinahe restlos eingebüft 
haben, sind sie gezwungen gewesen, Schulden zu machen, die um 
so schwerer lasten, als während der Kreditinflation nicht unbe- 
trächtliche Summen zur Hebung des Lebensstandards verwendet 
worden sind und als der Fiskus die Steuerschraube sehr stark 
angezogen hat. Wie alle anderen Berufsklassen, so leiden auch 
die Landwirte unter Geldmangel, aus dem sie sich um so schwerer 
befreien können, als sie sich infolge Abwesenheit von langfristi- 
En Kredit mit kurzfristigen Darlehen hineingelegt und sich 

amit vielfach übernommen haben. Gegenwärtig ist die Kauf- 
kraft der Landwirte zweifelsohne stark geschwächt, und dieser 
Umstand wirkt sich auf dem gesamten Wirtschaftskomplex Lett- 
lands in negativer Weise aus. 
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Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


Geistiges Leben. . 
Von Arthur Luther. 


Eine interessante Ergänzung zu den Ausführungen von W. 
Astrow in Heft 1 dieser Zeitschrift bringt ein großer Aufsatz von 
Wiatscheslaw Polonskij unter dem Titel „Der Künstler und die 
Klasse“ in Heft 9 der Zeitschrift „Nowyj Mir“. Es handelt sich 
um die „Theorie der sozialen Bestellung“, wie der neueste Ter- 
minus technicus lautet. Der Streit um diese Theorie ist außer- 
a bezeichnend für die geistige Verfassung des jungen 

and. 

Der Gedankengang ist in Kürze folgender: in der kommu- 
nistischen Proletarierrepublik hat alles der neuen herrschenden 
Klasse, eben dem Proletariat zu dienen. Da aber das bisher 
unterdrückt gewesene Proletariat zwar alle bedeutenden Fähig- 
keiten besitzt, die ihm das Recht auf Herrschaft sichern, nicht aber 
die positiven Kenntnisse und Erfahrungen, die bis vor kurzem 
das Vorrecht der nun ihrer Macht beraubten Bourgeoisie — oder 
Intelligenz; die beiden Worte sind im heutigen Ruflland fast schon 
ynonyma — waren, kann das Proletariat die Bourgeoisie noch 
nicht entbehren. Die bourgeoisen Ingenieure müssen ihm seine 
Fabriken einrichten, die bourgeoisen Ärzte seine Krankheiten 
heilen, bis eine neue, rein proletarische, aber mit allen positiven 
Kenntnissen der alten Bourgeoisie ausgerüstete Generation her- 
angewachsen ist. 

Dieses Verhältnis will man nun in Ruſtland auch auf die 
schöne Literatur und Kunst übertragen sehen. So entstand die 
Theorie der ‚sozialen Bestellung“, gegen die sich Polonskijs Essay 
wendet. Eine rein proletarische Kunst ist erst im Werden; die 
Versuche, sie künstlich hochzuzüchten, die in den ersten Revolu- 
tionsjahren angestellt wurden, sind gescheitert. Also müssen zu 

erkündern dessen, was das Proletariat ist und was es will, was 
es denkt und was es empfindet, die „intelligenten“ Dichter auf 
den Plan treten. Wenn ihr Schaffen im neuen Staat noch eine 
Bedeutung haben soll, so kann das nur auf dem Wege geschehen, 
daß sie sich in den Dienst des Proletariats stellen, seine „sozialen 
Bestellungen“ ausführen. 

Das alles ist ja nicht neu. Von dem Streit zwischen den „auf 
dem Posten stehenden“ und den „Mitläufern“ ist auch in dieser 
Zeitschrift oft genug die Rede gewesen. Was den Artikel Po- 
lonskijs wertvoll macht, ist aber der Umstand, daß er gerade vom 
marxistischen Standpunkt, gerade im Interesse des Proletariats 
und seiner noch werdenden Kunst die „Bestellungstheorie“ ab- 
lehnt. An ein Gedicht von Nikolaj Asejew anknüpfend, in dem 
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der Dichter die „leuchtende, siegreiche Klasse“ als seine „Ernäh- 
rerin“ und „Arbeitgeberin“ preist, erklärt Polonskij, daß gerade 
dieses Bekenntnis den Dichter als Nichtproletarier, als Deklas- 
sierten kennzeichne. „Ist eine solche Psychologie der Isoliertheit 
denkbar bei einem Dichter, der sich aus voller Überzeugung zu 
den Proletariern zählt? Nein! Ein Dichter, der sich als Teil 
eines Ganzen fühlt, nicht als Knecht, der für einen Herrn arbeitet, 
sondern als organischer Teil eines Kollektivs, kann die Arbeiter- 
klasse nicht mit Du anreden und sich selbst das Ich vorbehalten. 
Das Wort Wir, das ihn unlösbar mit der Arbeiterklasse verbände, 
ist ihm fremd. Denn er ist, wie so viele, ein Dichter der deklas- 
sierten Intelligenz unter der Diktatur des Proletariats. 

Auf der Suche nach einer Basis für die Entwicklung ihrer 
Kunst, fährt Polonskij fort, sei diese Intelligenz zum Proletariat 

ekommen. Dagegen sei an sich nichts einzuwenden. Aber weil 
ür diese deklassierten revolutionären Dichter das Proletariat 
eine fremde Klasse sei, wollen sie die Kluft überbrücken, indem 
sie die Theorie der „sozialen Bestellung“ schaffen, die das Prole- 
tariat zum Meister und Brotgeber mache, in dessen Auftrag und 
Interesse der Dichter arbeite. Diese Theorie sei eine Erfindung 
jener, die — sicher aufrichtig und ehrlich — nach dem Siege der 
proletarischen Revolution Organe der siegreichen Klasse werden 
wollen, um einerseits nicht in der Welt allein zu stehen, anderer- 
seits ihr poetisches Schicksal mit der Revolution unlösbar zu ver- 
binden, die aber übersehen, daß sie kraft ihrer Abstammung und 
früheren Entwicklung das gar nicht können. Das Proletariat aber 
braucht keine Dichter, die bereit sind, zu schreiben, was der Pro- 
letarier will, und so zu schreiben, wie das Proletariat es will, 
und dabei doch sozial, psychologisch und ideologisch dem Prole- 
tariat fremd bleiben. "Das Proletariat wartet auf den Künstler, 
der nicht auf ‚soziale Bestellungen‘ hin arbeitet, sondern durch 
den das Proletariat selbst der Menschheit seine innere Welt offen- 
bart. Dieser Künstler wird aber kein ‚Meister‘ sein, der über die 
Köpfe der ‚Vermittler‘ (der Kritiker, Redakteure, Verleger) den 
‚Besteller‘ vergeblih von Angesicht zu Angesicht zu erblicken 
sucht. Er wird Fleisch vom Fleisch und Bein vom Bein des Prole- 
tariats sein.“ 

Für den Marxisten gehört. ja die Klassenideologie zu den 
„gottgewollten Notwendigkeiten , über die man nicht hinaus 
kann; es ist aber bezeichnend, wie die besten Köpfe in Ruflland 
jetzt schon über den einseitigen Fanatismus, dem vor wenigen 
ah noch rückhaltlos gehuldigt wurde (wer anders dachte, 

am überhaupt nicht zu Worte), hinaus sind. Polonskij verwahrt 
sich gegen die Unterstellung, er verlange von allen Künstlern 
der Zeit, daß sie völlig im Proletariat aufgehen, und werfe alle, 
die dazu nicht fähig sind, einfach zu den Toten. Der Mensch ver- 
fügt über kein so He Maß von Willensfreiheit, daß er alles, 
was er seinem sozialen Milieu verdankt, seine Denkart, seine 
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sozialen Erfahrungen, seine psychologischen und ideologischen 
Gewohnheiten, einfach ablegen oder von Grund aus umgestalten 
könnte. Daß bedeutet aber nicht, daß er selbst nach einer so voll- 
ständigen Umwälzung, wie Rußland sie erlebt hat, ein Ausge- 
stofener, seiner Zeit Fatfremdeter sein müsse, daß er diese Zeit 
überhaupt nicht verstehen, ihr nur blinde Feindschaft entgegen- 
bringen müsse. Solange es neben dem siegreichen Proletariat 
noch andere gesellschaftliche Gruppen gebe, haben diese Gruppen 
auch das Recht, sich schöpferisch zu betätigen. Gerade die Werke 
einer Reihe von Schriftstellern, die aus dem Bauernstande her- 
vorgegangen sind, und von den sogenannten „Mitläufern“ aus den 
Kreisen der Intelligenz haben nach Polonskijs Meinung gezeigt, 
daß man, auch ohne ein organischer Teil der Arbeiterklasse zu 
sein, Werke schaffen könne, die im vollen Einklang mit der Zeit- 
bewegung stehen, sie vorzüglich widerspiegeln, wenn auch unter 
einem nichtproletarischen Gesichtspunkt. 
Es folgt dann eine sehr instruktive Charakteristik der „Mit- 
läufer“. Ihr rechter Flügel stützt sich auf die Epigonen der alten 
bourgeoisen Literatur, während der linke dem Proletariat sehr 
nahe kommt. Und solange unsere Revolution von einer Anzahl 
von Kräften bewegt wird, unter denen das Proletariat die wich- 
tigste und führende, aber nicht die einzige ist, solange werden 
auch die ‚anderen‘ Kräfte, darunter die nach Millionen zählende 
Bauernschaft, ihre eigene Literatur schaffen. Solange die kom- 
munistische Gesellschaftsordnung bei uns nicht erreicht ist, so- 
lange die Bauernschaft im Verein mit dem Proletariat und unter 
seiner Leitung die Zukunft unseres Landes baut, solange die 
revolutionäre Intelligenz an dieser Aufbauarbeit teilnimmt, 
werden die ‚Mitläufer der Revolution und die Bauerndichter 
neben den proletarischen Schriftstellern in unserer Literatur eine 
große Rolle spielen. Sie wird um so bedeutender sein, je näher 
sie den Forderungen der Revolution kommen, je ehrlicher und 
gründlicher sie ihre Aufgaben akzeptieren werden. Diese Rolle 
wird um so geringer sein, je enger sie sich mit den Epigonen der 
alten bourgeoisen Literatur und den Sängern der neuen Nep- 
Dichtung verbinden werden, deren Untergang unausbleiblich ist.“ 
Und weiter: „Hier geht der rechte Flügel der Mitläufer in 
das Lager der Gegenrevolution über, das heißt, er hört auf, Mit- 
läufer zu sein, und wird also das Schicksal der gegenrevolutio- 
nären bourgeoisen Literatur teilen müssen. Welche Gruppe der 
Mitläufer wir aber auch nehmen mögen, die rechte oder die linke, 
— niemals wird ihr Schaffen die Ausführung einer ‚sozialen Be- 
stellung der Arbeiterklasse sein. Mit anderen Worten — es wird 
eine revolutionäre Mitläufer-Literatur sein. teils glänzend, teils 
Matt, nie aber proletarisch. Nur einzelne Dichter werden Dichter 
des Proletariats werden, jene, die imstande sein werden, das 
geistige Erbe des sozialen Milieus, in dem sie groß wurden, zu 


twinden. Aber Ausnahmen bleiben eben Ausnahmen. Und. 
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den Künstlern, die nicht dazu berufen sind, Verkünder der prole- 
tarischen Weltanschauung zu werden, bleibt die große Auf abe, 
die Kunst weiter zu entwickeln, wie sie es 5 nach Maß- 
gabe ihrer Kräfte, ihrer Talente, ihres Verständnisses der Gegen- 
wart, ihrer revolutionären Gesinnung.“ 


* * 
* 


Von den älteren russischen Schriftstellern, die gegenwärtig 
wohl zu den „Mitläufern“ gezählt werden, tritt S. Sergejew- 
Zenskij mit zwei größeren erzählenden Werken auf den Plan. 
In der „Krasnaja Now“ erscheint der Roman „Die zum Unter- 
gang Verurteilten“, im „Nowyj Mir“ die Erzählung „Im Ge- 
witter“. Beide Werke sind 1901 nicht abgeschlossen, daher kann 
ein endgültiges Urteil über sie nicht gefällt werden, aber beide 
un daß der Verfasser des „Leutnant Babajew“ auch heute 
noch zu den stärksten Erzählertalenten Ruſtlands gehört. Ja. 
seine Begabung hat sich in den letzten Jahren anscheinend noch‘ 
weiter entwickelt, ist reifer und tiefer geworden. Von der Manie- 
riertheit seiner Frühzeit, wo er noch ganz unter dem Einfluß 
Leonid Andrejews stand, hatte er sich schon vor dem Kriege 
fast völlig frei gemacht; nun sind auch die letzten Spuren davon 
verschwunden und wir haben einen scharf beobachtenden Wirk- 
lichkeitsschilderer vor uns, der die besten Traditionen der älteren 
russischen Erzählungskunst erfolgreich fortbildet. „Im Gewitter 
spielt, wie Schmeliows „Sonne der Toten“, im großen Plane jan 
in der Krim und gibt ein gerade durch die unaufdringliche 
Schlichtheit der Darstellung erschütterndes Bild von der Not der 
Zeit. Im Mittelpunkt steht eine „intelligente“ Familie, die si 
den ungewohnten Verhältnissen anpassen muß. Die drei Ge- 
stalten des Mannes, eines Justizbeamten, der Frau und der zwölf- 
jährigen Tochter, sind ganz plastisch gesehen; das Hauptthema 
dürfte wohl das Hineinwachsen des Kindes in die neue Zeit sem, 
— ein Problem, mit dem sich die russische Literatur bisher nur 
wenig beschäftigt hat: man sah die Jugend zu sehr durch die 
Parteibrille, beschäftigte sich fast nur mit der allerjüngsten Gene- 
ration, für die die neue Ordnung das von vornherein Gegebene 
ist, und beachtete jene zu wenig, die von der großen Umwälzung 
in den Entwicklungsjahren getroffen wurden. Sollte die Fort- 
A von Sergejew-Zenskis Erzählung sich tatsächlich auf 
dieser Linie bewegen, so dürfte sie einen sehr wertvollen Beitrag 
zur Psychologie des werdenden Rußland bedeuten — von ihren 
rein dichterischen Qualitäten ganz abgesehen. Die Anfangs- 
kapitel des Romans „Die zum Untergang Verurteilten“ führen 
den Leser in eine südrussische Provinzstadt, in das Alltagsleben 
von zwei „bürgerlichen“ Familien; auch hier sind Charaktere 
und Milieu mit großer Anschaulichkeit geschildert, der Ton ist 
schärfer, die Farben sind greller als im „Gewitter“, obgleich es 
ruhige Zeiten sind, in die der Erzähler uns führt — vor dem 
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Weltkrieg! —, und auch die erzählten Begebenheiten keineswegs 
11 sind. . 

In derselben Zeitschrift „Nowyj Mir“, in der Sergejew- 
Zenskijs „Im Gewitter“ erscheint, wird auch die Fortsetzung des 
Romans von Alexej Tolstoj „Der Marterweg („Choshdenie po 
mukam“) gedruckt. Das Schicksal dieses Romans ist ebenso eigen- 
tümlich, wie das seines Dichters. Graf Alexej Nikolajewitsch 
Tolstoj, der sich schon lange vor dem Kriege durch seine kraft- 
vollen, humoristisch-idyllischen Geschichten aus dem Leben des 
russischen Landadels einen Namen gemacht hatte, flüchtete als 
überzeugter Gegner der Bolschewisten nach der Oktoberrevolu- 
tion aus Rußland und lebte dann längere Zeit in Berlin und Paris. 
Hier entstand der erste Teil seines Romans, der von Anfang an 
als Trilogie geplant war. Dieser erste, im Weltkrieg-spielende 
Teil, erschien auch deutsch unter dem Titel „Höllenfahrt“ (Mün- 
chen: Beck), übersetzt von Alexander Eliasberg, der gleichzeitig 
in seiner russischen Literaturgeschichte über Tolstoj schrieb, er 
scheine das Kreuz der Verbannung verhältnismäßig leicht zu 
tragen, denn er habe so viel Russentum in sich, daß er auch wohl 
auf fremder Erde noch lange werde schaffen können. Diese 
Prophezeiung erfüllte sich aber nicht; Tolstojs seelische Gebun- 
denheit an die heimische Scholle war so groß, daß er das Leben 
im Auslande auf die Dauer nicht ertragen konnte: er schloß 
Frieden mit den Bolschewisten und kehrte nach Rußland zurück, 
nachdem er durch seine Mitarbeit an dem inzwischen längst ein- 
gegangenen Berliner Bolschewistenblatt „Nakanune seinen Ge- 
sinnungswechsel öffentlich dokumentiert hatte. Wohl um die 
Mafgebenden in Rußland von der Ehrlichkeit dieses Gesinnungs- 
wechsels zu überzeugen, schrieb er dann, gemeinsam mit dem 
Historiker Stschegolew, jene Dramen aus der jüngsten russischen 
Geschichte, von 3 eines, „Rasputin“, gegenwärtig dank der 
Piscatorschen Inszenierung in Berlin viel von sich reden macht.!) 
Ob der zweite Teil seines Romans schon geschrieben war, als er 
die Heimreise antrat, wissen wir nicht; jedenfalls dürfte er 
ursprünglich nicht so geplant gewesen sein, wie man ihn jetzt 
im „Nowyj Mir“ liest. Aber auch in seiner jetzigen Form wirkt 
er keineswegs unangenehm pamphletartig wie die Dramen Tol- 
stojs. Der Zusammenbruch der Kerenskij-Republik, die ersten 
Phasen des Bürgerkrieges, werden kraftvoll und lebendig ge- 
schildert; überzeugend und erschütternd zugleich ist das Bild des 
friedensuchenden, todmüden Volkes, dessen „nackter menschlicher 
Instinkt“ nur nach Ruhe verlangt. „Was früher die Dutzende 


9) Mit welch souveräner Freiheit Herr Piscator in den Filmszenen, die 
in seiner Rasputin-Aufführung das eigentliche Drama umrahmen, um nicht 
zu sagen: überwuchern, die russische Geschichte behandelt, kann man daraus 
ersehen, daß er Iwan den Sdirecklichen zum Ahnherrn der Romanows macht 
und die Hinrichtungsszenen aus dem russischen Dekabristenfilm kurzerhand 
in die Regierungszeit Nikolaus II. verlegt! 
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von Völkerschaften, die Rußland bewohnten, verbunden hatte, 
der politische Apparat des Kaiserreichs, das war in tausend kleine 
Selbstverwaltungsapparate zerfallen. Da war nur noch der 
Kosak am Don, der Mushik in seinem Dorf, der Tscherkesse in 
seinem Aul. Was kümmerte es den Ansiedler in Sibirien, ob die 
Deutschen die Ukraine besetzten oder nicht, was fragte der 
Fischer am Weißen Meer danach, ob die Engländer sich des 
Kaukasus bemächtigten! Das russische Kaiserreich hatte genu 
Blut vergossen, genug Knochen zerbrochen, in den Krieg ließ si 
nun keiner mehr treiben. Das neue Vaterland, das Land der 
Arbeit, war noch nicht geboren. Da waren nur 150 Millionen 
todmüder Menschen auf russischem Boden 

Ein abschlieſtendes Urteil über Tolstojs Roman kann natür- 
lich auch - noch nicht gefällt werden. Soviel aber scheint sicher, 
— wir haben es mit einem wichtigen Zeitdokument zu tun, das 
auch literarisch von bedeutendem Wert ist. 


* A * 


Über die russischen Hochschulen war in den letzten Wochen 
wieder viel in der Presse zu lesen; es läßt sich aber nicht behaup- 
ten, daß das Bild, das man aus dieser Lektüre gewinnt, ein = 
erfreuliches wäre. Um den wissenschaftlichen Nachwuchs scheint 
es immer noch recht schlimm bestellt zu sein. Von den Ergeb- 
nissen der Aufnahmeprüfungen in die Hochschulen wird berichtet, 
daß nur ein Viertel der Prüflinge — alles Abiturienten höherer 

chulen — der Aufnahme in die Hochschulen würdig befunden 
wurde. Dabei waren die Anforderungen an die Examinanden 
sehr gering: ein russischer Aufsatz wurde für genügend erklärt, 
wenn er von ganz groben stilistischen und orthographischen 
Fehlern frei war. Dennoch erwiesen sich 40 Prozent der Arbeiten 
als unter Mittelmäſtig und nur zehn konnten als über Mittelmäßig 
zensiert werden. Schlimmer noch sollen die Prüfungsergebnisse 
in der Mathematik gewesen sein. Interessant ist dabei noch, daß 
von kommunistischer Seite, und zwar in erster Linie von den 
Jugendverbänden (Komsomol) gegen die Hochschulen immer öfter 
der Vorwurf erhoben wird, sie seien rein bürokratische Institu- 
tionen und bildeten dementsprechend auch nur „typische büro- 
kratische Beamte“ aus. So liest man es z. B. im Zentralorgan des 
Komsomol, dem „Jungen Kommunisten“, der sich bitter darüber 
beklagt, daß die Bauern- und Arbeitersöhne, die heute mehr als 
die Hälfte der Studierenden ausmachen, ihrem ursprünglichen 
Milieu völlig entfremdet werden und wenn sie in dasselbe zurück- 
kehren, sich als große Herren und „Vorgesetzte“ aufspielen. 

Dabei ist der Bildungsdrang der russischen Jugend immer 
noch groß. Ein Beweis dafür sind die vielen Berichte über die 
außerordentlichen materiellen Schwierigkeiten, mit denen die 
russischen Studenten zu kämpfen haben, um sich das bißchen 
Bildung anzueignen, das ihnen geboten werden kann. Das Stu- 
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dentenelend ist ja in Rußland immer groß gewesen; gegenwärtig 
scheint es größer zu sein denn je, was natürlich auch mit der 
wesentlich veränderten sozialen Zusammensetzung der Studenten- 
schaft (worüber an dieser Stelle schon einmal berichtet wurde) 
zusammenhängt. Sehr wertvolles Material bietet in dieser Be- 
5 von M. Bernstein und N. Rybnikow herausgegebene 
Buch „Das Zeitbudget unserer Jugend“, das die Ergebnisse einer 
an den Moskauer pädagogischen Instituten vorgenommenen Um- 
frage über die Zeiteinteilung der Studierenden verarbeitet. Es 
erweist sich da, dafl der russische Student mit Arbeit überlastet 
ist — wobei unter „Arbeit“ aber nicht das Studium zu verstehen 
ist, sondern die „Nebenbeschäftigungen“, die ihm das Existenz- 
minimum sichern sollen —, daß von einem regelmäßigen, syste- 
matischen Studium bei den meisten kaum die Rede sein kann, 
daß der russische Student schlecht ernährt ist und zu wenig 
schläft usw. 

Was hier in trockenen Ziffern zusammengestellt ist, das zeigt 
in konkreten Bildern wieder ein belletristisches Werk, — die 
Fortsetzung der hier schon besprochenen Erzählung von N. Og- 
niow „Das Tagebuch des Kostja Riabzew“, die unter dem Titel 
„Kostja Riabzew in der Hochschule“ tlie Studentenerlebnisse des 
jugendlichen Helden schildert. Da wird uns erzählt, wie Kostja 
und seine Freundin Wera sich ein „fürstliches Abendessen“ ver- 
schaffen, indem sie zwei Kino-Freikarten, die ihnen als Studenten 
zustehen für den vollen Preis verkaufen und den Erlös — 80 Ko- 

eken — in Lebensmitteln anlegen: zwei Pfund Wurst, zwei 

fund Schwarzbrot, zwei Salzgurken, vier Bonbons eine Schachtel 
5 für 11 Kopeken und eine Schachtel Streichhölzer. Bei 

alledem aber fühlt Kostja immer noch Gewissensbisse der Art 
und Weise, wie sie in den Besitz der 80 Kopeken gekommen sind. 
„Ich wittere hier immer noch so was wie Betrug. Du magst die 
Sache drehen und wenden wie du willst, — irgend jemand ist 
hier doch im Nachteil. Wir eignen uns fremdes Geld an!“ Worauf 
Wera ihn ae „Erstens ist das Geld ein Überbleibsel der 

urgeoisen Gesellschaftsordnung, und zweitens: haben wir nicht 
auch Arbeit gehabt? Und Geld ist doch der Lohn für die Arbeit. 
Wir haben uns körperlich und geistig anstrengen müssen, um 
zu diesem Gelde zu kommen 


Dann werden wir in ein Studentinnenkonvikt geführt, dessen 
Insassinnen sich weder Tee noch Zucker kaufen können und 
daher zu ihrem Brot einfach heißes Wasser trinken. Dann „tippt 
eine mit dem Finger auf die Tischplatte, steckt den Finger in den 

und, als wenn sie einen Löffel mit Marmelade abschlecken 
wollte und sagt: ‚Ich habe Aprikosenmarmelade!‘ Gleich macht 
eine zweite dieselbe Bewegung und sagt: ‚Ich habe Erdbeeren!‘ 
Und so geht es weiter, bis die ache ihnen langweilig wird“. 


* * 
* 
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Während das VV der Räterepublik in der 
ausländischen Presse eingehend erörtert worden ist, hat man von 
einem anderen russischen 3 dieses Herbstes kaum irgend- 

wo außerhalb Ruſtlands Notiz genommen: im September 1927 
waren 175 Jahre seit der Gründung des ersten stehenden russi- 
schen Theaters verflossen und die Stadt Jaroslawl, aus der die 
ersten russischen Berufsschauspieler stammten, hat es sich nicht 
nehmen lassen, dieses Jubiläum durch eine historische Festvor- 
stellung würdig zu begehen. 

Der „Vater des russischen Theaters war der junge Jaros- 
lawer Kaufmannssohn Feodor Wolkow, der sih mit ein paar 
5 Freunden zusammentat und 1750 in einer Scheune 

heateraufführungen veranstaltete, die so viel Beifall fanden, 
daß für sie bald ein eigenes Gebäude errichtet wurde und neben 
den Bekannten und Verwandten der jungen Künstler auch 
Fremde gegen Entgelt Zutritt erhielten. Berichte über diese Auf- 
führungen kamen bis nach Petersburg, die Kaiserin Elisabeth, an 
deren Hofe bisher nur italienische Opern, französische Tragödien 
und deutsche Haupt- und Staatsaktionen (von der Ackermann- 
schen Gesellschaft) aufgeführt worden waren, zeigte sich lebhaft 
interessiert, ließ Wolkow Mit seinen Leuten 1752 nach Peters- 
burg kommen und fand an ihrer Kunst so viel Gefallen, daß sie 
vier von den jungen Leuten (darunter Wolkow und den später 
berühmten Dmitrijewskij) zur weiteren Ausbildung in die 
Adelige Kadettenanstalt „zum Studium der Literatur, fremden 
Sprachen und Gymnastik“ aufnehmen ließ. Zögling dieser An- 
stalt war auch der erste russische Tragödiendichter Sumarokow 
gewesen, der am 30. September 1756 zum Direktor des ersten 
russischen Hoftheaters ernannt wurde. Der an diesem Tage un- 
terzeichnete Erlak der Zarin verfügte gleichzeitig, daß für 
die russischen Theateraufführungen das „steinerne Haus von 
Golowkin auf Wasiljewskij-Ostrow“ einzurichten sei. Das Per- 
sonal des neugeschaffenen Theaters bestand aus Wolkow und 
seinen a r Genossen, einer Anzahl in der Kadettenanstalt 
ausgebildeter Sänger und fünf Schauspielerinnen. Gespielt wur- 
den Tragödien und Komödien von Sumarokow, Übersetzungen 
französischer Stücke usw. in einem Stil, der eine getreue Kopie 
der französischen klassischen Bühnenkunst war. Aber die Ent- 
wicklung der russischen Bühne zur Selbständigkeit vollzog sich 
mit kaum glaublicher Geschwindigkeit. Genau dreißig Jahre 
nach dem ersten Debut Wolkows vor der Zarin wurde in Peters- 
burg Fonwisins „Landjunker“ aufgeführt, die erste unmittelbar 
aus der Wirklichkeit schöpfende russische Komödie. 
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Bemerkung der Redaktion. 


Damit von Januar 1928 an ein rechtzeitiges Erscheinen unserer Zeit- 
schrift gewährleistet wird, wird die vorliegende Nummer in beschleunigtem 
Tempo — ohne die Berichte über Politik und Wirtschaft, die Bibliographie, 
die Zeitschriftenschau usw. — herausgebracht. Diese Maſinahme schien auch des- 
halb gerechtfertigt, weil im Augenblick die Entwicklung in der russischen und 
in der Osteuropa-Politik überhaupt in vollem Fluß ist und infolgedessen ab- 
schliefende Berichte zurzeit nicht gegeben werden könnten. 
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Rußlands Außenpolitik zu Beginn 1928. 


Von Otto Hoetzsch. 


Das Jahr 1927 schließt mit einer sehr bedeutungsvollen Wen- 
dung in der russischen Außenpolitik. Sie ist nicht überraschend 
ekommen. Sie war längst vorbereitet und in diesem ihrem 
Wesen auch seit Monaten erkennbar. Aber sie ist erst in Genf 
und mit Stalins Formel auf dem Parteikongreſt so deutlich ge- 
worden, daft mit ihr nun allgemein in Europa gerechnet a 
kann und muft. 


I 


In seiner großen Rede vor dem Parteikongreſt, die an anderer 
Stelle dieses Heftes ausführlich erörtert ist, hat Stalin den Satz 
ausgesprochen: „Unsere Aufgabe ist, den Krieg hinauszuschieben, 
uns durch einen Tribut an die Kapitalisten los zu kaufen und 
alle Maßnahmen zur Aufrechterhaltung friedlicher Beziehungen 
zu treffen.“ Abermals hat er der Partei im Sinne Lenins die 
Theorie der „Atempause“ plausibel gemacht, und er kann im Hin- 
blick auf die groften Spannungen in der kapitalistischen Welt 
immerhin dabei auf Glauben rechnen. Er will im Innern und 
nach außen die friedliche Evolution, mit dem Zweck, den Sozia- 
lismus zu stärken, um ihn für die nächste große Auseinander- 
setzung fähig zu machen. 

Aus solchem Zusammenhang treibt er eine betont fried- 
licheAußenpolitik: Auf der Abrüstungskonferenz, in der 
Mitarbeit in Genf, wo Rußland eigentlich schon wie ein Völker- 
bundsgenosse am litauisch-polnischen Konflikt mitarbeitete, in 
den Gesprächen mit Polen über eine Garantie von dessen Ost- 
grenze und einen Sicherheitspakt mit ihm, in den Beziehungen 
zu Frankreich nicht nur in der Schuldenfrage, sondern auch 
in der Sicherheitsfrage der Idee Briands entgegenkommend, der 
Rußland gern im Völkerbund haben möchte. Schließlich in den 
Beziehungen zu England: die Wiederaufnahme der Fühlung 
mit ihm gelang. Rußland tat den ersten Schritt, und Stalins 
Energie wird diesen Faden nicht wieder abreiſten lassen. Cham- 

erlain aber, der in der Unterhaltung sofort das Problem der 

bolschewistischen Propaganda gestellt hat, versagte sich nicht, 
weil er mit Mißtrauen auf die französisch-russische Fühlung- 
nahme in der Sicherheitsidee sah. 
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Als Exponent einer solchen Stalinschen Politik konnte Lit- 
winow in Genf diesen ersten Schritt aus der Isolierung heraus 
tun. Das wird durch sich selber weiterführen und das paßt aus- 

gezeichnet in Briands neue Ost-Idee. 

Damit ist der Wille Rußlands zu einer entschiedenen und 
ehrlichen Friedenspolitik bezeichnet, in der aber ebenso ehrlich 
die Hoffnung ist, daR eben die großen Gefahrmomente in der 
kapitalistischen Welt und Weltpolitik zu gewaltigen Zusammen- 
stößen führen und damit zu einer weiteren Etappe der Welt- 
revolution, und der Wille, für diese Aussichten das sozialistisch 
organisierte Rußland so stark wie irgend möglich zu machen. 
Faßt man das Problem, das für Rußland zugleih auch ein 
Problem der Innenpolitik ist, so, wie es nach unserer Über- 
zeugung allein gesehen werden kann, so ist im Grunde der Unter- 
schied, der a Gegensatz zwischen Mehrheit und Opposition 
gar nicht besonders groß. | 

II. 

Diese nunmehr ganz klare und bewußt programmatische 
Haltung sieht naturgemäß die Aufgabe vor allem im Westen. 
Der Osten, der ferne Osten vor allem, auf dessen revo- 
lutionäre Erfolge man so groſte Hoffnungen gesetzt, um dessen 
Probleme man sich in der Parteiauseinandersetzung so sehr er- 
eifert hatte, tritt dahinter sehr zurück. 

lerdings sorgt der Fortgang der Ereignisse in China 
dafür, daß die Frage für Rußland doch nicht erledigt ist. Nach 
der Unterdrückung der Kommunisten durch die nationalistische 
Regierung des Südens wurde den chinesischen Kommunisten die 
Losung, gegeben, statt weiterer Beteiligung an diesen Kämpfen 
örtliche Sowjets zu bilden. Das Rezept scheint vielfach befolgt 
zu sein und der große Aufstand in Kanton, der radikale Putsch 
dort (11.—14. Dezember), sollte wohl der Ausgangspunkt für eine 
kommunistische Aufstandsbewegung über den ganzen Süden hin 
sein, aus der für Rußland große Hoffnungen gereift wären. 

Diese Gefahr hat die militärische und politische Führung 
des Südens erkannt. In ihr ist Tsang Kai Yek wieder in die Höhe 
gekommen. Er und die Regierung von Nanking haben Kanton 
wieder erobert und den Aufstand in einem furchtbaren Blut- 
vergießen erstickt. Der Putsch wurde niedergeworfen, die schon 
gebildete Kommunistische Räteregierung von Kanton beseitigt 
und bei dieser Niederwerfung wurde eine ganze Reihe von 
Russen, die man für die Beteiligung an den Wirren verantwortlich 
machte, erschossen. Noch mehr: die Nanking-Regierung hat 
darauf am 15. Dezember den russischen Generalkonsul in Schang- 
hai ersucht. das Gebiet zu verlassen, und hat die Beziehungen 
mit Sowjetrußland abgebrochen. Tschitscherin hat darauf am 
16. mit folgender Note geantwortet: 


9 „Die Sowjetregierung hat niemals die sogenannte Nationalregierung 
in Nanking anerkannt, in deren Namen dem Sowjetkonsul in Schanghai 
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die Note vom 15. Dezember überreicht worden ist. Der Nationalregierung 
in Nanking kann nicht unbekannt sein, daf sämtliche Konsulate der 
Sowjetunion auf chinesishem Boden auf Grund des Vertrages zwischen 
China und der Sowjetunion, der 1924 in Peking unterzeichnet worden ist, 
bestehen. Deshalb kann die Erklärung in der Note der „Nationalregie- 
rung“ von Nanking über die Annullierung der Anerkennung der Konsuln 
in den verschiedenen Provinzen lediglich bedeuten, daß die Generale von 
Nanking, welche die Macht ergriffen haben, unter dem Druck der Imperia- 
listen es für angemessen erachtet haben, in ihrer Maditzone vornehmlich 
Konsuln jener Länder zu haben, die „ungleiche Verträge“ mit den Chi- 
nesen aufrechterhalten. Die Sowjetregierung muß die unbegründeten Er- 
klärungen der Note vom 15. Dezember auf das Entschiedenste zurückweisen, 
daß die Sowjetkonsulate und die staatlichen Handelsgesellschaften der 
Sowjetunion „zum Zweck kommunistischer Propaganda und als Asyl für 
Kommunisten“ ausgenützt würden. Insbesondere müssen wir die gegen 
unser Konsulat in Kanton erhobene Beschuldigung auf das Entschiedenste 
zurückweisen, daß es als Stützpunkt für die Leitung der revolutionären 
Bewegung der Arbeiter und Bauern von Kwantung gedient haben soll. Es 
ist nichts Neues, daf die Revolutionsbewegung der Arbeiter und Bauern 
in China als ein Ergebnis der Tätigkeit der offiziellen Sowjetinstitution 
angesehen wird. Bereits seit einigen Jahren betrachteten die Feinde des 
chinesischen Volkes, die Imperialisten aller Länder, die große Revolutions- 
bewegung des chinesischen Volkes als das Resultat der Intrigen „äußerer 
Kräfte“. Die Tatsache, daß die „Nationalregierung“ von Nanking jetzt 
die gegenrevolutionären Legenden der Unterdrücker des chinesischen 
oo. wiederholt, zeugt am besten davon, wessen Willen sie jetzt 
willfährt.“ 


Schwerlich wird Rußland bestreiten können, daß sich Russen 
am Kampf F haben, und wie sehr Sowjetrußland an den 
chinesischen Revolutionskämpfen interessiert ist, haben gerade 
die Erörterungen der Partei, die vor aller Öffentlichkeit geführt 
worden sind, gezeigt. Zugleich aber spürt auch Rußland seine 
Machtlosigkeit in den fernöstlichen Auseinandersetzungen erneut. 


Für den Norden gilt, daß bekanntlich die Mongolei mit 
ihren etwa zwei Millionen Einwohnern zwar nicht rechtlich, aber 
tatsächlich mit Sowjetrußland verbunden ist. Die Schwierig- 
keiten und Probleme dort kamen auf dem letzten, 6. Partei- 
kongreſt der Sowjetmongolei zur Sprache. Daß dieser Teil schon 
vollständig von dem Sowjeteinfluß durchdrungen sei, wird wohl 
nicht behauptet werden können. Dann ist aber auch die Posi- 
F weiterhin in der Mandschurei schwach und emp- 

ndlich. 

Das gilt vornehmlich für die ostchinesische Bahn. 
Deren Einnahmen im Jahre 1927 werden auf 62 Millionen Rubel 
veranschlagt, 70 % mehr als 1924. Der Reingewinn der Bahn 
dürfte 1927 14,5 Millionen Rubel erreichen. Für Neubauten und 
Erweiterungsarbeiten sind in den letzten drei Jahren 13,9 Mil- 
lionen Rubel verausgabt worden. Der Güterverkehr erreichte 
1926 328,2 Millionen Pud, d. s. 24.5 % mehr als im Vorjahre. Die 
Eigentumsverhältnisse sind wohl an sich klar, aber tatsächlich 
bestritten. Japan verfügt über die „südmandschurische Eisen- 
bahn“ und die Nachricht, daß es zum Ausbau über eine Anleihe 
von 30 Millionen Dollar mit dem Bankhaus Morgan verhandelt, 
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hat nicht nur in China große Beunruhigung hervorgerufen, son- 
dern auch in Rußland. 

Wie bekannt, war Rakowski als Botschafter in Tokio in Aus- 
sicht genommen. Seine Laufbahn ist jetzt mit dem Ausschluß 
aus der Partei vollends zu Ende. Zum Botschafter in Tokio wurde 
Trojanowski ernannt. Die Ernennung eines een: 
Unbekannten, der keine Leistungen aufzuweisen hat, zeigt, da 
die russische Regierung wenig Auswahl für so wichtige Posten hat. 


Viel Beachtung findet die Reise des Grafen G o to nach Ruf- 
land. Er war ja längere Zeit auswärtiger Minister Japans und 
Präsident der südmandschurischen Eisenbahn. Seine Reise hat 
Bedeutung vor allem für die wirtschaftlichen Beziehungen. Das 
japanische Wirtschaftsleben verlangt etwas ungefähr, wie es 
zwischen Rußland und Persien zustande gekommen ist, die Sicher- 
heit eines bestimmten Absatzes japanischer Waren in Rußland, 
wozu ein staatliches Syndikat für den japanischen Handel in Ruß- 
land notwendig wäre. Das ist ein sehr interessanter Gedanke, 
die Idee, dem russischen Außenhandelsmonopol eine gleichartige 
Organisation gegenüber zu stellen. Man sagt, daß Goto eine 
japanische Verständigung mit Rußland wie mit Deutschland 
wünsche. Das möge auf sich beruhen. Wichtig ist vor allem dies 
Unternehmen unter dem Handelsgesichtspunkt, der aber nichts 
dagegen besagt, daß nicht auch Japan weiter wie bisher auf alle 
Weise seine Position in der südlichen Mandschurei auf Kosten 
Ruſtlands auszudehnen sich bemühte, und die Machtlosigkeit 
Rußlands kann einer japanischen Expansion, wenn sie ent- 
schieden vorgeht, kein ernstes Hindernis entgegenstellen. 

Der russisch-persische Vertrag vom 1. Oktober 
wurde schon besprochen. Ihm ist am 28. November ein Vertrag 
zwischen AfghanistanundPersien in Kabul gefolgt. Wir 
haben jetzt die Verträge Rußlands mit der Türkei, Afghanistan 
und Persien, die man als ein sozusagen vertikales System be- 
zeichnet, und dazu die Verträge der Türkei mit Persien und 
Persiens mit Afghanistan, der dem türkisch-persischen Vertrag 
von 1926 nachgebildet ist. Diese Verträge kann man dann als 
horizontales System bezeichnen. Es stellt einen Block von Staaten 
dar in Vorderasien einheitlich gegen England und wenigstens 
neben dem, ursprünglich gegen den Völkerbund. Die Frage, 
ob dieses Vertragssystem dem Völkerbund oder dem Locarno- 
vertrag angeglichen werden kann, gehört nun auch zu den Pro- 
blemen der großen Politik Rußlands. 

Auf diesem Felde ist jaderenglisch-russische Ge- 
gensatz am stärksten. Die russische Politik geht mit diesen 
Verträgen vor, aber sie hat auch im Hedschas (Ibn Saud) mit Pro- 
paganda und Handel Fuß zu fassen versucht und tut das in Ägyp- 
ten vor allem im Baumwollhandel. Das Hauptfeld aber des 
Kampfes ist ja Persien, wo Ruſtland mit seinem letzten Ver- 
trag durch Zugeständnisse ein verlorengegangenes Terrain wieder 
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zu erobern sich bemüht und England gegen den Selbständigkeits- 
willen Persiens zu kämpfen hat. Je günstiger das Verkehrsnetz 
ausgebaut wird, um so besser wird Englands Stellung, das zudem 
durch die „Anglo Persian Oil-Company“ und deren Abgaben an 
den persischen Staat eine bedeutende Position hat. 

Indes: der Kampf und Gegensatz als solcher ruht! Zwischen 
Rußland und England befestigen sich die zwischenliegenden 
asiatischen Staaten immer mehr in ihrer Selbständigkeit. Für die 
ge Politik aber ist am wichtigsten der durchgehende Gedanke 

er russischen Vertragspoli tik: friedlich, uneinge- 
schränkter Nichtangriffspakt, Grenzgarantie, und das Verhältnis 
dieser Idee und ihrer Fassung zum Völkerbundsrecht, neben dem 
Rufland in Genf selbst mitzuarbeiten begonnen hat. Der sprin- 
gende Punkt ist klar: Die noch nicht entschiedene Frage, die für 
einen Nichtangriffspakt ganz entscheidend ist, wer Angreifer 
ist, und die konkrete Notwendigkeit für Rußland, in einem 
Schiedsgerichtsvertrag dann den Schiedsrichter aus einem kapi- 
talistischen Lande anzuerkennen, da es außer Rußland kein an- 
deres sozialistisches Staatswesen gibt. Inwieweit die russische 
Vertragspolitik in ihrer bisherigen Linie gegen den Völkerbund 
nun auch hier abbiegt, das wird sich erst im Verlauf von Rußlands 
Mitarbeit im Genfer Sicherheitskomitee zeigen. 


III. 


In Heft 2 (Seite 153) ist die Note Tschitscherins über die Teil- 
nahme Ruflands an der Abrüstungs konferenz mitge- 
teilt worden. Der Entschluſt wurde in Frankreich kühl, in Eng- 
land wenigstens im Lager des englischen Liberalismus mit leb- 
hafter Zustimmung aufgenommen. Liegt es doch auf der Hand. 
daß die Abrüstungsbewegung, wenn sie überhaupt vorwärts 
kommen kann, nur durch eine Mitarbeit Rußlands gefördert 
werden kann. Zu dem Entwurf der Abrüstungskonferenz erster 
Lesung haben ja Estland, Lettland, Finnland, Polen und Ru- 
mänien ausdrückliche Vorbehalte gemacht, bis Rußland einer 
gleichen Konvention zuträte. 

Schon zweimal nahm Rußland 1927 an einer solchen Kon- 
ferenz teil, jetzt durch eine maßgebliche Persönlichkeit seiner 
Regierung. Die Einstellung zu Genf hat sich dabei verändert. 
Sowjetrußland lehnte bisher alle „pazifistischen Bestrebungen“ 
ab, jetzt aber beginnt es eine realpolitische Mitarbeit an ihnen. 
Litwinow sagte vor seiner Abreise noch bestimmter, daß die 
Sow jetdelegation „auch mit einer allmählichen Durchführung des 

rüstungsplanes in Terminen, die die Konferenz festzulegen 
hat, einverstanden“ sei, daß sie vor allem die „Notwendigkeit der 
Schaffung wahrhaft fester und wirksamer Friedensgarantien“ 
betonen werde. Dieser Hinweis zeigt, ebenso wie ein Artikel 
von Boris Stein, dem Chef der europäischen Abteilung im Außen- 
ministerium (Iswestija 24. 11.) deutlicher als die Reden in Genf 
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selbst, wie die Direktive für Ruflands Mitarbeit an dieser Frage 
nach Stalins Willen sein soll: mit allen Vorbehalten, doch abseits 
der weltrevolutionären Ideologie, Mitarbeit an den einzelnen 
Etappen, und wohl im besonderen auch an einem Ausbau der 
Sicherheitspakte, für die das Problem soeben gestellt wurde. 


Die russische Delegation für Genf bestand aus Maxim Lit- 
winow, Mitglied der Zentralexekutivkomitees und Stellvertre- 
tender Volkskommissar für Äußeres, Lunatscharski, Mit- 

lied des Zentralkomitees und Volkskommissar für den Unterricht, 

heodor Ugaroff, ebenfalls Mitglied des Zentralkomitees und 
Mitglied des Zentralkomitees der Gewerkschaften, Simeon Pou- 
gatscheff, Stellvertretender Generalstabschef der roten 
Armee. Außerdem nahmen teil als Sekretäre u. a. Stein und 
Frau Litwinow, die Gattin des Delegationsführers, sowie 
Admiral Berens, der schon an der Marineabrüstungskonferenz 
in Rom 1924 und an der Konferenz in Lausanne 1922/23 teilge- 
nommen hat. Ugaroff ist Mitglied des Exekutivkomitees der 
3 und Präsidialmitglied des Zentralkomitees der Gewerk- 
schaften. 


Am. 30. trat Lit wino w in Genf mit einer großen Rede vor 
der Konferenz auf, die die bisherige Abrüstungstätigkeit aufs 
schärfste kritisierte und einen ganz radikalen Gesamtvorschlag 
der Abrüstung machte: 


1. Entlassung aller militärischen Stände und Verbot ihrer Wiederein- 
berufung. 2. Zerstörung aller Waffen, der Munition und des Kriegs- 
materials. 3. Liquidation aller Kriegs- und Luftschiffe. 4. Aufhören der 
militärischen Ausbildung jeder Art und Verbot des Militärdienstes. 5. Ver- 
bot, die Reservisten einzuberufen. 6. Schleifung sämtlicher Festungen. 
7. Unterdrückung der Kriegsindustrie. 8. Unterdrückung des Militärbudgets. 
9. Auflassung aller militärischen Zwecken dienenden Ministerien, Direk- 
tionen usw. sowie der Generalstäbe. 10. Gesetzlihe Unterdrückung aller 
militärischen Schulen einschlieflich derjenigen für die Jugendausbildung. 
11. Unterdrückung aller Militärzwecken dienenden Erfindungen. 12. Ge- 
setze, welche Verstöße gegen diese Verbote bestrafen. 13. Auflassung aller 
Verträge und Vertragsbestimmungen, die diesen Vorschriften zuwider- 
laufen. Er beantragte: 

1. Sofort mit der Ausarbeitung eines detaillierten Konventionsprojekts 
zur Generalabrüstung aller Staaten auf der Basis der Vorschläge der Sow- 
jetdelegation zu beginnen; 2. für den Monat März 1928 oder später die 
Abrüstungskonferenz einzuberufen, um diese Vorschläge zu besprechen 
und die Propositionen der russischen Delegation zu bestätigen. 


Da die Konferenz nur die Geschäftsordnung festsetzte (20. 
Februar Sicherheitskomitee, 15. März Abrüstungskonferenz), so 
erfolgte auf diese Ankündigung in Genf nichts weiter. An der 
Abrüstungskonferenz wird sich Rußland weiter beteiligen, an dem 
Sicherheitskomitee wird es nur als Beobachter teilnehmen. So 
ist auh Litwinow bei seiner Begründung da geblieben. Er 
hat am 14. Dezember vor dem Parteikon re ausführlich Bericht 
erstattet (Iswestija 15. 12.). Der Kongreß hat einstimmig seine 
Haltung gebilligt. 
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Diesem Anfang einer Mitarbeit entspricht, daß Rußland ein- 
mal sich bereit erklärte, das Protokoll gegen den Giftgaskrieg 
vom Juni 1925 zu unterzeichnen (2. 12.). Das ist die erste poli- 
tische Konvention des Völkerbundes, der Rußland beitritt. Bis- 
her ist es nur an Völkerbundskonventionen zur Hygiene beteiligt 
gewesen. Noch wichtiger ist sodann, daß Rußland eine diplo- 
matische Mission in Genf, einen ständigen russischen Be- 
obachter beim Völkerbund einsetzt. Es ist noch nicht möglich, 
eine Delegation beim Sekretariat für Rußland zu schaffen, da das 
durch den Schweizer Bundesrat genehmigt werden müßte, und 
bekanntlich zwischen Rußland und der Schweiz keine diplomati- 
schen Beziehungen bestehen, eine Zustimmung des Bundesrates 
also eine Anerkennung Sowietruſtlands wäre, die von der Schweiz 
abgelehnt wird. Deshalb will Rußland nur einen ständigen Be- 
obachter einsetzen, einen russischen offiziellen Journalisten, den 
Vertreter der „Taf“, Rajewski. 

Damit ist im ganzen der Beginn einer Mitarbeit Ruſtlands am 
Völkerbund gemacht, der, wenn man auf die drängenden Motive 
der inneren Politik hinsieht, nur der Anfang zu weiteren, noch 
wichtigeren Schritten sein wird. 


IV 


Rußland hat am litauisch-polnischen Konflikt 
und seiner Entspannung mitgearbeitet wie ein Völkerbundsge- 
nosse. Der Konflikt beruhte in der Tatsache, daß bisher zwischen 
Litauen und Polen noch Kriegszustand bestand. Ferner war er 
an Minderheitsstreitigkeiten über polnische Lehrer in Litauen 
und litauische im Wilnagebiet entstanden, an Sperrungen litaui- 
scher Schulen besonders des Lehrerseminars in Wilna. Deshalb 
klagte Litauen beim Völkerbund aus dem Minderheitenschutzver- 
trag vom 28. Juni 1919. Es ging weiter, indem es wegen Wilna 
den Artikel 11 der Völkerbundspakte anrief, die Vermittlung des 
Völkerbundes in einem Konflikt mit Polen. 


Die litauische Note vom 11. Oktober hat folgenden Wortlaut: 


„Unter dem Deckmantel angeblicher Polenverhaftungen durdh die 
litauische Regierung hat die polnische Regierung am 4. Oktober im Wilnaer 
Gebiet die Schliefung eines Lehrerseminars und von 45 Volksschulen an- 
geordnet sowie 120 litauische Führer und Mittelschullehrer verhaften 
lassen. Die polnischen Blätter haben ein angebliches Schreiben von 28 in 
Worny internierten polnischen Lehrern veröffentlicht. In diesem wird 
Polen gebeten, Schritte gegen die Internierung von polnischen Lehrern zu 
unternehmen. Dieser Brief sowie die Beschuldigungen über die Polenver- 
folgungen in Litauen sind erfunden. Die litauische Regierung bittet um 
Anwendung der Maßnahmen, die in dem am 28. Juni 1919 mit Polen abge- 
schlossenen Minderheitsvertrage vorgesehen sind. Eine ausführlich be- 
gründete Klageschrift wird noch folgen.“ 


So rollte Litauen die Wilna-Frage auf, wohl ohne sich genau 
zu überlegen, was das bedeutete. Polen drehte den Spieß um 
und wies auf den Kriegszustand, den Litauen noch aufrecht er- 
halte, hin, bezeichnete ihn als unerträglich zwischen zwei Völker- 
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bundsgenossen. in entstand in Europa eine grofle Sorge 
auf Grund von Panikmeldungen über [rup at br En 
Mobilisierung, polnische Absichten, in der Wilnafrage vollendete 
Tatsachen zu schaffen. In dieser Spannung griff Rußland ein mit 
einer Note an Polen vom 24. November. In der gleichen Weise 
griff es auch, wie später bekannt wurde, in Kowno ein, wo es 
mahnte, den Kriegszustand aufzuheben. 

Der Wortlaut der russischen Note ist: „Die in der letzten Zeit gespannten 
Beziehungen zwischen Polen und Litauen, die eine Bedrohung für den Frie- 
den bedeuten, beunruhigen die Sowjetregierung. Diese kann nur alarmiert 
werden durch die Entwicklung eines Konfliktes, der voll ernster Kompli- 
kationen ist und zu einem neuen Blutvergießen und neuen Leiden für 
Millionen von Arbeitern ganz Europas führen kann. Ohne zum Kern des 
Zwistes vordringen zu wollen, der Polen und Litauen veruneinigt, legt die 
Sowjetregierung Gewicht darauf, darzutun, daß die Aufrechterhaltung des 
Friedens viel mehr von Polen als von Litauen abhängt. In der Tat kann 
letzteres Land angesichts seiner Hilfsmittel nicht die Verwirklichung seiner 
Aspirationen in einem bewaffneten Konflikt mit Polen suchen. Die Sow- 
jetregierung hat auch nicht verfehlt, in freundschaftliher Weise die Auf- 
merksamkeit der Regierung von Litauen auf die Notwendigkeit zu lenken, 
jede Handlung zu vermeiden, die eine an sich schon zu gespannte Lage 
verschärfen könnte. Die Sowjetregierung ist davon überzeugt, daß man 
sämtliche strittigen Punkte zwischen diesen beiden Staaten durc rein 
friedlihe Mittel lösen kann. Indessen verschärft sich die Verstimmung 
zwischen beiden Ländern fast täglich, und die Gerüchte von einem mög- 
lichen bewaffneten Konflikt alarmieren immer mehr die öffentliche Mei- 
nung aller Länder. Die öffentliche Meinung der Sowjetrepublik wird be- 
sonders beunruhigt durch die Tatsache, daß in der seriösen polnischen 
Presse, ohne von kompetenter Seite dementiert zu werden, Nachrichten 
erschienen sind, daß die polnische Regierung entschlossen sein soll, radikal 
den Knoten der polnisch-litauischen Beziehungen zu zerhauen. Ohne unter- 
suchen zu wollen, inwieweit all diese alarmierenden Nachrichten wohl be- 
5 9 sind, sieht sich die Sowjetregierung, die der unmittelbare Nachbar 

olens und Litauens ist und deshalb besonders an der Aufrechterhaltung 
des Friedens in Osteuropa interessiert ist, gezwungen, ganz besonders die 
Aufmerksamkeit der polnischen Regierung auf die ungeheuren Gefahren 
zu lenken, die ein eventuelles von irgendeinem Lande gegen die Unab- 
hängigkeit Litauens begangenes Attentat bedeuten würde, in welcher Form 
es auch geschehe. Sie gibt der Gewiſtheit Ausdruck, daß die polnische Re- 
ierung, die noch jüngst sehr feierlich ihre Friedensliebe betont hat, die 
drohende Kriegsgefahr zu vermeiden wissen wird. Die Sowjetregierung 
hofft, daß die polnische Regierung die gegenwärtige Note als eine Demarche 
auffassen wird, die ausschließlich diktiert ist von dem Wunsche, den 
Frieden zu verewigen und insbesondere die Friedfertigkeit und die freund- 
un Beziehungen zwischen Polen und der Sowjetunion sich entwickeln 
zu sehen. 


Bei der Durchreise nach Genf traf Litwinow in Berlin mit dem 
deutschen Außenminster zusammen. Über die Zusammenkunft 
wurde amtlich mitgeteilt: 

„Litwinow gab dem Reidisaußenminister Kenntnis von der gestern in 
Warschau überreichten Note der Sowjetregierung, in der diese ihren Be- 
sorgnissen über die litauisch-polnische Spannung und über die sich daraus 
möglicherweise ergebenden Gefahren Ausdruck gegeben hat. Es bestand 
Übereinstimmung darüber, daß es im allgemeinen Interesse dringend 
wünschenswert ist, jede Störung der friedlichen Entwicklung zu vermeiden 
und allseitig die Bemühungen auf die baldige Behebung der bestehenden 
Schwierigkeiten zu richten.“ 
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Damit war die deutsch-russische Zusammenarbeit soweit wie 
1 festgelegt und gekennzeichnet. Während man in Polen 
Hoffnungen auf Frankreich setzte, auch den Besuch des Sonder- 
gesandten Frankreichs, des Marschalls Franchet d’Esperey dafür 
einstellte, steigerte die russische Presse wohl absichtlich die 
Spannung in Europa durch Erörterungen über polnische Putsch- 
absichten und dergleichen. Das veranlafßte Polen zu einer Zir- 


kularnote an die Mächte vom 28. November: 
„Infolge einer auf Art. 11 der Satzung gestützten Beschwerde der 
litauischen Regierung über die polnische Regierung ist die Frage der pol- 
nisch-litauischen Beziehungen auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung 
des Völkerbundsrates gesetzt worden. Unter diesen Umständen legt die 

Inische Regierung Wert darauf, ihre Haltung hinsichtlih der Bezie- 

ungen zwischen den beiden Ländern noch einmal genau darzulegen. 

Die polnische Regierung erklärt, daß sie keinerlei Absichten gegen 
die politische Unabhängigkeit und territoriale Unversehrtheit der litaui- 
schen Republik verfolgt, und einzig das Ziel im Auge hat, in friedlichstem 
Geiste normale, gutnachbarlihe Beziehungen mit Litauen anzuknüpfen. 
Der Wunsch der polnischen Regierung stößt jedoch fortgesetzt auf die 
kategorische Weigerung aller litauischen Regierungen, die heute wie auch 
früher behaupten, ihr Land befinde sick mit Polen im Kriegszustand. Nadi 
Ansicht der polnischen Regierung darf dieser einzigartige Zustand, der 
ohne Präzedenzfall dasteht und schwere Gefahren für die friedliche Zu- 
sammenarbeit der Nationen in sich birgt, nicht länger andauern. 

Die polnische Regierung ist überzeugt, daß dieser Standpunkt von allen 
Regierungen und von der öffentlihen Meinung der ganzen Welt geteilt 
wird, und daß die Regierungen alles tun werden, was in ihrer Macht steht. 
um dem von der litauischen Regierung so beharrlich proklamierten Kriegs- 
zustand ein Ende zu machen.“ 


Marschall Pilsuds ki trieb die Aufregung noch höher, in- 
dem er nach Wilna fuhr. Er hat dann in einer Erklärung vom 
1. Dezember mitgeteilt, daß Litauen mobilisiert habe (was nicht 
richtig war) und fuhr fort: 


„Angesichts des Kriegszustandes, den uns die litauische Regierung seit 
langem aufzwingt, habe ich lange darüber nachgedacht, ob ich eines Tages 
darauf antworten müsse. Jetzt ist die Debatte über den Kriegszustand auf 
internationalen Boden getragen worden, wo die pazifistischen Tendenzen 
vorherrschen. Ich beschlof, der Staatsraison, d. h. der Logik zu folgen, und 
ich erklärte dem französischen Botschafter am Tage nach der litauischen 
Mobilisation, ih würde nicht mobilisieren, bevor ich die Antwort des 
Völkerbundsrates auf unsere Note erhalten hätte.“ 


Dieser Haltung gab er noch Nachdruck durch die Meldungen, 
daft er selbst nach Genf fahren werde. Gleichzeitig stieg die Er- 
regung weiter, weil den litauischen Emigranten in Riga Putsch- 
pläne, mit Unterstützung des polnischen Gesandten, nachgesagt 
wurden. | 

Alles das ist offenbar viel zu ernst genommen worden. Die 
Stellung Woldemaras’ ist fester, als man annahm, die Bedeutung 
der Emigranten, auch die Arbeit ihres Führers Pleschkaitis 
geringer als man glaubte, und die Selbstbeherrschung Polens und 
seines Marschalls war größer, als Europa glaubte. Er weißt ja 
auch besser als alle anderen, daß ein militärisches Abenteuer, eine 
militärische Auseinandersetzung auch für Polen nicht ohne Risiko 
wäre. ; 
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Am 7. Dezember traten Woldemarasund zZ ales ki ein- 
ander gegenüber. Am 10. Dezember brachte der Völkerbundsrat 
eine vorläufige Lösung zustande: 

„Der Völkerbundrat erklärt, daſt der Kriegszustand zwisdien Mitglie- 
dern des Völkerbundes unvereinbar ist mit dem Geiste und dem Bud- 
staben des Paktes, durch den Litauen und Polen gebunden sind. Er nimmt 
Kenntnis von den feierlihen Erklärungen des Vertreters Litauens, dafi 
Litauen sich nicht als im Kriegszustand mit Polen befindlich betrachte und 
daß infolgedessen zwischen den beiden Ländern der Frieden besteht. Er 
nimmt Kenntnis von den feierlichen Erklärungen des Vertreters Polens. 
wonach die polnische Republik anerkennt, daß sie die politishe Unab- 
hängigkeit und die territoriale Unversehrtheit der litauischen Republik 
achten wird. 

Er empfiehlt den beiden Regierungen, so bald als möglidi direkte Ver- 
handlungen einzuleiten, um zur „ solcher Bestimmungen zu 
kommen, die geeignet sind, zwischen den beiden Nachbarstaaten ,das gute 
Einverständnis herzustellen, von dem der Friede abhängt“. Er stellt die 
guten Dienste des Völkerbundes und seiner technischen Organe beiden Par- 
teien zur Verfügung, falls ihre Hilfe in den empfohlenen Verhandlungen 
gewünscht wird. | PAP 

Er beschließt, daß die Klagen der litauischen Regierung hinsichtlich der 
Behandlung der Personen litauischer Rasse oder Sprache, von denen in 
seinen Gesuchen an den Völkerbund die Rede ist, vom einem Komitee ge- 
prüft werden. en 

Der Rat erklärt, daf die gegenwärtige Resolution nicht diejenigen 
Fragen berührt, über welche die beiden Regierungen verschiedene An- 
sichten haben. 8 
u den letzten Punkten heißt es im Bericht von Belaerts, daß mit diesen 
Schwierigkeiten gemeint sind „z. B. die Rechte, welche die litauische Regie- 
rung auf das Gebiet von Wilna geltend machen zu können glaubt. 

Damit war Litauen aus der Sackgasse, in die es sich selbst 
hereinmanövriert hatte, heraus. Es hebt den Kriegszustand zwi- 
schen sich und Polen auf, ohne die Beziehungen mit Polen zu 
überstürzen. Es hat sein Recht auf Wilna nicht preisgegeben. 
Es sieht seine Unabhängigkeit und Integrität auf das feierlichste 
nicht nur von Polen, sondern vom Völkerbundsrat im ganzen an- 
erkannt. So konnte Woldemaras mit dem Ergebnis zufrieden sein. 
Auch Polen hat das seine durchgesetzt, die Aufhebung des Se 
zustandes, in dem es die nochmalige Anerkennung seines Be- 
sitzes von Wilna sieht, eines Angelpunktes jedes polnischen Auf- 
marsches gegen Rußland. 

Die Frage kann nun hier nicht stehen bleiben. Die Verhand- 
lungen zwischen Litauen und Polen über die Konsequenzen be- 
5 jetzt. Ist eine lit auisch- polnische Verstän- 

igung überhaupt denkbar? Wir registrieren dafür lediglich 
die Gedanken und Bemühungen des Kownoer Professors Her- 
batschewski, der mit Wissen von Woldemaras im 
Sommer zwischen Litauen und Polen zu vermitteln suchte. Weil 
seine Gedankengänge wohl die Pilsudskis und der litauischen 
Verständigungspolitiker enthalten, seien sie nach einem Interview 
von ihm in den „Jaunakas Sinas“ (Neueste Nachrichten) 21. 11., 
dem größten lettischen Blatt, wiedergegeben: 

„Nehmen wir an, daß Polen jetzt Wilna an Litauen abträte — falls 
dann ein Krieg entsteht, könnte das militärisch schwache Litauen Wilna 
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nicht schützen, und der Weg nach Warschau wäre frei. Pilsudski hat einmal 
gesagt, dall er gerne mit dem litauischen Generalstab über die Wilnafrage 
sprechen würde. Auch meine Meinung ist es, daß es für Pilsudski leichter 
wäre, sich mit dem litauischen Generalstab-als mit Diplomaten zu ver- 
ständigen. i 

Die Wilnafrage wird jetzt zu einer Art makedonischen Frage. Es be- 
steht jetzt die Möglichkeit, daß sih Komitadschibanden bilden, die eine 
jede Macht für sich ausnutzen kann. Von diesem Gesichtspunkt aus ist die 
Pletschkaitissahe anzusehen. Pletschkaitis Treibereien sind ein Mittel 
Polens, Litauen in den Augen der Auslandsmäcte und des Völkerbundes 
als ein Land ewiger Unruhen hinzustellen. Polen wird versuchen, diese 
Situation auszubeuten, um dadurc für Litauen eine Sackgasse zu schaffen. 
Die Regierung müßte mit der Notwendigkeit einer Verständigung mit 
Polen rechnen. 

Falls eine Verständigung zwischen Polen und Litauen stattfindet, so 
würde damit auch die ostpreußische Frage geregelt werden. Ostpreußen 
müßte durch eine Union in das litauisch-polnische Wirtschaftssystem ein- 
bezogen werden. Das will Deutschland natürlich nicht zulassen. Pilsudskis 
Wunsch, Litauen zum stärksten von den baltischen Staaten zu machen, 
würde Lettlands Wünschen nicht entsprechen. Rußland ist an Litauen als 
Brücke nach Deutschland interessiert und braucht ein schwaches Litauen. 
Wir tragen mit unserer jetzigen Politik sehr dazu bei, den Einfluß dieser 
beiden Mächte (Rußland und Deutschland) zu stärken, was nicht in unserem 
Interesse sein kann 


An der vorläufigen Entspannung hat Rußland indirekt mit 
teilgenommen. Es wird weiter darauf mit doppelter Aufmerk- 
samkeit blicken, ob daraus eine litauisch-polnische Verständigung 
herauswächst. Die Gegensätze und Gedanken im osteuropäischen 
Vertragssystem sind bekannt. Fortschritte in letzter Zeit haben 
die Verhandlungen Rußlands mit den Randstaaten und Polen 
nicht gemacht. Wir zitieren einen großen Aufsatz von Sasonow 
(Septemberheft der Monatsschrift „Bibliotheque Universelle et 
Revue de Genève“), der zwar für eine russisch-polnische Ver- 
ständigung eintritt, aber nicht die jetzigen Ostgrenzen Polens 
anerkennt. Polen steht also vor der Tatsache, daſt der frühere 
russische Außenminister, der so für die Emigration spricht, die 
jetzigen Grenzen nicht anerkennt, dagegen die Sowjetregierung 
durh Tschitscherin über einen Pa t mit Polen zielbewußt 
verhandelt, der zur Voraussetzung die Anerkennung der polni- 
schen Ostgrenze durch Rußland hat und die Bereitwilligkeit Ruß- 
lands dazu desgleichen. 

Wie weit Rußland in Genf nah Rumänien hin vorgefühlt 
hat, wissen wir nicht. Sowohl der Sturz Rakowskis, der aus 
Rumänien stammt und erbitterter Feind Rumäniens ist, auch die 
Sowjetregierung in der Frage beriet, wie der Tod Bratianus 
kann die Bereinigung der Verhältnisse fördern. Kriegszustand 
besteht hier nicht, aber auch nicht gegenseitige Anerkennung und 
keine diplomatischen Beziehungen. Man hält die Belassung des 
rumänischen Goldschatzes, der im Kriege nach Rußland gebracht 
wurde, dort für möglich, was der Preis für eine förmliche 
Abtretung Bessarabiens sein sollte, indem Rußland seine Forde- 
rung auf eine Volksabstimmung aufgäbe und auch hier der Weg 
zu einer Anerkennung der Grenze dure Rußland frei würde. 


251 


V 


Greifbarer sind die politischen Besprechungen sonst in Genf 
und die Verhandlungen Rufllands überhaupt. 

Der neue russische Botschafter in Paris, Dowgalewski, 
hat sofort die Verhandlungen über dieSchuldenfrage wie- 
der aufgenommen. Und der französische VorsitzendedeMonzie 
erklärt auch, daß die Lage sich nicht geändert habe, die Verhand- 
lungen nur unterbrochen, nicht abgebrochen seien. Stalin hat 
sich auch über die Anerkennung der russischen Vorkriegsschulden 
einigermaßen klar ausgesprochen, und die Angebote aus dem 
Sommer gelten auch heute noch durchaus. 

Noch weiter griffen die Genfer Besprechungen zwischen 
Briand und Litwinow. Man weiß, daf der erstere Ruß- 
land gern im Völkerbund sehen würde und die beiden Staats- 
männer haben in Genf wohl nicht darüber, aber über die Frage 
der russischen Sicherheitspakte in einer Weise 55 daſt 
daraus sich eine große Idee zur Befriedung Osteuropas 
ergeben könnte. 


Wir lassen am besten die Pariser Presse über diese Unter- 
redungen und den Inhalt sprechen. Zunächst der „Matin“ 
(5. Dezember): 


„Es handelt sich für Rußland nicht nur darum, mit Polen den Sicher- 
apa zu unterzeichnen, an dem seit einem Jahre gearbeitet wird, oder 
mit Rumänien die Besprechungen über Bessarabien wieder aufzunehmen, 
was das Vorspiel für die Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen 
wäre, es handelt sih darum, für die Zukunft Sicherheits- und Schieds- 
gerichtsverträge ins Auge zu fassen, und zwar nach dem Modelle der Ver- 
träge, welche die Westmädite und die Nachbarn Deutschlands in Locarno 
beschlossen haben. Hat die Unterhaltung in Genf Gelegenheit gegeben, 
einen günstigen Einfluß im Sinne dieser vernünftigen Politik auf Litwinow 
auszuüben? Man darf es hoffen. Man wird es übrigens an der Art fest- 
stellen können, wie die sowjetistische Regierung die eventuellen Entschei- 
lungen begünstigen wird, die in Genf in bezug auf den polnisc-litauishen 
Konflikt gefaßt werden. Aber die Politik, welche darauf ausgeht, Rußland 
nach und nach in den Kreis der zivilisierten Menschen zu ziehen, muß not- 
wendigerweise die Mitwirkung Deutschlands haben.“ 


Sodann die „Ere Nouvelle“ (vom gleichen Datum): 


„Die Unterhaltung zwischen den beiden Staatsmännern soll hauptsächlich 
den Abschluß von Sicherheitsverträgen mit Rußland behandelt haben, und 
nicht nur den Abschluß eines einzelnen Sicherheitsvertrages, sondern eines 
Systems, das imstande ist, alle osteuropäischen Länder wie die baltischen 

Staaten, Polen und Rumänien zu umfassen, und das für diese Länder die 
leiche Bedeutung habe, wie die Verträge von Locarno für die westlichen 
ationen. Wie man weißt, hat Briand in Moskau wissen lassen, daß, wenn 

die Sowjetrepublik auf ihrer Idee eines erweiterten Sicherheitspaktes be- 
stände, Paris dies günstig aufnehmen werde. Die Aussprache hat sich 
weiterhin um Garantien gedreht, welche bestimmte Nationen einem solchen 
Pakte geben könnten.“ 


Aus diesen Ausführungen geht hervor, was man will: Ein 
Ostlocarno in dem Sinne, daß die Idee der Locarnoverträge: 
Grenzgarantie und Grenzanerkennung, Verzicht auf kriegerische 
Mittel und Schiedsgerichtsbarkeit, auf die östlichen Verhältnisse 
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einschließlich Sowjetrußlands übertragen würde. Das geht gleich 
sehr weit und sieht phantastisch aus. Immerhin ist darüber ge- 
redet worden und Ruflland drängt auf alle Weise aus der Isolie- 
rung heraus, will sih an Europa anschließen, Briand und 
Frankreich kommen dem energisch und konstruktiv entgegen. 
Wir fügen zu noch deutlicherer Beleuchtung die „Times“ {6. 12.) 
wie folgt hinzu: | 


„Wie ich höre, ist die Sowjetregierung bereit, drei Nichtangriffspakte 
zu schließen, den ersten mit Polen, den zweiten mit Finnland und den 
dritten mit Estland, Lettland und Litauen, vorausgesetzt, daß diese drei 
letztgenannten Staaten bereit sind, sih für diesen Zweck zusammen- 
zuschließen.“ 


Daraus geht hervor, daf England diese Fühlungnahme in 
Genf nicht gering einschätzte, und erklärt sich, warum Cham- 
berlai n die Anregung Rußlands zu einer Besprechung annahm. 
Briand hat das auch mit vermittelt, Deutschland es wohl auch 

efördert. Stalin und Lit wi now haben es auf die Prestige- 

rage nicht ankommen lassen. Sie wollten den ersten Schritt tun 
und taten ihn, und Chamberlain versagte sich nicht, weil ihn 
die französisch-russischen Verhandlungen über einen solchen Pakt 
selbstverständlich nahe angehen. 


Die Unterredung, die erste Fühlungnahme nach dem Bruch 
im Sommer, fand statt am 5. Dezember. Über das Ergebnis wurde 
mitgeteilt: | 
. „Nachdem Herr Litwinow Sir Austen Chamberlain um eine Besprechung 
gebeten hatte, fand heute nachmittag im Hotel Beau Rivage eine Zusammen- 
kunft zwischen Beiden statt. Die aane gab Gelegenheit zu einem 
freimütigen Meinungsaustausch über die Beziehungen zwischen den Regie- 
rungen von Sowjetrußland und Großbritannien. Indessen zeigte es sidı 
nicht als möglich, während des Verlaufs dieser Besprechung zu irgendeiner 
Grundlage für eine Vereinbarung (agreement) zu gelangen.“ 


Das ist nicht viel und wird noch weniger dadurch, daß sicher- 
lich zwischen den Beiden die Frage der kommunistischen Propa- 
ganda erörtert wurde, von deren Beseitigung England die Wieder- 
ou der Beziehungen abhängig macht. Da kann Lit- 
winow, da Stalin nicht weiter ht nichts sagen, und die 
Unterhaltung verlief so ohne Ergebnis. Trotzdem ist sie von 
großer Bedeutung. Die mafgebenden Staatsmänner Ruſtlands 
wollen die Wiederaufnahme der Beziehungen zu England und 
rechnen damit, die Nichteinmischung in die inneren Angelegen- 
heiten Großbritanniens förmlich versprechen, also sich gegen die 
Komintern wenden zu müssen. Da gleichzeitig Pacland heute 
bewußt die Konsolidierung Polens wünscht, anderseits aber eine 
förmliche Garantie im Osten nach wie vor ablehnt, ist die Lage 

egeben in dem ganz komplizierten Spiel der nächsten Monate, 

as sich um eine französisch-russisch-polnische Verständigung und 
Deutschlands Stellung in seinem besonderen Verhältnis zu Ruß- 
land dazu drehen wird. 
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VI. 


Das ergibt im ganzen eine antun ne an den 
Völkerbund, für die praktische Formeln und Wege vorgezeichnet 
sind: Im Sommer Weltwirtschaftskonferenz mit der Formel: Zu- 
sammenarbeit und Nebeneinander-Existenz, im Dezember Ab- 
rüstungskonferenz und Sicherheitskomitee, im ganzen nochmals 
die Gegensätzlichkeit des russischen Vertragssystems und des 
Systems von Locarno und Genf, aber auch die Möglichkeit, das zu 
überbrücken, wenn Rußland wirklich will. 


Wir erinnern an die Auseinandersetzungen im Frühjahr und 
Frühsommer, zum Beispiel den großen Artikel im Märzheft der 
„Mezdunarodnaja Zizn über „Rußland, England und Polen“, 
entsprechende englische Gegenartikel und Rechnungen auf den 
Kräfteverfall Ruflands und die Aussichten des Bruches (in der 
„Kölnischen Zeitung“, 13. März, am plastischsten wiederge ae 
an den Artikel der „Iswestija“ vom 13. April über Deutschlands 
Nachbarn, ferner an den Artikel von Henry a 
(etwa „Neue Zürcher Zeitung“, 5. Juni), über die „Einigung des 
Abendlandes“, nämlich in der „Kreuzzugsidee“ gegen Rulfland. 
und schließlich an die Äußerung von Philipp Sno w den , Neue 
Zürcher Zeitung“, 14. 11. 1926), deren Schluß wir jetzt noch ein- 
mal hier wiedergeben möchten: 


„Rußland selber kann sich auf zwei verschiedene Weisen helfen. 
Zunächst kann es durch eine tüchtige Verwaltung seiner Industrieunter- 
nehmungen ihre Produktion erhöhen, sodann kann es seine politische Iso- 
lierung von der übrigen Welt aufgeben und dem Völkerbund beitreten 
Dieser letztere Schritt ist wesentlih, wenn Rußland wieder zur wirtschaft- 
lichen Wohlfahrt kommen soll. Ohne auswärtige Hilfe kann sich das Land 
nicht erholen. Die Regelung mit Rußland wird durch eine internationale 
Vereinbarung zu erfolgen haben. Der Völkerbund bietet dafür ein geeig- 
netes Mittel. Eine Kommission des Bundes könnte mit Hilfe internationaler 
Kredite den wirtschaftlichen Wiederaufbau Ruſtlands unternehmen, wie 
dies in Deutschland, Oesterreich und Ungarn geschehen ist. Die Anregung 
dazu muß aber von der Sowjetregierung ausgehen. Eine vorbereitende 
Voraussetzung wäre die Regelung der Schulden- und Eigentumsprobleme. 
Die Welt wartet auf die Wiedererholung Rußlands. Hilfe von außen würde 
sicherlich nicht versagt werden, wenn man darauf rechnen könnte, daß 
sie zweckmäßig angewendet würde.“ 


Mit diesen Thesen und Formeln ist zu vergleichen, was sich 
jetzt tatsächlich vollzog und was in Genf besprochen wurde! Die 
Verschiebung liegt auf der Hand: Auf der einen Seite der Wille 
Europas, auch Englands, mit Rußland zusammen zu arbeiten, auf 
der anderen Seite eine entschiedene Friedenspolitik Stalins, 
die innenpolitisch in der Monatsübersicht dieses Heftes begründet 
ist. St aTi n und Sowjetrußland sind bereit, die Verständigung 
mit Polen, Frankreich und England zu suchen, ja „loszukaufen“, 
wie eingangs zitiert, zur Sicherung der eigenen Grenzen und des 
eigenen Regimes. 


Aber sowohl Stalin wie Bucharin wie seine Presse 
haben den Untergrund dieser Realpolitik oder opportunistischen 
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Politik, deren Gefahren gerade die Opposition mit größtem Nach- 
druck an die Wand malt, ihrerseits auch auf das bestimmteste 
gezeichnet. Sie sprechen übereinstimmend von den Spannungen 
und Gefahren, in der kapitalistischen Welt, am knappsten die 
„Prawda“ (10. 12.): 

„Die Periode der Erholungspause gehe zu Ende. Die kapitalistische 
Stabilisierung ändere nicht den Charakter der Epoche, die eine Epoche 
von Krieg und Revolution sei. Der erste Abschnitt dieser Kriegsepoche 
schuf den Sowjetstaat. Es sei kein Zweifel, dafl neue Kriege die revo- 
lutionäre Bewegung und das Proletariat emportragen werden, das dem 
europäischen Kapitalismus den entscheidenden Schlag versetzen werde.“ 

Wir glauben, das Richtige zu treffen in der Annahme, daß die 

Parteimehrhent und insonderheit ihre Führung, das heißt immer 
wieder Stalin, diese Ausführungen sozusagen ehrlich machen, 
daß sie an die Bedeutung, Kraft und Wirkung der Spannungen 
in der kapitalistisch-imperialistischen Welt und die daraus für 
den russischen Kommunismus sich ergebenden Hoffnungen glau- 
ben. Sie verbinden damit eine für die Zwischenzeit (sogenannte 
„Atempause“) ebenso ehrlih gedachte zielbewußte Friedens- 
politik. Ehrlich deshalb, weil nur mit einer solchen Zwischen- 
ause, in einem Kompromiſt mit der kapitalistischen Welt die 
owjetregierung überhaupt über ihre jetzigen Schwierigkeiten 
hinwegkommen kann. ° 
Dann erhebt sich eine Frage in Europa und in der kapita- 
listishen Welt. Was wird daraus werden und wer wird recht 
haben? Die Hoffnungen des russischen Sozialismus auf weitere 
Weltrevolution auf diese Weise oder die Wirkungen einer Frie- 
denspolitik auf diesen Sozialismus selbst? Anders gewendet: 
Gewährt nicht vielleicht Europa, der europäische Kapitalismus 
und Völkerbund und Deutschland in ihnen, durch die Bereitschaft 
zu friedlicher, wirtschaftlicher und politischer Zusammenarbeit 
mit Sowjetrußland diesem gerade dann die Kräfte, sich erneut für 
Angriffe gegen die kapitalistische Welt im Sinne der dritten 
e und der Weltrevolution zu stärken? Wir glauben, 
daß die Antwort darauf sehr einfach und kurz ist: Führen die von 
den Russen so stark unterstrichenen Spannungen in Weltkapita- 
lismus und Weltpolitik auf eine längere Zeit hinaus nicht zum 
kriegerischen Zusammenstoß, so wird der Friedenszustand in Ruß- 
land selbst, im Wege der Evolution, dessen Regierung zwangs- 
läufig in gleicher Richtung umgestalten, ihn zu einem demokrati- 
schen Bauernstaat, oder wie man das faßt, machen. Entsteht aber 
aus jenen Spannungen bald einmal wieder eine neue Explosion, 
ein neuer „clash of empires“, so sind die Hoffnungen Stalins 
und des russischen Sozialismus ohne Zweifel begründet, daß dann 
die Revolution im Sinne des 7. November 1917 auhananderer 
Stelle der Welt erfolgreich und vorwärts schreitet. 


Abgeschlossen 21. Dezember 1927. 
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Beethoven und Rußland. 


VonRobertEngel. 


Die Beziehungen Beethovens zu Rußland und dieses Landes 
zum Schöpfer unsterblicher Tonwerke sind in ihrer Gesamtheit 
viel tiefer, als das gewöhnlich angenommen wird. 

Beethoven kam vom Beginn seines Ruhmes an bis zu seinen 
letzten Tagen in persönliche Berührung mit Russen, die nicht nur 
in Wien ansässig waren, weil sie dort zum größten Teil diplo- 
matische Posten bekleidéten oder vorübergehend in der Haupt- 
stadt Österreichs weilten, sondern hatte innige Freunde auch in 
Rußland selbst und trug sich sogar eine Zeitlang mit dem Gedan- 
ken, nach einer der westlichen Provinzen unseres Nachbarstaates 
zu gehen, wohin er verlockende Einladungen erhalten hatte. Zu 
den besten Freunden Beethovens zählte auch der aus Kurland 
stammende Theologe Amenda sowie der dort ansässige, aus 
Irland stammende russische Graf Browne — „le comte Browne, 
brigadier au service de S.M. L’Empereur de Russie“, wie ihn 
Beethoven in seinen Widmungen, darunter auch den zwölf Varia- 
tionen auf das russische Thema aus dem Ballett „Das Waldmäd- 
chen“ von Paul Wranitzkij, nannte. 

Eine ganze Reihe Bekannter und Freunde Beethovens ging 
nach Rußland, um dort ihr Glück zu suchen, so z. B. der bekannte 
Violincellist Bernhard Romberg, der Faust-Komponist Ludwig 
Spohr, der Klaviervirtuose, Kapellmeister und Modekomponist 
Daniel Steibelt, der es einmal gewagt hat, mit Beethoven öffent- 
lichlich zu konkurrieren und 1823 in Petersburg als Kapellmeister 
der französischen Oper starb. 

In den Jahren 1811/12 kam Beethoven in Teplitz mit der 
Schriftstellerin Elisa von der Recke zusammen, die längere Zeit 
am Hofe Katharinas II. war; es fand auch eine Begegnung mit 
Karl August Varnhagen von Ense, der im russischen Dienst gegen 
Napoleon kämpfte, sowie mit dem Dichter August Tiedge statt. 
Bekannt dürfte auch sein, daß Beethoven mit dem Sekretär der 
russischen Botschaft in Wien, Klüpfel, befreundet war. 

Wir wollen hier nicht alle russischen Bekanntschaften Beet- 
hovens aufzählen — soweit sie in seinem Leben oder Schaffen 
keine Spur hinterließen — möchten aber nicht unerwähnt lassen, 
daß der Pianist und Komponist Franz Schoberlechner, als er 1823 
nach Rußland ging, bei Beethoven um Empfehlungen nach Peters- 
burg und Moskau bat, wodurch bestätigt wird, daß Beethoven 
um diese Zeit in Rußland sehr bekannt war, was ja leicht zu 
erklären ist, wenn man sich daran erinnert, daß der große Kom- 
ponist auch den Mitgliedern des russischen Kaiserhauses vorge- 
stellt wurde und diesen einige seiner Werke widmete. 

Während des Aufenthaltes Alexanders I. in Wien, wo ihm 
1814 beim Kongreß ein großer Teil der Verhandlungen zufiel, 
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wurde ihm in den Gemächern des Erzherzogs Rudolph Beethoven 
durch den Fürsten Rasumowskij, auf den wir später noch zurück- 
kommen werden, vorgestellt. Von dieser Begegnung, wie auch 
von vielen anderen Ereignissen im Leben des Tonkünstlers be- 
steht nur eine mündliche Überlieferung. Beethoven hatte bereits 
im Jahre 1803 seine drei Violinsonaten Op. 30, Nr. 1 A-dur, Nr. 2 
c-moll und Nr. 3 G-dur dem russischen Kaiser gewidmet, doch 
blieb diese Widmung leider unbeantwortet. Der russische Mon- 
arch soll sich aber der Werke noch 1825 erinnert haben, was vom 
Lehrer des Warschauer Konservatoriums Wilhelm Würfel be- 
hauptet wurde, der dies einem Freunde Beethovens, dem Noten- 
händler Tobias Haslinger, mitteilte. Dieser letztere notierte in 
dem Gesprächsbuch Beethovens: „Alexander (der Kaiser) hat mit 
Herrn von Würfel über Ihre ihm gewidmeten Sonaten in War- 
schau gesprochen. Idh würde dieses mit einem neuen Werk in 
Erinnerung bringen.“ Die Antwort Beethovens auf diese Mit- 
teilung ist nicht genau fixiert worden, doch scheint sie auszu- 
sprechen. daß auf die Widmung keine Antwort erfolgte. Später 
schickte Beethoven an den russischen Hof eine Abschrift der Missa 
solemnis, für die Alexander dem Komponisten sofort 50 Dukaten 
schicken ließ, was aus folgender Notiz im Gesprächsheft Beet- 
hovens zu ersehen ist: „Das Geld für Ihre Messe vom russischen 
Kaiser ist hier.“ 


Es wurde von einigen Beethoven-Biographen behauptet, daß 
Alexander I. veranlaßt hatte, für die ihm gewidmeten, obenge- 
nannten Sonaten, welche, wie aus den Skizzen zu ersehen ist, alle 
in der Zeit vom Herbst 1801 bis Frühjahr 1802 geschrieben wor- 
den sind, einen Brillantring . Der russische Beet- 
hoven-Biograph Wilhelm von Lenz, von dem noch später die Rede 
sein wird, hat sich bemüht, für diese Behauptung eine Bestäti- 
gung zu finden, doch konnte er nichts Näheres hierüber in den 
Archiven des Kaiserlichen Kabinetts ausfindig machen. Auch 
A. W. Thayer, der Verfasser der fünfbändigen. bis heute in ihrer 
Sachlickkeit und Gründlichkeit nicht übertroffenen Beethoven- 
Biographie, hat sich weiter um die Aufklärung dieser Angelegen- 
RS bemüht, doch verliefen auch seine Nachforschungen ergeb- 
nislos. 


In den Aufzeichnungen des Deutsch-Balten Karl von Burs 
vom I. Juni 1816, dessen Erinnerungen an Beethoven 1854, ei 
zensiert, in der „Petersburger Zeitung“ veröffentlicht wurden 
und jetzt in der Staatsbibliothek zu Berlin aufbewahrt werden, 
findet sich noch eine Mitteilung Beethovens, daR bei einer Aka- 
demie im Redoutensaal nur der Kaiser von Rußland sein Billett 
mit 200 Dukaten bezahlt hat. 


Mehr Interesse als Alexander I. brachte dem Komponisten 
seine Gemahlin Jelisaweta Alexejewna entgegen, die 1779 als 
badische Prinzessin Luise Maria Viktoria geboren wurde und 
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1792 nach Petersburg kam, wo sie ein Jahr später, vierzehnjährig, 
Alexander I. heiratete. 

Durch die Vermittlung des Erzherzogs Rudolph wurde Beet- 
hoven, gleichfalls während des Wiener Kongresses, der russischen 
Kaiserin vorgestellt. Nach dem Brief an Dr. Kanka vom 14. Ja- 
nuar 1815 ließ sie ihm „ein großmütiges Geschenk“ von 200 Du- 
katen zukommen. Weitere Geldeeschenke erfolgten noch nach 
der Widmung der Polonaise Op. 89. Die E 
dieses Werkes ist charakteristisch. Der Arzt Bertolini, in dessen 
Hause Beethoven als Musiker sehr geschätzt wurde, gab dem Kom- 
ponisten, da damals Polonaisen außerordentlich berühmt waren, 
den Rat, eine solche zu schreiben und sie der Kaiserin von Rußland 
zu widmen; denn Bertolini nahm an, daß Beethoven vielleicht auf 
diese Weise von dem Kaiser eine Erkenntlichkeit für die Wid- 
mung der Violinsonaten erlangen könnte. Beethoven lehnte aber, 
wie gewöhnlich, diesen Rat mit Geringschätzung ab; später 
stellte er sich aber zum Vorschlag anders und bat Bertolini, eins der 
von ihm soeben am Klavier improvisierten Themen auszuwählen, 
was der Arzt auch tat. Als die Polonaise fertig war, suchten sie 
den russischen Gesandten in Wien, Fürsten Wolkonskij, auf, um 
durch seine Vermittlung die Erlaubnis zu der beabsichtigten 
Widmung zu erlangen. Nachdem die Erlaubnis gegeben war, 
wurde Beethoven zur Audienz bei der Kaiserin zugelassen und 
überreihte die Polonaise. Das Geschenk betrug diesmal 
50 Dukaten. Während der Audienz wurde Beethoven gefragt, 
ob er je irgend etwas vom Zaren erhalten habe; als er dies ver- 
neinte, wurden hundert Dukaten für die Sonaten beigefügt. 

Als am 27. Januar 1815 auf der Burg in Wien, aus Anlaß des 
Geburtstages der russischen Kaiserin, ein großes Fest stattfand, 
wurde auch ein Konzert im Rittersaal en Die letzte Num- 
mer des Programmes war der Kanon aus „Fidelio“: „Mir ist so 
wunderbar“. Beethoven erschien ebenfalls zu diesem Konzert, 
und es war das letzte Mal, daß er öffentlich vor einer Zuhörer- 
schaft von Kaisern und Kaiserinnen, Königen und Königinnen, 
ihren Ministern und ihren Gefolgen spielte. 

Später hat Beethoven noch das Klavierarrangement der 
siebenten Sinfonie der Kaiserin von Ruflland gewidmet. Hier- 
auf folgte 1816 ein wertvoller Ring. 

Der Beethovenforschung ist es nicht gelungen, den Zeitpunkt 
eines Briefes der Kaiserin an Beethoven festzustellen, der ın der 
Angelegenheit eines für sie auszuwählenden Wiener Pianoforte 

eschrieben wurde. Beethoven selbst sprach noch mit großer 

ührung von „jenem freundlichen Schreiben“, worüber der könig- 
liche Preußische Hofbibliothekar Samuel Heinrich Spicker in den 
„Berlinischen Blättern“ Nr. 96 von 1827 wie folgt mitteilt: S0 
gedachte er (Beethoven, dem Spicker im Sommer 1826 begegnete) 
mit großer Rührung eines freundlichen Schreibens Ihrer Majestät, 
der jetzt a russischen Kaiserin Alexandra, welche ihn 
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ersucht hatte, ein Wiener Flügelpianoforte für sie auszuwählen 
und äußerte sich über die in der königlichen Familie verbreitete 
Liebe zur Kunst mit größter Begeisterung. N 

Spicker läßt hier jedoch einen Fehler zu, indem er die 
Kaiserin Alexandra nennt, während es sich um Jelisaweta Alexe- 
jewna handelt. Ein anderer Fehler mit derselben Kaiserin 
unterlief dem österreichischen Beethovenforscher Theodor Frim- 
mel in seinem 1927, zur Zentenarfeier, bei Breitkopf & Härtel in 
Leipzig herausgegebenen zweibändigen „Beethoven-Handbuch“. 
Er hat sie nämlich im ersten Band gleich hinter Alexander unter 
ALEXIEWNA eingereiht, dagegen müßte sie unter ELISABETH 
Alexejewna (nicht Alexiewna) eingetragen sein. 

Im Zusammenhang mit dem Wiener Kongreß und Beethoven 
ist auch der Name Maria Pawlownas, einer Tochter Paul I. von 
Rußland, Groſtherzogin von Sachsen-Weimar-Eisenach, die von 
Schiller als besonders begabt für Malerei und Musik sowie als 
wahre Liebhaberin der Dichtkunst, und von Goethe als eine der 
bedeutendsten Frauen seiner Zeit bezeichnet wurde, zu nennen. 
Sie hat es auch bewirkt, daß Liszt 1842 nach Weimar berufen 
wurde. Maria Pawlowna war 1814 beim Wiener Kongreß und nahm 
dort teil an künstlerischen Fragen. Ihretwegen wurde Beethovens 
Akademie, im November des genannten Jahres, verlegt. Beet- 
hoven stand damals auf der Höhe des Ruhmes, und sein Name 
hatte reichen Klang in allen Ländern Europas. Das Konzert wurde 
auf Wunsch von Maria Pawlowna auf den 29. November ver- 
schoben und fand „auf hohes Verlangen im großen Redoutensaal“ 
statt. Beethoven hat, wie Schindler berichtet, mit eigener Hand 
die Einladungen an sämtliche in Wien damals anwesende Mon- 
archen ergehen lassen und die meisten von ihnen, darunter auch 
der Kaiser von Rußland, folgten seinem Ruf. Daß dieser sich 
hier als großzügig erwiesen hatte, wissen wir bereits. 

Wenn die Beziehungen Beethovens zu den Mitgliedern des 
russischen Kaiserhauses mehr äußerlicher Natur waren und sich 
seinerseits in Einladungen und Widmungen äußerten, sonst aber 
keinen tieferen Einfluß auf sein Leben und Schaffen ausgeübt 
hatten, so sind die Beziehungen zu zwei russischen Adelicen. 
dem Grafen, später Fürsten Andrej Kirillowitsch Rasumowskij 
und dem Fürsten Nikolaj Borissowitscr- Golitzyn, ganz anderer 
Art und bleiben mit denı Namen Beethovens sowie einigen 
seiner Werke für immer untrennbar verknüpft. 

Wir werden hier den abwed luns ee und vielgestal- 
tigen Lebenslauf des Beethoven-Gönners und -Verehrers Rasu- 
mowskij nicht näher schildern. Sein Leben hat der Fürst A. Was- 
siltschikoff in den Bänden I, III und IV seiner sehr umfangreichen 
Biographie „Die Familie Rasumowskij“ (Petersburg 1882—97; 
es liegt außerdem eine französische Ausgabe vor) ausführlich 
beschrieben. Es muß aber gesagt werden, daR in den Kapiteln, 
wo Wassiltschikoff die Beziehungen Rasumowskijs zu Beethoven 
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schildert, er sich fast immer auf ältere deutsche Beethovenbio- 

raphien stützt. Für uns genügt es hier, daran zu erinnern, daf 
Ra umow ki. Diplomat von Beruf, größte Liebe für die Kunst 
zeigte. In den Jahren 1777—1779 war er bei der russischen Ge- 
sandtschaft in Wien beschäftigt, wurde dann 1794 russischer Bot- 
schafter am österreichischen Hofe; dieses aber wiederum mit Unter- 
brechung, bis er im Herbst 1801 nach Wien zurückkehrte. Rasu- 
mowskij war sehr musikalisch veranlagt, spielte mit Gescick 
Geige, stand im Verkehr mit vielen berühmten Musikern, hatte 
noch Mozart persönlich gekannt und verkehrte mit Joseph Haydn, 
der ihn in das klassische Quartettspiel einweihte. 

Wann er mit Beethoven bekannt wurde, läft sich nicht mehr 
genau feststellen, und die Annahmen der Beethovenforscher be- 
ruhen mehr auf Vermutungen als auf Tatsachen und geben keinen 
Anlaß zu positiven Behauptungen. Mit Bestimmtheit kann gesagt 
werden, dag Rasumowskij, der Ende 1805 bei Beethoven drei 
Quartette bestellt hatte und 1808 bei sich ein ständiges Quartett 
einrichtete, mit Beethoven persönlich um diese Zeit, also um 1808, 
bekannt war. Beethoven hatte das erste der drei von Rasu- 
mowskij gewünschten Quartette, die in der Musikwelt allgemein 
als „Rasumowskij-Quartette“ bekannt sind, am 26. Mai 1806 be- 
gonnen. Wie bekannt, hat Beethoven in zwei dieser drei Quar- 
tette russische Lieder verwendet. Leider sind einige Beethoven- 
Biographen bis heute auch hierin noch nicht einig. Dabei besteht 
kein Zweifel mehr daran, daß Beethoven zwei (nicht, wie oft be- 
hauptet wird, drei) russishe Themen der „Sammlung russischer 
Lieder mit ihren Stimmen“ von Johannes Pratsch (1790), wel- 
cher als deutscher Musiklehrer in Petersburg ansässig war, ent- 
nommen hat. Diese Lieder sind: „Sslawa (Lobgesang) und 
„Ach tallan li moj, tallan!“ (Des Rekruten Rückkehr); die Melo- 
die des ersten wurde von Beethoven in e-moll Quartett Op. 59 
Nr. 2 als Thema für das Trio des Scherzo benutzt, die des zweiten 
in Finale des F-dur-Quartetts Op. 59 Nr. 1. Es ist hier noch zu 
bemerken, daR Beethoven die Melodie im Allegro-Zeitmaf nahm, 
während die Russen dieses Lied im langsamen Zeitmaſt singen. 
Diese beiden Lieder finden sih in zahlreichen Sammlungen 
russischer Volkslieder. Zuletzt wurden sie in die vorzügliche 
Sammlung „Das Lied der Völker“ (Bd. 1, „Russische Lieder“), 
herausgegeben von Heinrich Möller, aufgenommen, die im Ver- 
lage B. Schotts Söhne in Mainz im vergangenen Jahr erschien. 

Die Literatur über die Rasumowski-Quartette ist riesengroß. 
und wir werden uns deshalb mit diesen hervorragenden Werken, 
die eine neue Ära im Schaffen des Musiktitanen bilden, weiter 
nicht aufhalten, möchten aber trotzdem dem Leser eine charakte- 
ristische russische Stimme — die Meinung eines bedeutenden 
Musikkritikers, O. Loewenson, nicht vorenthalten, die er in seinem 
Buch „Im Konzertsaal“ (Moskau 1880—81, russisch) äußert. Dieser 
schrieb über das russische Thema des ersten Quartetts: „Beet- 
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hoven hat hier dem russischen Lied ein Denkmal gesetzt, zu 
welchem nur er allein fähig war. Das Finale des 5 
und das Trio des Menuetts des e-moll- Quartetts werden dem 
Russen stets teuer sein.“ | 

Das Andante des dritten Quartetts Op. 59, C-dur, von dem 
einige deutsche Musikgelehrte annehmen, daß in ihm ein russi- 
sches Thema Verwendung gefunden hat, schildert Löwenson wie 
folgt: „Wenig mit Rußland bekannt, nie daselbst gewesen, ist 
Beethoven hier von Kopf bis Fuß ein Slawe. Ohne äußere An- 
lehnung, wie in den beiden anderen Rasumowskij-Quartetten, 
wo er russische Weisen verwendet, hat Beethovens Phantasie 
hier die ganze, dem russischen Volke eigene Schwermut zum 
Ausdruck gebracht.“ 

Ein großer zeitgenössischer russischer Musiker — A. K. Gla- 
sunoff — erweitert diesen Gedanken, indem er sagt: „Wenn ich 
Beethoven für die typische Verkörperung des deutschen Genius 
halte, so begeistere ich mich daran, mit welcher Spürsamkeit er 
den Charakter der Musik ihm fremder Völker erfaſtte. Kein 
Deutscher hat so wahr den Orient erfaßt, wie er in seinem Tanz 
der Derwische in den ‚Ruinen von Athen‘. In der Ouvertüre 
zum ‚König Stephan’ ist das nationale Kolorit Ungarns glän- 
zend ausgedrückt. In Klaviervariationen und 5 
hat Beethoven russische Volkslieder benützt und sie mit groſter 
Meisterschaft und groſtem Geschmack ausgearbeitet. Es gibt eine 
Episode, das Trio im Scherzo der 9. Sinfonie, von dem man sagen 
kann, daß es von einem reinblütigen russischen Musiker geschaf- 
fen sein könnte, so sehr fühlt man darin das slawische Element.“ 

Die Förderung Beethovens und seiner Werke durch den 
Fürsten Rasumowskij dauerte bis etwa 1816; denn nachdem das 

runkvolle Palais des Fürsten mit allen seinen unschätzbaren 
Verten an Gemälden, Büchern, Noten u. dgl. niederbrannte, war 
er gezwungen, die Quartett-Mitglieder, zwar mit Pension, zu 
entlassen. 

Der erste Geiger dieser Vereinigung, Ignaz Schuppanzigh, 
ging, nachdem das Quartett aufgelöst war, nach Rußland und 
wirkte dort für die Sache Beethovens bis 1823. 

Ein Beweis dafür, daß Schuppanzigh sich in Rußland für die 
Werke Beethovens einsetzte, wie übrigens auch eine ganze Reihe 
anderer deutscher Musiker, von denen bereits die Rede war, die 
sich entweder in Rußland niedergelassen hatten oder dort ver- 
weilten, ist ein wenig bekannter Brief des Komponisten an den 
Petersburger Buchhändler Lißner, vom 7. März 1823, dessen Ori- 
„ sich in der Wiener ehemaligen Hofbibliothek 

efindet. Als Schuppanzigh aus Petersburg nach Wien zurück- 
kam, übermittelte er dem Komponisten die Aufträge der Liſtner- 
schen Notenhandlung, und Beethoven bot daraufhin dieser sechs 
Bagatellen und 33 Variationen für Klavier, sowie zwei Chorlieder 
mit Orchesterbegleitung an. Eine Antwort Liſtners ist nicht be- 
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kannt geworden und aus der Geschäftsverbindung wurde auch, 
allem Anscheine nach, nichts. 

Im Archiv des Moskauer Konservatoriums befindet sich ein 
Exemplar des Bundesliedes, herausgegeben 1825 bei Schott in 
Mainz, mit einem daraufgeklebten Zettel in französischer Sprache: 
„St.-Petersburg, bei Karl Liſtner (Musikalienhandlung)“. Hier- 
aus ist zu entnehmen, daß Lißner zwar mit Beethoven in direkte 
Verbindung nicht trat, doch anscheinend Beethovens Werke von 
Schott bezog und sie in Rußland weiterverbreitete. 

Die Vermutung des Beethoven-Biographen Kalischer, es sei 
Beethoven zu verdanken, daß Golitzyn bei Beethoven die Quar- 
tette bestellt hat, trifft nicht zu. Vielmehr war es Karl Traugott 
Zeuner (1775—1841), der Lehrer Glinkas und Werstowskijs, von 
dem ja auch Golitzyn in einem seiner Briefe an Beethoven spricht. 

Nikolaj Borissowitsch Golitzyn (geb. 18. XII. 1794, gestorben 
` 20. X. 1866; die deutschen Quellen geben meistenteils das Geburts- 
jahr mit 1795 an) — ein kunstbegeisterter russischer Adeliger, 
von großem Einfluß auf das Musikleben nicht nur ee 
sondern auch anderer Orte Rußlands (in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts), spielte selbst Violoncell und besaß eine eigene 
Quartettvereinigung und ein Orchester, welches in Petersburg 
und auf seinen Gütern musizierte.- 

Als Achtundzwanzigjähriger schrieb er am 9. November 1822 
an Beethoven einen Brief voll Begeisterung für sein Schaffen, 
welches er als erster und damals wohl einziger Russe ganz ge- 
würdigt und richtig erkannt hatte. 

Es entstand ein reger Briefwechsel, der in seinen Anfängen 
sehr harmonisch verlief, später leider eine andere Wendung 
annahm, da der Fürst seinen geldlichen Verpflichtungen Beet- 
hoven gegenüber nicht nachkam. Da Beethoven bis zu seinem 
Tode die nicht gerade große Summe von 125 Dukaten 1250 
Rubel, auf die er bis zur letzten Stunde mit wahrer Qual und 
größter seelischer Pein von Tag zu Tag, fast möchte man sagen, 
von Stunde zu Stunde gehofft hatte, nicht erhielt, so regneten 
auf den früheren Verehrer und Gönner, jetzt — vielleicht unfrei- 
willigen — Peiniger Beethovens Vorwürfe über Vorwürfe, die 
die Musikpresse der Kulturländer auf das eifrigste beschäftigten. 

Es wurde hierbei beiden Seiten viel Hartes und Ungerechtes 
zugetragen, worauf wir selbstverständlich nicht wieder zurück- 
kommen werden, zumal ein Sohn Golitzyns — Georg = russisch 
Jurij — diese höchst peinliche Angelegenheit durch eine grof- 
zügige Spende an die Erben Beethovens, nachdem die Schuld- 
summe nach 25 Jahren von seinem Vater doch bezahlt war (1852), 
aus der Welt geschafft hat. 

Für die Musik- und Kulturgeschichte, sowie für die Beet- 
hovenforschung ist nicht so sehr die oben geschilderte Be- 
gebenheit in allen ihren sehr erfreulichen und erhebenden sowie 
sehr traurigen und tragischen Wandlungen von Bedeutung. als 
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die Tatsache, daß dem Fürsten Golitzyn das Verdienst bleibt, die 
Komposition der Quartette Op. 127, 130 und 132 direkt veranlaßt 
zu haben, die zu den größten Offenbarungen der Tonkunst und 
des Menschengeistes gehören. 

Golitzyn war es auch, der die Uraufführung der Missa solem- 
nis in Petersburg zustande brachte — die erste vollständige Auf- 
führung dieses Werkes überhaupt, für das er die wahrhaft er- 
shütternden Worte fand: „Mit unaussprechlidier Freude erhielt 
ich die Messe, die Sie vor kurzem komponiert haben, und obwohl 
ich dieselbe bis jetzt nur aus der Partitur beurteilen kann, so 
fand ich doch eine Erhabenheit darin, die allen Ihren Komposi- 
tionen eigen ist und die Ihre Werke unnachahmlich macht.“ (Brief 
vom 29. XI. 1823.) Und in einem anderen Brief, vom 8. April 
1824: „Man kann sagen, daß Ihr Genius Jahrhunderten voraus- 
geeilt ist und daß es vielleicht jetzt keinen Zuhörer gibt, der 
genug erleuchtet wäre, um die ganze Schönheit dieser Musik zu 
genießen, aber die Nachkommen werden Ihnen huldigen und Ihr 
Amdenken mehr segnen, als es die Zeitgenossen vermögen.“ 

In der „Allgemeinen Musikalischen Zeitung“, XXVI. Jahr- 
gang — 1824 — findet sich ein Bericht über die Uraufführung, 
der bei den Beethoven-Biographen fast keine Beachtung fand. 
Deshalb sei er hier wiedergegeben: „Das Bedeutendste, was in 
den diesjährigen Fastenkonzerten gegeben worden ist, war eine 
Messe von Beethoven. Der hier lebende Fürst Nicolaus Borisso- 
witsch Gallizin verschrieb dieses noch nicht öffentlich bekannte 
Werk von dem Verfasser selbst, und schenkte es der hiesigen 
Musiker-Witwen-Gesellschaft, die es, nachdem der Fürst auch 
die anderen Haupt-Unkosten bestritten hatte, am 26. März zu 
ihrem Besten aufführte. Der Eindruck, den dieses originelle, 
erhabene Meisterwerk auf die anwesenden Verehrer Beethovens 
machte, war groß. Dank hiermit dem vortrefflichen Meister, und 
Dank dem edlen Fürsten, dem tätigsten Beschützer der Tonkunst, 
uns mit diesem hohen Genuß erfreut zu haben.“ 

In der deutschen Beethoven-Literatur finden sich bis heute 
verschiedene Daten der ersten Aufführung der Missa solemnis — 
darunter auch im bereits erwähnten „Beethoven-Handbuch“ von 
Theodor Frimmel — und zwar der 24. und 26. März, sowie der 
6..7. und sogar 8. April. Es handelt sich hier vor allem um die 
Verwechslung des alten und des neuen Stils; richtig ist aber, wie 
mir dies auch der bekannte russische Musikhistoriker und ehe- 
malige langjährige Herausgeber der „Russischen Musik-Zeitung“, 
Nik. Findeisen, bestätigt. des 26. März des alten Stils, d. i. der 
7. April neuen Stils, was hiermit endgültig festgelegt werden soll. 

Zur Angelegenheit Beethoven-Golitzyn soll zum Schluß noch 
erwähnt werden, daß die meisten Beethoven-Biographen in ihren 
Werken Golitzyn, dem Beethoven auch seine Ouvertüre „Die 
Weihe des Hauses“ Op. 124 gewidmet hat, sehr viel Aufmerk- 
samkeit geschenkt haben, doch blieben die wenigsten dabei sach- 
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lich und gerecht. Einige, wie z. B. Schindler, haben in Unkenntnis 
des Sachverhaltes Unrichtiges behauptet; andere wieder, wie der 
russische Biograph Beethovens, Wilhelm von Lenz, nehmen den 
Fürsten auch dort in Schutz, wo er es wahrlich am wenigsten 
verdient. 

Der Fürst selbst und sein Sohn Georg wandten sich gegen 
manches zu scharfe und ungerechte Urteil ohne dabei aber in 
der Lage zu sein, ihr Recht voll und ganz zu beweisen, denn 
Beethoven hat unter dem Ausbleiben des Geldes, das er von Tag 
zu Tag erwartete, sehr gelitten. 

Am sachlichsten und wirklich ganz unvoreingenommen, dabei 
sehr ausführlich, hat diese Angelegenheit Alexander Wheelock 
Thayer behandelt; ihm allein war es beschieden, durch das Ge- 
strüpp der Widersprüche den wahren Weg zu finden. Aber auch 
er hat sich mit der ungewöhnlichen Persönlichkeit des Fürsten 
näher nicht befaßt. Gewiß fehlten ihm hierzu die Angaben, denn 
selbst in Rußland fließen die biographischen Quellen über Golit- 
zyn nur spärlich, dazu sind sie zum Teil widerspruchsvoll und 
ungenügend. 

In der Tradition des russischen Adels und des französischen 
Klassizismus erzogen, verbrachte Golitzyn einen Teil seiner 
Jugendzeit in Wien. Nähere Angaben über diesen Lebens- 
abschnitt fehlen gänzlich, und wir erfahren nur, daft er während 
der Napoleonkriege in den Diensten der russischen Armee stand 
und bei Borodino verwundet wurde. Dann machte er mit der 
russischen Armee den Feldzug durch Europa mit, kämpfte in 
Schlesien, beteiligte sich an der Blockade Mainz’, war anwesend 
beim Sturm von Reims und ruhte später in Paris aus. Als unbe- 
sonnen, unruhig, verwöhnt, sich ständig begeisternd und ver- 
liebend (die letztere Eigenschaft brachte ihn recht oft in sehr 
schwierige Komplikationen), war er bei der Petersburger Gesell- 
schaft wenig beliebt und nicht gerade gut beleumdet. Nach dem 
Kriege von 1812 gab er die militärische Laufbahn auf, begeisterte 
sich immer mehr und mehr für Dichtung und Literatur und trat 
auch selbst als Verfasser verschiedener Zeitschriftenartikel, 
Lebenserinnerungen, Gedichte, Übersetzungen russischer Autoren 
ins Französische dichterisch und schriftstellerisch hervor. Pusch- 
kin, der ihn persönlich kannte, schätzte seine Übersetzungen 
sehr. Durch und durch unpraktisch, geriet Golitzyn des öfteren 
in wirtschaftliche Schwierigkeiten, wurde aus Petersburg ver- 
schickt und auf seine Güter verbannt, wo er zuweilen unter der 
„Aufsicht“ seiner Frau, dann auch seiner Schwester lebte. Hier, 
in der Stille, widmete er sich mit Begeisterung der Dichtung, der 
Theologie und Tonkunst. Künstler, Phantast und Magnat ver- 
einten sich in seinem Wesen auf das glüdclidiste. Doch bis zu 
seinem letzten Tage gelang es ihm 1 sich einem seiner ge- 
liebten Fächer voll und ganz zu widmen. Für seine Zeit war er 
ein Freidenker und polemisierte eifrig mit Theologen, französi- 
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schen Publizisten und russischen Politikern. Aber am tiefsten 
war seine Neigung zur Tonkunst. In seinen „Poetischen Ver- 
` suchen“ finden wir ein sehr langes Gedicht (das wie alles, was 
er schrieb, in französischer Sprache verfaßt war), „Hymne ä la 
musique, consideree dans ses rapports avec l'âme“. Der Wiener 
Hofkapellmeister Krommer (1780—1831) widmete ihm bereits 1817 
seine Symphonie. Auch Glinka bezeichnet ihn in einem seiner 
Briefe als hervorragenden Violincellisten. 


Es berührt merkwürdig und schmerzlich, daß wir nichts von 
dem wissen, wie Golitzyn auf den Tod Beethovens reagiert hatte, 
und noch mehr muß man sich darüber wundern, daf gerade er, der 
ja zu vielen Zeitschriften Beziehungen hatte, sich mit keinem 
Wort zu diesem Tode äußerte; er, der mit Recht als der erste 
russische Beethovenkenner betrachtet wird. Der Beethovenkultus, 
den er trieb, hat sich auch auf seine Kinder vererbt. Die letzten 
Jahre verbrachte Golitzyn auf seinem Gut im Tambowschen 
Gouvernement; sein Leben war aber ebenso abenteuerlich, unge- 
wöhnlich und er selbst exzentrisch wie in der Jugendzeit. 


Ein Kapitel für sich ist die russische Beethoven-Literatur, 
wohlgemerkt die russische Beethoven-Literatur, nicht aber die 
Literatur über Beethoven in russischer Sprache; denn die ersten 
Biographien Beethovens aus den Federn russischer Verfasser 
wurden in einer Zeit geschrieben, als nach der wahren aber bitte- 
ren Bemerkung des großen russischen Musikkritikers A. N. Sse- 
roff, russische Aufsätze über Musik in den Zeitschriften stets 
unaufgeschnitten blieben. Der Russe zeigte nie ein übergroſtes 
Interesse für Literatur über Musik und hat stets viel lieber Musik 
ehört und selbst „Musik gemacht“ als über Musik gelesen. In 
dieser Beziehung hat Rußland in den letzten hundert Jahren 
keine übermäßigen Eroberungen zu verzeichnen. 


Als die deutsche Beethoven-Literatur noch ganz unbedeutend 
war, wiederholte sih im Laufe von kaum fünfzehn Jahren die 
Erscheinung, daß auf russischen Boden drei französische Bücher 
über deutsche Musik geschrieben wurden, Bücher, die in der 
gesamten Musikwelt Europas ungeheuer viel Staub aufwirbelten, 
und zwar hauptsächlich deshalb, weil sie zum größten Teil für 
und gegen Beethoven geworben haben. 


1843 erschien das Buch Ulybyschews „Nouvelle biographie de 
Mozart, suivie d'un aperçu sur l’histoire generale de la musique“, 
welches einige Jahre später auch in das Deutsche übersetzt wurde. 
Alexander Dmitrijewitsch Ulybyscheff (1794—1885) bekleidete an 
verschiedenen europäischen Höfen diplomatische Posten, war 
dann — von 1812 bis 1820 — Schriftleiter des „Journal de St. 
Petersbourg“ und außerdem Verfasser von Bühnenwerken: Dra- 
men, Komödien, Satiren u. dgl. Als Nicolaus I. den Thron bestieg, 
zog er sich schließlich auf seinen Landsitz bei Nishnij-Nowgorod 
zurück, wo er auch starb. 
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Sein Buch über Mozart war eine Herabsetzung Beethovens 
und wurde von vielen als eine Herausforderung aufgefaßt. Acht 
Jahre nach dem Erscheinen dieses Werkes wurde das Buch eines 
anderen russischen Verfassers, des „kaiserlichen russischen 
Staatsrates Wilhelm von Lenz (den die Russen in Wassilij Fjo- 
dorowitsch Lenz umgetauft hatten), „Beethoven et ses trois 
Stiles“, das eine sehr scharfe Entgegnung auf das Buch Ulyby- 
schews war, herausgegeben. Es vergingen noch fünf Jahre und 
Ulybyschew antwortete durch sein Buch „Beethoven ses critiques 
et ses glossateurs“, durch welches er sich als Beethovenverkenner 
und Beethovenfeind verewigte. 

Wenn das zusammenhanglose Buch von Lenz sich zwar in der 
Hauptsache auf andere Beethoven-Biographien (Schindler, Wege- 
ler und Ries) stützend, doch auch viel eigenes, sorgfältig zusam- 
mengetragenes Material bietet und somit bei allen seinen zahl- 
reichen Schwächen bis heute einen gewissen, zwar vorwiegend 
historischen Wert hat, so ist das Buch Ulybyschews eigentlich 
nur noch als Kuriosum, als eine musikalische Geistesverwirrung 
aufzufassen. Es wird wohl kaum jemand den Mut haben, heute 
die 315 Seiten, Gr. 8, zu studieren, deren Hauptgedanken folgende 
sind: Die Musik Beethovens ist in der ersten Periode, von 179 
bis 1804, vollkommen schön, regelrecht und kommt der Mozart- 
schen nahe (erste Symphonie, Septett, die ersten sechs Quartette, 
das C-dur-Quintett, die Sonaten Op. 26, 27 und 31). Hier erreicht 
der noch unverdorbene Genius des Künstlers, weil er von Ideen, 
welche der Musik fremd sind, noch nicht belastet ist, in der Piano- 
forte und Kammermusik den Höhepunkt. Weiter mischt Beet- 
hoven in der zweiten Periode, also von 1804 bis 1814, seinen 
Kompositionen musikfremde Elemente bei, falsche Akkorde, har- 
monische Sonderbarkeiten. Er kennt nicht mehr das Maß des 
wahren Schönen, er dehnt alles unverhältnismäſtig aus (von der 
3. bis zur letzten Symphonie, die sogenannten Rasumowskij-Quar- 
tette, die großen Sonaten Op. 53 und Op. 57). Wir finden hier 
die höchste Orchestermusik, aber jede dieser Kompositionen zeigt 
bereits das Mal des Kain (S. 160) in falschen Akkorden, ohren- 
zerreiſtenden, grammatikalischen Fehlern (S. 156—164). Dann 
erliegen in der dritten Periode — die anre 1814 bis 1827 — die 
musikalischen Elemente den unmusikalischen; gesuchte, barocke 
Ideen stoen immer mehr ab; Harmonie und Rhythmus werden 
noch verwickelter, die falschen Akkorde werden zur krassesten 
Manier; die in ihren Rain vertrocknete Melodie wird zum 
Rätsel. Dies sind die Symptome des beispiellosen Falles des 
Genius, den man die dritte Manier nennt (S. 164, 251, 269 und 
270). Hierher gehören die 9. Sinfonie, die zweite Messe, die 
letzten fünf Sonaten und die letzten fünf Quartette. Soweit 
Ulybyschew. 

Heute zwingen diese Zeilen dem Leser, welcher musikalischen 
Konfession er auch sein sollte, nicht viel mehr als ein nadısichti- 
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ges Lächeln ab. Damals aber, vor siebzig Jahren, rief das Buch 
einen Orkan der Empörung hervor und rennen regneten 
nicht nur aus dem Lande des Verfassers, nicht nur aus der Feder 
eines Lenz und eines Mannes wie Sseroff, sondern auch aus aller 
Herren Länder. Nach siebzig Jahren aber hatte Ulybyschew einen 
Landsmann Strawinskij und einen anderen, Prokofjeff! | 
Sehr Bedeutendes für die Erschließung des Phänomen Beet- 
hovens hat der berühmte Kritiker A. N. Sseroff getan, der, wie 


bekannt, nebenbei auch in der deutschen Musikpresse — und 
zwar in der „Zeitschrift für Musik“ und der „Neuen Berliner 
Musik-Zeitung“ — gegen Ulybyschew auftrat. Seine Klavier- 


arrangements Beethovenscher Werke sind nicht minder wertvoll 
als die zahlreichen Aufsätze über Beethoven, die in Einführun- 
gen und Analysen gipfeln. 

Außer Sseroff haben fast alle bedeutenden russischen Kritiker 
und Musikschriftsteller sowie auch manche Komponisten über 
Beethoven geschrieben. Wir finden hier die alten, ersten russi- 
schen Musikkritiker wie Odojewskij, N. A. Melgunoff, Stassoff 
(der seiner Einstellung gemäß Beethoven als Begründer der 
Programmusik preist), die Komponisten Cui, dessen Äufßerun- 
en für heute keine Bedeutung mehr haben, Borodin, Rimskij- 

orssakoff, Tschaikowskij und Anton Rubinstein, welcher in Ab- 
weichung von den meisten Russen „Fidelio“ sehr hoch einschätzte. 
Ferner die Kritiker der letzten Jahrzehnte und unserer Tage, 
wie N. D. Kaschkin, N. R. Kotschetoff, S. Kruglikoff, S. N. Bu- 
litsch, Ju. D. Engel, Koratygin, Gleboff, Ssabanejeff, Braudo und 
v.a. m. Die zuweilen sehr wertvollen Beiträge sind aber zum 
größten Teil in Zeitschriften zerstreut, kaum übersichtlich und 
zum Teil auch nicht mehr zugänglich. Zwei Bibliothekare aus 
Odessa haben zur Zentenarfeier eine Zusammenstellung der 
Beethovenliteratur gegeben, die insgesamt 335 Zeitschriftenauf- 
sätze, Bücher und Materialien zur Bibliographie Beethovens ent- 
halt (Alexejeff i Bermann: Trudy Gosudarstwennoj Publitschnoj 
Biblioteki w Odesse, Odessa, 1927, 35 S.). 

Es hat fast ein halbes Jahrhundert gedauert, bis nach Lenz 
und Ulybyschew ein russischer Verfasser ein Buch über Beet- 
hoven — und zwar diesmal in russischer Sprache geschrieben hat. 
Dies war W. A. Korganoff, der erste Herausgeber einer Samm- 
lung Beethovenscer Briefe in russischer Sache (aus den Jahren 
1783 bis 1815, insgesamt 116 Briefe) und einer ausführlichen 
Beethovenbiographie, die ein Jahr später, 1910, mit 1300 Briefen, 
alles in allem 940 Seiten umfassend, erschien und auch zum 
erstenmal viele Porträts, Zeichnungen, Notenbeispiele und ein 
Literaturverzeichnis enthielt. Dieses Werk ist eigentlich als erste 
bedeutende russische Beethoven-Biographie nach westeuropäi- 
schem Muster (und Quellen) zu betrachten; ihm ging 1892 
die russische Übersetzung der Biographie von Ludwig Nohl und 
1893 ein unbedeutendes Büchlein 1. A. Davidows vor. 
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Dann folgte 1909 ein innig und tiefempfundenes zweibändiges 
Werk eines 5 der sich unter dem gekürztene Namen 
A. G- ken verbarg, ein Buch, das dem Russen Beethovens Leben, 
Persönlichkeit uad Schaffen so nahe bringt, wie es bisher kein 
anderer Landsmann G—kens vermochte und dessen Wert in der 
durchgeistigten Erfassung des Stoffes liegt, den der Autor fertig 
vorfand, aber vorzüglich durchgearbeitet hat. 


Kurz vor dem Kriege erfolgte eine russische. Ubersetzung des 
allgemein bekannten Beethoven-Buches von Paul Bekker, welches 
von dem Beethoven-Studio D. S. Schors herausgegeben wurde, 
(1913) und die Ubersetzung des auch in deutscher Sprache vor- 
liegenden Werkes über Beethoven von Romain Rolland (1912). 


Erwähnen wir hier noch das Buch R. Genikas „Beethoven 
und seine Bedeutung für die Klaviermusik“ (1909), dessen Ver- 
fasser eigene Wege geht und ferner das Werkchen des lang- 
jährigen Solisten des Orchesters des ehemaligen Marientheaters 
zu Petersburg und eines vortrefflichen Quartettisten — Viktor 
Walter „Beethovens Quartette“ (1911), so haben wir die bedeu- 
tendsten Bücher über Beethoven, die in Rußland erschienen sind, 
aufgezählt. 

Was hat aber das Jahr 1927 — das Beethovenjahr — an 
neuer Literatur geboten? Die Antwort fällt nicht schwer. An 
erster Stelle steht das „Russische Beethoven-Buh“ (Russkaja 
kniga o Beethoven’e), das zwar ein besonderes Gewicht auf die 
Beziehungen Moskaus zu Beethoven legt und nicht soviel neues 
Material bietet, als bereits bekanntes, in vergessenen Zeitschriften 
zerstreutes, sehr geschickt systematisiert und unter einem ein- 
heitlichen Gesichtspunkt vereinigt. Dieses Buch bildet den ersten 
Baustein zu dem Riesenwerk der Erforschung Beethovenscher 
Beziehungen zu Rußland und der Rußlands zu Beethoven. 


Ferner ist noch ein Buch Eugen Braudos „Beethoven und 
seine Zeit“, das der Verfasser selbst als einen Versuch bezeichnet, 
zu erwähnen, sowie die bereits erwähnte Bibliographie, einige 
unwesentliche Broschüren und ungleichwertige Zeitschriften- und 
Zeitungsartikel. 


Wendet man sich an die Frage der Einstellung der Russen 
im allgemeinen zu Beethoven, so findet man hier die tiefste Ehr- 
furcht. Für den Russen ist Beethoven ein musikalisches Heilig- 
tum, eine Erscheinung aus dem Reich der Töne, wie es keine 
zweite mehr gibt. Beethovens Symphonien und Sonaten sind 
seither das Fundament der Konzertprogramme gewesen, weniger 
seine größeren Vokalwerke und am wenigsten die einzige Oper 
Beethovens „Fidelio“, zu welcher der Russe bis heute nicht das 
innige Verhältnis finden kann, wie es uns eigen ist. Diese Oper 
betrachtet er im allgemeinen noch immer als ein mißlungenes 
Werk des Komponisten und räumt ihr — wie wir das noch aus 
der Tabelle der russischen Uraufführungen Beetlovenscher 
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Werke sehen werden — mit Vorliebe einen Platz bei Schüler- 
Aufführungen ein. Auch die Missa solemnis ist noch nicht das 
Allgemeingut des russischen Konzertpublikums geworden, was 
aber mehr — vielleicht auch nur — an den wenig günstigen Zu- 
ständen des Chorwesens (verbunden mit Orchester) liegt. 

Wenn Lenz im Kapitel „Der Beethoven-status-quo in Ruß- 
land“ des zweiten Bandes seines Buches „Beethoven, eine Kunst- 
studie“ bereits in den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
sagte: „Beethoven hat längst den Ural überschritten“, so ist dies 
nur so zu verstehen, daß bereits zu Lenz’ Zeiten die Werke 
Beethovens zuweilen auch in den entlegensten Orten vorgetragen 
wurden. Tatsächlih heimisch ist aber Beethovens Musik nur 
in den beiden Hauptstädten Ruſtlands; größere Städte, wie z. B. 
Kiew, Charkoff, Odessa, Tiflis usw. bekommen die großen Werke 
Beethovens noch immer viel zu selten zu hören. 

Einige Jahre vor dem Kriege unternahm Ssergej Kussewitzkij 
mit seinem Orchester eine Reise durch Süd-Ruflland und die 
Wolga-Städte und damals war es für viele Orte das größte musi- 
kalische Ereignis, denn nie vorher wurden dort Beethovensche 
Symphonien aufgeführt, die Kussewitzkij in einer zyklischen 
Ausführun an drei bis fünf Abenden gleich in ihrer Gesamtheit 
brachte. Es gab auch jetzt, hundert Jahre nach dem Tode des 
Meisters, nicht wenig russische Städte, die Beethovens Sympho- 
nien, Kammer- und en zum erstenmal gehört haben. 
Doch ist der Name Beethovens überall bekannt und sein Ruhm 
überall vorgedrungen; es bleibt jetzt übrig, die breiten und 
breitesten Schichten der musikliebenden Bevölkerung auch in 
den entlegenen und entlegendsten Orten mit dem Schaffen 
Beethovens bekannt zu machen, sie in dieses einzuführen. Denn 
jetzt ist wohl nicht mehr zu befürchten, daß Beethovens Werke 
im groen Nachbarstaate auf vollkommenes Miſtverständnis, ja 
musikalisches Barbarentum stoßen werden. Ein Miſtverständnis 
kann man wohl folgende Auffassung nennen, wie sie in einem 
Bericht aus Petersburg von 1823 zu lesen war: „Sonderbar ist 
das Vorurteil, welches hier und in Moskau lange der Musik 
Beethovens entgegengestanden hat und welches leider durch 
einen berühmten Künstler —r— unterstützt wurde, welcher von 
Beethovens Werken, als von denen eines Halbverrückten sprach 
und. wenn er zu irgendeinem Werke desselben accompagnieren 
sollte, die seltsamste Animosität zeigte“ (Allgemeine Musik- 
zeitung, 1823). Musikalisches Barbarentum ist es aber, wenn wir 
hören, daß die Petersburger Philharmonische Gesellschaft, im 
Jahre 1853, die Klaviersonate Op. 13 C-moll (mehr als „pathe- 
tique“, dies jedoch mit Unrecht bekani für großes Orchester 
arrangiert, aufführte und das gleiche (1837) mit der Violin- 
Sonate Op. 47 (die sogenannte Kreutzer-Sonate, da dem Violi- 
nisten Rudolphe Kreutzer gewidmet), vollbringt. Pietätlosig- 
keiten dieser Art sind leider aber auch heute, und zwar nicht in 
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Rußland, sondern bei uns möglich, wie das die Instrumentierung 
der Hammerklaviersonate durch Felix Weingartner bewiesen hat. 
Trotzdem muß man aber Lenz recht geben, wenn er sagt, daß 
im Jahre 1850 Petersburg es im Verständnis Beethovenschen 
Geistes im allgemeinen weiter als Paris und London gebracht hat. 
Dies trifft auch heute noch zu, und wer beobachtet hat, wie sich 
der Russe mit größter Begeisterung und Inbrunst der Kunst an 
und für sich hinzugeben pflegt, der wird auch leicht verstehen, 
daß Beethoven dort, ungeachtet der großen und durchgreifenden 
politischen und sozialen Erschütterungen noch lange hoch in 
Ehren stehen wird. Wenn etwas in Rußland unverändert geblie- 
ben ist, so ist es der Ruhm und die Hochschätzung Beethovens, 
die tiefste Wirkung seiner Schöpfungen. Es kann ohne Übertrei- 
bung behauptet werden, daß nach Deutschland und Österreich 
Rußland das nächste Land war, das die Musik Beethovens mit 
vollem Verständnis und Innigkeit in sich aufnahm und diese sich 
aneignete. 
ir wissen, daß bereits Glinka ein heißer Verehrer Beetho- 
venscher Tonkunst war, wenn er diese auch mehr als Vollendung, 
denn als Beginn einer neuen Ära empfand. Es ist nicht schwer, 
die Einwirkung Beethovenschen Geistes auf sein Schaffen festzu- 
stellen. Auch die Komponisten des russischen Sturmes und 
Dranges — die Mitglieder der sogenannten „Neuen russischen 
Schule“ haben Beethoven auf ihr Banner genommen, wenn ihre 
Einstellung zu ihm auch eine andere als die Glinkas oder des 
Weltmannes Tschaikowskij war. Balakireff und Mussorgskij 
haben sogar zahlreiche Klavierbearbeitungen Beethovenscher 
Werke unternommen. Von Glinka bis auf unsere Tage reagierten 
die russischen Komponisten stets auf die Musik Beethovens und 
wenn ihre Einstellung mit dieser auch oft nicht übereinstimmte, 
so wurde dies doch gerade durch die Wiederspieglung der Uni- 
versalität Beethovenschen Geistes verursacht. 

Der russische Staat hat viele Wandlungen durchgemacht, die 
sozialen Verhältnisse sind ganz anders a? früher, aber jeder 
Russe, ob Romantiker oder Rationalist. ob Monarchist oder Kom- 
munist findet seinen Beethoven und immer gab es in Rußland 
viele Musikfreunde, deren Herz hochschlug, wenn sie Beethoven- 
schen Klängen lauschten. Hierin hat sich auch heute nichts ge- 
ändert und immer noch schöpfen die Musikfreunde aus diesem 
Born neue Kräfte und Ermunterung, ganz gleich ob sie diese in 
einer Verträumtheit — wie es früher war — oder in einer Ak- 
tivität — wie es heute der Fall ist — finden. 

Es gab in Rußland, vorwiegend aber in Moskau, eine Zeit, als 
Beethovens Musik dorthin über Paris kam, weil damals in den 
20er Jahren — nur das akzeptiert wurde, was Paris für gut hielt. 
In den 30er Jahren war die Auffassung schon tiefer, denn die 
deutschen Romantiker eroberten die russische Geisteswelt. Aber 
eine selbständige russische Auffassung war das auch noch nicht. 
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Diese wurde erst durch die Gebrüder Anton und Nikolaj Rubin- 
stein vorbereitet (dieser letztere hat im Laufe von zwanzig Jahren 
(1860—1881) 261 Symphonie-Konzerte dirigiert, von denen 138 
Abende mit Werken Beethovens bedacht waren; von den 450 
Werken, die von 1863 bis 1881 in 149 Konzerten zur Aufführun 
bei den Kammermusikabenden der Russischen Musikgesellschaft 
in Moskau zu Gehör kamen, waren 116 Beethovens). Bis schließ- 
lich eine selbständige russische Auffasung sich Platz machte; diese 
vorwiegend bei Kussewitzkij und Siloti, ferner bei Ssafonoff und 
anderen russischen Dirigenten aus neuer und neuester Zeit. 


Die russischen Schriftsteller und Dichter haben Beethoven 
und seine Musik nicht selten zum Gegenstand ihrer Werke ge- 
nommen. Das dies nicht allzu oft geschah, ist ja weiter nicht zu 
bedauern, da Komponisten-Romane, Novellen und dergl. fast 
immer das Gegenteil von dem erreichen, was sie bezwecken. Das 
heiftt, daß durch Romane, Novellen usw. das Wesen der Musik, 
die Eigenart der Persönlichkeit und die historische Bedeutung durch 
allerhand Nebenwerk und Ausschmückung dem Leser nicht näher 
gebracht werden, sondern sehr oft eine falsche Vorstellung hervor- 
rufen. Der erste russische Versuch dieser Art gehörte einem der 
bedeutendsten Männer Rußlands zu Beginn des 19. Jahrhunderts, 
dem Fürsten W. F. Odojewskij, einem Dero begeisterten Musik- 
freund und -kenner, wie begabten Wissenschaftler, Publizisten 
und sehr beliebten Novellisten. Seine Novelle „Das letzte Quar- 
tett Beethovens” (1831) wurde sehr viel gelesen und hat wie auch 
die Erzählung des Schriftstellers Fürsten W. A. Ssologub „Die 
Geschichte von den zwei Galoschen“ (1839) eine ganze Reihe 
russischer Novellen, Romane, Gedichte usw. die mit dem Namen 
Beethoven verknüpft sind, oder Beethoven in die Mitte der Hand- 
lung stellen, hervorgerufen. Die Dichter N. P. Ogareff, Apollon 
Grigorjeff, K. Ldoff, K. Sslutschewskij, Fett, A. Apuchtin, Andrej 
Belyj und Wjatscheslaff Iwanoff, die Schriftsteller Lew Tolstoj, 
Kuprin u. a. haben auf diese oder jene Weise Beethoven als Per- 
sönlichkeit oder sein Schaffen als Musikphänomen in ihre Werke 
aufgenommen. Viel zur Vertiefung des Verständnisses Beetho- 
vens haben sie aber alle nicht beigetragen und das Problem 
Beethovens in der russischen Dichtung bietet für uns nur insofern 
ein gewisses Interesse, als man an Hand der literarischen Werke 
über Beethoven die Wiederspiegelung des Schaffens und der Per- 
sönlichkeit dieses Komponisten in den verschiedensten Richtungen 
der Literatur und des Geisteslebens Rußlands, vom Romantismus 
bis in unsere Tage hinein — vor einigen Monaten erschien noch 
ein Bühnenwerk aus dem Leben Beethovens von Max Shismor — 
verfolgen kann. 


Unter diesen vielen Werken bildet nur der selır prägnante, 
tiefe und fein empfundene Vierzeiler „Widerhall der neunten 
Symphonie Beethovens“ (1892), des nicht gerade genialen doch 
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schlicht und aufrichtig empfindenden Dichters A. M. Shemtschush- 
nikoff eine Ausnahme. 

In Rußland gibt es keine Beethoven-Denkmäler, denn dieses 
Land war an Denkmälern nie reich und solche für die heimat- 
lichen Komponisten sind nicht zahlreich, dabei kamen sie fast 
stets unter Schwierigkeiten und Widerwärtigkeiten zustande. 

Auch sonst gibt es in Rußland nur wenige Beethoven-An- 
denken: eine Abschrift der Partitur der Missa solemnis (an der 
übrigens einige Seiten fehlen) wurde von Alexander I. der Öffent- 
lichen Bibliothek zu St. Petersburg geschenkt, wo sie auch auf- 
bewahrt wird. Daselbst befindet sih auch ein Heft mit sechs 
schottischen Liedern aus dem Jahr 1816, das von den bei Schle- 
singer herausgegebenen wesentlich abweicht, sowie ein Brief 
(übrigens ist darin nur die Unterschrift und eine Anmerkung von 
der Hand Beethovens selbst) an Tobias Haslinger, vom 13. Ok- 
tober 1816, und ein Blatt aus einem Notizbuch. Ein anderes Notiz- 
buch wurde erst in diesem Jahr entdeckt und befindet sich im 
Museum des Moskauer Konservatoriums; es bezieht sich auf die 
Golitzyn-Quartette. 

Es befanden sich in Ruſtland noch so manche Notizbücher 
und andere Dokumente Beethovens, denen bisher aber noch nie- 
mand auf die Spur gekommen ist; ihre Besitzer waren früher 
bekannt, sind dann verstorben und ihre Erben verschollen. 

Die Urschriften der Rasumowskij- und Golitzyn-Quartette 
werden zum größten Teil in der Preußischen Staatsbibliothek zu 
Berlin aufbewahrt. 

Zum Schluß soll hier eine Aufstellung russischer Urauffüh- 
rungen von 40 groſten Werken Beethovens und seiner Oper „Fi- 
delio“ folgen, die sich alle auf St. Petersburg erstrecken, da Mos- 
kau und andere russische Städte damals im öffentlichen Musik- 
leben des Landes eine 85 untergeordnete Rolle spielten. 

Diese Angaben, welche in Deutschland noch unbekannt sind, 
entstammen, wie auch das meiste in diesem Beitrag, authentischen 
russischen Quellen. 

I. Symphonien. 

Nr. 1 C-dur Op. 21 am 17./29. Dezember 1862 (unter 
Anton Rubinstein). 

Nr. II D-Dur Op. 36 am 31. März / 12. April 1845. 

Nr. III Es-dur Op. 55 am 15./27. März 1833. 

Nr. IV B-dur Op. 60 am ? März 1827. 

Nr. V C-Moll Op. 67 am 14./26. März 1849. 

Nr. VI F-dur Op. 68 am 1./13. März 1833. 

Nr. VII A-dur Op. 92 am 2./14. April 1852. 

Nr. VIII F-dur Op. 93 am 24. Februar / 8. März 1849. 

Nr. IX D-moll Op. 125 am 7./19. März 1836 (in Moskau 
erst 1863). Zum zweiten Mal wurde die neunte 
Symphonie in Petersburg am 4./16. März 1844 
aufgeführt. 


= 
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Aus der obigen Tabelle geht hervor, daf die Symphonien 
Beethovens, soweit es sich um die ersten öffentlihen Auf- 
führungen handelt, wie folgt ihren Einzug nach Rußland hielten: 
IV (1827); VI und III (1833) ; IX (1836) ; II (1845); VIII und V (1849); 
VII (1852); I (1862). 


II. Orchesterwerke und dramatische Musik. 


Ouvertüre „Coriolan“ Op. 62 am 23. Dezember / 4. Januar 1831. 

Ouvertüre „Leonore“ Nr. 2 Op. 72 am 3./15. April 1859. 

Ouvertüre „Leonore“ Nr. 3 Op. 72 am 28. November / 10. De- 
zember 1861. 

Ouvertüre „Egmont“ (ohne Bühnenmusik) Op. 84 am 27. März / 
8. April 1853. 

Ouvertüre „Egmont“ und die ganze Musik am 9./21. März 1856. 

„Die Schlacht von Wittoria“ (Orchester- Phantasie) Op. 91 am 
28. März /9. April 1821. 

Musik zu den „Ruinen von Athen“ Op. 113 am 7./29. Dezember 1859 
(der türkische Marsch allein wurde aber bereits am 
11./23. April 1850 herausgebracht). 

Ouvertüre C-dur Op. 115 (Namensfeier) am 6./18. April 1856. 

Ouvertüre „König Stephan“ Op. 117 am 29. März / 10. April 1857. 

Ouvertüre „Leonore“ Nr. 1 Op. 138 am 15./27. Januar 1862. 


III. Chorwerke. 


Chor-Phantasie für Klavier, Chor und Orchester Op. 80 am 


8./ 20. März 1854. 
Oratorium „Christus am Ölberge“ Op. 85 am 27. März /8. April 


1813. 

Messe C-dur Op. 86 am 1./13. März 1833. 

„Meeresstille und glückliche Fahrt“ Op. 112 am 19. Februar / 
2. März 1844. 

Missa solemnis Op. 123 am 26. März / 7. April 1824. 


IV. Instrumentalkonzerte. 


Violinkonzert mit Orchesterbegleitung D-dur Op. 6i am 
14./26. März 1849. 
Klavierkonzert Es-dur Nr. 5 Op. 73 am 31. März / 12. April 1845. 


V. Trios. 


Streichtrio C-moll Op. 9 Nr. 1 am 30. November / 12. Dezem- 
ber 1852. 

Streicdhtrio D-dur O. 9 Nr. 2. am 31. Januar/12. Februar 1853. 

Streichtrio C-moll Op. 9 Nr. 3 am 3./15. Januar 1859. ` 

Klaviertrio D-dur Op. 70 Nr. 1 am 17./29. Dezember 1855. 

Klaviertrio B-Dur Op.97 am 24. Januar /5. Februar 1859. 
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VI. Quartette. 


Streichquartett A-dur Op. 18 Nr. 5 am 2./14. April 1859. 
Streichquartett E-Moll Op. 59 Nr. 2 am 2./14. April 1859. 
Streichquartett C-dur Op. 59 Nr. 3 am 17./29. Januar 1859. 
Streichquartett F-moll Op. 95 am 16./28. November 1852. 
Streichquartett Es-dur Op. 127 am 27. Dezember/8. Januar 1858. 
Streichquartett B-dur Op. 130 am 2./14. April 1859. 
Streichquartett Cis-moll Op. 131 am 26. März / 6. April 1859. 


VII. Quintette. 


Klavierquintett Es-dur Op. 16 am 20. April / 2. Mai 1852. 
Streichquintett C-dur Op. 29 am 14./26. Januar 1859. 


VIII. Septett. 
Septett Es-dur Op. 20 am 14./ 20. April 1861. 


IX. Die Oper „Fidelio“ 


wurde in Rußland zum ersten Male in deutscher Sprache auf 
der deutschen Kaiserlichen Bühne in St. Petersburg während 
der Saison 1834/35 aufgeführt (genaues Datum en in 
italienischer Sprache im Groſten Theater zu St. Petersburg 
am 28. au / 9. Februar 1863; in russisch er Sprache in Mos- 
kau auf der Bühne des Großen Theaters in einem Schüler-Konzert 
des Moskauer Konservatoriums unter der Leitung Nik. Rubin- 
steins am 5./17. April 1880 und in russischer Sprache in St. 
Petersburg im Panajewschen Theater durch die Schüler des 
Petersburger Konservatoriums am 13./25. Januar 1891. 

Auf der Bühne der Kaiserlichen Marien-Oper ging „Fidelio“ 
zum ersten Mal (ebenfalls in russischer Sprache) unter der Lei- 
tung Eduard Naprawniks am 26. September / 9. Oktober 1905. 


Die Tätigkeit der Vitebsker Kommission 
zur Auswahl und Herausgabe alter Urkunden. 


Von Universitätsdozent Oskar v. Büchler, Kaunas, 
z. Z. Königsberg Pr. 


Unabhängig von der „Kaiserlichen Archäographischen Kom- 
mission in 5 (‚Imperatorskaja | Archeografiteskaja 
Kommissija‘) !) (1837) bestanden im Zarenruſtland audi an 


1) Errichtet durch Verordnung (= VO) vom 28. Februar 1837 (Polnoje So- 
branie Zakonov Rossijskoj Imperii (=PS) 9951); zuletzt geregelt durh VO 
vom 2. Februar 1904 ($$ 1—19) (Ur. Min. (Verfassung der Ministerien (Svod 
Zakonov (= Sv. Zak.) Bd. I Teil 2, Ausgabe 1892, Fortsetzung 1912), 885 450 bis 
456, 12). — Vgl. über ihre Tätigkeit die jährlichen Berichte (seit 1862) „Le- 
topis’ Zanjatij Imperatorskoj 555 Kommissii“ (Jahrbuch der 
Arbeiten der Kaiserlichen Archäographischen Kommission), Petersburg (Ge- 
samtzeitschriftenverzeichnis S GZ V, Berlin, 1914 No. 8545). 
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anderen Orten gleichartige Kommissionen, z. B. in Kiev?) (1843) 
und Vil’no?) (1864), mit der gleichen Aufgabe: das Quellen- 
material für vaterländische Geschichte sowie juristische und lite- 
rarische Denkmäler aus ältester Zeit bis zum ersten Viertel des 
XVIII. Jahrhunderts einschließlich in wissenschaftlicher Weise zu 
beschreiben und systematisch herauszugeben. 

Parallel mit ihnen und zugleich in engem Zusammenhange 
arbeiteten, wenigstens soweit ds West- und Südwest-Rußfland 
in Frage kam, die in Kiev, Vil' no und Vitebsk errichteten 
„Zentralarchive für Urkundenbüdier der westlichen‘) Gouver- 
nements“ (, Central'nye archivy dlja aktovych knig zapadnydı 
gubernij’) ). Im Gegensatze zu den „Archäographishen Kom- 
missionen“, die zum Ressort des Ministeriums für Volksauf- 
klärung gehörten, unterstanden sie ursprünglich dem Ministerium 
der inneren Angelegenheiten, aber nicht unmittelbar, sondern in 
Kiev zunächst unter der Verwaltung der St. Vladimir-Univer- 
sität, in Vitebsk unter dem Gouverneur®) und in Vil’no unter der 
Verwaltung (‚pope£itel‘, Pfleger) des amtlichen örtlichen Schul- 
kreises (‚u&ebnyj okrug‘). Das Vitebsker. Zentralarchiv wurde 
im Jahre 1902 aufgelöst’); seine Bestände wurden nach Vil’no 
überführt und dem dortigen Zentralarchiv einverleibt?). Die 
Dienststellung der Zentralarchive war namentlich durch die Ver- 
ordnung vom 2. April 1852 und vom 28. Juni und 1. Juli 1912 
eregelt?). Das Personal bestand aus einem Archivarius, aus 
ehilfen des Archivarius und Archivsekretären. Die Oberauf- 
sicht führte, nachdem die Zentralarchive inzwischen in das Ressort 
des Ministeriums für Volksaufklärung übergegangen waren, der 
Pfleger (‚pope£itel‘) des örtlichen ‚ucebnyj okrug‘'°) unter der 
Oberaufsicht des Generalgouverneurs (Kiev) bzw. des Gouver- 
neurs (Vil’no). | 


2) Vgl. V. S. Ikonnikov, Opyt russkoj istoriografii (Versuch einer 
(Geschichtsschreibung der) russischen Geschichtsschreibung), 2 Bde, Kiev, 1891. 
1908. Bd. I. 1. S. 272—274. 

) Vgl. Zeitschrift für Osteuropäische Geschichte (~ ZOG) 4. 575—582 (M. 
Wischnitzer). 

) Darunter wurden folgende 9 Gouvernements verstanden: K iev, Po- 
dolija Volyn (südwestrussische), Vitebsk, Minsk, Mogilev (weißrussische) 
Vil'no, Grodno, Kovna (litauische) (Zak. Sost. (Gesetze über die Stände) 
(Sv. Zak. Bd. IX. Ausgabe 1899, Fortsetzung 1912). Anmerkung bei $ 179, 2, 
sowie Obšc. Učr. Gub. (Allgemeine Gouvernementsverfassung) (Sv. Zak. Bd. II. 
Ausg. 1892, Forts. 1912) $ 1153. 

i ) VO vom 2. April 1852 (PS 26 126). 

e) Die Zentralarchive bestanden aber selbständig neben den Archiven 
der einzelnen Behörden, wie Gericht, Verwaltung, namentlich Gouvernement, 
und neben dem Archiv eines Generalgouverneurs. 

7) VO vom 24. November 1902 (PS 22 145). 

3) Vgl. ZOG 4. 580 (M. Wischnitzer). 

m °) Im Sv. Zak. Bd. II in Beilage zu § 67 Obšč. Učr. Gub. (Forts. 1912), 
1—9, 1. 
10) Vitebsk gehörte zum ,Vilenskij učebnyj okrug“. 
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Die Aufgabe der Zentralarchive bestand darin ($ 4), alte 
Urkundenbücher (und Urkunden) vergangener Jahrhunderte bis 
einschließlich 1799 aus den lokalen Lagerorten zu sammeln und 
an einer Zentralstelle aufzubewahren. Aus den gesammelten 
Schätzen Veröffentlichungen von Urkunden usw. vorzunehmen, 
war nicht als Dienstobliegenheit dieser Archive vorgesehen; sie 
sollten in der Hauptsache dazu dienen, die zweifelsfreie Fest- 
stellung privater und öffentlichrechtlicher Besitzverhältnisse und 
des Personenstandes der Bevölkerung zu sichern. Aber die Fülle 
des vorhandenen Materials, das übrigens auch von den „Archäo- 
graphischen Kommissionen“ ii) und von anderen Behörden, An- 
stalten und Gelehrten eifrig benutzt wurde, drängte von selbst 
zum Handeln in dieser Richtung. So entstanden (von der Re- 

ierung berufen) besondere „Kommissionen zur Auswahliz) (und 
e 13) alter Urkunden“) (‚Kommissii dlja razbora 
(i izdanija) drevnich aktov), darunter auch eine solche in Vi- 
t e bs k. — Herausgabe des Archivmaterials an private Personen. 
aber auch an Behörden war unbedingt untersagt. 


Die Vitebsker Kommission konnte erst im Jahre 1863 ihre 
Tätigkeit beginnen, da namentlich aus Mangel an geeigneten 
Räumen die Bildung des Archivs sich bis 1862 verzögert hatte. 
Es bestand aus 1823 (nach späterer Zählung: 1899) „Büchern“ 
verschiedener Benennung, von denen 956 aus den Vitebsker, 867 
aus dem Mohilever Bezirk herrührten; sie waren in 1848, seit 
dem Jahre 1897 in 1706, Einbänden gebunden'*a). — Mit dem 
Jahre 1871 begann die Herausgabe der 32 Bände ‚Istoriko-Juri- 
dičeskie Materialy, izvledennye iz aktovych knig gubernij Vi- 
tebskoj i Mogilevskoj, chranjas£ichsja v Central'nom Archive 
v Vitebske i izdannye pod redakciej archivariusa sego archiva... 
(Vitebsk, 1871—1906. 4 to). (Historisch- Juridisches Material, Aus- 
züge aus den Urkundenbüchern der Gouvernements Vitebsk und 
Mohilev, die im Zentralarchiv in Vitebsk aufbewahrt werden, 
herausgegeben von dem Archivarius dieses Archivs. .. (an- 
geführt: IJuM). Herausgeber war also nicht die Kommission, 
sondern der Archivar. Die nahe liegende Parallele mit den 


11) Oft gehörten ihr Beamte des Zentralardiivs an. Vgl. ZOG 4. 582 (M. 
Wischnitzer). 

12) Kiev. 

13) Vil'no, vorher auch Vitebsk. 

14) Nicht zu verwechseln mit den schon früher (Ukaz vom 19. Dezember 
1833, PS 6644) in Kiev, Vil'no und Vitebsk errichteten ‚kommissii dlja razsmo- 
trenija metrièeskidi i aktovych knig‘ (zur Nachprüfung der Personenstands- 
und Urkundenbücher) oder mit den später ebenda (Ällerhöchst bestätigter 
Vorschlag des Ministerkomitees vom 3. November 1842, PS 16 165) errichteten 
‚kommissii dlja novoj poverki aktovych knig‘ (zu erneuter Revision der Ur- 
kundenbücher). 

nn) IJuM (siehe Text) Bd. 27 Vorwort S. VI und D. JaSamokvasov; 
Archivnoe delo v Rossii Das Archivwesen in Rußland) (Moskau 1902), zwei 
Bücher. Buch 2 S. 178. 
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F Kommissionen“ führte indeſt dahin, daß viel- 
fach auch in diesem Falle die Kommission als „Archäographische 
Kommission“ bezeichnet wurde), und daß die Veröffentlichungen 
als ihr Werk galten. — Es wurden herausgegeben Bd. 1—16 
(1871—1885) von Sozonov, Bd. 17 (1888) von Fürst N. Meš- 
čerskij und und M. L. Verevkin'!*), Bd. 18—26 (1888 bis 
1895) von M. L. Verevkin und Bd. 27—32 (1899—1906) von 
Dm. Iv. Dovgjallo. 

Die Stärke der einzelnen Bände schwankt zwischen 314 
(Bd. 5) und 546 Seiten (Bd. 9). Ein chronologisches Urkunden- 
register und von Band 17 an auch ein alphabetisches Verzeichnis, 
meistens über Ortschaften, Personen, Urkunden, Gegenstand der 
Veröffentlichung, ist beigegeben. — In Bd. 1—14, 16—27 enthält 
der erste Teil das „Einnahmen- und Ausgabenbuch 
der Stadt Mohilev“!) für die Jahre 1679—1716; es fehlen 
die Jahrgänge 1682, 1687, 1693, 1694, 1696, 1701—1705, 1707, 1708 
und 1713. Außerdem enthält jeder Band mehrere Urkunden 
verschiedener Art aus verschiedenen Zeiten. Die Scheidun 
dieser Urkunden erfolgte bei der Veröffentlichung überwiegen 
nach Art und Ort der Behörde. von welcher die Urkundenbücher 
herrühren. So befinden sih Urkunden aus den Urkunden- 
büchern des 

1. Vitebsker zemskij sudis) (158) in Bd. 2, 20—26, 28, 

31 (1593—1667). 

2. Polocker zemskij sud (123) in Bd. 2, 3, 22—26 (1599 
bis 1777). 

3. Ors ans ker zemskij sud (65) in Bd. 23—26 (1642—1680). 

4. Vitebsker grodskij sud!?) (379) in Bd. 20—27 (1584 
bis 1722). 

5. Polocker grodskij sud (36) in Bd. 28 (1593—1668). 

6. Orsansker grodskij sud (11) in Bd. 28 (1614—1693). 

7. Mstislaver grodskij sud (19) in Bd. 28 (1654—1656). 

8. Mstislaver grodskij sud bzw. zemskij sud (32) in Bd. 24, 
35 (1663—1064). 

9. Poloker Magistrats (43) in Bd. 4—6 (1652—1771). 

10. Magistrats (2333) in Bd. 7—17, 30, 32 (1577 

is 1787). 

11. Vitebsker Magistrats (170) in Bd. 18, 19 (1743—1791). 
12. Vitebsker Voevodschaft (64) in Bd. 18, 19 (1576—1712). 


3) Ahnlich in Vil'no. Vgl. ZOG 4. 575 (M. Wischnitzer). 

16) Gesprochen: Wirrjöffkin. 

17) ‚Prichodo-raschodnaja kniga g(oroda) Mogileva za... goda‘. Dieses 
ist der von dem Herausgeber gewählte Titel. Der Originaltitel lautet: ‚reestr 
Safarski‘ (vom Herausgeber verwendet für Bd. 15) ($Safar-kaznalej-Kassierer, 
vom deutschen „schaffen“) bzw. ‚proventa‘ bzw. (in späteren Jahrgängen, pol- 
nisch) ‚Regestr przychodów y roschodöw‘, ‚reestr roschodow'. 


#) S judicium terrestre, Gericht für Ländler, Ländlerschaftsgericht. 
19) — judicium castrense, Gericht für Städter, Städterschaftsgericht. 
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13. Cecersker Starostei (3) in Bd. 28 (1629, 1704, 1726). 
14. en Magdeburgii' (90) in Bd. 17, 18 (bis 
1771). 
15. ‚USa&@skoj Magdeburgii‘ (38) in Bd. 27 (1756—1762). 
Aber auch der Inhalt der Urkunden und der Gegenstand, 
= den sie sich beziehen, diente der Gruppierung als Unter- 
lage, so: 

1. Die „Plody duchovnye“ (= fructus spirituales) nach dem 
Originaljournal des Vitebsker Jesuitenkollegiums in Bd. 
19—22 (1714—1813). 

2. Inventare (Bestandsverzeichnisse von Landgütern, Städten 
usw. mit Angabe der Einkünfte, Aussaat, Besiedelung, Be- 
steuerung, und zwar von Privatpersonen, Gemeinden, auch 

eistlichen Kollegien in Bd. 2 (Erzbistum der Unierten), 

Ba. 22 (Städtchen Ulla), Bd. 27 (des Vitebsker Jesuiten- 
kollegs), 28, 30, 31 (1685—1796), darunter auch einige „Pri- 
vilegien“. 

3. Urkunden (57) zur Geschichte der rechtsgläubigen (pra- 
voslavnaja‘) Kirche in Weiſtruſtland in Bd. 29, 30 (1579 
bis 1779). 

4. Urkunden (6) zur polnisch-livländischen Geschichte in 
Bd. 27 (1383 — 1738). 

5. B (betrifft 119 Familien aus dem Bezirk Orsa) in 

. 28. 


Endlich sind Urkunden ohne nähere Bezeichnung auch ent- 
halten (34) in Bd. 21 (1565—1804) und (10) in Bd. 18 (1720—1747). 

Im ganzen enthalten die 32 Bände mehr als 3700 einzelne 
Urkunden aus der Zeit von 1565—1813, ferner 25 Jahrgänge 
Einnahmen- und Ausgabenbuch der Stadt Mohilew und eine 
Reihe (etwa 50) umfangreicher Inventare, auch über Kirchen- 
‚fundus‘2°). 

Nach Aufhebung des Vitebsker Zentralarchivs setzte sein 
letzter Archivarius Dm. Dovgjallo als Mitglied (Vorsitzen- 
der) 2!) der Vil'noer Archäographischen Kommission die Heraus- 
fort (Bd. 30 erschien 1903, Bd. 31 1905, Bd. 32 1906). In 

d. 30 war die Herausgabe der Urkunden aus dem Urkun- 
denbuche des Mohilever Magistrats (Magdeburger Recht) vom 
Jahre 1577 begonnen. In Bd. 32 kommen zu den dort veröffent- 
lichten 186 Urkunden noch weitere 172 aus dem Jahre 1577 hinzu 
(im ganzen sind es also 558 aus 1577), ferner weitere 518 aus dem 
Jahre 1578. Die „Vil'noer Archäographische Kommission“ hat 
es dann übernommen, die Herausgabe der Urkunden aus diesen 
Büchern des Mohilever Magistrats, die in fast geschlossener 
Reihe — es fehlen nur die Bücher für das Jahr 1731 — vorlagen, 
fortzusetzen. 


20) Vom lateinischen ‚fundus‘, frz. ‚fond‘. 
21) Vgl. ZOG 4. 582 (M. Wischnitzer). 


278 


Für die Klärung der Frage, welchen Einfluß das Magde- 
burger Recht auf die Rechtsentwicklung im litauisch-russi- 
schen Staate gehabt hat, bedeutet .es einen großen Verlust, daß 
wegen Kriegsausbrudis die Veröffentlichung dieser Urkunden 
nicht, wie beabsichtigt war??), zu Ende geführt werden konnte. 
Sie hätten ein geschlossenes Bild einer örtlihen Weiterentwick- 
lung dieses Rechts für volle 215 Jahrhunderte?) ergeben. 

ber den reichen und mannigfaltigen sachlichen Inhalt des 
nalen Materials müßte an anderer Stelle berichtet 
werden. 


22) ZOG 4. 580 (M. Wischnitzer) und Vorwort (russ.) in IJuM Bd. 30 
S. XI, Bd. 32 S. XXIX (Dm. Dovgjallo). 
233) IJuM Bd. 32 S. XXIX (Dm. Dovgjallo). 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Monatsbericht über die Innenpolitik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I 


Die Übersicht umfaßt eine in sich geschlossene, sehr inhalts- 
reiche Periode vom Jubiläum am 7. und 8. November bis zum 
Ende des Parteikongresses am 19. Dezember. Ä 

Bezüglich dessen, was zum Jubiläum zu sagen ist, ver- 
weisen wir auf die umfassenden Betrachtungen des November- 
Heftes. Die Welt sieht, daß ein russischer Staat besteht. Sie sieht 
desgleichen, daß die Kommunistische Partei „es nicht zuwege ge- 
bracht hat, die kommunistische Theorie auf das russische 1 
anzuwenden (so die New York World vom 7. 11.). Die Welt 
sieht weiter, daß dieses Rußland zweifellos nicht in einer Kata- 
strophe oder einem Zusammenbruch ist, aber ebenso zweifellos 
nur in langsamer Entwicklung und in politischer und militärischer 
Machtlosigkeit, und daß es darauf angewiesen ist, einen Ausgleich 
mit dem sonst die Welt beherrschenden Wirtschafts- und poli- 
tischen System zu finden. Das ist wohl wichtiger als die Berichte 
über die Paraden und Feiern des Jubiläums, in denen nachdrück- 
lich die Zusammenarbeit zwischen Bauern und Arbeitern unter- 
strichen und die Propaganda gegen Westeuropa noch in einer zur 
augenblicklichen russischen Aultenpolitik nicht ganz passenden 
Weise betrieben wurde. 

In das jubiläum selbst schlugen die Demonstrationen der 
Opposition herein. Trotzki, Sinowjew, Radek haben in 
Moskau und Leningrad während der Feste versucht, zu Worte zu 
kommen und an die Massen zu appellieren. Sie haben damit 
nichts erreicht, nur die Stimmung gegen sich verschärft und bis 
zur Erbitterung emporgetrieben. 
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II. 


Zunächst sei darauf hingewiesen, daß Westeuropa nun etwas 
genauer in die Gedankenwelt der Opposition herein- 
sehen kann. In deutscher Sprache sind erschienen: „Vor dem 
Thermidor, Revolution und Konterrevolution in Sowjetrufßland, 
Die Plattform der linken Opposition in der bolschewistischen 
Partei (Sapronow, Smirnow., 6 orin, Kalin usw.) unterdrückt in 
Rußland und in allen Sektionen der Komintern, herausgegeben 
von den aus der Kommunistischen Partei ausgeschlossenen Ham- 
burger Oktoberkämpfern“ (Verlag Fritz Erufat, Hummelsbüttel, 
Post Fuhlsbüttel, Hamburg). Ferner: „Plattform der russischen 
Opposition, eingereicht dem ZK der WKP (B) von einer Gruppe 
leninistischer Bolschewiki, nicht veröffentlicht vom Stalinschen 
ZK, veröffentlicht vom Verlag „Fahne des Kommunismus“. 
Außerdem erscheint eine: „Zeitschrift der orthodoxen Marxisten 
und Leninisten“ unter dem Titel: „Fahne des Kommunismus“. 


Damit werden die einzelnen bekannten Gedankengänge der 
Opposition in Zusammenhang gebracht, wenn auch nichts beson- 
deres Neues dabei hervortritt. Das wesentliche ist die Sorge vor 
dem Kapitalismus, namentlich auf dem Dorf, und der Vorwurf 
gegen Stalin und seine Leute, daß sie diese Gefahr nicht sehen 
und durch ihre Politik der „Smytschka“ und mit dem großen 
Beamtenapparat des Sowjetssystems nur noch fördern. Daß die 
Opposition objektiv richtige Symptome der wirtschaftlichen Ent- 

wicklune und der Klessenbildung hervorhebt, wird nicht zu be- 
streiten sein und auch von der Mehrheit zugegeben. Es wird 
eine Entwicklung zu Bewußtsein gebracht und formuliert, die dem 
Beobachter russischer Verhältnisse sidh seit mehreren Jahren 
schon mosaikartig zusammensetzte und jetzt in ihren großen und 
zwingenden Folgerungen hervortritt. 


Desgleichen erkennt man aber auch den völligen Mangel an 
einem positiven Programm der Opposition. Sie ruft: Zurück zu 
Marx, zurück zu Lenin! Aber ihre grundsatztreuen Programm- 
forderungen sehen hoffnungslos in das Leere. Sie müßten, wenn 
sie durchgeführt würden, zur wirtschaftlichen Katastrophe und 
zum Umsturz im Innern führen. 


Das fühlt natürlich die Mehrheit. Sie fühlt, daß die Sta- 
linsche Richtung den Frieden und die Ruhe, nach der man sich ja 
sehnt, verbürgt. Sie empfindet daher in jedem Sinne diese 
Arbeit der von hochintelligenten Leuten getragenen Opposition 
als unbequem und gefährlih. Das wurde gerade beim Jubiläum 
allen vor Augen geführt, als die Leitung dieser Opposition mit 
Demonstrationen in den Festjubel eingriff. So erklärt sich der 
Wunsch der Mehrheit, da die Tätigkeit der Opposition auch im 
geheimen immer weiterging, nach einer energischen Aktion schon 
vor Zusammentritt des Por Koe e. aol dem die Opposition 
eigentlich in aller Öffentlichkeit auftreten sollte und wollte. 
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III. 


Die Opposition trieb den Kampf auf die Spitze und rief den 
Beschluß der Zentralkontroll- Kommission und des Zentralkomi- 
tees hervor, Trotzki und Sinowjew aus der Partei auszuschließen. 
Der Beschluß wurde am 11. November gefaßt, der Öffentlichkeit 
erst am 14. November übergeben. Danach wurde mitgeteilt, daß 
die beiden die Forderung, die illegale Tätigkeit einzustellen, mit 
demonstrativem Verlassen der Sitzung der enira kommission be- 
antwortet und dann schriftlich die Forderung abgelehnt hätten. 
Die anderen Führer zweiten Grades, darunter Kamenew und an- 
dere verloren nur ihre Posten und wurden verwarnt. 

Für Trotzki und Sinowjew war das bereits das Ende. Es be- 
deutet für sie beide den Verlust ihrer Stellungen im Staate, also 
für Trotzki den Verlust eines Postens des Vorsitzenden des Haupt- 
konzessionskomitees; sein Nachfolger ist sein bisheriger Vertreter 
Ksandrow geworden. Ebenso wurde Sinowjew aus der staat- 
lichen Planwirtschaftskommission entfernt. Der Verlust der 
Amter ist von dem Verlust der Honorare für die Mitarbeit an den 
Parteizeitungen begleitet. Da es andere Möglichkeiten des Geld- 
erwerbes in dieser Beziehung nicht gibt, bleibt Trotzki auf die 
Einnahmen aus dem Verkauf seiner Werke im Ausland an- 
gewiesen. 

Zur weiteren Vorbereitung auf den Parteitag veranstaltete 
Stalin, der so gegen seine bisherige Gewohnheit aus dem Dunkel 
hervortrat, eine sechsstündige Unterredung mit SO Vertretern von 
Arbeiterdelegationen aus Deutschland, Frankreich, Österreich, 
Tschecho-Slowakei, Südamerika, China, Belgien, Finnland, Däne- 
mark und Estland am 14. November, in der er über die Stellung 
zur Sozialdemokratie, zur 2. Internationale, zur Pressefreiheit, 
zur Naphthafrage, zu den Vorkriegsschulden, zu dem Branntwein- 
monopol sprach. Interessant daraus sind die Ausführungen über 
die Opposition: 

„Ihre Kraft. in der Partei sei fast bedeutungslos. Nach den letzten 
Angaben stimmten in der ganzen Sowjetunion für das Zentralkomitee und 
seine Thesen über 135000 Parteimitglieder, wogegen 1200 für die 
Opposition eintraten. Es ist möglich, daß auf dem 15. Parteikongrefß die 
Opposition keinen einzigen Delegierten haben wird. Die Opposition stützt 


sich hauptsächlich auf die nichtproletarischen Kreise und spiegelt die Un- 
zufriedenheit der letzteren mit der Diktatur des Proletariats wider.“ 


Und über die Lage im ganzen: 

„Die innere Lage des Landes ist so fest und unerschütterlich, daß man 
ohne die „staatliche und politische Verwaltung“ auskommen könnte, wenn die 
inländischen Gegenrevolutionäre nicht mit tausend Fäden mit den Kapi- 
talisten aller Länder verbunden wären, von denen sie mit allen Kräften 
und allen Mitteln unterstützt werden.“ 

Man sieht aus dieser Aktion, wie Stalin daran liegt, die öffentliche 
Meinung wenigstens innerhalb der ihm zugewandten Arbeiter- 
bewegung in seinem Sinne zu beeinflussen. 

Es war mehr ein Zufall. der aber doch in den Ablauf der Ent- 
wickelung wirksam eingriff. daß sich am 17. November Adolf 
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Joffe erschof, bekannt aus seiner Teilnahme an den Friedens- 
verhandlungen in Brest, als erster Sowjetvertreter in Deutsch- 
land 1918, das er damals zu verlassen gezwungen wurde, als Ver- 
treter Ruſtlands bei Verhandlungen mit Polen, in Japan, in Genua, 
Gesandter in Wien. Länger leidend, war er in der letzten Zeit 
ea zurückgetreten, ohne Zweifel einer der begabtesten Sowjet- 

iplomaten von Bildung und Formen. Er war seit vielen Jahren 
ein entschiedener Anhänger Trotzkis und sein Begräbnis ist so 
auch zu einer Demonstration ausgenutzt worden. An seinem 
Grabe bei der Begräbnisfeier am 21. November rief Trotzki aus: 
„Wir werden mit Joffe bis zum bitteren Ende gehen. Er kämpfte 
und starb unter dem Banner von Marx und Lenin. Laftt uns 
schwören, dieses Banner zum Siege zu tragen!“ Wenn die Presse- 
meldungen richtig sind, daß dieser Ruf von der Menge mit großer 
Begeisterung aufgenommen sei, so hat auch das zur Verschärfung 
der Stimmung beigetragen. 


Was kommen würde, ging schon aus dem Bucharinschen Be- 
riht vor der 16. Moskauer Gouvernementskonferenz der 
Partei am 21. hervor. Auch Stalin sprach dabei aufs schärfste 
gegen die Opposition, die entweder hre zweite Partei auflösen 
und ihre Irrtümer offen bekennen müsse oder mit Stumpf und 
Stiel ausgerottet werden würde. Schon da deutete sich ihr Schick- 
sal auf dem Parteikongref an, auf den, wie Stalin ja gesagt hatte, 
die Opposition schwerlich nur einen einzigen Delegierten bringen 
würde. Tatsächlich konnten die Führer auch nur mit beratender 
Stimme teilnehmen. 


Auf der einen Seite steigende Aufregung bis zu Drohbriefen 
und anonymen Zuschriften, allerlei Nachrichten über die Organi- 
sation der Opposition, auf der anderen Seite „Reue“-Erklärungen 
von Oppositionsmitgliedern, die zur Partei zuückkehrten, aber 
auch Werbung der Opra- lon in der Intelligenz und Studenten- 
schaft, dagegen wieder eine lebhafte Werbeaktion zur Gewinnung 
neuer Mitglieder, besonders auch Arbeiter und Bauern für die 
Partei. Alles das ergibt das Bild einer nervösen und aufgeregten 
Kampagne, die für den Parteikongreß die gegebene Stimmung 
machte. Von außen läßt sich nicht beurteilen, inwieweit Nach- 
richten über Attentatspläne gegen Stalin, über große Demon- 
strationsversuche und dergleichen auf exakten Grundlagen be- 
ruhten. Man glaubt aber ohne das, daß die Aufregung und Er- 
bitterung auf beiden Seiten, wie das im Parteikampf üblich ist. 
einen sehr hohen Grad erreicht hatte. 


IV. 


Unter diesen Vorzeichen begann der 15. Parteikongref der 
Partei am 2. Dezember vor 887 Delegierten und 725 Vertretern 
mit beratender Stimme. Eine Sonderkommission für die Frage 
der Opposition wurde sofort eingesetzt. Gleich Rykows Er- 
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öffnungsrede gab den Ton an, daf die Angelegenheit Trotzki end- 
gültig ausgeräumt werden würde. 

Stalin setzte sodann in einer siebenstündigen Rede am 
5. Dezember die ganze Situation auseinander. Es war ein Bericht 
über die Tätigkeit der Partei, der als Rede angelegt war, um- 
fassend und in jeder Beziehung wohl überlegt. Der erste Teil 
schilderte die Verhältnisse im Weltkapitalismus in der Weise, die 
schon an anderer Stelle dieses Heftes besprochen worden ist, und 


kam zu dem Schluß: 


„Wir leben am Vorabend eines neuen revolutionären Aufstieges in 
den Kolonien und den Mutterländern. Schon die Existenz der Sowjet- 
union als eines Landes, das den Sozialismus aufbaut, unterhöhlt die Sta- 
bilität des Imperialismus, dessen Hoffnungen auf eine kapitalistische 
Entartung und eine Zähmung der Sowjetunion gescheitert sind. Eine Poli- 
tik der Isolierung der Sowjetunion ist eine Politik der Voraussetzungen zu 
einem Kriege gegen die Sowjetunion und eine Belebung der Interven- 
tionstendenzen.' 


Nach den bekannten Ausführungen über die englischen Ab- 
sichten auf Intervention nun die Formulierung der sozialistisch- 
russischen Außenpolitik in der bemerkenswerten Form: 


„Unsere Aufgabe besteht darin, den Krieg hinauszuschieben, un; 
durch einen Tribut an die Kapitalisten loszukaufen und alle Maßnahmen 
zur Aufrechterhaltung friedliher Beziehungen zu treffen. Die Praxis 
rechtfertigte vollauf die Grundlage unserer Beziehungen zu den kapitali- 
stischen Ländern, weldie in der Zulassung des Nebeneinanderbestehens 
zweier entgegengesetzter Systeme gipfelt. Unsere Politik in der Schulden- 
und Kredittrage, die mitunter einen Stein des Anstoßes bildet, ist klar 
und beruht auf der Formel: Wenn du gibst, gebe ich! 

Die Aufgaben auf dem Gebiete der Außenpolitik sind: Kampf gegen 
die Vorbereitung neuer imperialistischer Kriege, sowie gegen die Interven- 
tionstendenzen Englands, Verstärkung der Wehrfähigkcit der Sowjetunion, 
eine Politik des Friedens und der friedlichen Beziehungen zu den kapita- 
listischen Ländern, Ausbau des Außenhandels auf Grund der Festigung 
seines Monopols und Annäherung an die sogenannten nichtvollberech- 
tigten Staaten.“ l 


Im zweiten Teil wurde die innere Lage zusammenfassend und im 
ganzen doch ermutigend, ja optimistisch so besprochen: 


„Die Entwicklung der Volkswirtschaft in der Sowjetunion vollzog 
sich im Zeichen einer Beschleunigung des Tempos in der Entwicklung 
der Industrie, einer Verstärkung des sozialistischen Flementes in der 
Volkswirtschaft, einer Sicherung der wirtschaftlihen Unabhängigkeit der 
Sowjetunion, sowie in der Hebung des materiellen und kulturellen Ni- 
veaus der Werktätigen. 

Die Industrieproduktion belief sih im verflossenen Wirtschaftsjahre 
auf 100,9 Prozent des Vorkriegsniveaus und wird gemäß dem Plane für 
das Jahr 1928 114,4 Prozent betragen. Die Produktion der Landwirtschaft 
belief sich auf 108,5 Prozent des Vorkriegsniveaus und wird im nächsten 
Jahre 111,8 Prozent betragen. Das Budget der Sowjetunion wird im lau- 
fenden Wirtschaftsjahre 7 Milliarden oder 112 Prozent des Vorkriegs— 
budgets erreichen. Der Umsatz des Außenhandels betrug im verflossenen 
Wirtschaftsjahre 1485 Millionen Rubel oder 35.6 Prozent des Vorkriegs— 
umsatzes. Für das Jahr 1928 ist der Umsatz auf 1626 Millionen Rubel 
veranschlagt. Das verlangsamte Entwicklungstempo des Auſtenhandels 
ist auf Hindernisse zurückzuführen, die dem Außenhandel der Sowjet- 
union von bürgerlichen Staaten in den Weg gestellt wurden und die zu- 
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“ 


weilen in eine offene Blockade übergehen, sowie darauf, daß die Sowjet- 
union ihren Export nicht auf Kosten der wachsenden Bedürfnisse der Be- 
völkerung forcieren kann. Das verflossene Jahr schloß mit einem Aktiv- 
saldo des Außenhandels von 57 Millionen Rubel ab. 

Die Nationaleinnahmen der Sowjetunion sind von 15589 Millionen 
Rubel im Jahre 1925 auf 22560 Millionen Rubel im Jahre 1927 gestiegen. 
Das Tempo der Zunahme der Nationaleinnahmen der Sowjetunion in den 
letzten Jahren stellt gegenüber den Ländern Europas und Amerikas ein 
Rekordtempo dar. „Unser Land schreitet sicher und rasch zum Sozialis- 
mus und verdrängt allmählich das kapitalistische Element aus der Volks- 
wirtschaft. Die planmäßige Führung der Wirtschaft, u. a. die Nationali- 
sierung der Industrie, beschleunigt das Tempo der Entwicklung der Wirt- 
schaft um ein Vielfaches.“ 


Erst der dritte Teil beschäftigte sich dann mit der Oppo- 
sition und ihrer Niederwerfung. Die wesentlichen Ste len 


waren: 

„Die gegenwärtige Diskussion in der Partei hat ein positives Resul- 
tat ergeben. Die Partei hat sich nie vor einer offenen Kritik gescheut und 
wird sih nie vor einer solchen scheuen. Darin liegt ihre Kraft. Das 
Ergebnis der Diskussion war, daß für die Linie der Partei 724 000 Partei- 
mitglieder und gegen sie 4000 gestimmt haben. Die Hauptdifferenzen 
mit der Opposition sind: 1. bestreitet die Opposition die Möglichkeit eines 
siegreichen Aufbaues des Sozialismus in der Sowjetunion. 2, Dieser 
Standpunkt ist nicht neu bezüglih Sinowjews und Kamenjews, welche 
gegen das Hervortreten im Oktober 1917 waren und nur unter der Ein- 
wirkung Lenins, der ihnen mit dem Ausschlusse aus der Partei drohte, 
daran teilnahmen; er ist auch nicht neu bei Trotzki, der schon damals 
das Gelingen der Revolution von einer raschen Hilfe seitens der proleta- 
rischen Revolution im Westen abhängig machte. Die zweite Differenz 
liegt in den Erklärungen der Opposition über die thermidorianische Ent- 
artung der Partei; 3. in dem Vorgehen der Opposition gegen die Politik 
der Partei in bezug auf die Festigung des Bündnisses des Proletariates mit 
der mittleren Bauernschaft; 4. in dem Nichteinverständnis der Opposition 
mit der Ansicht Lenins, über die Zulässigkeit eines unter gewissen Be- 
dingungen abzusclließenden Blocks mit der nationalen Bourgeoisie der 
Kolonialvölker, die gegen den Imperialismus Krieg führt; 5. Nichtein- 
verständnis der Opposition mit der Taktik der Einheitsfront in der inter- 
nationalen Arbeiterbewegung, die zur Eroberung der Arbeitermassen die 
Richtung auf den Kommunismus einschlägt; 6. die Opposition bricht mit 
den Organisationsmethoden des Leninismus und betritt den Weg der Or- 
ganisierung einer neuen Partei und einer neuen Internationale. 

Man hört, daß die Opposition mit einer neuen Erklärung kommen 
will, worin versprochen werden soll, sämtliche Kong reſtbeschlüsse anzu- 
nehmen, die eigene Fraktion aufzulösen und die eigenen politischen An- 
sichten bloß im Rahmen des Parteistatuts zu verteidigen. Dies genügt 
jetzt nicht mehr; wenn die Opposition in der Partei bleiben will, muß sie 
eine vollkommene und gänzlich ideologische und organisatorische Abrüstung 
durchführen und ehrlich vor der gesamten Partei und Arbeiterklasse ihre 
Fehler eingestehen. Die Opposition muß uns mit eigener Hand ihre Zellen 
zeigen, damit die Partei dieselben auflösen kann.“ 


Die Berichte stimmen darin überein, daß die Rede, die auch 
die bestehenden innenpolitischen und wirtschaftlichen Schwierig- 
keiten, die Richtung gegen den Kommunismus in der Welt, den 
Verwaltungsapparat, die Arbeitslosigkeit, die Wohnungsnot und 
dergleichen besprach, äußerst geschickt auf dem Klavier des Par- 
teikongresses spielte, aber doch wohl auch offenbar auf eine inner- 
lich vorbereitete Zustimmung der Hauptmasse der Hörer stieß. 
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Die Opposition, von der Radek und Kamenjew zu Wort 

en. konnte sich nicht durchsetzen. Trotz unversöhnlicher 
Gegnerschaft aber gegen sie hörte man aus der Rede Stalins doch 
den Wunsch heraus, abgesehen von Trotzki und Sinowjew, der 
Opposition eine Brücke zu bauen und ihr die Rückkehr in die 
Partei nicht ganz zu versperren. 


Das Ende war, wie erwartet und vorbereitet. Die Resolution 
zu dieser Frage stellte fest: 


„daß die richtige Politik des Zentralkomitees unter sehr schwierigen Ver- 
hältnissen die Festigung der internationalen Macht der Sowjetunion, die 
Hebung der Rolle Jer 9 als eines Faktors des internationalen 
Friedens, sowie die Erhöhung der Autorität der Sowjetunion gesichert 
hat. Im Lande wurden ernsthafte Fortschritte auf dem Gebiete des soziali- 
stischen Aufbaues erzielt und die Positionen der proletarischen Diktatur 
gefestigt. 

Der Parteitag betraut das Zentralkomitee damit, künftig unentwegt 
die Friedenspolitik der Sowjetrepublik fortzuführen, die Verbindung 
zwischen den Arbeitern der Sowjetunion, den Arbeitern Europas und den 
Werktätigen der unterdrückten Länder zu festigen, die wirtschaftlidien 
Beziehungen zwischen der Sowjetunion und den kapitalistischen Ländern 
auszubauen, die wirtschaftliche Selbständigkeit der Sowjetunion zu festigen 
und die Wehrfähigkeit unablässig zu verstärken. 

Der Parteitag beauftragt das Zentralkomitee, die Politik der Indu- 
strialisierung des Landes unaufhaltsam weiterzuführen und Maßnahmen 
behufs eines verstärkten Aufstieges der Landwirtschaft zu treffen. Gegen- 
über den privatkapitalistischen Elementen ist eine Politik einer nodı ent- 
schiedeneren wirtschaftlichen Verdrängung anzuwenden. 

Der Parteitag stellt fest, daß die trotzkistische Opposition ideologisch 
mit dem Leninismus gebrochen hat, zu einer menschewistischen Gruppe 
entartet ist und den Weg der Kapitulation vor Kräften der internationalen 
und der inländischen Bourgeoisie betreten hat. In Anbetracht dessen, daß 
sich die Differenzen zwischen der Partei und der Opposition aus takti- 
schen zu programmatischen gestaltet haben, und in Anbetracht dessen, daß 
die trotzkistische Opposition objektiv ein Faktor des sowjetfeindlichen 
Kampfes geworden ist, erklärt der Parteitag, dali die Zugehörigkeit zur 
trotzkisiischen Opposition und die Propagierung ihrer Anschauungen mit 
dem Verbleiben in den Reihen der bolschewistischen Partei unverein- 
bar ist.” 


Damit ist die Opposition mit der Parteizugehörigkeit für unver- 
einbar erklärt, der Ausschluß der Opposition beschlossen. Das 
wurde dann abgeschlossen am 19. Dezember. Die Opposition 
hatte sidı noch zuletzt in zwei Teile geteilt. Die Anhänger 
Trotzkis wollten ihre Kapitulation gegen die Erlaubnis aus- 
sprechen, ihre Ideen innerhalb der Partei weiter vertreten zu 
dürfen. Die Anhänger Sinowjews wollten zwar ihre eigene Mei- 
nungen nicht aufgeben, aber auf jede Propaganda verzichten. 
Beides verwarf der Parteikongref. der einstimmig beschloß, 
75 Mitglieder der Opposition, unter ihnen Kamenjew. Sinowjew, 
Frau Lilina und addere Freunde Sinowjews, sowie Radek, Ra- 
kowski, Piatakow. Smilga, Muralow, Laschewitsch. Jewdokimow, 
Bakajew. Smirnow u. a. aus der Partei auszustoßen. Ebenfalls 
ausgestoſten wurden 23 Mitglieder der sogenannten Sapronow- 
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11 e, die seinerzeit das „Dokument der Fünfzehn“ ver- 
allt hat. 

Damit hat Stalin mit seinem Anhänger Bucharin vollständig 
gesiegt und in einer rücksichtslosen „Tschistka“ (Säuberung) die 
Partei ohne Widerspruch vollständig in seine Hand gebracht. Die 
„Leningradskaja Prawda“ (8. 12,) e den Ausgang so: 
„Der historische Sinn der geschaffenen Lage ist nun der, daß der 
Leiter der Opposition Trotz kis ich für immer von der 
Revolution und dem Kommunismus abwendet. Er 
kehrt dorthin zurück, von wo er in unsere Partei gekommen ist 
— in den Kreis des Menschewismus. Sinowjew, Kamenjew und 
die anderen werden mit Trotzki f ü r i m m e r von der Revolution 
und dem Kommunismus scheiden, wenn sie nicht ihre bisher ein- 
genommene ideelle Position aufgeben.” 


V 


Vor der allgemeinen Würdigung dieses Ausganges nur noch 
ein Wort über den Schluß des Parteitages. 

Bucharin gab einen großen Bericht über die Kommunistische 
Parteidelegation in den Komintern, der die Stalinschen Ge- 
dankengänge in bezug auf die Zersetzungserscheinungen und Ex- 
plosionsgefahren im Kapitalismus wiederholte. Der Kongreß 
wandte sich dann den Beratungen über die Wirtschaftslage und 
den Wirtschaftsplan zu, worüber Rykow und Kryshanowski be- 
richteten, und billigte die Vorlage der Leitung dazu. 

Danach wurde der Parteitag am 19. geschlossen. Das Zen- 
tral-Komitee (71 Mitglieder) wurde neu gewählt und wählte 
aus sich das Politbüro mit folgenden Mitgliedern: Bucharin, 
Woroschilow, Kalinin, Kuibyschew, Molotow, Rykow, Rudsutak, 
Stalin und Tomski. Zum Generalsekretär der Partei wurde 
Stalin, zu Sekretären Molotow, Uglanow, Kossior wiedergewählt. 

Nun beginnt die Propaganda in der Partei draußen mit Be- 
richten und Zustimmungserklärungen und in der Vorbereitung 
auf die Neuwahlen der Sowjets, die sich vom Dezember 
1927 bis April 1928 zu vollziehen haben. In Großrußland, Ukraine 
and Kleinrußland werden die Wahlen im Januar beginnen. Schon 
jetzt wird sehr lebhaft darauf hingewiesen; es sind dieselben 
Fragen wie bei der letzten Wahl: die Belebung der Räte über- 
haupt, die Verstärkung der Rolle des Proletariats darin, die Be- 
festigung seines Bundes mit der armen und mittleren Bauern- 
schaft, die vollständige Isolierung der „Kulakelemente“ des Dorfes 
und möglichste Heranziehung der Masse zu der Sowjetarbeit. 
Alles für die Ziele „der Industrialisierung des Landes, der Ver- 
stärkung des Staatsapparates und der Verteidigung des Sowjet- 
apparates“. u 


Die Opposition in der Partei ist zu Ende. Sie wird ihre 
Tätigkeit schwerlich aufgeben, und das Drama wird mit dieser 
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Lösung kaum zu Ende sein. Aber sie kann nur illegal und geheim 
und daher mit großen Gefahren arbeiten. 

Daf Trotzkis ganze Persönlichkeit zu diesem Ausgang mit 
beigetragen hat, mit ihrer Stärke und auch ihrem Idealismus, ist 
keine Frage. Ebenso ist keine Frage, daf der völlige Mangel an 
positiven Gedanken Trotzki auf die Dauer schädlich sein mußte, 
sowie die Unmöglichkeit, mit diesen Gedankengängen eine wirk- 
liche Bauernpolitik zu machen. 

Stalin wird das seine tun, damit der Sieg nicht als sein per- 
sönlicher Sieg erscheint, sondern sich in der ganzen Partei aus- 
wirkt, als Sieg der Partei, die er ausgezeichnet beherrscht und 
auf der er ausgezeichnet zu spielen versteht. Er wird dafür Sorge 
tragen müssen, da die Schwierigkeiten, auf die die Opposition den 
Finger gelegt hat, damit doch nicht beseitigt sind, nach innen 
theroretisch-radikal aufzutreten. 

Die Kongreſtresolution zeigt, daß Rußland Ruhe und unge- 
störte Arbeit wünscht. Sie läßt alle Schwierigkeiten, mit denen 
das Sowjetregime zu kämpfen hat, erkennen, in der Industrie, 
in den Preisen, in der Ausfuhr, im Kredit, im Verwaltungsapparat, 
im Warenhunger, der Arbeitslosigkeit usw. Sie wie Stalins Rede 
ziehen in der Außenpolitik die Linien, die im Eingangsartikel 
dieses Heftes gezeichnet worden sind und die auf F rieden und 
friedliche Beziehungen mit den kapitalistischen Ländern weisen. 
Der russische Kommunismus fühlt sich zu schwach, um den revo- 
lutionären Kampf allein erfolgreich entscheidend weiter zu 
führen, und wird auch in der Wendung auf die Kolonien zunächst 
nichts für sich gewinnen. Er hofft aber für seine revolutionären 
Aussichten von den Kriegsgefahren und Kriegsspannungen zwi- 
schen den großen Mächten nach dem Weltkriege aus den Mängeln 
und Nöten einer noch nicht durchgesetzten Friedensorganisation 
für sich in der weiteren Zukunft. 

Innen- und Außenpolitik haben sich 1 in diesem 
Jahre bestimmt und haben mit dem 15. Kongreß der Kommu- 
nistischen Partei eine auſterordentlich wichtige Entwicklung zu- 
nächst abgeschlossen, eine Cäsur von großer und entscheidender 
Bedeutung gebracht. Diese geht weit über den persönlichen 
Gegensatz der Stalin und Trotzki und die theoretischen Wort- 

efechte über Marx und Lenin hinaus. Sie berührt nicht nur das 
We sen der Kommunistischen Partei Ruſtlands in ihrer augen- 
blicklichen Existenz, sondern sie ist zugleich von großer Bedeu: 
tung für die Stellung Rußlands überhaupt. Wer Stalins große 
Rede und die Resolution des Parteikongresses genau durchliest, 
wird auch finden, welche Fragen dabei im Verhältnis zur Ko- 
mintern und der weltrevolutionären kommunistischen Propa- 
ganda absichtlich noch offen gehalten werden. 


Abgeschlossen am 21. Dezember 1927. 
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II. Wirtschaftsumschau. 
Von Dr. Robert Schweitzer (in Vertretung). 


I. Aus der Landwirtschaft. 


Das Zentralkomitee der Kommunistischen Partei der Sowjet- 
union hat der Regierung neue Richtlinien für die Agrarpolitik 
übermittelt. Erstrebt wird eine Neuregelung der Landvertei- 
lungs- und Landbearbeitungsgesetze. Der im April 1925 be- 

ründeten neuen Dorfpolitik (Schlagwort „lico k derevne“, „das 

esicht dem Dorfe zu!“) soll eine neue arung BE eben werden. 
Man hatte sich vor 2½ Jahren nach dem Fiasko der Bednjaki- 
Politik, die alle Kräfte auf die wirtschaftliche Stärkung der 
Dorfarmut richtete, in der Agrarpolitik in erster Linie dem 
Srednjak (Mittelbauern) zugewandt. Man brauchte und braucht 
auch heute noch diese breite Schicht der Mittelbauern für die 
Durchführung der Intensivierung der Landwirtschaft und für die 
Exportsteigerung. 


Jetzt soll sich die Agrarpolitik in erster Linie wieder auf den 
Bednjak konzentrieren. Das Zentralexekutivkomitee der Union 
und der Rat der Volkskommissare bewilligen neue Mittel für die 
Landeinrichtung der Dorfarmut und der ärmsten Gruppe der 
Mittelbauern. Es ist aber nicht anzunehmen, daß das Zentral- 
komitee der Partei eine grundsätzliche Anderung in bezug auf 
den Kurs der Agrarpolitik will. Vermutlich soll mit den neuen 
Richtlinien nur der Opposition der Trotzkisten das Wasser ab- 
gegraben werden. Die Agrarpolitik ist ein Hauptstreitpunkt 
~ zwischen Stalinisten und Trotzkisten. Letztere sind in der Über- 

zeugung, daß innerhalb der Landwirtschaft das wirtschaftliche 
Übergewicht der Kulaki (relativ wohlhabende Bauern) bereits 
bedrohliche Formen angenommen habe, was die Stalinisten ent- 
schieden ableugnen. 


Die Beurteilung des Streitobjektes ist dadurch erschwert, 
daß sich die streitenden Parteien über den in Frage stehenden 
Begriff „Kulak“ absolut nicht klar sind. Während die Trotzkisten 
aus agitatorischen Gründen den Begriff in seinem weitesten 
Sinne gebrauchen, tun die Stalinisten das Gegenteil. 


Um den Lesern nun einen Überblick über die tatsächliche 
egenwärtige Lage der Differenzierung der bäuerlichen Bevöl- 
erung zu vermitteln, seien folgende Zahlen hier angefügt’): 


— — ä—E«SẽG 


1) A. Haiser in Ekonom. Zisn vom 4. 12. 27. Bednjaki: Diejenigen, die 
ihre Arbeitskraft mehr als 20 Tage im Jahre verkaufen oder sich Vieh für 
mehr als 20 Tage oder Inventar für mehr als 10 Tage entleihen. Srednjaki: 
Diejenigen, die bis 50 Tage fremde Arbeitskräfte beschäftigen, Vieh für mehr 
als 20 Tage oder Inventar für mehr als 10 Tage verleihen. Ackerland von 
mehr als 2 Deſtj. und Wiesenland von mehr als 5 Defj. haben. Zu den Kulaki 
rechnen die übrigen. l 
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Verteilung der Gesamtzahl der Wirtschaft 
in Prozent. 
Ukraine Nordkaukasus Uralgebiet Krs. Nowosibirsk 


Bednjaki . . . 38,7 36,1 22.7 33,3 
Srednjaki . . . 45,8 40,3 52,6 51,6 
Kulaki . . 155 23, 6 24,7 15,1 


Anteil am Wert der land wirtschaftlichen 
Maschinen und Werkzeuge. 
Ukraine Nordkaukasus Uralgebiet Krs. Nowosibirsk 


Bednjaki . . . 122 7,1 11,5 i 
Srednjaki . . . 69,1 74,8 67,4 72,0 
Kulakı . . . . 187 17,5 21,1 21,9 


Anteil am Arbeits vieh. 
Ukraine Nordkaukasus Uralgebiet Krs. Nowosibirsk 


Bednjaki . . . 145 8,9 7,6 19,3 
Srednjaki . . . 76,8 76,5 74,0 67,4 
Kulakiı . . . 87 14,6 18,4 13,3 


Anteil an der Saatfläche. 
Ukraine Nordkaukasus Uralgebiet Krs. Nowosibirsk 


Bednjaki . . . 25,2 19,4 11,0 3 
Srednjaki . . . 66,4 68,9 69,2 66,9 
Kulaki . . . . 84 11,7 19,8 11,8 


Anlieferung zum Markt. 

Ukraine Nordkaukasus Uralgebiet Krs. Nowosibirsk 

Bednjaki . . 44, 7 ; - 41, ; 
Srednjaki . . . 65,2 69,9 647 63,8 

Kulaki . . . . 1091 12,7 24,0 13,1 
Nach der Meinung von H. zeigen diese Zahlen, daß die wirt- 
schaftliche Bedeutung der Kulaki keineswegs bedenklich ist. Wie 
weit das zutrifft, sei dahingestellt. Letzten Endes halten sowohl 
Stalinisten wie Trotzkisten diese Differenzierung der bäuerlichen 
Bevölkerung für außerordentlich unerwünscht. Der Unterschied 
liegt nur darin, daß die Stalinisten hinreichend realpolitisch ein- 
gestellt sind, um die Kulaki und Srednjaki gewähren zu lassen, 
weil diese Schichten in erster Linie ale Getreidelieferanten in 
Frage kommen. Diese Duldsamkeit wird von den Trotzkisten 
nicht geübt. Daß Stalin die kollektivistische Wirtschaftsführung 
der individualwirtschaftlichen gegenüber auch in der Landwirt- 
schaft als bei weitem überlegen ansieht, hat er in seiner Rede 
vor dem Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Anfang 
Dezember klar zum Ausdruck gebracht. Die bisherigen Ergeb- 
nisse der Kolchosy (Kollektivwirtschaften) und Sovchosy (SowJet- 
wirtschaften) haben ihm aber auch deutlich gezeigt, daß hier jede 
Uberstürzung unangebracht ist, daß die Bauern erst systematisch 
für den Kollektivismus erzogen werden müssen. Aus diesem 
Grunde hat die russische Regierung seit Jahren den Genossen- 
schaften in weitestem Maße Unterstützung angedeihen lassen. 
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Und die Genossenschaften sollen in der Gegenwart in verstärktem 
Maße die Dorfarmut an sich ziehen, um sie für kollektivistisches 
Wirtschaften reif zu machen. Davon erhoffen Stalinisten sowohl 
wie Trotzkisten ein der Industrieentwicklung adäquates Tempo 
der Entwicklung der Landwirtschaft. Letzteres soll auf alle 
Fälle beschleunigt werden. Stalin will dieses Ziel in der Theorie 
mit dem Kollektivismus erreichen, in der Praxis aber wird er 
voraussichtlich, wenigstens in den nächsten Jahren noch, mit der 
individualwirtschaftlich organisierten Landwirtschaft besser zum 
-Ziele kommen. Das weiß Stalin, und deshalb ist eine grund- 
sätzlich Anti-Kulak -und Anti-Srednjak-Politik unwahrscheinlich. 
Neben der ungenügenden Produktvität der Landwirtschaft 
klagt die russische Regierung über die unzureichende sogenannte, 
„tovornost“ (genau übersetzt „Warenhaftigkeit“, gemeint der Um- 
fang der Marktbelieferung der Landwirtschaft). Die Entwick- 
lung in den letzten Jahren zeigen folgende Zahlen: 


Bruttoproduktion und Marktproduktion der 
Landwirtschaft). jährl. Wachsen 
e (1) a (2) % in der Marktpro- 

III. 


in Mill. Rubel in Rubel 2: 1 duktion in % 
1924/277735 9 249 1521 16,4 — 
1925 /26 . . . 11150 1852 16,5 + 21,8 
1926/ 27 . . . 11580 2014 17,4 + 87 
1927/28 . . . 11926 2204 18,5 + 9,4 


Zurzeit wird die Marktanlieferung der technischen Kulturen 
(Sonnenblumen allein, Hanf, Zuckerrüben, Tabak, Baumwolle) 
besser, relativ ungünstig aber steht es mit dem Marktgetreide 
(Sommerweizen und Gerste). In Anbetracht des hohen relativen 
Gewichtes des Getreides in bezug auf die von ibm okkupierte 
Saatfläche ist das nicht unbedenklich (s. untenstehende Zahlen). 


DieProportionderKulturen(in%dergesamten 
Saatfläche?). 


Korngetreide 1927 | a a a p 
Roppen: o 3.408 a p 247 | Lein +. r 
Weizen 221 Sonnenblumen. 20 
AA! 2'440 13 Hänt e soara. w a WR 
Gersie s 6562 Zuckerrüben . . . . . 06 
Mais . „ „ „ „ „ Dr Baumwolle o a w.a = 702 
Grütze: 4 u & #64 Tabak und Macdorka . 0, 
Bohnen u a.. a A BA Kartoffeln . „ =- 
Grassamen . . 28 

GUES a d Se e T N 

insgesamt 84,1 insgesamt 15,9 


2) Oganowski in Èkon. Zisn. v. 22. 11. 1927. 
3) Nach Kontrollziffern des Gosplan 1927, entnommen Èkon. Žisń. vom 
22. 11. 1927. 
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Die Marktproduktion der Landwirtschaft wird zunehmen, 
wenn durch Intensivierung die Ernteproduktion steigt und wenn 
es der Industrie gelingt, die Landwirtschaft besser und billiger 
zu versorgen. Das sind zwei schwerwiegende, noch nicht gelöste, 
aber schon viel erörterte Probleme. 

Uns bleibt für den Schluß des ersten Abschnittes noch übrig, 
einen Überblick über den Gang der Ernterealisierung während 
der letzten Monate zu geben. Die Ergebnisse des ersten Viertel- 


je der neuen Kampagne (vom 1. Juli bis 1. Oktober) 


iegen vor. 
1925/26 (1. Quartal) 1926/27 (1. Quartal) 1927/28 (1. Quartal) 


Korngetreide . . . 2353,1 2417,4 2440,9 
Olsaaten . . . 209,9 144,1 346,1 
2623,0 2561,5 2787,0 


Insgesamt stieg die Getreideerfassung also gegenüber 1926/27 
um 8.8 , gegenüber 1925/26 um 6,3 %. Diese Steigerung ist in 
der Hauptsache auf das starke Anwachsen der Beschaffung von 
Ölsaaten zurückzuführen (1927/28 Zunahme von 140,2 gegenüber 
1926/27 und von 28,3 % gegenüber 1925/26). Außer bei Ölsaaten 
zeigt sich auch bei Roggen, Grütze und Bohnen ein flotter Auf- 
kauf (Roggenerfassung um 29 % größer als im Vorjahre aber 
10 % weniger als 1925/26). Die Erfassung von Weizen gab im 
vorigen Jahre eine Erhöhung von 63,4 %, im gegenwärtigen eine 
Senkung von 0, 2 %. Die Beteiligung der einzelnen Kontrahenten 
am Aufkauf war folgendermaßen: Staatliche Unternehmungen 
erniedrigten den Aufkauf gegenüber dem Vorjahre um 22,6 % 
(in dieser Zahl Chleboprodukt um 8,1 %). Dagegen erhöhten die 
Genossenschaften ihren Anteil um 57,4 %. 

Auch für Oktober liegt der amtliche Konjunkturbericht des 
Gosplan vor. Der Oktober bringt stets das größte saisonmäfige 
Anwachsen der Aufkaufsmenge. Ein paar Zahlen mögen die Ent- 
wicklung des Aufkaufstempos der beiden Wirtschaftsjahre zu 
Zwecken des Vergleichs erläutern: 

Das Tempo der Entwicklung des Aufkaufs: 
1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal 4. Quartal 
17.—1.10. 1. 10.—1. 1. 1. 1.— 1. 4. 1.4.—1.7. Zusammen 
1925/26 . . . 27% 30 28 15% 100 % 
1926/27 ũ T. 23% 45% 23 4% 9% 100% 

Der Erlös der Bauernschaft aus dem Verkauf an die plan- 
mäſtig vorgesehenen Aufkauforganisationen betrug 286 Millionen 
Tscherwonezrubel gegen 250 im Oktober 1926 und 747 Millionen 
im September 1927. Die scharfe Steigerung gegenüber dem Vor- 
monate erklärt sich durch den Ankauf von Saisonwaren wie 
Zuckerrüben und Baumwolle (hier erhebliche Steigerung gegen- 
über dem Vorjahre). Hierbei ist zu beachten, daß der allgemeine 
Aufkaufsindex des Handelskommissariats im Oktober 1927 5,7 % 
höher als im Vorjahre und 1.1 % niedriger als September 1927 
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war. Mengenmäfig gesehen, ergibt sich ein anderes Bild. Nach 
Schätzungen des Handelskommissariats wurden im Oktober 1927 
1 Million Tonnen Hauptgetreideprodukte (ohne Ölsaaten und 
sogenannte „übrige“) gegen 1273000 im September 1927 und 
1510 000 im Oktober 1926 beschafft, d. h. Oktober 1927 21,4 % 
weniger als September 1927 und 33,8 % ae als Oktober 
1926. Beteiligt an diesem Rückgang sind alle Getreidekulturen 
mit Ausnahme von Mais und Grütze. In der Hauptsache aber 
erfolgte der Rückgang auf Kosten von Roggen, Weizen und 
Gerste. Gegenüber dem Vormonat fielen der Roggenankauf um 
33,5 , der Weizenankauf um 25,7 % und der Gerstenankauf um 
35,8 %. Auf das Bedenkliche dieser Erscheinung wurde an 
früherer Stelle bereits hingewiesen. Als Gründe für diese wenig 
erfreuliche Entwicklung werden in der Sowjetpresse genannt: 
1. Geringe Ernteergebnisse in einigen für die Marktbelieferung 
besonders wichtigen Bezirken, 2. Befürchtungen wegen einer 
kommenden ungünstigen Ernte, 3. die Bauern realisieren in erster 
Linie andere landwirtschaftlihe Produkte, 4. Mangel an Indu- 
striewaren und 5. das fortgesetzte Fallen der Beschaffungspreise 
bei steigenden Kleinhandelspreisen. 


II. Aus der In dustrie. 


Ist in Deutschland das Wort Rationalisierung bereits zum 
Schlagwort par excellence geworden, so trifft das für Ruſtland 
noch in weit stärkerem Maße zu. Daß aber die befohlene 5 ige 
Selbstkostensenkung der Industrie nicht durchgeführt werden 
konnte, wurde schon in der vorigen Wirtschaftsumschau erörtert. 
Der Hauptgrund lag in dem Mißverhältnis zwischen Lohn- und 
Leistungssteigerung. Planmäſtig war für das verflossene Wirt- 
schaftsjahr eine Lohnerhöhung von 9,9 % gegenüber einer Lei- 
stungssteigerung von 12,6 % vorgesehen. Die tatsächliche Ent- 
wicklung aber brachte eine überplanmäſtige Lohnerhöhung von 
10,7 % und eine unterplanmäſtige Leistungssteigerung von 9,8 . 
Die Zahlen sprechen für sich. Die Dynamik der Veränderungen 
der Leistung ist aus folgender Übersicht ersichtlich: 


Durchschnittliches Arbeitsergebnis pro Arbeitstag und Arbeiter 
(innerhalb der gesamten Industrie, in Vorkriegsrubeln). 


Mai Juni Juli August September 
1925/20 . . 6,54 657 639 654 6,79 
1920/27 . 2.22 70,30 6,99 6,86 7,02 7,38 


Schuld an diesem ungünstigen Ergebnis ist, wie die Zahlen 
zeigen, der Rückgang der Produktivität in den Sommermonaten. 
Man hat nun gegenwärtig die besten Vorsätze, um durch Hebung 
der Arbeitsdisziplin und Rationalisierungsmöglichkeiten der ver- 
schiedensten Art den relativen Anteil der Lohnkosten am Arbeits- 
ergebnis zu senken. Grundprinzip soll auf alle Fälle bleiben: 
bei steigenden Löhnen muß die Leistung progressiv wachsen. 
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In den gegenwärtigen Erörterungen über Rationalisierungs- 
möglichkeiten nimmt das Problem der wissenschaftlichen Betriebs- 
organisation einen breiten Raum ein. Es handelt sich hier zu- 
nächst darum, Arbeitsbedingungen zu schaffen, bei denen mit ge- 
ringstmöglichem Ener wand die röltmögliche Leistung er- 
zielt wird (Prinzip der optimalen Leistung!). Arbeitsphysio- 
logische Bewegungs- und Ermüdangssiudien sollen helfen, das 
Optimum der Leistung zu ermitteln. Versuche werden ange- 
stellt zwecks Ermittlung. ob die Arbeit nicht durch regelmäßige 
Erholungspausen produktiver gestaltet werden kann, wobei es 
Ansichtssache ist, ob häufige und kürzere oder wenige und längere 
Unterbrechungen der Arbeit vorzuziehen sind. Welche Erfah- 
rungen man mit solcher Neuorganisation der Arbeit macht, bleibt 
abzuwarten. Theoretisch spricht vieles für regelmäßige Unter- 
brechung der Arbeit. | 

Es gibt in Rußland bereits etwa 60 Einrichtungen, deren Un- 
tersuchungsfeld die wissenschaftliche Organisation der Arbeit ist. 
Man beschäftigt sich in Rußland auch mit dem Taylorsystem mehr 
als in Amerika selbst. Der Taylorismus wird durchweg stark 
bekämpft. Man wirft ihm vor, daß er auf Kosten des Arbeiters 
rücksichtslos maximale Leistungen erstrebe. Die Kritik an Taylor 
schießt aber weit über das berechtigte Maß hinaus. Taylors Ver- 
dienst wird nicht dadurch geschmälert, daß er Zusammenhänge 
nicht sah, die erst die moderne Physiologie und Psychologie er- 
kannten. Man meint in Rußland auch meistens nur die Aus- 
wüchse des Taylorismus, wenn man Taylor selbst angreift. 

In Zusammenhang mit diesen Fragen steht die Einführung 
des Siebenstundentages. Die Fabriken sind dabei, die Arbeits- 
zeit zu verkürzen, ohne Arbeitsergebnis und Arbeitslohn da- 
durch in negativem Sinne beeinträchtigen zu lassen. Als ein 
gangbarer Weg sind zwei Schichten am Arbeitstage vorgeschlagen 
worden. Die Arbeit beginnt beispielsweise früh um 7 Uhr und 
endet für die erste Hälfte der Arbeiter um 146% (einschließlich 
30 Minuten Pause). Die zweite Schicht arbeitet dann von 14° 
bis 22 Uhr. 

Nun noch einige Zahlen aus der Produktionsstatistik. Nach 
den Angaben des Obersten Volkswirtschaftsrates wird die indu- 
strielle Bruttoproduktion im Oktober auf 394,5 Millionen Rubel 
(Vorkriegswerte) gegen 400,1 Millionen im September 1927 ge- 
schätzt (also eine Verminderm um 1,4%). Infolge statistischer 
Unebenheiten (die Oktoberproduktion der metallverarbeitenden 
Industrie ist in der Septembersumme mit enthalten) ist dieses 
Bild irreführend. Schließt man aus dem oben genannten Grunde 
die Metallverarbeitung aus, so kommt man zu einer Steigerung 
der Bruttoproduktion von 28%. Die Produktion von Produk- 
tionsmitteln im Oktober beträgt 219,4 Millionen Rubel gegen 
232,1 Millionen im September (d. h. Abnahme um 5,5 %, aus- 
schließlich Metallverarbeitung Steigerung um 1,4%). Die Pro- 
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duktion von Massengütern beziffert sich auf 175,1 Millionen Rubel 
gegen 168,0 des Vormonats, also Steigerung um 4,2%. Im ein- 
zelnen ergibt sich folgendes Bild: 


EntwicklungderProduktionsverhältnisseim 
September und Oktober 1927.4) 
Sept. 1927 Okt. 1927 Okt. 1927 Okt. 1926 Okt. 1927 


zu zu zu 
Sept. 1927 Sept. 1926 Okt. 1926 
in Prozent 


Steinkohle (1000 t). 2666,7 3056 1146 1140 121,7 


Naphtha (1000 t) 858,1 950,8 110,6 106.0 119,9 
Roheisen (1000t) . 252,6 261,2 103.4 1103 111.4 
Stahl (1000). . . 319,0 330,8 1037 103,4 113,7 
Stahlwalzwerks- 


erzeugn. 10001) . 261,5 270,9 103,6 100,7 118,0 
Baumwollgew. (Mill.m) 224,8 218,3 97,1 95,1 1104 
Wollzewebe (Mill. m) 8.48 763 90,0 93,0 1175 
Leingewebe (1000 qm) 12 431 12 307 99,0 101,1 22,0 


Die Zahlen zeigen im allgemeinen weiteres Anwachsen der 
Produktion. Eine Abnahme zeigt sich lediglich bei der Textil- 
industrie, was hier als Reaktionserscheinung in der forcierten 
Produktion der Monate Juli und August zu werten ist (s. 3. Jhg.. 
Heft 1, Osteuropa, S. 72). 

Die Zahl der in der Industrie beschäftigten Arbeiter betrug 
im Oktober 1927 etwa 2073900 (gegenüber dem Vormonat eine 
Steigerung von 0,4%). Am stärksten wuchs die Zahl der Be- 
schäftigten im Steinkohlenbergbau (Steigerung um 4,7 ). 


II. Vom Binnenhandel. 


Die letzten Sitzungen des Handelskommissariats der Sowjet- 
union lieferten interessantes Material über die gegenwärtige 
Stellung des Privatkapitals im Binnenhandel. Danach hat das 
letzte Wirtschaftsjahr in Stadt und Land eine weitere Verdrän- 
ung des privaten Handels gebracht. Mengenmäſtig verlor das 
leinhandelssystem 64 441 Verkaufsstellen, während sich in der 
gleichen Zeit die der Genossenschaften um 8465 erhöhten. Die 
gegenüber dem Abgang des privaten Handels relativ geringe 
Zunahme bei den Genossenschaften erklärt sich durch den größe- 
ren Umfang der Verkaufsstellen der letzteren. Die Verdrängung 
des privaten Handels ist am intensivsten auf dem Dorfe. 

Die Umsätze des privaten Handels ermäßigten sich von 7607,2 
Millionen Rubel im Wirtschaftsjahr 1925/26 auf 7197 Millionen 
Rubel 1926/27 (d. s. 5,4%). Der Umsatz des staatlichen Handels 
stieg um 17,8% und der der Genossenschaften um 14,3 %. Von 
der Verdrängung des privaten Handels profitierten lediglich die 


) Entn. Ekon. Zizn. vom 1. 12. 1927. 
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Genossenschaften, nicht die staatlihen Handelsunternehmungen. 
Als zukünftige Politik dem privaten Handel gegenüber hat sich 
das Handelskommissariat gesetzt: rücksichtslose Bekämpfung auf 
den Gebieten des Handels, die für den Staat wichtige wirtschaft- 
liche und soziale Bedeutung haben (Aufkauf der landwirtschaft- 
lichen Rohstoffe und Absatz der wichtigsten industriellen Erzeug- 
nisse, insbesondere der sogenannten Defizitwaren, d. s. Waren, 
bei denen die Nachfrage dauernd das Angebot übersteigt. Auf den 
anderen Gebieten wird das Privatkapital geduldet, bis man es 
ohne Schädigung der Gesamtwirtschaft ersetzen kann. 

Diese Einstellung der Sowjetregierung dem privaten Handel 
gegenüber ist nicht auffallend, entspricht ganz der bisher von ihr 
verfolgten Politik. Was an Grundsätzlichem über dieses Problem 
zu sagen ist, ist in der Wirtschaftsumschau dieser Zeitschrift schon 
wiederholt gesagt worden, so daß sich hier weitere Erörterungen 
erübrigen. 

Wie steht es nun mit der gegenwärtigen Binnenhandels- 
konjunktur? Die seit Monaten ee nspannung (s. Ost- 
Europa, Jahrg. 27/28, H. 1) hält immer noch an, wenn sich auch 
anscheinend bereits eine leichte Entspannung anzubahnen scheint, 
wie aus den folgenden Zahlen ersichtlich ist. Nach der Ekon. 
Zizn. vom 30. 11. d. J. änderte sich die Kaufkraft von Stadt und 
Land und die Konsumgüterproduktion folgendermaßen (in %): 


September 1927 Oktober 1927 


zu zu 
September 1926 Oktober 1926 
Veränderung der Kaufkraft . . . . . 11—12 % 15 % 
Veränderung d. Konsumgüterproduktion 2 % 8% 


Hiernach ist im letzten Monat (Oktober) die Produktion von 
Konsumgütern stärker gewachsen als die Kaufkraft. 


Die Anspannung des Marktes äußert sich in u ns 
Handelsumsätzen und leicht steigenden Preisen. Die Einzel- 
wirkungen zeigen die folgenden Tabellen: 


UmsätzeinMillionenRubeP?). 
Oktober 1927 September 1927 Oktober 1926 Oktober 1927 


zu 
Oktober 1926 


in % 
Textilindustrie. 161,3 169,6 128,4 125,7 
in dieser Zahl: 
Baumwollwaren . . 124,8 119.1 93,1 133,9 
Lederindustrie . . 23.9 28,4 15,9 150,3 
Glas- und Porzellan- 
industrie 4.8 5.8 3.2 148.8 
Metallindustrie . . 107. 2.2 153.6 69,7 
Erin der Ekon. Zızn. vom 50. 11. 27. 
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Veränderungen des Gesamtkleinhandels- 
in de xes der Sowjetunion im Oktober 1927 gegen- 
| über September 197°). 


Privathandel insgesamt 


1. Allgemeiner Index + 1.0 +0,53 
2. Index landw. Waren 8 + 0,6 + 0,4 
J. Index industrieller Erzeugnisse + 12 "+03 
4. Manufakturwaren 8 + 1,6 + 0,6 
3. Getreidewaren . + 11 + 0,2 
6. Gemüse + 4,9 + 3,4 
7. Milchprodukte . + 10,0 + 6,0 
8. Zucker . + 01 0,0 
9. Butter . — 5,8 — 35 


Auch im Bereiche des Binnenhandels ist man intensiv bemüht, 
die Wirtschaftlichkeit der Arbeit zu erhöhen. Maßnahmen solcher 
Art sind beispielsweise die Absatzsyndizierung und der Ab- 
schluß von Generalverträgen. 

In der letzten Zeit wird nun aber mit Nachdruck und mit 
Recht darauf hingewiesen, daß der Erfolg dieser Maßnahmen be- 
trächtlich von einer gewissen Kleinarbeit des Rationalisierens ab- 
hängen muß, die man bisher noch vollkommen 
hat. Es handelt sich um die Rationalisierung der Handelstechni 
(diesen Begriff im engsten Sinne gefaßt), 1 um die Mechani- 
sierung des Rechnungswesens, um rationelle Lagerhaltung, Fragen 
der Sortierung, der Verpackung, der Expedition usw. Und hier 


gibt es in der Tat in Rußland noch außerordentlich viel zu 
essern. 


IV.Vom Außenhandel. 


Über die Ergebnisse des russischen Außenhandels in den 
ersten 11 Monaten des Wirtschaftsjahres 1926/27 wurde in der 
vorigen Wirtschaftsumschau berichtet. An dem Ergebnis hat der 
letzte Monat nicht mehr viel geändert. Die russische Presse 
bringt ihre Befriedigung darüber zum Ausdruck, daf das Er- 
gebnis trotz des Bruches mit England relativ zufriedenstellend 
ist. Besonders wird hervorgehoben, daß es trotz des Sinkens des 
Gesamtimportes (erhebliches Sinken der Einfuhr von Verbrauchs- 
gütern) im verflossenen Wirtschaftsjahre gelang, die Einfuhr 
von Produktionsmitteln um 40 % und die der Rohstoffe um 20 % 
zu steigern. (Die beiden Gruppen zusammen absolut 480 Mil- 
lionen Rubel.) Weiter verweist man darauf, daß das Jahr 
1926/27 im Gegensatz zu dem Vorjahre einen Aktivsaldo ergab, 
also den Devisenfonds vergrößert hat. 

Der Gesamtexport über die europäische Grenze bezifferte 
sich im Oktober auf 64,9 Millionen Rubel gegenüber 58,1 Mil- 
lionen im September (Oktober 1926 65.5 Millionen Rubel). 


e) Entn. der Ekon. Zizn. vom 30. 11. 27. 
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Außerordentlich bedenklich aber ist, daß mit Beginn des 
laufenden Wirtschaftsjahres der Getreideexport erheblich ab- 
nahm. Er sank im Oktober 1927 gegenüber Oktober 1926 um 
54%. Dieser Mißerfolg muß umsomehr bedauert werden, wenn 
man bedenkt, daß die Weltmarktkonjunktur für Getreide, ins- 
besondere für Roggen hoher Qualität, günstig war. 

Sowjetrußland macht nun gegenwärtig die größten An- 
strengungen, um für den Ausfall an Exportgetreide anderweitig 
Ersatz zu schaffen. Ganz besonders wird die Ausfuhr der soge- 
nannten vtorostepennye tovary (Exportgüter zweiter Ordnung) 
propagiert. Der STO forderte durch eine Verfügung vom 7. Sep- 
tember d. J. ihre forcierte Ausfuhr. Zu den Exportgütern der 
zweiten Ordnung gehören u. a.: getrocknete Früchte, Hülsen- 
früchte, Fisdikonserven, Stärke, Streichhölzer, Daunen und 
Federn usw. Bisher waren die Ergebnisse dieser Exportpropa- 

anda noch recht unerfreulich. Das liegt z. T. in der Hilflosigkeit 

er für die Exportsteigerung dieser Waren speziell eingerichteten 
lokalen Komitees. Sie wissen nicht, welche Waren im Einzel- 
falle in Frage kommen, welche Qualität und welcher Typ auf 
dem Weltmarkt verlangt werden. Und ist die Einführung auf 
dem ausländischen Markte bereits gelungen, so geht die Fühlun 
nicht selten durch Unterbrechung der Belieferung zum Tei 
wieder verloren. Helfen kann hier nur die engste Zusammen- 
arbeit zwischen ausländischen Handelsvertretungen mit den zen- 
tralen und lokalen russischen Handelsorganisationen. 

Erfreulicher ist das Bild in bezug auf die Exportgüter erster 
Ordnung, wenn man vom Getreide absieht. Der Export von 
Butter und Eiern hat sich im Oktober erhöht. An Eiern wurden 
956 Waggons, insbesondere nach Frankreich, exportiert (d. i. 
mehr als September 1927 und Oktober 1926). Der Butterexport 
erhöhte sich gegenüber 1926 um 85 %. 

Der Import über die europäische Grenze betrug 57,1 Mil- 
lionen Rubel (bei Produktionsmitteln eine Steigerung, bei der 
Rohstoffeinfuhr aber Abnahme). 

Der Gesamtumsatz über die europäische Grenze i 
somit im Oktober 1927 122 Millionen Rubel, und zwar hat Ruß- 
land hier einen Aktivsaldo von 7,8 Millionen. Und da der Um- 
satz über die asiatische Grenze sich auf 10,2 Millionen Rubel 
beläuft (4,6 Millionen Export und 5,6 Millionen Import, im Vor- 
dergrunde stehen hier als Abnehmer Persien und die Türkei), so 
kommen wir zu einer Gesamthandelsumsatzziffer im Oktober 
1927 von 132,2 Millionen Rubel (Export 69,5 und Import 62,7). 
Der Außenhandel im Oktober war mit 6,8 Millionen Rubel aktiv. 


V. Von Währung und Kredit. 


Der November 1927 hat der hochgradig gespannten Wäh- 
rungslage keine Entspannung gebracht. Davon wird infolge der 
starken Beanspruchung durch die Realisierung der Ernte vor— 
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läufig auch nicht die Rede sein können. Der gesamte Geldumlauf 
bezifferte sih am 1. 11. auf 1741 130400 Rubel, davon Staats- 
banknoten 1 048 186 000 (am 1. 10. 1927 1026500 000), Staats- 
kassenscheine 503 773 700, Silbermünzen 189 170 700. 

Auch die finanzielle Lage der Industrie und der übrigen Wirt- 
schaftszweige ist nach wie vor angespannt. Die fünf Großbanken 
(Staatsbank, Industriebank, Allrussische Genossenschaftsbank, 
Außenhandels- und Moskauer Stadtbank) hatten der Wirtschaft 
am 1. November 1927 3032,7 Millionen Rubel zur Verfügung 
gestellt (gegen 2 980,7 Millionen am 1. 10. 1927). 

Die Verschuldung der Staatsindustrie erhöhte sich im Ok- 
tober 1927 von 1582,6 auf 1 637,9 Millionen Rubel (die Darlehen 
des Volkskommissariats der Finanzen und der Getreideaufkauf- 
stellen sind nicht eingerechnet), die der gemischt-wirtschaftlichen 
Unternehmungen von 237,4 auf 248,2, die der Genossenschaften 
von 498,5 auf 502,5, dagegen sank (charakteristisch!) die Ver- 
schuldung des privaten Handels von 18,4 auf 11,6 Millionen Rubel. 


UI. Geistiges Leben. 
Von Arthur Luther. 


Fedor Sologub f. 


In der Person des Anfang Dezember in Petersburg gestor- 
benen Fedor Sologub ist einer der bedeutendsten, eigen- 
artigsten und meistumstrittenen Dichter der älteren Generation 
in Rußland heimgegangen. Man rechnete ihn gewöhnlich zu den 
sogenannten „Dekadenten“, jener Gruppe junger Dichter, die um 
die Jahrhundertwende gegen die e Tendenzliteratur 

rotestierten und im Anschluß vor allem an den französischen 
Ssinbolismu: eine Erneuerung der russischen Dichtung herbei- 
zuführen suchten. In den Zeitschriften „Modernen“ ‚im „Se- 
wernyj Westnik“, später „Wesy“, „Solotoje Runo“ usw. er- 
schienen auch seine ersten größeren Arbeiten. Aber er nahm 
immer eine Sonderstellung unter diesen „Neutönern“ ein, die 
zumeist auch viel jünger waren als er. Er ging seine eigenen 
Wege, als Mensch wie als Dichter. Weiteren Kreisen wurde er 
erst bekannt durch seinen großen Roman „Der kleine Teufel“ 
(1907) und viel Aufsehen erregte er durc seine bissigen und 
witzigen „Politischen Märchen“, in denen er der revolutionären 
Stimmung der Jahre 1904—05 seinen Tribut zahlte, — allerdings 
in einer Form, die weder rechts noch links viel Freude erregen 
konnte, denn die Hiebe, die hier ausgeteilt wurden, trafen beide 
Seiten und zwar sehr schmerzhaft; es blieb auch nicht bei der 
Satire auf aktuelle russische Verhältnisse, sondern immer wieder 
steigerte sich die Darstellung ins Allgemein-Menscliche. Die 
aktuelle Tatsache, von der der Dichter ausging, wurde zum 
Symptom, zum Symbol des ewig und überall . nicht 
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Auszurottenden. Seit Gogol und Saltykow hat in Ruflland kein 
Dichter seine Zeit so scharf unter die Lupe genommen und im 
Zeitlichen das Ewige so deutlich erkannt wie Sologub. 


Fedor Kusmitsh Teternikow (Sologub war nur ein Pseu- 
donym), geb. 1863, war lange Zeit als Volksschullehrer, dann als 
Inspektor der Volkschulverwaltung tätig, ehe er sich — nach dem 
Erfolg seines oben genannten Romans — ganz der Dichtun 
widmen konnte. Sein Schaffen erscheint auf den ersten Bli 
sehr vielseitig: er war ein bedeutender Lyriker, der Verse von 
außerordentliher Stimmungsgewalt (allerdings sind es fast 
immer quälende, alpdruckartige Stimmungen, die in ihnen zum 
Ad kommen; man hat seine Verse nicht mit Unrecht zu 
Baudelaires „Blumen des Bösen“ in Parallele gesetzt; unmittel- 
bare Beeinflussung dürfte wohl auch anzunehmen sein) und 
gröftter Formvollendung geschrieben; neben den „politischen“ 
Märchen schuf er auch andere, harmlose von großer Zartheit und 
Innigkeit („Buch der Märlein“); dazu kommen mehrere große 
Romane, sehr viel Novellen und eine Reihe symbolisch-phan- 
tastischer Dramen, von denen besonders eines, „Der Triumph 
des Todes“, auch einen starken äußeren Erfolg fand. Es wurde, 
nebenbei bemerkt, von dem Theater der Kommissarzewskaja in 
Petersburg aufgeführt, zu der Zeit, wo der heute so viel ge- 
nannte Meyerhold dort den Ton angab. Die eigenartige Insze- 
nierung, die dieser vielseitige und wandelbare Regisseur, der 
erst zehn Jahre später sein kommunistisches Herz entdeckte und 
damals noch für Maeterlinck und Calderon („Andacht zum 
Kreuz“) schwärmte, machte 1907—08 in Rußland sehr viel von 
stch reden. Endlich wäre noch auf Sologub als Übersetzer deut- 
scher Dichtungen hinzuweisen: er hat gemeinsam mit seiner 
Gattin, der Dichterin Anastasia Tschebotarewskaja, den „Gawan“ 
von Eduard Stucken und die „Penthesilea“, den „Zerbrochenen 
Krug” und das „Kätchen von Heilbronn“ von Kleist übertragen. 
Die Bedeutung dieser Leistung wird einem erst klar, wenn man 
sich vergegenwärtigt, daß von Kleists Dramen bisher nicht ein 
einziges ins Russische übersetzt worden war! Die Übersetzung 
der „Penthesilea“ erschien — als erste in der Reihe — zudem 
noch 1915, während des Krieges, also zu einer Zeit, wo man in 
Rußland nicht gerade viel Neigung verspürte, sich mit deutscher 
Dichtung zu beschäftigen. 

Und doc sind es nur die äußeren Formen der Dichtungen 
Sologubs, die den Eindruck der Vielseitigkeit und Vielgestal- 
tigkeit hervorrufen. In seinem inneren Gehalt ist sein Schaffen 
völlig auf einen Ton gestimmt. Man hört diesen Ton überall, und 
er klingt so hell und deutlich, daß wohl noch keiner. der sich mit 
Sologub beschäftigte, Schwierigkeiten gehabt hätte, diesen Grund- 
ton zu definieren. Als „Sänger des Todes“ erscheint Sologub in 
allen russischen Literaturgeschichten, allen ihm gewidmeten 
kritischen Aufsätzen. 
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Sologub gehörte derselben Generation an, wie der ja nur 
wenige Jahre ältere, so viel früher verstorbene Anton Tschechow. 

iese ganze Generation, deren Jünglingszeit in die 80er Jahre 
fällt, war pessimistisch, lebensmüde und lebensschwach; aber 
wenn sich bei der Mehrzahl ihrer Vertreter — zum Teil auch 
bei Tschechow — der Pessimismus auf soziale Motive zurück- 
führen läßt, erscheint er bei Sologub ins Komische gesteigert. 
Die für das vorrevolutionäre Rußland so kennzeichnenden Stim- 
mungen und Gestalten, die man in Deutschland vor allem bei 
dem viel oberflächlicheren, aber lauteren, aufdringlicheren und 
darum letzten Endes unkünstlerischen Leonid Andrejew ver- 
körpert sah, finden sich in viel vollendeterer Form, reiner und 
tiefer, bei Sologub. 

Zwei dichterische Vorstellungen, zwei Bilder sind es vor 
allem, die immer von neuem bei Sologub auftauchen: das Bild 
der Sonne nicht als Freude bringendes, Leben spendendes Ge- 
stirn, sondern als Drache, dessen glühende Pfeile Unheil säen, 
und die Gestalt des armen Ritters Don Quixote, der sih nach 
der himmlischen Dulcinea sehnt und durch das plumpe, ganz 
irdische Bauernweib Aldonca — das „Leben“, wie es ist — immer 
wieder von seinen Zielen abgelenkt und an sich selbst irre 
gemacht wird. Das Leben ist eine „böse Hexe“ und wer sich ihr 
ergibt, der kann nichts als sich und andere quälen. Der sadistische 
Zug in Sologubs Dichtungen (auch hier wieder ein Berührungs- 

unkt mit Baudelaire und — mit Heinrich von Kleist, von dem 
801085 nicht umsonst gerade die Penthesilea und ihr Gegenstück 
das Kätchen, übersetzte!) ist häufig genug von der Kritik hervor- 
gehoben worden, hat auch — da er sich begreiflicherweise vor 
allem in erotischen Dichtungen äußerte — nicht wenig Anstoß er- 
regt. Noch vor ganz kurzer Zeit zitierte ein russischer Schrift- 
steller in einem Aufsatz über die Erotik der Sowjetjugend einige 
Verse von Sologub, um zu beweisen, daß die Exzesse, die man der 
Jugend von heute vorwerfe, nichts weiter seien als das verhäng- 
nisvolle Erbe der entarteten, nun völlig in Verwesung aufgehen- 
den Bourgeoisie der Zeit zwischen 1905 und 1917. 


Aber es kam Sologub gar nicht auf das Ausmalen der wol- 
lüstigen Situation an; er will nur sagen: so ist das Leben. Der 
Wille zum Leben ist es, der den Menschen irreleitet, sein Denken 
und Fühlen verzerrt und verwirrt. Glücklich ist allein, was 
„friedlich schläft im Dämmer der Natur“, glücklich sind Luft, 
Wolken, Wasser, Marmor und Granit, aber — „Wo des Bewuft- 
seins Flammen schwelen, / kocht der Begierden giftger Schaum, / 
und flügellose Wünsche quälen / und unerreichbar ferner Traum“. 

Das wahre Ziel der „flügellosen Wünsche“ ist aber die Er- 
lösung durch den Tod. In dieser Erkenntnis ns die Rettung. 
Sie wird aber nur den ganz naiven oder den ganz Differenzierten 
zuteil. Daher zeichnet Sologub so gerne Kinder in seinen Er- 
zählungen. Man kennt die Bon ja seit langem als Meister- 
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darsteller der Kindesseele; unter diesen steht aber Sologub mit 
Dostojewskij und Tschechow in der allerersten Reihe. Seine 
Kinder sind ebenso zarte, zerbrechliche Wesen wie die Dosto- 
jewskijs; er geht aber weit über den älteren Dichter hinaus, er 
Kennt eigentlich nur kranke, abnorme oder abnorm scheinende 
Großstadtpflänzchen ohne Lebenskraft und Zukunftsfreude, die 
frühreif dahinwelken, ohne je zu voller Blüte gelangt zu sein und 
deren Tod wir immer als Erlösung empfinden. Denn was hätte 
das Leben ihnen gebracht? Was hätte es aus ihnen gemacht? 
Sie fühlen instinktiv, worüber der Erwachsene erst spät Klarheit 
gewinnt: daß das Leben Schein und Trug ist und der Tod allein 
das Wahre. In der ergreifenden Erzählung „Der Trost“ stürzt 
ein dreijähriges Mädchen aus dem vierten Stock einer Miets- 
kaserne auf das Straßenpflaster und fällt einem 5 
Jungen, dem Sohn einer Köchin, gerade vor die Füße. Das Bild 
es furchtbaren Sturzes, die verzweifelten Schreie der zu spät 
herbeigeeilten Mutter prägen sich ihm unauslöschlich ein; die 
zerschmeiterte Kleine wird ihm zum Sinnbild seiner Sehnsucht. 
Ihr Bild verschmilzt ihm mit dem eines anderen, größeren 
Mädchens, das er zufällig kennen gelernt hat und das als einziges 
Wesen auf dieser Welt ihm Wohlwollen und Freundscaft ge- 
zeigt hat. Immer öfter glaubt er sie zu sehen; sie ruft ihn, lockt 
ihn — dahin, wo es keinen Kummer gibt, keine schimpfenden 
Mütter, keine reichen Wohltäterinnen, die ihren Schützling vom 
Hausknecht prügeln lassen, wenn er mit einer schlechten Zensur 
aus der Schale kommt. Und endlich geht er denselben Weg, den 
sie ihm vorausgegangen ist. „Fürchte dich nicht“, sagt sie zu ihm 
und faft ihn bei der Hand und führt ihn hinaus auf eine lichte 
Straße, wo wunderbare Rosen glühen. Er steht auf dem Fenster- 
brett. „Seine Füße glitten von dem schmalen Eisenstreifen ab. 
Eine plötzliche letzte Angst ergriff ihn, und er machte einen ver- 
geblichen Versuch, sich am an festzuhalten. Im 
Fallen fühlte er sich schon leichter. Ein süßer Schauer ergriff 
den Knaben, er wuchs und löschte das Bewußtsein aus, noch ehe 
der Leib das Pflaster berührt hatte. 


Die gleiche Todessehnsucht erfüllt aber auch die Erwach- 
senen. Es sei nur auf die Erzählung „Der Tod durchs Zeitungs- 
inserat“ hingewiesen, eine der erschütterndsten und durch ihren 
meisterhaften Aufbau spannendsten unter den vielen, die Sologub 
geschrieben hat. (Deutsch von Johannes von Guenther in der 
von ihm herausgegebenen Sammlung „Russische Gespenster- 
geschichten“, München: Drei-Masken-Verlag 1921). Oder die 
Degen so außerordentlich feine Novelle „Die Braut in 

rauer“ — von dem jungen Mädchen, das einer seltsamen Laune 
folgend bei dem Begräbnis eines ihr ganz fremden jungen 
Mannes — eines Studenten, der sich das Leben genommen hat — 
in tiefer Trauer erscheint und nun zu den verschiedensten Ver- 
mutungen Anlaß gibt, da niemand von den Leidtragenden sie 
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kennt. Der Selbstmörder hat aber einen Brief hinterlassen — 
für ein junges Mädchen, das nie im Hause verkehrt habe, viel- 
leicht aber zum Begräbnis erscheinen werde. In der Meinung, 
Nina sei dieses junge Mädchen, gibt die Mutter ihr den Brief — 
und damit ist Nina dem Toten verfallen. Sie erfährt aus dem 
Brief, daß er von seinen Parteigenossen beauftragt worden war, 
einen terroristischen Akt auszuführen; weil er sich aber dazu 
nicht entschließen konnte, tötete er sich selbst. Und nun weißt 
sie, daß sie zu vollbringen hat, wozu er zu schwach war. Aus 
dem Spiel mit dem Tode ist Ernst geworden. Nicht auf die revo- 
lutionäre Tat kommt es dem Dichter an, sondern einzig und allein 
auf den Weg des Todes, den seine Heldin nun gehen muß, weil 
der Tote Macht über sie gewonnen hat. Ihr Spiel mit der Trauer 
war verkappte Tode schneuct. Diese Todessehnsucht ist für 
Sologub das Gegebene, Natürliche und am verächtlichsten er- 
scheinen ihm immer jene, die die Sehnsucht gewaltsam nieder- 
ringen, sich an das Leben klammern, von dem sie doch nur immer 
wieder betrogen werden, weil es ihnen nichts Wirkliches, das 
heißt nichts Dauerndes geben kann. Es besteht nur aus Sdiatten 
und Gespenstern und wer sich an diese Larven klammert, wird 
selbst zum Gespenst; er glaubt zu leben und verdient doch viel 
eher tot genannt zu werden als jene, die sich über das Irdische 
emporgehoben haben und, vom Persönlichen befreit, im All auf- 
gegangen sind. 

Das ist der Grundgedanke auch des schon erwähnten Dramas 
von Sologub „Der Triumph des Todes“, das merkwürdigerweise 
noch keinen deutschen Übersetzer gefunden hat. Die altfran- 
zösische Sage von der Kindheit Karls des Großen, von der ver- 
stoßenen Königin Bertha und der Sklavin Algista, die den König 
und das ganze Volk durch Zauberkünste betörte, so daß alle sie 
für die richtige Königin hielten, wird hier in ganz eigenartiger 
Weise abgewandelt. Die „falsche“ Königin hat zehn Jahre über 
dem Frankenvolk geherrscht, hat die Liebe aller gewonnen, ist 
aber selbst mit ihrem Schicksal unzufrieden. Sie sieht alle, den 
König, den Hof, das Volk, im Banne des „Drachen“, unfähig, 
Schein und Sein von einander zu unterscheiden, Sklavenseelen 
in ihrem Denken und Fühlen. Als durch die Wiederkehr der 
wirklichen Königin, die lahm und häßflich ist neben der strahlen- 
den Schönheit Algistas, der Betrug an den Tag kommt, denkt 
Algista nicht daran zu leugnen. Sie glaubt ihr Tun durch die 
Liebe des Königs zu ihr gerechtfertigt; um dieser Liebe willen 
wird der König die andere verstoßen und Algista krönen. Aber 
der König ist nichts als König, er opfert das blühende Leben dem 
Phantom der Legitimität, liefert die Betrügerin dem rasenden 
Volk aus und setzt Bertha in ihre „Rechte“ ein. Um Mitternacht, 
in der Geisterstunde, erscheint ihm die Hingemarterte und bittet 
ihn, ihr zu folgen in ihr dunkles Reich. „Du liebst mich noch. 
Lege deine Krone ab und folge mir. Ich führe dich in eine neue 
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Welt des Glückes und der Freiheit, eine Welt, wo es keine Herren 
und keine Knechte gibt. Nur bei mir ist Leben, dort aber, wo du 
stehst, geblendet vom Glanz deiner Krone, deines blutigen Pur- 
purs, ist der Tod!“ Aber er ist zu sehr König, um ihr 101855 zu 

önnen. Er klammert sich an das „Leben“, das in Wahrheit kein 
Leben ist. Da verwandelt ein Zauberwort Algistas ihn und alle 
die Seinen in Steingebilde, macht sie auch äußerlich zu dem, was 
sie in Wahrheit schon längst waren. 


Mit Gogol hat Sologub den Zug gemein, daß er gerade dann am 
phantastischsten, am gespensterhaftesten wirkt, wenn er sich den 
Anschein gibt, als schil ere er ganz realistisch ganz alltägliche 
Dinge. Das gilt vor allem von seinem berühmtesten Werk, dem 
„Kleinen Teufel“. Es hat auch genug naive Kritiker gegeben, die in 
ihm nur eine satirische Wirklichkeitsschilderung sahen und ihn 
daher ganz unbefangen unter die Meisterwerke der sogenannten 
„Anklageliteratur“ einordneten, — wohin man ja auch Gogols 
„Tote Seelen“, Saltykows „Herren Golowliow“ und Gontscha- 
rows „Oblomow“ zu setzen pflegte. Es gibt auch wirklich außer 
den „Toten Seelen“ und einigen Skizzen Saltykows und Leskows 
keine anschaulichere und zugleich deprimierendere Darstellung 
des russischen Kleinstadtlebens, jener Welt, die einzig und allein 
vom Neid, vom Haß und vom Klatsch regiert wird, in der Damen 
aus der sogenannten „feinen“ Gesellschaft verleumderische ano- 
nyme Briefe schreiben, der Beamte am meisten Chancen hat vor- 
wärtszukommen, wenn er seine Kollegen geschickt denunziert, 
bei jedem geselligen Beisammensein der Schnaps in Strömen 
fließt und kaum eines ohne Prügel zum Abschluß gelangt. Es 
ist kein Wunder, daß der Name von Sologubs Helden, dem Gym- 
nasiallehrer Peredonow, in Rußland zum Gattungsnamen wurde, 
daß man von ihm das Wort „Peredonowstschina“ ableitete, wie 
von dem Namen des Gontscharowschen Helden das Wort „Ob- 
lomowstschina“, um eine ganze soziale Gruppe, eine ganze 
Geistesrichttung (wenn man hier von Geist reden darf), eine 
typische Seelenstimmung (wenn diese Menschen wirklich eine 
„Seele“ haben) zu kennzeichnen. Gleich den Gestalten Gogols 
ist auch Sologubs Peredonow eine Karikatur, unheimlich und 
widerwärtig bis zum Unerträglichen, aber zugleich die Schöpfung 
einer großen gestaltenden Kraft, und daher eben nicht nur eine 
willkürliche Aneinanderreihung abstoßender Züge, sondern die 
auf die Spitze getriebene Steigerung eines Typus, der in der 
russischen Gesellschaft tatsächlich vorhanden war und auch heute 
noch zu finden ist, — kaum in geringerer Anzahl, als zu der 
Zeit, da Sologub seinen Roman schrieb. An diesem Säufer, Sa- 
disten, Heuchler und Denunzianten ist alles sdımutzig und ge- 
mein; der berüchti ee in Saltykows „Herren Golow- 
liow“, an den Sologub vielleicht manchmal erinnert, ist ein 
Tugendheld neben Peredonow; zum mindesten besitzt er eine 
gewisse Größe, die Peredonow gänzlich abgeht; er ist von einem 
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„kleinen Teufel“ besessen, der in dem Gespenst mit dem unüber- 
setzbaren Namen „Nedotykomka“ reale Gestalt annimmt. Wie 
dieser Dämon, der den Peredonow immer öfter heimsucht und 
immer grausamer quält, eigentlich aussieht, wird nie direkt ge- 
sagt; man hat nur die unklare Vorstellung von etwas Formlosem, 
Unfertigem, Klebrigem, Schmutzigem, ein Gefühl, wie viele es 
beim Anblick einer Kröte oder einer Spinne haben. Dieser 
„kleine Teufel“ ist aber schlieflich nichts anderes als eine Aus- 
geburt von Peredonows eigenem Geiste, — wie der Teufel im 
Frack, der dem Iwan Karamasow bei Dostojewskij erscheint, 
auch nur das Unterbewuſtte Iwans ist, das Gestalt gewonnen hat. 
So schleimig und schmierig, wie die Nedotykomka, ist Pere- 
donow selbst, wenn er seine Quartaner peinigt, wenn er sich mit 
seiner Schwester, seinem Hauswirt zankt, wenn er seine Kollegen 
beim Direktor anschwärzt. Der Gespensterseher wird schließlich 
selbst zum Gespenst. Das Hyperbolische der Darstellung — es 
handelt sich immer nur um gesteigerte Wirklichkeit, nie um ein 
freies Spiel der Phantasie — führt bei Sologub ganz wie bei 
pe am Ende dazu, daß man sich in einer Traum- und Schemen- 
welt zu befinden glaubt. Das Gesamtbild, von dem jeder einzelne 
Zug durch Parallelen „aus dem wirklichen Leben“ belegt werden 
kann, wird unwirklich; aus einem russischen Typus wird Pere- 
donow zum Typus des am Irdischen klebenden Menschen über- 
haupt; des Lesers bemächtigt sich ein Gefühl, als stecke in ihm 
selbst, ja in jedem Menschen, auch dem edelsten und besten, etwas 
von diesem Peredonow. Und diesen Eindruck eben wollte Solo- 
gub hervorrufen. Die mit so verblüffender Echtheit geschilderte 
russische Kleinstadt wird zum Symbol, — nicht sie, sondern das 
Leben selbst schafft die Peredonows, das Leben an sich, der 
Drache, der mit seinem Feueratem alles versengt. Nur wer 
seinen Trug zu durchschauen vermag, vermag auch die Peredo- 
nowstschina in der eigenen Seele zu überwinden, sie unschädlich 
zu machen. 


Das Bild des Dichters Sologub wird ergänzt durch das Bild 
des Menschen, wie es jetzt in einem Nachruf der Schriftstellerin 
Teffi sehr anschaulich gezeichnet wird. 


„Ich kannte Sologub schon lange“, erzählt sie, „noch ehe er 
so berühmt wurde. Er war damals Inspektor der Volksschulen, 
wohnte im Schulgebäude mit seiner Schwester, der dürren, 
schwindsüchtigen Olga Kusminischna. Sie war still und schüch- 
tern, verehrte und fürchtete ihren Bruder, sprach in seiner Gegen- 
wart nur mit gedämpfter Stimme. Sologub veröffentlichte da- 
mals seine wunderschönen, weisen Märchen in den „Novosti“ 
[liberale petersburger Tageszeitung], deren Herausgeber Noto- 
witsch sie in Ausübung seines Herrenrechtes zusammenstrich und 
korrigierte. Er zahlte Sologub zwei und einen halben Kopeken 
für die Zeile und brummte: ‚Wieder kommt er mit seinem Deka- 


304 


dentenquatsch‘. Sologub protestierte nicht, empörte sich nicht. 
Demütig trug er die schwere Last seines Lebens weiter. 


Sie war schwer. Und es war ärmlich, dieses Leben. Früh 
stand er auf und gab seine Stunden; schreiben konnte er nur mit 
Unterbrechungen, meistens nachts. Immer war er gelb im Ge- 
sicht, müde, mit halbgeschlossenen Augen, alt. Ich erinnere mich 
noch, wie erstaunt wir alle waren, als wir erfuhren, daß er noch 
nicht einmal fünfzig Jahre alt sei. Sein metaphysisches Alter war 
sechshundert Jahre. 

Seine Dienstwohnung war klein und eng. Lämpchen 
brannten vor den Heiligenbildern und die Gäste wurden mit 
Pfefferminz- und Honigkuchen und rotbackigen Äpfeln bewirtet, 
die die Schwester besorgt hatte. Sie fuhr zu diesem Zweck mit 
der Pferdebahn ‚in die Stadt, über die Newa‘. In dem kleinen, 
dunkeln Arbeitszimmer, auf dem einfachen Tisch lagen Manu- 
skripte übereinander gehäuft und blickte aus einem dunklen 
Rahmen ein hübsches, kluges Frauenantlitz — Sinaida Hippius 
Idie bekannte Schriftstellerin, Gattin von D. S. Mereschkowskijl. 
Die Abende in dieser kleinen Dienstwohnung, wenn die nächsten 
literarischen Freunde zusammenkamen, waren sehr anregend. 
Hier las uns der Hausherr den Schluß des ‚Kleinen Teufels und 
den Anfang des ‚Totenzauber‘ vor. 


Dann, nach dem großen Erfolg des ‚Kleinen Teufels‘, nach 
der Aufführung des Dramas ‚Der Triumph des Todes‘ trat eine 
Wendung in Sologubs Leben ein. Seine stille Schwester starb. 
Er gab sein Amt auf und heiratete die Schriftstellerin Anastasia 
Tschebotarewskaja, die alles im Hause auf den Kopf stellte. Es 
wurde eine neue große Wohnung gemietet, rosa Vorhänge kamen 
vor die Fenster, an den Wänden des sehr geräumigen, kalten 
Arbeitszimmers hingen seltsamerweise mehrere Darstellungen 
der Leda von verschiedenen Meistern. An die Stelle der stillen 
Abendunterhaltungen traten lärmende Gesellschaften mit Tanz 
und Mummenschanz. Sologub ging in seiner eigenen Wohnung 
umher, als wäre er auch nur Gast hier, kniff die glatt rasierten 
Lippen hochmütig zusammen, blinzelte mit den müden Augen, 
jagte seinen erlöschenden Träumen nach. Sein Ruhm freute ihn 
wenig. Er sagte einmal: 


‚Das kommt alles zu spät. Was soll ich jetzt damit an- 
fangen? Ich weiß es wirklich nicht. Etwa meine Glatze ver- 
golden?‘ 

Die Verleger bestürmten ihn. Seine alten, früher kaum 
beachteten Werke wurden neu gedruckt. Er brachte seinen 
Roman ‚Totenzauber‘ zum Abschluß. Aber der Schluß, der nach 
dem Wendepunkt in seinem Leben geschrieben war, rechtfertigte 
die Erwartungen nicht. Der Geist hatte ihn verlassen. Und was 
er einst in dem engen Stübchen mit dem Lämpchen vor dem 
Heiligenbilde entworfen hatte, blieb unausgeführt. Ich erinnere 
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mich, wie er mir von der weiteren Entwicklung der Handlung in 
seinem Roman erzählt hatte, aber von alledem fand ich in dem 
fertigen Buche nichts. 

Er übersetzte nun viel: Verlaine, Rimbaud, deutsche Dichter. 
Und nur in seinen Versen war er der alte — einsam, müde, voller 
Angst vor dem „rotbackigen, üppigen Frauenzimmer“, dem 
Leben, und glühend in Liebe zu jenem, dessen Namen er mit 
großen Anfangsbuchstaben schrieb — dem Tod 

In die neue Zeit hatte sich Sologub nicht mehr finden können. 
In den Hungerjahren arbeitete er auch für die von Maxim Gorkij 
ins Leben gerufene Serie „Wsemirnaja Literatura“, von der man 
heute gar nichts mehr hört, weil sie ihren Zweck erfüllt hat: 
dieser war nicht, wie in den Prospekten behauptet wurde, alle 
Meisterwerke der Weltliteratur von Gilgamesch bis zu Haupt- 
manns „Webern“ dem russischen Proletarier in musterhaften 
Übersetzungen zu bieten, sondern den notleidenden russischen 
. Dichtern und Gelehrten eine Arbeitsmöglichkeit 
zu geben. 

Von diesen letzten e berichtet Frau Teffi: 

„Vor etwa sechs Jahren, als ih am Typhus erkrankt war, 
brachte man mir einen Zettel. Auf einem abgerissenen, winzigen 
Fetzen Papier, der auch noch ganz klein zusammengefaltet war, 
stand mit flüchtigen, kaum leserlichen Zügen geschrieben: ‚Wir 
fleh. um Hilfe, verschaff. Sie ein Visum, wir geh. zugr. Seien Sie 
uns ein guter Freund, wie immer. Sol. Tscheb.‘ 

Der Zettel, den offenbar jemand im Handschuh oder ins 
Kleid eingenäht mitgebracht hatte, kam von Sologub und der 
Tschebotarewskaja. Wer ihn gebracht haite, habe ich nicht er- 
fahren können. Als ich mich von der Krankheit erholt hatte, 
sagte man mir, das Visum für Sologub und seine Frau sei schon 
beschafft. Dann dauerte es aber noch sehr lange, ehe sie die 
Ausreiseerlaubnis erhielten und die Tschebotarewskaja, die die 
Qual nicht mehr länger ertragen konnte, machte ihrem Leben 
ein Ende. [Sie stürzte sich 1920 in die Newa.] Und nach ihrem 
Tode begann auch das Sterben Sologubs“ . . . ). 


1) Von den Werken Sologubs existieren zahlreiche deutsche Uber— 
setzungen. Einzelne Gedichte und Novellen von ihm finden sich in verschie- 
denen Anthologien und Sammlungen neuerer russischer Literatur. Gesondert 
sind erschienen: Das Buch der Märchen, übers. von J. v. Guenther. München: 
H. v. Weber 1908. — Schatten (Erzählungen), übers. von A. und C. Brauner. 


Berlin: 1912. — Der kleine Dämon (Roman), übers. von R. v. Walter, Mün- 
chen: G. Müller 1912. — Totenzauber (Roman), übers. von F. Frisch. Ebenda 
1913. — Der Kuß des Ungeborenen und andere Novellen, übers. von A. Elias- 


berg. Weimar: Kiepenheuer 1918. — Kleine politische Fabeln und Märchen, 
nacherzählt von C. K. Roellinghoff. München: Musarion-Verlag 1921. — Süßer 
als Gift (Roman), übers. von F. Frish. München: 1922. 
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Jahren im Mutterlande kaum etwas. Erst im Krieg machten wir in den 
russischen Gefangenenlagern die Bekanntschaft mit Soldaten, die Volkslieder 
in deutscher Sprache Ben Das veranlafte Professor Schünemann, den 
Leiter der Hochschule für Musik, die Lager zu bereisen, um diese Lieder zu 
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sammeln; als dann in Ruflland die Hungerjahre ausbrachen, machten wir die 
Bekanntschaft deutscher Kinder von der Wolga, die hier Aufnahme fanden, 
So drang allmählih die Kunde von den Siedlungen in Südrufland zu uns. 
Von dem, was deutscher Fleiß dort geschaffen hatte, erfuhren wir trotzdem 
ns Unbekannt blieben uns die übrigen Siedlungsgebiete, Transkaukasien. 
die Krim, Sibirien usw. In den Schulen vor allem beschäftigte sich niemand 
mit diesen deutschen Brüdern. Auch jetzt noch gibt es sehr viele, die in zehn- 
oder mehrjähriger Schulzeit nichts von Deutschen in Rußland gehört haben. 


Mit dieser Vernachlässigung ein Ende zu machen, ist die Aufgabe, der 
zwei kleine Hefte dienen wollen, die von der Auslandsabteilung 
des Zentralinstituts für Erziehung und Unterricht in 
Berlin herausgegeben worden sind. Sie heifen „Der Deutsche im 
Wolgaland“ und „Der Deutsche in Transkaukasien“ Diese 
Veröffentlichungen stellen etwas Neues dar. Als Autor wurde jedesmal ein 
Mann gewählt, der durch Generationen mit dem Siedlungsgebiet verwachsen 
ist und durch allen Wechsel der Zeiten dort ausgehalten hat. Das gilt sowohl 
von Peter Sinner, dem Lehrer an der deutschen Normalschule in Saratow, 
wie von Jakob Hummel, dem Lehrer in Helenendorf. Beide haben ihre 
schwierige Aufgabe in taktvoller und feiner Weise gelöst. Es war nicht leicht, 
den Heften eine Form zu geben, die alle Klippen vermied. Die Kultur- 
leistungen der Deutschen und die Einwirkung der alten Regierung mußten zum 
Ausdruck kommen, andererseits aber sollte auch der neuen Zeit Gerechtigkeit 
widerfahren. Es durfte niemand verletzt werden. Das tritt deutlich hervor 
in den Schlufabschnitten beider Büchlein, die uns die Entwicklung der letzten 
zehn Jahre schildern. Sehr gut ist es, dafl nicht neue Erzählungen geschrieben 
worden sind, sondern daß auf die en zurückgegriffen worden ist. Für 
das Wolgaheft ist benutzt Züges Leben in Rußland zur Darstellung der 
Reise und der ersten Einrichtung. Weiter ist verwendet das bekannte Buch 
Bauer, Geschichte der deutschen Ansiedler an der Wolga und Beratz, 
Die deutschen Kolonien an der unteren Wolga. Außerdem sind erzählende 
Werke und Zeitschriften mit herangezogen worden. Immer aber handelt es 
sih um Literatur, die im Lande selbst entstanden ist. Ein großer Teil des 
Heftes Transkaukasien ist zusammengestellt nach dem Werk von Friedrich 
Schrenk. Geschichte der deutschen Kolonien in Transkaukasien. Außerdem 
sind Reiseberichte und persönliche Erinnerungen verwendet. Die Büchlein 
bauen sich chronologisch auf und geben so eine wirkliche Geschichte der 
Kolonien. Die Entwicklung der Nachkriegszeit ist in beiden Heften von den 
Autoren selber geschildert. Das bietet den Kolonisten die Gewähr, daf nichts 
entstellt worden ist, weder nach der einen, noch nach der anderen Seite. — 
Nicht nur für jugendliche Leser in den deutschen Schulen sind diese Büchlein 
zusammengestellt, sondern auch für die Deutschen in Rußland selbst. Wer von 
diesen wird nicht gern zu diesen anziehenden, gut illustrierten Erzählungen 
aus der heimischen Vergang nheit greifen, um die Kinder mit dem Leben der 
Ahnen vertraut zu machen? Der billige Preis (1,50 M. für das Wolgaheft und 
90 Pfennige für das Heft Transkaukasien) ermöglicht jedem die Anschaffung. 
Die Büchlein dürften in keinem death rnssicchen ause fehlen. Weitere 
Hefte über das Deutsditum in Leningrad, Moskau, Sibirien und der Krim 
sind in Bearbeitung; wir sehen ihrer Veröffentlichung mit Interesse 


Kessel, Joseph: Die rote Novellen. Aus 
dem Französischen von Fritz Pasternak. Stuttgart 1927. Verlag 
Julius Hoffmann. 170 S. 


Der Verlag Julius Hoffmann in Stuttgart bringt vom Verfasser des 
Rasputin-Romans Joseph Kessel in sorgfältiger deutscher Übersetzung einen 
Novellenband „Die rote Steppe“ heraus. Blitzlichtartig werden Menschen und 
Situationen des neuen Rußland erhellt, die Kessel als Berichterstatter einer 
französischen Zeitung während der ersten Periode der Bolschewikenherrschaft 
aus eigener Anschauung kennen gelernt hatte. 
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Durch den Umsturz von jeglichen Hemmungen frei, schutz- und rechtlos, 
handeln die einen Gestalten seiner Novellen ihren Urinstinkten entsprechend 
roh, brutal und gewaltsam, während die anderen in stummer Resignation und 
dumpfer Verzweiflung sich ihrem Schicksal ergeben. Die einzelnen Personen 
sind scharf umrissen gezeichnet, es fehlt jede parteipolitische Tendenz, kein 
Wort der Anklage, keines der Verteidigung. Kessel Besdireibt die Menschen, 
wie sie ihm erscheinen und wie sie sind. Was der Dichter in ihm intuitiv 
erschaut, hat der wissenschaftlich gebildete Journalist kritisch analysiert, 
Motive reihen sich an Motive, die dunkelsten Tiefen der Seele werden be- 
leuchtet. Aus erschütternden Erlebnissen geboren weill das Buch auch den 
Leser zu erschüttern. I. G. 


Statistik der Berg- und Hüttenwerke in Pol- 
nis ch- Oberschlesien für das Jahr 1926. Herausge- 
eben vom Oberschlesischen vo und Hüttenmännischen Verein. 
atowice 1927. Selbstverlag des Oberschlesischen Berg- und 


Hüttenmännischen Vereins. 109 Seiten. 

Der überragende Anteil Oberschlesiens an der industriellen Urproduktion 
Polens wird durch die vorliegende Veröffentlichung erneut deutlich gezeigt 
(Steinkohle 72.57 %, Roheisen 81.82 %, Blei 99,729, usw.). Darüber hinaus 
gewährt das Werk eine Übersicht über Umfang, innere Gliederung und Be- 
sitzverhältnisse der ostoberschlesischen Montanindustrie, über den Absatz im 
Inland (nach Gegenden und Abnehmerkreisen), über die Ausfuhr, die Ar- 
beiterzahl, die Lohnverhältnisse und vieles andere. Die Tabellen gewinnen 
durch die Beziehung auf Polens Gesamterzeugung, auf die Weltproduktion 
und auf den Vorkriegsstand sowie durch Beigabe der Devisenkurse bedeutend 
an Wert. Das Werk enthält viele interessante Einzelheiten und muß von 
jedem Beobachter der polnischen Wirtschaftsverhältnisse, gerade audi im Hin- 

lick auf die schwebenden deutsch-polnischen Verhandlungen, gründlich durch- 
gearbeitet werden. R.R.B. 


Lüdtke, Franz: Grenzmark Posen-West- 
reußen. Ein Heimatbuch. Leipzig 1927. Verlag Friedrich 
randstetter. 404 Seiten. Preis: RM. 8,—. (Brandstetters Heimat- 

bücher Deutscher Landschaften Bd. 25.) 


Die Abtrennung des größeren Teils der Provinz Posen und Westpreußen 
vom Reich und der Zusammenschluß ihrer westlidı des Korridors gelegenen 
Reste zu einer neuen Provinz haben das schwere Problem gezeitigt, an dem 
öffentliche und private Stellen seit Jahren stille Arbeit leisten: dieser kleinen 
aus drei getrennten Stücken mit schlechten Verkehrsverbindungen zusam- 
mengesetzten Verwaltungseinheit die innere kulturelle Verbundenheit zu 
geben, die sie allein zur Erfüllung der ihr zugedachten nationalpolitischen 
Aufgaben befähigen kann. Einen wertvollen Beitrag zur Lösung dieses 
Problems liefert Dr. Franz Lüdtke mit der Herausgabe dieses in der Reihe 
von Brandstetters „Heimatbüchern“ erschienenen Bandes. Natur, Geschichte, 
Kultur — alles kommt zu seinem Recht, und auch die Ausstattung des Buches 
durch den Verlag ist erfreulich sorgfältig. So sollte es geeignet sein, auch 
im übrigen Reich für die Kenntnis der fast vergessenen kleinsten Provinz 
Preußens zu werben, eine Kenntnis, die auch der allgemeinen Unterrichtung 
über die Fragen des Ostens nur dienlidi sein könnte. R. R. B. 


Der ostdeutsche Volksboden. Aufsätze zu den 
Fragen des Ostens. Herausgegeben von Dr. Wilhelm Volz, 
Geh. Reg.-Rat, o. Prof. an der Universität Leipzig. Erweiterte 
Ausgabe. Breslau 1926. Verlag Ferdinand Hirt. 388 S. Mit 
einer Karte im Text und einer Schaltkarte. Halbl. RM. 9,—. 
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Der alte Kampf zwischen Deutschen und Slawen wird hier in einer 
Reihe von Aufsätzen einer wissenschaftlichen Betrachtung unter dem Gesichts- 
pumi der Siedlungsgeschichte unterzogen. Die ersten Beiträge, die von der 

iedlungsgeschichte Böhmens und Mährens handeln (Kötzschke, Dopsc, Holtz- 
mann u. a. sind ihre Verfasser), haben sich infolgedessen in erster Linie mit 
der Streitfrage zwischen der „Kolonisationstheorie des tschechischen National- 
historikers Palacky und der neuerdings in den Vordergrund tretenden „Ur- 
germanentheorie“ des Brünners Bretholz auseinanderzusetzen. Die Historiker 
und Prähistoriker bekennen sich im wesentlichen zu Bretholz, dessen Meinung, 
daß die Deutschen Böhmens im wesentlichen von den vor der Völkerwande- 
rung dort ansässigen Germanen abstammen, und die mittelalterliche Koloni- 
sation nur eine Verstärkung, keine eigentliche Neusiedlung, bedeutet habe, sie 
mit entsprechenden Einschränkungen auch auf die nördlichen Teile des ost- 
deutschen Siedlungsbodens ausdehnen wollen. Dagegen kommt der Sprach- 
forscher Gierach zu einer Ablehnung der „Urgermanentheorie“, die übrigens 
auch Beltz für Mecklenburg nicht anerkennt. Die Kolonisationsbewegung 
des Mittelalters wird von ihrem wohl berufensten Kenner, Kötzschke, darge- 
stellt, während eine Reihe ost- und westpreußischer Gelehrter (Krollmann, 
Keyser, Lorentz, Gollub u. a.) die Entwicklung im Ordensgebiet schildern 
und teilweise, insbesondere für die Masuren- und Kaschubenfrage, bis zur 
Gegenwart fortführen. (Wenn Gollub in dem erstgenannten Aufsatze, S. 301, 
Roman Dmowski als den „Schöpfer der heutigen polnischen Republik“ be- 
zeichnet, so könnte diese doch wohl etwas einseitige Formulierung zu Miß- 
verständnissen Anlaß geben.) Aubin-Halle umreifft in einem gro ZUBE, AU. 
elegten Aufsatz die Entwicklung der ostdeutschen Agrarverfassung und ihre 

eziehungen zum Nationalitätenproblem, während Graf Baudissin einige in 
die Zukunft weisende Gedanken zur Frage der inneren Kolonisation bei- 
steuert. — Die Sammlung dieser Beiträge zum heutigen wissenschaftlichen 
Stande der ostdeutschen Siedlungsgeschichte, die nirgends durch nationale 
Ressentiments in ihrem Werte getrübt werden, ist eine glückliche und dankens- 
werte Tat. R.R.B. 


Zur Besprechung eingegangen: 


Ambrozaitis, K.: Die Staatslehre WI. Solowjews. Paderborn 1927. 
Verlag Ferdinand Schöningh. 111 S. Preis: M. 3.—. 


Bernewitz, Elsa: Die Entrückten. Vier Geschichten vom Tode. 
(Erzählungen aus Kurland.) München 1927. Verlag Albert Langen. 146 8. 
Preis: M. 3,50 geh. | 


Boris, Otto: Um die Grenze. Ein masurischer Schmuggler-Roman. 
Berlin o. J. Grofßdeutsher Buch- und Zeitschriftenverlag. 173 S. Preis: 
M. 2,50 brosch. (Sammlung: „Großdeutscer Erzähler“, Doppelband 3 u. 4). 


Daniloff, J. N.: Dem Zusammenbruch entgegen. Ein Abschnitt aus 
der letzten Epoche der russischen Monarchie. Einzige amiet Ubersetzung 
von R. Freiherr von Campenhausen. Hannover 1928. Verlag Hahnsdie Buch- 
handlung. 189 S. Preis: M. 9,— brosch. 


Dukmeyer, Friedrid: Die Einführung Lermontows in Deutschland 
und des Dichters Persönlichkeit. (Die Russenfreunde Varnhagen von Ense 
und Bodenstedt.) Berlin 1925. Verlag Emil Du 68 S. (Sammlung: 
Historische Studien, herausgegeben von Dr. Ebering, Heft 164). 


Gromann, W.: Die Volkswirtschaft der U. d. S. S. R. Niedergang und 
Wiederaufstieg. Berlin 1927. Verlag Ernst Rowohlt. 37 S. (Herausgegeben 
von der Gesellschaft der Freunde des Neuen Rußlands in Deutschland.) 


Kaufmann, Michael: Die Außenhandelsorganisation der U. d. S. S. R. 
Berlin 1927. Verlag Ernst Rowohlt. 17 S. (Herausgegeben von der Gesell- 
schaft der Freunde des Neuen Rußlands in Deutschland.) 
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è Isaev, El.: Razskazy. (Erzählungen.) Riga 1927. Verlag E. I. Ettinger. 


Kurpiun, Robert: Berthold Ringmanns Heimkehr. Eine Erzählung 
aus Oberschlesiens Freiheitskämpfen 1914—1924. Berlin o. J. Großdeutscher 
nm a. Zeitschriftenverlag. 79 S. (Sammlung: „Großdeutscher Erzähler“. 

and 1. 


Lenin, W. I.: Materialismus und Empiriokritizismus. Kritische Be- 
merkungen über eine reaktionäre Philosophie. Wien-Berlin o. J. Verlag für 
Bad XIII) Politik. 486 S. (Sammlung: W. I. Lenin, Sämtliche Werke, 

an 


Nötzel, Karl: Die russische Leistung. Karlsruhe 1927. Verlag G. Braun. 

114 S. (Sammlung: Wissen und Wirken. Einzelschriften zu den Grundfragen 

78 1 und Schaffens, herausgegeben von Prof. Ungerer. Band 45.) 
reis: 2.40. 


Rau, P.: Die Hügelgräber Römisdier Zeit an der unteren Wolga. Po- 
krowsk 1927. Deutscher Staatsverlag „Nemgosisdat“ ASRR der W.-D. 112 S. 
(Mitteilungen des Zentral-Museums der Aut. Soz. Räte-Republik der Wolga- 
deutschen, 1. Jahrg. Heft 1—2, 1926.) 


Rau, P.: Prähistorisdie Ausgrabungen auf der Steppenseite des deut- 
schen Wolgagebietes im Jahre 1926. Pokrowsk 1927. Deutscher Staatsverlag 
„Nemgosisdat“ ASRR der W.-D. 78 S. (Mitteilungen des Zentralmuseums 
der Aut. Sozial. Räte-Republik der Wolgadeutschen, i 2, Heft 1, 1927). 


Rumer, Willy: Die Agrarreformen der Donau-Staaten. Eine agrar- 
politische Untersuchung der Bodenreformen Österreichs, Ungarns, der Tschedo- 
slowakei, Bulgariens, Rumäniens und Südslawiens in den Jahren 1917—1926. 
Innsbruck 197. Selbstverlag, Fischergasse 50. 170 S. 


Schreiber, Georg: Deutschland und die Kultur der Ostsee. Erinne- 
rungen an die deutschen Hochschulwochen in Helsingfors und Riga 1926. 
Münster i. W. 1927. Aschendorffshe Verlagsbuchhandlung. 234 S. (Samm- 
lung: Deutschtum und Ausland, herausgegeben von Georg Schreiber, Heft 10.) 
Preis M. 6,— geh. 


Sozialistischer Kulturbund:. Sozialismus und Kultur. Tagung des 
Sozialistischen Kulturbundes 2.—3. Oktober 1926 in Blankenburg i. Thür. 
Berlin 1927. Verlag des Sozialistischen Kulturbundes. 120 S. Preis: M. 1,50. 


Stallbaum, Otto und Helmut: Die Wunder der Kurischen Nehrung. 
8 Königsberg Pr. 1927. Selbstverlag. Löbenichtsche Lang- 
gasse 7. 71 8. 


Thienemann, J.: Rossitten. Drei Jahrzehnte auf der Kurischen Neh- 
nog: Neudamm 1927. Verlagsbuchhandlung Neumann. 326 S. Preis: M. 10,— 
geb. 


Trubetzko y, Fürst Eugen N.: Die Weltanschauung der altrussischen 
Ikonenmalerei. Paderborn 1927. Verlag Ferdinand Schöningh. 99 S. 


Winter, Eduard: Die Deutschen in der Slowakei und in Karpatho- 
ruland. Münster i. W. 1926. Aschendorffsche Verlagsbuchhandlung. 97 S. 
(Sammlung: Deutshtum und Ausland, herausgegeben von Georg Schreiber, 
Heft 1.) Preis: M. 3,20, geh. 

* A * 

Ra binowits ch, J.: Das Armenrecht der Staatenlosen. Sonderabdruck 

aus der Zeitschrift für Deutschen Zivilprozef. S. 68—70. 


Schweitzer, Robert: Moskau, Handelsplatz. Moskau, Börsenplatz. 
Sonderabdruck aus dem Handwörterbuch der Betriebswissenschaft. herausge- 
geben von Prof. Nicklisch. Stuttgart 1927. C. E. Poeschel-Verlag. S. 1550—1574. 
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Wohl, Paul: Ausländisches Tarifrecht. I. Nordamerika und Rußland. 
Sonderabdruck aus „Hauptfragen des Tarifrechts“. Arbeitsrechtliche Seminar- 
vorträge II. Herausgegeben von Prof. Kaskel. Berlin 1927. Verlag Julius 
Springer. S. 1—30. 

* Pr k 
Antiquariatskatalog Neue Folge 22 von K. F. Koehlers Anti- 
uarium, Leipzig, Täubchenweg 21. Osteuropa, Balkanländer, Österreich und 
ngarn. 98 8. 


Zeitschriftenschau. 


A. Sowjetrußland. 


I. Politik. 


Die Russische März-Revolution und die Ursachen ihres Mißglückens. 
(De Russische Maart-revolutie en de oorzaken van haar mislukking.) 
Von Dr. Boris Raptschinsky. 

De Socialistische Gids, Amsterdam, Jahrg. XII, Nr. 11, Nov. 1927, S. 904—907. 
Durchaus falsch ist die in gewissen russischen und westeuropäischen 
Kreisen zum Axiom gewordene Behauptung, das Mißglücken des demo- 
kratishen Umschwungs vom März 1917 sei nur Zufall, der Sieg der Bol- 
schewisten lediglich die Folge ausländischer Machenschaften gewesen, die 
Bolschewisten hätten die Macht gegen den Willen des Volkes inne. Der 
bolschewistishe Sieg war nur die Folge der in Rußland wirkenden 
Kräfte, die Bolsdiewisten behielten die Oberhand trotz ihrer geringen 
Anzahl, weil die Masse des Volkes hinter ihnen stand. Die eigentlidien 
Macer der russischen Revolution waren die Bauern in Uniform, die Sol- 
daten, die die Revolution durchführten, um ihre agrarischen Wünsche zu 
befriedigen. Die demokratische Regierung hätte eiligst eine neue Land- 
verteilung durchführen müssen — das wollte und konnte sie nicht —, sie 
verschob die Reform auf spätere Zeit, wenn der Krieg beendet sein würde. 
Die Bauern waren aber bereits zu oft von den Herren betrogen worden 
und beschlossen daher, das Land gegen den Willen der Regierung zu 
verteilen. Damit war das Ende der demokratischen Regierung besiegelt. 
Die Bolschewisten sahen von jedem Staatsgedanken ab, leisteten den 
maximalistishen Gefühlen der Massen keinen Widerstand; sie wollten 
die Revolution nicht leiten, sondern ließen sich ganz vom Strome treiben. 
Äußerlich hat diese Taktik zu einem großen Erfolge geführt, der aber 
im Grunde doch ein Mißerfolg ist: es ist den Bolschewisten nicht gelun- 
gen, erträglihe Zustände im Lande zu schaffen. März-Revolution der 
Demokraten und Oktober-Revolution der Bolschewisten sind keine Gegen- 
sätze; die letztere ist die Fortsetzung der ersteren. Historische Prozesse 
lassen sich nicht leiten und lenken: das fühlen auch die Bolschewisten. 
Allmählich entsteht in Rußland ein gesunder Kern: der mittlere Bauer 
(seredniak). Die Ideologie der Bauern steht der bolschewistischen so 
fern, daß ein Zusammenprall unvermeidlich ist — dann stürzt das Karten- 
haus der Bolschewisten ebenso zusammen, wie der Zarismus. Es kommt 
dann ein neues Rußland, dessen Basis die Bauern sein werden. Dieses 
Bauern-Rußfland wird in kultureller Hinsicht ein großer Rückschritt 
sein. Vielleicht wird nach dem Sturz der Bolschewisten die kapitalistisdie 
Produktionsweise wieder hergestellt, vielleicht auch entsteht eine ganz 
neue Produktionsform, als Folge der bolsdiewistisdien Experimente. Das 
Drama, das sich jetzt im Osten abspielt, wird sicherlich für die Entwick- 
lung der Menschheit viel größere Bedeutung haben, als sie die franzö- 
sische Revolution hatte. E. P. B. 
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Zehn Jahre Bolschewismus. (Ten Years of Bolshevism.) Von George 
Soloveytchik. 
Gr „ Century and after, London. Vol. CII., Nr. 609, Nov. 1927, 
. 652—666. 
Wie haben die Bolschewisten es fertig gebracht, sich solange zu halten? 
Was haben sie geleistet in dieser Zeit? — Nur durch grobe Gewalt, durch 
brutalste Methoden konnten sie sich halten, durch restlose Verachtung 
aller Gesetze der Menschlichkeit und der politischen Moral. — Wie ein 
Parasit lebt die bolschewistische Wirtschaft von der Arbeit der Bauern- 
schaft, und verbraucht lediglich das, was sie vom alten Regime geerbt 
hat. Die USSR. ist ein Staat sui generis, der unmöglich inmitten von 
Staaten existieren kann, die anders sind als er, der eines Tages in dieser 
Lage erstiken muß. Das wissen die bolschewistischen Führer, und des- 
halb ist „Weltrevolution“ für sie keineswegs ein Ideal, sondern einfach 
praktische Lebensnotwendigkeit, ohne deren Realisation sie zu- 
grunde gehen müssen. E. P. B. 


Moskau und der Mittlere Osten. (Moscow and the Middle East.) 
Von Nazir. 

The Englisch Review, Vol. XLV, Nr. 5, November 1927, S. 517—524. 

Die Bolschewisten haben rücksichtslos jede Regung von Rassegefühl in 
der Ukraine und in Georgien unterdrückt, wo ee dem Moskauer 
Despotismus schaden könnte. Dagegen unterstützen und nähren sie es 
überall in und auſterhalb der Sowjet-Union, wo es zum Nachteil Englands 
benutzt werden kann: nicht nur in China, sondern auch in Südwest- 
Asien, in Afghanistan, in Persien. Usbeken, Turkmenen, Tataren kannten 
kein Nationalbewufßtsein vor der bolschewistischen Revolution, — es wird 
genährt, um dem russischen Einfluß Bahn zu schaffen. Englands In- 
teresse verlangt aber, daß Afghanistan und Persien unbedingt unab- 
hängig bleiben, was durch energische Unterstützung der freiheitsliebenden 
Stämme auch zu erreichen ist. Die Propaganda der Pazifisten und Kom- 
munisten in England ist eine der Waffen des Sowjet-Arsenals. E. P. B. 


II. Wirtschaft. 


Finanzierung der kommunalen Unternehmungen. (O porjadke finansiro- 
vanija kommunal’nych predprijatij.) Von Vlad. R£evskij. 

Vestnik finansov, Januarheft 1927, S. 40 ff. 
Der Verfasser behandelt zunächst allgemein die Bedeutung der kom- 
munalen Unternehmungen und kommt zu der Feststellung, daf der 
fiskalische Gesichtspunkt bei der Beurteilung ihrer Leistungen von sekun- 
därer Bedeutung ist; nicht der kaufmännische Gewinn, sondern die 
Leistungen der Unternehmungen auf sozialem und kulturellem Gebiet 
sind dafür ausschlaggebend. In Deutschland bestand seit den” Wer 
Jahren das Bestreben, Unternehmungen, wie Gaswerke, Wasserwerke 
usw. zu kommunalisieren; während des Krieges und nach dem Kriege 
führte die mißliche Finanzlage der Städte teilweise zu einer Rückbil- 
dung. indem dem Privatkapital ein erhöhter Einfluß auf das Geschäfts- 
gebahren der kommunalen Unternehmungen eingeräumt wurde Mit 
der Rückkehr geordneter finanzieller Verhältnisse erstarkt wieder die 
frühere Strömung. In der Sowjet-Union sind ebenfalls Stimmen laut ge- 
worden, welche die Berücksichtigung des rein wirtschaftlichen Prinzips 
(hozrascet) in den kommunalen Unternehmungen forderten. Begründet 
wurde das damit, daf die lokalen Organe lange Zeit hindurch die 
Mittel der kommunalen Unternehmungen zur Befriedigung sonstiger 
lokaler Bedürfnisse in Anspruch nahmen. Der Verfasser bestreitet die 
Notwendigkeit einer wirtschaftlichen Verselbständigung der kommunalen 
Unternehmungen, da dadurch die Einheitlidikeit der lokalen Wirtschaft 
vernichtet wird, und die Belange der kommunalen Unternehmungen, die 
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z. T. durchaus zu beachten sind, auch bei dem gegenwärtigen System 
berücksichtigt werden können. Der Hauptmangel der heutigen Verwal- 
tung — der Bürokratismus — wird durch eine teilweise Verselbständigung 
nicht behoben werden, da ja der bürokratische Geist in allen Anstalten 
der Union vertreten ist. W. A 


Das Sparkassenwesen der U. d. S. S. R. im Jahre 1925/28. Von K. Tufesko. 


Die 


Vestnik Finansov, Januarheft 1927. 

Das Sparkassenwesen hat sih im Berichtsjahre weiterentwickelt. Am 
1. Januar 1924 gab es 6996, am 1. Oktober 1925 9742, am 1. Oktober 1926 
14757 Sparkassen. Vor dem Kriege flossen die Einlagen den Sparkassen 
von selbst zu, gegenwärtig muf zu diesem Zweck eine erhebliche Pro- 
pagandaarbeit geleistet und das Sparkassennetz erheblich erweitert wer- 
den. Vor dem Kriege waren die Einlagen stabil, gegenwärtig sind sie sehr 
flüssig. Die Zahl der Sparer ist im Berichtsjahre von ca. 820 auf ca. 
1285tausend gestiegen (+ 157 /). Im Berichtsjahre wurde den Spar- 
kassen die Auszahlung von Löhnen und Gehältern angewiesen, wodurdı 
die Zahl der Einlagen erheblich vermehrt, die Größe der Einlagen dagegen 
wene verändert wurde. Die Haupttätigkeit der Kassen vollzieht sich in 
den Städten, auf dem Lande befinden sich zwar 60 % aller Sparkassen, 
darauf entfielen aber nur 16,6 % aller Einlagen. Von der Gesamtzahl der 
Kassen existierten am 1. Oktober 1925 ca. 25 % und am 1. Oktober 1926 
ca. 18% nur formell, d. h. sie tätigten überhaupt keine Umsätze. Diese 
„stilliegenden“ Sparkassen befinden sich überwiegend auf dem Lande. 
Am Jahresschluß gliederten sich die Einlagen folgendermaßen: Arbeiter 
10,9, Bauern 2,4, Angestellte 30.7, juristische Personen 35,6, sonstige 20,4 %. 
Die Rentabilität der Sparkassen ist ungünstig. Von den Ausgaben ent- 
fielen vor dem Kriege 90% auf Zinsen und 9,6% auf Verwaltungs- 
kosten, im Jahre 1925/26 war das Verhältnis beider Posten 29 bzw. 63,6 %. 
Die Kosten sind hoch, weil die Einlagen gering sind, das Sparkassennetz 
zu groß ist und viele Sparkassen fast gar keine Umsätze tätigen und 
verschiedene Ausgaben, wie z. B. für Reklame, hinzugekommen sind, die 
vor dem Kriege nicht bestanden. i W. A. 


Steuerbelastung der nichtiandwirtschaftlichen Bevölkerung der 
U. d. S. S. R. im Haushaltsjahr 1925/36. (Tjazest‘ oblozenija nezemle- 
del’ ceskogo naselenija SSSR. v 1925 — 26 b. g.) Von P. V. Mikeladze. 
Vestnik finansov, Februarheft 1927, S. 35 ff. 
Es sollen hier nur die interessantesten und wichtigsten Ergebnisse der 
Untersuchung wiedergegeben werden. Die landwirtschaftliche Bevöl- 
kerung beträgt ca. 83 %, die nichtlandwirtschaftlihe ca. 17% der Ge- 
samtbevölkerung. Vom gesamten Steueraufkommen entfielen dagegen 
auf die nichtlandwirtschaftliche Bevölkerung ca. 53%. Wenn man den 
Anteil der einzelnen sozialen Gruppen am Volkseinkommen und Steuer- 
aufkommen berechnet, ergeben sich folgende Zahlen: Arbeiter 20,8 % des 
Volkseinkommens, 21,4% des Steueraufkommens, Angestellte 9,1 % bzw. 
10,6 %, landwirtschaftlihe Bevölkerung 568% bzw. 40 ,, Selbständige 
usw. 10,7% bzw. 19,1 . Wenn man nur die nichtlandwirtschaftliche Be- 
völkerung vergleicht, ergibt sich folgende Steuerbelastung auf den Kopf: 
Arbeiter 34,30 Rb., Angestellte 40,00 Rb., freie Berufe usw. 80,23 Rb., im 
Durchschnitt 41,89 Rb. Von dieser Steuerbelastung entfielen auf indirekte 
Steuern: bei den Arbeitern 59,7 %, Angestellten 56,0%, freien Berufen 
usw. 39,7%, im Durchschnitt 51,9%; auf direkte Steuern: Arbeiter 
22,7%, Angestellte 25,0 %, freie Berufe usw. 34,8%, im Durchschnitt 
27,4%. Die hohe Belastung des Arbeiters an indirekten Steuern ist 
durch den Konsum von Spirituosen zu erklären, andererseits ist der 
Staat gezwungen, in erhöhtem Maße zur Deckung des Finanzbedarfs auf 
indirekte Steuern zurückzugreifen, weil die direkten Steuern wenig ein- 
bringen. Im ersten Halbjahr 1925/26 gab es nur ca. 1800 Zensiten mit 
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einem Einkommen von 10—12 Tausend Rubel im Jahr (ca. 03% aller 
Einkommensteuerpfliditigen), so daß die Einkommensteuer trotz der hohen 
Sätze nicht den gewünschten Erfolg zeitigt. W. A. 


Die Kapitalbildung in der sowjetrussischen Industrie. (Kapitalonakoplenie 
v sovetskoj promyslennosti.) Von N. A. Gruzman. 
Vestnik financov, Märzheft 1927, S. 9 ff. 
Im kapitalistischen Wirtschaftssystem hängt der Umfang der industrie- 
ellen Kapitalbildung von der Wirksamkeit einer Reihe von Faktoren ab 
— Preisniveau, Konjunktur usw. —, die sich der Einwirkung seitens der 
einzelnen Unternehmer entziehen. In der Union hängt die industrielle 
Kapitalbildung von der Wirtschaftspolitik des Staates, besonders von der 
staatlichen Preispolitik ab. Der Staat kann die Kapitalbildung auf diesem 
Wege fördern oder hemmen. Betriebe, die infolge der staatlichen Preis- 
olitik unrentabel arbeiten, erhalten dafür meistens Mittel aus dem 
taatshaushalt überwiesen. Ein anderer wichtiger Faktor, der auf den 
Umfang der Kapitalbildung einwirkt, ist das Verhältnis zwischen Ar- 
beitslohn und Arbeitsleistung. 1924/25 stieg der industrielle Arbeitslohn 
durchschnittlich um 23%, die Arbeitsleistung um 35 %, 1925/26 stieg 
dagegen der Arbeitslohn um 25,6, die Arbeitsleistung um 11,6%. Das 
unverhältnismäfige Wachsen der Löhne mindert die Kapitalbildung in 
der Industrie. indernd wirken in dieser Richtung auch die hohen 
Unkosten infolge veralteter Anlagen, geringe Rationalisierung des 
Produktionsprozesses usw. 
Die Kapitalbildung in der Industrie hat in den Jahren 1924—26 gute 
Fortschritte gemacht, wenn man aber den Umfang derselben mit dem 
Bedarf an vergleicht, ergibt sich, daß die Kapitalbildung umzu- 
rechnen ist. er Kapitalbedarf der Industrie ist außerordentlich groß. 
Durch Rationalisierung des Produktionsprozesses, Verminderung ver- 
schiedener Unkosten, Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung einer 
esunden Relation zwischen Arbeitslohn und Arbeitsleistung kann die 
ndustrie die Kapitalbildung bis zu einem gewissen Grade steigern: es 
ist aber kaum zu erwarten, dafl dadurch wesentliche Ersparnisse erzielt 
werden können. Man darf nicht vergessen, daß im Grunde genommen 
noch niemals in einem Lande ein so großer Ausbau der Industrie, wie 
wir ihn gegenwärtig in unserem Lande durchführen, mit eigenen Mitteln 
der Industrie bewerkstelligt worden ist. In solchen Fällen ist der 
industrielle Ausbau stets entweder mit Hilfe ausländischer Kapitalien 
oder durch Zufluß von Mitteln aus anderen Wirtschaftszweigen durch- 
geführt worden. Auch bei uns kann der kolossale Wiederaufbau und 
Ausbau der Industrie, der uns in den nächsten Jahren bevorsteht, selbst- 
verständlich nicht auf Kosten der eigenen kapitalbildenden Kraft unserer 
Industrie erfolgen, sondern in erhöhtem Maße auf Kosten der unserer 
Industrie von außerhalb zuflieflenden Mittel. 


III. Geistiges Leben. 


Die Volksbildung bei den Nationalitäten nicht-russischer Sprache. 
. (Prosvescenije nacional'nostej nerusskogo jasyka.) Von G. Mansurov. 
Narodnoe Prosves£enie, 1927, Heft 10, S. 38—42. 
Der kurze Artikel zieht unter Verwertung von aufschlußreichem sta- 
tistischem Material das Fazit der 10jäbrigen Arbeit des Volkskommissari- 
ates für Bildungswesen auf dem Gebiet der Einbeziehung der nationalen 
Minderheiten in die kulturelle Entwicklung der UdSSR. L. J. 


Die Architektur des alten und neuen Moskau. (Architektura staroj i novoj 
Moskvy.) Von B. Venderov. 
„Stroitel’stvo Moskvy“, 1927, Heft 10, S. 37—45. 
Obgleich der Titel viel zu weit gefaßt ist, — denn der Verfasser spricht 
nur von denjenigen Baudenkmälern des alten Moskau, die nach der Re- 
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volution restauriert worden sind — vermittelt der Artikel nichts desto- 
weniger viel interessantes Material über die Bautätigkeit in Moskau. 
Dem Artikel sind mehrere Abbildungen beigefügt. L. J. 


Das Moskauer Museumswesen in den letzten zehn Jahren. (Muzejnoe 
stroitel’stvo za desjat let.) Von Ar—t. 

Stroiteľstvo Moskvy 1927, Heft 10, S. 46—52. 
Der Artikel beschränkt sich auf eine Aufzählung sämtlicher Moskauer 
Museen und gibt einen kurzen Abriß ihrer Entstehung. Bekanntlich 
wurden die öffentlichen Sammlungen nach 1918 in beträchtlihem Mafe 
durch Aufnahme von requirierten Privatsammlungen bereichert. Ferner 
ist eine ganze Reihe von neuen Museen eröffnet worden, die die ein- 
zelnen .Gebiete des sozialen Lebens in der UdSSR. — die Schule, die 
Landwirtschaft, den Arbeiterschutz usw. — behandeln. Einen äußerst 
wichtigen Platz nehmen diejenigen Museen ein, die der Geschichte der 
revolutionären Bewegung gewidmet sind. Endlich ist ein gänzlich neuer 
Museentyp geschaffen worden: die einzigartigen, außerordentlich wert- 
vollen Denkmäler der altrussischen Kunst — Klöster, Kirchen, ja sogar 
einzelne Privathäuser des Moskauer Adels aus der Mitte des XIX. Jahr- 
hunderts wurden sorgfältig restauriert und der Öffentlichkeit als Museen 
übergeben. 
Die knappe Übersicht von Ar—t weist auf die große und wichtige Arbeit 
u nn ie Sowjetregierung auf dem Gebiete des Wegen ge- 
eistet hat. . J. 


B. Polen. 


Parteigruppierung in Polen. (Le jeu complexe des partis en Pologne.) 
Von Casimir Smogorzewski. 

Le Correspondant (Paris), 25. September 1927, S. 801—816. 

Das alte Polen ist früher als die meisten europäischen Staaten ein mo- 
derner Rechtsstaat geworden: 1505 Teilung der Gewalten, 1638 Gleichheit 
vor dem Gesetz. Politisch freilich war Polen schwach. Die Herrschaft 
lag beim Klerus und der Schlachta. Der Adel machte Ende des 17. Jahr- 
hunderts mit 800 000 Köpfen 10% des Volkes aus (in Frankreich gleich- 
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zeitig 250000 — 1%); er allein repräsentierte den „Polonismus“. Die 
leibeigenen bäuerlichen Massen („toujours en servage“) waren politisch 
unwissend. 


Die neuere Parteientwicklung war in den drei Teilgebieten verschieden. 
In Galizien, wo das Polentum die größte politische Bewegungsfreiheit 
hatte, bildete sich der noch heute die innenpolitische Lage beherrschende 
Gegensatz zwischen Sozialisten (P. P. S.) und Nationaldemokraten am 
frühesten scharf heraus. In Preußen organisierten sich die Polen nicht 
politisch, sondern wirtschaftlich. In Rußland wurden sie völlig unter- 
drückt. Pilsudski hat von vornherein seine Mitarbeit in der P. P. S. nur 
als Durdigangsstadium betrachtet. Für die weitere Entwicklung fordert 
der Verfasser: keine Diktatur sondern eine Wahlrectsreform, die die 
Schaffung einer festen Mehrheit erleichtert, und eine Stärkung der Exe- 
kutive. R. R. B. 


Polnische Propaganda. Von Rudolf Paul. 

Zeitschrift für Politik, XVII. Bd., Heft J, S. 258—261. 

Die polnische Auslandspropaganda soll neben der Erweckung einer all- 
gemeinen günstigen Vorstellung über Polen die jetzigen polnischen Staats- 
grenzen rechtfertigen und z. T. auch für Gebietserweiterungen Stimmung 
machen. Diese Propagandaabsichten sind selbst in wissenschaftlich ge- 
haltenen Büchern zu spüren. Ganz klar zutage tritt sie in der Bro- 
schürenliteratur, die z. T. auf Initiative der Presseabteilung des polnischen 
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Aufßenministeriums erscheint. Daneben erscheinen im In- und Auslande 
zahlreihe fremdsprachige Propagandazeitungen und z zeitschriften. 
Schließlich wird die ausländische Presse beeinflußt; an französischen 
Zeitungen sind überdies eine Reihe polnischer Redakteure ME 

R. B. 


Polens wirtschaftliche und finanzielle Lage. (La situation économique et 


financiere de la Pologne.) Von G. Bouniols. 
Le monde Slave, Juli 1927, S. 1—17. 
Polen übernahm nach seiner Gründung das Finanzsystem Österreichs, 
das seit 40 Jahren polnische Finanzminister gehabt hatte. Als Zahlungs- 
mittel wurde die „Polenmark“ der deutschen Besatzung beibehalten. 
Als Emissionsinstitut diente zunächst eine in Warschau bereits bestehende 
Bank. Der Krieg von 1920 und die übrigen Schwierigkeiten an allen 
Grenzen verhinderten einen gründlichen Aufbau der Finanzpolitik, so 
daß die Inflation mit Pausen im Winter 1921/22 und zu Anfang 1923, freien 
Lauf hatte. Am 1. 2. 24 begann die Stabilisierungsaktion der Regierung 
Grabski, deren Werk, der Zloty, Mitte 1925 infolge einer schlechten 
Ernte und deutscher Machenschaften zusammenbrach. Erst die Regierung 
Pilsudski-Bartel konnte den Zlotysturz aufhalten. 
Polen ist ein Agrarland, die ehemalige Provinz Posen seine „ferme- 
modèle". Das Holz spielt im Außenhandel eine gewichtige Rolle. Die 
oberschlesische Teilung wies Polen den größten Teil der oberschlesischen 
Grubenproduktion zu, ohne daß ein fühlbarer Verlust für Deutschland 
entstand. Zur Befreiung Polens vom deutschen Markt ist englisches und 
französisches Kapital erforderlih. Polen ist das am wenigsten verschul- 
dete Land Europas. R. R. B. 


Die poinische Frage als Problem der europäischen Politik. (La question 


polonaise probleme de la Pone européenne.) Von Cesare Santoro. 
Evolution (Paris), Oktober 1927, S. 31—40. 

Der Aufsatz bringt eine im wesentlichen zustimmend gehaltene Inhalts- 
angabe des gleichnamigen Reckeschen Buches. R. R. B. 


Polniseh-dentsche Verhandlungsarbeit. Von Leg.-Rat Dr. Mieczyslav March- 


lewski, stellv. Vorsitzender der polnischen Delegation für die Verhand- 
lungen mit Deutschland. 
Nord und Süd. 50. Jahrg., Heft 8 (Dezember 1927), S. 101—706. 
Dr. Marchlewski behandelt die Verhandlungsarbeit, die unabhängig von 
den deutsch-polnischen Handelsvertragsverhandlungen in den letzten 
Jahren geleistet worden ist. „Es dürfte kaum zwei andere Staaten in 
der Welt geben, welche im Verlauf von noch nicht 10 Jahren mehr als 
100 Verträge abgeschlossen haben, wie dies der Fall bei Polen und 
Deutschland ist.“ Der Verfasser greift aus der großen Zahl dieser Ver- 
träge die wichtigsten heraus und stellt mit Befriedigung fest, welche 
ungeheure und wertvolle Arbeit durch verständiges Zusammenwirken 
erzielt werden konnte. H. W. 


Polen und der Stahlpakt. (Polska a pakt stalowy.) Von W. Kuczewski. 


22 


Przeglad Gospodarczy 1927. Heft 21, Seite 887. 

Kuczewski betrachtet zunächst die allgemeine Bedeutung des internatio- 
nalen Stahlkartells. Die inzwischen auf dem internationalen Eisenmarkt 
eingetretene Hochkonjunktur sei nicht die Folge des Kartells. Dagegen 
sei es für die Kartellmitglieder eine wichtige Etappe zur Schaffung größerer 
Verkaufs-Syndikate. Der Beitritt Polens zum Kartell könnte nicht auf 
Grund des Statuts dieses Kartells erfolgen, sondern nur durch ein Son- 
derabkommen, das den unbedingten Schutz des äußeren polnischen 
Marktes gewährleisten müsse. Schwierig sei, daß ein deutsch-polnischer 
Handelsvertrag noch fehle. Die polnische Eisenindustrie, deren Pro- 
duktion außerordentlich gewachsen sei, führe jetzt nach entfernteren 
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Ländern zum Teil mit Verlust aus, während sie in Deutschland einen 
natürlichen Absatz finden könnte. Als Ausfuhrkontingent im Falle eines 
Beitritts Polens werden 500000 Tonnen jährlich verlangt. P. R. 


Deutschland im Jahre 1926. Von S. Zielinski. 
Beilage Nr. 8 zu „Przemysl i Handel“, 1927, Heft 45. 
Diese Beilage in Form einer Broschüre von mehr als 100 Seiten stellt 
einen wirtschaftlichen Bericht des polnishen Generalkonsuls in Berlin 
vor. Zielinski stellt in der Einleitung fest, daß das Jahr 1926 das Ende der 
wirtschaftlichen Depression in Deutschland gebracht habe, und daß etwa 
Mitte d. J. ein Aufschwung begonnen habe, der sich bis zur Hodikon junk- 
tur steigerte. Charakteristisch für das Jahr 1926 sei die auf technischem 
und organisatorischem Gebiet vorgenommene Rationalisierung. Dieser 
Aufstieg sei von Lohnbewegungen nicht gestört worden, während an- 
dererseits eine starke Neubildung von Kapital erfolgt sei. Der durch den 
Wirtschafts-Aufschwung hervorgebracten Stärkung sei man sich in 
Deutschland wohl bewußt. 
Der Verfasser legt dann eingehend und unter Beifügung umfangreichen 
statistischen Materials die wirtschaftliche Entwicklung in Landwirtschaft, 
Industrie, Handel, Verkehr, Finanzwesen und so fort dar. Bemerkens- 
wert erscheint, daß er auf Seite 62 aus deutschen Pressestimmen das große 
deutsche Interesse an einer Beendigung des deutsch-polnischen Zollkrieges 
nachweisen will, sowie, daß er auf Seite 84/85 auf der angeblichen „Frei- 
gebigkeit“ des Reichsbudgets für Heer- und Marineausgaben eingehend 
verweilt. P. R. 


Theaterchronik. (Chronika teatralna.) Von Wilam Horzyca. 
„Droga“, 1927, Nr. 1—3, S. 143 ff. 
Die Warschauer Theater befinden sich in einer kümmerlichen Lage; dies 
ist nicht auf den Mangel an wertvollem Repertoire oder an guten Schau- 
spielern zurückzuführen — es fehlt lediglich eine einheitliche lebendig- 
künstlerische Idee. 
Daß das private Theater von Szyfman, „Teatr Polski“, nach einer glän- 
zenden Saisoneröffnung mit Dramen von Wyspanski und Slowaci bald 
wieder zu minderwertigen Komödien und Farcen seine Zuflucht nahm, läßt 
sich noch durch materielle Gründe erklären; denn das große Publikum 
findet am „leichten“ Repertoire zweifellos mehr Gefallen. Um so un- 
verständlicher erscheint aber das, was in den staatlichen Theatern vor 
sich geht. 
So machte z. B. das Volkstheater (Teatr Narodowy), eines der besten 
polnischen Theater, den Versuch einer Aufführung von Przybyszewkys 
„Mszieiel“ (Rächer); trotz der Mitwirkung der besten Künstler war 
es ein großer Mißerfolg, weil die Regie zwischen „dem Naturalismus und 
Individualismus hin und her schwankte“. Nach diesem mißlungenen 
Versuch griff das Theater zu keinem der Stücke des klassischen Reper- 
toires mehr, sondern begnügte sich mit mittelmäfligen Dramen, deren Er- 
folg bei dem Publikum sicher war. Dies läßt auf eine resigniert-skep- 
tische Stimmung der Direktion schließen, — der Skeptizismus ist aber 
kein fruchtbarer Boden. — Als eine traurige Errungenschaft der letzten 
Saison erwähnt der Verfasser noch die Tatsache, daf das alte dramatische 
Theater von Boguslawsky, das in der Geschichte des polnischen Theaters 
eine wichtige Rolle gespielt hat, geschlossen und an seiner Stelle ein 


„Sommertheater“, — eine Art Cabaret — errichtet wird. — Eine Welle 
der Geistlosigkeit und Verneinung aller kulturellen Werte scheint tat- 
sächlich durch Polen zu gehen. E. S. 


Zum Studium der polnischen Literatur. (Die wichtigsten Arbeiten und 
Veröffentlichungen des Jahres 1926.) Von Manfred Kridl. l 
Przegląd wspòlezesny, Nr. 63, 1927, S. 137—151. 
Der Verfasser gibt eine Übersicht der polnischen Arbeiten auf dem Ge- 
biete der Literaturforschung, die im Jalir 1926 erschienen sind, und be- 
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spricht die a. Erscheinungen einzeln. 

Unter diesen sind rein theoretische Arbeiten nur in geringer Zahl vor- 
handen. „Die Polen haben eine angeborene Abneigung gegen jede Phi- 
losophie“, bemerkt der Autor, „.. wir leben nur von fremden heorien, 
hauptsächlich von den deutschen.“ 

Von den theoretischen Arbeiten ist die des bedeutendsten polnischen 
Literarhistorikers, Prof. Zygmunt Lempicki „Osnowa, watek, motyv“ 
(Grundlage. Faden, Motiv), erschienen im „Pamietnik literacki“, rocznik 
XXII und XXIII, besonders zu erwähnen. 

Ein Teil der neuen Veröffentlichungen ist den historisch-kritischen Pro- 
blemen gewidmet. Darunter eine wertvolle Arbeit von Julian Krzy- 
zanowsky „Roman pseudohistoryczny w Polsce wieku XVI“ (Der pseudo- 
historische Roman im Polen des XVI. Jahrhunderts“, Prac Hist.-Lite- 
rackich No. 25). Ein interessantes Thema hat Sophie Klarner gewählt: 
„Slowanofilstwo w literaturje polskiej lat 1800—48" (Warzsawa. 1926). 
Die überwiegende Zahl der Neuerscheinungen trägt einen monographi- 
schen Charakter. Die Midkiewiez-Forschung ist im vergangenen Jahre 
durch eine Reihe von Untersuchungen und die Veröffentlichung einiger 
bisher unbekannter Briefe des Dichters bereichert worden; an dieser 
Stelle ist auch das Buch des 90jährigen Sohnes des Dichters, W1. Mickie- 
wicz „Moja matka“ („Meine Mutter“) zu erwähnen. (Warschau 1926.) 
Dem Andenken der vor kurzem verstorbenen Dichter — St. Zeromsky, 
Reymont und Casprowicz — ist eine Anzahl von Büchern, Artikeln und 
Untersuchungen gewidmet worden. 

Dieser Artikel kann demjenigen, der die Entwicklung der modernen 
polnischen Literatur und Literaturforschung verfolgen will, als Hilfs- 
mittel empfohlen werden. E. S. 


D. Lettland. 


Baltische Politik. (Baltish Politics.) Von Georg Schaumann. 


„The Dial“, Camden (U. S. A.), Vol. 83, Nr. 4, Oktober 1927, S. 708—714. 
Es ist ganz klar, daß die politischen Veränderungen an den Gestaden 
der Ostsee keinerlei Gewähr für Beständigkeit in sich tragen. Daher die 
Unsicherheit in den neuen Staaten; Rußland ist dem Völkerbund nicht 
beigetreten, und ob dieser gegebenenfalls fähig sein würde, mit Waffen- 
ewalt einzugreifen, ist zweifelhaft. Die Zerstückelung Deutschlands durch 
en „polnischen Korridor“ kann man wohl kaum als endgültig und ab- 
schlieſtend hinnehmen, selbst wenn sie durch Verträge garantiert wäre. 
Estland und Lettland schauen durchaus nicht zuversichtlich in die Zukunft. 
Es ist versucht worden, die Lage der Ostseestaaten durch Verträge mit 
Ruſtland zu stabilisieren: Rußland selbst hat im Januar 1926 den ersten 
Schritt zum Abschluß von „Nicht-Angriffs-Verträgen“ getan. Einen Zu- 
sammenstoß mit Großbritannien voraussehend, hat Rußland rechtzeitig 
versucht, sich die Neutralität seiner Nachbarn zu sichern. Solche „Nicht- 
Angriffs-Verträge würden die Sicherheit von Finnland, Estland, Lettland 
fördern, wenn Rußland an der großen Politik nicht teilnähme. Daran 
ist aber kaum zu denken. Ein Krieg mit Großbritannien ist nicht unmög- 
lich und würde sich wahrscheinlich an den Küsten des Finnisdien Meer- 
busens abspielen. Würde eine der kriegführenden Parteien dann wohl 
darauf verzichten, neutrales, namentlich finnisches Gebiet zu besetzen? 
Lettland hat den Vertrag mit Rußland abgeschlossen; möglicherweise 
wird Estland diesem Beispiel folgen. Für Finnland hleibt der beste Weg, 
sih die Unabhängigkeit zu erhalten, der gleihe wie für die skandi- 
navischen Länder: alle Energie produktiver wirtschaftlicher Betätigung zu 
widmen! Keinerlei wirtschaftliche Verhältnisse können Finnland veranlassen, 
einen politischen Vertrag mit Rußland abzusdiließen, der nicht gleiche 
Vorteile für beide Seiten bringt. Finnlands Stellung ist anders als die 
son Lettland und Estland, und bei weitem die stärkere. Jedenfalls kann 
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es für Finnland nicht gleichgültig sein, ob der Süden des Finnischen Meer- 
busens und die anstoßenden Teile der Ostsee von Lettland und Estland 
oder von Rußland beherrscht werden. E. P. B. 


Der lettländisch-estländische Zollunionsvertrag — ein Vorbild für ein 
. Zoll- und Wirtschaftsbündnis. Von Otto Erwin 
v. Scala. 
„Nationalwirtschaft“. Blätter für organischen Wirtschaftsaufbau. Berlin, 
I. Jahrg., 1. Heft 1927, S. 62—68. 
Genau so wenig, wie sich die Hoffnungen Lettlands auf Rußland erfüllt 
haben, hat sih auch die Hoffnung Österreichs auf die Ausfuhr nach den 
Nachfolgestaaten erfüllt. Warum, so fragt der Verfasser, wird das Bei- 
spiel der estländisch-lettländischen Zollunion mit den seit 1921 laufenden 
orarbeiten nicht von Usterrei und Deutschland nachgeahmt? Dieses 
Zollunions-Abkommen (vom 5. Februar 1927) sollte studiert werden, 
damit bei den kommenden Handelsvertragsverhandlungen zwischen 
Deutschland und Österreich einheitliche Richtlinien für ein künftiges 
Zoll- und Wirtschaftsbündnis festgelegt werden können. H. W. 


E. Estland. 


Teneo a, der Estländischen Literarischen Gesellschaft für das 
r b 
„Beiträge zur Kunde Estlands“, XIII. Band, 1—2 Heft, Reval, Mai 1927. 
Die Tätigkeit der Estländisdien Literarischen Gesellschaft, die ihren Sitz 
in Reval hat, besteht in wissenschaftlichem Studium der Geschichte, Kultur, 
Sprache usw. Estlands. In den einzelnen Sektionen der Gesellsdiaft — 
hıstorischen, literarischen, geologischen, V musikalischen 
u. a. — werden einmal monatlich wissensdiaftliche Vorträge in deutscher 
Sprache abgehalten. Auch Gastvorlesungen deutscher und österreichischer 
elehrter finden von Zeit zu Zeit statt. Die Gesellschaft besitzt eine 
Bibliothek von ca. 74000 Bänden, die viel besucht wird, ein estländisches 
Museum, ein Archiv und verschiedene größtenteils aus den Stiftungen der 
Mitglieder zusammengestellte Sammlungen. Audi gibt sie die Monats- 
zeitschrift „Beiträge zur Kunde Estlands“ heraus, die vorzüglich geschicht- 
liche Untersuchungen enthält. E. S. 


F. Finnland 


Finnland. Von Dr. Wilhelm Grotkopp. 
Wirtschaftsdienst, Heft 50, 16. Dezember 1927, S. 1967—68. 
Grotkopp gibt unter Bezugnahme auf das 10jährige Jubiläum seiner Un- 
abhängigkeit, das Finnland am 6. Dezember 1927 feiern konnte, einen 
Überblik über die politische und wirtschaftliche Lage der Republik. 
Die Ursache der günstigen politischen Entwicklung sieht er in der sicheren 
wirtschaftlichen Basis des Landes . Die Modernisierung der Ex- 
ortindustrieen und die Leitstungssteigerung der Landwirtschaft konnte mit 
‘rfolg durchgeführt werden. In der Kepitalbeschäffung ist in letzter Zeit 
eine erhebliche Besserung eingetreten, wovon die am 25. November v. J. 
vorgenommene Diskontherabsetzung auf 6 % zeugt. 


Finnland im Jahre 1926. Von M. Kossow. 
Beilage Nr. 9 zu „Przemysl i Handel“, 1927, Heft 48. 
Der polnische Konsul in Helsingfors gibt in diesem Jahresberidit ein 
günstiges Bild von der wirtschaftlichen Entwicklung Finnlands im Jahre 
1926. Für die einzelnen Wirtschaftszweige faßt er das Ergebnis folgender- 
maßen zusammen: 
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In der Landwirtschaft wurden zwar die Ergebnisse von 1925 nicht erzielt, 
dagegen zeigte sich eine Belebung der Industrie und ein verstärkter Um- 
satz ım In- und Auslande. Die unbedeutende Passivität des Außenhandel; 
wurde durch andere Einnahmen ausgeglichen, so daß die Zahlungsbilanz 
nicht 5 ist. Bemerkenswert war ein starkes Wachstum des 
Kapitals und eine Pare tep erunk der Finanzpapiere, die auf ein Steigen 
des Vertrauens des Auslandes zurückgeht. Im Baugewerbe herrschte leb- 
hafte Tätigkeit. Die Zahl der Arbeitslosen war verschwindend gering. 
Trotz der aufsteigenden wirtschaftlichen Entwicklung sind die Preise nicht 
gestiegen, sondern sogar ein wenig zurückgegangen. P. R. 


G. Deutscher Osten. 


Danzig und Polen einst und jetzt. (Danzig et la Pologne dans le passe 
et le present.) Von S. Kufrzeba. 
Le monde slave, August 1927, S. 216—241. | 
Danzig wird zum ersten Male 997 erwähnt; damals gehörte es zu Polen. 
Mit einer 146jährigen Unterbrechung durch die Herrschaft des Deutschen 
Ordens (1309—1454) hat es bis 1793 zu Polen gehört. Seit dem 13. Jahr- 
hundert spielt Danzig, im Verein mit Thorn, eine bedeutende Rolle im 
olnischen Handel und Transit; im 17. Jahrhundert steigt die polnische 
treideausfuhr über Danzig bis auf über 300 000 t im Tahre, echtlich 
genoß Danzig innerhalb Polens große Freiheit; es gehörte auch der Hansa 
an und betrieb zeitweise eine sehr selbständige auswärtige Politik. Es 
blieb Polen jedoch unerschütterlih treu und erhob 1793 scharfen Ein- 
spruch gegen die Zuteilung an Preußen. Der Anschluß an Preußen war 
für Danzig schädlich, weil sein bis zu den Karpathen reichendes Hinter- 
land ihm abgeschnitten wurde. 
Als Freie Stadt gewann Panig gegenüber der preußischen Zeit wieder 
vermehrte Bedeutung, zum Teil auf Kosten von Stettin und Königsberg. 
Danzig hat die Richtung seines Handels zum Teil umgestellt; Kohle, Pe- 
troleum und andere Waren, die vor dem Kriege über Danzig eingeführt 
wurden, sind heute Exportgüter. Die Hauptrolle in der Ausfuhr spielt 
Holz. Der Aufsatz behandelt zum Schluß ausführlich die Rechte, die Polen 
auf Grund des Versailler Friedens und seiner verschiedenen Ergänzungs- 
verträge in Danzig genießt. Die Stellung des Völkerbundes zu Danzig ist 
nicht als Protektorat zu bezeichnen; eine derartige Rolle spielt eher Polen. 
Ein souveräner Staat ist Danzig nicht. R.R.B. 


Deutsch-polnische Minderheitenprobleme. 
Kulturwehr, 1927, Heft 10, S. 489—494. 
Der Aufsatz bringt einen Auszug aus Reiseeindrücken des dänischen Jour 
nalisten Grau. R.R.B. 


Krie t in Europa. (Seeds of War in Europe.) Von Ernest Remnant. 
The English Review, Vol. XLV, Nr. 5, November 1927, S. 497—508. 
Die Ubermensdien, die in Verachtung der Lehren der Geschichte und der 
sogen. „alten Diplomatie“ in ein paar aufgeregten Monaten eine neue 
Landkarte von Europa schufen, an Stelle des langsam in Jahrhunderten 
Gewordenen, haben in jedem der neuen Staaten schwelende Asche hinter- 
lassen, die eines Tages zu hellem Brande auflodern muß, wenn die Glut 
nicht rechtzeitig gelöscht wird. Vier gleich bedrohliche Gefahrpunkte 
sind 1. 3 2. Der polnische Korridor. 3. Die Gebietsteilung in Schle- 
sien, 4. die Zerstückelung Ungarns, — sie müssen unbedingt zu neuem 
führen, und zwar wahrscheinlich noch in der ersten Hälfte unseres 
Jahrhunderts. Doch sind hier die begangenen Irrtümer „so schlimm, daft 
sie nicht ganz hoffnungslos“ sind. E. P. B. 
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H. Russische Emigration. 


Ist der Bonapartismus in Rußland möglich? (Vosmozen li bonopartizm 
v Rossii.) Von E. Stalinskij, 
Volja Rossii, 1927, Heft VIII IX. S. 120—135. 
Die Verschärfung des Konflikts zwischen der Mehrheit der russischen 
kommunistischen Partei und der von Trotzki geleiteten Opposition hat 
diese schon seit Jahren vergessene Frage wiederum in den Vordergrund 
des Interesses gerückt. Stalinskij bemüht sich nachzuweisen, daf eine 
Möglichkeit für die Entstehung des Bonapartismus weder in der Emi- 
ration, noch in Rußland selbst gegeben ist. Aus dem Umstand, daß der 
iberale Teil der Emigration die Diktatur grundsätzlich verwirft, die 
monarchistischen Kreise aber die Wiederherstellung des alten Regime 
herbeiführen wollen, ergibt es sich, dafl der Bonapartismus, der „sich 
nicht auf die alten, sondern auf die neuen durch die Revolution selbst 
eschaffenen konservativen Kräfte, die der Restauration der alten sozialen 
Ördnung feindlich gegenüberstehen, stützt“, in den Reihen der Emigration 
keine Förderung finden kann. Es bleibt also nur die Frage, „ob im neuen 
nachrevolutionären Rußland auf dem durch die Revolution aufgelockerten 
Boden neue konservative Kräfte, die die Grundlage für das neue 
Zwangsregime bilden können, schon reif geworden sind“, oder mit an- 
deren Worten, die Frage — welchen Weg das kommende Rußland ein- 
schlagen wird. Der Verfasser bemüht sich, die These zu widerlegen, daß 
jede große Revolution mit einem bonapartistischen Gewaltstreih enden 
muß. Die „kämpfende“ französische Revolution, die am Schluß ihrer 
Entwicklung die großartige und glänzende Figur Napoleons geboren hat, 
steht ihrem ganzen Wesen nach im schroffen gensatz zu der russischen, 
die bestrebt ist, um jeden Preis den Frieden zu erhalten. Die potenzielle 
Kraft der russischen Revolution ist nach innen und nicht nach außen hin 
gerichtet. Drum fehlt hier auch die erste Voraussetzung für die Ent- 
stehung des Bonapartismus — eine starke, durch ruhmreiche Feldzüge 
zusammengeschweifßte Armee; und die Schwäche des neuentstandenen 
russischen Bürgertums, sowie die entschiedene Abneigung der Bauern 
gegen jede Art von Diktatur bürgen nach der Überzeugung von Stalinskij 
dafür, daß „der Bonapartismus in Rußland keine Chancen hat“. L.J. 


Notizen. 


Die Burjato-Mongolische Sowjetrepublik. 


Die Autonome Sozialistische Burjato-Mongolische Sowjetrepublik wurde 
im Jahre 1922—1923 als ein Teil der RSFSR. begründet. Die Grenzen dieser 
Republik, die aus dem Gebiet des ehemaligen Irkutsker Gouvernements und 
Transbaikaliens herausgeschält wurde, fallen mit den geographischen und 
ethnographischen Grenzen Burjatiens nicht ganz zusammen. 

Die Bevölkerungsdicte ist gering: 1,3 pro Quadratkilometer. Auf die 
Gesamtfläche der SL von 385000 qkm entfällt eine Bevölkerung vou 
484 365 Köpfen, von denen 443 926 Landbewohner, 40 437 Städter sind. Nadi 
der Statistik des Jahres 1923 bilden die Burjaten 48,9 % der Gesamtbevölke- 
rung; es folgen Russen (ein großer Teil, etwa 70000 sind „Altgläubige“, 
deren Vorfahren zur Zeit Katharinas II. nah den polnischen Teilungen ins 
Baikalgebiet verpflanzt worden sind), Tungusen, Juden (hauptsächlich in den 
Städten), Tataren, Chinesen, in geringer Zahl Deutsche, Magyaren, Letten u. a. 

In administrativer Hinsicht ist die Republik in acht Ajmaki, einen Kreis 
und drei Rayons eingeteilt. Die Ajmaki zerfallen in Bezirke — Volosti — 
in Gegenden mit überwiegend russischer Bevölkerung und Choschuny — in 
denen mit überwiegend burjatiscıer Bevölkerung. Die Republik zählt 
26 ae Bezirke, 35 Choschunv und 2 Städte: Werchneudinsk und Troicko- 
sawsk. 
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Die Formen des Wirtschaftslebens sind immer noch primitiv: extensiver 
Ackerbau, extensive Viehzucht, Jagd, Fischfang und Rodungen. Die Natur- 
schätze sind groß: Kohle, Eisen, Cold, Graphit, Asbest, Halbedelsteine. Als 
Verkehrswege gelten der Baikalsee, die Flüsse Angara und Selenga, ein 
schwach ausgebautes Eisenbahnnetz, Chausseen, für deren Verbesserung und 
Erweiterung jetzt Sorge getragen wird. 

Was das Bildungswesen anbetrifft, so sind bisher 438 Schulen der ersten 
Stufen eingerichtet (davon 213 burjato-mongolishe und 12 Schulen der 
zweiten Stufe (davon 7 burjato-mongolische). Bisher konnten 26,9% der 
gesamten schulpflichtigen Kinder in Schulen untergebracht werden, wobei 
in den Schulen der ersten Stufe 59,6% burjatische Kinder, in denen der 
zweiten Stufe 33,3 % burjatische Kinder nachzuweisen sind. In den Schulen 
der ersten Stufe überwiegen Bauernkinder. Neben Schulgründungen ist 
durch Errichtung von Bibliotheken, Volkslesehütten und Klubs für die Bildung 
der Bevölkerung gesorgt. Außerdem bestehen in Werchneudinsk zwei päda- 

ogische Technikums — davon ein burjatisches mit mongolischen Lehrern, 
erner zwei wissenschaftlihe Museen für Heimatkunde, eine Abteilung der 
geographischen Gesellschaft in Troickosawsk, sowie eine burjato-mongolische 
wissenschaftliche Gesellschaft. 

Was die Tagespresse anbelangt, so erschien 1922 in Jakutsk die erste 
Wochenzeitung „Krasnyj Burjato-Mongol“, die 1923 nach Werchneudinsk ver- 
legt wurde. 1924 wurden in Werchneudinsk eine Tageszeitung „Burjato- 
Mongolskaja Pravda“ in russischer Sprache (4500 Exemplare pro die) und 
eine Wochenzeitung in burjato-mongolischer Sprache (1000 Exemplare) ins 
Leben gerufen. 

Die burjatisch-mongolische Organisation der kommunistischen Partei der 
UdSSR. entstand 1917/18. Trotz starker panmongolischer und föderalistisch 
sozialdemokratischer Strömungen innerhalb der Bevölkerung, sowie ihrer 
anfänglich ablehnenden Haltung gegenüber der Revolution ist es den Bol- 
schewiki gelungen, nach Liquidierung der Koltschakbewegung aus kleinen 
Anfängen (10—15 Personen) die Partei wesentlich zu vergrößern: am 1. Januar 
1927 zählte sie bereits 4224 Mitglieder und Kandidaten. 


Japanische Gelehrte in Rußland. 

Prof. Utsuzurikawa von der Universität Formosa weilte in den 
Monaten September und Oktober in Leningrad und Moskau, um hier die 
Arbeit der russischen Gelehrten auf dem Gebiet der Ethnographie, Anthro- 

ologie und Archäologie kennen zu lernen und russische Gelehrte zu Vor- 
unken nach Japan einzuladen. Von Leningrad hat sich Prof. Utsuzurikawa 
nach Deutschland und Frankreich begeben. 


Diesem Heft unserer Zeitschrift liegt ein Prospekt der Firma 
Frommannsche Buchhandlung, Walter Biedermann, Jena 
bei, den wir der Beachtung empfehlen. 
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Neuigkeit! 
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Die Krim-Republik. 
Von Professor I. Borosdin, Präsidialmitglied der Wissen- 
schaftlichen Assoziation für Orientforschung in Moskau. 


In meinem Aufsatz will ich die wesentlichsten Momente des 
wirtschaftlichen und kulturellen Aufbaus der Krim-Republik 
darstellen. Ich stütze mich dabei sowohl auf das in der letzten 
Zeit veröffentlichte Material!), als auch auf meine persönlichen 

Beobachtungen und Eindrücke, die ich auf meinen zahlreichen, 
seit 1925 jährlich erfolgten Reisen in der Krim gesammelt habe. 

Die „Autonome Sozialistische Sowjet- Republik Krim“ 
(Krymskaja Avtonomnaja Sovetskaja Socialistièeskaja Respu- 
blika) deckt sich ihrer Fläche nach mit der Halbinsel Krim. Sie 
umfaßt 25 880 qkm; mit dem Festland ist sie durch die 5 bis 7 km 
breite Landenge von Perekop verbunden. Nach den letzten sta- 
tistischen Angaben — Berechnungen der Abteilung für demogra- 
phische Statistik bei der Statistischen Zentralverwaltung für die 
Krim — betrug die Bevölkerung der Krim am 1. Januar 
1926 624400 Personen beiderlei Geschlechts. Die Volkszählung 
des Jahres 1897 hatte in der Krim 523 335 Personen ergeben, die 
Zählung des Jahres 1921 719531; für das 18 1923 war die Be- 
völkerungszahl mit 569500 Köpfen?) berechnet worden. In der 
Zeit von 1897 bis 1921 ist also ein allmähliches Anwachsen der 
Bevölkerung, um 37,5 %, zu bemerken. Unter dem Einfluß der 
forditbarcn Fiun erjahre 1921 und 1922 geht sie um 21 % zurück. 

ie Zahl der während dieser Hungersnot in der Krim Verstor- 
benen erreicht die gewaltige Ziffer von 100 000 bis 110 000. Außer- 
dem haben gleichzeitig etwa 50 000 Personen das Krimgebiet ver- 
lassen. Darnach setzt, wie wir aus den neuesten Angaben ersehen, 
ein Wiederaufbauprozeß ein. 

N gibt es in der Krim mehr Frauen als Männer, 
301 000 Männer (48,3 %) und 322 000 Frauen (51,7 ). Die Fest- 
stellungen über die Verteilung der Bevölkerung auf 
Stadt und Land haben ergeben, daß in den 14 Städten der 
Krim 267 100 Einwohner leben (42,9 %), in den Dörfern, die in 
10 Rayons zusammengefaßt sind, 357 300 Personen (57,1 %). Die 
Krim ist also in ziemlichem Umfange urbanisiert; sie unterscheidet 
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sich hierin wesentlich von den anderen Republiken. z. B. der 
Tatarenrepublik, wo 92 % der Bevölkerung auf dem Lande und 
nur 8 % in den Städten lebens). Die höchste Einwohnerzahl er- 
reicht die Hauptstadt der Republik Simferopol (27 000); darnach 
folgt Sewastopol (64 900), ferner die Hafenstadt Kertsch (27 600). 
Am schwächsten bevölkert sind die Städtchen Alupka und Bala- 
klawa (je 1600) und Aluschta (1500). Ebenso ungleichmäſtig ist 
die Bevölkerung auf die ländlichen Bezirke verteilt. Während 
im Rayon Simferopol 60500 und im Rayon Dschankoi 50700 
Menschen wohnen, sind der Rayon Sewastopol nur mit 16 000 und 
die Rayons Eupatoria und Sudak nur mit 15600 Menschen be- 
siedelt. Die mittlere Dichte der ländlichen Bevölkerung beträgt 
in der Krimrepublik etwa 15 Personen auf 1 qkm. 

Das Alter der Bevölkerung kommt in der folgenden Tabelle 
— in Prozenten — zum Ausdruck: 


Obis 4 Jahre J bis 7 Jahre 8 bis 11 Jahre 12 bis 14 Jahre 
10,3 75 10,4 8,4 
15 bis 19 Jahre 20 bis 59 Jahre 60 Jahre und mehr 


— wWw12—V ae Jr ů 


10,0 17,6 3,8 


In der nationalen Zusammensetzung der Be- 
völkerung Tauriens ist eine auffällige Buntheit und Mannig- 
faltigkeit festzustellen. Sie ist zurückzuführen auf die geogra- 
par e Lage, die historischen Bedingungen (mit einer ganzen 

eihe jahrhundertealter Völkerschichten) und auf die kolonisa- 
torischen Maßnahmen der russischen Regierung. Von den ganz 
kleinen Gruppen abgesehen, die weniger als 500 Seelen zählen, 
gibt es in der Krim 19 verschiedene Nationalitäten. Die bedeu- 
tendsten unter ihnen sind (in Tausenden gerechnet) “): 


Ar- Ka- 
menier raiten Bolgaren Sonstige 


Städte 161,3 30,2 38,7 3,7 125 72 43 13 79 
Dörfer 160,3 134,0 1,53 34,4 87 34 01 93 5,8 


Zusammen 321,6 164,2 40,0 38,1 21,2 106 44 10,6 137 


Bemerkenswert ist, daß die Russen — Groſtrussen, Ukrainer 
und Weiſtrussen — fast gleichmäßig auf Stadt und Land verteilt 
sind, während die Tataren in ihrer überwiegenden Mehrheit in 
den Dörfern wohnen (auf 19 Tataren in der Stadt kommen 81 auf 
dem Lande). Juden, Griechen, Armenier und Karaiten gehören 
vornehmlich zur städtischen Bevölkerung; die deutschen Kolo- 
nisten hingegen und die Bolgaren siedeln auf dem Lande. 

Meine allgemeinen statistischen Ausführungen schließe ich 
mit einer kurzen Angabe über die Verbreitung der 
Schriftkenntnis unter der Bevölkerung der 
Krim. Wenn man sie in drei Gruppen einteilt, und zwar in 
[/des Lesens und des Schreibens Kundige, II/des Lesens Kundige, 
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Russen Tataren Juden Deutsche Griechen 


die aber nicht schreiben können, und III/völlige Analphabeten, 
so ergeben sich — bei Ausschluß der Kinder unter acht Jahren — 
folgende Ziffern“): 


G Stadt Land Zusammen 
inppe lan F | Beide Männer] F Beide Männer] Frauen Beide 
ner| Frauen Geschlecht. rauen| Geschlecht. Geschlecht. 


I 46,2 | 523 66/0 56,1] 615 
i 40 30 | 24| 30| 29 
1 49,8 | 44,7 31,6 409 35,6 


Zusammen] 100,0 1000 | 100,0 [100,0 1000 100,0 100.0 1000 100,0 


Innerhalb der verschiedenen Nationalitätengruppen findet 
man den höchsten Prozentsatz von des Lesens und des Schreibens 
Kundigen (91 %) bei den Deutschen®). Bei der russischen Bevöl- 
kerung beträgt er 71 % (für die Männer 79%, für die Frauen 
65 %), bei den Tataren nur 39% (für die Männer 43 %, für die 
Frauen 34%). Dieser niedrige Stand, ein Erbe der Vergangen- 
heit, wird jetzt, wo das nationale Kulturleben der Tataren einen 
raschen Aufschwung nimmt, bald beseitigt sein. 

In dem Wirtschaftsleben der Krim spielt die 
Hauptrolle die Landwirtschaft”). Die gesamte Volkswirtschaft 
der autonomen Räterepublik auf der Krim ist abhängig von den 
verschiedenen Bedingungen der Entwicklung der Landwirtschaft 
und ihrer Veränderungen. Es genügt, daran zu erinnern, welchen 
vernichtenden Schlag das Hunger jahr 1921 der jungen Republik 
versetzt hat. 

Die Landwirtschaft der Krim ist durch eine bedeu- 

tende Mannigfaltigkeit gekennzeichnet. In Abhängigkeit von 
den Bedingungen des Bodens und des Klimas treten diese oder 
jene Arten von landwirtschaftlichen Kulturen in den Vorder- 
grund. In dem Steppengebiet, das drei Viertel von der Boden- 
fläche einnimmt, sind Ackerbau und Viehzucht stark entwickelt; 
in den Vorbergen sind neben dem Feldbau Gemüse-, Garten- und 
Tabakbau verbreitet; in dem gebirgigen Teil der Krim und an 
der Südküste wird 3 Wein- und Tabakbau, zum Teil 
auch Gartenbau betrieben. | 

Trotz des Vorhandenseins von besonderen, der Krim eigen- 
tümlichen landwirtschaftlichen Kulturen bilden doch Ackerbau 
und Viehzucht die Grundlage ihrer Landwirtschaft; sie liefern 
ungefähr 80 % der gesamten landwirtschaftlichen Produktion. 

Der Ackerbau der Krim ist charakterisiert durch eine — jetzt 
erst allmählich schwindende — Extensität, die in den Wirtschafts- 
methoden des Zarismus ihren Ursprung hatte. Befanden sich 
doch bei Ausbruch der Revolution in privatem Grundbesitz mehr 
als anderthalb Millionen Defjatinen 1 Defijatine = 1,09 ha), d. h. 
ungefähr zwei Drittel des gesamten Bodens, während die Bauern 
weniger als ein Fünftel zu eigen besaßen. Von 64945 bäuer- 
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lichen Wirtschaften der Krim (nach der Zählung des Jahres 1917) 
verfügten nur 39500 über eigenes Land; 40 % waren jeglichen 
Bodenbesitzes bar. Dieser Umstand führte dazu, daß die land- 
lose Bevölkerung die Pächter und Tagelöhner für die Expansion 
der Gutsbesitzer abgab. „Die sklavenmäßigen VF 
auf der Krim und ihre weitgehende Entwicklung,“ sagt . Kut- 
schenko, „die die wirtschaftliche Freiheit des Bauern beseitigten 
und ihm die Zuversicht auf den morgigen Tag nahmen, waren in 
Verbindung mit der schwachen Kapitalisierung der privaten 
Bodennutzung das Haupthindernis auf dem Wege einer Inten- 
sivierung des Ackerbaus, der sich gewöhnlich mit der Produktion 
von Korn für den Export begnügte“). 

Vor der Revolution besaß etwa ein Viertel aller Bauernwirt- 
schaften überhaupt kein Vieh, ein Fünftel hatte kein Arbeitsvieh, 
53 % aller Wirtschaften waren ohne Inventar, 54,8 % säten nicht, 
und 43 % betrieben fremde, nichtlandwirtschaftliche Gewerbe. 


Mit der Aufrichtung der Sowjetherrschaft und der grund- 
legenden Agrarreform, die das Privateigentum am Boden aufhob, 
änderte sich das Bild vollständig. Jetzt haben die Saaten der 
bäuerlichen Einzelwirtschaften eine überragende Bedeutung; sie 
machen etwa °/,, der gesamten Saatfläche aus. Von den trustier- 
ten staatlichen Sowjetwirtschaften (Sowchosy) werden 11 121 DeR- 
jatinen bebaut, der Rest entfällt auf Kollektivwirtschaften (Kol- 
chos y) 18000 Deftj. und auf nicht dem Trust angehörige Sowjet- 
wirtschaften. d 

Die neuen, für die Landwirtschaft günstigen Verhältnisse 
sind erst in den beiden letzten Jahren deutlich in Erscheinung 
getreten, da der schnelle Wiederaufbauprozeſi, der mit dem Jahre 
1920 eingesetzt hatte, durch die Hungersnot jäh unterbrochen 
wurde. Eine furchtbare Dürre vernichtete im Sommer des Jahres 
1921 den Anbau einer Fläche von mehr als 250 000 Deſtjatinen, und 
die darauf einsetzende Hungersnot hatte für alle Wirtschafts- 
zweige der Krim die schädlichsten Folgen. Ein Vergleich der 
Zahlen des Jahres 1922 mit denen des Jahres 1916 zeigt diese Lage 
in aller Deutlichkeit: 1. Ackerbau und Viehzucht: 24 % der An- 
baufläche, 20,7 % des Ernteertrages der sechs Hauptgetreidesor- 
ten, 36,1 % der Arbeitspferde, 36 % der Ochsen, 78,4 % der Kühe, 
62,4% der Schafe, 10,4% der Schweine. 2. Spezialkulturen: 
Gartenbau 70,8% — Bruttoertrag an Früchten 9,3 , Weinbau 
80,3% — Ertrag der Traubenlese 255 %, Tabakbau 14,2 % und 
Tabakernte 10,5 % 0. 

Nadı so ungeheuren Verlusten bedurfte es mehrerer günsti- 

er Jahre, damit sich die Landwirtschaft erholen konnte. Das 
fahr 1924, vor allem das Jahr 1925 mit seiner glänzenden Ernte 
und das Jahr 1926 brachten einen allgemeinen Fortschritt. Die 
angestrengte Arbeit aller interessierten Bevölkerungsschichten 
der Krimrepublik machte es möglich, die Folgen der Katastrophe 
verhältnismäßig schnell zu beseitigen und sogar den begonnenen 
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Wiederaufbau und die Entwicklung der Wirtschaften fortzu- 
setzen. Die Anbaufläche wächst schnell und hat im Jahre 1925/ 
1926 schon wieder 72,2% der Fläche des Jahres 1916 erreicht. 
Nachstehende Tabelle gewährt eine Vorstellung von der Anbau- 
fläche der Hauptgetreidesorten der Autonomen Krim-Räte- 


republik: 
In Tausend Deßjatinen (1 Defj. = 1,09 ha) 


Kulturen 1916 1923/24 1924/25 1925/26 

Gesamtanbaufläche 
Winterweizen . . . 382,2 169,6 201,4 294,9 
Roggen 8,7 29,9 15,0 9,8 
Wintergerste V 13,9 26,5 34,3 
Wintersaat insgesamt . 390,9 213,4 242,9 339,0 
Sommerweizen 2,3 1,7 1,5 1,7 
Sommergerste . . . . . . 248,1 87,1 104,2 144.5 
Hafer 105,6 47,8 51,0 79,6 
Mais 7,0 18,1 27,1 17,4 
Hirse 1,5 4,2 2,6 1,3 
Sommersaat insgesamt . . . 364,5 158,9 1864 244,5 

außer Flachs 

Körnerfrucht insgesamt . . 554 372,3 429,3 583,5 

Flahs . . . f 7.6 2,6 3,6 4,0 


Hier sehen wir, wie sich die Saatfläche im Jahre 1923/24 ver- 
ringert hatte und wie sie in den folgenden Jahren wiederherge- 
stellt wird. Es ist interessant zu beobachten, wie die Bevölke- 
rung unter der Einwirkung der Mifernte den Anbau von Roggen, 
Mais und Hirse auf Kosten des Weizens und der Gerste steigert. 
Im Jahre 1925/26 nimmt der Anbau der beiden letzten Getreide- 
arten wieder zu, aber auch die Kulturen, die der Dürre gegen- 
über widerstandsfähiger sind, haben anscheinend in der Krim 
feste Wurzeln geschlagen. 

Die Spezialkulturen spielen ebenfalls keine unwichtige Rolle 
in der Volkswirtschaft der Krim. Aber sie hatten noch schlim- 
mere Prüfungen zu überstehen. Wein-, Tabak- und Gartenbau 
haben unter dem Welt- und Bürgerkrieg sehr gelitten. Und auch 
die Hungerjahre wirkten sich aus. Die en Tabelle 
charakterisiert die Anbauflächen und den Bruttoertrag der 


Spezialkulturen!): 


Kulturen Absolute Zahlen 


1916 1924 1925 1926 
Gartenbau: 
Fläche (in . .. . 12713 8700 8700 8700 
Ernte (in 1000 Pud) . 3 220 1300 1480 2610 
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Kulturen Absolute Zahlen 


1916 1924 1925 1926 

Weinbau | 
Fläche nn 7400 — 5793 5858 5858 
Ernte 1100 1100 1096 1200 
Tabakbau 
Fläche ee. 30260 3155 3905 4281 
Ernte 200 155 275 295 
Gemüsebau: 
Fläche Angaben ca. 4500 6265 6265 

fehlen. ca. 1400 4981 4667 


In dieser Aufstellung ist die Tatsache von Interesse, daf in 
derselben Zeit, in der die Anbaufläche der Tabakplantagen und 
die Tabakernte den Vorkriegsstand überschreiten, Garten- und 
Weinbau und ihre Produktion im Verlauf der drei letzten Jahre 
fast unverändert bleiben. Der Grund für diese Erscheinung ist 
darin zu suchen, daß die Wein- und Gartenkulturen lange Zeit 
brauchen, ehe sie ein fruchttragendes Wachstum erreichen. Außer- 
dem ist hier besonders eine ständige Vervollkommnung und In- 
tensivierug erforderlich, andernfalls droht eine Verminderung 
der vorübergehend stabilisierten Anbauflächen. 

Wie wir bereits früher ausgeführt haben, hat neben dem 
Feldbau die Viehzucht eine wichtige Bedeutung. Den Vieh- 
bestand der Krimrepublik — und zwar in einem Vergleich der 
letzten drei Jahre mit dem Jahre 1916 — zeigt die folgende 
Tabelle'!2): 


In der Landwirtschaft der Krim in 1000 Stück 


Art des Viehs 1916 1923/24 1924/25 1925/26 


Pferde . . . . 2... 192,6 49,4 75.3 93,7 
Horn-Groſtvieh (Stiere, 

Kühe u. a.)) 203, 1 171.3 254.4 304,4 
Schafe . . . 2 2.2.2. . 6907 488,9 648,3 704,1 
Ziegen 10,4 31.5 37,4 39.7 
Schweine . 835 35,5 41,3 45,5 


Auch hier ist festzustellen, daß die Hungersnot das Arbeits- 
vieh vertilgt und daß darnach wieder eine allmähliche Vermeh- 
rung stattfindet. Erfreulich ist die Tatsache, daß das Horn-Groſt- 
In Schafe und Ziegen den Vorkriegsstand bereits überschritten 

aben. 

Die Landwirtschaft der Krim sammelt nach den Hunger- 
jahren verhältnismäßig schnell Kräfte zum Wiederaufbau und 
zeigt eine aufsteigende Entwicklungstendenz. Hierbei spielen 
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natürlich die Reformen der Bodenverhältnisse und die verschie- 
denen Meliorationsmaßnahmen eine bedeutende Rolle. Die 
Hauptaufgabe der Landregulierung besteht darin, den 
landlosen Bauern in den Vorbergen und Bergen der Krim durch 
Übersiedlung in die Steppe Land zuzuweisen. Wenn diese außer- 
ordentlich wichtigen Arbeiten auch unter dem Mangel an Geld- 
mitteln leiden, so werden sie doch zielbewuſtt durchgeführt, und 
die ersten greifbaren Ergebnisse liegen bereits vor. In bedeuten- 
dem Umfange hat die Agrarreform das Bild der Landverteilung 
unter den verschiedenen Nationalitäten verändert. So haben 
z. B. die Tataren ihren Bodenanteil von 11 auf 21 Deßjatinen 
pro Bauernhof erhöht. Die Verteilung und Übersiedlung der Be- 
völkerung innerhalb der Krim ist jetzt endgültig in Angriff ge- 
nommen. In der ersten Hälfte des Jahres 1926 wurden 2761 Höfe 
— hauptsächlich der Tataren im Gebirge — auseinandergelegt'?). 
Von außerhalb wurden in der Krim jüdische Kolonisten ange- 
siedelt, die Land im Steppengebiet erhielten. 


Zur Hebung der Landwirtschaft wurden verschiedene Maß- 
nahmen ergriffen, die sich allerdings noch nicht auf alle ihre 
Zweige erstrecken. So ist z. B. in den Steppenwirtschaften der 
Traktor mit Erfolg eingeführt worden, eine landwirtschaftliche 
Versuchsstation wurde gegründet, auf den Sowjetgütern wurden 
Musterwirtschaften eingerichtet usw. Auch die Wein-, Gemüse- 
und Tabakkulturen erfordern Meliorationen; besonders bei den 
letzteren läßt trotz Erweiterung der Anbaufläche die Qualität 
noch sehr zu wünschen übrig. 

Wir schließen unsere Ausführungen über die Landwirtschaft 
der Krim mit einem Hinweis auf die landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften ab. „Am Ende des Jahres 
1925, sagt in seinem Artikel Weli Ibragimow, „verfügten die 
Genossenschaften über 81 landwirtschaftliche Kreditvereine und 
über 500 Kollektivwirtschaften mit 36689 Mitgliedern und mit 
einem Umsatz von 12 Millionen Rubel. Die landwirtschaftlichen 
Genossenschaften erfassen heute bereits 47 % aller Bauernwirt- 
schaften und einen beträchtlichen Teil des gesamten bäuerlichen 
Budgets und stellen somit eine starke Macht in dem landwirt- 
schaftlichen Leben der Krim dar“ !“). 

Von der Beschreibung der Landwirtschaft!°) gehe ich nun- 
mehr zu einer allgemeinen Charakterisierung der Industrie 
inderKrim-Republik über.')Trotz Überflusses an Natur- 
schätzen befindet diese sich bei weitem nicht auf der Höhe. Schon 
vor dem Kriege war sie ungenügend entwickelt, und Bürgerkrieg 
und Hungersnot haben sie noch weiter geschwächt. Unter den 
Bodenschätzen stehen im Vordergrund: Kochsalz, Eisenerz, 
Schwefel, Kohle, Naphtha und an Baumaterialien Steine, Traf 
und Lehm. Vor allem wurde Salz gewonnen, dessen Ausbeute 
in der früheren Zeit gewöhnlich 18 bis 20 Millionen Pud, ja sogar 
20 bis 27 Millionen Pud jährlich betrug. Heute ist die Produktion 
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infolge verringerter Absatzmöglichkeiten bedeutend zurückge- 
angen. Die Förderung von Erzen, insbesondere von Eisenerz, 
die vor dem Kriege ziemlich entwickelt war, wurde im Jahre 1917 
eingestellt; erst jetzt wird in Kertsch ein Hüttenwerk in Betrieb 
enommen. Kohle und Naphtha wird fast gar nicht ausgebeutet; 
as letztere wird mit primitiven Mitteln gewonnen. Auch die 
Verwertung von Schwefel und Traf ist eine Aufgabe der Zukunft. 


Die verarbeitende Industrie fußt auf den lokalen Rohstoffen; 
sie ist mit der Produktion der Landwirtschaft eng verknüpft. 
Ihre Hauptzweige sind Mühlen-, Tabak-, Konserven-, Leder- und 
chemische Industrie. Im Vergleich zu dem Vorkriegsstand steht 
auch diese Industrie noch auf schwachen Füften. Das zeigt eine 
Gegenüberstellung der Produktion der Jahre 1925/26 und 191317): 


Bruttoproduktion in 1 
1000 Vorkriegsrubeln. a 


Industriezweige (Fakturpreise in Prozenten 
ohne Akzise.) gegenüber 
1913 1925/1926 1913 
1. Tabakindustrie . 9772 5211 33.3 
2. Mühlen 12 000 5 658 47,2 
3. Konservenfabriken . . 20102 1 906 90,7 
4. Gerbereieen 100 1317 15317,0 
5. Weinbrennereien . . . . . 1630 797 48,9 
6. Bierbrauereieeen 67 28 41,8 
7. Mineralien: Gewinnung 
und Verarbeitung 800 122 15,3 
8. Bergbau und Hütten . 7000 2 — 
9, Salz . . 2 2 2 1400 654 46,7 
10. Metallverarbeitende Industrie 8781 1 434 16,3 
11. Holzverarbeitende Industrie . 500 102 20,4 
12. Polygraphische Industrie 700 526 75,2 
13. Elektrizitäts- u. Wasserwerke 600 1 427 238,0 
14. Textilfabriken . . . ... = 584 > 
15. Kunstgewerbeeeee — 347 — 
16. Knochen verwertung — 153 — 
17. Hanf verarbeitung — 11 — 
18. Chemische Industrie a 210 = 
19. Brotbäckerei . . . — 311 — 


Zusammen 45452 20 800 45,5 


Wir sehen, daß die Bruttoproduktion der gesamten Schwer- 
industrie der Krim im Jahre 1925/1926 nur 45,5 % der Produktion 
des Jahres 1913 ausmachte. Allerdings, die Hauptdifferenz findet 
sich bei der metallverarbeitenden Industrie und bei der Hütten- 
industrie, deren Erzeugung besonders gesunken ist. Am meisten 
haben sich dem Vorkriegsstand die Konservenindustrie (90,7 %) 
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und die polygraphische Industrie (75.2 ) genähert. Bedeutend 
überschritten en die Ziffern des Jahres 1917 die Gerbereien 
und die Kraftwerke. Schließlich sind auch ganz neue Zweige der 
weiterverarbeitenden Industrie entstanden, die früher nicht aus- 
eübt wurden. Abschließend ist festzustellen: Wenn auch die 
ndustrie den Vorkriegsstand noch nicht wieder erreicht hat, so 
ist doch ein kräftiges Wachstum in dieser Richtung zu verzeichnen. 
Die Produktionssteigerung des Jahres 1925/26 gegenüber dem 
Jahre 1924/1925 beträgt nicht weniger als 40,9 %. Verschiedene 
in Aussicht genommene Verbesserungen und die Wiederaufnahme 
der Arbeiten in einer Reihe von Fabriken eröffnen der Krim- 
industrie weitere Entwicklungswege. 

Diese ist überwiegend Staatsindustrie; darnach folgt die 
handwerksmäflige Heimindustrie. Die Privatindustrie beträgt 
insgesamt nur 7 % der staatlichen Industrie. 

Der Handel der Krim stützt sich hauptsächlich auf ein- 
a Waren. Die Geschäfte werden durch den entsprechen- 

en Apparat des Staats-, Genossenschafts- und Privathandels 
durchgeführt. In den letzten Jahren wädıst der staatliche und 
genossenschaftliche Handel auf Kosten des privaten, und zwar 
überall, in der Stadt und auf dem Lande. Dieser Prozeß ist aus 
der nachfolgenden Tabelle über den Warenumsatz ersichtlich (in 
Prozenten): 18) 


Art des Handels Stadt E , Land 

t. Halbj. 1923/24 1924/25 1. Halbj. 1923/24 1924/25 
staatlich 28 38 19 19 
genossenschaftlich 11 27 24 55 
privat 61 35 57 26 


Die Finanzlage der Krimrepublik war bisher 
mißlich; ständige Subventionen aus dem Zentrum waren erforder- 
lich. Erst in den letzten Jahren beginnt im Zusammenhang mit 
der wirtschaftlichen Gesundung auch eine allmähliche Wiederher- 
stellung des Budgets. So machen im Jahre 1925/26 die Einnahmen 
des lokalen Budgets 15 813000 Rubel aus gegenüber 10 992 000 
Rubel im Jahre 1924/25. 

Die von mir gebrachten Angaben über die Wirtschaft der 
Krim zeigen deutlich, daß die junge Republik trotz des schweren 
Erbes der Vergangenheit und trotz der über sie hereingebroche- 
nen Katastrophen zielbewußt darnach strebt, ihre volkswirtschaft- 
lichen Kräfte wiederherzustellen. Nicht wenig ist bereits getan, 
aber vieles bleibt noch der Zukunft vorbehalten; denn der Vor- 
kriegsstand soll ja nicht nur erreicht, sondern auch überschritten 
werden. Zu diesem Zweck müssen vor allem die Naturschätze 
der Krim intensiver und rationeller ausgenützt werden. 


1 * 
* 
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Von den Fragen des kulturellen Aufbaus der 
Krimrepublik beansprucht in erster Linie die Lage der 
Volksbildung unser ee Unter der Zarenregierung 
war der Zustand der Aufklärung, insbesondere der sogenannten 
„fremdstämmigen“ Bevölkerung alles andere eher als glänzend. 
Hier mußte eine große Arbeit — nicht selten von Grund auf — 

eleistet werden. Die zahlenmäfligen Angaben illustrieren diese 

ntwicklung am deutlichsten. Im Jahre 1925 umfaßtte das Bil- 
dungsnetz 1572 Anstalten: Sozialerziehung — 946, Berufsausbil- 
dung — 29, politische Aufklärung — 597. Diese Schulen wurden 
von 84 917 Personen besucht, d. h. von 13,8 % der Gesamtbevölke- 
rung der Krim. Demgegenüber gab es im Jahre 1914 in der Krim 
724 Schulen, 18 Berufsschulen und 22 Anstalten für auſterschul- 
mäßige Bildung, also zusammen 764 Anstalten, die von 48 000 Per- 
sonen (7 ) besucht wurden. Die Anzahl der Bildungseinrich- 
tungen ist also um genau 100 % gewachsen, während sich der 
ns der von ihnen erfaßten Bevölkerung verdoppelt 

at!?). . 

Gehen wir diesen Zahlen im einzelnen nach, so haben wir 
festzustellen, daß es im Jahre 1925 797 Schulen der ersten und 
52 Schulen der zweiten Stufe gibtzo). Von diesen entfallen auf 
die Städte 102 Schulen der ersten und 40 der zweiten Stufe, auf 
die Landbezirke 695 Schulen der ersten und 10 der zweiten Stufe. 
Die Frauenbildung hat beträchtlich zugenommen. In der 
Vorkriegszeit waren von den Schülern 58,2% Knaben, 41,8 % 
Mädchen. Heute beträgt die Zahl der Knaben 52,8 %, die der 
Mädchen 47,2%. Besonders deutlich wird diese Tatsache an dem 
Beispiel der Volksbildung bei der tatarischen Bevölkerung: 
während noch im Jahre 1924 in den tatarischen Schulen der Krim 
die Knaben 82,4%, die Mädchen nur 17,6% der Schüler aus- 
machten, verschiebt sich im Jahre 1925 das Verhältnis zugunsten 
der Mädchen: Knaben — 55,1 %, Mädchen — 44,9 . 

Gerade die Nationalitätenschule erfuhr eine grund- 
ee Änderung. Die Zarenregierung hatte an einem kultu- 
rellen Aufschwung der nationalen Minderheiten kein Interesse. 
Die staatlichen Schulen waren Werkzeuge der Russifizierung. 
und in den muselmanischen Schulen wurde der Unterricht ganz 
wie im Mittelalter nach allen Regeln der toten Scholastik und 
der religiösen Doktrin erteilt. ie Sowjetregierung hat die 
Schule im wahrsten Sinn des Wortes befreit und ihre Pforten 
den früher unterdrückten nationalen Minderheiten weit geöff- 
net?!). Von den oben genannten 797 Schulen sind 261 russisch 
3 %), 348 tatarisch (43,7 ), 139 deutsch (17,4 %) und 49 Schulen 

er übrigen Nationalitäten (6,2 %). Von den Schülern sind ihrer 
Nationalität nach: 22559 Russen (44,5 %), 17 602 Tataren (38,1 %). 
4943 Deutsche (10,7 ) und sonstige Nationalitäten 3167 (6,7 %)??). 
Auf dem Gebiete der Berufsbildung gab es im Jahre 1925 
in der Krimrepublik: für die Lehrerausbildung 2 Techniken. 
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2 landwirtschaftliche Techniken und 2 Landwirtschaftsschulen, 
2 medizinische Techniken, 3 Gewerbetechniken, 10 Berufsschulen 
für Industrie und Technik, 1 Arbeiterfakultät und 2 Berufs- 
schulen für Lehrlinge. Die Mehrzahl der Schüler in den Tech- 
niken (28 %) bereitet sich auf den ärztlichen Beruf vor, an zweiter 
Stelle steht die Lehrerbildung (22,6 %), weiter folgen die Aus- 
bildung zum Künstler, Techniker und Agronomen. Die Mehrzahl 
der Schüler in den Berufsschulen niederen Typs (58,3 %) wird 
von den Fabriken gestellt; an zweiter Stelle stehen die Land- 
wirtschaftsschulen. Ihrer Nationalität nach verteilen sich die Be- 
sucher der Berufsschulen folgendermaßen: Grofßrussen 45,1 %, 
Ukrainer 10,5 %, Tataren 19,5 %, Juden 18,1 %, Griechen 1,3 %, 
Deutsche 0,5 % und übrige Nationalitäten 5%. Deutlich ist das 
Bestreben erkennbar, die tatarische Bevölkerung und die ande- 
ren nationalen Minderheiten in weitestem Umfang zu dem Besuch 
der Berufsschulen heranzuziehen. Zu diesem Zweck wurde in 
der Krim ein tatarisches Lehrerseminar begründet, eine Kunst- 
gewerbeschule in Bachtschisarai, die die Aufgabe hat, auf dem 
Gebiete der Teppichweberei die alte tatarische Volkskunst zu 
unterstützen und zu entwickeln, eine tatarische Schule zur Aus- 
bildung von Feldscheren und Hebammen zur Befriedigung der 
medizinischen Bedürfnisse der tatarischen Dörfer, tatarische 
Landwirtschaftsschulen in Karosubasar usw. 


Mit dem Hochschulwesen ist es in der Krim noch 
schlecht bestellt. Die Taurische Universität hat sich nicht a 
halten können; sie wurde von einem Pädagogischen Institut ab- 
gelöst. Die medizinische Fakultät hat ihre Tätigkeit eingestellt, 
obwohl die lokalen Kreise sich ernsthaft um ihre Wiedereröff- 
nung bemühen. | 


Über die politische Aufklärungsarbeit unter- 


richten die folgenden Angaben des Volksbildungskommissariats, 


die sich auf das Jahr 1925 beziehen: 


1. 240 Punkte und 123 Gruppen zur Beseitigung des Analpha- 
betentums mit einer Gesamtschülerzahl von 7455 Personen, 
darunter 3119 Tataren, 

2. 120 Lesehütten, darunter 67 russische. 4 tatarische, 

i 6 deutsche und 3 verschiedener Nationalitäten, 

3, Bibliotheken: in den Städten 24, auf dem Lande 6, Wander- 
bibliotheken 9, 

4. 85 Klubs, darunter 9 der kommunistischen Partei, 14 des 
kommunistischen Jugendverbandes, 48 der Gewerkschaften, 
10 der Verwaltung für Aufklärung und 4 bestimmter Natio- 
nalitäten, 

5. Schulen für des Lesens und Schreibens wenig Kundige gibt 
es zurzeit nur in den Städten; auf dem Lande werden 
kleinere Gruppen organisiert (zurzeit 52 Gruppen mit 700 
Schiülern)??). l 
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Bei der Schilderung des kulturellen Aufbaus der Krimrepu- 
blik dürfen wir die Entwicklung der Presse und die Lage des 
Verlagswesens nicht übergehen. Das letztere befindet sich 
im wesentlichen in den Händen des „Staatsverlages für die Krim- 
republik“ (Krimgosisdat) und steht bereits auf festen Füßen. In 
erster Linie dient dieser Verlag zur Befriedigung der Bedürfnisse 
der einheimischen tatarischen Bevölkerung. An Stelle der frühe- 
ren für die „Aufklärung der Fremdvölker“ eigens vorbereiteten 
und in ungeheurer Menge verbreiteten religiösen Literatur ist 
jetzt das Buch für politische und populär-wissenschaftliche Fra- 
gen auf den Plan getreten und hat sich bereits ee Sympathien 
erworben. Der Krimstaatsverlag wächst sichtlich; es en t, dar- 
auf hinzuweisen, daß allein im Jahre 1925 in tatarischer Sprache 
veröffentlicht worden sind: 

Bäuerliche Literatur, 23 Titel mit 140 000 Exemplaren. 
ugendliteratur, 14 Titel mit 120 000 Exemplaren, 
| chulbücher, 10 Titel mit 54 000 Exemplaren. 


Außerdem hat der Verlag in russischer Sprache 26 Titel mit 
894 000 Exemplaren herausgegeben. Für die Verbreitung des 
Buches auf dem Lande sind besondere Maßnahmen getroffen 
worden. 

Das periodische Schrifttum ist durch drei russische Tages- 
zeitungen vertreten („Krasnyj Krim“, die in Simferopol erscheint 
und das vollständigste Material lokalen Charakters liefert. 
„Majak Kommuny“ in Sewastopol und „Krasnaja Kertsch“ in 
Kertsch), durch eine tatarische Tageszeitung („Eni Dunja“) und 
eine tatarische Jugendzeitung 1 Kuwet'), die alle zwei 
Wochen erscheint. Zeitschriften werden in russischer und tatari- 
scher Sprache herausgegeben, z. B. das Organ des Volksbildungs- 
kommissariats „Wege der kommunistischen Aufklärung“ (Puti 
kommunističeskogo prosveščenija), das die frühere Zeitschrift 
„Das pädagogische Leben der Krim“ abgelöst hat, und die tatari- 
sche eitsckrikt „Illeri“. 

Ein augenscheinlicher Beweis für das Anwachsen der kultu- 
rellen Bedürfnisse der Krimtataren ist die Entwicklung 
des tatarischen Theaters. Dieses Theater ist in der 
Krim mehr als 4, Jahrhundert alt. Das erste Stück in tatarischer 
Sprache wurde in der Stadt Bachtschisarai zum erstenmal im 
ahre 1900 aufgeführt. Damals spielte die Frauenrollen der Ver- 
asser selbst, da die mohammedanischen Tatarinnen es nicht 
wagten, auf der Bühne aufzutreten. Nicht viel mehr als 10 Jahre 
vergehen, und die befreite Tatarin tritt ohne Zwang als Schau- 
spielerin auf. Das tatarische Theater in der Krim wird von der 
Sowjetmacht zu einem mächtigen Werkzeug ausgestaltet im 
Kampfe gegen den Volksaberglauben, die religiösen Vorstellun- 

en und alle Auswüchse der alten Gesellschaftsordnung. Im 
Jahre 1923 wurde ein tatarisches Staatstheater eröffnet; bald 
sprengte es aber den engen Rahmen der Stadt und begab sich 
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hinaus auf das tatarische Land, wo von den lokalen Zellen der 
kommunistischen Partei unter enger Anteilnahme der Volksschul- 
ehrer eine ganze Anzahl von Thcatervereinen gegründet wur« 
den:“). Bedeutende Fortschritte sind auch auf dem Gebiete des 
tatarischen Musikschaffens zu verzeichnen. Unter 
den türkischen Völkern der Sowjetunion, die immer ein beson- 
deres Gefühl für die Musik zeigten und bereits früher hervor- 
ragende Beispiele für nationales Musikschaffen geliefert hatten, 
ist jetzt eine starke Neigung zur Opernkomposition zu verspüren. 
In der Zeitschrift „Nowyj Wostok 25) habe ich bereits über die 
Inszenierung der ersten tatarischen Oper „Sanija“ in Kasan be- 
richtet, die die außergewöhnlichen kulturellen Errungenschaften 
der tatarischen Republik beweist. Ahnlich liegen die Verhält- 
nisse in der Krim. Hier genießt besonderes Ansehen ein junger 
Komponist Asan Refatow, der nicht nur eine ganze Reihe sehr 
wertvoller alter turk-tatarischen Musikmelodien aufgezeichnet, 
sondern auch eine Reihe talentvoller eigener Kompositionen ge- 
liefert hat. 


Eine besondere Rolle spielen in dem Kulturleben der Krim 
die Museen. In der Krim, wo in privaten Sammlungen große 
Kollektionen zusammengetragen worden waren, wo hervor- 
ragende archäologische Entdeckungen ununterbrochen neues 
Material liefern, war ein besonders dankbarer Boden für den 
Aufbau wissenscaftliher und kultureller Museen. „Krymo- 
chris“ (dem „Krimkomitee für die Angelegenheiten der Museen 
und den Schutz der Denkmäler der Kunst und des Altertums“) 
wurde die schwierige Aufgabe zuteil, Ordnung in die neuen 
Museen zu bringen, die manchmal rein zufällig entstanden waren. 
manche von ihnen mußten aufgelöst; manche zusammengelegt 
werden. Diese Tätigkeit vollzog sich in enger Verbindung mit 
den interessierten Behörden. rganisationen und Persönlich- 
keiten. Die Krim ist eine der ersten Republiken, die sogenannte 
„Museumskonferenzen“ berufen hat. Der Verfasser dieser Arbeit 
hat mehr als einmal an solchen Tagungen teilgenommen, die für 
die Regulierung der Museumstätigkeit außerordentlich frucht- 
es waren?®). Gegenwärtig zielen die Bemühungen darauf 
ab, die groen Museen in gewissem Sinne zu typisieren. So wird 
das Museum in Baditschisarai zu einem Zentralmuseum für tata- 
rische Kultur ausgebaut. Das Taurische Museum in Simferopol 
hat nicht nur eine hervorragende naturgescichtliche Abteilung, 
sondern bewahrt gleichzeitig auch das archäologische und ethno- 
frap niea Material auf, das die verschiedenen Kulturen der Krim 

ennzeichnet. Eine interessante neue Abteilung dieses Museums 
betrifft die revolutionäre Bewegung in der Krim. Das Orienta- 
lishe Museum in Jalta verfolgt die Aufgabe, die Kulturen der 
Orientvölker in vergleichender historischer Darstellung zu zeigen. 
Außerdem werden hier die Gegenstände zur Ethnographie der 
südlichen Küstentataren gesammelt. Die Museen in Kertsch und 
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Chersones sind Aufbewahrungsstätten für die wertvollen Denk- 
mäler der antiken Kultur; die Überreste der mittelalterlichen 
italienischen Kolonien sind in dem Museum zu Feodosija aufge- 
stellt, und ein anschauliches Museumsbeispiel der genuesischen 
Vergangenheit bildet die Festung Sudak. Das Museum zu Eupa- 
torija, das leider jetzt geschlossen werden soll, ist interessant 
durch sein Material zur Geschichte der Karaiten. Schließlich ist 
als jüngste Gründung das Museum in Staryj Krym zu erwähnen. 
das die Ergebnisse der Ausgrabungen der Jahre 1925 und 1926 
enthält, sehr wertvolles Material zur Geschichte der frühtatari- 
schen Kultur (Goldene Horde). Neben diesen Museen der lokalen 
Kulturen und der Natur gibt es in der Krim auch Gemäldegale- 
rien, die im allgemeinen allerdings wenig bedeutend sind, mit 
Ausnahme der Sammlung in der Galerie Aiwasowski in Feodosija. 


Im Zusammenhang mit derEntwicklungderHeimat- 
kunde in Sowjetrußland sind auch in der Krim besondere 
Heimatkundemuseen entstanden, z. B. in Jalta, Sewastopol und 
Kertsh. Besondere Beachtung verdient die außerordentlich 
fruchtbare und nützliche Tätigkeit des Heimatkundemuseums in 
Sewastopol, weil es verstanden hat, die Schuljugend um sich zu 
gruppieren, die sich nach Anweisung des Museums mit Begeiste- 
rung und Eifer der Bodenuntersuchung ihres Heimatlandes 
widmet. 

Ich schließe meine kurze Übersicht mit einem Hinweis auf 
die Tätigkeit der lokalen wissenschaftlichen 
Forschungsorganisationen und -gesellschaf- 
tenab. In der Zarenzeit hatte die Krim nicht nur kein Universi- 
tätszentrum, sondern auch nur wenige lokale wissenschaftliche 
Gesellschaften; sie wurde hauptsächlich von den Forschungs- 
instituten aus dem Zentrum bedient. Eine Aunahme bildete die 
„Taurische Gelehrte Archivkommission“, die wertvolle Arbeit auf 
dem Gebiete der Erforschung der Krimaltertümer leistete und 
eine Reihe von bedeutenden Publikationen veröffentlicht hat, und 
die „Gesellschaft der Naturforscher und Naturfreunde“. Die 
„Kommission“ ist heute in eine „Taurische Gesellschaft für 
Archäologie, Geschichte und Ethnographie“ umgewandelt worden; 
sie setzt ihre frühere Tätigkeit fort und hat im vorigen Jahre 
ihre Editionsarbeit mit der Hero abe eines neuen Bandes ihrer 
„Nachrichten“ wieder begonnen. Fin in Simferopol begründetes 
Forschungsinstitut erfaßt nur den Kreis der natur wissenschaft- 
lichen Disziplinen; Volkswirtschaft und Geistes wissenschaften 
(insbesondere Orientkunde) sind vorläufig in ihm nicht vertreten. 
Mehr örtlichen Charakter trägt „Die Gesellschaft zur Erforschung 
der Krim“, die auf Veranlassung der „Hauptverwaltung für die 
Wissenschaften“ beim Volksbildungskommissariat in Moskau ent- 
standen ist, und jetzt das Zentrum ihrer Tätigkeit nach Simferopol 
verlegt hat. Diese Gesellschaft hat ihre Tätigkeit bedeutend 
erweitert und fast in allen Städten der Krim Zweigstellen er- 
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öffnet. Ein Kongreß der Gesellschaft, der im April 1927 in Sim- 
feropol stattfand, hat ihre Lebensfähigkeit bewiesen und ihre 
Tendenz unterstrichen, heimatkundliche Studien zu treiben und 
die Produktivkräfte des Landes zu erforschen. 

Eine gewisse wissenschaftliche Forschungsarbeit führen auch 
die Museen, indem sie Expeditionen und Reis en archäo- 
logischen, ethnographischen und naturwissenschaftlichen Charak- 
ters organisieren. So hat das Taurische Zentralmuseum eine 
Reihe von Ausgrabungen in der Umgebung von Simferopol vor- 
genommen (Untersuchungen der Ruinen der skythischen Stadt 
Neapolis usw.); ähnliche Forschungsaufgaben erfüllen die Museen 
in Bachtschisarai, Kertsch und Chersones auf ihren Spezialge- 
bieten. Besondere Erwähnung verdienen die großen wissen- 
schaftlichen Forschungsexpeditionen zum Studium der tatarischen 
Kultur in der Krim, die in den Jahren 1925 und 1926 von der 
Krimregierung zusammen mit der „Wissenschaftlichen Assozia- 
tion für Orientkunde beim Zentralexekutivkomitee der Sowjet- 
union“ unternommen worden sindz7). Im Jahre 1925 wurden mit 
Mitteln des Rates der Volkskommissare der RSFSR. zwei Expe- 
ditionen organisiert: 1. zur Erforschung der Denkmäler der ersten 
Hauptstadt der Krimtataren Solchat Sar! Krim), eine andere 
zum ethnographischen Studium der Steppentataren. Im Jahre 
1926 wurde eine Expedition zum Studium der Denkmäler in 
Solchat ausgerüstet, die die Arbeiten der Expedition des Vor- 
jahres weiterführte. Diese Untersuchungen ergaben viel wert- 
volles und für die Wissenschaft völlig neues Material. Über die 
archäologischen Expeditionen in Solchat sind die vorläufigen Be- 
richte bereits veröffentlichtzs); gegenwärtig wird von den Teil- 
nehmern der Expedition eine Arbeit „Die Altertümer von Solchat“ 
vorbereitet. Der Bericht über die Ergebnisse der uch 
schen Expedition ist bisher noch nicht veröffentlicht. Die Arbeit 
in dieser Richtung soll in der nächsten Zukunft fortgesetzt und 
erweitert werden. 

Abschließend können wir über den Aufbau der Krimrepublik 
sagen, daf er ein fortschreitendes Wachstum und die Tendenz zu 
weiterer Entwicklung und Vervollkommnung zeigt. Besonders 
förderlich ist hierfür die freundschaftliche Zusammenarbeit der 
zahlreichen Nationalitäten, die die Krim besiedeln. 


Anmerkungen: 

) Jubiläumssammelwerk „Ves Krym 1920/5“. Verlag des Exekutiv- 
komitees der Krimrepublik. Simferopol 1926. „Vier Jahre Sowjetherrschaft 
in der Krim 1920/24.“ Verlag des Exekutivkomitees der Krimrepublik. Sim- 
feropol 1924. „Sammlung der Berichte des Krimrevolutionskomitees für die 
konstituierende Konferenz der Arbeiter, Bauern, Rotgardisten und Matrosen- 
deputierten der Krim.“ Verlag des Krim-Revolutionskomitees, Simferopol 
1921. „Berichte des Rates der Volkskommissare der Krim für den zweiten 
Rätekongreli.” Band 1 und 2. Simferopol 1921. „Bulletin der zentralen 
statistishen Verwaltung der Krim.“ Nr. 1—5. Simferopol 1923/1925. „Die 
Bevölkerungsbewegung in der Autonomen Sozialistischen Sowjetrepublik der 
Krim im Jahre 1923.“ Simferopol 1925. „Wirtschaftsstatistischer Atlas der 


21 341 


Krim.“ Simferopol 1922. „Arbeiten des ersten Kongresses der Agronomen 
der Krim.“ Simferopol 1924. Kuschtschenko: Die Landwirtschaft der 
Krim und ihre Bilanz.“ Simferopol 1924. S. A. Usow: „Wirtschaftsgeschicht- 
liche Skizzen der Krim.“ Simferopol 1925. „Die Volkswirtschaft der Krim 
im Jahre 1925/26.“ Verlag der Krim-Plankommission. Simferopol 1927. 
B. Schustow: „Die autonome sozialistische Räterepublik der Krim.“ Mos- 
kau 1927. Balitsch: „Der Stand der Volksbildung in der Krim.“ Sim- 
feropol 1925. „Führer durch die Krim“, N en von dem „Komitee 
zum Schutze der Denkmäler der Kunst und des Altertums in der Krim“ (1925) 
und von der „Gesellschaft der Naturforscher“ (1923). Artikel in den Zeit- 
schriften „Nowyj Wostok“, „Krim“, „ Zisn Kryma“, „Puti kom- 
munistièeskogo prosveskenija“ und in der Zeitschrift „Krasnyj Krym“. 

2) „Ves Krym“. Artikel von P. Wologdin, S. 37. 

) I. Borosdin: „Die heutige Tatarenrepublik“ in „Nowyj Wostok“ Nr. 
10/11, S. 117. 

) „Ves Krym“ S. 39. 

6) „Ves Krym“ S. 48. 

) Die Angaben beziehen sich auf die Bevölkerung im Alter von mehr 
als sieben Jahren. 

7) Eine allgemeine Charakteristik der Landwirtschaft der Krim befindet 
sich in dem Artikel von G. A. Kuschtschenko („Ves Krym“ S. 65—101). Neues 
Zahlenmaterial bringt die 5 der Krim-Plankommission: „Die 
Volkswirtschaft der Krim im Wirtschaftsjahre 1925/26“, Simferopol 1927. 

8) G. Kuschtschenko 1. c. S. 67. 

°) „Ves Krym“, Artikel W. Ibragimow S. VI. 

10) „Die Volkswirtschaft der Krim im Wirtschaftsjahr 1925/26" S. 122—123. 

11) Ebenda S. 9. | 

12) Ebenda S. 122—123. f 

13) E. Schugu: „Der nationale Aufbau in der Krim.“ In „Krasnyj Krym“ 
vom 30. März 1927. 

1) „Ves Krym“ S. XIV—XV. 

18) Ich bemerke noch, daß in dem Wirtschaftsleben der Krim der Fisch- 
fang eine große Rolle spielt, der aber noch nicht in seinem möglichen Um- 
fange entwickelt worden ist. 

16) Neue Angaben in „Ves Krym“ und in „Die Volkswirtschaft der Krim 
im Wirtschaftsjahr 1925/26“. 

1) „Die Volkswirtschaft der Krim im Wirtschaftsjahr 1925/26" S. 38. 

18) „Ves Krym“ 8. II. 

19) Ebenda. Artikel von Sorin und Wolgin, S. 422. 

2) Die Zahl der Schulen wächst von Jahr zu Jahr. 

21) Vgl. die interessanten Angaben in dem Artikel von M. Pawlowitsch: 
„Die kulturellen Errungenschaften der turk-tatarischen Völker nach der Okto- 
berrevolution“ („Nowyj Wostok“ Nr. 12). 

5 9 5 „Der Zustand der Volksbildung in der Krim.“ Simferopol 

22) Balitsch: ebenda S. 11. 

20) „Ves Krym“ S. 426. 

w) I. Borosdin: „Die heutige Tatarenrepublik.“ S. 133 und 134. 

*) I. Borosdin: „Die Museums- und die archäologischen Arbeiten in der 
Krim („Now 1 Nr. 4). 

27) Im A re 1924 entsandte die „Assoziation für Orientkunde“ eine wis- 
senschaftliche Expedition unter Führung von Prof. Borosdin nadi der Krim 
zur Erforschung der Denkmäler auf der Halbinsel Herakleis. In demselben 
Jahre beteiligte sich die Expedition an den Ausgrabungen in Eski-Jurta, in 
der Nähe von Badhtschisarai, die von „Krimociris“ organisiert waren. 

=) I. Borosdin: „Solchat“ in „Nowyj Wostok“ Nr. 13/14. „Neues Material 
über die Kultur der Goldenen Horde in „Nowyj Wostok“ Nr. 16/17. A. Basch- 
kirow: „Die künstlerischen Denkmäler des Alten Solchat“ in „Krym“ Nr. 3. 
O. Altsdiokrakly: „Die Inschriften von Staryj Krim und Otus" in "Nadırichten 
der Taurishen Gesellschaft für Geschichte, Archäologie und Ethnologie" Bd. 1. 
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Die Agrarreform in Polen. 
Von Hasso v. Wedel. 


Das Problem der Neuverteilung des Bodens erhielt in Polen 
seine vorläufig endgültige Lösungsform durch das „Gesetz über 
ie Ausführung der Agrarreform (reforma rolna)“ vom 28. 12. 
1925 (Datum der A anake im Sejm nach Erledigung der Ande- 
rungsvorschläge des Senats), veröffentlicht im „Dziennik Ustaw“ 
Nr. 1 vom 9. 1. 1926, dazu Ausführungsbestimmungen des Agrar- 
reformministers (gem. Art. 96 des Gesetzes) im „Dz. Ust.“ Nr. 8 
vom J. 2. 19271). Ein im Sommer 1920 unter dem Druck der Bol- 
schewikengefahr beschlossenes sehr radikales Agrargesetz hatte 
sich aus finanziellen wie aus Gründen der Gesamtwirtschaft als 
undurchführbar erwiesen. 


A. Inhalt des Gesetzes. | 


Das Gesetz wird durch seinen ersten Artikel, der ein allge- 
meines Programm gibt, als Parzellierungsgesetz charakterisiert. 
Dieser Artikel lautet: 

„Der landwirtschaftliche Organismus des polnischen Staates 
wird sich stützen auf kräftige, gesunde und zu einer ausgiebigen 
Produktion fähige Wirtschaften von verschiedenem Typ und von 
verschiedener Größe, die das Privateigentum ihrer Besitzer bilden. 
Die Durchführung der neuen Organisation umfaſtt: " 

a) Bildung neuer selbständiger Wirtschaften, 

b) Vergrößerung bestehender Zwergwirtschaften ., 

c) Bildung kleiner Wirtschaften für Gemüsegärtnerei, 

d) Bildung von Ansiedlungen und Gärten für Arbeiter, Be- 
amte u. dgl. in der Nähe der Städte und Industriezentren. 

e) Sicherung entsprechenden Geländes für Landwirtschafts- 
schulen und Mittelpunkte landwirtschaftlicher und gärtne- 
rischer Kultur.“ 

Den Landvorrat zur Erfüllung dieses Zweckes bildet (Art. 2,,) 
alles Land im Besitz des Staates, staatlicher Institutionen oder 
anderer öffentlicher Anstalten, der Kirchengemeinschaften?) und 
nach 1797 begründeten Stiftungen?), schließlich der gesamte Privat- 


ı) Deutsche Übersetzung des Gesetzes und der Ausführungsbestimmungen 
in „Polnische Gesetze und Vers dauncen in Deutscher Übersetzung“, heraus- 
gegeben von der Geschäftsstelle Posen der Deutschen Sejm- und Senatsabge- 
ordneten für Posen und Pommerellen, Nr. 1 vom 18. 1. 1926 und Nr. 3 vom 
18. 2. 1927. Text des Gesetzes audi in der „Deutschen Rundschau in Polen“ 
(Bromberg) Nr. 14/1926. Gemeinsame Benutzung zu empfehlen, da in beiden 
Texten nicht nur Druckfehler! 

2) Für die katholische Kirche „in Übereinstimmung mit den Be- 
stimmungen des am 23. 4. 1925 ratifizierten Konkordats (2. 1b; § 94 der Ausf.- 
Bestimmungen), für die anderen Bekenntnisse „nach Einholung eines 
Gutachtens ihrer rechtlichen Vertretungen“ (2.10). 

) Unter Sicherung des Stiftungszwecks, gegebenenfalls durch Pachtpar- 
zellierung (2. 1d: 10; 11,2; 13,3). 
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besitz mit den nachfolgend bezeichneten Einschränkungen; 
Grundstücke im Eigentum der Stadtgemeinden oder Selbstver- 
waltungen, sowie solche in den Verwaltungsgrenzen der Städte 
unterliegen dem Gesetz nicht (2,142). Von de rParzellie- 
rungspflichtsindbefreit: 

a) Forsten, die „den Gegenstand einer rationellen Forst- 
wirtschaft bilden“ (2,,) und sich „zu einer selbständigen 
Bewirtschaftung eignen“ (4,24), von einer Fläche über 30 ha, 
in den 4 Ostwojewodschaften (Wilna, Nowogrodek, Polessje, 
Wolhynien) und in dem nicht zum alten Kongreſtpolen ge- 
hörigen Teil der Wojewodschaft Bialystok über 50 ha; dar- 
über, ob Wälder in dem bezeichneten Umfange sich zur 
selbständigen Bewirtschaftung eignen, d. h. „zum Betrieb 
einer Waldwirtschaft in jedem von ihnen, unabhän- 
gig von einer Tandwirischaft .. ., entscheiden die zustän- 

igen Waldschutzbehörden ($ 5 der Ausf. Best.“); 

b) ablaßbare Fischteiche mit einer Gesamtwasserfläche von 
über 3 ha, andere Gewässer von je über 20 ha (4, 1 f), die 
dem Fischfang oder der Industrie dienen?) (2); 

c) Obstgärten®), Wege und bebaute Gelände einsdl. 
Parks (4.23; $ 8); 

d) „von der Gesamtfläche der landwirtschaftlich genutzten 
Ländereien, die im ganzen Gebiet des polnischen Staates 
das Eigentum einer einzigen physischen oder juristischen 
Person oder das Miteigentum mehrerer Personen sind“ 
(4.1), unterliegen nicht der Parzellierungspflicht, über die 
unter a—c bezeichneten Flächen hinaus 
1. in Vorstadt- und Industriebezirken) 

a, $ 
2. in den Ostwojewodschaften und dem schon ge- 
nannten Teil von Bialystok, „sofern die Aszendenten 
der Besitzer . . auf dem Gebiet des polnischen Staates 
mindestens seit dem 1. 1. 1864 gewirtschaftet haben“ 
(4,10), 300 ha; „polnisches Staatsgebiet“ ist dabei 
($ J, ) „Polen vor den Teilungen?)“, in dessen Grenzen 


) Im folgenden nur mit „$“ bezeichnet. 

) Den Bedingungen von a u. b nicht genügende Wald- und Wasserflächen 
sind befreit, wenn der Besitzer ihre wirtschaftliche Zugehörigkeit zu seiner 
landwirtschaftlichen Restfläche gem. d) 1. f. nachweist. 

6) Vor dem 1. 7. 1925 angelegte und rationell bearbeitete (4,,). 

7) Eine Ausführungsverordnung des Ministerrats vom 11. 7. 1927 rechnet 
dazu merkwürdigerweise auch die Meeresküste in 4 km Breite, bezeichnet Im 
übrigen den Radius eines Kreises, in dem die verringerte Ausschließung gilt: 
er beträgt u. a. für Posen 7 km, Bromberg 6 km, Dirschau und Gdingen je 
10 km. (Deutsche Rundschau vom 16. 10. 27.) 

°) Vgl. dazu bei Roth „Entstehung des polnischen Staates“, Berlin 1926, 
im Kapitel „Polen — ein neuer Staat“, S. 65 f. Beispiele für den Ansprudi 
des jetzigen polnischen Staates, völkerrechtlich identisch mit dem Kgr. Polen 
des Wiener Kongresses zu sein; die obenstehende Definition des Begriffes 
„polnisches Staatsgebiet“ geht augenscheinlich noch weiter. 
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die Aszendenten „auf eigenem Grundbesitz oder auf 

eigene Verantwortlichkeit“ gewirtschaftet haben müssen; 
3.inden übrigen Wojewodschaften 180 hae). 
Die gem. d 1—3 von der Parzellierung befreite Fläche 
(„Ausschlieſtung') 10) soll bei Privatbetrieben, die sich 
„in der betreffenden Gegend“ G,) durch in- 
tensive Produktion, Saat- oder Viehzucht aus- 
zeichnen oder einen hochindustrialisierten Typ dar- 
stellen, um soviel vergrößert werden, als zur Er- 
haltung der landwirtschaftlihen Kultur „bei Berück- 
sichtigung der örtlichen Agrarverhältnisse!!) unbedingt 
notwendig“ ist; insbesondere soll die Ausschlieſtung ver- 
größert werden; 

4. bei Gütern mit am 1. 1. 1925 arbeitenden oder im Auf- 
bau befindlihen Brennereien, Stärke- oder Kar- 
toffelflockenfabriken bis auf das vierfache der für die 
Bedürfnisse dieser Betriebe 1914, 1923 oder 1924 nach- 
weisbaren Kartoffelanbaufläche (Jahr nach Wahl des 
Besitzers), jedoch auf nicht mehr als insgesamt (mit der 
Fläche nach 1, 2 oder 3) 350 ha G, la); 

5. bei Gütern, die vor dem 1. 1. 1925 intensiv Zucker- 
r ü ben für Fabriken bauten, bis auf das sechsfache der 
Rübenanbaufläche der ja 1914, 1923 oder 1924, je- 
doch auf nicht mehr als insgesamt (einschl. die Aus- 
schließungen nach 1—4) 700 ha G, iv). 

Die endgültige Entscheidung über die Vergünstigungen gem. 
4 und 5 stebt dem Agrarreformminister im Einvernehmen mit 
dem Landwirtschaftsminister, beim Fehlen eines Einverständ- 
nisses dem Ministerrat zu, der auch die „wirtschaftlihen und 
sozialen Bedingungen“ festsetztiz), von deren Erfüllung die er- 
höhte Ausschließung abhängt; imganzendürfendadurch 
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°) Der Besitzer darf sie audi in mehreren wirtschaftlichen Einheiten und 
im allgemeinen nach seiner Wahl zurückbehalten (6,,). 

w) Der Ministerrat kann auch bei „Landgütern, die am Tage des Inkraft- 
tretens des. . . Gesetzes Staatseigentum sind und die für außerordentlich 
wertvolle größere landwirtschaftliche Arbeitsstätten anerkannt werden“, die 
von der Parzellierung freie Fläche auf 60 bzw. 180 ha vergrößern (60,2). 

11) Bezieht sich doch wohl hauptsächlich auf den bäuerlichen Landbedarf? 

12) Das ist geschehen durch eine Verfügung vom 1. 4. 1927 (Dz. Ust. 
38/1927). Unter Saat- oder Viehzucht ist danach eine „registrierte und der 
Kontrolle der vom Landwirtschaftsminister anerkannten Organe unterlie- 

ende“ Zucht zu verstehen, desgl. die Zucht „edlerer Pferde“ oder audi von 
emonten. Intensive Produktion ist insbesondere zu erkennen an „im Ver- 
gleich mit anderen Wirtschaften der betreffenden Gegend großem 
rnteertrag“, hervorragend großer Arbeiterzahl, außerordentlii hohem 
Düngemittelverbrauch pro Hektar oder auch Verwendung besonders zahl- 
reicher oder wertvoller Maschinen. Unter „hochindustrialisiertem Typ“ sind 
u. a. Betriebe zu verstehen, die „Zuckerrübenfelder erst nach dem 1. 1. 1925 
angelegt“ haben. Landwirtschaftliche Meliorationen, deren hervorragender 
Ertrag von ihrem ungeteilten Zusammenbleiben abhängt, begründen ebenfalls 
eine vergrößerte Ausschließung. 
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nicht mehrals 350 000 halandwirtschaftlich nutz- 
barer Fläche über die Normen von 60, 180 bzw. 300 ha 
hinaus der Parzellierung entzogen werden. Wenn 
nun auch bei der Festsetzung der erhöhten Ausschlieſtungen die 
Landämter sich „auf den guten Glauben an die Wahrheit und 
Genauigkeit der vom Eigentümer gemachten Angaben stützen“ 
sollen (17, ), so hat doch der Artikel 5 im ganzen selbst unter 
Berücksichtigung der recht wohlwollenden Ausführungsbestim- 
mungen eine so dehnbare Gestalt, daß er nur als Kannvorschrift 
gewertet werden kann. 


Die im vorstehenden unter d 1—5 gegebenen Zahlen stellen 
das Höchstmaß landwirtschaftlich genutzter 
Fläche dar, das eine Personin den Grenzen des 
Staates nach Durchführung des Gesetzes besitzen dar f?’). 
Einzelne Kategorien von Eigentümern sind jedoch 
von dieser Regelung ausgeschlossen, sie haben nur An- 
spruch auf eine Ausschließung von 35 ha, während 
der Minister den Zwangsaufkauf des Restes einschließlich 
Wälder, Gewässer usw. (3,,) anordnen kann; dazu gehören 


1. Personen (oder ihre Erben), die „ländliche Grundstücke 
unter den Aus nahmebe dingungen und Vorbe- 
halten der früheren russischen Teilungsmacht erwor- 
ben“ haben (seit 1. 3. 1864), soweit sie auf dem ganzen 
Staatsgebiet nicht mehr als 45 ha besitzen; unter diese Be- 
stimmung fallen auch Personen, die solche Güter nach dem 
17. 9. 1925 erworben haben (, ie): 

2. Abgeordnete und Senatoren, die entgegen dem Ar- 
tikel 22 der Verfassung Landgüter!*) während ihrer Man- 
datszeit erworben haben (3,14); 

3. Personen, die zur Vermeidung der Gesetzes- 
folgen ihren Grundbesitz geteilt!) verkauft oder 
verpachtet haben, es sei denn, Far die Teilung im Einklang 
mit den Parzellierungsbestimmungen geschehen ist (3,1.»); 

4. Personen, die irgendwiegegendennormalenGan 
der Parzellierung und die dazu von den Land- 
ämtern erlassenen gesetzmäfigen Anordnungen ver- 
stoßen haben (63,,; 66; 67; 90; 5 114). 

Das jährliche Parzellierungskontingent, 

d. h. die im Einklang mit den Gesetzesbestimmungen durch den 
Staat oder Private aufzuteilende Landfläche beträgt für die näch- 
sten 10 Jahre je 200000 ha, später wird es vom Ministerrat 


' 1) Ohne Rücksicht auf fideikommissarische Bindungen, Majorate usw. 
77 f.). 
10) d. h. staatliche; Art. 22 der Verfassung: „Pose nie może . . . . kupować 
.. . dóbr panstwowych . .“. 

15) Auf nach dem 14. 9. 1919 (Ostgebiet 6. 4. 21, Wilna 25. 2. 24) erfolgte 
Todesfälle bezügliche Erbteilungen haben nur zur Folge, daß der geteilte 
Besitz als Einheit behandelt wird (6,2). 
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festgesetzt (11; 13; 15; $$ 18, 19, 21). Der jährlihe Parzel- 
lierungsplan wird spätestens am 31.1. des vorhergehenden!) 
as im Dz. Ust. veröffentliht. Er ist gesondert nach staat- 
ichen und privaten Grundstücken und „weist nach, wieviel 
Hektar im Rahmen des Jahreskontingents!’) .. . in den einzelnen 
Landbezirken!2), eventuell. in den einzelnen Kreis- 
gruppen oder Kreisen“ aufgeteilt werden müssen (12). 
„Zeigt sich am 1.11. des Jahres?°), das dem Jahre vorangeht, für 
welches der Parzellierungsplan aufgestellt ist?!), daß in den 
einzelnen Bezirken, Kreisgruppen oder Krei- 
sen nicht die . . zur Deckung des Planes nötige Anzahl von 
Privatgrundstücken parzelliert??) worden ist“, so veröffentlicht 
der Ministerrat im Dz. Ust. bis spätestens zum 10. 1. „des betref- 
fenden Jahres“2!) die Namensliste der „Güter??®) oder ihrer 
Teile .., die er unterZwangsverkauf stellt“; dabei sollen 
„auf jeden Fall die größeren Güter?*) vor den kleineren aufge- 
führt werden“ (19,). „Ausnahmsweise“, also ohne daß gemäß 
Art. 12,1 ein Jahr vorher der Parzellierungsplan bekanntgemacht 
wäre, soll auch schon für 1926 eine Namensliste bis 10. 1. 26 ver- 
öffentlicht werden (19,,). Der Zwangsaufkauf durch die Bezirks- 
landämter hat „unverzüglich“ zu erfolgen, wenn bis zum 1. 12. 
des Jahres, für das die Namensliste gilt?*), die verlangten Flächen 
nicht parzelliert oder an die staatliche Landwirtschaftsbank (Bank 
Rolny) verkauft?“) worden sind (20). Grundstücke der S. 5. f. 
unter 1—4 genannten Personen unterliegen jederzeit dem 
Zwangsaufkauf, auch ohne daß sie in eine Namensliste aufge- 
nommen sind (3; 22; 23). 

Für die Parzellierun g 7 in jedem Fall, ob sie 
durch die Besitzer, Privatgesellschaften, Landämter oder die 


1 * i Plan für 1929, der im weiteren zur Erläuterung diene, also am 
. 1. 1928. 

17) Wobei im vorhergehenden Jahr über das Kontingent der betr. Be- 
zirke usw. hinaus parzellierte Flächen angerechnet werden (13,3; 19, 1). 

18) Entsprechen im allgemeinen den Wojewodschaften. 

19) Nach einer Erklärung des Agrarreformministers im „Monitor Polski“ 
(Nr. 56 vom 10. 3. 1926) „in Gegenden, wo die Aufteilung besonders 
von der in anderen Kreisen desselben Bezirks behandelt werden muf, oder 
auch dort, wo sie besonders forciert werden muß, namentlich im 
Hinblick auf den Landhunger und die beträchtliche Zerstückelung von Wirt- 
schaften, die eine Vergrößerung erfordern“. 

20) Also 1928, s. Anm. 16. 

21) Also 1929, s. Anm. 16. 

22) Die Parzellierung kann der Besitzer auch durch dazu vom Bezirks- 
landamt ermäcdhtigte private Anstalten ausführen lassen (40,1: 62 f.; $ 110); 
1 0 solche Anstalt ist z. B. die „Spoka Parcelacyjna Ziem Zachodnich“, A. G. 
in Posen. 

3) Die bisher erschienenen Listen enthalten auch die Namen der Besitzer. 

20) d. h. „der Grundbesitz der Eigentümer, die auf dem Gebiet des 
betr. Bezirkes, Kreises oder Kreisgruppe den größten Grund- 
besitz haben“ ($ 37). 

2) Weder im Gesetz noch in den Ausführungsbestimmungen ist gesagt, 
daß die Bank zum Ankauf angebotenen Landes verpflichtet ist. 
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Bank Rolny erfolgt, bindende „ en (40, 2). 
deren Nichteinhaltung durch Private den Zwangsaufkauf unter 
den erschwerten Bedingungen des Art. 3 (S. 5 f.) nach sich zieht. 
Die Fläche der neugeschaffenen oder vergrö- 
ßertenBauernwirtschaften darf (1,,) in den Ostwoje- 
wodschaften, dem östlichen Teil von Bialystok, Pommerellen und 
einigen Karpathenkreisen 35 ha, im übrigen Staatsgebiet 20 ha 
nicht übersteigen, ungerechnet Odland, Gewässer und Waldpar- 
zellen (50,1); der Umfang von Gemüsewirtschaften ist 
mit 5 ha, Dorfhandwerkerstellen mit 2 ha, Indu- 
striearbeitersiedlungen mit 1 ha begrenzt (50,2.). 
Ergänzung von Zwergwirtschaften soll vor Neuschaffung den 
Vorzug haben (51,,; $ 83); zu berücksichtigen ist ferner der Aus- 
tausch von Enklaven?®) und die Aufhebung der Gemengelage 
(47a; 15,1; 24; $ 22), die Erhaltung besonderer Kulturen, offener 
Steinbrüche, Bergwerke, Mineralquellen, Industrieanlagen, Ge- 
schichts- und Naturdenkmäler, schließlich die Ausscheidung von 
Land für öffentliche und soziale Zwecke (47b; 60,,). Die zur Aus- 
nutzung „landwirtschaftlicher Industrieanlagen, dauerhafter 
Wirtschaftsgebäude oder besonders wertvoller Kulturen“ unbe- 
dingt nötige Fläche??) setzt das Bezirkslandamt fest; sie darf 75 ha, 
in den Wojewodschaften Krakau, Lemberg, Lublin, Warschau, 
Lodz und Kielce 60 ha nicht übersteigen. Diese „Muster- 
wirtschaften)“ werden, falls sie nicht eine besondere Be- 
stimmung (Schulen, soziale Zwecke u. dgl.) erhalten, den Ver- 
wandten ersten Grades des bisherigen Eigentümers, die Land- 
wirte sind, zum Ankaufspreise verkauft, „im Falle eines Mangels 
solcher Verwandter oder deren Absage“ versteigert (60,2 3) 20. 
Aus einer Parzellierung sollen in der Regel zuerst die anliegen- 
den Zwergwirtschaftenergänzt (i,; $ 83) demnächst 
Stellen für dielandwirtschaftlichen Arbeiter 
des betr. Gutes geschaffen werden (45,1; 51,12; $ 79). Danach 
sollen unter den Kauflustigen, die theoretisch oder praktisch vor- 
gebildete Landwirte sind, den Vorzug haben (53): 

1. Pächteroder Beamte parzellierter Güter, 

2. „verdiente Soldaten und Invaliden des polnischen 

Heeres und der polnischen Freiwilligenformationen“, 

J. Witwen und Waisen der Gefallenen, 

4. Absolventen land wirtschaftlicher Schulen, 

5. Rückwanderer, die genötigt sind, das Gebiet fremder 

Staaten aus politischen Gründen zu verlassen. 

2) Zwergwirte sind auf Verlangen des Bezirkslandamts verpflichtet, ihre 
Stellen a 5 gegen Überweisung anderer größerer Wirtschaften (48,,; 
72; 73,3: A 

27) Etwa bei Nebengütern großer lIerrschaften, zu deren Erhaltung die 
Möglichkeiten des Art. 5 (S. 4 f.) erschöpft sind. 

233) „Musterwirtsdiaften“ sind nach Named und Zweck auch die Domänen- 
restgüter (s. Anm. 10). 


29) In diesem Artikel handelt es sich also nur um Flächen, die durch das 
Landamt oder die Bank Rolny parzelliert werden! 


348 


DieBevölkerungbenachbarterDörfer „wird in 
den erwähnten Kategorien vor allem berücksichtigt werden“; 
diese Bestimmung ist aber im Art. 51,, eingeschränkt zugunsten 
der Bewohner entfernter, aber besonders übervölkerter Kreise 
mit ungesunden Agrarverhältnissen. Ehemaliges Kirchenland 
„kann 5 Bekennern derselben Kirche zugeteilt wer- 
den (52, ). Kleinpächter haben ein unbedingtes Vorkaufsrecht 
auf die von ihnen gepachteten Stellen (43,0). Ausgeschlossen 
vom Erwerb parzellierter Flächen sind Personen, die wegen 
„vergehen gegen den polnischen Staat“ mit zwei oder mehr 

ren Gefängnis bestraft worden sind, ferner gerichtlich ver- 
urteilte Deserteure (52,,). 

Die Entschädigung der Besitzer beim Zwangsauf- 
kauf wird in Gold-Zloty ($ 49) festgesetzt „durch entsprechende 
Anwendung“ der Schätzungsbestimmungen für die Vermögens- 
steuer, wobei der Wert von Meliorationsaufwendungen durch 
den Besitzer nachzuweisen ist. Das Bezirkslandamt stützt seine 
Taxe auf das Gutachten einer sechsgliedrigen Kommission?) und 
beantragt die Festsetzung der Entschädigung bei der Bezirksland- 
kommission; gegen deren Entscheidung ist Anrufung der Gerichte 
nur im Sinne einer Kassationsklage zulässig (27,,; 29, 1.:) 1). Die 
Entschädigung wird zum Teil in bar nach dem Tageskurse be- 
zahlt, zum Teil „in staatlicher Landre n te?) auf Gold nach 
dem Nominalwert, zum Teil in ebensolchen Briefen nach einem 
Kurse, den jährlich der Agrarreformminister .. . nicht unter 70 % 
des Nominalwerts festsetzt“. Die Landrente gilt als mündel- 
sicheres Papier, wird mit 5% verzinst und in 41 jan nach 
Maßgabe der Rückzahlungen der Neusiedler getilgt; sie ist 
„sichergestellt durch das ganze Vermögen und die Einkünfte des 
Fiskus“ (1, 1: 34, 12; 35,1; 36). Die Entschädigung ausländischer 
Staatsbürger darf „nicht vorteilhafter sein als die, welche in einem 
analogen Fall ein polnischer Staatsbürger in dem betreffenden 
Staat erhalten würde“ (37). Gegenüber H y pot h e k e n gläubi- 
gern haftet der Staat nur bis zur Grenze der festgesetzten Ent- 
schädigungssumme (20,1). 

Der Verkaufspreis der Parzelle n bei der freiwilli- 
gen“) Aufteilung durch Private darf „nicht spekulationsmäſtig 
übertrieben“ sein und unterliegt der Bestätigung durch das Be- 
zirkslandamt als integrierender Teil des vor Ausführung einzu- 


20) Je 1 Vertreter des Agrarreform, Landwirtschafts- und Finanzmini- 
sters, je 1 vereidigter Sachverständiger aus dem Groß- und Kleingrundbesitz 
und der Landarbeitersdiaft (28.2). 

2) Die Entschädigung für Güter, deren Zwangsaufkauf unter den Aus— 
nahmeartikel 3 fällt G. 5. f.), richtet sich abweichend von diesen Bestimmungen 
nach dem letzten tatsächlich gezahlten Preis 60.2). 

22) Höchstmenge der Emission 500 Millionen Zloty 64.9. 

33) Dazu gehört auch die auf Grund der Namensliste durch den Besitzer 
vorgenommene Parzellierung bis zum 1. 12. des betr. Jahres und solange, bis 
das Landamt zum Zwangsaufkauf schreitet. 
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reichenden Parzellierungsentwurfs des betreffenden Gutes; dem 
Besitzer stehen gegen eine Nichtbestätigung die gewöhnlichen 
Rechtsmittel zu. Preise, die den beim Verkauf ‚ganzer, an- 
nähernd gleich großer Güter . . unter ähnlichen Bedingungen 
und in ungefähr derselben Zeit erzielten“ entsprechen, dürfen 
nicht als übertrieben angesehen werden (71,126). Bei der Par- 
zellierung durch Landämter und die Bank Rolny soll der Ver- 
kaufspreis sich auf den „wirklichen wirtschaftlichen 
Wert‘ der Grundstücke, Gebäude, Materialien und Baumbe- 


stände stützen (68,,). 


Die Kreditfra ge behandelt das Gesetz auf eine denkbar 
großzügige Weise. Bei dem Erwerb von Staatsboden?*) sollen 
andlose „in der Regel“ nur 5 %, Besitzer von Zwergwirtschaften 
10 %, andere Käufer 25 % des Kaufpreises bar einzahlen, den 
Rest mit höchstens 6 % verzinsen und im Lauf von 41 Jah- 
ren“) tilgen; darüber hinaus können aber „finanziell schwache 
Erwerber“ auch zur Deckung der Anzahlung Kredit aus einem 
zu bildenden „Fonds für Vergünstigungskredite und Beihilfen“) 
erhalten (72; 73,,; 75). Käufern von Privatland gewährt die Bank 
Rolny Kredit, bei gewissen Kategorien, wie Gutsarbeitern, Inva- 
liden und verdienten Soldaten, einschließlich der Summen aus 
dem genannten Hilfsfondsbiszurvollen HöhedesKauf- 
reises (73,134). Unabhängig von diesen Aufkaufskrediten 
önnen „wirtschaftlich schwache Käufer“ auhbareBetriebs- 
kredite bis zu 2500 Zl. auf eine Wirtschaft erhalten (74). Für 
alle gewährten Darlehen werden Sicherungshypotheken einge- 
tragen (76); bis zur gänzlichen Tilgung dürfen die Grundstücke 
ohne Genehmigung des Landamts nicht geteilt, verkauft, ver- 
pachtet oder verpfändet werden 664,1). Bei schlechter Bewirt- 
schaftung der Parzelle kann der Agrarreformminister die Rück- 
gängigmachung des Kaufes durch die Gerichte beantragen (55; 56). 


Langgediente Landarbeiter“), die durch die Aufteilung 
ihre Beschäftigung verlieren, haben Anspruch auf eine Entschädi- 
ung, falls sie den Kauf der ihnen zustehenden Parzellen ab- 
ehnen; bei einer Dienstzeit von 10—25 Jahren beträgt sie 
500 Zl., bei längerer Dienstzeit das 2½ fache des Jahresdeputats, 
zahlbar durch den Besitzer des Gutes (44, 235). 


Pachtverträg ess) über Güter, die auf der Namenliste 
stehen, gelten mit dem 1. Juli des betr. oare als aufgelöst, 
Pachtungen aller anderen zu parzellierenden, staatlichen oder 
privaten Güter müssen 12 Monate vor Beginn eines neuen Wirt- 


3) Einschl. zwangsenteignetes Land. 

3) Besitzer selbständiger Wirtschaften in 20, Käufer von Musterwirt- 
schaften in 2 bis 5 Jahren (72). 

3) Rückzahlung solcher Kredite beginnt nach 5 Jahren (73,3). 

3) d. h. Arbeiter mit Jahreskontrakten, die eine eigene Hauswirtschaft 
führen, auch Beamte, nicht aber persönliche Dienerscaft ($ 79). 

3) Grofpächter. 
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schaftsjahres gekündigt werden; den Pächtern steht nach dem 
Kündigungstermin eine Liquidationsfrist von 6 Monaten für Ab- 
räumung und Verkauf der Ernte und des Inventars zu. Der Be- 
sitzer muß für nichtamortisierte Meliorationsaufwendungen Ent- 
schädigung leisten, desgl. für den Verlust „anderer aus dem Ver- 
trage Niellender Berechtigungen”, nicht aber für entgangenen 
Nutzen (38, 41). Der Pächter darf auf die Pachtung verzichten, 
er parzellierte Fläche größer ist als der ihm verbleibende 
est (42). 


B. Agrarsoziale Lage und Landbedarf. 


Einer Beurteilung der polnischen Verhältnisse seien einige 
allgemeine Bemerkungen über die Bodenfrage im mittleren 
europäischen Osten vorausgeschickt. Die meist slavische Bauern- 
bevölkerung dieser Gebiete vermehrt sich sehr schnell. Zur Auf- 
nahme des Überschusses fehlt die Industrie. Auf dem flachen 
Lande ist daher die Volksdichte rash im Steigen. Vor dem 
Kriege überschwemmte ein Teil dieser Menschen als Auswanderer 
Amerika und Sibirien, ein anderer fand Arbeit in der hochinten- 
siven Landwirtschaft und in der Industrie Deutschlands; nach 
dem Kriege sind alle diese Möglichkeiten außerordentlich ein- 
geengt. Die Bauernmassen verlangen stürmish „mehr Land“, 
in dem Sinne der Aufteilung des großen Grundbesitzes. Diese 
Operation findet ihre Formulierung in radikalen Bodenreform- 

esetzen; „mehr Land‘, d. h. auf den Kopf der ackerbautreiben- 
en Bevölkerung, ist dadurch kaum entstanden. Die Menschen- 
zahl auf Großbetrieben ist durchaus normal auch in diesen 
Gegenden; der Kulturboden beschäftigt soviel Menschen, als zu 
seiner Bearbeitung nach den üblichen Wirtschaftsmethoden nötig 
sind, nicht mehr, aber auch nicht weniger, und erheblich mehr 
kann er auch nicht ernähren. Hat der bäuerlihe Boden mehr 
Menschen auf den Hektar beschäftigt, so war er überbeansprucht. 
nach der vollzogenen Neuverteilung ist es der ganze Boden. 
Wirklich „mehr Land“ ist einmal direkt zu gewinnen durch Kul- 
tivierung des Unlandes, das in Osteuropa einen sehr erheblichen 
Teil der Fläche einnimmt, hauptsächlich in Gestalt von Sümpfen, 
Buschländereien und schlechten Weiden. In weit größerem 
Maße kann man „mehr Land“ gewinnen durch Verbesserung der 
Wirtschaftsmethoden; die so erreichten Mehrerträge auf den 
Hektar können einer Verdoppelung, ja Verdreifachung des be- 
bauten Landes entsprechen. Dagegen bewirkt die Aufteilung 
eines normal, d. h. auf die regional übliche, fast stets dem benach- 
barten Bauern überlegene Weise wirtschaftenden Großgrund- 
besitzes einen starken Rückgang der Produktion und damit des 
Nationalwohlstandes; als weitere Folge wird dadurch die Mög- 
lichkeit, wirklich „mehr Land zu gewinnen, geradezu 
versperrt: Kultivierung von Neuland und Intensivierung der Be- 
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bauungsmethoden finden ein Haupthindernis am Kapitalmangel 
der Gesamtwirtschaft. Die Landfrage ist nicht gelöst, sondern 
kompliziert. — 

Die Höhe des bäuerlichen Landbedarfs in Polen muß sich 
ergeben aus einer Beurteilung der Boden verteilung, der 
Betriebsgrößen, der Bodenerträ ge und der son- 
stigen Arbeitsmöglichkeiten. Von der Gesamtfläche 
Polens ohne Waldsee) entfielen 1921 231% Millionen Hektar = 76 % 
auf Betriebe unter 50 ha (Tafel ). DerbäuerlicheFlächen- 
anteil ist am Een in der Wojewodscaft Krakau (fast 
90 %), dann in Bialystok, Kielce, Stanislau und Lemberg (83 bis 
86 %), am geringsten in Posen und Pommerellen (55—60 %). 
Dieses Bild ändert sich bei der Betrachtung der Betriebs- 
größen; sie sind beim Kleinbesitz durchschnittlich am größten 
in den 4 nordöstlichen Wojewodschaften und Schlesien (11 bis 
14 ha), am geringsten in Galizien und Kielce 4—51% ha), ungefähr 
dem Staatsdurchschnitt entsprechend in den übrigen Gebieten 
(6% 8% ha). Aber auch diese Statistik gibt wegen der Er- 
tragsverschiedenheiten*) noch kein richtiges Bild. 
Setzt man nach den Erträgen höchstens 5 ha im preußischen Teil- 
1 gleich 7 ha in Kongreſtpolen und Schlesien (wegen 

eschen) gleich 8 ha in Galizien und Wolhynien, gleich 10 ha in 
den übrigen Gebieten (einschl. Bialystok), und geht man von den 
Zahlen des preuſtischen Teilgebiets aus, so ergeben sidi folgende 
Durchsdinittsgröſten der Kleinbetriebe: Galizien 2—3 ha, Kielce 
knapp 4 ha, Lodz 49% ha, Lublin, Wolhynien, Nowogrodek 5-51; ha, 
Warschau, Bialystok 6 ha, Posen, Wilna, Poleßje um 7 ha, Pom- 
merellen über 8 ha, Schlesien über 9 ha. 


Die Durchschnitts gröſte der Kleinbetriebe 
erreichtalso in Galizien und im südwestlichen 
Kongreßpolennicht das Existenzminimum un 
ist nur im preußischen Teilgebiet, in der Po- 
leßje und im Wilnaschen mit 7-9 ha wirklich 
ausreichend! 21 Millionen = 2g aller Landwirt- 
schaften in Polen sind kleiner als 5 ha, und da- 
vonliegtdie Hälfte, über 1 Million, in Galizien, 
wo kaum 10% der Betriebe größer ist. Aber auch 
diese Feststellung gibt noch kein klares Bild des tatsächlichen 
Landbedarfs. Es ist unmöglich und auch gar nicht erwünscht, 
alle Stellen unter 2 ha auf normale Bauernwirtschaften zu er- 
Be Der größte Teil dieser „Betriebe“, besonders in Ga- 


izien und Kongreſtpolen, ist eigentlich weiter nichts als besten- 


3) Die Notwendigkeit, den Wald zu erhalten und ihn in der Form des 
Groſtbetriebes zu bewirtschaften, ist wohl allgemein anerkannt. 

0) Vgl. dazu m. Aufsatz über die polnische Landwirtschaft in „Ost- 
europa“, 2. Jahrgang, Heft 7. 
| “) 5 ha reichen dort zur Not für die Ernährung und Beschäftigung einer 
Familie aus, allerdings nur unter sehr günstigen Verhältnissen. 
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falls!) ein „Stück Land“, meist durch wilde Erbteilung oder spe- 
kulationsmäſtige Parzellierung eines lebensfähigen Ganzen ent- 
standen, rings von ähnlichen „Betrieben“ umgeben; da ist nichts 
zu ergänzen, es bleibt nur übrig, ein halbes Dutzend dieser Be- 
sitztümer zusammenzulegen. ie Eigentümer eines anderen 
Teils sind Händler, Handwerker, Industrie- oder Waldarbeiter, 
denen das Land nur als Ergänzung ihres Haupteinkommens 
dient, jedenfalls keiner Vergrößerung bedarf. Rechnet man auf 
20 bäuerliche Stellen über 2 ha eine Handwerkerstelle = 110 000, 


Tafel 1. Bodenverteilung!). 


Privat- Privat- 


, Staat Kirchen betriebe betriebe 
Wojewodschalt über 50 ha | unter 50 ha 
1000 ha | fo 1000ha | 0% 1000 ha o 

Wilna. 60 2, 5 3 101 1 — 554 | 23,5 1742 73,9 
Nowogrodek ..... 34 |1,8 1 0,11 — — | 374 | 20,2 | 1445 | 779 
Poleßje .......... 160 5, 1 71021 — | — | 95 | 29,0 2075 65,7 
Bialystok......... 90 3,6 1 — — | —|} 271 | 10,7 | 2168 | 85,7 
Warschau........ 21 0,81 — | — 2 [O, 1 693 | 26,3 | 1923 | 72,8 
Lublin ........... 25 101 — — 8 0,3] 428 | 16,8 | 2089 | 81,9 
d 17 1,0 — —] —— 299 | 181 | 1332 | 80,9 
Kielce ........... 43 |21] — | — 2 [O, 1] 261 | 12,9 | 1715 | 84,9 
Krakau 2 0, 1 12 0,9 5 O, 4] 128 9,5 I 1201 | 89,1 
Lemberg 2 [0,1] 28 1.3 5 1021 310 | 15,0 | 1727 | 83,4 
Stanislau......... 15 1,3] 15 |12 6 1051| 148 | 12,2 | 1031 | 84,8 
Tarnopol......... — — 3 |16 7 [O, 5] 329 | 23,4 | 1044 | 74,5 
Wolhynien....... 62 2,6 9 10,4] — | —| 413 | 17,1 1940 | 79,9 
Posen 95 4,4 28 1,3 2 0,1] 872 40,0 | 1181 | 54,2 
Pommerellen .... I 95 7,5] 15 |12 3 0,2 413 | 32,4 | 746 | 58,7 
Schlesien ........ 17 6,11 — | — 1 0,5 75 | 26,3 191 | 67,1 
Polen 739 2,4 143 0,5 39 CO, 1 6483 20,9 123550 76, 


1) Ohne Wald. 


auf 200 ha Wald eine Waldarbeiterstelle = 40 000, ferner eben- 
soviel Parzellen für Industriearbeiter, Händler, Gastwirte usw., 
zusammen 200 000 Selbstversorgerstellen zu ½ ha, so bleiben 
900 000 Zwergwirtschaften mit etwa 1.4 Millionen ha übrig; diese 
Fläche reicht für 200 000 Bauernhöfe zu 7 ha, so daſt der Land- 
bedarf der Betriebe unter 2 ha mit 700 00 mal 7 = 4,9 Millionen ha 
angenommen werden kann. Die Wirtschaften von 2—5 ha Größe 
haben etwa 4 Millionen ha an Acker, Wiesen und Weiden ein- 
schließlich Unland; rechnet man auch hier 7 ha auf einen er- 


* vielfach besteht auch dieses „Stück“ noch aus zahlreichen getrennt 
liegenden „Stückchen“. 
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gänzten Betrieb, so bleiben 400 000 Familien mit Land zu ver- 
sehen, das sind 2,8 Millionen ha. Die Betriebe unter 5ha braucen 
also zusammen 7,7 Millionen ha Land, und rechnet man no 
300 000 ha auf die notwendige Vergrößerung der Höfe zwischen 
5 und 6 ha, so beträgt (1921) der Landbedarf der polni- 
schen Bauern rund 8 Millionen Hektar! 


C. Agrarökonomische Lage und Landvorrat. 


Die Gesamtfläche der Privatbetriebe über 50 ha betrug ohne 
Wald 1921 6,48 Millionen ha (Tafel 1); rechnet man 0,74 Mil- 
lionen ha Staatsland und 0,14 Millionen ha Kirchenland hinzu. 
1,5 Millionen ha Unland ab, so beträgt der verfügbare Landvor- 
rat 5,9 Millionen ha. Die Zerstückelung aller Be- 
triebe über 50 ha würde also den bäuerlichen 
Landhunger nur zu 3% stillen, dafür aber 3— 
Million Landarbeiterfamilien brotlos machen. 
Das Gesetz sieht eine so radikale Umwälzung nicht vor, die 
5,9 Millionen ha vermindern sich ihm gemäß um etwa 

12500 Restgüter und Musterwirtschaften zu durchschnittlich 
100 ha = 1 250 000 ha, 
die vergrößerten Ausschließungen für Zuckerfabriken usw. 
— 550 000 ha, 
den Landanspruch von mindestens 200 000 Landarbeiterfamilien 
zu 7 ha, deren wirtschaftliche Lage bei dieser Bemessung 
als verschlechtert angesehen werden muß, — 1 400 000 ha; 
es bleibt also (1921) ein Landvorrat von 2,7 Millionen ha. 1921 
bis 1925 wurden rund 500000 ha parzelliert. Bei Inkraft- 
treten des 555 esetzes betrug dem- 
nach gegenüber einem 5 von min- 
destens 75 Millionen ha der Land vorrat 2,2 Mil- 
lionen ha, noch nicht ein Drittel! Da eine wirklidie Lösung 
der Landfrage in Polen durch Parzellierung des Groſtgrund- 
besitzes nicht möglich ist, kann sie nur auf dem Wege einer Pro- 
duktions steigerung gesucht werden. 

Die hohen Erträge Polens und Pommerellens sind begründet 
nicht etwa im Klima oder besserer Bodenqualität, den in 
menschlicher Arbeit; es muß also möglich sein, auch die Landwirt- 
schaft der übrigen Gebiete Polens auf dieses Niveau zu bringen. 
Unter Zugrundelegung der auf Seite 353 gegebenen Wertzahlen 
könnte so delandwirtschaftlichenutzbareFläche 
(nach Abzug von % % für bebautes Gelände, Wege, Wasser usw., 
aber unter Einrechnung von 25 Millionen ha kultivierbarer 
Sümpfe, Sandstrecken usw.) relativ vermehrt wer- 
denum 

2/,= 3,5 Millionen ha in Kongreſtpolen, 

3% = 4,8 Millionen ha in Galizien und Wolhynien, 

5/s= 95 Millionen ha in den 4 nordöstl. Wojewodschaften, 
zus. um 17,8 Millionen ha; die Landfrage wäre da- 
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durch nicht nur für die nächste Zukunft, son- 

dern für Jahrhunderte gelöst. Zur Erreichung dieses 

Zieles ist nötig: 

1. Trockenlegung der riesigen Sümpfe in den 4 nord- 
östlichen Wojewodschaften, Nordwolhynien, Lublin und 
Warschau, durch den Staat oder mit seiner Unterstützung, 

2. Zusammenlegung der Streifenwirtschaften und der 

SNET Oribe 

Schaffung neuer lebensfähiger Höfe für die ausgesiedelten 

Zwergbetriebe aus dem Land, das vom Großgrundbesitz 

freiwillig angeboten wird, und aus Staatsland, 

4. Schaffung eines Anerbenrechts für Bauerhöfe, 

5. zn der landwirtschaftlihen Bildung durch Fach- 
schulen mit Zwangsbesuc für alle Landwirte, 

6. Intensivierung der Bodenkultur und Viehzuct in allen 
Betriebsgrößen durch billigen, d. h. den Verzinsungsmög- 
lichkeiten der Landwirtschaft entsprechenden, e 
Kredit, durch Vermehrung und Verbesserung der Ver- 
kehrs wege, durch Vermeidung jeden Drucks 
auf die Preis e landwirtschaftlicher Produkte, durch 
Unterlassung jeder Zwangsenteignung (es 
sei denn von Unlanch. die Unternehmungsgeist, Realkredit 
und Produktionsfähigkeit lähmt, 

7. Erhaltung und Schutz des Großgrundbe- 
sitzes, wie er historisch geworden und für den Agrar- 
organismus Polens noch auf lange Zeit nicht zu entbehren 
ist: Als Produzent wie als Anreiz, Beispiel, Stütze der 
umwohnenden Bauern, schließlich als unabhängiger Führer 
in wirtschaftlichen und politischen Dingen. 


Den Weg dieser notwendigen Reformen hat Polen bisher 
zum Teil langsam beschritten, zum Teil aber gar nicht oder sogar 
rückwärts. Die Zusammenlegung macht Fortschritte, auch die 
Zahl der niederen Fadıschulen hat sich vermehrt. Ein bäuer- 
liches Anerbenrecht ist nicht geschaffen worden; Art. 54,1 des 
neuen Gesetzes verbietet die Teilung der Kleinwirtschaften nur 
solange auf ihnen staatliche Schuldforderungen eingetragen 
sind. Für die Kultivierung von Ödland im Großen geschieht so 
gut wie nichts; der letzte Etat weist für Regulierung und Erwei- 
terung der Wasserwege, d. h. auch für Entwässerung des Sumpf- 
landes, ganze 24 Millionen Papier-Zl. aufs). Die private Melio- 
rationstätigkeit ist gering, gehemmt durch den Mangel staat- 
licher Vorarbeit gesetzlicher, materieller und finanzieller Art. 
Die ausgesprohen landwirtschaftliche Preis- und 

teuerpolitik aller Regierungen bis zu Mai 1926 nahm dem 
Willen zur Produktionssteigerung durch Intensivierung der 
Methoden jeden Anreiz und meist auch die Möglichkeit. Die 


0 Vgl. „Osteuropäische Länderberichte“, Breslau 1927, I 30, 158. 
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Regierung Pilsudski hat im allgemeinen einen besseren Kurs 
eingehalten, auh der Kornexportzoll von 70 Goldmark 
pro Tonne kann zusammen mit der beschlossenen Schaffung 
einer staatlihen Getreidereserve von 100000 t nicht 
schädlich wirken; sehr bedenklich aber muß der Ausfuhrzoll 
wirken, wenn, wie es den Anschein hat, der Landwirt durch 
scharfe Steuereintreibung zu frühzeitigem Kornverkauf ge- 
zwungen wird, ohne daß gleichzeitig Käufe für die 
Getreidereserve den Preis stützen. Durch trag- 
baren Kredit der Landwirtschaft die Hebung ihrer Betriebe zu 
ermöglichen, hat auch die Regierung Pilsudski bisher nicht ver- 
mocht, und es ist sehr zweifelhaft, ob an dieser Lage in naher 
Zukunft sich etwas ändern wird; auf die glücklich eingebrachte 
Anleihe von 70 Millionen Dollar in dieser Beziehung grofte Hoff- 
nungen zu setzen wäre durchaus verfehlt. Dieser einmalige und 
kleine Blutzufluß kann für die Gesamtwirtschaft Polens nicht die 
große Wirkung haben, die man ihm dort vielfach beimißt. Ent- 
scheidend bleibt die Höhe der Mittel, die der Volkswirtschaft 
durch Steuern, Soziallasten und Zahlungsbilanz laufend entzogen 
werden. Der Staatshaushalt als Ausdruck eines Teils der Steuern 
balanciert mit 2 Milliarden Zl. nach dem Voranschlag für 1927/28 
viel zu hoch, nach der Erklärung des Finanzministers und dem 
Ergebnis der ersten 5 Monate (+ 210 Millionen Zl.) ist aber 
sogar mit einem Überschuß von 400 Millionen Zl. zu rechnen. Die 
Zahlungsbilanz ist belastet durch den Dienst für 3 Milliar- 
den Zl. ausländischer Schulden, denen nennenswerte einträg- 
liche Anlagen nicht gegenüberstehen, sie ist daher ungünsti- 
ger anzunehmen als die Handelsbilanz. Diese war 1926 
unter der Konjunktur des englischen Kohlenstreiks mit 410 Mil- 
lionen Gold-Zl. aktiv, ist aber seit Weihnachten im Sinken, seit 
April 1927 passiv (Januar bis September 1927 minus 156 Millionen 
Gold-l.). Eine Exportvermehrung ist bei der geringen Konkur- 
renzfähigkeit der Industrie durchaus von der Landwirtschaft und 
hier wieder (neben Holz) von der Getreideproduktion e 
deren Erhöhung aber von dem Flächenanteil des Großgrun 

besitzes. Da die Durchführung der für Polen lebensnetwendigen 
Intensitätssteigerung der Landwirtschaft in dem oben dargelegten 
Sinne vorwiegend eine Frage der investierten Mittel ist, so ergibt 
sich also auch auf diesem Wege das Problem der Erhaltung des 
Großgrundbesitzes als von entscheidender Bedeutung für die 
Lösung der ganzen Agrarfrage. Tafel 2 zeigt für die letzten zwei 
bis drei Vorkriere jahrzehnte auf zwei Gebietsdritteln Polens eine 
dauernde freiwillige Flächenverminderung des privaten Groß- 
grundbesitzes um durchschnittlich 70 000 ha jährlich; nach dem 
Kriege hat das Angebot zwar im preußischen Teilgebiet erheblich 
D N ist dafür aber im Osten, besonders auch unter dem 
Druck der Bolschewikengrenze, sehr bedeutend gestiegen un 

bleibt im ganzen hinter den Vorkriegszahlen nicht zurück (1919 
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bis 1925 über 40000 ha, 1926 mindestens 70000 ha, 1927 wahr- 
schein Rich weit über 100 000 ha). Wenn man diese Verminderüng 
als eimen organischen Vorgang gelten lassen, auch annehmen 
kann, daß ein Teil der Fläche wirtschaftlich ungesund oder durch 
den Erlös ein Mittel zur Stärkung anderer Betriebe war, so muß 
darüber hinaus jede Forcierun der Entwicklung durch Zwangs- 
enteignung als schädlich und dem Ziel einer gesunden Agrar- 
reform entgegengesetzt bezeichnet werden. 


1 


D. Beurteilung des Agrarreformgesetzes vom 28. Dezember 1925. 


Das neue Gesetz hebt sich vorteilhaft ab von seinem Vor- 
gänger aus dem Jahre 1920. Aber auch an seiner Wiege stand 


Tafel 2, Flächenverminderung 
des privaten Großgrundbesitzes in Polen vor dem Kriege). 
Gesamtverlust Jahresverlust 
f100ha f100h 
Gebiet Zeitraum] Tausend de Aus- Tausend ae men 
ha ache ha angs- 
läche äche 
Posen und Pommerellen .... 1112 304 17,0 17 0,9 
Kongreßpolen 2 
greßpolen 1909 587 12,0 33 0,7 
Galizien eeen. 8 
izien. 1912 495 18,5 21 0,8 
Litauen, Weiß- u. Kleinrußland | 1877 
in den polnischen Grenzen | 1905 20 0,1 1 — 


Un! ðͤ v 


1) Nach Weinfeld „Tabl. Statystyczne Polski“, 1925. 
2) Nur Ankäufe der Ansiedlungskommission. 


die Demagogie in doppelter Gestalt: Unverständige Führer un- 
verständiger Bauernmassen auf der einen, Chauvinisten auf der 
anderen Seite. Auf diesem Boden erwuchs der Zwangsent- 
eignungsparagraph, dessen volks wirtschaftlich schädliche 
Wirkung im vorigen Abschnitt nadıgewiesen wurde. Juristisch 
wäre eine Enteignung an sich vertretbar unter der Voraussetzung 
voller Entschädigung; da aber der Vermögenssteuerwert ganz 
niedrig ist (% bis 1⁄4), ferner bis zu 80 % des Preises in Land- 
rente mit einer Verzinsung von 3% unter dem jetzigen (7 % 
unter dem damaligen) Diskont der Bank Polski und mit einer 
Verwertbarkeit von bestenfalls 50 % gezahlt wird, darüber hin- 
aus Zahlungen an die Landarbeiter zu leisten und überhohe Be- 
lastungen der Restgüter bei der Hypothekensegregation möglich 
sind, so kommt die Enteignung einer weitgehenden Vermö- 
genskonfiskation gleich. Andererseits muß anerkannt 
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werden, daR die Regierung nach dem Gesetz bei der u une 
des Parzellierungs Bo regional so gut wie unbeschränkt ist un 

daher bei ausreichendem Angebot nicht zu Enteignungen ge- 
zwungen. Das Gesetz ist ein Kompromiſt verschiedener Ten- 
denzen, nicht aus einem Guß, sondern zum Teil widerspruchsvoll 
und vor allem sehr dehnbar; einer klugen Regierung ist, mit 
oder ohne Absicht, genügend Spielraum gelassen und der We; 
zu einer wirklichen Reform im ganzen nicht versperrt, vielfa 

geebnet. Das Verbot jeder wilden Parzellierung muß angesichts 


Tafel 3. Parzellierungspläne und Namenslisten'). 
Staatsbesitz Privatbesitz über 50 ha 
Polen Posen ee Polen Posen omae 
ha | % ba | °% f ba % f ha | % ha | % ha | % 
1. Namens- — — — — — — 50 000 0,8 4450 0,5 7300 1,8 


liste für 1926 | | | 
(Dz.Ust.Nr.2 | | | | | 
v. 9. 1. 1926) | | | 
2. Parzellie- | 80 000 10,8 8.000 | 8,4] 8000 8, 4120000 1,9] 8 300 1,0 8000| 1,9 
rungsplan | | 

für 1927 | | | 
(Dz. Ust.Nr.7 | 
v. 22. 1. 1926) | 
3. Namens- — —- — - — 51 799 0,8 | 7402| 0,9 6848| 1,7 
liste für 1927 | 
(Dz.Ust.Nr.2 
V. 9. 1. 1927; | 
geringe An- | 
derungi.Dz. | 
Ust. Nr. 36 v. | | 
15. 4. 1927) | | | 
4. Parzellie- 100500 13,6] 8 600 | 9,0 | 12 700 13,41 99 500 1,51 8 200 0,9] 7200 1,8 
rungsplan | | 

für 1928 
(Dz. Ust. Nr. 6 
v. 26. 1. 1927) 


1) % Zahlen auf Flächen ohne Wald und auf Gesamtbesitzflächen in dem 
betreffenden Gebiet. 


der furchtbaren Zerstückelung Galiziens vor dem Kriege als ein 
Fortschritt von großer Bedeutung bezeichnet werden. 


E. Die bisherige Ausführung des Gesetzes. 


In den zwei Jahren seit Erlaß des Gesetzes erschienen fol- 
gende 5 läne und Namenslisten (Tafel J). 
ber die wirk ich parzellierte Fläche liegen genaue Nach- 
richten nicht vor; man darf rechnen mit der vorgeschriebenen 
Menge Staatsland, ferner an Privatbesitz mindestens mit der 
Flächendifferenz zwischen der zweiten Namensliste und dem 
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Parzellierungsplan für. 1927, also rund 70000 ha. Tatsächlich ist 
aber weit mehr Privatland aufgeteilt worden. In einer Polemik 
der offiziösen „Epoka“ gegen eine scharfe Kritik des Agrar- 
reformgesetzes durch den namhaften Nationalökonomen W. Stud- 
nicki finden sich (zitiert nach der „Deutschen Rundschau“ vom 
20. 10. 1927) folgende Sätze: „Die Bestimmung, die eine Parzel- 
lierung von 200 000 ha jährlich befiehlt und die Herr St. vor allem 
gestrichen haben möchte, hat keine praktische Bedeutung, a 
zweimal mehr freiwillig parzelliert wird. 8 
handelt sich daher nur darum, die Ausführung 
des Gesetzes der natürlichen Parzellie rungs- 
bewegunganzupassenunddieGüterindenPar- 
zellierungsbezirken nicht zur Parzellierung 
zu zwingen, in denen weder die wirtschaftlichen 
noch die sozialen Grundlagen hierfür gegeben 
sind.“ Wenn auch die Behauptung, da zweimal mehr freiwillig 
parzelliert wird“, nicht wörtlich zu nehmen ist, so doch die Tat- 
sache, daß mehr Land insgesamt jährlich zur Parzellierung ange- 
boten wird als das Gesetz verlangt, die Regierung also in der 
Lage ist, auf jede Enteignung zu verzichten, wenn sie den Par- 
zellierungsplan nach dem Angebot einrichtet. Das hat 
weder das Kabinett Skrzynski, noch, trotz aller Worte, die Regie- 
rung Pilsudski getan. Zwar wird behauptet, daß die Parzellie- 
rungsflächen unter Berücksichtigung von Angebot und hauptsäch- 
lich Nachfrage in den Wojewodschaften festgesetzt wurden, wobei 
eben eine ziemlich gleichmäßige Verteilung des Jahreskontin- 
gents sich ergeben habe. Aber die Feststellung des Bedürfnisses 
geschah auf eine eigenartige Weise: Man legte in allen Gemeinde- 
verwaltungen Listen auf, in die jeder, ohne Prüfung und Bin- 
dung, sich einzutragen berechtigt war, der aus der zukünftigen 
Parzellierung Land zu erhalten wünschte. Es ist klar, daß bei 
diesem Verfahren die Listen sich sehr schnell füllten, erst recht, 
wenn durch skrupellose Parteipropaganda die Einzeichnung bald 
als Klassenpflicht, bald als Forderung der nationalen Selbst- 
erhaltung bezeichnet und gleichzeitig in versteckter Form die 
Ansicht verbreitet wurde, daß die Zahlungsfrage sich als gänzlich 
irrelevant erweisen würde. Diese falsche und wahr- 
scheinlich bewußt fiktive Grundlage der Par- 
zellierungsplänehattezurFolge,daßderÜber- 
schuf des im Osten aufgeteilten Landes nicht 
angerechnet werden konnte (Art. 19,, s. S. 347) auf 
das Minderangebot der hauptsächlich west- 
lichen Bezirke, in denen folglich mit Namens- 
listen die Zwangsenteignung eingeleitet wer- 
den mußte. Die Politik der Regierung entspricht also nicht 
den vernünftigen Ausführungen der „Epoka“. Die Namenslisten 
zwingen Güter zur Parzellierung, „in denen weder die wirtschaft- 
lichen noch die sozialen Grundlagen hierfür gegeben sind“, und 
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wenn es bisher den Anschein hatte, als ob die Regierung von 
ihrem Enteignungsrecht nicht Gebrauch machen würde, so ist 
5 auch dieser Zweifel behoben durch die Nachricht, daft in 

ommerellen das Bezirkslandamt im Oktober mit dem Zwangs- 
aufkauf der nichtparzellierten Flächen aus der ersten Namens- 
liste begonnen hat. 

Urteile über die volkswirtschaftlih shädlihe Wirkung der 
so durchgeführten Agrarreform, die dem oben Dargelegten ent- 
sprechen, sind auch in der polnischen Presse, in Broschüren und 
Parlamentsreden zahlreich, merkwürdigerweise findet aber ein 
anderer Schluß, der sich aus dem Sodium der Parzellierungs- 
pläne und Namenslisten ebenfalls unwiderlegbar ergibt, dort nur 
selten Zustimmung. Die Agrarreformwirdzum Kamp 


Tafel 4. Aufzuteilendes Privatland!) in Posen und Pommerellen. 


1. Namens- Parzellie- | Parzellie- 


| E 10122 rungsplan | rungsplan Zusammen 
Gebiet 10 liste?) für 1927 für 1928 
% des % des % des % des 
Menge anien Menge weis Menge 1 Menge Ir 
ha ebiets ha ebiets ha sebiets ha ebiets 


Die 12 Grenzkreise 
gegen Deutsch- 
and der Wojew. 


Posen .......... 0,33 | 8300 | 0,93 | 3920 | 0,44 15 170 1,70 
Pommerellen ..... 16 386| 7300 | 0,45 8000 | 0,49 | 7200 | 0,44 |22 500 1,38 
Die24innerenKreise 


derWojew.Posen | 17 703| 1500 — — 14280 | 0,24 | 5780 0,33 


1) Über den Anteil der einzelnen Kreise am aufzuteilenden Staatsland 
fehlen Nachrichten. 

2) Die Flächen der 2. Namensliste sind im Parzellierungsplan für 1927 
enthalten. 


peren die nationalen Minderheiten) mig- 
raucht, und zwar in erster Linie gegen das Deutschtum 
der westlichen Provinz ens). Posen und Pommerellen 
sind zwar im ganzen nicht wesentlich stärker herangezogen, 
als in bezug auf die landwirtschaftlich nutzbare Fläche der Groß- 
betriebe dem Staatsdurchschnitt entspricht (Tafel 3), im ein- 
zelnen (Tafel 4) ergibt sich aber eine deutliche Gliederun 

nach politischen Gesichtspunkten. In Pommerellen sol 


“) Die erste Namensliste stellt in der Sache gleichzeitig den Parzellie- 
rungsplan für 1926 dar. 

48) Auf die Polonisierung der Ostgebiete kann hier aus Raummangel nicht 
eingegangen werden. Es sei aber bemerkt, daß neuerdings die Kleinrussen 
mit einer Art nationalen Boykotts recht wirksamen Widerstand leisten. 

“) Einzelheiten in der deutschen Beschwerde an den Völkerbund vom 
16. 8. 27 (abgedruckt „Deutsche Rundschau“ Nr. 238/1927). Vgl. auch Polonicus 
„Die Deutschen unter der polnischen Herrschaft“, Berlin 1927, S. 68 f. 
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auf den Kilometer Oberfläche viermal, in den 
2GrenzkreisenPosensfünfmalmehrLandpar- 
zelliertwerdenalsinden24innerenKreisen der 
Wojewodschaft Posen. Die Absicht, durhverstärktePolo- 
nisierung der Grenzen und des Korridors unter 
Heranziehung landfremder Siedler (indigene finden sich nicht 
zahlreich genug) einer möglichen deutschen Restauration wenig- 
stens ethnographisch die Begründung zu nehmen, ist klar, sie 
wird es noch mehr, wenn man die Namenslisten auf die Natio- 
nalität der Besitzer durchsieht. Da zeigt sich, daß der polnische 
Grofgrundbesitz in Posen und Pommerellen 0,56 %, der deut- 
scheübersiebenmalmehr, 4,04% seiner Fläche zur Par- 
zellierung abgeben muß, in absoluten Zahlen der polnische 5400 


Tafel 5. Nationale Statistik 
der Namenslisten in Posen und Pommerellen. 


von 100 ha 


Gesamtfläche des privaten davon zu ent- | Cesamtbesitz- 
Großgrundbesitzes eignen an 


werden 


in polnischer Hand (1921) 961470 ha 5387 ha 0,56 ha 
in deutscher Hand (1921) 596 830 ha 20 613 ha 3,45 ha 
in deutscher Hand (1927) ) 510000 ha......... 20 613 ha 4,04 ha 


1) Verlust durch Liquidation u. Annullation reichsdeutschen Privatbesitzes. 


von 960 000 ha, der deutsche Großgrundbesitz 20 600 von 510 000 
Hektar (Tafel 5). 

Eine kritische Auſterung über weitere Einzelheiten der Aus- 
führung des Agrarreformgesetzes verbietet vorläufig der Mangel 
an authentischem Material. Auf spärliche Pressenotizen und Ge- 
legenheitsnachrichten ein Urteil aufzubauen, entspricht nicht dem 
Geist dieser Zeitschrift. Wohl aber ist es möglich, aus den ver- 
öffentlichten Parzellierungsplänen und Listen den Schluß zu 
ziehen: Das Gesetz wirkt bisher nicht in einem 
Sinne, der dem Aufstieg der polnischen Land- 
wirtsohaft unbedingt förderlich ist, denn es er- 
zwingt die Vernichtung hochentwickelter Produktionsstätten zu- 
gunsten unterlegener Betriebsformen und Wirtschaftsmethoden. 
Und es wird ferner mißbraucht als nationales Kampfmittel. 
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Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 


Von Otto Hoetzsch. 


I. Wirtschaft. 

Die Wirtschaftslage des Berichtsmonats ist durch den 
wenig günstigen Verlauf der Getreidelieferungen für 
den Export und den bekannten Mangel an Industriewaren 
charakterisiert. Immer dieselben Betrachtungen finden sich über 
die Notwendigkeit, die Getreidebereitstellungen zu erhöhen, die 
sich nicht wunschgemäfß entwickeln. Die Gründe dafür sind 
mannigfaltig. Die Ernte reicht im ganzen Gebiete überhaupt 
nicht zu Uberschuſtausfuhr aus. Die Ban hamstert und 
hält zurück, legt sich Vorräte und Magazine an. Die Bauernschaft 
kauft lieber, da ihre Kaufkraft gestiegen ist, im Lande selbst ein 
und verkauft dafür ihr Getreide. Die Bauernschaft leidet audi 
unter einer Preisschere in der Landwirtschaft, indem die Fleisch- 
preise in einer ganz anderen, für die Bauern ungünstigeren, Rela- 
tion zu den Getreidepreisen als vor dem Kriege stehen. Dazu 
kommt eine nicht glückliche Preis- und Zahlungsmittelpolitik der 
Regierung. 

Vor allem aber macht sich doch eben die ungeheure Umwäl- 
zung durch die Agrarrevolution geltend. Die 22 Millionen 
Bauernwirtschaften Rußlands, die heute Rußland wirtschaftlich 
vor allem darstellen, sind etwas anderes als die Hunderttausende 
von großen Flächen besitzenden Grofßgrundbesitzern, die für den 
Export arbeiten konnten, zuungunsten und Schaden für das 
Volk. Jede derartige Agrarreform oder -revolution wird und mu 
die Folge haben, daR die Exportfähigkeit an sich geringer wird. 

So kommt auch die Erörterung, die Produktivität der 
Landwirtschaft zu steigern, nicht von der Stelle. Stalin wei 
zwar, daß die Gedanken der Opposition in bezug auf die Bauern 
unmöglich sind, aber seine Idee, das Proletariat an dem wachsen- 
den Reichtum der Bauern teilnehmen zu lassen, ist eigentlich 
ebenso utopisch. Und man sieht an den „Direktiven über 
dieAusarbeitungeinesBundesgesetzesüberdie 
a u de und Bodennutzung“, erlassen 
vom Zentralkomitee der Partei am 20. Oktober, sehr deutlich die 
großen theoretischen und praktischen Schwierigkeiten, die in 
dieser Beziehung der 5 Agrarpolitik gestellt sind. Diese 
Richtlinien waren maßgebend für das jetzt endgültig nach zwei- 
jähriger Vorarbeit ausgearbeitete Agrargesetz, das für die 
ganze Union gilt und alle Agrargesetze der Teilstaaten zusam- 
menfaltt. Es wird jetzt von in obersten Behörden geprüft un« 
wird demnächst in dieser Zeitschrift ausführlich darzustellen sein. 
Hier genüge folgende Charakteristik. 

Die Richtlinien kommen theoretisch den Forderungen der 
Opposition weit entgegen, um dieser den Wind aus den Segeln 
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zu nehmen. Infolgedessen steht an der Spitze das Prinzip des 
Staatseigentums an Grund und Boden. Das Privateigentum ist 
endgültig abgeschafft. Die Gesetze in den einzelnen Teilstaaten 
dürfen nichts enthalten, was damit im Widerspruch steht. Die 
Kollektivwirtschaft in der Landwirtschaft wird besonders ge- 
schützt, die staatlichen Musterbetriebe, von denen man lange 
nichts gehört hatte, sollen neu belebt werden. Aber praktisch 
wird damit wenig geändert. Eine allzu häufige Landumteilung 
wird durch das Gesetz verboten, namentlich sollen Grundstücke, 
die durch Verbesserungen höheren Wert erhalten haben, nicht 
dem Besitzer entzogen werden. Das Gesetz macht den Versuch, 
das Pachtsystem und die Lohnarbeit auf dem Lande einzuschrän- 
ken. Es setzt die Pachtfristen auf höchstens sechs Jahre fest. Es 
verlangt die „werktätige Landnutzung“. Es gestattet die Lohn- 
arbeit nur, wo alle arbeitsfähigen Mitglieder der Familien bereits 
beschäftigt sind. 


So ist das im ganzen ein Versuch, in Rechtsbestimmungen 
gegen die Groſtbauern im Sinne der Opposition zu kämpfen. Ob 
dieser Kampf wirklich durchgeführt werden kann, muĝ die Zu- 
kunft lehren. Und die Produktionssteigerung, die eine Notwen- 
digkeit ist, ist eben nicht möglich, ohne daß die individualen wirt- 
schaftlichen Kräfte damit gestärkt werden. Der Bauer aber bleibt 
nach wie vor durch die hohen Preise für die staatlichen Industrie- 

rodukte, für die er immer noch das zwei- und dreifache der 
Preise vor dem Kriege zahlen muß, benachteiligt. 


Was die Industrie anbetrifft, so hat nach Feststellungen 
der statistischen Zentralverwaltung die Produktion der Industrie 
der Sowjetunion 12 Milliarden Rubel erreicht, was eine Steige- 
rung um rund 13,2 % gegenüber den Jahren 1925/26 ist. Die 
Zahl der im Betrieb befindlichen Unternehmungen stieg in der 
Sowjetunion von 12517 auf 12584. Diese Zunahme wird niemand 
bestreiten können und ebenso ist der Hinweis ja berechtigt, daß 
der Kapitalismus zu seiner vollkommenen Ausgestaltung auch 
lange Zeit gebraucht hat, daher dem sozialistischen Rußland 
wenigstens ein 55 als Frist der Entwicklung zugebilligt 
werden müsse. Das ist an sich richtig, aber es ist nicht die Se 
tisch für das Sowjetsystem brauchbare Problemstellung. 


Auch in der Finanzwirtschaft war ein Jubiläum zu 
verzeichnen: am 27. November 1922 konnte mit der Ausgabe 
der Tscherwoneznoten begonnen werden. Rußland hat 
jetzt fünf Jahre seine feste Währung. Zur Feier wurde für den 
27. 11. eine besondere Bilanz der Reichsbank herausgegeben. 
Danach beträgt der Gesamtumlauf an Tscherwoneznoten 1082,7 
Millionen Rubel. Die Notendeckung stellte sich am 27. November 
auf 26,6 %. 

Der Bud i etentwurf für 1927/1928 schließt mit 5917 
Millionen Rubel ab, 17,1 % mehr als die Budgetsumme 1926 auf 


363 


1927. Die Summe ist aber auch noch nicht endgültig. Die 
Staatsschuld der Union beträgt 882,4 Millionen Rubel, ohne 
Einrechnung der Wiederaufbauanleihe. 

Das wichtigste aber ist die. Entwicklung des Außenhan- 
dels, die für das Wirtschaftsjahr 1. Oktober 1926 bis dahin 1927 
jetzt zu übersehen ist. 

Der Handel über die europäische und asiatische Grenze hat 
sich auf 1483,1 Million Rubel gegenüber 1432,8 Millionen 1925/26 
belaufen. Auf den Handel über die europäische Grenze entfallen 
hiervon 1302 Millionen Rubel gegen 1262,8 Millionen 1925/26. 
Der Umfang des Warenaustausches der Sowjetunion 
mit dem Auslande hat demnach im Berichtsjahr im Handel über 
die europäische Grenze nur um rund 39 Millionen Rubel zuge- 
nommen und erreichte etwa 44% des Vorkriegsstandes. 

In der Hauptsache hat sich 1926/27 lediglih das Verhältnis 
zwischen Ein- und Ausfuhr verschoben: die russische Ausfuhr 
über die europäische Grenze ist im Berichtsjahr um etwa 14 
auf 678,2 Millionen Rubel (1925/26 589,1 Millionen Rubel) gestie- 
gen. während die Einfuhr von 673,7 Millionen Rubel auf 623,8 Mil- 

ionen gesunken ist. Diese Zunahme der Ausfuhr bei gleich- 
zeitigem Rückgang der Einfuhr hatte zur Folge, daf die russische 
Handelsbilanz, die im Verkehr über die europäische Grenze 
in den beiden vorhergehenden Jahren stark passiv war (1925/26 
mit 84,6 Millionen, 1924/25 mit 136 Millionen), im Berichtsjahr 
einen Aktivsaldo von 34,4 Millionen Rubel aufweist. Im 
Handel über die asiatische Grenze war die Bilanz 1926/27 mit 
3,4 Millionen Rubel aktiv (Ausfuhr 92,3 Millionen, Einfuhr 88,8 
Millionen), 1925/26 mit 4,8 Millionen (87,4 Millionen bzw. 82,6 
Millionen.) (Ost-Expreſt.) 

Der Exportplan konnte trotz der Schwierigkeiten der land- 
wirtschaftlichen Ausfuhr, von denen immer zu sprechen war, 
aufrecht erhalten werden, weil der Ausfall bei der Ausfuhr land- 
wirtschaftlicher Produktion durch den industriellen Export aus- 
geglichen werden konnte. Die wichtigsten Ausfuhrwaren 
verteilen sich wie folgt: 


1925/26 1926/27 Ausfuhr 1926/27 


Getreideprodukte (einschl. in % zu 1925/26 
Olsamen und Ölkuchen) . 160,6 160,4 99,9 
Butter Fe 1,7 1,8 111,2 
Eier 4100 Waggons 5900 Waggons 141,7 
Flachs und Fasern . 8 4.3 2,6 60,6 
Holz 117,3 151,6 129,3 
Naphtha . . 2 . 89,9 127,3 141,5 
Manganerze . . . . . . 41 47,9 116,6 
Eisener re 9,1 24,9 272,2 
Rauchwaren . . . . 69, Mill. Rbl. 86,1 Mill. Rbl. 124,1 
Zucker 2,3 7,4 268,3 
(Ost-Expreſt.) 
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Der Anteil der hauptsächlichsten Länder an 
russischem Import war: 
Wir a jur 1926/27 Wirtschaftsjahr 1925/26 


in Mill. . in% in Mill. Rbl. in % 
Deutschland. . . . . 2577 25,2 172,2 25,6 
Vereinigte Staaten . 143,4 23,0 119,9 17,8 
England 97,1 15,6 125,4 18,6 
Frankreih . . . 21.7 35 : 19,0 2,8 
A ten 20,8 2.3 26,6 3,9 
Finnland . . . . 127,7 2,8 14,7 2,2 


Deutschland steht zwar im russischen Import nach wie vor 
an erster Stelle, sein Anteil ist jedoch trotz des 300-Millionen- 
Mark-Kredits von 25,6 % auf 25,2% gesunken. Noch stärker ist 
der Anteil Englands zurückgegangen, es hat den zweiten Platz 
an die Vereinigten Staaten abtreten müssen, deren Einfuhr 
1926/27 sogar um rund 23 Millionen Rubel zugenommen hat und 
nur noch um 14 Millionen Rubel hinter der deutschen zurück- 
bleibt. (Ost-Exprelt.) 

Die Verteilung in der Abnahmedes russischen Ex- 
ports (Aus fuhraus Rußland) war: 


Wirtschaftsjahr 1926/27 Wirtschaftsjahr 1925/26 
in Mill. Rͤbl. in % in Mill. Rbl. in % 


England . 195 29,1 187,1 31.8 
Deutschland . . . . . 167,3 247 111.0 18,9 
Lettland . . . . 5274 8,4 63,5 10,8 
Frankreih . . . . 34,1 8,0 39,8 6,7 
Italien „ IE 5,5 33,5 5,7 


Trotz des englisch-russischen Konflikts ist der russische Ex- 
port nach England mithin wertmäfiig gestiegen, wenn auch der 
Anteil Englands von 31,8 % auf 29,1 % zurückgegangen ist. Be- 
sonders fällt jedoch die starke Zunahme der russischen Ausfuhr 
nach Deutschland (um rund 57 Millionen Rubel) auf. Zu erwähnen 
ist noch ‚daft die Vereinigten Staaten, die in der russischen Ein- 
fuhr den zweiten Platz einnehmen, am russischen Export nur mit 
2,5 % (17,3 Millionen Rubel) beteiligt sind; gegenüber dem Vor- 
jahre (4,3 %) ist ihr Anteil sogar zurückgegangen. (Ost-Expreft.) 

Die Gesamtschwierigkeiten des russischen Außenhandels und 
der russischen Handelsbilanz sind schon bezeichnet. Hier sind 
noch Details für die wichtigsten Staaten hinzuzufügen. 


Zunächst derenglisch-russische Handel. Die Ber- 
liner Sowjethandelsvertretung hat darüber das folgende über die 
letzten drei Jahre mitgeteilt (in Pfund Sterling): 


1924/25 1925/26 1926/27 
Englischer Export nach Rußland 23 481 788 20 205 405 15 318 952 
Englischer Import aus Rußland 27 366 083 22 165 477 24 746 992 


Gesamtbetrag . . . . 30847 871 42 370 882 40 065 917 
365 
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Demzufolge ist der Gesamtumsatz in der Berichtszeit um 
21,2%, der Export Englands nachder Sowjetunion 
sogar um 34,8% zurückgegangen. Auch die russische 
Ausfuhr nach England ist, wenn auch in ungleich geringerem Uim- 
fang, zurückgegangen. 

In diese Lücke ist einigermaßen das russisch-ameri- 
kanische Geschäft eingerückt. Dafür liegen folgende Sowjet- 
daten vor in Millionen Rubel: 


1926/27 1925/26 
USA. De England USA. Ds England 


an an 
Gesamtumsatz . 116,7 325,0 294,0 145,0 283,2 312,5 
Ausfuhr nach. 17,3 167,6 197,5 25,1 111,50 187,1 
Einfuhr aus . 143,4 157,7 97,1 119,9 172,2 125,4 


Es ist bemerkenswert, daß vom allgemeinen Rückgang des 
russischen Imports, der im Wirtschaftsjahr 1926/27 zu verzeichnen 
war, sämtliche wichtigsten Lieferländer Rußlands mit ein- 
ziger Ausnahmeder VereinigtenStaaten betroffen 
worden sind. Während also die russische Einfuhr aus Deutsch- 
land im Berichtsjahr von 172,2 Millionen Rubel 1925/26 auf 157,7 
Millionen, und diejenige aus England von 125,4 Millionen auf 
97,1 Millionen zurückgegangen ist, stieg der Import aus Amerika 
von 119,9 Millionen auf 143,4 Millionen Rubel. (Ost-Expreß.) 

Während die Handelsbilanz Rußlands im Verkehr mit Deutsch- 
land und England zugunsten Rußlands aktiv ist, ist sie somit im 
Verkehr mit den Vereinigten Staaten passiv. Das beweist, daß 
Rußland wenigstens in der zweiten Hälfte des Wirtschaftsjahres 
die Vereinigten Staaten besonders bei der Vergebung an Auf- 
trägen und zwar auf Kosten sowohl Englands T auch Deutsch- 
lands berücksichtigt hat. 

So ist der prozentuale Anteil der Vereinigten Staaten am 
russischen Gesamtimport ziemlich stark gestiegen (in Prozent): 


1926/27 1925/26 


Vereinigte Staaten . 23,0 17.8 
Deutshland . . . . 225,2 25,0 
England . . . . 22.2.2. 156 18.6 


Im einzelnen ist dazu noch zu bemerken, daß die Verbindung 
zwischen Rußland und den Vereinigten Staaten auf dem Öl- 
N weitergegangen ist. Die Standard Oil Company von 

ew Tork hat trotz des bekannten Widerspruches der Standard 
Oil Company von New-Jersey und der Royal Dutch-Gruppe 
weitere Lieferungsverträge abgeschlossen. Man berechnet, daf 
heute Rußland jährlich rund 500 000 Tonnen an amerikanische 
Gesellschaften liefert, die aber nicht auf dem amerikanischen 
Markt, sondern an Europa und den nahen Orient verkauft 
werden. Man begreift den Widerstand der englischen Gruppe 
dagegen, daß die Amerikaner so immer mehr in die europäischen 
Märkte eindringen. 
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Das zweite ist der sogenannte Farquahrvertrag, der 
am 26. November 1927 vom Hauptkonzessionskomitee abge- 
schlossen worden ist. Durch ihn wird ein Kredit von 40 Millionen 
Dollar auf 6 Jahre Rußland zur Verfügung gestellt, mit dem Aus- 
rüstungslieferungen für das Hütten- und Stahlwerk Makejewka 
der südrussischen Stahltrusts .Jugostal“ zur Verfügung gestellt 
werden. In Aussicht genommen ist, diesen an sich schon ziemlich 
langlaufenden Kredit in eine langfristige zwanzigjährige An- 
leihe zu konvertieren. Das aber wäre erst mö lich wenn eine 
russische Anleihe in Amerika aufgelegt werden 
könnte, was ohne Zustimmung des Staatsdepartements wohl nicht 
möglich ist. So erklärte sich das Hin und Her und das Reden über 
die Zustimmung oder Nichtzustimmung der amerikanischen Re- 
pterung zu dem Abkommen. An sich hat sie zu diesem Abkommen 

eine Stellung genommen. Jedermann ist, wenn er das will, be- 
rechtigt, Rußland Kredit einzuräumen. Es dreht sich nur um die 
Frage der später aufzulegenden Anleihe. 


An dem Abschluß ist weiter interessant, daß die russische 
Regierung Sicherheiten gewährt hat, die außerhalb des Sowjet- 
gebiets greifbar sind, wohl die Verpfändung laufender Exporte 
und von Staatsbankdepositen. Die Sowjetregierung hat in diesem 
Falle also dem Kreditgeber selbst Garantien für die Rückzahlung 
gegeben. Bisher blieb das dem Kreditgeber überlassen, wobei 
im deutschen Falle eben das Reich mit seiner Rückgarantie ein- 
trat. Deutschland ist an dem Abschluß beteiligt, soweit wir 
wissen und sehen, über und durch die Gruppe von Otto Wolff. 
Von einer Reichsgarantie für diese Verbindung ist heute keine 


Rede. 


Zuletzt: Der Handel zwischen Rußland und 
Deutschland in dem nun übersehbaren Wirtschaftsjahr. 
Dafür liegt an interessantem Material vor der Vortrag des Mit- 

liedes der Berliner Handelsvertretung- Prof. Lengyel bei einem 
55 in der russischen Botschaft am 22. November (ab- 
gedruckt in der Zeitschrift der Handelsvertretung „Die Volks- 
wirtschaft der USRR. 1027“ Nr. 23, Seite 2—21). Im selben Hefte 
ist dem dann angehängt ein Bericht über die Tätigkeit der Han- 
delsvertretung der USSR. in Deutschland. Ferner seien notiert 
die Artikel der „Ekonomiteskaja Žizn“ vom 15. und namentlich 
vom 20. Dezember. In letzterer Nummer spricht der Chef der 
wirtschaftlich-rechtlichen Abteilung des Handelskommissariates 
N. Kaufmann über „sowjetrussisch-deutschen Handel“. 


Es handelt sich dabei um die Frage, inwieweit das abge- 
laufene Wirtschaftsjahr für die deutsch-russischen Handels- 
* auch unter dem deütschen Gesichtspunkt, den Ge- 
sichtspunkten des deutschen Wirtschaftsinteresses günstig ver- 
laufen sei. Für die Russen ist es günstig verlaufen. Von 
deutscher Seite wird zur Diskussion gestellt die unbestreitbare 


367 


Tatsache, daß trotz der großen bekannten Kredite der Anteil 
Deutschlands am russischen Außenhandel zurückgegangen sei. 
Diese Zahlen müssen noch einmal wiedergegeben werden. Im 
Wirtschaftsjahr 1926/27 stellte sich der Anteil der Hauptländer 
an der Einfuhr nach Rußland in Prozenten der Gesamteinfuhr 


wie folgt: 

| 1926/27 1925/26 
Deutshland . . . . . 252 25,6 
Vereinigte Staaten . . 233,0 17,8 
England 15,6 18,6 


ö Deutschland steht trotz des Rückganges seines Anteils mit 
157,7 Millionen Rubel (1925/26 172,6 Millionen Rubel) nach wie 
vor im russischen Import an erster Stelle, während England, das 
1925/26 den zweiten Platz einnahm, auf die dritte Stelle herunter- 
erückt ist, indem sein Anteil nur noch 15,6 % (18,6 %) beträgt. 
ußlands Einfuhr aus England ist im Zusammenhang mit dem 
russisch-englischen Konflikt von 125,4 Millionen auf 97,1 Millionen 
Rubel zurückgegangen. Den zweiten Platz nahmen 1926/27 mit 
143,4 Millionen Rubel die Vereinigten Staaten ein, deren Anteil 
von 17,8% des russischen Gesamtimports auf nicht weniger als 
23 % gestiegen ist. 
Der russische Export verteilte sich auf die wichtigsten 
Länder wie folgt (in Prozent der Gesamtausfuhr): 


1926/27 1925/26 


England . . . 2 2 29,1 31,8 
Deutshland . . . . 44,7 18,3 
Frankreih . . . ... 8.0 6,7 
Italien 3,6 5,7 


. Zwar ist die russische Ausfuhr nach England von 187,1 Mil- 
lionen auf 197,5 Millionen gestiegen. Englands Anteil am rus- 
sischen Export ist jedodı zurückgegangen. Immerhin bleibt es 
nach wie vor der Hauptabnehmer der russischen Exportwaren. 
Besonders auffallend ist die Zunahme der russischen Ausfuhr nach 
Deutschland, dessen Anteil von 18,3 % auf 24,7 % gestiegen ist 
und 1926/27 wertmäßig 467,3 Millionen Rubel (111 Millionen) er- 
reicht. Auch der Anteil Frankreichs am russischen Export hat 
zugenommen. (Ost-Expreſt.) 

Danach sind also die Tatsachen nicht zu bestreiten, daß die 
russische Ausfuhr nach Deutschland erheblich zugenommen hat, 
die deutsche Ausfuhr nach Rußland aber zurückgegangen ist. 
Die Bilanz zwischen beiden Ländern ist zuungunsten Deutsch- 
lands mit 10 Millionen Rubel für Rußland aktiv, während sie im 
Wirtschaftsjahr vorher mit 62 Millionen Rubel zugunsten Deutsch- 
lands abschloß. Wir fügen noch hinzu, nach den amtlichen An- 
gaben der Handelsvertretung Rußland in Deutschland, deren 
Umsatz in Deutschland einschließlich des Geschäfts der unter 
ihrer Kontrolle arbeitenden Außenhandelsorganisationen in dem 
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am 30. September 1927 abgelaufenen Wirtschaftsjahr, verglichen 
mit dem Vorjahre, wie folgt in Millionen Reichsmark: 

1926/27 1925/26 1924125 1923/24 1922/23 1921/22 1920/21 
Gesamtumsatz . 1032 807 794 527 425 225 289 
Bestellungen. 541 409 469 202 226 202 289 


Verkäufe . . 491 398 324 325 199 | 23 0,4 
Das sind die Tatsachen, die nicht mit einem Wort im gün- 
stigen oder ungünstigen Sinne beurteilt werden können. ir 


ns nicht, daR die Polemik über die Statistik die Grundlagen 
es Urteils wesentlich verschieben oder verändern wird. Wir 
erkennen auch an, daß im Verkehr zweier Länder nicht ununter- 
brochen die Entwicklung n ur zugunsten des einen Landes gehen 
kann. Aber in den rein wirtschaftlichen Verkehr greift ja die 
Staatspolitik Rußlands ein, die es in der Hand hat, die Be- 
stellungen zu vergeben, wie es ihr richtig erscheint. Und da ist die 
Tatsache doch eben die, daß die deutsche Ausfuhr nach Rußland, 
obwohl Deutschland große Kredite gab, zuückgegangen ist und 
dagegen die Ausfuhr aus den Vereinigten Staaten nach Rußland, 
obwohl die Vereinigten Staaten keinen Staatskredit geben und 
die Zahlungsbedingungen dort sehr scharf sind, zugenommen hat. 

Über diese Fragen wird im Januar gesprochen, in Verhand- 
lungen zwischen Deutschland und Rußland, die in Berlin ange- 
kündigt sind und selbstverständlich nicht nur unter den Gesichts- 
punkten dieser Auseinandersetzung stehen können. 


II. Innere Politik. 
1 


Der Monat war in der inneren Politik von den Auswirkungen 
des 15. Parteikongresses erfüllt. Er war ein persönlicher Sieg 
Stalins, der Diktator der Partei ist. Man kann so sagen, daß man 
zum ersten Male, seitdem Lenin arbeitsunfähig wurde, wieder 
von einer pe rsönlichen Diktatur in Sowjetrußland sprechen 
kann. Doch soll man das nicht übertreiben. Wenn Stalin herrscht, 
herrscht er nicht nur durch die Kraft seiner Persönlichkeit, und 
nicht nur durch die Maschine seiner Partei, die er beherrscht, son- 
dern durch das System, das er vertritt. 

Wie die Zusammensetzung des Politbüros u. a. auch zeigt, ist 
die Gefolgschaft Stalins der Kreis der Parteiangestellten klei- 
neren Formates. Die „alte Garde“ des Bolschewismus, in erster 
Linie die westeuropäisch eingestellte Intelligenz ist mit Trotzki 
und seinen Anhängern beseitigt oder zurückgedrängt. Indes soll 
man nicht glauben, daß das, was an ihre Stelle tritt, Proletarier 
in 3 Sinne sind. Im Gegenteil: der Sieg Stalins ist 
zugleich der einer Parteibürokratie, die das heutige Rußland min- 
destens ebenso beherrscht, wie es der Tschinownik im früheren 
Rußland tat. Es gibt nicht weniger als 3 722 000 Sowjetbeamte, 
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davon 2 Millionen in der eigentlichen Verwaltung, deren Gehalt 
rund 2 Milliarden Goldrubel erfordert. 

Nun ist die Öffentlichkeit mit der Frage beschäftigt worden, 
was weiter aus der Opposition werde. Das heißt die Öffentlich- 
keit draußen. Denn bis zum 18. Januar hat die Öffentlichkeit in 
Rußland amtlich überhaupt nichts darüber erfahren, ob die 
Oppositionsführer wirklich verbannt worden sind. Erst am 
18. wurde folgende amtliche Mitteilung veröffentlicht: 

„Die Regierungsorgane der Sowjetunion haben festgestellt, daf eine 
Reihe von Anhängern der auf dem 15. Parteitag der Kommunistischen 
Partei der Sowjetunion aus der Partei ausgeschlossenen oppositionellen 
Gruppen der Trotzkisten und Sapronowisten sogleich nach dem Parteitag 
nach dem Zerfall des . eine illegale sowjetfeindliche Tätig- 
keit entfalteten. Diese Tätigkeit kam in Versuchen zum Ausdruck, eine Ge- 
heimorganisation zu schaffen, eine Reihe von sowjetfeindlichen Aktionen 
vorzubereiten und einen engen Kontakt mit den in Moskau beſindlichen 
Vertretern der ausländischen Bourgeoisie herzustellen, durch die die An- 
hänger Trotzkis ihr Material und böswillig erfundene Informationen im 
Auslande verbreiteten und mittels derer sie sich mit ihren Anhängern im 
Auslande in Verbindung setzten. 

In Anbetracht dessen, daß eine verbrecherische sowjetfeindlicdie ille- 
gale Tätigkeit der Trotzkisten und Sapronowisten festgestellt worden ist, 
wurde es als geringste Maßnahme zur Sicherung der Interessen der pro- 
letarisdien Staates für notwendig befunden, dreißig aktive Mitglieder dieser 

ruppen aus Moskau zu verschicken, darunter Trotzki, Iwan Smirnoff. 
Serebrjakoff, Radek, Muraloff, Beloborodoff, Sapronoff, Wladimir Smirnoff, 
Charetschko, Smilga, Wardin, Safaroff, Sosnowski und andere. Eine Reihe 
weiterer Personen, darunter Rakowski, Boguslawski und Drobnis wurden 
aufgefordert, Moskau zu verlassen. Was Sinowjeffl, Kameneff und andere 
anlangt, die aus dem Oppositionsblock ausgetreten sind, so wurden sie, wie 


die Telegraphenagentur der Be euer erfährt, angesichts ihrer Erklärung 
über ihre Unterwerfung unter alle Beschlüsse und Bedingungen des 15. Par- 
teitages von den Parteiorganen in die Provinz zur Arbeit entsandt.” 


So ist mit der Maßnahme der „Verschickung“, der Anweisung 
eines Zwangswohnsitzes, wie im alten Rußland, gegen die Oppo- 
sitionsführer vorgegangen worden. Das bedeutet Verlust der 
Staatsämter und den Zwang, mit geringen vom Staate ange- 
wiesenen Mitteln auskommen und leben zu müssen. Nach bisher 
vorliegenden Mitteilungen ist Trotzki auf Grund des Art. 58 
(Konterrevolution) des Sowjetstrafgesetzes nach Wjerny an der 
chinesisch-turkestanischen Grenze verschickt worden. Er ist am 
16. abends dahin abgegangen. Rakowski wurde auf Grund des- 
selben Paragraphen nach Astrachan verbannt, Radek und Preo- 
braschenski in den Ural. Ä 

So verfährt der heutige russische Staat mit seinen Anhängern 
genau so, wie der alte Staat mit denselben Leuten, die damals 
seine erbitterten Gegner waren, verfahren ist. Man erinnert 
sich, daß Trotzki, Vorsitzender und Begründer des ersten Peters- 
burger Arbeiterrats, 1906 nach Sibirien verschickt wurde, von wo 
er dann in abenteuerlicher Weise flüchtete und zurückkehrte. 
So wandern heute die Gegner des jetzigen Staates ebenso in die 
Verbannung. Die Maßnahme hat den gleichen Zweck wie damals, 
nicht nur die oppositionelle Tätigkeit aka zu legen, sondern vor 
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allem durch den Aufenthalt in anregungsloser und armseliger 
Gegend Nerven und Geist der betreffenden zu zermürben. 

Wesentlicher nun ist, als Vergleiche mit der großen franzö- 
sichen Revolution, die Frage, ob Stalin mit dieser Unterdrückung 
der Opposition nicht auch geistige Kräfte erdrückt hat, ohne die 
er seine Arbeit schließlich nicht tun kann, und wie nun, nachdem 
er die Opposition so niedergeworfen hat, seine Politik drinnen 
und draußen praktisch weitergeht. 


II. 


Man sieht, daſt die Arbeit jetzt systematisch darauf gelenkt 
wird, die sogenannten Ergebnisse des 15. Parteikongresses 
drauſten in die Köpfe zu hämmern. Das bedeutet vor allem die 
Konzentration der Parteiarbeit auf das Dorf. 

Wieder erscheinen Aufrufe und Auseinandersetzungen, daß 
die „Bjednota“, die arme und landlose Bauernschaft, auf dem 
Dorfe zu organisieren sei, daß überall die Räte belebt werden 
sollen zugunsten der kleineren und mittleren Bauern gegen die 
Großbauern, die Kulaki. Ganz ausführliche Anweisungen 
(Iswestija 23. 12. zum Beispiel) ergehen über die Arbeit, auch in 
die Jugendorganisationen, bis in die Angabe der Themen, die 
dabei zu behandeln sind, und der Besorgung des Materials, das 
man dazu braucht. Ä 


In diesen Zusammenhang und in diese Absicht gehört es, 
wenn die Zusammenkünfte der Partei und die Sowjetwahlen zu- 
nächst verschoben werden. Nach dem Parteitag hat die Leitun 
der Partei für die Organisationen folgende Beschlüsse gefaßt un 
mitgeteilt: ein allgemeiner Parteikongreſt muß mindestens ein- 
mal jährlich einberufen werden, während bisher auch größere 
Pausen zulässig waren. Das Plenum der‘ Zentralkontrollkom- 
mission soll vierteljährlich tagen. Mitglieder der Partei, welche 
Aussagen vor den Kontrollkommissionen verweigern, werden 
sofort aus der Partei ausgeschlossen. Eine innerparteiliche Dis- 
kussion kann unter gewissen Voraussetzungen zugelassen werden, 
und zwar, wenn mehrere Parteiorganisationen in Antrag stel- 
len, oder wenn im Zentralkomitee der Partei bei Beratung wich- 
tiger Fragen sich keine Majorität ergibt, endlich wenn das 
Zentralkomitee eine Diskussion über wichtige Probleme für not- 
wendig erachtet. Es wird ausdrücklich bestimmt, daß derartige 
innerparteiliche Auseinandersetzungen erst beginnen dürfen, 
wenn die Genehmigung des Zentralkomitees vorliegt. 

Ferner hat das Präsidium des Zentralexekutivkomitees der 
Allrussischen Sowjetrepublik beschlossen, im Jahre 1928 den Kon- 
Biel der Sowjets dieses Teilstaates der Sowjetunion nicht einzu- 

erufen. Da aber dieser Beschluß dem Art. 22 der Verfassung 
der Allrussischen Sowjetrepublik widerspricht, so muß er, um 
Gültigkeit zu erlangen, noch von der allgemeinen Session des 
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Zentralexekutivkomitees bestätigt werden. Der Kongreß wäre 
der Zahl nach der vierzehnte. 

Schließlich sind die Sowjetwahlen verschoben worden. 
Man hatte zunächst das wohl nicht im Auge gehabt. Wenigstens 
fanden sich für diese Wahlen, die von Mitte Januar bis April 
stattfinden sollten, neue Instruktionen, die eine gewisse Erweite- 
rung des Wahlrechtes für die Bauern enthielten, auch die Natio- 
nalitätenpolitik in die Sowjetwahlen einbezogen. Die Sowjet- 
presse enthielt bereits wieder die üblichen Auseinandersetzungen 
zur Vorbereitung, die Mahnungen für die Neuwahl in der immer 
wiederholten Richtung, daß vor allem die Dorfarmut organisiert 
und belebt werden solle. Auch auf die Armee wurde dabei der 
Blick gelenkt, die ja zu 73% aus Bauern besteht und deren ent- 
lassene Soldaten die Aufgabe haben, Propaganda im Sinne einer 
engen Zusammenarbeit von Arbeitern und Bauern zu machen. 
Aber schließlich ist Anfang Januar der Beschluß ergangen, die 
Neuwahlen bis zum Herbst 1928 zu verschieben. 
Man hat das damit begründet, da während des Winters beson- 
ders im Dorf die Schwierigkeiten der Wahlen grof seien. Aber das 
ist natürlich nicht der durchschlagende Gesichtspunkt. In Ruf- 
land spricht gegen die Wahlen im Sommer auf dem Lande doch 
der gleiche Gesichtspunkt wie überall sonst, daß die Erntearbeit 
von dem Interesse an der Wahl abhält. Der bestimmende Ge- 
sichtspunkt ist, daß Stalin erst ein paar Monate Zeit haben will, 
die Ergebnisse seines Sieges nun in die Köpfe einzuhämmern un 
so die Wahlen gut vorzubereiten. Im übrigen schreibt die 


„Prawda“ (8. 1.) dazu: 

„Es versteht sich von selbst, daß die Verschiebung der Wahlen durch- 
aus nicht ein weiteres Verbleiben untaugliher Elemente in den Sowjets 
mit sich bringen muß. Entsprechend den Verfassungen der Sowjetrepubliken 
können die Wähler zu jeder beliebigen Zeit die von ihnen gewählten Dele- 
gierten aus den Sowjets abberufen und andere an ihre Stelle wählen.“ 


o wird in nächster Zeit nur der 4. Kongreß der kommunisti- 
schen Gewerkschaftsinternationale, der sogenannten „Profintern“, 
stattfinden, der am 15. 3. beginnen soll. 


III. 

Dem November- Jubiläum ist eine Reihe weiterer gefolgt: Am 
20. Dezember war ein Jahrzehnt verlaufen seit Einführung des 
Rätesystems und Begründung der Rätemacht in der Ukraine. 
Am 23. Februar soll das Jubiläum des zehnjährigen Bestandes der 
roten Armee begangen werden. Am 18. Dezember 1927 
waren zehn Jahre vergangen seit Begründung der Tscheka, 
der heutigen GPU. „Iswestja“ (18. 12.) brachte allerlei Jubiläums- 
material und am 15. November aus der Unterredung Stalins mit 
den ausländischen Arbeitervertretern, die zum Jubiläum nach 
Moskau gekommen waren, die interessanten Ausführungen Stalins 


über die Tscheka: 
„Die GPU. oder Tscheka ist das Sa ran der Sowjetmacht. Dieses 
Organ gleicht mehr oder weniger dem „Wohlfahrtsausschuf“ der großen 
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französischen Revolution. Die GPU. wendet sich in erster Linie gegen Spione, 
Verschwörer, Terroristen, Banditen, Spekulanten und Falschmünzer. Sie 
stellt etwas in der Art eines politischen Kriegsgerichts dar, geschaffen zur 
Wahrung der Interessen der Revolution vor Ängriffen der gegenrevolutio- 
nären Bourgeoisie und ihrer Agenten. Dieses Organ wurde unmittelbar 
nach der Oktoberrevolution ins Leben gerufen, als sich Verschwörer und 
Spione mit entsprechenden Organisationen jeder Art zu zeigen begannen. 
Die Tscheka entwickelte sich und erstarkte, nachdem eine ganze Reihe von 
terroristischen Akten gegen Vorkämpfer der Sowjetherrschaft verübt worden 
war. Man darf wohl sagen, daß unsere politische Polizei damals den Fein- 
den der Revolution starke und zielsichere Schläge versetzte. Diese Eigen- 
schaft hat sie bis heute behalten. Die GPU. ist die Gewitterwolke, die der 
Bourgeoisie droht, sie ist die nie schlafende Wache der Revolution, sie ist 
das blanke Schwert des Proletariats. Es ist daher durchaus nicht verwun- 
derlich, daß das Bürgertum aller Länder gegen unsere GPU. einen wütenden 
Haß empfindet. Ich verstehe, daß bürgerliche Reisende in Sowjetrußland 
immer gleich zuerst fragen, ob nicht der Zeitpunkt für die Aufhebung der 
GPU. gekommen sei. Ich begreife aber nicht, daß auch Arbeiterdelegierte 
bange Fragen dieser Art stellen. Kann man sich dafür verbürgen, daf nadh 
einer etwaigen Aufhebung der GPU. nun auch die Kapitalisten aller Länder 
mit der Organisierung und Finanzierung gegenrevolutionärer Aktionen ein 
Ende machen werden?“ 

Ebenfalls an die obersten | ustizbehörden das 
zehn jährige Jubiläum. was Anlaß zu allerlei Rückblicken auf die 
Sowjetjustiz eines Jahrzehntes gab, die heute noch die gleichen 
Züge an sich trägt: die Willkür, die Klassenjustiz, die stets zu- 
lässige Absetzbarkeit der Richter. Der Vorsitzende des Obersten 
Gerichtes, Stutschka, konstatiert mit Bedauern, daf das alte 
juristische Denken in den Köpfen „sogar der bewuſtten Menschen 
dermaßen eingewurzelt sei, daß man im Laufe von zehn Jahren 
die vollständige Ausrottung des „Gesetzlichkeitsbegriffes“ natür- 
lich nicht erreichen konnte. . 

Am 30. Dezember schließlich waren es fünf Jahre, seit die 
Bundesverfassung des heutigen Sowjetstaates besteht, an 
deren Schaffung Stalin ja einen sehr lebhaften Anteil genommen 
hat. Ein interessanter Jubiläumsartikel von Jenukidze („Iswestja 
30. 12.) stellte das Material zusammen und fest, daß dieser Bund 
eine neue Form der Vereinigung der Völker geschaffen habe und 
die Grundlagen der Sowjetgewalt diese fünf Jahre hindurch uner- 
schütterlich geblieben seien. Im ganzen ergaben die Jubiläums- 
artikel keine besonderen neuen Gesichtspunkte. 


IV. 

Einige Notizen über die Rote Armee: 

Der Prozentsatz der Arbeiter in der Roten Armee beträgt 
18,1, die Bauern machen 71,3 % aus, so daß nur 10,6% der Sol- 
daten aus anderen Schichten der Bevölkerung stammen. Die 
Kommunisten machten im Jahre 1926 in der Roten Armee etwa 
30 % aus. Was die Offiziere betrifft, so waren am 1. Januar d. J. 
von den Kompagnieführern 52 % Mitglieder der K. P. Der Pro- 
zentsatz der kommunistischen Regimentskommandeure betrug 
51%, der Divisionschefs 547 und der der Korpskomman- 
deure 85 %. 
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Nach Angaben des Moskauer Militärblattes „Krasnaja 
Swesda“ hat der Prozentsatz der Kommunisten im Offizierkorps 
der Roten Armee sich von Jahr zu Jahr vergrößert. Im Jahre 
1920 waren nur etwa 10% der Offiziere Mitglieder der Kommu- 
nistischen Partei. heute sind es bereits 54 %. In den territorialen 
Truppenteilen beträgt die Zahl der Kommunisten unter den Offi- 
zieren 60 %. Der größte Teil der Offiziere in verantwortlichen 
Stellungen hatte bereits in den Bürgerkriegen in der Roten 
Armee gekämpft. Die politische Schulung der Offiziere ist soweit 
durchgeführt, daß 70 % der Truppenteile die politische Instruk- 
tion durch die eigenen Offiziere erhalten und nicht mehr durch 
besonders dazu ausgebildete politische Kommissare. 


V. 


Das ist das Wesentliche in der Inneren Politik. Noch einmal: 
Außerlich ist der Sieg Stalins vollständig, der mit unerschüt- 
terlicher Energie vorbereitet und erfochten worden ist. 

Der Diktator ist keineswegs im Lande volkstümlich oder gar 
näher bekannt. Er steht Europa ferner als die Männer, die gegen 
ihn angingen und die er überwand. Er hat auch in seinem Mit- 
arbeiterkreis immer weniger Elemente, die Europa kennen und 
die imstande sind, das zu ersetzen, was ihm fehlt und so die 
psychologischen Voraussetzungen zu schaffen für eine Europa- 

olitik, die offenbar Stalin treiben will und für die er die Frei- 

eit gewonnen hat. Hier liegt ein eigentümliches Problem, das 
den Beziehungen Rußlands mit den anderen Staaten neue groſte 
Aufgaben stellt. 


III. Außere Politik. 


Wir streifen nur eben, daf Ende Dezember der russische 
Außenminister beim Kriegsausbruch, Sas ono w, in Nizza ge- 
storben ist. Im letzten Heft haben wir seinen Artikel über 
Polen und Rußland erwähnt. Seine Memoiren sind in deutscher 
Übersetzung: „6 schwere Jahre“ (Berlin, Verlag für Kulturpolitik) 
erschienen. Die Akten über diese Persönlichkeit sind heute ge- 
schlossen, das Urteil über ihn steht fest: von Haus aus durchaus 
nicht Kriegstreiber und gewiß nicht ohne Gaben, der Mann des 
Potsdamer Abkommens mit Deutschland und besserer Beziehun- 
gen mit Wien, unterlag er aus Willensschwäche der systemati- 
schen Arbeit seines Herrn und Meisters Iswolski und des be- 
kannten Kreises in Petersburg. Er trägt so vor der Geschichte 
einen gewaltigen Anteil an der Verantwortung für den Ausbruch 
des Krieges. 

Die „Iswestja“ (15. 1.) schrieb über die Lage in Ost- 
europa das folgende: 


„Man kann feststellen, daß in allen Randstaaten, so verschieden die 
innerpolitische Situation auch sein mag, dennoch die gleiche Erscheinung 
zu beobachten ist, daß nämlich die nicht genügend selbständige Politik 
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gegenüber der Sowjetunion und oft auch der Mangel an gutem Willen zur 
Regelung der diese Beziehungen betreffenden Fragen die Herstellung eines 
wirklichen politischen 5 in Osteuropa verhindern. Nicht nur 
die internationale politische Lage der einzelnen Staaten, sondern auch ihre 


Beziehungen zueinander lassen Klarheit und eine feste Grundlage ver- 
missen, und zwar infolge der Unklarheit ihrer Beziehungen zur Sowjet- 
union. Von der Herstellung normaler Beziehungen ank! die ganze Sache 
des Friedens und auch die selbständige Existenz der Nachbarländer der 
Sowjetunion ab.“ 

Die große Rede Zaleskis vom 9. I., die auch gegen Ruß- 
land betont freundlich und versöhnlich war, wurde miſttrauisch 
aufgenommen. Man sah in ihr nur den versteckten Versuch, eine 

olnische Osthegemonie aufzurichten. Zaleski hatte auch die 
Schwierigkeiten eines Abschlusses mit Rußland bezeichnet, 
insofern Polen am Schiedsgedanken festhält und Rußland bis 
heute einen Schiedsrichter aus kapitalistischen Staaten nicht 
wünscht. Aber beim Heranrücken der polnisch-litauischen und 
beim Weitergang der deutsch-polnischen Verhandlungen spricht 
sich die Moskauer Presse entschieden in der Richtung aus, daß 
auch Rußland mit Polen verhandeln müsse. Man 
sieht die Notwendigkeit, ruhige und geregelte Beziehungen mit 
Polen zu gewinnen (namentlich „Iswestja 13. 1.), ein. 


Aus den Beziehungen zu den Randstaaten!) sonst und 
und zu der Staatenkette Türkei, Persien, Afghanistan ist Neues 
nicht zu berichten. 

Der Notenwechsel zwischen Tschitscherin und der Regierung 
von Nanking ist weitergegangen, ohne daran etwas ändern 
zu können, daf in Südchina des antibolschewistische Flügel der 
Kuomintangpartei und Tschiang Kai Yek das Heft eben in der 
Hand hat. . 

Der Besuch des japanischen Staatsmannes Grafen Goto 
im Januar in Moskau ist mit starkem Interesse verfolgt worden. 
Er hat sich in verschiedenen Interviews auch geäußert, wurde von 
Kalinin empfangen, erhielt eine Feier in der Gesellschaft für 
kulturelle Beziehungen mit dem Auslande. Aber wesentliches zu- 
stande und herausgekommen ist nicht. Der Graf hat sich für das 
Zusammenarbeiten eingesetzt, aber höchstens Dinge wie. ein 
Fischereiabkommen zwischen Rußland und Japan vorbereiten 
können. Der Besuch war ein Symptom, aber hatte keine prak- 
tische Bedeutung. 


Das zu Ende gehende Jahr 1927 gab Anlaß zu einer Jahres- 
bilanz, die weder in bezug auf den Fernen Osten noch auf 
Vorderasien noch auf die Randstaaten noch auf Europa und 
Amerika irgend einen großen Erfolg feststellen konnte. Konkret 
bleibt eigentlich nur der Handelsvertrag mit Lettland und das 
Auftreten Sowjetrußlands in Genf. | 


) Das nächste Heft wird einen Überblick über die innere Lage und die 
Außenpolitik der Randstaaten, namentlich Polens, in umfassender Darstel- 
lung bringen. 
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Aus einem sehr beachtlichen Jubiläumsartikel „10 Jahre aus- 
wärtiger Politik“ von Boris Stein in den „Iswestja“ heben wir 
nur den Schluß hervor: „Als die 1 unserer auswärtigen 
Politik erscheint wie früher der Frieden. Als Ziel dieser 
Politik erscheint wie früher die Sicherung der Bedingungen für 
den Sowjetbund, die möglichst vorteilhaft sind zur Verwirk- 
lichung der von der Geschichte uns gestellten Aufgabe, der Auf- 
gabe, den Sozialismus auszubauen“. 


II. Wirtschaftsumschau. 
Von Otto Auhagen. 


Der Bericht über die Konjunktur der russischen Volkswirt- 
schaft im November 1927 läßt einen kleinen Rückgang erkennen, 
der teilweise auf die geringere Zahl der Arbeitstage des Jubi- 
läumsmonats zurückzuführen ist, teilweise aber auch eine gewisse 
Depression des Wirtschaftslebens erkennen läßt. Ich weise zu- 
nächst auf folgende Ziffern hin: 

Millionen Rubel (Vorkriegspreis) 
bzw. Naturalmaft 
1926/27 1927/28 
Oktober November Oktober November 


Brutto-Produktion der staatlichen 
Groß-Industrie: | 


a) Industrie der Produktionsmittel . 192,6 194,0 226,9 224,6 
b) Industrie der Verbrauchsgegen- 

stände „ „ % . . o 149,0 157,8 172,3 167,6 

insgesamt 341,6 351,8 399,2 392,3 

davon: 
Steinkohlen (1000 t) . . 2 . . . . 23541 2684 3056 2958 
Walzmetall (1000 t). - 2 . . . . . 220,5 224,1 274.6 258,7 
Baumwollgewebe (Millionen Meter) . 197,8 205,2 218,7 205.6 
Tagesmittel der Eisenbahnbefrachtung 

(1000 Waggons) . . 2 2 28,8 28,6 34,4 30,6 


Aus diesen Zahlen geht hervor, daß die Zunahme der gewerb- 
lichen Produktion auch im Laufe des letzten Jahres im allge- 
meinen noch angehalten hat und sich damit die Aufwärtsbewe- 

ung fortsetzte, die die gewerbliche Produktion seit dem tiefsten 

unkt um 1920 aufweist. Diese Grundtatsache möge noch durch 
die folgenden Ziffern beleuchtet werden, die die Berliner Han- 
delsvertretung der UdSSR anläßlich der Dezenniumsfeier ver- 
öffentlicht hat. Hiernach betrug die Produktion der Groß- und 
Mittelindustrie innerhalb der jetzigen Union: 
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Steinkohlen. ....... 1000 t 29 053 | 34446 8 555 | 81757 
Rohnaphtha ....... 1000 t 9 235 9880 3 831 10 213 
Eisenerze ......... 1000 t 9215 6 635 164 4 815 
Zement .......... 1000 t 2 021 1294 17 1 556 
VV 1000 t 403 214 19 262 
Roheisen 1000 t 4 216 3 798 115 2 973 
Martins tall. 1000 t 4 247 4 273 162 3 551 
Walzeisen......... 1000 t 3 509 3 372 200 2 679 
Sauren. Kane 1000 t 309 300 63 318 
Superphosphät ..... 1000 t 63 14 9 89 
Schnittholz........ 1000 cbm | 11875 5 813 1 484 11 508 
Ir. 1000 t 1724 1 608 1 526 4 703 
Salz raa o ana 1000 t 1 978 2 602 740 1 808 
Baumwollgarn...... 1000 t 271 274 15 274 
Wollgan 1000 t 46 44 8 39 
Leinengam ........ 1000 t 72 75 10 68 
Gummischuhe ...... 1000 Paari 27885 19 695 10 | 29219 
Seife ns 1000 t 95 111 — 127 
SPEE ua AAA 1000 hl 4 636 802 124 1 804 
Roh zucker 1001 t 960 1496 79 870 
Ralfinade ......... 1000 t 834 858 18 411 
Papier ............ 1000 t 288 214 15 243 


Bemerkenswert ist indessen, daß die Entwicklung während 
des letzten Jahres im Vergleich zu der vorhergehenden Zeit eine 
Verlangsamung des Fortschrittstempos zeigt. Der Konjunktur- 
bericht gibt die Produktionsmenge des Novembers 1927 im Ver- 
hältnis zum November 1926 mit folgenden Prozentziffern an, 
zunächst auf dem Gebiete der Produktionsmittel-Industrie: 


Steinkohlen . . . . . 110,2 

Naphtha . 112,5 

Roheisen . 107.9 

Martinstahl 113,9 

Walzmetall . 115,4 

Eisenerz . 127,3 

Zement 113,6 „ 
Säuren 102,1 
Laugen 118.0 
Superphosphat 116,2 


Diese Zahlen sind im groſten und ganzen noch befriedigend, 
nicht aber die der Industrien des breiten Massenbedarfs; nament- 
lich die Textilindustrie hat sich nicht so entwickelt, daf sie den so 
erwünschten reichlicheren Konsum je Kopf der Bevölkerung 
ermöglichen könnte; größtenteils hat sie mit der Zunahme der Be- 
völkerung nicht einmal Schritt gehalten, und teilweise ist sie 
sogar einem absoluten Rückgang verfallen. Die Produktion an 
Baumwollgarn (nach dem Gewicht) stieg auf 106,0 %, an Baum- 
wollgewebe (nach Metermaß) nur auf 100,2 %, an Wollgarn (Ge- 
wicht) auf 101,6 %. Die Produktion von Wollstoffen (Meter) sank 
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auf 96,1, von Leinengarn (Gewicht) auf 80.8, an Leinengewebe 
(Meter) gleichfalls auf 80,8%. Auch die Produktion von Tabak 
und Zigaretten stieg nur in bescheidenem Maße, auf 106,6 %. Ein 
starkes Wachstum ist dagegen in der Fuſtbekleidungsindustrie zu 
verzeichnen; es betrug die Produktion im November 1927: 


5 
e 


absolute Zahl rhältnis zum 


(1000 Paar) November 1926 
Leichtes Shuhzeug. . . . . 1101.7 126.2 
Schweres Schuhzeug . . . . . 1598 133,7 
“Gummischuhe . . . . . . . 2888 119,9 


In ihrer Gesamtheit stehen diese Einzelziffern im Einklang 
mit den obigen Hauptziffern, wonach im Laufe des letzten Jahres 
die Produktion der Produktionsmittelindustrien bedeutend stärker 
gewachsen ist als die der Industrien des breiten Massenbedarfs, 
nämlich um 30,6 Millionen Vorkriegsrubel = 15,8% gegen 
9,9 Millionen = 6,3 . 

Der Mangel an Waren, vor allem an Kleidungsstoffen und 
Wäsche, aber auch an vielen anderen Dingen des gewöhnlichen 
Bedarfs ist wieder einmal sehr empfindlich. Zweifellos wird hier- 
durch das Getreideausfuhrgeschäft stark beeinträchtigt, das aber 
auch aus anderen Gründen den Erwartungen der Regierung bei 
weitem nicht entspricht. Nach dem Konj unkturbericht wurden 
von den planmäßfigen Beschaffungsorganen angekauft (1000 t): 


1926/27 1927/28 
Oktober November Oktober November 
Getreide überhaupt . . . 1525,9 1561,2 1026,1 642,7 
Roggen 341.2 298,2 235,1 115.4 
Weizen .. . . 8760.0 866,4 542,9 334.1 


Abgesehen von dem Warenmangel dürfte die Verminderung 
des Getreideankaufs ganz besonders darauf zurückzuführen sein, 
daß die diesjährige Ernte alles in allem ungünstiger ausgefallen 
ist, als sie statistisch eingeschätzt wurde, und daß auch die bäuer- 
lichen Getreidevorräte aus den beiden Vorjahren erheblich hinter 
der statistischen Berechnung zurücbleiben. 

Tröstlich ist, daß der Ankauf anderer landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse Fortschritte gemacht hat. In den beiden Monaten 
Oktober und November wurden von den planmäftigen Beschaf- 
fungsstellen „Erzeugnisse der technischen Kulturen und Butter“ 
im Werte von 292,0 Millionen Rubel gegen 217,1 im Vorjahre und 
Viehzuchterzeugnisse im Werte von 56,4 Millionen Rubel gegen 
42,9 Millionen Rubel im Vorjahre angekauft. Immerhin ist der 
Rückgang der Getreidebeschaffung eine außerordentlihe Ent- 
täuschung. Die Getreideausfuhr, von der für die Entwicklung 
der russischen Volkswirtschaft so außerordentlich viel abhängt, 
ist auf ganz geringfügige Mengen zusammengeschrumpft. In- 
folgedessen muß die Einfuhr der so dringend ersehnten Pro- 
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Ge reits geleistete Arbeit entlohnen zu können. Auch in Turkestan 


duktionsmittel (Maschinen usw.) immer noch gedrosselt bleiben, 
wenn sie auch im November 1927 etwas größer war als im No- 
vember des Vorjahres. Eine kleine Aktivität der Handelsbilanz, 
wie aus den nachstehenden Ziffern hervorgeht, ist verblieben. Es 
betrug in Millionen Rubeln (Tscherwonzen-Währung): 


1926/27 1927/28 
Oktober November Oktober November 
Ausfuhr. . 2. 2.2 65,5 66,2 65,0 50,5 
Einfuhr . . 2 . .. 58,1 39,0 57,3 45,0 
Ausfuhrübershuß . 7,4 27,2 7,7 4,9 


Aus dem Konjunkturbericht geht übrigens auch hervor, daß 
die Landwirtschaft mit ihren Steuer- und Versicherungszahlungen 
an den Staat im Rückstand geblieben ist. Im November 1927 
entrichtete sie nur 57,6 gegen 84,4 Millionen Rubel im November 
1926. Die 55 scheint im Begriff zu stehen, auf eine 
promptere Steuerzahlung hinzuwirken, um damit mehr Getreide 
auf den Markt zu treiben. 


* * 


Die Bedingungen für die Winterbestellung lagen in bedeu- 
tenden Teilen Ru ands nicht günstig. Im Süden und Osten hat 
vielfach anhaltende Dürre zu einer Verspätung und Schmälerung 
der Wintergetreidefläche geführt; auch hat der frühe Eintritt des 
Winters in vielen Gegenden einen vorzeitigen Abbruch der Feld- 
arbeiten 5 Die russische Landwirtschaft basiert aber in 
viel größerem Umfange auf den Früh jahrssaaten, und daher be- 
steht einstweilen die Hoffnung, doch noch eine Vermehrung der 
gesamten Saatfläche im laufenden Landwirtschaftsjahr zu er- 
zielen. Besonders bemerkenswert sind die Bestrebungen der Re- 
gierung. die Ziele der staatlichen Planwirtschaft durch Abschluß 
von Anbauverträgen unter Vorschußgewährung zu erreichen. 
Zuständig in dieser Beziehung ist das Handelskommissariat, das 
bisher elaubie einfach auf dem Wege der Preispolitik den er- 
wünschten Einfluß auf die bäuerliche Produktion und Markt- 
leistung ausüben zu können. Diese Politik führte aber immer 
wieder zu Enttäuschungen, da entweder die Preise in ihrer abso- 
luten Höhe oder in ihrem gegenseitigen Verhältnis sich nicht als 
geeignet erwiesen. Jetzt geht man den Weg der „Kontraktazia“, 

er „Ausdingung“, die der russischen Zucker- und Baumwoll- 
industrie aus früheren Zeiten geläufig ist. Die Zuckerfabriken 
2. B. schlossen früher mit den Gütern regelmäßig Verträge ab. 
wonach diese sich für das folgende Jahr zum Anbau bestimmter 
Rübenflächen verpflichteten und zur Aufbringung der Kultur- 
kosten bedeutende Vorschüsse erhielten; nicht selten entwickelte 
sich hieraus eine ungesunde Schuldknechtschaft, wenn die Güter 
je Vorschüsse anderweitig verausgabten und infolgedessen wei- 
rer Vorschüsse bedurften. nicht um künftige Arbeit, sondern 


gerieten die kleinen Baumwollpflanzer durch das Vorschuß- 
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System vielfach in eine Abhängigkeit, die sie 1 die Baum- 
wollpflanzung im Laufe der Jahre stärker auszudehnen, als es 
vom Standpunkt rationeller Wirtschaft richtig war. Das heutige 
Ausdingungssystem ist bemüht, solche Erscheinungen nicht auf- 
kommen zu lassen. Grundsätzlich erfolgt die Ausdingung über 
die landwirtschaftlichen Genossenschaften, die für zweckent- 
sprechende Verwendung der Vorschüsse zu sorgen haben und im 
übrigen für die Erfüllung der Verträge haften. Auf dem Wege 
über die Genossenschaft will man nicht nur die Beschaffung der 
betreffenden landwirtschaftlichen Erzeugnisse sicherstellen, son- 
dern vor allem auch einen Einfluß auf die technische Hebung der 
verschiedenen Kulturen ausüben. Für den einzelnen Pflanzer 
wirkt sich diese Bevorschussung weniger in der Hergabe von 
Geld, wie vielmehr in der Versorgung mit Saatgut und anderen 
landwirtschaftlichen Produktionsmitteln aus. Auch hofft man, 
durch dies System, besonders auch durch Hergabe von Pferden 
(der Mangel an Arbeitspferden in der RSFSR wird heute noch 
auf 600 000 Stück berechnet) sowie durch die Lieferung von Ma- 
schinen eine weitere Ausdehnung kollektivistischer Bodenbear- 
beitung zu erzielen. 
Welche Bedeutung der Ausdingung zukommt, geht aus dem 
für das laufende Wirtschaftsjahr aufgestellten Plan des Handels- 
ommissariats hervor (vergl. Ekon. Shisn v.3.1.28). Danach soll 
sich die Ausdingung auf 4 Millionen bäuerlicher Wirtschaften er- 
strecken und eine Fläche von im ganzen 3 663 000 ha zum Gegen- 
stand haben. Im einzelnen sollen folgende Anbauflächen bevor- 
schußt werden: 


Winterweizen . . . 220000 ha 
Sommergetreide . . . . . . . 220 000 ha 
Braugerste . . . 2 2 . . 110 000 ha 

ais 38000 ha 
Hülsenfrüchte 16000 ha 
Kartoffeln . nn 63 000 ha 
Zuckerrüben 222222. ..522000 ha 
Flachs und Hanf zur Fasergewinnung 220000 ha 
Baumwolle 930 000 ha 
Kenaf (eine der Jute ähnl. Faserpflanze) 9000 ha 
Lein und Hanf zur Ölgewinnung . . 206000 ha 
Rhizinus . . . .. 0.2 2.2.2. 30 000 ha 
Senf . . . 2 2 .2.2.2.2.22..2.41000 ha 
Soja 14109000 ha 
Anis, Kore ander 11 000 ha 

ee „ „„ a a E E E 3 500 
Hopfen 4000 ha 
Gelbe Tabake . . . . 490 000 ha 
Knaster (Machorka) . . . . . 16000 ha 
Neshinsche Gurken . . . .... 3500 ha 
Andere Gemüse, Melonen u. dgl. . . 2000 ha 
Gartenfrühte . . . 2. 2 2 2 0. 5500 ha 
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An Vorschüssen sollen im ganzen 115 Millionen Rubel ge- 
währt werden; der erwartete Roheriris wird auf 482,5 Millionen 
Rubel beziffert. | 
Besonders bemerkenswert ist der Umstand, daß die Ausdin- 
ng sich nicht nur auf die technischen Kulturen und sonstige 
pezialprodukte erstreckt, sondern in nicht unbeträchtlichem Um- 
fange auch auf gewöhnliches Getreide. Es erklärt sich dies dar- 
aus, daß heute in manchen Gebieten Ruſtlands die Bauern keine 
Neigung haben, den Getreidebau über den eigenen Bedarf hinaus 
zu erweitern; sie ziehen es vor, sich in größerem Maße auf Vieh- 
wirtschaft und allerlei technische Kulturen zu werfen. Der Grund 
hierfür liegt einmal in dem Preisverhältnis, das in den letzien 
Jahren für das Getreide recht ungünstig war; der Index (im Ver- 
leih zu den Vorkriegspreisen) sank 1926/27 im Vergleich zum 
orjahr von 118,9 auf 105,8, während der Index für animalische 
Erzeugnisse sich von 141,9 auf 163.1 hob. Auch ist der Getreide- 
bau durch die landwirtschaftliche Steuer viel stärker belastet als 
die Viehzucht und die technischen Kulturen. In der RSFSR ist 
daher das Landwirtschaftskommissariat dafür eingetreten, daß in 
solchen Gebieten, wo der Anbau von Gerste und Weizen zurück- 
geblieben ist, mit umfangreichen Anbauverträgen Abhilfe ge- 
schafft werden soll. 
Offenbar bildet sich in diesem Ausdingungsverfahren eines 
der wichtigsten Mittel der staatlichen Planwirtschaft aus. Man 
fühlt sich an den Plan erinnert, der in der letzten Zeit des „Kriegs- 
kommunismus“, kurz vor dem rettenden Übergang zur Nep, aus- 
gearbeitet worden war; die Landwirtschaft hatte sich in jener 
furchtbaren Zeit immer mehr auf die Stufe der geschlossenen 
Hauswirtschaft, auf die Selbstversorgung zurückgezogen; es sollte 
nun ein allgemeiner Bestellungsplan von einem vielgliedrigen 
System von Saatkomitees ausgearbeitet und der Bauer zur 
Durchführung dieses Planes mit Strenge angehalten werden. In 
gewisser Weise nähert man sich wieder jenem Plane, verhilft ihm 
aber nicht mit brutalem Zwange zum Tb sondern durch das 
Lockmittel der Vorschußgewährung und wird hiermit zweifellos 
des Erfolges sicherer sein. Selbstverständlich sprechen auch 
gegen diese Methode der wirtschaftlichen Steuerführung starke 
volkswirtschaftliche Bedenken, doch diese liegen ja auf demselben 
Gebiet wie die grundsätzliche Kritik des 5 Wirt- 
schaftssystems überhaupt. Vom Standpunkt dieses Systems aus 
betrachtet ist die Ausdingung zweifellos eine der bedeutsamsten 
und aussichtsreichsten Maßnalımen. Sie bedeutet, daß die Land- 
wirtschaft in starke Abhängigkeit vom Staat gebracht wird. analog 
etwa der Umwandlung selbständiger Handwerksbetriebe zu einer 
Hausindustrie, die von dem „kapitalistischen Verleger“ abhängig 
jst. Ein großer Schritt zur Sozialisierung der bäuerlichen Wirt- 
schaft bereitet sich hiermit vor. 


* 
4 * 
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Die Industrie krankt immer noch an ihren hohen Produk- 
tionskosten. Die Zeitungen sind voll von Berichten über die 
Maßnahmen zur Verbilligung der Produktion, die in allen Zwei- 
gen und in allen Teilen der nion ergriffen sind; sie wissen aber 
meist nur von bescheidenem Erfolge zu berichten, und nicht selten 
ist auch die Rede von Miſterfolg. Die Regierung suchte der Re- 
form einen starken Anstoß durch die zum 1. Juni 1927 anbefohlene 
Herabsetzung der Verkaufspreise um 10 % zu geben. In vielen 
Fällen soll die Wirkung dieser Maßnahme sich darauf beschränkt 
haben, daß die Qualität der Produktion sich entsprechend ver- 
schlechterte oder die Kapitalkraft des Unternehmens geschwächt 
wurde. Immerhin ist doch im allgemeinen Durchschnitt durch 
rationellere Organisation der Arbeit, durch Normung und andere 
Maßnahmen eine kleine Senkung der Selbstkosten erzielt wor- 
den. Die „Schere“ klafft noch, aber nicht mehr ganz so weit wie 
vor einem Jahre. Nach der Statistik der Groſthandelspreise stellte 
sich der landwirtschaftliche Index im November 1927 auf 1,544 
gegen 1,550 im Vorjahre, war also ziemlich auf derselben Höhe 
geblieben, während der gewerbliche Index von 2,039 auf 1,879 ge- 
sunken ist. Die Öffnung der Schere verengte sich von 1,32 auf 1,22 %. 

Über den Index der Kleinhandelspreise am 1. Dezember 1927 
und seine Veränderung seit dem 1. Januar 1927 gibt die nach- 
folgende Berechnung des Konjunkturinstituts des Finanzkommis- 
sariats der Union einen lehrreichen Überblick: 


=. Prozentuale Veränderu 
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Allgemeiner Index 2.32 183 183 | 2.— 102.4 93.2 92.00 98,2 


A. Index der landwirtschaft- En aah 
ee 2.22 176 | 1.80 | 1.93 | 111,8 


96,9| 94,4 | | 102,8 


B. Index der gewerblichen 2.40 1.89 | 1.86 | 2.04 95.7 90,5 914] 995 
1. Getreide 2.13 1.63 | 1.58 | 1.78 | 114,2| 94,3 92,3 100, 5 
2. Gemüse. 2.85 | 1.96 | 1.85 | 2.49 | 132,0 106,2 100,4 121,8 
3. Fleisch... ...... 2.07 | 1.88 | 1.92 | 1.98 104,2 101,9 100,8 108,0 
4. Milcherzeugnisse .. 2.59 | 2.16 | 2.10 | 2.28 | 104,1 90,5 89,0| 94,0 
5. Fische 2.96 | 1.87 1.47 | 2.17 | 98.5 90,2 89,4 98,5 
6. Pflanzenſett 2.63 1.57 | 1.55 | 1.86 | 109,0 92,9 90,7 97,6 
1. Sal2 su 2. 20.888 2.87 | 158 | 1.49 | 1.80 76,1 70,4 64,7 71,4 
8. Zucker 2.08 | 2.00 1.96 2.02 98,0 96,8) 96,0) 97,1 
/ 1.94 | 1.81 | 1.89 1.87] 100,9 97,5 96,7 98,6 
10. Spirituosen 2.24 | 2.13 | 2.07 2.11] 96,1 95,0 92,5 93,9 
11. Tabak 198 | 1.98 | 2.13 | 2.01 92,5 91,8 93,4 92,6 
12. Manufaktur ...... 2.71 1.98 | 2.18 | 2.25 95,3 887! 918| 91,9 
13, Schuhzeug....... 2.42 | 2.06 | 1.88 | 2.19 96,7 89,9 87,6! 92,6 
14. Metalle......... 2.20 | 1.76 | 1.68 | 1.87 93,7 90.8 90,6] 92,4 
15. Tone und Erden .. 2.56 1.87 | 1.92 | 2.08 | 97,1| 87,4 92,4 91,8 
16. Chemikalien 181 | 1.54 | 1.44 1.54 92,4 90,3 89,1 90,2 
17. Petroleum. 1.16 | 1.01 | 1.44 | 1.07 | 100,9| 95,4 96,0 97,2 
18. Holz... .. 2.2.2... 2.12 | 2.03 | 1.81 | 1.99 93,1 92,1| 98,8) 92,9 
19: Papier 2.2.2222, 2.43 | 1.75 | 1.71 | 1.87 | 89,9| 80,8] 89,7| 86,6 


Von besonderem Interesse ist in dieser Tabelle die Unter- 
55 von privatem, genossenschaftlihem und staatlichem 
Handel. Im Privathandel sind die Preise im allgemeinen beträcht- 
lich höher. Infolge des Warenmangels des öffentlichen Handels 
muf großenteils auf ihn zurückgegriffen werden. Besonders hoch 
ist der Index des Privathandels für Manufakturwaren (2,71), fast 
ebenso hoch für Pflanzenöle (2,63) und noch höher für Gemüse 
(2.85) und Fische (2,96). Auch die in diesem Jahre eingetretene 
Verbilligung gewerblicher Erzeugnisse hat sich im Privathandel 
verhältnismäßig nur schwach durchgesetzt. 


* * 
* 


In scheinbarem Gegensatz zu dem Programm der Verbilligung 
der gewerblichen Produktion steht das Versprechen des sieben- 
stündigen Arbeitstages in dem Jubiläumsmanifest vom 15. Okto- 
ber. Das Zentrale Vollzugskomitee der Union verheiftt darin, 
„für die werktätigen Industriearbeiter den Übergang vom acht- 
stündigen zum siebenstündigen Arbeitstag ohne Verminderung 
des Arbeitslohnes im Laufe der nächsten Jahre sicherzustellen“; 
spätestens nach Jahresfrist sollen das Präsidium des Zik und der 

at der Volkskommissare der Union zur allmählichen Verwirk- 
lichung dieses Beschlusses in den einzelnen Industriezweigen 
schreiten, und zwar „gemäß der Umstellung und Rationalisierung 
der Indusirikunternchmangen und gemäß der Steigerung der 
Produktivität der Arbeit“. 

Die Verkündung dieser Maßnahme in so feierlicher Form 
verfolgte teilweise zweifellos politische Zwecke. Der eigenen Ar- 
beiterschaft sollte der Segen des bolschewistischen Systems vor 
Augen geführt werden, und zugleich wollte man neue Sympathien 
beim Proletariat des Auslandes erwerben. Mit der tatsächlichen 
Durchführung dieser Maßnahme hat es gute Weile. Der erste An- 
fang ist am 15. Januar in 14 Baumwollmanufakturen gemacht wor- 
den. wo man mit der Einführung der siebenstündigen Arbeitszeit 
vom Zweischichtentag zum Dreischichtentag übergegangen ist, 
hierdurch also die Möglichkeit gewonnen hat, mehr Arbeitskräfte 
zu beschäftigen und die Produktion dieser Werke zu vergröſtern. 
Die N dieser Maßnahme in der Presse („Ekon. Shisn“ 
vom 8. 1.) ist sehr lehrreich. Über die grundsätzliche Seite der 
Verkürzung des Arbeitstages könne kein Streit sein. Wenn die 
bekannte Formel von Marx, daß bei zunehmender Produktivkraft 
der Arbeit der Arbeitstag verkürzt werden könne und umgekehrt 
bei Verkürzung des Arbeitstages die Intensität der Arbeit zu- 
nehme, durchaus anwendbar sei auf das kapitalistische Gewerbe. 
so gelte dies erst recht für die sozialistische Groſtindustrie der 
Räteunion, die den Weg intensiver Rekonstruktion beschritten 
habe, ohne durch „ produktions- konservative Privat- 
eigentumsinteressen gehemmt zu sein. 
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Die Baumwollindustrie — so wird weiter dargelegt — ist jetzt für deu 
siebenstündigen Arbeitstag herangereift. Die alten Fabrikationseinrichtun- 
gen sind zu 100 Prozent in Nutzung genommen; beim Zweischichten- 
tag (16stündige Arbeitsdauer) genügt dies aber nicht für die Ansprüche des 
Marktes. Die industriellen Neubauten, die in letzter Zeit in Angriff genom- 
men sind, können sich natürlich erst in einigen Jahren auswirken. Es muß 
deswegen die Maximalausnutzung der vorhandenen Fabriken durch den 
Dreischichtentag angestrebt werden, soweit das dazu erforderliche Mehr- 
quantum an Rohstoffen beschafft werden kann. Der Übergang zum sieben- 
stündigen Arbeitstag schafft zugleich die Möglichkeit, arbeitsparende Ände- 
rungen in der Technik und Betriebsorganisation durchzuführen, ohne die 
Entstehung eines Überschusses von Arbeitskräften befürchten zu müssen. 
Diese Rationalisierung der Produktion mufi sih sowohl in einer Verbilli- 

ung der Selbstkosten wie auch in der Erhöhung des Arbeitslohnes äußern. 
Auf die Höhe des Arbeitslohnes wird aber nidıt nur die Hebung der Pro- 
duktivität der Arbeit einwirken, sondern audi der Umstand, daß in den 
Betrieb jener 14 Manufakturen unter den neu benötigten 13—14 000 Arbei- 
tern 3—4000 halbwüchsige Familienmitglieder herangezogen werden, wodurch 
das Einkommen der Arbeiterfamilien erhöht wird. 

Trotz aller bisherigen Vorbereitung für diese 14 Manufakturen harren 
noch manche Fragen der Lösung, z. B. die Gewinnung der infolge der Be- 
triebserweiterung mehr benötigten qualifizierten Arbeiter, Techniker und 
Ingenieure, audi die Befriedigung des gröferen Bedarfs an Arbeiterwoh- 
nungen. Auch sonst sind viele Erwägungen anzustellen, z. B. bezüglich des 
Zustandes des Anlagekapitals, der Rohstoffbeschaffung, der Aufnahmefäbig- 
keit des Marktes für die einzelnen Produktionsrichtungen, bezüglich des 
Arbeitsschutzes und der kulturellen Bedingungen. Aus allem geht hervor, 
wie vorsichtig und durchdacht in dieser Angelegenheit nur vorgegangen 
werden kann. Eigenmächtiges Handeln der örtlichen Stellen auf diesem 
Gebiete ist streng zu untersagen. 


Diese Ausführungen erwecken den Eindruck, daß für die Ein- 
führung des siebenstündigen Arbeitstages nicht sowohl der sozial- 
politische Gedanke wie vielmehr das Interesse an der Vermehrung 
und Rationalisierung der Produktion bestimmend gewesen ist. 
Angesichts der Tatsache, daß die gewerbliche Arbeiterschaft Ruß- 
lands über eine Million Arbeitslose zählt und in der russischen 
Landwirtschaft weitere Millionen von Arbeitskräften überschüssig 
sind und als Reservearmee für die Industrie bereitstehen, kann 
der siebenstündige Arbeitstag zur Anwendung kommen, ohne als 
Vergeudung von Arbeitskraft zu wirken; jenes Heer von Arbeits- 
losen, das ohnehin durchgefüttert werden muß, wird dadurch ver- 
ringert. Beachtenswert ist der Unterschied der damit zugleich 
eingeleiteten russischen Rationalisierungspolitik von dem Ver- 
fahren, das in Deutschland während der großen Gesundungskrise 
1925/26 angewandt wurde. Zur Durchführung der Rationalisie- 
rung wurden bei uns Hunderttausende entlassen, während Ruĝ- 
land zu dem sanften Mittel einer Arbeitszeitverkürzung greift 
und infolgedessen trotz der Rationalisierung sich in der Lage be- 
findet, nicht nur nicht Arbeitskräfte vorübergehend abstoßen zu 
müssen, sondern sogar beträchtliche Mengen von Arbeitern neu 
einzustellen. Allerdings dürfte auch der Erfolg des russischen 
Verfahrens (abgesehen davon, daft es in den ersten Anfängen 
steht) sehr viel bescheidener sein, als das der rigoros durchgrei- 
fenden deutschen Unternehmerpolitik. 
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Die Politik des siebenstündigen Arbeitstages wird auch ge- 
kennzeichnet durch eine Auslassung bezüglich der chemischen 
Industrie. Das Präsidium des Zentralkomitees des Chemiker- 
verbandes hat erklärt, daß der Übergang zum siebenstündigen 
Arbeitstag in erster Linie in neuen Fabriken verwirklicht werden 
solle, die auf dem Grundsatz verbesserter Technik aufgebaut 
sind; im Laufe der nächsten Jahre sollen etwa 20 neue F abriken 
in Gang gesetzt werden. Von älteren Werken sollen für jene 

aßnahme nur solche in Betracht kommen, die technisch am 
meisten vervollkommnet sind. Die Einführung des verkürzten 
Arbeitstages soll aber ausgeschlossen sein, wenn sie den Rein- 
gewinn vermindern, die Produktionskosten erhöhen oder die 
Nichterreichung der vorgesehenen Erniedrigung der Selbstkosten 
bedingen würde. 


* 4 * 


Der 15. Parteikongreſt, der im Dezember stattfand, hat be- 
kanntlidi die Opposition zum mindesten einstweilen zur Strecke 
gebracht. Von den Reden, die sidi sachlich mit der Opposition 
auseinandersetzten, war von besonderem Interesse der De 
des Parteisekretärs Molotow, der einen so lehrreichen Überbli 
über die jetzige Agrarpolitik der Partei gibt, daß ich es mir nicht 
versagen kann, im folgenden den wesentlichsten Inhalt seiner 
Ausführungen wiederzugeben. 

Was hat die bolschewistische Revolution dem Bauern ge- 
geben? Die Statistische Zentralverwaltung berechnet den Zu- 
wachs des bäuerlichen Landbesitzes auf 31 %. Diese Rechnung 
ist irreführend. Die Rechnung muß sich konzentrieren auf die- 
jenigen bäuerlichen Klassen, denen die Revolution helfen wollte: 
auf die armen und mittleren Bauern. Diese besaßen vor der 
Revolution in der RSFSR (ohne Sibirien, fernen Osten und einige 
Teile des Nordkaukasus-Gebietes) 60 Millionen Hektar, während 
die Dorfbourgeoisie (Groſtbauern) 40 Millionen besaften. Infolge 
der Agrarrevolution wurde der bäuerliche Gesamtbesitz um 
40 Millionen Hektar auf Kosten des Nichtarbeitsbesitzes (Guts- 
besitzer usw.) vergrößert. Die Dorfbourgeoisie behielt nur 4 Mil- 
lionen Hektar, verlor also 36 Millionen, während die armen und 
Mittelbauern auf 136 Millionen Hektar kamen. 

Nach den Daten des Landwirtschaftskommissars Smirnow 
gingen an die armen und Mittelbauern in der RSFSR (ohne die 
autonomen Republiken) 110 Millionen Hektar über, von denen 
50 Millionen den Gutsbesitzern und sonstigen privaten Grund- 
besitzern, der Apanagenverwaltung und den Kirchen genommen 
wurden: 10 Millionen Hektar erhielten die Klein- und Mittel- 
bauern aus dem Landvorrat des Staates und der Forstverwaltung 
und etwa 50 Millionen Hektar aus dem Besitz der reichen Bauern. 

Die soziale Entwicklung infolge der Revolution ist vor allem 
charakterisiert durch die Stärkung des Mittelbauern im Gegensatz 
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zu der früheren kapitalistischen Entwicklungstendenz, bei der die 
Mittelschicht ausgelaugt wurde zugunsten der armen und reichen 
Extreme. Eine besondere Kommission, die der Rat der Volks- 
kommissare zum Studium dieser Verhältnisse einsetzte, gelangte 
zu folgenden Ergebnissen: 


Zahl und Verteilung der bäuerlichen Bevölkerung in der Union 
nach den sozialökonomischen Gruppen in den Jahren 1924/25 
bis 1926/27: 


Zahl der Wirt- % der landwirtschaftl. 
schaften in 1000 Bevölkerung 


1924/25 | 1925/26 | 1926/27 | 1924/25 | 1925/26 | 1926/27 
Landwirtschaftl. Bevölkerung 100 100 100 


I. Proletariat (Arbeiter). . | 2700 | 8000 | 3200 4,4 5,0 5,8 


II. Bauern, die keine stän- 
digen Arbeiter beschäf- 


igen 19 059 | 18470 | 18473 | 88,7 87.4 86,8 
1. Gruppe der armen 
Bein 6070 | 5441 5212 | 24,0 21,6 20,4 
2. Gruppe der Mittel- 
bauern 12 989 13 029 13 261 64,7 65,8 86,4 
III. Bauern, die ständige Ar- i 
beiter beschäftigen. . .] 1234 | 132.*)| 1404 6,9 7,6 7,9 


*) Ziffer unleserlich. 


Hiernach haben im Laufe der drei untersuchten Jahre die 
Mittelbauern zugenommen. Von der Gruppe III werden gleich- 
falls noh 2—3 % den Mittelbauern zuzuzählen sein. In der 
Stärkung dieser Schicht liegt der grundsätzliche Unterschied in 
der Entwicklung des Rätedorfes von der vorrevolutionären Zeit. 
(Notabene: solange die weitere Zunahme der ländlichen Bevölke- 
rung dieser Entwicklung nicht ein Ziel setzt!) 


Unsere bisherige Vorstellung von der Zah! der armen Bauern 
war stark übertrieben. Wir stützten uns bisher auf die Zahl der 
vieh- und pferdelosen Wirtschaften, während jene Kommission 
richtigere Merkmale angewandt hat. 

Allerdings ist auch das ländliche Proletariat gewachsen; in- 
dessen arbeitet etwa nur die Hälfte von ihm in bäuerlichen Einzel- 
wirtschaften (in Kulakbetrieben), während die andere Hälfte in 
staatlichen, kooperativen oder Gemeindebetrieben tätig ist. Die 
Kennzeichen des Kulaks sind die Beschäftigung von Lohnarbei- 
tern, die Pacht von Land und in letzter Zeit zunehmend die Ver- 
mietung landwirtschaftlichen Inventars. In der konsumierenden 
Zone betrug die Zahl der Wirtschaften, die ständige Arbeitskräfte 
„5 3 %; Tagelöhner wurden in 7,8% der Wirtschaften 
festgestellt; in der Uberschuſtzone waren es 2,9 bzw. 8.4 %. 
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Die Pacht, die sich allerdings in letzter Zeit merklich aus- 
breite, hat in der Hauptsache mittelbetrieblichen Charakter. 
Von der gesamten Saatfläche entfallen auf das Pachtland 6,7 %. 
Die Vereinigung von Pachtung und Lohnarbeiterbeschäftigung 
(als deutliches Kennzeichen der Kulakwirtschaft) trifft in der 
RSFSR für 3.7 % der Wirtschaften zu, in der Ukraine 2,4 %, in 
170 Transkaukasischen Föderation 4,4 %, in der ganzen Union 
ür 3.7 . 

Zweifellos geht das Wachstum der kapitalistischen Elemente 
im Dorfe neuerdings beschleunigt vor sich, besonders auch auf 
dem Wege der Vermietung von land wirtschaftlichem Inventar an 
arme Bauern. Viel stärker aber wachsen die sozialistischen Ele- 
mente. 

Der Weg von der Individual- zur Kollektivwirtschaft ist 
allerdings lang. Die Nep machte der Mittelschicht besonders 
groſte Konzessionen. Die Beschlüsse der 14. Parteikonferenz 
unterstrichen noch einmal, daß die Landwirtschaft sich in ihrer 
Hauptmasse als kleine Individualwirtschaft entwickelt und daß 
daher an deren Hebung auf das intensivste gearbeitet werden 
muß. Grundlegend ist zu diesem Zwecke die Agrarreform, deren 
egenwärtiger Gang noch sehr unbefriedigend ist. (Ich habe den 
indruck, daß Molotow den Wert der jetzigen Reformmaftnahmen 
beträchtlich unterschätzt. — A.) In der RSFSR sind erst 12 % der 
Wirtschaften, in der Ukraine 15 % der Landfläche reguliert wor- 
den. (Für eine so kurze Zeit eine gewaltige Leistung. — A.) 

Die Partei darf nicht übersehen, daR die jetzt angestrebte 
Hebung der bäuerlichen Individualwirtschaft die kapitalistischen 
Tendenzen im Dorfe verstärkt; diesen muß daher gleichzeitig 
entgegengetreten werden, sowohl durch Dann uns der Pacht 
und der Lohnarbeit, wie auch durch Maßnahmen der Steuer- 
politik. (Hier liegt der angreifbarste. Punkt der bolschewistischen 
Agrarpolitik vom Standpunkt des Produktionsinteresses. — A.) 


Nach den Feststellungen der oben erwähnten Kommission ist 
im allgemeinen die Besteuerung der Bauern einschlieflich der 
Zahlungen für das Land 2½. bis 3 mal geringer als vor dem 
Kriege. Nach dem Oktoberbeschluß des Zentralen Vollzugs- 
komitees sollen 35 % der Wirtschaften von der Landwirtschafts- 
steuer völlig befreit werden. l 

Das alles aber sind nur Palliative; die Hauptsache ist die 
positive Errichtung sozialistischer Wirtschaft im Dorfe. _ 

Der individualistische Kleinbetrieb und die Volkswirtschaft 
im ganzen entwickeln sich in unserem Lande auf der Grundlage 
der Nep, d. h. auf der Grundlage des Warenaustausches zwischen 
dem Staatsgewerbe und der Landwirtschaft. Daher kommt der 
Politik der Preise eine außerordentliche Bedeutung zu. Die Linie, 
die die Partei für die nächste Zeit verfolgt, ist die Erhaltung der 
Beständigkeit der landwirtschaftlichen Preise und fortgesetzter 

ruck zur Erniedrigung der gewerblichen Preise. 
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Gegenwärtig befinden sich schon über 50% der Warenver- 
sorgung des Dorfes in Händen der Kooperation, und fast 33 der 
Ankäufe landwirtschaftlicher Erzeugnisse werden durch die staat- 
lichen und genossenschaftlichen Organe getätigt. 


Aber auch der bäuerliche Betrieb als solcher bedarf der 
Sozialisierung. Die Zersplitterung der Landwirtschaft hat seit 
der Revolution noch gewaltig zugenommen. Heute zählt die 
Union etwa 24 Millionen bäuerliche Wirtschaften. 8 Millionen 
sind so schwach, daft die Haltung eines Pferdes für sie nicht ren- 
tabel ist. Selbst die Haltung eines guten Pfluges macht sich viel- 
fach nicht bezahlt; daher haben wir in der Union noch über 5 Mil- 
lionen Haken. Der Groſtbauer schlägt daher wirtschaftlich den 
Klein- und Mittelbauern. Die kleinen Wirtschaften müssen sich 
durch Zusammenschlufß stärken. 


Ein wesentliches Mittel zu diesem Zwecke ist die Ausdingung 
(vgl. meine obigen Ausführungen. — A.). Millionen bäuerlicher 
Wirtschaften werden durch die Ausdingung erfaßt und dadurch 
großenteils veranlaßt, Produktivgenossenschaften zu bilden. Zu- 
gleich wird dadurch Planmäſtigkeit in die Landwirtschaft getragen. 


Als auf ein weiteres Sozialisierungselement ist hinzuweisen 
auf die landwirtschaftliche Industrie. Wir haben etwa 16 000 
Genossenschaften, die landwirtschaftliche Rohstoffe verarbeiten. 
z. B. 6000 Butter- und Käsefabriken, die etwa 960 000 bäuerliche 
Wirtschaften zusammenfassen, die ihrerseits ihre Geldüberschüsse 
der Kooperation zur Verfügung stellen. 


Von besonderer Bedeutung sind die verschiedenen Formen 
der Kollektivierung der Bodenbearbeitung und der gesamten 
bäuerlichen Wirtschaft („Kolchosy“). In diesen Kollektiven sind 
gegenwärtig etwa 1 Million Menschen organisiert; nicht nur der 
Kleinbauer, sondern auch der Mittelbauer strebt in diese Verbin- 
dungen. Dazu kommen die — eine Vorstufe zur sozialistischen 
Kollektivierung darstellenden — Maschinengenossenschaften, in 
denen etwa 100 000 Wirtschaften vereinigt sind, ferner Kollektive 
mit speziellen Betätigungsgebieten, wie Meliorationsgenossen- 
schaften mit etwa 700000 Wirtschaften, Pferdezucht- und Saat- 
zuchtgenossenschaften mit Zehntausenden von Wirtschaften und 
andere Formen mehr. Alle diese Genossenschaften befinden sich 
in starkem Wachstum; ihre Zahl vermehrte sich von 1924 bis 1926 
auf das Siebenfachke. Zu alledem tritt die Unterstützung der 
bäuerlichen Klein- und Mittelbetriebe durch genossenschaftliche 
und staatliche Veranstaltungen, wie durch die Maschinenvermie- 
tungspunkte und Getreidereinigungs-Stationen. Von großer Be- 
deutung ist in dieser Beziehung auch der landwirtschaftliche 
Kredit. Im laufenden Wirtschaftsjahr 1927/28 leiten wir in die 
Landwirtschaft im ganzen 704 Millionen Rubel aus Staatsmitteln. 


Was die andere Form der sozialistischen Landwirtschaft, die 
Rätegüter („Sowchosy“), betrifft, so sind diese heute aus dem 
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Zustand der Unrentabilität herausgetreten und bilden sich zu 
Mustern des Großbetriebes heraus. — 

In letzter Zeit mußten wir gegen die Vorurteile der Opposi- 
tion bezüglich der Nep und unserer Bauernpolitik kämpfen. Im 
besonderen hatten wir mit der Anti-Mittelbauerrichtung Trotzkis 
und seiner Anhänger zu ringen. Wir bekämpfen den Unglauben 
daran. daß es möglich sei, in unseren Verhältnissen mit den Mittel- 
bauern den Sozialismus aufzubauen. 


Was uns im Dorfe fehlt, ist die Kultur. Unsere Kulturlosig- 
keit, oft geradezu unsere Wildheit verhindert uns, die Sozialisie- 
rungsansätze, wie sie im Dorfe vorhanden sind, schneller zu ent- 
wickeln. Wir müssen mehr Mittel zur Hebung der Kultur ver- 
wenden; wenn wir heute die Bauern im allgemeinen mit einer 
Steuer von 300 Millionen belasten, so sollten wir noch 100 Mil- 
lionen von den wohlhabenden Bauern besonders fordern, um 
diese Mittel zu Schulen und sonstigen Kulturmaffnahmen im Dorfe 
zu verwenden. 

Die Mittel- und Kleinbauern sollen niht Objekt unseres 
sozialistischen Aufbaues sein, wie dies der Herrenstandpunkt der 
Trotzkischen Ideologie fordert; der werktätige Bauer ist unser 
Verbündeter, er soll aktives Subjekt des Aufbaues sein. Heute 
gilt die Losung: Belebung der Räte; dazu ist erforderlich, daß die 

orfräte (als politische Kommunalbehörden) wirtschaftlih ge- 
kräftigt werden gegenüber den rein wirtschaftlichen Agrargemein- 
den, auf deren Plattform sonst der Kulak zu Einfluß gelangt. 


Eine neue Forderung der Opposition ist die Schaffung eines 
Bundes der Dorfarmut. Wir dürfen diese nicht als isolierte Klasse 
organisieren. Die Dorfarmut muß wohl örtliche Gruppen bilden, 
um ihre besten Elemente in die Dorfräte und Genossenschaften 
hineinzubringen, muß hier aber mit den Mittelbauern zusammen- 
wirken. 

Ganz abwegig ist die Forderung der Opposition, bei den 
Bauern eine Zwangsanleihe zu erheben (zur stärkeren Akkumu- 
lierung des Kapitals in der Industrie und zur Hebung der Markt- 
leistung der Landwirtschaft für die Stadt. — A.). Die oben er- 
wähnte Kommission des Rates der Volkskommissare hat festge- 
stellt, daß bei den Landarbeitern je Seele das Jahreseinkommen 
81 Rubel beträgt, bei den Kleinbauern 78 Rubel, bei den Mittel- 
bauern 92 Rubel, also unterschiedslos große Dürftigkeit; erst dann 
kommt der Sprung zu den Bauern mit ständigen Lohnarbeitern. 
wo ienst pro Seele auf 166 Rubel steigt. Ein Grund 
mehr, daf Klein- und Mittelbauern zusammenhalten. „Ohne 
diesen Bund geht die proletarische Revolution nur einen Weg; 
den Weg des Verderbens." 

Auch hinsichtlich der Kooperation verfolgt die Opposition 

anz falsche Ziele. Sie fordert ein staatsgenossenschaftliches 
Sen Der Staat beeinflußt doch wahrlich schon zur Genüge die 
genossenschaftliche Bewegung. Was nottut, ist die l 
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der eigenen Aktivität der bäuerlichen Masse in der Genossen- 
schaft. Daß wir dies Ziel noch nicht genügend erreicht haben, 
liegt vor allen Dingen wiederum an unserem Mangel an Kultur. 

Wir müssen der Entwicklung des Sozialismus im Dorfe auch 
praktisch zu Hilfe kommen. Die Partei ist im Dorfe noch viel zu 
schwach vertreten. Unter den 1 200 000 Parteimitgliedern befin- 
den sich nur 14 000 Landarbeiter, obgleich 3 Millionen Land- 
arbeiter vorhanden sind. Auch die kommunistische Jugendbewe- 
gung, so stark sie im Lande ist, hat im Dorfe keinen genügenden 

uzug gefunden. Auch die Frauen stehen im Dorfe noch zurück. 
Die kommunistische Jugend und die Bäuerin müssen auf massen- 
hafte Kollektivierung hinwirken. 

Auch wir in der Stadt dürfen nicht müſtig bleiben. Die Losung 
lautet: Das Antlitz zum Dorfe! Leider wird sie aber im stillen 
durch den Zusatz ergänzt: Hand in der Tasche! Zur Unterstützung 
der sozialistischen 5 des Dorfes sind vor allem die Ge- 
werkschaften berufen. — — 

Wenn auch diese Darlegungen sicherlich parteipolitische Ein- 
seitigkeiten und Übertreibungen an manchen Punkten enthalten, 
so geben sie im großen und ganzen doch ein zutreffendes Bild 
nicht nur von der Agrarpolitik, die die Partei ernsthaft und nach- 
drücklich verfolgt. sondern auch von der tatsächlichen Entwick- 
lung, die heute in der russischen Landwirtschaft vor sich geht. 
Auch lassen sie erkennen, wie der Bauer zu beglückwiünschen ist, 
daß nicht der Doktrinarismus der Opposition, sondern die Real- 
politik der Parteileitung gesiegt hat. 


III. Geistiges Leben. 
Von Arthur Luther. 


Von den einzelnen Völkern, die der Union der Räterepubliken 
angehören, von ihrer Kultur und ihren wirtschaftlichen Verhält- 
nissen, weiſt man bei uns sehr wenig; nur über die Republik der 
Wolgadeutschen ist man aus sehr Pere Gründen etwas 
besser unterrichtet. Tataren, Armenier, Georgier verschwimmen 
in der Vorstellung des Westeuropäers mit Samojeden, Kirgisen, 
Tschuwaschen usw. meist zu einer grauen Masse zusammen und 
man gibt sich keine Rechenschaft darüber, daß es sih um ganz 
verschiedene Volksstämme handelt, von denen die einen im Be- 
sitze einer uralten eigenartigen Kultur sind, während die anderen 
eben erst zu einem Kulturleben zu erwachen beginnen. Da ist 
es denn sehr dankenswert, wenn eine Pariser Emigrantenzeitung 
(„Wosroshdenije“) sine ira et studio aus den Angaben kaukasi- 
scher Zeitungen ein Gesamtbild von den Verhältnissen in den 
beiden bedeutendsten Bundesrepubliken Transkaukasiens, Geor- 
gien und Armenien, zu geben versucht. Hervorgehoben wird vor 
allem der außerordentliche Aufschwung Georgiens in den letzten 
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Moskau persona grata ist. Man vergesse nicht, daß der heute 
allmächtige Stalin Georgier ist! In Titlis und den Provinzstädten 
sind eine Menge neuer Gebäude errichtet; das neue Tifliser Elek- 
trizitätswerk soll nicht weniger als 17 Millionen Rubel gekostet 
haben. Tiflis ist jetzt eine große, reiche, durch und durch geor- 

ische Stadt. Das Nationalgefühl der Georgier ist in den letzten 
Jahren mächtig gestiegen und — was das . ist — 

ie Träger des nationalen Gedankens sind die Kommunisten 
selbst. Dadurch erklärt es sich auch, daß der früher so starke 
Einfluß der Menschewiki und der sogenannten Nationaldemokra- 
ten immer geringer wird. Ebenso erklärt es sich, daß die separa- 
tistischen Bestrebungen der von Shordania und Ramischwili ge- 
leiteten Gruppe der Menschewiki audı bei den nichtbolschewisti- 
schen Gesellschaftskreisen Georgiens, zu denen außer der Geist- 
lichkeit der größte Teil der Gelehrten. Schriftsteller und Künstler 
gehört, scharfe Proteste hervorriefen, die keineswegs bloß auf 
den von oben ausgeübten Druck zurückgeführt werden können. 


Hervorgehoben werden ferner die Expansionsbestrebungen 
Georgiens. Als Beispiel dafür wird angeführt, daß das Oberste 
Exekutivkomitee (Ispolkom) der Sowjetunion den landarmen 
georgischen Bauern in dem außerhalb der georgischen Republik 
liegenden Kreise Sotschi 40000 Hektar Land zur Verfügung 
stellte. Diese Maßnahme wird dadurch erklärt, daß die in der 
Zentralregierung sitzenden Georgier (Ordschanikidse, Jenukidse 
u. a.) den Kreis Sotschi „georgisieren“ wollen, um ihn später der 
Republik einverleiben zu können. Was also seinerzeit die Men- 
schewiki nicht erreichen konnten, wird von den Kommunisten 
verwirklicht. 


Als sehr charakteristischer Zug wird ferner vermerkt, daß im 
Gegensatz zu Armenien die eigentliche Aufbauarbeit ne 
von den oberen Schichten der Gesellschaft angeregt und au 
geleistet wird, während die Masse des Volkes sich ziemlich passiv 
verhält. Das Armeniertum, das früher in Georgien, insbesondere 
in Tiflis, eine so bedeutende Rolle spielte, ist gegenwärtig völlig 
zurückgedrängt; dabei ist der Haß der Georgier gegen die Arme- 
nier viel intensiver, als er es vor dem Kriege nd er Revolution 
war, wo doch auch wahrhaftig von freundschaftlichen Beziehun- 

en zwischen den beiden Nationen nicht geredet werden konnte. 
Der Georgier von heute sieht in dem Armenier das Haupt- 
hemmnis auf dem Wege zur Konsolidierung der Selbständigkeit 
seines Landes. Dabei ist von dem einstigen Glanz und Reichtum 
des Armeniertums in Tiflis kaum noch etwas übrig geblieben. 
Die armenische Presse, das armenische Theater, der Buchhandel, 
das Vereinswesen, die Wohltätigkeitseinrichtungen führen. nur 
noch ein klägliches Schattendasein; außer ein paar mühsam um 
ihre Existenz ringenden Schulen ist den Armeniern, die einst die 
Mehrheit der Bevölkerung von Tiflis bildeten, so gut wie nichts 
geblieben. Der Besitz der reichen armenischen Bourgeoisie — 
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Häuser, Fabriken, Banken, Handelsunternehmungen — ist „so- 
zialisiert“ worden, d. h. in georgische Hände übergegangen 

Und auch Armenien selbst bietet ein wenig erfreuliches Bild. 
Wenn man die Grenzstation Sanain passiert hat, berichtet ein 
Korrespondent, glaubt man in eine andere Welt gekommen zu 
sein. nregelmäflig verkehrende Züge, verfallene Bahnhöfe, 
finster blickende Menschen — alles das wirkt deprimierend. Die 
Eisenbahnwagen sind überfüllt; die Reisenden unterhalten sich 
nur flüsternd, — nicht weil sie „politische“ Bedenken hätten: 
man hat auch ohne „Politik“ Sorgen genug. 

Kommt man aber in eine Stadt oder ein Dorf, so gewinnt 
man doch freundlichere Eindrücke. Es wird erstaunlich viel und 
eifrig gearbeitet in Armenien. „Das ganze Volk schafft wie ein 
Mann. Jedes Dorf, jede Stadt ist eine Werkstatt, eine Schmiede, in 
der am Wohlstand der Nation gearbeitet wird. Die Wunden, die 
der Bürgerkrieg geschlagen, heilen nach und nadı, und das Land 
beginnt freier zu atmen“. 

Großzügige staatliche Unternehmungen wie in Georgien 
findet man in Armenien nicht. Dazu ist das Land zu arm und 
wird von Moskau aus zu wenig unterstützt. Unter den Führern 
der armenischen Kommunisten finden sich keine so starken Per- 
sönlichkeiten wie unter den Georgiern und die Armenier in der 
Zentralregierung, deren Namen ja auch im Auslande bekannt 
sind (Mikojan, Karachan) haben keine nationalen Interessen. So 
vollzieht sih der Aufstieg Armeniens viel langsamer als der 
Georgiens und unter viel stärkerer Beteiligung der gesamten 
Volksmasse, die mit Anspannung aller Kräfte arbeiten muß, um 
existieren zu können. Dazu kommen auc noch die ungünstigen 
äußeren Verhältnisse: die für den Ackerbau geeignete Boden- 
fläche ist viel zu gering für die Menge der Bevölkerung. der 
Außenhandel kann nur mit großen Schwierigkeiten aufrecht er- 
halten werden usw. So ist die Bevölkerung Armeniens die wirt- 
schaftlich am schlechtesten gestellte in ganz Transkaukasien, und 
es ist begreiflih, daß die Auswanderung in Armenien immer 
mehr um sich greift. 


* 
* 


Wenig befriedigt ist die russische Kritik von den Aufführun- 
en der Moskauer und Petersburger Theater zu den Jubiläums- 
eierlichkeiten der zehnjährigen Räterepublik. Literarisdi und 

künstlerisch am höchsten stand anscheinend die Festaufführung 
des Moskauer Künstlertheaters, das eine Dramatisierung der Fr- 
zählung von Wsewolod Iwanow „Der Panzerzug“ brachte, aber 
auch von diesem Stück sagt die „Krasnaja Gaseta“, es sei dur 

und durch verlogen und diese Aufführung sei die erste in der 


Geschichte des Stanislawskijschen Theaters gewesen, die man als 


unkünstlerisch, unecht und unaufrichtig bezeichnen müsse. Ebenso 
wenig Beifall hat die Tragödie „Golgatha“ von Tschishewskij 
gefunden. die im Moskauer „Theater der Revolution“ aufgeführt 


392 


„ —. a Een. 


— 


wurde und von der vorher als von dem bedeutendsten Erzeugnis 
der neuen russischen Bühnenkunst geredet wurde. Nach der 
Premiere aber erklärte die „Prawda“, das Stück sei schablonen- 
haft und plump; nach der ersten Szene wisse man bereits, wie 
sich die Handlung weiter entwickeln werde; der Verfasser sehe 
seine ganze Aufgabe darin, die Weißen als Schurken und die 
Roten als übermenschliche Helden darzustellen; dabei aber täten 
die Bolschewiki auf der Bühne nichts als deklamieren und lieſten 
sich immer wieder übers Ohr hauen. 

Nicht viel anders lauteten die Berichte aus Petersburg. In 
der Aufführung des Schauspiels von Mokin und Trachtenberg 
„Der Sturm von Perekop“, das den endgültigen Zusammenbruch 
der Wrangel-Armee zum Thema hat, imponierte nach dem Bericht 
von „Shisn Iskusstwa“ am meisten die große Attacke auf den 
Wall von Perekop mit den zwölf auf den Zuschauerraum ge- 
richteten knatternden Maschinengewehren und den zehn Schein- 
werfern, deren Strahlen sich höchst effektvoll kreuzten, und — 
das Spiel des ausgezeichneten Darstellers Jurjew, der aus dem 
„weißen General” Wrangel fast den eigentlichen Helden des 
Dramas zu machen wußte. Noch schlimmer scheint die Umge- 
staltung der Dichtung von Majakowskij „Am fünfundzwanzig- 
sten“ zu einer Balletpantomime gewesen zu sein, in der man 
Kerenskij im Winterpalais die Prunkgewänder der Zaren an- 
probieren sah und Miljukow als „Kinderwärterin der unreifen 
russischen Intelligenz“ erschien. Das einzige, was nach „Shisn 
Iskusstwa“ Eindruck machte, waren die Momente, wo der Zu- 
schauerraum in die Handlung mit hineinbezogen und die Auf- 
führung zur Manifestation wurde, — so wenn die aufrührerischen 
Matrosen an Stricken aus den Logen der oberen Ränge ins Par- 
kett hinunterkletterten oder wenn im Halbdunkel die rote La- 
terne über dem Parkett schwankte oder wenn sich plötzlich alle 
Gänge mit vorwärts drängenden Rotgardisten füllten 

Es ist in Rußland nicht anders als bei uns: der auſterordent- 
lih reich entwickelten Bühnenkunst steht keine ebenbürtige 
dramatische Dichtung zur Seite. Alles Gerede von der Selbst- 
herrlichkeit des Schauspielers, von dem entfesselten Theater soll 
nur über diesen Grundmangel hinwegtäuschen. Das wird ja 
in den hier schon früher einmal behandelten, so sehr wert- 
vollen und aufschluffreichen Erinnerungen Stanislawskijs auch 
ganz offen ausgesprochen. Und ähnliches sagt ein anderer 
bedeutender ct Bühnenkünstler, der aus Stanislawskijs 
Schule hervorgegangen und noch heute am Moskauer Künstler- 
theater tätig ist, — Michail Tschechow, der kürzlich sehr 
interessante 5 veröffentlicht hat. Ganz abgesehen 
von den persönlichen Erlebnissen, die dieser Neffe Anton Tsche- 
chows zu erzählen weiß, fesselt das Buch durch die vielen theore- 
tischen Darlegungen und vor allem durch die zahlreichen Schil- 
derungen, wie Stanislawskij und seine Leute — darunter der viel 
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zu früh verstorbene, hochbegabte Wachtangow und Tschechow 
selbst — arbeiteten und arbeiten, wie auf immer neue Mittel 
und Methoden gesonnen wird, um die erforderlichen Wirkungen 
zu erzielen und wie dabei die Persönlichkeit des Künstlers, sein 
individueller Ehrgeiz immer wieder zurücktreten vor der großen 
Aufgabe, vor dem Kunstwerk als solchem, das es zu verkörpern 
ilt. Es sei hier wiedergegeben, in welch eigenartiger Weise 
Shake rc „Hamlet“ unter Tschechows Leitung (er selbst 
spielte den Hamlet) eingeübt wurde. So mancher wird, wenn 
er das liest, den Kopf schütteln und vielleicht mit Polonius sagen: 
„Ist es auch Wahnsinn, hat es doch Methode“. Bei einigem Nach- 
denken wird man aber zum Ergebnis gelangen, daR nicht nur 
die Methode Anerkennung verdient, sondern daß auch in dem 
scheinbaren Wahnsinn ein tiefer Sinn steckt. Tschechow erzählt: 
„Eine der ersten Übungen bei unseren Hamletproben war — 
das Spielen mit Bällen. Wir warfen uns schweigend die Bälle zu 
und legten dabei in unsere Bewegungen den künstlerischen 
Gehalt unserer Rollen. Man las uns dabei den Text des Stückes 
langsam und laut vor und wir setzten ihn in Bewegung um, indem 
wir uns die Bälle zuwarfen. Damit erreichten wir folgendes: 
erstens befreiten wir uns von dem Zwange, die Worte eher aus- 
zusprechen, als die inneren schöpferischen Antriebe zum Aus- 
sprechen in uns erwacht waren. Wir kamen so über das qual- 
volle Stadium des Aussprechens von Worten nur mit den Lippen 
ohne innere Ergriffenheit hinweg, dieses Stadium, das der Schau- 
spieler nicht vermeiden kann, wenn er seine Arbeit mit dem vor- 
zeitigen Sprechen des Textes beginnt. Zweitens lernten wir 
praktisch den tiefen Zusammenhang zwischen äußerer Geste und 
Rede einerseits, Geste und seelischer Emotion andrerseits er- 
fassen. Wir erkannten das Gesetz, nach dem der Schauspieler, 
der wiederholt die gleiche Ausdrucks- und Willensbewegung ge- 
macht hat, eine Bewegung, die in irgend einem bestimmten 7 — 
sammenhang mit dem Text seiner Rolle steht, zuletzt von der ent- 
sprechenden seelischen Emotion ergriffen wird und damit erst 
das Recht erhält, die dazu gehörigen Worte zu sagen. So kamen 
wir von der Bewegung zum Gefühl und zum Wort. Gewiſt, die 
Art und Weise, wie wir diese und ähnliche Ubungen vornahmen, 
war unvollkommen und wir widmeten ihnen auch viel zu wenig 
Zeit. Zudem ließen wir uns immer wieder durch theoretische 
Erörterungen über den Sinn und die Bedeutung dieser oder 
jener Bewegung ablenken. Aber immerhin — der erste Versuch 
war gemacht und ich sah zu meiner größten Freude, daf die 
Kollegen diese neuen, ungewohnten Arbeitsmethoden gerne 
akzeptierten 


* * 
* 


Sehr bezeichnend für den russischen Lenin-Kultus ist ein 
Aufsatz in der Zeitschrift „Nowyj Mir“, der sich „Lenin über 
Kunst und Literatur“ betitelt und den bekannten Kritiker und 
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Literarhistoriker Wiatscheslaw Polonskij zum Verfasser hat. Man 
wird beim besten Willen nicht behaupten können, daf die Kunst- 
anschauungen Lenins, die hier erörtert werden, sich durch be- 
sondere Originalität oder Tiefe auszeichneten, wenn Polonskij 
auch so tut, als ob dieses der Fall wäre; aber die Art und Weise. 
wie Lenin hier gegen die „Leninisten“ ausgespielt wird, ist sehr 
charakteristisch, ebenso charakteristisch, wie die Tatsache, daß 
solche Binsenwahrheiten wie die, daR ein Kunstwerk Eigenwert 
besitzt, auch wenn es keine politische Tendenz predigt, — daß 
solche Binsenwahrheiten in Rußland erst durch die Berufung auf 
Lenin Geltung gewinnen können. 

Der Aufsatz Polonskijs beginnt mit einem Hinweis darauf, 
daß wir nur sehr wenig Äußerungen Lenins über Kunst und 
Literatur besitzen, da sein Wollen und Streben völlig durch den 

litischen Kampf in Anspruch genommen war, so daß er einfach 
keine Zeit hatte, sich mit Kunst und Dichtung zu befassen. Daraus 
nun aber den Schluß zu ziehen, daß Lenins Verhältnis zur Kunst 
das des primitiven, undifferenzierten Tatmenschen war, wagt 
Polonskij natürlich nicht. Dieser Schluß ergibt sich jedoch ganz 
ungezwungen aus allem, was Polonskij selbst zum Thema „Lenin 
und die Kunst‘ mitzuteilen weiß. Er berichtet z. B. einen „wunder- 
baren Zug“ aus dem Leben Lenins: bei einer Aufführung der 
„Kameliendame“ in Genf im Jahre 1904 mit Sarah Bernhardt in 
der Titelrolle wurde Lenin bis zu Tränen gerührt! Er drückte 
sich in die dunkelste Ecke seiner Loge und zog verstohlen sein 
Taschentuch hervor. Und das, obwohl die „Kameliendame“ das 
sentimentalste bourgeoise Melodram ist, das man sich vorstellen 
kann, und Sarah Bernhardt eine Schauspielerin, „die selbst Ge- 
nosse Wardin nicht als Proletarierin bezeichnen wird“! 


Nun, wer Sarah Bernhardt 1904 gesehen hat, als sie nur noch 
eine Ruine war, bei der nur hin und wieder Reste einer einst 
virtuosen Technik von „versunkener Pracht“ zeugten, dem wer- 
den diese Tränen Lenins nicht sonderlich imponieren. Jeden- 
falls kennzeichnen sie ihn nicht als Menschen mit starkem 
ästhetischem Empfinden und ausgesprochenen ästhetischen Be- 
dürfnissen, sondern eben, wie oben schon angedeutet, als primi- 
tive Natur. Aber sicher lassen sich diese Tränen über die „Ka- 
meliendame‘“ sehr wohl als Waffe gegen jene verwenden, die in 
der Kunst nur ein Propagandamittel sehen. 


Dieselbe naive Einstellung zur Kunst zeigt sich noch öfter. 
So erzählt Polonskij, es sei Lenins Verdienst gewesen, daß die 
russischen Staatstheater — vor allem Oper und Ballett — im 
Jahre 1919 nicht aufgelöst worden seien. Damals hätte der Kom- 
missar Galkin im Sownarkom (Rat der Volkskommissare) vorge- 
schlagen, das Moskauer Große Theater, dieses „Überbleibsel der 
Gutsbesitzerkultur“ mit seinen „bourgeoisen Opern“, die der 
Arbeiter und der Rotarmist nicht brauchten, zu schließen, und 
da hätte Lenin ihm geantwortet: „Mir scheint, Genosse Galkin 


395 


hat eine etwas naive Vorstellung von der Bedeutung des The- 
aters. Das Theater ist nicht nur zur Propaganda da, sondern soll 
vor allem dem Arbeiter zur Erholung nach der schweren Tages- 
arbeit dienen. Und es ist noch zu früh, das Erbe der bourgeoisen 
Kunst zu den Akten zu legen 

Polonskij ergeht sich hierauf in tiefsinnigen Erörterungen 
über die Bedeutung des Wortes „Erholung“. Nun, schon hundert 
Jahre vor Lenin hatte der Hofdichter der Grofen Katharina, 
Dershawin, die Zarin dafür gepriesen, daß die Poesie für sie das- 
selbe bedeute, wie an einem heißen Sommertage ein Glas kühler 
Limonade... Und wenn weiter Lenin dafür gelobt wird, daß 
er die „Kühnheit“ gehabt habe, audi Dichter wie Majakowskij 
abzulehnen, obgleich sie auf der äußersten Linken standen, da- 
gegen den gewiß nicht linksstehenden Puschkin zu rühmen und 
allen modernen Poeten vorzuziehen, so waren Turgenew, Dosto- 
jewskij und unzählige andere bourgeoise Dichter und Denker 
ebenso „kühn“. Und dann heißt es: „Lenin hatte keine Angst 
und sagte ganz offen: Majakowskij ist schwer zu verstehen. 
Puschkin und Nekrassow versteht man viel leichter. Leichter 
aber heißt soviel wie volkstümlicher, den Massen näher, den 
Massen verständlicher. Die wahre, hohe Kunst kann nicht nur 
einem engen Kreise von Spezialisten verständlich sein. In der 
hinreißenden Schlichtheit ist ihre Kraft.“ Sehr richtig. Ganz 
dasselbe sagte aber schon ein gewisser Leo Tolstoj und kam auf 
diesem Wege zu der Behauptung (die man Lenin ganz sicher auch 
zutrauen könnte), daß „Onkel oms Hütte“ ein größeres Kunst- 
werk sei als der „Faust“. - 


* 
* * 


Aus Moskau wird berichtet, daſt in dem dortigen „Haus der 
Presse“ im Dezember eine Ausstellung deutscher Kinderbücher 
und jugendschriften stattgefunden hat, gewissermaſten als Gegen- 
leistung für die erfolgreiche 3 russischer Kinder- 
bücher in Berlin und Leipzig. Veranstalter der Ausstellung 
waren die rührige Gesellschaft zur Anknüpfung kultureller 
Beziehungen zwischen der Räterepublik und dem Aus- 
lande und J. P. Meksin, der Initiator der russischen Ausstellung 
in Deutschland. In der Moskauer Ausstellung waren 260 deutsche 
Kinderbücher und Jugendschriften zu sehen, die in zwölf große 
Gruppen pero waren. Im Mittelpunkt des Ganzen stand 
eine Anzahl von Büchern, die die Entwicklung des deutschen Bil- 
derbuches in den letzten Jahrzehnten vor Augen führen sollte; 
da sah man all die bekannten Bücher von Jul. Dietz. W. und G. 
Caspari, Karl Hofer, Freyhold. Kreidolf usw. Eine andere 
Gruppe zeigte die alten Meister des Kinder- und Bilderbuches in 
Neuausgaben — Ludwig Richter, Otto Speckter, Graf Pocci, Oskar 
Pletsch usw. Die verschiedenen Neuausgaben des Struwelpeter 
waren ebenfalls zu einer Sondergruppe zusammengefaßt. Natür- 
lich fehlten auch sozialistische und kommunistische Bücher (wie 
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die schon vielfach ins Russische übersetzten Märchen von 
Hermynia zur Mühlen) nicht. Die Ausstellung erfreute sich 
eines sehr regen Besuches; Künstler, Buchhändler, Bibliothekare 
und Lehrer brachten ihr ein lebhaftes Interesse entgegen. Die 
technischen Vorzüge der deutschen Bücher wurden allgemein 
rücchaltlos anerkannt; schwieriger war es für die Besucher der 
Ausstellung, sich über die verschiedenen Strömungen innerhalb 
der deutschen Jugendliteratur zu orientieren. Die Presse sprach 
die Hoffnung aus, daß auch diese Ausstellung dazu beitragen 
möge, die Zusammenarbeit des russischen und des deutschen 
1 es auf kulturellem Gebiet zu beiderseitigem Nutzen zu 
ördern. 
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„Splendid“. 68 S. 


Gogol, Nikolai: Die toten Seelen oder Die Abenteuer Tscitschikows. 
erlin 1927. Verlag Th. Knaur. 615 S. 


Gogol, N. W.: Das Bildnis. Eine Erzählung. Übertragen von Arthur 
uther. Leipzig 1926. Insel-Verlag. 79 8. 


Gontscharow, Iwan: Gesammelte Werke in 4 Bänden. Berlin 1926. 
Verlag B. Cassirer. 


Gorki, Maxim: Das Werk der Artamanows. Roman. Berlin 1927. Malik- 
Verlag. 420 S. 


Gorki, Maxim: Der 9. Januar. Die Ereignisse in Petersburg am 9. Januar 
1905. Berlin 1926. Malik-Verlag. 64 S 


Gorki, Maxim: Der 9. Januar. Magdeburg 1927. Verlag der freien welt- 
lichen Schulen. 16 S. 


Gorki, Maxim: Die alte Isergil. Leipzig 1926. Verlag Hesse & Becker. 302 S. 
Gorki, Maxim:. Die Mutter. Berlin 1927. Malik-Verlag. 476 S. 


Gorki, Maxim: Geschichten von Landstreichern. Aus dem Russischen von 
Arthur Luther. Leipzig 1927. Insel-Verlag. 78 S. 


Gorki, Maxim: Märchen der Wirklichkeit. Langensalza 1927. Verlag 
Julius Beltz. 32 S. 


en Maxim: Meister-Erzählungen. Berlin 1927. Verlag M. Maschler. 
397 8. 


Gorki, Maxim: Wanderer in den Morgen. Berlin 1926. Verlag Ullstein, 
A.-G. 377 8. 


Havelock: Die Moskauer Knute. Ein Bändchen Zeitgeschkidite. Berlin 
1926. Neuer Deutscher Verlag. 91 S. 


Isjagin, Fedor B.: Der Herr ohne Hose. Eine Sammlung merkwürdiger 
Begebenheiten. Frankfurt a. M. 1926. Iris-Verlag. 145 8. 
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i Bücherschau. 


Japikse, Dr. N.: Europa und Bismarcks Frie- 
dens politik (Europa und Bismarcks Vredespoli- 
tie k). Die internationalen Beziehungen von 1870 bis 1895. Her- 
ausgegeben vom Niederländischen Komitee zur Untersuchung der 
Ursachen des Weltkrieges (1. Auflage). Aus dem Holländischen 
übersetzt von Frau T. Wolff-Mönckeberg. Berlin 1927. Deutsche 
Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte m. b. H. X u. 202 
Seiten. Preis in Pappband Rm. 13,—; in Ganzleinen Rm. 15,—; 


in Halbleder Rm. 17,50. 

Die Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte hat sich der 
verdienstvollen Aufgabe unterzogen, in sorgfältiger deutscher Übersetzung 
die erste Veröffentlichung des Niederländischen Komitees zur Untersuchung 
der Ursachen des Weltkrieges einem weiten Leserkreis zugänglich zu machen. 
In seinem Buch „Europa und Bismarcks Friedenspolitik“ versucht der Ver- 
fasser, der holländische Gelehrte Dr. Nikolaus Ja ikse, auf Grund eines ein- 
gehenden Aktenstudiums, sowie unter Zugrundelegung einer recht umfang- 
reichen Literatur, Bismarcks auswärtige Politik seit der Reidisgründung einer 
allseitigen Beleuchtung zu unterziehen. Eine Aufgabe, die Sa ikse um so 
erstrebenswerter erscheint, als seiner Ansicht nach ein Verständnis der Wil- 
helminishen Epoche ohne eingehende Untersuchung der vorhergehenden 
Periode unmöglich ist. 

An Hand einer knappen, jedoch klaren und übersichtlichen Schilderung 
der wichtigsten politishen Aktionen und Ereignisse während der zwei De- 
zennien nach 1870 beweist der Verfasser mit einer beachtenswerten Objektivi- 
tät den einwandfrei friedlichen Charakter der Außenpolitik Bismarcks, dem 
es nach der Reichsgründung lediglich um den Ausbau und die Sicherung seiner 
Schöpfung zu tun gewesen ist. In diesem Zusammenhang werden von Japikse 
auch die Defensivbündnisse mit Österreich-Ungarn, Italien, Rumänien, Ruß- 
land, die deutsch-französische Annäherung zur Zeit Ferrys, sowie die deutsch- 
englischen Bündnisfühler der 80er Jahre. gewertet. 

Mit den einzelnen Thesen des holländischen Gelehrten wird sich die 
deutsche Geschichtswissenschaft noch auseinander zu setzen haben. An dieser 
Stelle sei nur, ohne Schmälerung der Verdienste des Verfassers auf seine un- 
verhältnismäßig kurze Behandlung der deutsch-russischen Beziehungen der 
$0er Jahre hingewiesen. Auch der Bedeutung und den Motiven des Rückver- 
sicherungsvertrages scheint Japikse nicht in vollem Umfange Rechnung ge- 
tragen zu haben, obgleich auch er in der Tatsache der Nichterneuerung einen 
groben politischen Fehler erblickt. Endlid hätte bei Benutzung einer so 
trüben Quelle wie Cyon, den Japikse häufig zitiert, noch größere Vorsicht 
und Skepsis walten müssen. Der angebliche Deutschlandhaß der russischen 
öffentlichen Meinung erscheint dadurch in einer nie vorhanden gewesenen 
Stärke und einem nicht vorhanden gewesenen Umfang. 1. G. 


GeorgesDuhamel:LevoyagedeMoscou. Paris 
(Mercure de France) 1927. 258 8. 


Ein Buch, das aus der jetzt schon recht stattlich gewordenen Masse der 
Reiseberichte vom neuen Rußland herausgehoben zu werden verdient, vor- 
bildlich in seiner Haltung, ruhig, gerecht und human. Es sind anspruchslose 
Aufzeichnungen aus dem Gebiet kulturellen Lebens, nicht beschwert durch 
Statistiken oder wirtschaftliche Erwägungen. D. hat nur die große Straße be- 
fahren wie mancher andere; Leningrad und Moskau sind seine einzigen Sta- 
tionen; aber sein Urteil über die Dinge, die er gesehen hat, wird auch den 
Kenner interessieren. Er wahrt sich durchaus den Standpunkt eines strengen 
Individualisten, aber er hat die geistige Freiheit, die ebenso zur Kritik wie 
zur Anerkennung des anders Gearteten befähigt. D. hat den Blick für das 
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lebendige Rußland, der tiefer dringt als bis zu seiner sozialen und politischen 
Form. | o R. S. 


Nikolai Ognjew: Das Tagebuch des Schülers Kostja 
Rjabzew. Ins Deutsche übertragen von Maria Einstein. Berlin 
(o. J.). Verlag der Jugendinternationale. 270 8. 


Das Buch, dessen Erscheinen in Rußland großes Aufsehen erregt hat. 
verdankt diesen Erfolg nicht so sehr seinen künstlerischen Qualitäten, als in 
erster Linie der Aktualität des von Ognjew gewählten Themas. Der Ver- 
fasser, selbst ein „Schkrab“ (Schularbeiter), läßt seinen fünfzehnjährigen Hel- 
den sehr genau über seine Schule, über den Lehrbetrieb, über das Verhältnis 
zwischen dem Lehrpersonal und den Kindern usw. berichten. Kostja Rjabzew 
ist kein Musterschüler, ist auch nicht übermäſtig begabt. Das Lernen fällt 
ihm schwer, sein geistiger Horizont ist ziemlich beschränkt; er fesselt aber 
unsere Aufmerksamkeit, weil er den Typ eines russischen Durchschnittsjungen 
von heute darstellt, eines Jungen, der keine kulturellen Traditionen mit sich 
in die Schule gebracht hat, für den das Leben erst mit der Revolution beginnt, 
der darauf stolz ist, daf sein Vater ein Proletarier und kein „verseuchter 
Intellektueller" ist. Typisch ist auch sein Protest gegen die Lehrer, die sich- 
unterstehen, die Schüler „Kinder“ zu nennen, gegen den „Lord“ Dalton, den 
Schöpfer des unverständlichen Lehrplanes, — gegen Shakespeare, gegen alles, 
was noch „von früher her“ stammt. — Und diese Jugend wird das künftige 
Rußland bauen: es ist an der Zeit, sie schon heute kennenzulernen. . 


Ostpreußen und Polen. Ein Beitrag zum deutsch- 
polnischen Handelsvertrag. Von Dr. Fritz Beckmann, 
o. Professor der Volkswirtschaftslehre an der Landwirtschaft- 
lichen Hochschule Bonn-Poppelsdorf. Sonderdruc aus „Berichte 
über Landwirtschaft“, Neue Folge, Bd. VI, Heft 2. Verlagsbuc- 
handlung Paul Parey, Berlin 1927. 40 S., geb. 1 RM. 


Mit temperamentvoller Einseitigkeit schildert Beckmann die wirtschaft- 
lichen und nationalpolitischen Gefahren, die der ostpreußischen Landwirtschaft 
aus einem deutsch-polnishen Handelsabkommen erwachsen können. Polen 

roduziert an denselben landwirtschaftlichen Massengütern wie Ostpreußen — 

oggen, Kartoffeln, Schweine — einen Uberschuſt. Es hat den Vorteil der 
billigeren Arbeitskräfte und eines Frachtenvorsprungs auf dem deutschen 
Markt. Die Möglichkeit einer Ergänzung der beiden Lebensmittelproduzenten 
Ostpreußen und Polen in Jahren verschiedenen Ernteergebnisses fällt bei den 
gleichen klimatischen Bedingungen der beiden Konkurrenten aus. Schon heute 
ist die Landwirtschaft in Ostpreußen unrentabel. Wenn der vom Reiche abge- 
schnittenen Provinz nicht durch finanzpolitishe und darüber hinaus durch 
handelspolitische Sonderregelung geholfen wird, droht sie dem polnischen 
Druck wirtschaftlich und im Gefolge nationalpolitish zu erliegen. Diese 
schweren Probleme in so scharfer Weise herausgestellt zu haben, ist das Ver- 
dienst der Beckmannschen Schrift, die schon bei ihrem Erscheinen in den 
„Berichten über Landwirtschaft“ berechtigte Aufmerksamkeit gefunden hat. 
Die Lösung der Probleme ist ohne Einordnung in einen größeren Rahmen 
kaum denkbar. R. R. B. 


Ostdeutscher Heimatkalender. 7. Jahrgang 1928. 
Herausgegeben vom Deutschen Ostbund, Berlin W 9. 16 Seiten. 
1.50 RM. 

Der Kalender bringt einen ausführlichen Überblick über Tätigkeit und 
Organisation des herausgebenden Verbandes; Hervorhebung verdient die Er- 
richtung eines Archivs zur Sammlung von Quellenmaterial über die Zeit des 
Zusammenbruchs der deutschen Herrschaft in Posen und Westpreußen. Der 
umfangreiche Textteil, der geschickt zusammengestellt und gut ausgestattet 
ist, spannt seinen Bogen vom Baltikum bis nach Siebenbürgen. R. B. 
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Zeitschriftenschau. 


A. Sowjetrußland. 


I. Politik. 


Die Psychologie des Bolschewismus. (The Psychology of Bolshevism 
Von Dorothy Hanbury. 
„The National Review“, Fouls Januar 1928, S. 713—721. | 
Der Bolschewismus kann nicht nach westlichen Anschauungen benre! 
werden, er ist keine nur politische Bewegung, er ist die Antithesis de 
Christentums. Die Diktatur des Proletariats ist zu einer Diktatur wei 
ger über das Proletariat geworden. In der kommunistischen Jugend g 
winnt die Opposition an Boden. England muß das russische Volk, da: : 
seinem Innersten vom Bolschewismus unberührt geblieben ist, zu übe‘ 
zeugen wissen, daß es der Feind des Sowjetregimes, nicht der Feind fu 
lands ist; je stärker alle europäischen Völker zusammenstehen. oe: 
eher wird das russische Volk befreit werden. Der Abbruch der Beziet" 
en war aus Gründen der Moral und der Selbsterhaltung geredhtiert'r 
Daß das Ende der Sowjetherrschaft kommen wird, ist sicher; es fragt“? 
nur, wann und wie. as dann kommende Rußland wird in allem de 
Gegenteil des bolschewistischen sein. R. R. B 


Die Bolschewisten und die Front im Oktober-November 1917. (Bols: 
viki i front v „ 1917.) Von M. Pokrovskij. 

„Krasnaja Nov“, 1927, Heft 11, S. 157—170. 
Die Abhandlung des angesehenen russischen Historikers beruht aul ir 
bisher unveröffentlicht gebliebenen Niederschriften der vom Stabsqusft' 
des Oberbefehlshabers der russischen Armee, von den Stabsquartieren ® 
einzelnen Fronten, sowie vom Krigsministerium in der Zeit vom 7. Now® 
ber bis zum Beginn der Friedenspräliminarien mit Deutschland, d. b. b. 
zum 3. Dezember 1917 geführten Telephongespräche. Diese äußerst we 
tigen Dokumente zeigen mit erschütternder Deutlichkeit die völlige llt 
rung und Maditlosigkeit Kerenskijs nach dem „ den uf 
Nacht eingetretenen Zerfall der russischen Armee und die Atmospis“ 
der allgemeinen Kriegsmüdigkeit, in der die Friedensverhandlungen e 
öffnet wurden. L] 


Der Kampf mit der Obdachlosigkeit der Kinder in RSFSR. (Borh: ' 
detskoj besprizornost ju v RSFSR.) Von M. Boguslavskij. 

„Krasnaja Nov“, 1927, Heft 8, S. 139—163. ] 
Obgleich die Zahl der obdachlosen Kinder in der RSFSR. seit 198-1” 
den schlimmen Hungerjahren — zurückgegangen ist, bleibt dieses Proble 
nach dem Zeugnis von Boguslavskij „eine der wichtigsten Fragen. den. 
erhöhte Aufmerksamkeit seitens der staatlichen und gesellschaftlidt 
Organisationen zugewandt werden soll“. Die wachsende Arbeitslosiste 
unter den Erwachsenen, sowie unter den Minderjährigen bringt & ™ 
sich, daß eine immer größere Anzahl von Kindern — hauptsächlich aus d. 
Arbeiter- und Bauernfamilien — auf die Straße geworfen wird. Ein 
Bo ol gegebener Überblick der vom Rat der Volkskommissare. w 
VZIK, vom Volkskommissariat für Bildungswesen und von verschieden“ 
Kommissionen getroffenen Maßnahmen zen den von verantwortliches 
Regierungsorganen geführten Kampf gegen die Obdachlosigkeit und dess’ 
große Schwierigkeiten. Sehr eingehend schildert der Verfasser die 01% | 
nisation und die Arbeit der vielen Kinderheime —zurzeit 2711 an der 1 ! 
die mehr als 200 000 Kinder beherbergen. Trotz der großen Summen ; 
dafür bewilligt werden — im Jahre 1926/27 waren es mehr als 13 Ver 
des Gesamtetats des Volkskommissariats für Bildungswesen — » 15 
Zustand dieser Häuser „ unbefriedigend“. besitzen z. B. 1" 
58 Prozent der Kinderheime für jedes Kind ein Bett; in einem Bog" 
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lavskij bekanntgewordenen Falle waren für 155 Kinder nur 40 Betten 
vorhanden. Die antihygienishen Lebensbedingungen, der Mangel an 
nötigen pädagogischen Kräften und an festem Arbeitsprogramm und ins- 
besondere die zunehmende Indifferenz in der Frage der Obdadilosigkeit 
seitens der breiten Bevölkerungsmassen sind nach der Ansicht des Ver- 
ae die Haupthindernisse für die Beseitigung dieser furchtbaren Zu- 
stände. . 


Rußlands Weltplan. (Russia's World Game). Von Stanley High. 
„Harper’s Magazine“, New York, Dezember 1927, S. 110—118. 
Die Methoden der bolschewistishen Propaganda finden besondere An- 
wendung gegenüber den farbigen Völkern in aller Welt, vor allem jedoch 
in Asien. Schon 1919 wurde eine Orientalische Abteilung des Außenkom- 
missariats unter Leitung des namhaften Orientalisten Vosnesenski ge- 
bildet. Auf die panislamitische Bewegung wurde starker Einfluß genom- 
men. Mit Kongressen, Zeitungen, Schulen und besonderen Organisationen 
werden die verschiedenen Völker bearbeitet. Diese Propagandatätigkeit 
in den asiatischen Ländern schildert der Verfasser auf Grund von Studien 
an Ort und Stelle. R. R. B. 


Die deutsche Ostpolitik. (La Pad orientale de l’Allemagne). 
„L’Europe nouvelle“, 3. 12. 27, S. 1605 — 1607. 
Der Berliner Mitarbeiter der Zeitschrift schildert die deutsche Stellung- 
nahme zum französisch-jugoslavischen Vertrag, die Anschlußfrage und 
das deutsch-russische Verhältnis. R. R. B. 


Der persisch-sowjetrussische Matts auf dem Boden der Politik der 
Sowjetunion und der mohammedanischen Staaten. (Traktat sowiecko- 
erski na tie Polityki Sowietow i Panstw mahometanskich.) 
on Marjan Uzdowski. 
„Przeglad Polityczny“, Band 7, Heft J, 1927. 
Nachdem der Sieg Polens im Jahre 1920 den Versuchen Sowjetrußlands, 
die Revolution nach Westen zu tragen, ein Ende bereitet hatte, wandte 
Rußland sich entschieden nach Asien hin. Durch seine Agitation im nahen 
und im fernen Osten rief es eine Gegenwirkung Englands hervor, ver- 
stand es aber sehr geschickt, die Meinung zu verbreiten, daf in seinem 
Konflikt mit Europa die Angriffsabsicht auf der anderen Seite liege. Die 
Bemühungen Sowjetrußlands sowohl wie Englands in der Türkei, Persien 
und Afghanistan stießen insofern auf einen unerwarteten Widerstand, als 
diese Länder sich von jeder Bevormundung frei zu machen suchten. In 
diesem Sinne ist auch der persische Vertrag mit der Sowjetunion zu ver- 
stehen, der zugleich der Zurückweisung englischer Bestrebungen dient. 
Er bedeutet eine gewisse Hinneigung zu Rußland, wobei die engen Wirt- 
schaftsbeziehungen Nord-Persiens zu Rußland eine Rolle spielen, ist aber 
nicht als eine dauernde Annäherung Persiens an Rußland, sondern als 
ein Schritt auf dem Wege der Erringung der wirtschaftlichen und politi- 
schen Selbständigkeit Persiens anzusehen. FE. R. 


II. Wirtschaft. 


Zur Wirtschaftslage Rußlands. (Z gospodarczego polozenia Rosji.) Von S. S. 
Przeglad Gospodarczy, Jahrgang 8, Heft 22, November 1927. 
Das Grundproblem des fünfjährigen Wirtschaftsplans der Sowjetunion ist 
das Problem Dorf und Stadt, Landwirtschaft und Industrie, Bauer und 
Arbeiter, das auch der Abspaltung der kommunistischen Opposition in der 
Sowjetunion zugrunde liegt. Die Vorschläge dieser Opposition, die Land- 
wirtschaft stärker zu belasten, sind in diesem Plan verworfen worden. 
Es wird vielmehr vorgesehen, die industrielle Produktion durch Ratio- 
nalisierung, durch Heranziehung von Heimindustrie und Handwerk, durch 
Ausbau der Verkehrswege und durch staatlihe Förderung vor allen 
Dingen derjenigen Industrien, die Produktionsmittel erzeugen, zu heben 
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und auf der anderen Seite die landwirtschaftliche Erzeugung durch Steuer- 
vergünstigungen, technische Verbesserungen und vermehrte Anwendung 
von Maschinen so zu fördern, daß ein höherer Ausfuhrüberschuff erzielt 
wird. Im Finanzwesen wird eine Beschränkung der Geldemission und 
die Bildung von Sparkapital angestrebt. Aus alledem geht hervor, daß 
die Wirtschaftspolitik der Sowjetregierung sich auf die in kapitalistischen 
Staaten üblichen Voraussetzungen stützt und frühere Grundsätze verläßt. 
Wenn nicht Hemmungen vor allem politischer Art eintreten, kann man in 
den nächsten Jahren mit einer weiteren wirtschaftlichen Entwicklung der 
Sowjetunion rechnen. P. R. 


Die wirtschaftlichen Folgen des Konflikts zwischen England und der 
Sowjet-Union. (Konsekwencje gospodarcze zatargu angielsko-sowieckiego.) 
Von M. Kalecki. 

„Przeglad „ Jahrgang IX, Heft 1, Januar 1928. l 
Aus statistischen Angaben über den Handel zwishen England und der 
Sowjetunion wird der Schluß gezogen, daß die Ausfuhr der Sowjetunion 
nach England sich nach dem Abbruch nicht vermindert hat, daß die Aus- 
fuhr aus rag ane nach der Sowjetunion zwar gefallen ist, aber nicht in 
erheblichem Maße, daß es aber der Sowjetunion im großen Umfange ge- 
lungen ist, England als Transitland und als Vermittler im Bezug von Roh- 
stoffen auszuschalten, wie die stark zurückgegangenen Ziffern des Re-Ex- 
portes zeigen. Die Sowjetunion ist auch bemüht, England als Absatzmarkt 
zu umgehen, beispielsweise durch VERAN des Platinmarktes von London 
nach Berlin und Newyork. Eine Verdrängung des russischen Naphthas 
vom englischen Markt ist dem sowjetfeindlichen Naphthakapital nicht ge- 
lungen. Der Konflikt Englands mit der Sowjetunion hat also im ganzen 
weniger auf die beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen zurückgewirkt als 
zu erwarten wäre, vor allem dank der Haltung Englands, das sich der 
Sowjetunion gegenüber im allgemeinen darauf beschränkte, ihr Kredit- 
quellen zu verschließen. P. R. 


Die russische Agrarrevolution. Von Paul Olberg. 

„Zeitschrift für Geopolitik“, November 1927, S. 959—970. 

Im Gegensatz zu den westeuropäischen Staaten ging die russische Binnen- 
wanderung nicht vom Land in die Städte, sondern auf noch freies Acker- 
land. Infolgedessen hat Rufland die Wirtschaftsphasen des Handwerks 
und der Manufaktur nicht durchgemacht. Die Industrie erwuchs nicht 
organisch, sondern wurde, als ihr Bestehen sich als notwendig erwies, dem 
westeuropäischen Vorbilde nachgebildet. Rußland blieb Agrarstaat. Den 
Ausgangspunkt der russischen Agrarrevolution bildete die Bodenverschie- 
bung zugunsten der Großgrundbesitzer anläßlich der Bauernbefreiung. 
Infolge der Revolution ist der gesamte Kulturboden mit Ausnahme von 
3,2 Prozent für Rußland und von 4 Prozent für die Ukraine in den Besitz 
der Bauernschaft übergegangen. Die agrarpolitischen Maßnahmen des 
„Kriegskommunismus“ und der „NEP.“ haben eine weitgehende, doch nicht 
universelle Nivellierung der Bauernschaft zum Ergebnis. Trotz der Be- 
völkerungsverluste infolge von Krieg und Bürgerkrieg hat Rußland heute 
schon wieder eine relative Überbevölkerung; der Landmangel nimmt, 
von Süden und Osten ausgehend, in der Richtung nach Nordwesten immer 
mehr zu. Da die „freien Länder“ innerhalb Rußlands nahe zu erschöpft 
sind, bleiben Intensivierung der Landwirtschaft und Entwicklung der 
Industrie die beherrschenden Probleme der russischen e N 

R. B. 


Das russische Petroleum. (Le petrole russe.) Von A. de Goulevitch. 
„Revue économique internationale“, Rrüssel, 19e annee, vol. IV No 2, No- 
vember 1927, S. 232—246. 

Der Aufsatz untersucht den Einfluß des ausländischen Kapitals auf die 
kaukasischen Ölvorkommen. 1922 betrug die ausländische Beteiligung 
nah der — wahrsceinlich zu niedrigen — Sowjetstatistik 253 520 000 
Goldrubel; davon entfielen Hundertteile auf: England 68, Frankreich 20, 
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Deutschland 5, Holland 4.2, Belgien 2,8. Inzwischen sind wichtige Ver- 
„ dieses Verhältnisses eingetreten. Der deutsche Anteil ist fast 
ganz in Wegfall gekommen. Das englische Kapital, dem man das hollän- 
dische hinzurechnen darf, hat einen großen Teil der französischen Inter- 
essen übernommen. Die weitaus stärkste Gruppe in der russischen Pe- 
troleumindustrie ist mithin die „Royal Dutch Shell“, die seit 1912 in Ruß- 
land arbeitet. Vor dem Kriege war die englisch-französische „Russian 
General Oil” noch stärker als die R.D.S. Damals wirkte als dritte 
Hauptgruppe die russisch-deutshe Nobelgesellschaft, die während des 
Krieges zeitweise von der R.G.O. übernommen wurde. Seit 1922 hat die 
amerikanische „Standard Oil“ auf die Nobel-Gesellschaft steigenden Ein- 
ſluſt genommen. Frankreichs und Belgiens Anteile an einer Reihe russischer 
Gesellschaften haben sih nach dem Kriege vermindert; dieser Verlust ist 
durch die Erwerbungen der 1920 gegründeten „Société Petroles, Essences 
et Naphtes“ und „Trust Franco-Belge des Pétroles“ zunächst wieder aus- 
geglichen worden. Doch hat besonders die letztgenannte Gesellschaft gegen- 
3 der englischen und amerikanischen Konkurrenz wieder Boden ver- 
oren. R. R. B. 


Ausländische Konzessionen in Rußland. Von Heinrich Johannes. 
„Zeitschrift für Geopolitik“, November 1927, S. 918—920. i 
Die russische Konzessionspolitik besteht seit fünf Jahren. Zu unterscheiden 
sind drei Arfen von Konzessionen: 1. Handels- und Verkehrskonzessionen, 
2. Produktionsunternehmen, 3 technische Beratung. Bedenklih ist die 
Schwierigkeit für die Konzessionäre, sich vor Vertragsabschluß hinreichend 
zu informieren. Eine weitere Schwierigkeit bietet der Transfer der er- 
zielten Gewinne ins Ausland. R.R.B. 


III. Geistiges Leben. 


„Heiliges Rußland.“ („Holy Russia.“) Von Brian P. O’Seasnain. 
„The Catholic World“, New York, Dezember 1927, S. 347—356. 


Kurzer Abriß der russischen Geschichte unter besonderer Berücksichtigung 
der kirchlichen Entwicklung. R.R.B. 


Zehn Jahre der russischen Literatur. (Desjat' let russkoj literatury.) 
Von M. Slonim. 

„Wolja Rossii“, 1927, Heft 10, S. 61—75. 

Ein Rückblick auf das zehnjährige Bestehen der Sowjetherrschaft in Ruß- 
land bringt den Verfasser, den ständigen Literarkritiker der oben ange- 
führten Zeitschrift, zu dem Ergebnis, daß die russische Kultur sich stärker 
als die Sowjetregierung erwiesen hat. Die nach der Revolution mit Hilfe 
von unzähligen „Proletkulten“ „künstlich ins Leben gerufene“ Literatur 
mit ihrem revolutionären Pathos und gesteigerten Maschinenromantik hat 
sich nicht bewährt. Denn es gibt keine „proletarische, sondern nur eine 
russische Literatur“. Und als Begründung seiner These, daß „die russische 
Literatur sich während der Revolutionszeit in der Richtung weiterent- 
wickelt hat, die auf dem Gebiete der Dichtkunst als Reaktion gegen den 
Symbolismus bezeichnet werden muß“, bringt Slonim eine Reihe kurz- 
gefaßter Charakteristiken der heutigen Vertreter der russischen Literatur, 
in erster Linie der Dichter. L. J. 


Die Dichtkunst (1917—1927). (Poezija.) Von P. Kogan. 

„Krasnaja Nov“, 1927, Heft 11, S. 192—208. 

Der bekannte russishe marxistische Literaturhistoriker betrachtet das 

Jahr 1917 als einen entscheidenden Wendepunkt in der Geschichte der 

russischen Dichtkunst, der eine neue, glänzende und tatenreiche Ära ein- 
eleitet hat. Der vor der Revolution herrschende Symbolismus war seiner 
einung nach „eine im tiefsten Sinne des Wortes antisoziale, der wissen- 

schaftlihen und kollektivistischen Weltanschauung der Arbeiterklasse 

feindlich gegenüberstehende Dichtriditung“. Der „Oktober“ hat ihm aber 

den vernichtenden Schlag versetzt und die „Umwertung aller Werte“ mit 
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sich gebracht. Ein großer Teil der „alten“ Dichter, wie Bunin, Choda- 
sevitsch, Gippius usw. floh ins Ausland, die anderen, wie Alexander Blok 
und Esepin, gingen an der Unmöglichkeit, ihre Lyra mit der Revolution 
in Einklang zu bringen, A Ae „Und so konnte eine echt revolutionäre 
Poesie erst in dem Augenblick entstehen, als proletarische Dichter oder mit 
dem Proletariat organish verbundene Intellektuelle in die Literatur ein- 
traten.“ Dabei haben sih zwei Gruppen gebildet: die erste, „die den 
Namen ‚Kusniza‘ (Schmiede) angenommen hat und deren abstrakter roman- 
tischer Pathos für die ersten Revolutionsjahre bezeichnend ist“, hat bereits 
ihre Rolle ausgespielt; an ihre Stelle ist die andere getreten, die sich um 
den Almanach ‚Oktober‘ schart und „sich bemüht, von der revolutienären 
Romantik zu der Wiedergabe des Werktages und lebendiger Typen vorzu- 
stoßen, das ganze Leben, die ganze innere Welt des Menschen zu um- 
fassen“. "Allein — beeilt sih der vorsichtige Verfasser hinzuzufügen — 
die Erweiterung des Themas bedeutet noch keine Untreue dem Proletariat 
9 ... Es ist lediglih ein Zeugnis dafür, daß das neue revo- 
utionäre Bewußtsein die Grenzen der unmittelbaren Aufgabe — der Be- 
kämpfung des Feindes auf der militärischen und wirtschaftlichen Front — 
bereits überschritten hat und daß eine gewaltige innere Arbeit für die 
Schaffung einer neuen Persönlichkeit vor sich geht L. J. 


B. Polen. 


Die eee Grenze. (La frontière entre la Pologne et l'Allemagne.) 
on A. S. 
La Pologne politique, économique, littéraire et artistique, Paris, Dez. 1927, 
S. 809—814 l i 


Darstellung der Grundprobleme vom polnischen Standpunkt, n 


jeder Revision. p 


Polen und die baltischen Staaten. (La Pologne et les Etats Baltes.) 
Von Marcel Handelsman. 
Le monde slave, Paris, Oktober 1927, S. 81—106. 
Um die Randstaaten (Finnland, Estland, Lettland, Litauen) kämpfen seit 
„ drei Kräfte: die jeweils führende Ostseemacht, in letzter 
eit vor dem Kriege Deutschland; Rußland, dessen Drang zum Meere audi 
durch die neue Staatsform nicht vermindert worden ist: Polen, für dessen 
Ostgebiete hier die natürlichen Ausfuhrhäfen lagen. Für das durch den 
Weltkrieg neu geschaffene Polen liegt die baltische Frage insofern ganz 
anders, als sie aus einem örtlich begrenzten Problem zu einem der Welt- 
politik geworden ist. Mit Lettland und Estland kommt Polen allmählich 
zu einer Annäherung, während seine Beziehungen zu Litauen nach wie 
vor den wunden Punkt der baltischen Frage bilden und Finnland eine 
eigene Linie einzuhalten versucht (kulturell Zusammenarbeit mit den skan- 
dinavischen Ländern, politisch mit den baltischen Staaten und Polen bei 
Unabhängigkeit bzw. Anlehnung an England in Völkerbundsfragen). Alle 
polnischen Regierungen sind für Aufrechterhaltung der Selbständigkeit 
der baltischen Staaten eingetreten. Die Fühlung ist durch eine Reihe 
olitischer und wirtschaftlicher Konferenzen und Abmachungen von 1920 
is 1927 von Polen aus enger zu gestalten versucht worden. Der Kampf 
um das Baltikum ist nicht ein Kampf zwischen Polen und Rußland, son- 
dern letzten Endes ein Kampf zwischen Völkerbundgeist und une 


Die Bedeutung des Mittelland-Kanals für Deutschland und Polen. 
(Znaczenie Mittellandskanal’u dla Miemiec i Polsi.) Von Alexander Ringman. 
„Przemysk i Handel“, Jahrgang 8, Heft 46, November 1927. 
Der Verfasser geht von der Ansicht aus, daß Deutschland mit groflem Auf- 
wand den Ausbau seiner Wasserstraſten, insbesondere die stückweise 
aus des Mittelland-Kanals betreibt. Dieser Kanal würde auch für 
Polen, insbesondere für seine westlichen Gebiete eine große Bedeutung 
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haben. Interessierte deutsche Kreise in Obersclesien fordern als Gegen- 
gewicht gegen den Mittelland-Kanal den Ausbau des Klodnitz-Kanals, was 
auch für die Ausfuhr aus Polnisch-Oberschlesien und Galizien wertvoll 
sein würde. Der Mittelland-Kanal dagegen würde bei einem entsprechen- 
den Ausbau der polnischen Wasserstrafen noch weit größere Bedeutung 
für Polen haben. Dadurch würde der Transport von Massengütern aus 
ganz Polen einschließlich Ostpolens nach Deutschland ermöglicht, ja sogar 
ein Transitverkehr aus Rußland und der Ukraine durch Bolen is nach 
dem Rhein hin, und überdies die wirtschaftliche Erschließung Ostpolens 
gefördert. P. R 


Die „ Kunst in Paris. (L'art polonais à Paris.) Von Ed. Woroniecki 
5 256 „ politique, économique, littéraire et artistique“, Nr. 24, 15. Dez. 1927. 
Der Aufsatz gibt eine Übersicht der im Dezember in Paris stattgefundenen 
Ausstellungen der polnischen Maler: es werden zunächst die Namen von 

Weingart, K. Cykowski und Cz. Mystkowski genannt. — Der Erste, 

ein bereits in Frankreich bekannter Akt- und Porträtmaler, scheint dem 
Verfasser in seiner Entwicklung stehengeblieben zu sein; dagegen über- 
raschen die neuen Bilder Cykowskis, die unter den Eindrücken seiner 
Marokkoreise entstanden sind, durch die Plastik und Gesättigkeit der 
Farben und die Klarheit der Komposition. Mystkowskis Arbeiten geben 
die Landschaft und das Leben der Bevölkerung der Bretagne wieder. In 
diesen Bildern offenbart er sich als ein bedeutender und reifer Kolorist und 
Aquarellist. Alle genannten Künstler haben ihre Anfangsstudien in War- 
schau oder Petersburg ae danach aber mehrere Jahre in Frankreich 
verbracht und hier die für ihre künstlerische Entwicklung ausschlaggeben- 
den Eindrücke empfangen. 
Die polnische bildende Kunst steht schon seit längerer Zeit in so enger 
Verbindung mit der französischen, daß hier nach der Meinung des Ver- 
fassers eher von einer tiefen Wesensverwandschaft als von französischer 
Beeinflussung die Rede sein kann. E. S. 


Dem Andenken von St. 5 . (Pamięci St. Przybyszewskiego.) 
„Droga“ Nr. 11, 1927, S. 1—8. = 
In diesem Nachruf spricht der unbekannte Verfasser von der Bedeutung 
des Dichters und Denkers Przybyszewsky für Polen. 
Przybyszewsky trat mit seinen Werken in der Zeit der trostlosesten 
moralischen Depression hervor, als alle Gedanken nur auf die Erwartung 
des großen Wunders — der Befreiung Polens — konzentriert waren. Doch 
wurde die politische Lage immer hoffnungsloser, — man wagte an die 
Verwirklichung dieses Wunders kaum noch zu hoffen, — aber ohne politische 
Freiheit schien das Leben wertlos und schal, ja man glaubte kein Recht auf 
die einfache unmittelbare Lebensfreude zu haben. 
Przybyszewsky war der erste, der die Gefahr dieser resignierten Stim- 
mung erkannte. Seine Predigt lautete: „Das Leben ist die erste Pflicht des 
Menschen, und leben muß man um jeden Preis!“ Seine Ideen wirkten auf 
Tausende wie eine Erlösung; viele schöpferische Kräfte wurden wach, und 
daß sich die Epoche Przybyszewskys zu einer der kulturell bedeutendsten 
ae a ist nicht zuletzt ihm zu verdanken. 

um Gegenstande des Schaffens von Przybyszewsky wurde der Mensch als 

solcher, frei von allen politischen und sozialen Fesseln, aber mit seiner 
ganzen Problematik und seinen unergründlichen Seelentiefen. Immer 
wieder wird in seinen Romanen das Problem des tragischen Loses des 
Menschen behandelt, der keine Willensfreiheit besitzt und dennoch für sein 
Leben die Verantwortung tragen muß. Trotzdem war P. kein Pessimist; 
denn letzten Endes ist sein Schaffen der Ausdruck einer ekstatischen 
Lebensfreude und eines Glaubens an den „Teil der Ewigkeit“ im Menschen. 
Und hier berühren sich seine Ideen mit den tiefsten Strömungen der pol- 
nischen Dichtung — den mystisch-religiösen Motiven bei Mickewicz, Slo- 
wacki und Krasinski. E.S. 
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C. Litauen. 


Polen und Litauen. (Poland and Lithuania. 
„The Spectator“, London Nr. 5/188, 3. 12. 27, S. 964. 
Der Handstreich Zeligowskis von 1920 wird als ein ungesetzmäfliger Sieg 
(univerrantable assertion) der Macht über das Recht bezeichnet. Daß der 
Völkerbund sich an diesem Unrecht durch Verweisung der Angelegenheit 
an die Botschafterkonferenz mitschuldig machte, ist nur damit zu entschul- 
digen, daß er sich damals noch im Aufbau befand. Heute ist die Lage 
keineswegs leichter. Daß Polen ganz Litauen einnehmen wolle, ist zwar 
eine Einbildung Woldemaras' bei seiner militärischen Überlegenheit hätte 
Polen das in den letzten 7 Jahren tun können — und müssen, da seine 
Aussichten mit dem Erstarken Deutschlands und Rußlands ständig sinken. 
In Rußlands Einmischungsmöglichkeit liegt überhaupt die wirkliche Gefahr 
des polnisch-litauischen Konfliktes. Frankreich ist zwar infolge seiner all- 
un Lage wieder stärker an Polen interessiert, aber einen Krieg für 
olen würde es nicht auf sich nehmen. Eine Union mit Polen wäre für 
Litauen wirtschaftlih das Gegebene, doch wird sie am deutschen Wider- 
stande scheitern. R.R.B. 


Wilna und der Völkerbund. (Vilna and the League.) Von Mathilda Spence. 
„The Nation“, New York, 21. 12. 1927, Vol. CXXV, No. 3259, S. 719—720 
Die frühere Leiterin des baltisch-amerikanischen Hilfskomitees gibt einen 
geschichtlichen Überblick über die Entstehung der Wilnafrage. Auf die 
ethnographischen Verhältnisse der Gegenwart wird nicht einge Ren, 
Der Aufsatz ist sachlich, aber litauerfreundlich. . R. B. 


Die leidige Wilnafrage. (Une vieille affaire: Vilna.) Von Henry de Joubenal. 
„L’Europe nouvelle“, Paris, 3. 12. 1927, S. 1590—1592. 

Der litauisdi- polnische Konflikt, den Botschafterkonferenz und Völkerbund 
nicht haben zu schlichten vermögen, mußte früher oder später von Deutsch- 
land oder Rußland ausgenutzt werden. Im November 1927 hat Rußland 
zugunsten Litauens in Warschau eingegriffen und gleichzeitig Lettland von 
den baltischen Staaten abgesplittert. Ein polnisch-litauishes Abkommen 
muß angestrebt werden, und an Deutschlands Stellungnahme dazu wird 
man sein Interesse an der Sache des Friedens in Osteuropa beurteilen 
können. R.R.B. 


Die Ausflucht in der Wilnafrage. (The Vilna Evasion.) 
Von Sisley Huddleston. 

The New Statesman, London, 17. 12. 1927, Vol. XXX, Nr. 764, S. 317—318. 
Polen will Litauen ganz aufsaugen. Die bisherige Entwicklung des 
litauisch-polnischen Konfliktes strotzt von Beispielen für die Unlogik und 
Unfähigkeit der Friedensmacher. Auch die letzte Tagung des Völker- 
bundsrat hat die nicht gelöst, die Kurzsichtigkeit des Völker- 
bundes ist auf dem besten Wege, Europa in neues Unglück zu stürzen. Es 
zeigt sich, daß das „Selbstbestimmungsrecht“ nichts gewesen ist als eine 
diplomatishe Waffe. Litauen ist ein künstliches Gebilde. R.R.B. 


Die litauische Minderheit in Deutschland. 
Kulturwehr, Berlin, Dez. 1927, S. 584—594. 
Die von der „Vereinigung der Litauer Deutschlands e. V.“ dem 3. Genfer 
Minderheitenkongreß vorgelegte Denkscdrift wird hier zum ersten Male 
veröffentlicht. Sie stellt die Lage der Litauer in Deutschland als sehr 
bedrückt dar und bringt dafür eine längere Reihe von A 


D. Lettland. 


Die Wirtschaft in den Ostseerandstaaten. Von Hermann Steinert. 
Zeitschrift für Geopolitik, November 1927, S. 945—947. 
In den letzten Jahren sind Fortschritte nicht erzielt worden, wofür neben 
der Aufhebung der engen Beziehungen zu Rußland die Agrarreform ver- 
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antwortlich zu machen ist. Einen Weg zur Gesundung zeigt die Zollunion 
zwischen Lettland und Estland. R. R. B. 


Der Handelsvertrag zwischen Lettland und der Sowjet-Union. (Traktat 
Handlowy l.otewsko-Sowiecki.) Von M. K. 

„Przemysl i Handel“, Jahrgang 8, Heft 46, November 1927. 
An eine eingehende Inhaltsangabe des Handelsvertrages zwischen Lettland 
und der Sowjet-Union knüpft der Verfasser eine kurze kritische Betrach- 
tung folgenden Inhalts: 
Die Verpflichtung der Sowjet-Union zum Ankauf von Waren in Lettland 
soll Lettland gewisse Vorteile garantieren. Diese Garantie ist aber illu- 
sorisch, da die Frage offen bleibt, ob zwischen der Sowjet-Handelsver- 
tretung und den lettländischen Produzenten eine Verständigung erzielt 
wird. Außerdem könnte eine einseitige Steigerung des Exports Lettlands 
nach der Sowjet-Union eine wirtschaftliche Abhängigkeit Lettlands von 
dieser zur Folge haben. P. R. 


Lettland und die baltischen Deutschen. Von Hamilcar Baron Foelkersan, 
ehem. Reichsdumaabgeordneter für Kurland. 
Deutschlands Erneuerung, Monatsschrift für das deutsche Volk, München, 
12. Jahrg., Heft 1, Januar 1928, S. 25—30. 
Nach der letzten Volkszählung leben in Lettland 70924 Deutsche, von 
denen jedoch nur 61571 das Deutsche als häusliche Umgangssprache ge- 
brauchen. Unter Führung der Deutschen hatte Lettland früher eine ge- 
sunde Agrarentwicklung, die audı gesund weiter verlaufen wäre, wenn 
sie nicht durch die Enteignung des Groſigrundbesitzes abgebrochen worden 
wäre. Man weiß in Lettland, daf die staatliche Selbständigkeit nicht lange 
dauern kann, will aber wenigstens bis dahin das deutsch-baltische Element 
verdrängen. Heute muß der lettische Agrarstaat infolge seiner agrar- 
bolschewistischen Maßnahmen Getreide einführen und hält sich nur durch 
den Raubbau an seinen Forsten aufrecht. Eine Rettung für das Deutsch- 
tum ist nur von der baldigen Aufrichtung einer anderen Staatsgewalt zu 
erhoffen. R. R. B. 


G. Deutscher Osten. 


Die geistige Struktur des deutschen Ostens. Von Eugen Rosenslock. 
„Abendland“, Köln, Dezember 1927, S. 75—78. 
Eine Einbeziehung des ostelbischen Preußen in das gesamtdeutsche Volks- 
tum darf an den großen geschichtlich gewordenen Mächten dieses deutschen 
Ostens nicht 5 Die östlichen Provinzen waren und sind die 
Hauptträger des preußischen Staates, des protestantischen Einzelstaates, 
der — wie in England Whigs und Tories — unlöslich mit dem katholischen 
Finzelstaat zusammengehört. Der deutsche Osten ist in den letzten 
200 Jahren nicht durch natürliche Grenzen, sondern durch den russischen 
Druck zusammengehalten worden. Die Stellung dieser Provinzen ist 
Preußen — dem Staat —, nicht aber Deutschland — der Kultur — gegen- 
über einheitlich gewesen. Auch geistig wird der Osten von Berlin her 
regiert. Ebenso wenig wie am preußischen Staat kann eine Neugestaltung 
des Ostens am Adel vorbeigehen. Dem ostdeutschen Bürger freilich fehlt 
ein eigenständiges Geschichtsbild, er hat einen „Westlerkopf“; hier liegt 
der Schlüssel für eine Lösung der ostdeutschen Frage. Man muß die 
Leistung des preußischen Staates bestehen lassen und bewußt machen, aber 
als einen von zwei Brennpunkten. Das Reich als Ganzes braucht heute 
Berlin als Hauptstadt, der Osten braucht eine Emanzipation won u 


Danzig in Not. Von or a. D. Wagner. 
„Der nahe Osten“, Berlin, 1. Jahrg., 2. Heft, 15. 1. 1928, S. 18—20. 
„Danzig. .. droht sich in steiler Kurve abzusondern und dem Deutschtum 
N gehen. Aber das Deutsditum ist nicht ohne Schuld en diesem 
nglück. ; 


409 


Von deutscher Kultur in Ost-Oberschlesien. Von Ewald Cwienk-Kattowitz. 
„Der Oberschlesier“, Monatsschrift für das heimatliche Kulturleben, Colon- 
nowska O.-S., 9. Jahrgang, 12. Heft, Dezember 1927, S. 132—734. 
Überblik über die deutsche Kulturpflege in Ost-Obersclesien. R.R.B. 


Die Zips. Von Rudolph Seraphim. 

„Deutsche Arbeit“, Berlin, Dezember 1927, S. 60-63. 

Die erste Besiedlung der Zips wurde durch den Mongoleneinfall vernichtet; 
doch erfolgte bereits im 13. Jahrhundert eine Neueinwanderung. Mit dem 
Ungartum ist eine weitgehende Verschmelzung eingetreten, gegen die sich 
in der jetzt heranwachsenden Generation Widerspruch, verstärkt durch 
das Zusammenleben mit den Sudetendeutshen im neuen tschecho-slo- 
wakischen Staat, geltend macht. R.R.B. 


Notizen. 


Das 50jährige Jubiläum der wissenschaftlichen Tätigkeit von Professor 
Dm. Bagalij, z. Zt. Kiew. 


Die Ukrainishe Akademie der Wissenschaften in Kiew feierte soeben 
das 50jährige Jubiläum der wissenschaftlichen Tätigkeit eines ihrer bedeu- 
tendsten Mitglieder, des weit über die Grenzen seiner Heimat bekannten (ehe- 
maligen) Professors an der Universität Charkow Dm. Bagalij. Von sei- 
nen überaus zahlreichen wissenschaftlichen Arbeiten (über 300) stellt ein Teil 
archäologische und ethnographische Studien dar, während die Mehrzahl der 
historischen Erforschung der Ukraine, und zwar des linken Dnjeprufers, 
dessen administratives und kulturelles Zentrum ja in Charkow sich befindet, 
gewidmet ist. 

Professor Bagalij ist ein Schüler des Vaters der ukrainischen Archäologie 
W. Antonowytsch und studierte also an der Universität Kiew. Seine erste 
wissenschaftliche Arbeit ist „Die Geschichte des Teilfürstentums Nowgorod- 
Sjewersk bis zur Mitte des XIV. Iahrhunderts“. 

Von den Arbeiten seines Spezialstudiums seien genannt: „Grundrill 
derGeschichtederKolonisationdesSteppengrenzlandes 
des Moskauer Staates“, 2 Bände, Moskau 1887, „Monographien 
z ur Geschichte der Linksufrigen Ukraine“ lobea kaja Ukra- 
ina), 2 Bände, Charkow 1910—13, und „Die Geschichte der Slobod- 
skaja Ukraina“, Charkow 1918. Seiner organisatorischen Tätigkeit ver- 
dankt das „Historishe Archiv an der Charkower Universität“ seine Ent- 
stehung. Ein anderes Arbeitsgebiet Professor Bagalijs ist die Geschichte des 
Magdeburger Rechts und dessen Erforschung auf dem Boden der Linksufrigen 
Ukraine. Als Niederschlag dieser Studien seien genannt: „Das Magde- 
burger Recht in den Städten der Linksufrigen Ukraine“ 
(1892), „Das Schicksal der städtischen Selbstverwaltung in 
den kleinrussischen Städten“ (1917). 

Die ersten Studien und erste wissenschaftliche Textausgabe des ukraini- 
schen Philosophen Skoworoda verdankt man ebenfalls diesem produktiven 
Gelehrten. 

An der Gründung und Organisation der Ukrainischen Akademie der 
Wissenschaften in Kiew hat Dm. Bagalij teilgenommen und wurde aud als 
einer der ersten zum Mitglied dieser wissenschaftlichen Institution ernannt. 

Wie hoch seine wissenschaftliche Tätigkeit in der Ukraine von seinen 
Kollegen gewertet ist, ersehen wir aus der dreibändigen Festschrift (2045 S.), 
welche ihm als Ehrengabe dargebracht wurde. Diese Festschrift, an welcher 
135 Autoren mitgearbeitet haben, enthält audi zwei Aufsätze in deutscher 
5 Sie liegt schon in verschiedenen deutschen a a 
auf. . K. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Hans Jonas, Berlin; 
far den Anzeigenteil: Alfred Wiechert, 5 i. Pr. 
Druck: Ost preußische Druckerei und Verlagsanstalt A.-G., Königsberg i. Pr, Tragh. Pulverstr. 20 
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RUSSLAND- 
NEUNEITI 


Im Roten Reich der Rätsel 


Sowjetrussische Skizzen 
von Hans v. Rimscha 
Ein unbedingt zuverlässiges pe 
des heutigen Rußland! RM. 2.— 
Weitere Ostliteratur 
aus unserm Verlag: 
Prof. Laserson: Staat, Souve- 
ränität und Minorität RM. 2— 


Wichtiger Beitrag zum Minderheiten- 
problem; glänzend besprochen. 


Salts: Die politischen Parteien 
Lettlands RM. 3.50 


Suta: 60 Jahre lettischer Kunst 
(mit 80 Abb.) RM. 2.— 


Bernhard-Lamey-Verlag 
Riga | 


Auslieferung für Deutschland: 
Verlag Neues Vaterland, Berlin. 


mit seinen Grausamkeiten, 
seinem Heldentum des russi- 
schen Arbeiter- und Bauernheeres führt die NOVELLE 


DER EINUNDVIERZIGSTE 
VON BORIS LAWRENJEW 
Mit Illustrationen aus dem 
gleichnamigen Film. 965. 
auf bestem Alfa-Papier 
roschiert 


DAS TAGEBUCH 23.5422: 


Aufzeichnungen eines Fünfzebnjährigen. Von N.OGNJEW 
712 Seit, auf Alfa-Papier, brosch. Mk. 350, Ballonl. Mk. 3.— 
Ein Buch über die junge Generation des neuen Rußland 


EEE a 
VERLAG DER JUGENDINTERNATIONALE 
BERLIN 0 17 - LANGESTR. 56 


Deutichtum und Ausland 


SCHRIFTENREIHE, HERAUSGEGEBEN VON 
UNIV.- PROF. DR. GEORG SCHREIBER 


Bisher 12 Hefte, von denen folgende Osteuropa behandeln: 


Georg Schreiber 
DEUTSCHLAND UND DIE KULTUR DER OSTSEE. 


Unter Mitwirkung von G. Braun, H. Eckener, H. v. Ficker, W. Goetz, 
W. His, L. Magon, P. Merker, P. Moldenhauer, A. Penck, F. Sauerbruch, 
A. Schulte. — IV u. 236 S., RM. 6.—, gebunden RM. 7.—. 


„Die Schrift ist eine erfreuliche Bereicherung derjenigen wissenschaftlichen Literatur’ 
die der Welt vor Augen führt, welchen Anteil deutscher Kultureinfluß und deutsche 
Minderheiten am kulturellen Aufstieg fremder Nationen haben.“ (Germania) 


Eduard Winter 
DIE DEUTSCHEN IN DER SLOWAKEI 
UND IN KARPATHORUSSLAND. 
3. Auflage, 100 Seiten, RM. 3.20, gebunden RM. 4.—. 


„Kein Deutscher, der sich mit der Geschichte und überhaupt dem Studium dieser deutschen 


Außenposten befaßt, kann Winters Arbeit entraten.“ 


(Deutsche Akademiker-Zeitung) 


Jede Buchhandlung liefert. 
VERLAG ASCENENDORFF, MUNSTER I. W. 


Anarchistische Monatsschrift 
Herausgeber Erich Mühsam 


„FANAL“ nimmt vom Standpunkt des kommunistischen Anarchis- 
mus — aber völlig frei von doktrinärer Parteilichkeit — zu den 
prinzipiellen Problemen der Wirtschaft und des Staates und 
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Die polnische Frage in Rußland 
während des Weltkrieges. 


Von Dr. J. Lewin. 


Es darf schon als eine genügend bekannte geschichtliche Tat- 
sache angesehen werden, daß im Laufe des Jahrhunderts zwischen 
dem Wiener Kongreß und dem Ausbruch des Weltkrieges die 
Teilung Polens zu den wichtigsten Ursachen gehörte, welche einen 
Krieg zwischen Rußland und seinen beiden westlichen Nachbarn 
verhinderte. Die Aufteilung Polens unter Rußland, Österreich, 
Preußen schuf in bezug auf Polen eine gewisse Interessen- 
gemeinschaft dieser drei Mächte, welche alles zu vermeiden hatten, 
was eine Aufrollung des polnischen Problems im internationalen 
Maßstab hätte herbeiführen können. Die Rücksicht auf den 
polnischen Besitz zwang also jede dieser drei Mächte dazu, es 
nicht zu einem kriegerischen Zusammenstoß kommen zu lassen, 
bei dem dieser Besitz in Frage gestellt worden wäre. Ebenso 
veranlaßte diese Rücksicht jede der drei Teilungsmächte, eine 
allzu große Schwächung der übrigen Teilungspartner nicht zuzu- 
lassen, damit nicht gleichzeitig die polnische Frage wieder akut 
werde. Es genügt z. B. darauf hinzuweisen, daß die Furcht vor 
einer neuen Selbständigkeitsbewegung in Polen Nikolaus I. unter 
anderem dazu bewog, seine Heere 1849 in Ungarn einmarschieren 
zu lassen, um die Revolution der Ungarn gegen die Habsburger- 
macht zu unterdrücken. Er tat das damals nicht nur aus dem 
Grunde, weil er sich als den natürlichen Beschützer jeder legi- 
timen Macht ansah, sondern weil er nicht daran zweifelte, daß 
im Falle des Gelingens der ungarischen Revolution eine Wieder- 
holung des Aufstandes in Russisch-Polen außerordentlich wahr- 
scheinlich war. Es ist weiter allgemein bekannt, welche Bedeu- 
tung Bismarck in den Beziehungen zwischen den drei Feilungs- 
mächten dem polnischen Problem beimaf. Unter den verschie- 
denen Äußerungen Bismarcks darüber sei vielleicht nur auf seinen 
Bericht aus Paris vom 6. Juli 1862 hingewiesen, in welchem er 
seine Unterredung mit Napoleon III. über die polnische Frage 
wiedergibt. Bismarck schreibt dort!): „Ich fügte hinzu, daß für 


1) Die politischen Berichte des Fürsten Bismarck aus 
Be und Paris (1859—1867), herausgegeben von L. Raschdau, 
. II. S. 200. N ö 
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Preußen nach unserer geographischen Lage jede Möglichkeit aus- 


- geschlossen sei, uns mit einer Auferstehung der polnischen Natio- 


nalität zu befreunden, daß wir vielmehr durch unsere höchsten 
politischen Interessen unabweislich genötigt seien, den dahin 
gerichteten Bestrebungen innerhalb unserer Grenzen und in der 
unmittelbaren Nähe derselben mit aller Entschiedenheit und mit 
allen Mitteln entgegenzutreten. Diese unsere Aufgabe stehe nach 
meiner persönlichen Ansicht so fest, daß wir sie keinem anderen 
politischen Interesse unterordnen könnten und notwendig jede 
entgegengesetzte Bestrebung als eine uns feindliche betrachten 
würden.“ 

Dieser Interessengemeinschaft der Teilungsmächte setzte der 
Weltkrieg natürlih ein Ende. Die erationen an der 
Ostfront begannen sofort auf polnischem en in den ersten 
Monaten des Krieges besetzten die russischen Truppen nicht nur 
Ostgalizien, sondern auch einen großen Teil Westgaliziens und 
standen in der unmittelbaren Nähe Krakaus. Es war in Ruflland 
schon von den ersten Kriegstagen an klar, daR das Verhalten der 
polnischen Bevölkerung zum Krieg von auſterordentlicher Be- 
deutung sein werde. Das polnische Problem wurde also auf ein- 
mal aktuell, die russische Regierung sah sich gezwungen, zu ihm 
Stellung zu nehmen, um so mehr als bei der Behandlung der Polen 
in Rußland vor dem Kriege Rußland kaum auf die Freundschaft 
der Polen rechnen konnte. Der Unterschied zwischen der sehr 
weitgehenden polnischen Autonomie im österreichischen Galizien 
und der unentwegten Russifizierungspolitik in Russisch-Polen 
war zu groß, um von der russischen Regierung nach dem Kriegs- 
ausbruch ignoriert zu werden. Sie sah sofort ein, daß etwas 
geschehen müsse, um den Polen zu zeigen, daf durch den Krieg 
eine ‚ganz neue F geschaffen sei, und daß dieser Krieg nicht 
nur der früheren Behandlung der Polen in Rußland ein Ende 
mache, sondern daß die Polen durch ihn Aussichten erhalten, 
ihre nationalen Ansprüche in vollem Maß zu erfüllen, wenn sie 
sich Rußland gegenüber loyal verhalten. Das fand seinen Aus- 
druck in dem Aufruf des Oberbefehlshabers der russischen 
Heere im ersten Kriegsjahr, des Groſtfürsten Nikolaus Nikola- 
jewitsch, vom 1./14. August 1914, in welchem dem polnischen Volk 
versprochen wird, daß die russischen Heere die Grenzen ver- 
wischen werden, welche das polnische Volk zerstückelt hatten, 
daf „unter dem Zepter des russischen Zaren Polen, frei in seinem 
Glauben, in der Sprache, in der Selbstverwaltung, auferstehen 
werde“. Dieser Aufruf enthielt eine sehr wichtige Verpflichtung 
seitens der russischen Regierung, und sie stand nun vor der Auf- 

abe, das in ihm enthaltene Versprechen zu lösen, d. h. den kon- 
reten Inhalt festzustellen, welchen die allgemeinen Ausdrücke 
des Aufrufs des Groſtfürsten erhalten sollen. Das war um so 
dringender, als im ersten Kriegsjahr, bevor der Durchbruch bei 
Gorlice (im Mai 1915) die Lage änderte und die russischen Heere 
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ihren Rückzug beginnen mußten, der zur Aufgabe nicht nur des 
rößten Teils des österreichischen Galiziens, sondern auch Russisch- 
olens führte, die russischen Behörden auch Gebiete von Galizien 
zu verwalten hatten, die an das österreichische Regime gewöhnt | 
waren. 

Darüber, wie sich nun die russische Regierung die Erfüllung 
des im Aufruf von Nikolaus Nikolajewitsh Versprochenen dachte 
und welche Strömungen sich dabei bekämpften, gibt eine sehr 
interessante Dokumentensammlung Aufscluf, die in Rufland 
unter dem Titel „Die russisch - polnischen Beziehungen in der 
Periode des Weltkriegs“ erschien?). Es sind das Dokumente, die 
zum größten Teil im Archiv der Kanzlei des früheren Minister- 
rates, zum Teil beim früheren Premierminister Stürmer?) nach der 
Revolution aufgefunden worden sind. Zum Teil sind es Zeugen- 
aussagen vor der „Außerordentlihen Kommission“, die nach dem 
Ausbruch der Revolution noch von der ersten russischen Provisori- 
schen Regierung eingesetzt worden war, um die ungesetzlichen 
Maßnahmen der früheren Staatsmänner zu untersuchen. 

Zur Geschichte des Aufrufs von Nikolaus Nikolajewitsch er- 
fahren wir aus der Aussage seines Generalstabschefs N. N. Ja- 
nuschkewitsch, daR er folgendermaßen zustande kam: Nach dem 
Kriegsausbruch, erzählt Januschkewitsch, noch bevor er in das 
Hauptquartier abreiste, rief ihn in Petersburg der damalige 
Kriegsminister, General Suchomlinow, telephonisch an und teilte 
ihm den Text eines Aufrufs an das polnische Volk mit, der soeben 
vom Ministerrat genehmigt wurde. Der Text wurde von Saso- 
now und dem damaligen Landwirtschaftsminister Kriwoschein 
verfaßt. Der Groſtfürst wußte vorher von der Sache nichts und 
als er ihm darauf telephonisch nach seinem Gut Snamenka bei 
Peterhof den Inhalt des Aufrufs mitteilte, erklärte er, daß er 
bereit sei, den Willen des Zaren zu erfüllen, da der Gedanke des 
Aufrufs vom Zaren gutgeheiffen wurde. Er unterschrieb ihn schon 
im Hauptquartier, wohin ihm der Text geschickt wurde. am 
4./17. August 1924+). 

s begannen nun Beratungen der damaligen Regierungsmit- 
1 . darüber, welche Rechte Polen zu gewähren seien. Aus- 
ührlidi beschäftigte sich mit dieser Frage der Ministerrat in 
seinen Sitzungen vom 20. und 30. Oktober und 5., 12. und 15. No- 
vember (die Daten sind, wie auch im folgenden, alle alten Stils). 
Der Ministerrat ging davon aus, dall der Generalstabschef 
ee im Einverständnis mit dem Groffürsten Niko- 
aus Nikolajewitsch in seinen Mitteilungen an den Premier- 


N 


2) „Russko-polskija otnoschenija w period mirowoi 
woiny“, mit Vorrede von M. G. Valetzky, Verlag „Der Moskauer Arbeiter“, 
Moskau-Leningrad, 1926, 162 Seiten. 
2) B. W. Stürmer, Premierminister Februar-November 1916, von Juni 
bis November 1916 auch Außenminister. 

) J. c, S. 140—141. 
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` minister darauf hingewiesen habe, das polnische Problem sei das 
Zentrale unter allen Fragen, welche die besetzten Gebiete Oster- 
reich-Ungarns darbieten und, wenn diese Frage nicht geklärt 
würde, eine Verwaltung der okkupierten Gebiete überhaupt 
unmöglich sei. Es sei auch an der Zeit, der Unbestimmtheit in 
der Lösung der polnischen Frage ein Ende zu machen, da sich 
sonst „in Bolniechen Kreisen und namentlich unter den öster- 
reichischen Polen“ ein Mifßtrauen Rußland gegenüber entwickeln 
könne’). Die Mehrheit des Ministerrates sprach sich dafür aus, 
daß dem zukünftigen polnischen Gebiet Ruſtlands, welches, „wenn 
Gott die russischen Waffen mit einem Sieg segnen würde, aus dem 
Generalgouvernement Warschau und den engen Ländern be- 
stehen werde, die von Deutschland und Österreich-Ungarn an 
Rußland kommen werden“, eine Reihe von Rechten zu gewähren 
seien. Es sollten in allen Schulen, Hochschulen, mittleren und nie- 
deren, die polnische Unterrichtssprache eingeführt werden, mit 
Ausnahme gewisser russischer Gegenstände: russische Sprache 
und Literatur, Geschichte und Geographie und das russische 
Recht, für welche die russische Unterrichtssprache aufrechterhal- 
ten werden sollte; die Bevölkerung sollte das Recht erhalten, sich 
in polnischer Sprache an die Gerichte und Verwaltungsorgane zu 
wenden und von diesen ebenfalls Antworten in polnischer Sprache 
zu erhalten; freier Gebrauch der polnischen Sprache in den 
Selbstverwaltungsorganen und allen öffentlihen Behörden: 

chaffung von Landschaften (Semstwos) und städtischen Selbst- 
verwaltungsorganen nach dem Muster der innerrussischen Gou- 
vernements; Schaffung eines besonderen Verwaltungsrates für 
das polnische Gebiet, dessen Mitglieder zum Teil von der Regie- 
rung ernannt, zum Teil von den erwählten Körperschaften des 
Gebietes delegiert werden sollten; Kenntnis der polnischen 
Sprache als Bedingung bei der Ernennung von Verwaltungs- 
und Gerichtsbeamten usw. 


So vorsichtig diese Grundlagen der zukünftigen Organisa- 
tionen Polens auch gefaßt wurden, riefen sie doch den Widerstand 
einiger reaktionärer Minister hervor. Drei Mitglieder des 
Ministerrats: Innenminister N. A. Maklakow, Justizminister 
J. G. Schtscheglowitow®), sowie der Gehilfe des Ministers für 
Volksaufklärung, der damals provisorisch das Ministeritum 
leitete, Baron Taube, legten ihre abweichenden Ansichten in einer 
„besonderen Meinung der Minderheit“ dar. Sie führen darin 
aus, es sei zuerst die Frage zu entscheiden, „inwiefern die Ver- 
einigung Polens überhaupt vom Standpunkt der ausschließlich 
russischen Interessen erwünscht und zweckmäßig sei“. Betrachte 


6) J. c., S. 16. 


6) N. A. Maklakow war 1912—1915 Minister des Innern, J. G. Schtsche- 
lowitow war 1905—1915 Justizminister; beide wurden nach der Sowjetrevo- 
ution erschossen. 
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man die Frage der Vereinigung Polens im Zusammenhang mit 
anderen Fragen, den Zielen a Aufgaben Rußlands, 
so ist es „nicht schwer zu sehen, daß sie ganz in den Hintergrund 
tritt im Vergleich zu anderen Fragen erstklassiger Wichtigkeit“. 
Es sei nämlich zuerst zu erstreben: „eine mögliche Stärkung des 
echten eigentlichen Ruſtlands; eine mögliche Schwächung des 
Deutschtums als des gegenwärtig hauptsäclichsten Feindes des 
Slawentums und Ruflands: eine mögliche Befreiung anderer 
slawischer Völker von der Herrschaft Deutschlands und Öster- 
reich-Ungarns“. Eine Konkretisierung dieser allgemeinen politi- 
schen Ziele werde bedeuten: „1. Die Vollendung des geschicht- 
lichen Prozesses der Vereinigung aller Teile des russischen Volkes 
durch den Anschluß von Östgalizien, Nordbukowina und Kar- 
pathorußlands an Rußland; 2. die Verwirklichung der geschicht- 
lichen Aufgabe Rußlands im Schwarzen Meere durch den An- 
schluß von Konstantinopel und den Meerengen; 3. eine Ausbesse- 
rung der russischen Grenze mit Preußen auf Kosten des östlichen 
Teiles Preußens, ebenso der Grenze mit der asiatischen Türkei; 
4. eine möglichst starke innere Schwächung Deutschlands durch 
einen völligen territorialen Umbau und Verringerung des Ge- 
=- bietes von Preußen zugunsten von Frankreich, Belgien, Luxem- 
burg, Dänemark und der kleineren deutschen Staaten, vielleicht 
durch Herstellung des Königreichs Hannover, von Hessen-Nassau 
usw.; 5. Vereinigung und Befreiung Polens in möglichst vollem 
Umfang, aber nur in seinen ethnographischen, aber nicht histori- 
schen Grenzen, denn dieses würde den Grundinteressen und der 
ganzen Geschichte Ruſtlands widerstreben; 6. die Befreiung der 

übrigen österreichischen Slawen“. In dieser Reihe nimmt, so 


führt die Minderheit aus, die Vereinigung Polens durchaus SN 


den ersten Platz ein. Es entstehe also die Frage, ob es nicht 


richtiger sei, das Problem der Vereinigung Polens beim zukünfti- 


gen Friedensschluß als ein Problem zweiten Ranges für Rußland 
zu betrachten und durchaus nicht zu erstreben, ganz Polen unter 
der Herrschaft Rußlands mit allen Mitteln zu vereinigen. Die 
Lösung der polnischen Frage sei nicht als die erste Aufgabe des 
gegenwärtigen schweren Krieges zu betrachten, sondern als eine 


solche, welcher die Erfüllung anderer, für Rußland wichtigerer, / 


vorauszugehen haben’). 
7* 4 d 

Die polnischen Wünsche wurden in einer ganzen Reihe von 
Dokumenten niedergelegt, deren Grundlage die Denkschrift des 
Grafen Sigmund Welepolsky, Mitglied des russischen Reichsrats, 
vom 27. April 1915 bildet. Danach verlangten die Polen: 1. Eine 
Trennung der Angelegenheiten der Gesetzgebung in allgemein- 
staatliche, die das ganze Reich, und lokale, die nur Polen betref- 


7) l. c., S. 12—24. 
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fen, wobei letztere der Kompetenz der besonderen Institutionen 
des polnischen Gebiets zu überweisen seien; 2. eine besondere 
lokale Regierungsbehörde, an deren Spitze sich eine dem Kaiser 
unmittelbar unterstellte Person, d. h. ein Statthalter, befinden 
soll; 3. Anerkennung der Rechte der polnischen Sprache als einer 
offiziellen Sprache in allen Verwaltungs- und gerichtlichen Be- 
hörden des Königreich Polens, wobei Personen russischer Natio- 
nalität das Recht behalten sollten, sich in russischer Sprache an 
diese Behörden zu wenden und von ihnen ebenfalls in russischer 
Sprache Antworten zu erhalten; 4. die polnische Sprache soll als 

nterrichtssprache in allen Lehranstalten des Königreichs Polen, 
höheren, mittleren und niederen, anerkannt werden und diese 
Lehranstalten seien der lokalen Verwaltung unterstellt; 5. das 
Mifttrauen, welches bisher den Polen bei der Ernennung zum 
Staatsdienst an den Tag gelegt wurde, sollte aufhören, die Polen 
sollten in allen Behörden zur Verwaltung des Landes zugelassen 
werden; 6. die beschränkenden Ausnahmegesetze gegenüber der 
römisch-katholischen Kirche seien im Königreich Polen abzu- 
schaffen und die Angelegenheiten dieser Kirche der Kompetenz 
der örtlichen Verwaltung zuzuweisen?). 

Diese Forderungen wurden in der Sitzung der „Beratung 
über die Frage der Ordnung des polnischen Gebietes“ am 21. Mai 
1915 von den polnischen Mitgliedern näher auseinandergesetzt. 
An dieser Beratung beteiligten sich von russischer Seite der 
Premierminister (damals Goremykin), der Innenminister, der 
Minister für Volksaufklärung und der Generalgouverneur von 
Warschau; von polnischer einige Mitglieder der Reichsduma und 
des Reichsrats: Graf Welepolsky. Dobetzky, Schebeko, Dymsdia, 
Ladislaus Grabsky°?), Garusewitsch und das frühere Dumamitglied 
Dmowsky!°). Alle sprachen offen aus, daß das frühere russische 
Verwaltungssystem in Polen unmöglich weiter bestehen könne 
und daß Polen eine weitgehende Selbstverwaltung erhalten müsse, 
soweit diese Selbstverwaltung nicht den Gesamtinteressen des 
Reiches auf solchen Gebieten wie Heer, Flotte, Außenpolitik usw. 
widerspreche. Dabei trat bei allen polnischen Rednern die Ten- 
denz hervor, die Schuld an dem früheren Unterdrückungsregime 
in Russisch-Polen dem deutschen Einfluß zuzuschreiben. So spricht 
schon Welepolsky in seiner erwähnten Denkschrift davon, daß 
das Miſttrauen gegenüber der Loyalität des polnischen Volkes 


„eifrig durch den deutschen Einfluß unterstützt wurde!!)“. 


8) J. c., S. 52. 

9) Später mehrfach polnischer Minister und Premierminister. 

10) Roman Dmo ws K y. r polnischer Politiker, Führer 
der Nationaldemokraten, sah vor dem Weltkrieg den Haupffeind Polens in 
Deutschland, suchte daher eine polnisch-russishe Verständigung gegen 
Deutschland. Nach dem Krieg machte er sich besonders als Gegner Pilsudskys 
bemerkbar. 

11) J. e, S. 51. 
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Die slawische Aufgabe Rufllands, führt Dymscha aus, ist in- 


folge des vieljährigen Einflusses des Deutschtums und der deut- 
schen Politik auf die inneren und äußeren Angelegenheiten des 
russischen Reiches konsequent in die zweite Reihe gedrängt wor- 
den . . Der deutsche Einfluß hatte Rußland daran gehindert, 


klar und bestimmt das slawische Problem zu stellen. Jetzt aber\ 


stehe Rußland infolge des Krieges vor einem endgültigen Bruch 
mit Deutschland und vor der Aufgabe, unter dem Schutz der 
russischen Macht alle freien slawischen Völker zu vereinigen und 
dem Slawentum den ihm gebührenden Platz unter den übrigen 
Völkern Europas zu sichern. Eine unvermeidliche Voraussetzung 
der Erfüllung der Aufgabe sei aber eine befriedigende Lösung 
cles polnisch- russischen Streites. „Das einfache polnische Volk, 
sagte Grabsky, hat immer den Deutschen die Schuld zugeschrie- 
ben, daß die russische Staatsmacht die Polen nicht als Bürger 
erster Klasse anerkannte, da nun aber jetzt Krieg gegen die 
Deutschen geführt wird, so erstarke beim polnischen einfachen 
Volk der Glaube, Rußland werde auch ferner in den Polen in 
jeder Beziehung gleichberechtigte Brüder sehen“. Dmowsky er- 
klärte, „er gehöre der ungeheuren Zahl der Polen an, welche 
schon lange vor dem gegenwärtigen Krieg zur festen Überzeu- 
gung gelangt seien, eines der Hauptziele Deutschlands sei die 
Vernichtung der polnischen Nationalität, die einzige Rettung der 
Polen liege daher in der Macht Ruſtlands und daf das richtig 
verstandene staatliche und nationale Interesse Ruſtlands nicht in 
der Vernichtung Polens liege, sondern umgekehrt in der Entwick- 
lung seiner nationalen, kulturellen und wirtschaftlichen Kräfte, 
damit es imstande sei, erfolgreich einen Schutzwall gegen die 
Jahrhunderte lang sih nach dem Osten bewegende Welle zu 
bilden!2)“. Der Versuch bei der Lösung der polnischen Frage an 
die polnischen Sympathien der Alliierten, namentlich Frankreichs, 
zu appellieren und: durch die Vermittlung der Alliierten einen 
Druck auf die russische Regierung auszuüben, wird im ersten 
Kriegsstadium von polnischer Seite sorgfältig vermieden. Erst 
später, als die russischen Heere Galizien und Russisch-Polen 
räumen mußten, tritt auf polnischer Seite das Bestreben hervor, 
das polnische Problem als ein internationales zu behandeln, die 
schwierige Lage, in welche Rußland geraten ist, auszunutzen, es 
zu veranlassen, eine Garantie seiner den Polen gemachten Ver- 
sprechen durch die Alliierten zuzulassen. 


* * * 


Die russische Regierung hatte auch in den späteren Stadien 
des Krieges, nachdem die russischen Heere sich aus Galizien und 


12) Ausführliches Protokoll über diese Sitzung: l. c., S. 60—77. 
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Russisch-Polen zurückziehen mußten, noch mehrfach Gelegenheit, 
sich mit dem polnischen Problem zu beschäftigen. Dabei traten 
wiederum die beiden Tendenzen hervor, die sich schon in dem 
oben zitierten „Mémoire“ des Ministerrats geäußert haben. Am 
allerweitesten kommt den polnischen Wünschen entgegen der 
Außenminister Sazonowis), der in einem Memorandum vom 
17. April 1916 folgende Gedanken entwickelt: Rußland müsse 
bereit sein, sagt Sazonow, nach diesem Krieg im Laufe von vielen 
Jahrzehnten in Deutschland seinen ständigen politischen Gegner 
zu sehen. War die polnische Frage früher eine Friedensgarantie 
zwischen Rußland und Deutschland, so wird sie jetzt zum Kampf- 
mittel und Kampfgegenstand zwischen Rußland und Deutschland 
werden. Nicht nur Rußland, sondern die ganze Entente habe 
daher ein Interesse daran, im Kampf mit Deutschland die mate- 
riellen und moralischen Kräfte des seiner Bedeutung nach zwei- 
ten slawischen Stammes ausnützen zu können. In diesem Sinne 
bilde die russisch-polnische Versöhnung nicht nur eine der morali- 
schen Aufgaben des Krieges, sondern sie ist auch einer der wich- 
tigsten reinpolitischen Faktoren dieses Krieges. Rußland dürfe 
nicht zulassen, daf die polnische Frage zu einer formell inter- 
nationalen Frage werde, aber eben um das zu vermeiden, sei es 

otwendig, daß die Lösung der polnischen Frage möglichst bald 
5 und zwar möglichst klar, vollständig und unzweideutig. 

s seien nur drei Lösungen möglich: die Unabhängigkeit Polens: 
eine selbständige Existenz Polens in der Einheit mit Rußland und 
eine mehr oder weniger ausgedehnte provinziale Selbstverwal- 
tung des polnischen Gebietes. Aus vielen Gründen, die Sazonow 
auseinandersetzt, sei eine vollständige Selbständigkeit Polens für 
Rußland ungünstig, u. a. schon deshalb, weil Polen allein nicht 
imstande sein werde, dem Andrang Deutschlands standzuhalten. 
Rußland werde also stets gezwungen sein, Polen vor Deutschland 


‚zu schützen, und zwar unter Bedingungen, die ungünstiger sein 


müssen als bisher, da bei der Unabhängigkeit Polens Rußland 
nicht die_Möglı it haben werde, die Verteidigung _Polens- 
gegenuber Deutschland rechtzeitig” vorzubereiten. Ebenso ent- 
sprä russischen-tnteressen einé Provinzautonomie Polens 
nicht, denn die Polen werden dann bestrebt sein, fortwährend 
den Rahmen der ihnen gewährten Freiheiten auszudehnen, d. h 
sie werden immer gegen Rußland kämpfen niüssen; Rußlan 

werde also gezwungen sein, einen großen Teil seiner Kraft dem 
Kampf gegen die polnische nationale Bewegung zu widmen. 
während alle russischen Bemühungen auf die Organisation der 
Verteidigung der zukünftigen politischen Grenzen und auf die 
Entwicklung der produktiven Kräfte Ruſtlands gerichtet sein 
müssen. Es bleibt also nur ein mittlerer Weg übrig, nämlich eine 


solche politische Organisation zu schaffen, welche Rußland und 


13) Minister 1910—1916, starb Ende 1927 als Emigrant zu Nizza. 
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seinen Monarchen die Möglichkeit ließe, die Schicksale des polni- 
schen Volkes zu leiten, gleichzeitig aber der polnischen nationalen 
Bewegung weiten Spielraum geben würde. Diese mittlere 
Lösung wäre die Wiederherstellung der Traditionen der Politik 
der Kaiser Alexander I. und Nikolaus I., der sogar nach dem 
Aufstand von 1830 Polen auf Grund von polnischen Gesetzen 
regierte mit Hilfe einer dem Warschauer Statthalter untergeord- 
neten polnischen Bürokratie. Im Anschluß an diese Erwägungen 
fügte Sazonow einen im Außenministerium ausgearbeiteten 
detaillierten Entwurf der zukünftigen Verfassung Polens bei. 
Nach diesem Entwurf bildet das Königreich Polen mit Ruflland 
eine unzertrennliche Einheit, genießt aber außerhalb der Ange- 
legenheiten, die für das gesamte russische Reich gemeinsam sein 
sollen: Bestimmungen über die Thronfolge, Heer und Flotte, 
auswärtige Beziehungen, Zollgesetzgebung. Post, Telegraph, 

ünzwesen usw., eine sehr weitgehende innere Selbständigkeit. 
Die gesetzgebende Gewalt für die inneren Angelegenheiten 
Polens sollte von einem Landtag, aus zwei Kammern bestehend, 
ausgeübt, beim Statthalter sollte ein besonderer Ministerrat für 
Polen geschaffen werden!!). 

Anders ist die Stellung des damaligen Premierministers 
Stürmer, die er in einem Beridit an den Zaren vom 26. Mai 1916 
auseinandersetzt. Dieser Bericht ist anläßlich des Memorandums 
Sazonows und eines Briefs des damaligen russischen Botschafters 
in Paris Iswolsky vom 25. April 1916 datiert. In diesem Brief 
schreibt Iswolsky, daß es der französischen Regierung immer 
schwieriger a. ‚den Bemühungen der französischen radikalen 
Politiker zu widerstehen, welche das polnische Problem zu einem 
internationalen machen und in diesem Sinne einen Druck auf die 
russische Regierung ausüben möchten. Iswolsky erkennt die 
Geschicklichkeit Briands an, der diese Versuche zu vereiteln ver- 
steht, immerhin stellt er fest, daß diese Strömung in Frankreich 
stark ist und „von der polnischen Propaganda, die hauptsächlich 
von verschiedenen polnischen Organisationen in der Schweiz ge- 
leitet wird“, unterstützt würde. Iswolsky weist darauf hin, daf 
die Polen, welche im Anfang des Krieges unter dem Eindruck 
des Aufrufs des Großfürsten mit Begeisterung auf die Seite Ruß- 
lands traten, jetzt, infolge des von Rußland erlittenen Mißge- 
schicks sich von Rußland abwenden und bereit sind, aus den 
Händen der Feinde Rußlands eine Lösung der polnischen Frage 
entgegenzunehmen, die ihnen solche Freiheiten auf dem Gebiet 
der Selbstverwaltung, Sprache und Religion bieten würden, 
welche von Rußland zu erlangen sie bisher noch nicht imstande 
waren. Diese Ansicht über das Verhalten der Polen äußert sich 
Iswolsky auf Grund einer Unterredung mit Dmowsky, der da- 
mals mit ihm in Paris auf der Rückkehr von seiner Reise in die 


14) J. c.. S. 85—95. 
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Schweiz gesprochen hat. Dort erfuhr Dmowsky von den de. 
traulichen Mitteilungen, welche Herr von Jagow den polnisd- 
Reichstagsmitgliedern über eine Verständigung zwischen Deux 

land und Österreich-Ungarn betreffend Polen gemacht hat. D. 

nach sollte Russisch-Polen mit Westgalizien einen besonder 
polnischen Staat bilden und in dasselbe Verhältnis zu Ustertti: 
gestellt werden, wie Kroatien zu Ungarn. Das Cholmgebiet soli 
mit Ostgalizien zusammen Ungarn angeschlossen werden. w: 


rend Preußen seine Grenze durch den Anschluß eines Teiles « 


russischen Gouvernements verbessern würde. Dmowsky besu _ 
daher darauf, Rußland sollte sofort einen Entwurf der Lös.. 


der polnischen Frage im Sinne der Vereinigung aller drei Te- 


Polens ausarbeiten und dieser Entwurf „sollte der Gegensw ' 


einer Verständigung zwischen Ruflland und seinen Verbündti“ 
werden“. Hier war also auch von polnischer Seite, auch derjen 
gen, die sich Rufland gegenüber loyal verhielt, die Forderna:: 
„ die Lösung der polnischen Frage schon nicht mel 
Rußland allein zu überlassen, sondern das zur Aufgabe der £ 
zen Entente zu machen, was die russischen Staatsmänner 4 

nicht zulassen wollten. Iswolsky scheint die Notwendigkeit. dis. 
Forderung der Polen zu erfüllen, zu teilen, denn er schreibt !! 
Anschluß an diese Unterredung mit Dmowsky, Ruflland mi~ 
bestrebt sein, das Vertrauen zu ihm, welches die Polen eingebi' 
haben, wiederherzustellen. „Das ist aber nur in dem Fall mot 
lich, wenn Rußland sofort an die Ausarbeitung des Entwur“ 
einer ausgedehnten Autonomie des vereinigten Polens gehe ub. 


wenn sich seine Alliierten in irgend einer Form diesem Entwuf, 


anschließen'’)“. Indem nun Stürmer dem Zaren über den Br’ 
Iswolskys und das Memorandum Sazonows berichtet, sagt ei 


„Ich halte mich nicht für berechtigt, an der Richtigkeit der W | 


teilungen des kaiserlichen Botschafters in Paris zu zweifel 


nichtsdestoweniger frage ich mich, ob das spezifische Gewicht Ruf ' 


lands, als eines Staates, welcher seine ganzen Kräfte dem Kanp 
mit dem gemeinsamen Feind gewidmet hat, in der letzten ⁄#" 
schon wirklich bei den Alliierten sich so verringert hat, dall det 
Augenblick schon gekommen ist oder in mehr oder weniger naber 
Zukunft kommen kann, in welchem einer der Alliierten. © 
een Rechte und Verpflichtungen vergessen, für sich 
echt beanspruchen würde, sich in eine Angelegenheit ! 
mischen, welche dem Wesen und ihrer ganzen Vergangenbe 
und Gegenwart nach allein die Sache Rufllands und nur Rußlan® 
ist. Es würde mir scheinen, daf, wenn ein gewisser Meinung, 
austausch darüber überhaupt möglich ist, was nur dann der fs 
sein könnte, wenn durch die Gnade Gottes und die Tapferkeit der 
Heere Eurer Majestät die Grenzen verwischt werden würd“ 
welche die verschiedenen Länder des früheren polnischen Staal® 


33) J. c., S. 94—97. 
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ron einander trennen, keineswegs aber darf ein solder Versuch 
n diesem Sinne jetzt zugelassen werden, da das Schicksal aller 
lieser Gebiete noch durch die Macht der Waffen gelöst werden 
nuß. Ohne mich für berechtigt zu halten, die Tatsachen, welche 
'swolsky und Sazonow betonen, zu bestreiten und zuzugeben, daß 
der Ernst dieser Tatsachen nicht überschätzt ist, wäre ich doch 
nicht imstande, auf Grund meiner Vorstellungen von der Würde 
und der Macht des Russischen Reiches diese Tatsachen mit den 
Schlußfolgerungen zu vereinigen, welche aus ihnen gezogen 
werden!®)“. 


In einem anderen Bericht an den Zaren vom 26. Mai 1916 
schreibt Stürmer, auf Grund des vom russischen Innenministerium 
gesammelten Materials sei anzunehmen, daß die russischen Polen 
nicht nur für die von deutsch-österreichischer Seite gemachten 
Vorschläge sich zu interessieren beginnen, sondern schon be- 
stimmte praktische Schritte in diesem Sinne getan haben. Es sei 
bekannt geworden, daß im Januar in Krakau mit Genehmigung 
der deutschen und österreichischen Regierung eine Konferenz der 
Vertreter der drei Teile Polens stattgefunden habe. Von der Seite 
Russisch-Polens beteiligten sih an der Konferenz die beiden 
früheren Mitglieder der Reihsduma Partschewsky und Lempicki, 
der Rechtsanwalt Patek und der Jude Kempner”). Die Konfe- 
renz faßte den Beschluß, Polen unter dem Zepter der Habsburger 
zu vereinigen, wobei Posen bei Deutschland bleiben sollte, dafür 
aber sollte Polen russische Gebiete mit einem Ausgang zum Meer 
erhalten. Die Konferenz beschloſt, in neutralen Ländern beson- 
dere Büros zu gründen, welche in diesem Sinne unter den russi- 
schen Polen Propaganda machen sollten. Sofort nach dieser Kon- 
ferenz begannen Beratungen in geschlossenen Versammlungen 
im „Polnischen Haus“ zu Moskau, an denen sich Vertreter des 
polnischen Komitees zu Stockholm beteiligten. Diese Beratungen 
erklärten die österreich-deutschen Versprechungen für durchaus 
annehmbar und es wurden die Mittel erwogen, auf welche Weise 
sie auf die für die Polen günstigste Art verwirklicht werden 
könnten. Die russischen Polen, fährt Stürmer fort, betrachten 
also den von Ruflland geführten Krieg nicht als eine ernste Prü- 
fung für das gemeinsame Vaterland, das russische Reich, sondern 


als ein aichtlichen Augenblick, welchen es gilt, mit dem 
maximalen Vorteil für die Wiederherstellung eines besonderen 
olnischen Reiches auszunutzen. Wenn nun die Polen Ruflland 
edingungen stellen und dabei die russischen Interessen so wenig 
beachten, so entkräftigen sie damit alle die Argumente, die gewöhn- 


lich für die Verteidigung der polnischen Rechte angeführt werden, 
nämlih die Argumente von der gemeinsamen slawischen Ab- 


1) ibid, S. 100. 


1) Stanislaus Kempner, bekannter polnischer Publizist, langjähriger 
Redakteur der liberalen polnishen Zeitung „Nowa Gazeta“. 
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stammung, von der Bereitschaft der Polen, die Vergangenheit im 
Namen der gemeinsamen Interessen zu vergessen usf. „Wenn 
jetzt — schreibt Stürmer —, im Augenblick, in dem die Kräfte 


.der treuen Untertanen Eurer Majestät zur höchsten Anspannung 


aufgerufen werden, die Polen schon bereit sind, den lügenhaften 
ad falschen Versprechungen der schlimmsten Feinde Ruſtlands 
und des ganzen Slawentums ihr Ohr zu leihen und auf diese 
Weise selbst darauf bestehen, daß ihre Angelegenheit ausschlieſt- 
lich vom Standpunkt der Realpolitik und der nächsten Aufgabe 
des heutigen Tages zu lösen sei, so kann kaum daran gezweifelt 
werden, daß eben jetzt jeder Schritt zugunsten der polnischen 
Bestrebungen besondere Vorsicht erfordert... Jede Erklärung, 
welche Eure Majestät jetzt zugunsten der polnischen Ansprüche 
machen würde.. , wäre Polen sehr nützlich, würde aber praktisch 
Rußland nicht nur nichts geben, sondern im Gegenteil ihm was 
nehmen. Ew. Majestät und Eure geheiligten Vorfahren haben 
schon vieles den in den Grenzen des russischen Kaiserreiches 
lebenden Polen gegeben, aber wie die Erfahrung zeigt, hatte die 
Gnade der Zaren und das Vertrauen der russischen Monarchen 
nie die polnischen Politiker befriedigen können. Ihre Ansprüche 
sind unbegrenzt und in ihren Bestrebungen, sich von Rufland zu 
trennen, sind sie unverbesserlich!®)“. 


Eine ganz andere Stellung — im wesentlichen dieselbe wie 
Sazonow — nehmen die Militärs ein. So schreibt am 16. Juni 
1916 der Oberkommandierende der Südwestfront Brussilow an 
den Generalstabschef Alexejew, indem er auf ein Memorandum 
des Innenministeriums über polnische Fragen vom 5. Juni Bezug 
nimmt: „Österreich schlägt den Polen genau bestimmte Rechte 
und ein staatliches Leben vor, wir aber gehen nicht über unbe- 
stimmte Versprechungen hinaus. Es ist offensichtlih und man 
kann sich darüber nicht wundern, daß die Polen das wählen, was 
für sie günstiger ist. Ich glaube, daß die einzige Möglichkeit, die 
Polen zugunsten Rußlands zu beeinflussen, darin besteht, schon 
jetzt ohne Aufschub in der Tat das ihnen Versprochene zu ver- 
wirklichen, im gegenwärtig zulässigen Umfang, was aber natürlich 
nicht weniger sein darf als das, was Österreich den Polen an- 
bietet.“ Ebenso schreibt Generalstabschef Alexejew am 22. Juni 
1916 an Stürmer, indem er den Brief Brussilows ihm zuschickt: 
„Indem ich mich meinerseits durchaus der Meinung des General- 
adjutanten Brussilow anschließe, bin ich der Meinung, daf die 


von ihm vorgeschlagene Lösung der polnischen Frage gegen- 


wärtig die einzig zweckmäſtige ist, und daß es daher wünschens- 
wert wäre, sie möglichst ohne Aufschub zu verwirklichen!?’).“ 


Inzwischen hatte der Zar am 29. Juni 1916 Sazonow kurze Zeit 
vor dessen Entlassung befohlen, den Staatssekretär Krysha- 


15) J. c., S. 104—107. 
19) J. c., S. 115—114. 
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nowsky?’) zu beauftragen, den Entwurf eines Manifestes über 
die neue politische Verfassung Polens fertigzustellen. Als Krysha- 
nowsky diesen Auftrag erfüllte, befahl der Zar, den Entwurf 
sofort vom Ministerrat beraten zu lassen. Der Ministerrat be- 
schäftigte sich daraufhin in seinen Sitzungen vom 13., 16. und 
18. Juli 1916 mit der Frage. Auch hier ergaben sich zwei ver- 
schiedene Meinungen. Kriegsminister Schuwajew, Marinemini- 
ster Grigorowitsch und Landwirtschaftsminister Rittich hielten 
es fiir notwendig, ohne Aufschub in klaren und genauen Aus- 
drücken die Absichten der russischen Regierung in der polnischen 
Frage kundzugeben und auf diese Weise „die von feindlichen 
Verleumdungen und Versprechen gestützten Zweifel zu zer- 
streuen‘. Die drei Minister erklärten sich daher für die sofor- 
tige Veröffentlichung eines diesbezüglichen Allerhöchsten Mani- 
fests und erklärten, daR eine Verzögerung in diesem Falle sehr 
5 e Folgen haben könnte. Sie beriefen sich u. a. darauf, 
d die französische Regierung die russische von der in französi- 
shen politischen Kreisen herrschenden Ansicht in Kenntnis setzte, 
derzufolge die „polnischen Länder eine besondere Ordnung er- 
alten müssen“. Würde diese Frage jetzt also von Rußland nicht 
lar gelöst werden, so befürchteten diese drei Minister eine Auf- 
rollung der polnischen Frage auf der zukünftigen Friedenskonfe- 
renz, was „sowohl vom Standpunkt der Grofmachtwürde Ruß- 
lands als der besonderen Art der russisch-polnischen Beziehungen 
ganz unzulässig wäre“. Die übrigen Minister dagegen hielten 
es „für vorsichtiger, den Erlaß eines neuen Aktes über die polni- 
schien Gebiete bis zu einem günstigeren Zeitpunkt aufzuschieben“. 
er Krieg sei noch nicht zu Ende, das polnische Land ist noch im 
-Sitz der Feinde und die russischen Heere beginnen erst sich 
seinen Grenzen zu nähern. Der Erlaß eines neuen Aktes in 
Rufland könnte z. B. die Deutschen veranlassen, angesichts der 
sicherheit ihrer Kriegslage in Polen, die Bildung eines selb- 
ständigen polnischen Staates zu proklamieren. „Gewift darf man 
Fflauben, daß ein derartiger Trick die Herzen der Polen für 
Deut scitamd-nicht gewinnen werde, welche welche schon genügend den 
k ruck der deutschen tbermadıt empfünden haben; "immerhin 
ann aber der Traum der vollen politischen Unabhängigkeit eine 
wisse Zahl Anhänger finden“, was schon durch die polnischen 
dE ìonen bewiesen wird, welche gegen Rußland in den Reihen 
er feindlichen Armeen kämpfen. Immerhin erfüllte der Minister- 
18 den Wunsch des Zaren und arbeitete den Entwurf eines Mani— 
Sts aus, welchen der Zar über Polen veröffentlichen sollte. In 
sem wird versprochen, aus Russisch-Polen, ebenso „aus den- 
Jenigen vom polnischen Volk bewohnten Gebieten, welche Un- 
Srer Obhut anzuvertrauen es dem Allmächtigen gefallen sollte, 
enn Polen zu schaffen, welches frei in seinem Glauben, Sprache 
ren 


— 


*°) Lang jähriger Gehilfe des Ministers des Innern. 
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und Selbstverwaltung sein soll.“ (Bei der Aufzählung der frühe- 
ren russisch-polnischen Gouvernements wird dabei in bezug auf 
as Gouvernement Suwalki die Einschränkung gemacht, daß in 
das künftige Polen nur der Teil einzuschlieſten sei, der von Polen 
bewohnt wird, d. h. daR der litauische Teil außerhalb Polens 
bleiben sollte.) „In dieser historischen Stunde der herannahen- 
den Vergeltung für die Deutschen und ihre Verbündeten — heift 
es im Entwurf — haben Wir es für wohl befunden, unmitte 
mit Unserem kaiserlichen Wort feierlich die von Uns dem polni- 
schen Volk gewährte ausgedehnte Freiheit des Baues seines 
inneren Lebens unter Aufrechterhaltung der für das russische 
und polnische Volk einheitlichen Staatlichkeit als des besten 
Pfandes ihres weiteren Wohlergehens, zu bekräftigen?!).“ 


Dies Manifest wurde aber doch nicht veröffentlicht, und zwar 
wurde das, wie aus den Dokumenten hervorgeht, durch die Zarin 
Alexandra verhindert. Darüber erzählt der polnische Fürst 
Stanislaus Ljubomirsky in seiner Aussage vor der obenerwähnten 
Außerordentlichen Kommission am 24. Oktober 1917 folgendes: 
Der polnische Aristokrat, der Zutritt zum russischen Hof hatte, 
hatte während des Krieges zweimal Denkschriften über die pol- 
nische Frage dem Kaiser Nikolaus eingereicht, das erste Mal im 
Mai 1916 auf Wunsch des Großfürsten Boris Wladimirowitsch, der 
sie dann dem Zaren ins Hauptquartier brachte, das zweite Mal 
im September desselben Jahres. Er kam damals aus Bukarest 
nach Petersburg und besprach die polnische Frage mit dem Grafen 
Ladislaus Welepolsky. Er erfuhr von ihm, daf er im Juli 1916 
ins Hauptquartier geladen wurde, wo der Zar sich mit ihm ein- 

ehend über die polnische Frage unterhielt. Er brachte beim 

aren den ganzen Vormittag zu, währenddessen die Lösung der 

olnischen ni besprochen wurde. Der Graf war dann zu 
Mittag geladen und darauf wurde die Unterhaltung über dasselbe 
Thema wieder fortgesetzt. Als Welepolsky dann den Zaren ver- 
ließ, hatte er den Eindruck, daß die Angelegenheit gut stehe und 
daß in den nächsten Tagen ein neuer Akt des Zaren über die 
zukünftige Ordnung Polens erscheinen werde. Beim Abschied 
sagte dann der Zar dem Grafen, er sollte den Entwurf der Zarin 
vorlegen. Er, der Zar nämlich, möchte, da sie den Entwur 
kennenlerne und fügte hinzu, sie sei eine kluge Frau, welche er 
über alle Fragen zu Rate zieht. Als er nach Petersburg zurück- 
kehrte, wurde auch der Graf Welepolsky von der Yarin in 
Audienz empfangen und setzte ihr den Entwurf genau ausein- 
ander. Dabei fühlte er aber ihre kaum verhüllte Abneigung 
gegen die Lösung der Frage. Die Zarin fragte ihn u. a., ob der 

hronfolger glücklich sein werde, wenn Polen die Rechte erhalten 
werde und bemerkte weiter, daß, wenn man Polen die Rechte 
geben sollte, dasselbe auch mit Kurland und anderen Gebieten 


21) J. c., S. 114—125. 
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Ruſtlands geschehen müßte. Nach dieser Audienz war es dem 
Grafen Welepolsky klar, daß der ausgearbeitete Entwurf über 
Polen nicht verwirklicht werden würde, und in der Tat wurde er 
auch nicht veröffentlichtzz). Die Rolle der Zarin dabei wird auch 
aus einer ciffrierten Depesche Stürmers an den Zaren klar, 
welche lautete: „Auf Befehl Ihrer Majestät: Ich hatte heute 
das Glück, die Kaiserin zu sehen, sie hatte am Morgen den Grafen 
Welepolsky empfangen und befahl Eurer Majestät ihre Bitte mit- 
zuteilen, die Lösung der polnischen Frage bis zur Ankunft Ihrer 
Majestät ins Hauptquartier aufzuschieben.“ 


Aus den Akten Stürmers, die in einer anderen Dokumenten- 
sammlung vor kurzem erschienen sinds), läßt sich auch der 
Schlußabschnitt der Behandlung dieser Frage näher feststellen. 
Es sind das Notizen Stürmers über Immediatberichte, die er an 
den Zaren erstattete. In einer Notiz über eine Audienz, die er 
am 1. sent 1916 hatte, heißt es, daß der Zar auf seine Frage, 
was mit den verschiedenen Entwürfen eines Manifestes über die 
polnische Autonomie, die im Ministerrat ausgearbeitet worden 
sind, geschehen soll, antwortete, er sei mit dem Studium dieser 
Frage beschäftigt, neige aber dazu, da das Manifest erst ver- 
öffentlicht werden soll, nachdem die russischen Truppen wieder 
in das Gebiet des polnischen Königreichs einmarschiert sind. Auf 
die Bemerkung Stürmers, daf nach den neuesten Nachrichten 
Deutschland ebenfalls sich vorbereite, ein Manifest zugunsten des 
polnischen Volkes zu veröffentlichen, antwortete .der Zar, das sei 
ihm bekannt. Etwas später, in einer Audienz am 21. August, 
wurde diese Frage wieder berührt. Dabei führte Stürmer aus, 
seiner Meinung nach würde die Veröffentlichung eines Mani- 
festes über die Gewährung einer Autonomie an Polen im jetzigen 
Augenblick im Volke Befremden hervorrufen. Nicht nur Polen litt 
unter dem Einmarsch der deutschen Truppen, sondern auch Letten, 
Esten usw., die dennoch dafür keine besonderen Vorteile erhalten, 
das ganze russische Volk brachte gleichmäßig schwere Opfer an 
Menschen und Gut zur Verteidigung des Vaterlandes. Stürmer 
würde es daher für richtiger halten, wenn dieser Veröffent- 
lichung eine andere vorausgehe, die ganz Rußland betreffen 


) ibid, S. 127—128. Diese Darlegung Ljubomirskys wird durch einen 
Brief der Zarin an Nikolaus II. bestätigt, aus dem hervorgeht, daß sich bei 
ihr die Sorge um die Zukunft ihres Sahne: auf ganz unverständliche Weise 
mit dem Widerstand gegen die Autonomie Polens vereinigte. Sie schreibt 
nämlih am 22. Juli an den Zaren: „Jetzt kommt zu mir Welepolski. Ich 
habe davor etwas Angst, da ich sicher bin, daf ich mit ihm nicht durchaus 
einverstanden sein werde, ich glaube, daf es vernünftiger wäre, etwas abzu- 
warten und auf jeden Fall keine allzu großen Freiheiten zu geben, denn 
sonst wird Baby, wenn die Reihe an ihn kommt, schwere Zeiten erleben 
müssen.“ („Briefe der Zarin Alexandra Feodorowna an den Zaren Niko- 
laus II.“, Berlin 1922, russisch, Slowoverlag, Bd. II, S. 148.) 


2) W. P. Semennikow, monarchija pered kruschenijem, Moskau- 
Leningrad, 1927. 
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würde. Es sollte Rußland der Vertrag bekanntgegeben werden, 
kraft welchem die Verbündeten, Frankreich und England, ihre 
Bereitschaft erklärten, daß Rußland von Konstantinopel und den 
Meerengen Besitz ergreife. Diese Veröffentlichung würde in 
Rußland einen ungeheuren Eindruck machen, als die Verwirk- 
lichung seiner historischen Forderungen. Am anderen Tag könnte 
darauf im „Regierungsboten“ das Manifest über die Gewährung 
einer Autonomie an Polen erscheinen. Zuletzt wurde über diese 
Frage in der Audienz Stürmers vom 10. September 1916 gespro- 
chen, wobei der Zar erklärte, er habe die Absicht, das Manifest 
über die Autonomie erst dann zu veröffentlichen, wenn die russi- 
schen Truppen in die vom Feinde besetzten Gebiete Polens ein- 
ziehen werden?*). 

Weiter geschah in dieser Frage nichts. Erst als die Bekannt- 
machung der deutschen und österreichischen Monarchen vom 
5. November (23. Oktober) 1916 über die Schaffung eines selb- 
ständigen polnischen Staates aus den der russischen Herrschaft 
entrissenen polnischen Gebieten erschien, wurde auch in Rußland 
eine Regierungserklärung veröffentlicht, derzufolge der „Beschluß 
der russischen Monarchen unbeugsam bleibe, nach der Vollendung 
des Krieges aus allen Teilen Polens ein vollständiges Polen zu 
schaffen mit dem Rechte des freien Aufbaus seines nationalen 
Lebens, auf der Grundlage der Autonomie unter dem Zepter der 
russischen Monarchen unter Beibehaltung der staatlichen Einheit.“ 


* 
* * 


In seinen kürzlich erschienen Erinnerungen widmet S. D. Sa- 
zonow ein besonderes Kapitel der polnischen Frage (vgl. S. D. 
Sazonow, 6 schwere Jahre, 1925, Verlag für Kulturpolitik, 
S. 364—385). Er macht darin Mitteilung über einen von ihm in 
einer Sitzung des Ministerrates im Juli 1915 gemachten Vorschlag, 
die Frage der polnischen Autonomie durch ein Allerhöchstes 
Manifest zu lösen, ohne die Eröffnung der Reichsduma, die damals 
nicht tagte, abzuwarten. Im Ministerrat fand sich aber keine 
Stimme zugunsten dieses Vorschlages. (In der vorliegenden Doku- 
mentensammlung fehlt der Bericht über diese Ministerrats- 
sitzung. J. L.) Ferner enthalten seine Aufzeichnungen einige 
ergänzende Einzelheiten über den Schlufabschnitt der Verhand- 
lungen über die polnische Frage. Sazonow erzählt nämlich von 
seinem, kurz vor seiner Entlassung unternommenen Versuch, auf 
den Zaren einzuwirken. Nach einem ausführlichen Vortrage über 
die polnische Frage, erhielt er von Nikolaus II. die Ermächtigung, 
ihm den Entwurf einer Verfassung für Polen vorzulegen. Dieser 
Entwurf wurde von Prof. Boris Nolde, damals Departements- 
direktor im Außenministerium, ausgearbeitet. Nachdem er vom 


24) ibid, S. 141—142, 147—148 und 155—154. 
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Reichssekretär Kryshanowsky in Übereinstimmung mit den 
Reichsgesetzen gebracht worden war, ging Sazonow mit dem Ent- 
wurf ins Hauptquartier nach Mohilew zum Zaren. Der General- 
stabschef Alexejew billigte den Entwurf, beide wurden am 29. Juni 
1916 vom Zaren in Audienz empfangen, wobei der Entwurf genau 
besprochen wurde. Nach einigem Nachdenken erklärte der Zar, 
daft er den Entwurf gutheife und dessen Veröffentlichung billige. 
azonow machte den Zaren darauf aufmerksam, daft die Mehr- 
zahl der Minister, vor allem der Premierminister Stürmer, sich 
dem widersetzen würden, er könne höchstens auf die Unter- 
stützung dreier Kollegen rechnen. Darauf erwiderte der Zar, 
nach dem Gesetz überwiege die Minderheit, wenn er sich auf ihre 
Seite stelle. Sazonow kehrte nach Petersburg zurück, teilte 
Stiirmer die Worte des Zaren mit, sah aber an deim Gesichtsaus- 
druck Stürmers, daß dieser bereit war, Widerstand zu leisten. Ein 
Unwvohlsein zwang Sazonow, zur Erholung für einige Tage nach 
Finnland zu gehen, er wurde entlassen, der Ministerrat, der schon 
in seiner Abwesenheit den Entwurf beriet — schreibt Sazonow — 
‚„besdloft, daß die Beratung der polnischen Frage angesichts der 
Kriegsla e unmöglich und daher mein Entwurf unzeitgemäf 
wäre“. ie aus den nun veröffentlichten Dokumenten hervor- 
geht, ist diese Fassung nicht ganz zutreffend, es wurde vom Mi- 
nis terrat doch ein Manifestentwurf a dessen Ver- 


öffentlichung aber durch den Widerstand der Zarin vereitelt 
wurde. 


* 
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Staatspolitische Übersicht über Grundlagen 
und Rechtsgestaltung _ 
der russischen Nationalitätenpolitik. 
Von Manfred Langhans - Ratzeburg. 


Immer mehr richtet sich in jüngster Zeit das allgemeine 
Interesse auf die russische Nationalitätenpolitik: sind doch in den 
letzten Jahren auffällig viele Arbeiten auch in westeuropäischen 
Sprachen erschienen, die, entweder selbständig oder hineingestellt 
in einen größeren Rahmen, in kürzeren oder längeren Ausfüh- 
rungen die bolschewistische Nationalitätenpolitik als solche, also 
vom politischen Standpunkt aus, oder ihre rechtlihe Aus- 

estaltung, also vom juristischen Standpunkt aus, untersuchen. 

Es ist nun eine ganz auffällige Erscheinung, daß die meisten 
Arbeiten die Dinge nur ganz allgemein behandeln, ohne auf die 
jedem Volk und Voksi jeweils eigentümliche Sonderrege- 
3 einzugehen, und daß, soweit dies geschieht, selbst ernst- 
zunehmenden Verfassern seltsame Irrtümer insbesondere in geo- 
graphischer und geschichtlicher Hinsicht unterlaufen. 


Daher schien es wohl angezeigt und sogar notwendig, einmal 
eine nach Möglichkeit erschöpfende systematische Übersicht zu 
eben über die gesamtrussischen Gliedstaaten, die autonomen 
Rätestaaten und autonomen Gebiete: Rasse und Bekenntnis des 
jeweiligen Hauptvolkes; Zugehörigkeit zu Gliedstaat und Wirt- 
schaftsgebiet (entsprechend der geplanten Rayonierung); Datum 
der Errichtung des Rätestaats bzw. seiner Autonomie; Umfang, 
Einwohnerzahl. Hauptstadt und Verwaltungseinteilung des Lan- 
des usw. Dabei wird jeder Osteuropakenner begreifen, daß 
unsere Zusammenstellung wegen Unzuverlässigkeit und Unge- 
reimtheit der Quellen keinen Anspruch auf absolute Richtigkeit 
erheben kann; immerhin vermag sie als Grundlage und Anreiz 
zu weiteren Forschungen dienen“). 


1) Weitere Auskünfte bieten die auch hier benutzten Werke: Führer 
durch die Sowjetunion, Gesamtausgabe, bearbeitet von A. Radó, hrg. von 
der Gesellschaft für Kulturverbindung der Sowjetunion mit dem Ausland, 
Berlin 1928 (Neuer Deutscher Verlag); M. Langhans, Die staatsrechtliche 
Entwicklung der auf russischem Boden lebenden kleineren Nationalitäten, 
Archiv des öff. Rechts 1925, S. 173—210. 
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Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Monatsbericht über innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1 


Nur mit ein paar Schlagworten sei der wirtschafts- 
politische Hintergrund für den Monatsbericht bezeichnet. Ist doch 
das letzte und wesentliche das, dafi das Urteil über das heutige 
Regime gefällt wird durch die Wirtschaftslage, genauer gesagt, 
die Lage der 25,3 Millionen Bauernwirtschaften, ihre Wünsche, 
Bedürfnisse und Nöte. 1927 war das dritte aufeinander folgende 
Jahr, in dem eine gute Mittelernte einzuheimsen war. Das 
ist auch in Vorkriegszeiten eine Seltenheit gewesen Die Situa- 
tion der letzten drei Jae ruht also auf einer ungewöhnlich gün- 
stigen Ernteperiode, deren ununterbrochene Weiterdauer natürlich 
nicht vorausgesetzt werden kann. Die Kaufkraft der Bauern ist 
damit gestiegen, aber die Befriedigung ihrer Bedürfnisse an 
Industriewaren nicht entsprechend. Das ist die Signatur des 
Augenblickes: Der unbefriedigende Verlauf der diesjährigen 
Getreidekampagne, der auf den Aus- und Einfuhrplan zurück- 
wirkt; die Ursachen wurden schon im letzten Heft bezeichnet. 

Die Aus- und Einfuhrzahlen für 1926/1927 wurden 
gleichfalls in Heft 5, S. 364 ff., mitgeteilt. Im ersten Quartal des 
neuen Wirtschaftsjahres (Oktober bis Dezember 1927) war so- 
dann die russische Ausfuhr über die europäische Grenze 164,8 Mil- 
lionen Rubel, gegen 208,3 Millionen des Vorjahres, die Einfuhr 
160,5 Millionen (131,9 Millionen). Der Rückgang der Ausfuhr 
geht eben auf den Rückgang der Getreideausfuhr zurück. Das 

ild des Außenhandels ist so im ersten Vierteljahr des neuen 
Wirtschaftsjahres recht ungünstig. Die Handelsbilanz ist gegen 
das Vorjahr verschlechtert: Ausfuhrüberschuſt in diesem Quartal 
nur 4 Millionen gegen 76,4 Millionen im gleichen Quartal des 
Vorjahres. 

So ist in dem Bild für den Berichtsmonat kein neuer Zug: 
wohl aber die gleichen großen Schwierigkeiten, die nun nach dem 
Siege über die Opposition dringend ihre Lösung verlangen. 


II. 


Die Verbannten, auf Grund Artikel 58 des Strafgesetz- 
buches wegen Verbrechens der Gegenrevolution bestraft, haben 
sich auf die ihnen angewiesenen Plätze begeben, Trotzki, wie be- 
kannt, nach Wjerny an der russisch- chinesischen Grenze. 

Sinowjew und Kamenew haben sich unterworfen. In 
einem Brief an die „Prawda“ (27. 1.) haben sie der Opposition 
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Trotzkis abgesagt, und sie unterwerfen sich der Partei: „Lieber 
muß ein Bolschewist vor der kommunistischen Partei kapitulieren, 
als vor dem Gedanken einer zweiten Partei. Damit rücken die 
beiden auch von der deutschen Gruppe Maslow-Ruth Fischer, 
sowie von der französischen Suvarin-Lorriot ab. Diese Unter- 
werfung, die keinen sehr imponierenden Eindruck macht, ist ein 
neuer Sieg Stalins. Demgemäfß hat das Moskauer Komitee der 
Partei beschlossen, dem Ersuchen Sinowjews und Kamenews um 
Wiederaufnahme in die Partei nahezutreten. Endgültig ist das 
vom Zentralkomitee zu entscheiden. 


Die „Prawda“ rechnet, daß die Opposition nur 4210 Leute 
umfaſtte, 700 hätten ihre „Reue“ schon vor dem Kongreß ausge- 
drückt, auf dem Kongreß über 800, nach dem Kongreß 1500, so daß 
die Opposition nicht mehr bestehe. Dieses Zahlenspiel hat keinen 
Sinn, r sicher ist, daß Stalin die Opposition niedergeworfen 
und zur Ruhe gezwungen hat. 


Nun geht das Zentralkomitee der Partei an eine Revision 
des gesamten Parteiapparates, auch des Kommunistischen Jugend- 
verbandes (Komsomol). Wie schon mitgeteilt, sind auch die Neu- 
wahlen fürdie Räte auf den Herbst vertagt. Man will in 
dem damit gewonnenen halben Jahre die Kandidatenlisten von 
den Elementen reinigen, die der Sympathie für die Opposition 
verdächtigt sind. In einem ausführlichen Artikel („Iswestija“ 31. 1.) 
begrüßt Enukidze die Maßnahme der Verschiebung mit den Er- 
N früherer Wahlkampagnen und stellt diese Wahl in 
Parallele mit den Wahlen Frankreichs, Englands, Amerikas im 
laufenden Jahr. Damit soll die russische Wahlkampagne einen 
besonderen Boden gewinnen: ‚Verstärkung der kommunisti- 
schen Partei und entscheidende Niederwerfung der Feinde des 
sozialistischen Aufbaus“. Nur werden damit die drängenden 
wirtschaftlichen Nöte für die Bauern ja nicht gelöst. 


Vom 10. Februar an tagte das Exekutivkomitee der Ko min- 
tern in Moskau. Es beschäftigte sich mit dem verschärften 
Kampf gegen die Sozialdemokratie in England, Frankreich und 
Deutschland. sowie mit der chinesischen Revolution. Bucharin 
begründete die Notwendigkeit der erfolgten Verbannungen, und 
das Komitee stimmte der Stalinschen Politik gegen die Opposi- 
tion bei, mit einer Entschließung ähnlich der der Partei im De- 
zember, daß die Zugehörigkeit zu der trotzkistischen Opposition, 
die eine offen antisowjetistische Gruppe darstelle, mit E Zuge- 
hörigkeit zur kommunistischen Internationale unvereinbar sei. 


So wenig Neues ist von dem Felde zu berichten, auf dem nun 
die neue „Troika“ Stalin, Bucharin, Rykow Rußland ohne Gegner- 
schaft regiert. Die Frage des Nachwuchses an Führern ist 
ebenso brennend für dieses Dreigespann wie die wirtschaftlichen 
Sorgen, die wirkliche Verbindung der Bauern mit dem Sowjet- 
staat. 


433 


HI. 


Auch die Gewerkschaften feiern die Vollendung des 
ersten Jahrzehntes ihres Bestehens. Der erste Gewerkschafts- 
kongre fand im Januar 1918 in Petersburg statt. Die Gewerk- 
schaften zählen über 10 Millionen Mitglieder. Aber wenn man 
liest, was die „Prawda“ (29. 1.) zu diesem Jubiläum schreibt: 
„Die Geschichte der Gewerkschaftsbewegung in der Sowjetunion 
wird nicht fruchtlos bleiben für die Arbeiterbewegung der gan- 
zen Welt und ist auch jetzt schon nicht fruchtlos geblieben. Sie 
lehrt die Proletarier aller Länder, den Kapitalismus zu bekämp- 
fen und zu besiegen, um auf dessen Trümmern den leuchtenden 
Bau des Sozialismus zu errichten,“ so beweist diese völlig inhalt- 
lose Ausführung nur, wie wenig die Gewerkschaften im Sowjet- 
staat bedeuten. 

Bedeutsamer ist das Jubiläum der Roten Armee, das vom 
23.—26. Februar begangen wurde. In dem Aufruf wurde sorg- 
fältig der Name Trotzki, der Begründer und Organisator der 
Roten Armee ist, verschwiegen. 

Die Zahl der Kommunisten in ihr beträgt 90 000 Mann, etwa 
ebensoviel die Zahl der Mitglieder aus der Jugendorganisation, 
so daß rund ein Drittel der Roten Armee im ganzen aus Partei- 
mitgliedern bestünde. Sie sind im Rahmen der Partei besonders 
organisiert. Interessant ist, daß in dieser Militärorganisation der 
kommunistischen Partei verhältnismäßig viel bäuerliche Mitglie- 
der sind; 35 % hier und 19% Bauern, in der gesamten Partei 
überhaupt, umgekehrt Arbeiter 40 % in der Armee und 56 % in 
der Gesamtpartei. Das Zahlenverhältnis erklärt sih ohne 
weiteres. 

Im Januar wurde die Registrierung der früheren zaristi- 
schen Offiziere in Moskau abgeschafft. Man zählt in der Stadt 
450 frühere Offiziere, die schon zumeist irgendwie in einer Sow jet- 
u... tätig waren. Mit Aufhebung dieser Registrierung 
erhalten diese Militärs das Wahlrecht wie die Bürger sonst. 


IV. | 
Nationale Fragen. 


Nach der Volkszählung vom Dezember 1926 zählt Grof- 
rußland 87,2 Millionen Einwohner, davon 78,6 Millionen Groß- 
russen und 5,8 Millionen Ukrainer sowie 2,8 Millionen Tataren. 
In der Ukraine wieder gibt es unter 28,8 Millionen Einwohnern 
2,6 Millionen Russen, 1,7 Millionen Juden, 460 000 Polen, 585 000 
Deutsche und 264 000 Moldawanen, während der Rest, unter dem 
sich Bulgaren, Griechen und Tschechen befinden, 352 000 beträgt. 

Auf dieses Verhältnis gründet sich die schwierige Lage des 
Nationalitätenproblems in der Ukraine, deren 
Kommunistische Partei anders zusammengesetzt ist als in Groß- 
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Sie ist 168000 Mitglieder stark, davon 65,2 % Arbeiter, also 
inahe eine reine Arbeiterpartei, die sich vor allem aus den 
Arbeiterschaften des Kohlenbeckens des Donez und im Eisen- 
revier des Kriwoj Rog rekrutieren. Diese Arbeiterschaft aber 
ist überwiegend nichtukrainisch, sondern russisch und beherrscht 
die ukrainische Sprache nicht. So ergeben sich groſte Schwierig- 
keiten und ein ziemlich vielfältiges Bild der bestehenden Strö- 
mungen: Russische zentralistische Partei, ukrainischer Partikula- 
rismus und Nationalismus, Reste des Panslawismus, auch Anti- 
semitismus und Sympathien für Polen. Aber wesentliche Schwie- 
rigkeiten für die Gesamtregierung des Landes ergeben sich dar- 
aus ohne Zweifel nicht. 

Unter den „Jubiläen“ war jetzt auch das des zehnjährigen 
Verlustes von Bessarabien, das am 26. Januar 1918 mit 
Rumänien verbunden wurde. Der damalige russische komman- 
dierende General an der rumänischen Front Schterbatschew 
stellte, um das Land vor dem Bolschewismus zu retten, es unter 
den Schutz Rumäniens. Eine autonome Republik wurde begründet 
und eine Nationalversammlung (Sfatul Zeri) einberufen. Sie 

roklamierte unter dem Druck des Militärs die Angliederung 
Rarabiens an Rumänien in der Form eines autonomen Gebietes 
an dem genannten Tage. Aber die rumänischen Truppen hatten 
bereits vorher Beflarabien erobert und Rumänien hat seitdem 
das Land in der militärischen Okkupation verwaltet. 

Diese Herrschaft hat das Land wirtschaftlich nicht vorwärts- 

ebracht und hat es noch weniger mit Rumänien verbunden. 
Sowjetrultland aber erkennt diesen Gewaltakt nicht an. Die 
Sow jetregierung hat allerdings auf die Rechte verzichtet, die aus 
der Zugehörigkeit Beſtarabiens zum zaristischen Ruſtland er- 
wachsen waren, aber damit die Forderung nach Selbstbestim- 
mung für die beſtarabische Bevölkerung verbunden und auch 
Rumänien vorgeschlagen, eine Volksabstimmung unter neutraler 
Kontrolle durchzuführen. Rumänien hat das elehnt und sich 
auf jene Nationalbewegung berufen. So bleibt die Wunde offen 
und bestebt zwischen 80 elzufllond und Rumänien kein Frie- 
denszustand, keine diplomatische Anerkennung und dergleichen. 
Das Jubiläum gab Anlaſt diese ganze Frage erneut nachdrücklich 
zu betonen. 


V. 
Auswärtige Politik. 


Noch ein Jubiläum: Am 31. Januar stand Georg Wassiljewitsch 
Tschitscherin zehn ar an der Spitze des Volkskommis- 
sariates des Auswärtigen; kein Außenminister der Welt ist länger 
als er in seinem Amt. 

Bekanntlich gehört Tschitscherin dem russischen Adel an: er 
ist mit den Gortschakows und Meyendorffs verwandt. Der Vater 
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war Diplomat, er selbst hat auch die diplomatische Karriere be- 
gonnen und schloß sich als angehender russischer Diplomat dem 
revolutionären Sozialismus an, flüchtete in das Ausland, von wo 
er erst nach der Revolution zurückkehrte. Er stellte seine Fähig- 
keiten und Erfahrungen sofort zur Verfügung und übernahm 
am 31. 1. 1918 tatsächlich die Leitung der Außenpolitik als Stell- 
vertreter Trotzkis. Formell zum Volkskommissar ist er erst nach 
Trotzkis Rücktritt am 9. März 1918 ernannt worden. Trotzki war 
wohl überhaupt nur als Außenminister für die Verhandlungen 
von Brest-Litowsk gedacht. 

Tschitscherin, des niemals in der aktiven Parteipolitik red- 
nerisch oder sonst hervortritt, ist der Diplomat der Partei und 
damit des Staates schlechthin, der unermüdlich Tag und Nacht an 
dieser Aufgabe arbeitet. Aus seiner Feder stammen weitaus am 
meisten die Noten, die die neue Art der diplomatischen Außen- 
politik begründet haben, diplomatisch und propagandistisch und 
dialektisch zugleich. Er verleugnet aber nie, daß er in erster 
Linie den russischen Staatsgedanken vertritt, auf 
sozialistischer Grundlage natürlich, aber eben den Staatsgedanken 
Ruflands. Damit begründet sich schon, wo er den stärksten 
Gegner sieht. Während des Krieges war er in England inter- 
niert und hat so England gründlich kennengelernt. Im Mittel- 
punkt seines politischen Systems steht die Gegnerschaft 
zu England, die überall auf das stärkste hervortritt. 


VI. 


Die Sowjetregierung hat am 14. Februar dem Völkerbunds- 
sekretariat mitgeteilt, daß sie an der Mitarbeit im neuen Wirt- 
schaftsrat des Völkerbundes nicht interessiert sei und darauf 
verzichte, Persönlichkeiten zur Wahl in den Rat zu ernennen. 
Auf Vorschlag Deutschlands hatte der Völkerbundsrat zwei Sitze 
für Sowjetrufiland freigehalten, einen in der Gruppe der Finanz- 
leute und einen in der Gruppe für Handel. Die Ablehnung 
erklärt sich wohl aus der Meinung der Sowjetregierung, daß in 
diesem Wirtschaftsrat bei der gegensätzlichen Einstellung Ruß- 
lands gegen die Gesamtrichtung dieses Rates wenig zu machen 
sei. Dafür nimmt Rußland an der am 20. Februar wieder be- 
gonnenen Arbeit des Sicherheitskomitees teil, zu der ein Mit- 
glied des Außenministeriums, Boris Stein, deputiert worden ist. 

Am 23. Januar wurde der neue Botschafter Dr. Dowgalewski 
vom Präsidenten der Republik in Paris empfangen. Die Reden 

ingen etwas über das übliche Schema heraus. Der russische 
Botschafter betonte die Bande der Freundschaft, die beide Völker 
vereinige, deren gutes Einvernehmen ein wichtiges Unterpfand 
des Weltfriedens sei, und er unterstrich besonders alles weitere 
für die wirtschaftlichen Beziehungen. Der Präsident sprach auch 
den Wunsch aus, daf die schwebenden Fragen zu regeln seien, 
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daß sich die gegenseitigen Beziehungen in einer Atmosphäre des 
Vertrauens entwickelten. „Indem wir in loyaler Weise unsere 
Zusammenarbeit über jedes Vorurteil stellen, das der Wahrung 
unserer gemeinsamen Interessen fremd ist, werden wir der Sache 
des Friedens am besten dienen.“ 
Die nächste schwebende Frage ist jadieSchuldenfrage, 
die auch in den Wahlkampf Frankreichs hereingetragen ist. 
Eine Vereinigung der Porteurs individuels de Fonds d’Etat russes, 
die, im Gegensatz zum Comité des Intérêts francais en Russie, die 
Offerte Rakowskis grundsätzlich akzeptiert, trägt in diesem 
Augenblick das Problem in die Versammlungen und faßtte den 
Beschluß, nur die Parlamentskandidaten, ohne Unterschied der 
Partei, zu unterstützen, die sich zu einer Annahme dieser Vor- 
schläge verpflichten. Das sind die Verhandlungen, die Rakowski 
zurüclief und de Monzie weiterzuführen hat. Damit verbindet 
sich ein neuer Gedanke, den letzterer am 8. Januar ausgesprochen 
hat, nämlih den eines deutsch-französischen Ab- 
kommens zwischen den deutshen Industrien, die nach 
Rußland ausführen, und den französischen Industrien, die diese 
Absicht haben. Darum hat sich in Berlin schon Clementel und 
dann de Monzie auch bemüht. Das ist die Idee: Lieferungen 
Deutschlands und Frankreichs in ein Verhältnis und in Überein- 
stimmung zu bringen, was Erörterungen über Preise, Verkaufs- 
bedingungen und dergleichen voraussetzt. Frankreich sieht ja 
mit Mißtrauen namentlich auf die deutsch-amerikanischen Be- 
mühungen im Zusammenhang der Farquhar-Konzession. 

Damit wieder verbinden sih die Petroleumfragen. 
Der Präsident der Petroleumkommission der Kammer, Baron, 
und der Präsident der Kommission für die befreiten Gebiete, 
Philippotaux haben Poincaré gebeten, die Verhandlungen mit 

Rußland über die Petroleumfrage wieder aufzunehmen, eine 
russisch- französische Konferenz dafür zu berufen. Es ist schon 
wichtig. daß die Vorsitzenden zwei so bedeutender Kammern- 
kommissionen offiziell mit derartigen Wünschen kommen und 
das paftt auch herein in die Mitteilungen über die franzö- 
sische Petroleumpolitik, die Briand am 13. Januar in 
einer gemeinsamen Sitzung der Petroleumkommission und der 
Auswärtigen Kommission der Kammer gemacht hat. Briand 
nahm darin Stellung gegen den Boykott russischen Petroleums 
durch englische Firmen, den bekannten Kampf, den Sir Henry 
Deterding führt, und sprach die Hoffnung aus, daf es bei Wieder- 
aufnahme der französisch-russischen Verhandlungen möglich sein 
würde, als Kreditgarantie die Deponierung großer Mengen 
russischen Petroleums zu erlangen und damit die Hegemonie der 
englischen Petroleumgesellschaften zu brechen. 

Das sind wichtige Vorgänge. Zwar ist Poincare selbst sehr 
reserviert gegen derartige Verbindungen und Werbungen Ruß- 
lands und gegen eine größere Kreditgewährung, aber die Anre- 
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ung der beiden Präsidenten ist von Bedeutung, und die Idee 
de Moni und Clementels führt in denselben Kreis. 


Dieses Netz wird aber erst vollständig mit der Idee des 
russisch-französischen Nichtangriffspaktes, 
die zwar an sich nicht weitergeht, aber ebensowenig aufgegeben 
ist wie die im letzten Heft gekennzeichneten Pläne und Absichten 
Briands über die Befriedung des Ostens.“ Es schwebt ihm offen- 
bar eine große konstruktive Politik im Osten vor, in der das 
französische Interesse auf alle Weise geführt und gesichert sein 
soll. Damit bleibt er in dem Gegensatz zu England in der Be- 
handlung der russischen Frage, der bekannt und charakteristisch 
ist. 

In England meint man, daß mit dem Siege Stalins und der 
Verbannung Trotzkis auch die Idee der Weltrevolution in die 
Verbannung geschickt worden ist. „Zehn Jahre nach dem schreck- 
lichen Ausbruch des Leninismus in Rußland ist die gewaltige 
Theorie von der Weltrevolution an ihrem Ende angelangt,“ schrieb 
Garvin im „Observer“ (15. 1.). Garvin rechnet: Die russischen 
Machthaber begännen, sich damit abzufinden, daß „das kapita- 
listische Amerika die ganze wirtschaftliche Welt für alle in un- 
serer Generation absehbare Zeit beherrschen wird und daft Groß- 
britannien, Deutschland, Frankreich, Italien und Japan gezwun- 
gen sind, auf der gleichen Basis zu stehen, wenn auch ihre Orga- 
nisationen verschieden sind,“ denn für sie alle bedeute „soziale 
Revolution“, d. h. ein Bürgerkrieg, den vollständigen Zusammen- 
bruch. „Stalins Idee ist, sagt der „Observer“, „eine sozialistische 
oder halbsozialistische Republik inmitten einer Welt zu errichten, 
die für viele Jahre im ganzen individualistisch und kapitalistisch 
bleiben wird.” Darin sei keine Gefahr zu erblicken, denn ebenso 
wie mit Rücksicht auf die Bauernschaft das Privateigentum am 
Grund und Boden notwendig geworden sei, so werde jenes „prak- 
tische“ Ziel Stalins in wachsendem Maße den privaten Handel 
und die private Initiative aufrichten.“ 


Das dürfte im Augenblick die Meinung in England sein, das 
die weitere Entwicklung abwartet. Man rechnet, daß die Wieder- 
annäherung zwischen beiden Staaten möglich sei, wenn die welt- 
revolutionäre Tätigkeit tatsächlich aufgegeben würde. Aber man 
tut von sich aus keinen Schritt, das zu beschleunigen. 


Bestärkt wird man in England darin durch den zutage liegen- 
den Fehlschlag der bolschewistischen Hoffnungen in China. 
Nanking hat mit Moskau gebrochen, die Hoffnungen auf die 
chinesische Revolution sind zunächst einmal völlig zu Ende. Man 
ist in Moskau gezwungen, die Richtung stärker auf Westeuropa 
zu nehmen. 


Allerdings sind Hoffnungen nach einer anderen Seite vorhan- 
den: Nordamerika, mit dem, wie mehrmals mitgeteilt, die 
Abschlüsse der Petroleumverträge gelungen sind. 
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Überhaupt spielt das Petroleum eine große Rolle in den 
Überlegungen der russischen Weltpolitik, in denen die Vertreter 
des russischen Naphtha-Syndikates zu arbeiten haben,: mit der 
Schweiz, Spanien nach Amerika hin. Dabei sind die Zahlen 
wichtig: Vor dem Kriege erreichte die durchschnittliche Naphtha- 
gewinnung in Rußland 6418000 Tonnen im Jahre, die Ausfuhr 
nur 735 000 Tonnen. In den Jahren 1924, 1925 und 1926 belief sich 
die Erdölförderung auf nur 5226000 Tonnen, während der Ex- 
port bis 1 298 000 Tonnen gesteigert wurde. Für den Verbrauch 
der eigenen Bevölkerung wurden also nur 3 298 000 Tonnen übrig 
5 So spielt das Petroleum eine Rolle als politisches 
Mittel, als Machtmittel in den großen weltpolitischen Kämpfen 
auch für Rußland. 

Die am 26. Januar in Moskau eingetroffenen Unterhändler 
Polens, Holowko und Sokolowski, haben am 30. 5 Mos- 
kau verlassen, ohne daf Verhandlungen über einen Handelsver- 
trag begonnen haben. Der Zwischenfall ist nicht ganz aufgeklärt, 
auch gleichgültig und erledigt, denn die Verhandlungen sind im 
Februar von Zaleski wieder in Gang gebracht worden. Sie gehen 
Se einen Handelsvertrag hin, vom Sicherheitspakt ist kaum die 

ede. 

In die Beziehungen zu Polen spielt herein der Prozeß gegen 
den Bischof der katholischen Kirche und apostolischen Admini- 
strator des Kreises Schitomir, Theophil Skalski, der der Spionage 
und der Unterstützung überführter Spione zugunsten Polens an- 
geklagt wird. Der Prozeß muß als F ortsetzung des Verfahrens 
angesehen werden. das im Jahre 1923 gegen den römisch-katholi- 
schen Bischof Cieplak und den Prälaten Butkiewitsch eingeleitet 
wurde, in dessen Verlauf die beiden Genannten zum Tode und 
eine Reihe anderer Priester zu Gefängnisstrafen bis zu zehn 
Jahren verurteilt wurden. 

Die Verhandlungen zwischen Deutschland und 
Lit a u e n und ihr Abschluß mit dem Schiedsvertrag am 29. Januar 
wurden aufmerksam verfolgt und als Zeichen dafür begrüßt, daß 
Deutschland an dieser Brücke zu Rußland ein lebhaftes Interesse 
zeige. Diedeutsch-polnischenVerhandlungen und 
die Besprechungen. der Wirtschaftsführer Deutschlands und 
Polens wurden dementsprechend mit einer gewissen Nervosität 
beobachtet. Die Betrachtungen über die Wahlbewegungen in 
Westeuropa, auch in Deutschland, erhoffen einen Ruck nach links. 


VII. 


Das wichtigste im Berichtsmonat sind die Wirtschafts- 
e ziehungen zu den einzelnen Hauptstaaten und die Ver- 
andlungen darüber. 

Zunächst ist nach russischen Angaben die Ausfuhr Eng- 
andsnach Rußland im ersten Quartal des laufenden Wirt- 
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schaftsjahres sehr stark zurückgegangen, von 53963243 Pfund 
Sterling auf 1782729 Pfund Sterling. In diesem Quartal gingen 
russische Bestellungen nach England für 1 133 944 Pfund Sterlın 
gegen 5109523 Pfund Sterling. Damit drückt sich nunmehr d 

er Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwischen beiden 
Ländern in einem =; starken Rückgang des russisch-englischen 
Geschäftes aus. 

Der Ersatz dafür ist in Amerika gesucht worden. Es sind 
im Jahre 1927 in den Vereinigten Staaten russische Bestellungen 
im Gesamtbetrage von 31,2 Millionen Dollar vergeben worden 
gegenüber 8,7 Millionen Dollar im Jahre 1926. Die Baumwoll- 
einkäufe des Allrussischen Textilsyndikats, die 1927 rund 42 Mil- 
lionen Dollar gegenüber 35 Millionen Dollar im Jahre 1926 be- 
trugen, sind in dieser Summe nicht einbegriffen. Der Gesamt- 
umsatz des russisch-amerikanischen Handels einschließlich der 
Operationen der amerikanischen Konzessionäre in Rußland und 
der Geschäftsoperationen der Genossenschaftsverbände „Zentro- 
so jus und „Selskosojus betrugen im Jahre 1927 rund 100 Mil- 
lionen Dollar gegenüber 70 Millionen Dollar im Jahre 1926 und 
48 Millionen Dollar im Jahre 1913. 

Wie erwähnt, hat Frankreih das deutsch-amerikanische 
Kreditgeschäft in bezug auf die Metallwerke von Makejevka in 
Rußland mißtrauisch verfolgt. Die französische Regierung hat in 
Moskau, wie es heißt, auch in Washington und Berlin darauf hin- 
gewiesen, daß damit die Rechte der früheren fransösischen 
Besitzer dieses Werkes verletzt würden, und deren Ansprüche 
angemeldet. Die Sowjetregierung vertritt demgegenüber den 
Standpunkt, daß eine Verletzung der Interessen der französischen 
Besitzer nicht vorliege, da nicht eine neue Konzession der Werke, 
sondern nur ein Kredit zum Wiederaufbau dieser Werke durch 
Lieferungen aufgenommen werde, während die Werke selbst im 
Besitz der Sowjetregierung bleiben. Die französischen Vorbe- 
sitzer wenden ein, daß ein so hoher Kredit (bekanntlich 40 Mil- 
lionen Dollar) zu einer Veräufterung an die Gruppe des Aus- 
landes führen könnte, daß z. B. eine deutsche Firma Otto Wolff 
durch diese Lieferungen auf Kredit (man denkt an 50 Millionen 
Mark) gewissermaßen eine Hypothek auf französisches Eigentum 
in Ruflland erhalte. Richtig ist, daß den ausländischen Vertrags- 
ron ein Pfandrecht auf die Werke eingeräumt ist, wenn die 
Sowjetregierung ihren Verpflichtungen nicht nachkommt, in die- 
sem Falle sollen die Werke auf Zeit in die Leitung des ausländi- 
schen Konsortiums übergehen. 

Am 9. Februar haben schließlih Wirtschaftsbespre- 
chungen zwischen Deutschland und Rußland be- 
gonnen, die von deutscher Seite angeregt sind. Anlaß gibt vor 
allem die Tatsache, die schon im letzten Heft erwähnt wurde, daft 
trotz der günstigen deutschen Kreditbedingungen und des 300- 
Millionen-Kredites die deutsche Ausfuhr nach Rußland zurückge- 
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gangen ist, während die russische Einfuhr nach Deutschland 
und gleichzeitig die Ausfuhr aus den Vereinigten Staaten von 
Amerika nach Rutland zugenommen hat. Ferner hat Rußland, 
das Deutschland ja immer eine Kontingentierung der deutschen 
Ausfuhr verweigert hat, derartige Kontingente drei anderen 
Staaten gewährt, namentlich Lettland im Vertrag vom 5. Mai und 
Persien im Vertrag vom 1. Oktober 1927. 

Uber diese Fragen und weiter über die Fragen aus dem Ver- 
tragswerk ist zu sprechen. Der russisch-deutsche Handels vertrag 
lief im September 1927 ab, wurde um ein halbes Jahr verlängert 
und müßte im März 1928 erneut verlängert. werden. 

Zu diesen Verhandlungen waren in Berlin erschienen der 
Verkehrskommissar Rudsutak, der Präsident der Russischen 
Staatsbank Scheinmann, der Leiter der Delegation Schleifer, Pro- 
fessor Kaufmann und Rosenblum vom Auſtenkommissariat. Die 
Verhandlungen sind bei Abschluß des Heftes noch nicht zu Ende. 
Sollte eine Kündigung des Handelsvertrages sich als nötig er- 
weisen, so würde 1 am 12. März mit Wirkung auf den 12. Ok- 
tober ausgesprochen werden. Aber es ist zu erwarten, daß die 
große Gemeinsamkeit der wirtschaftlichen und politischen Inter- 
essen auf beiden Seiten erkannt wird und zu einer beide befriedi- 
genden Einigung führt. 

Anmerkungsweise sei verzeichnet, daß nach der Mologa, die 
Anfang November 1927 endgültig liquidiert war, nun auch die 

onzession der deutsch- den Agrargesellschaft (Druag) 
liquidiert ist. Die beiden anderen deutschen Agrarkonzessionen 
(Krupp und Deutsch-Russische Saatbau A.-G., Drusag) bestehen 
weiter. 


Abgeschlossen am 18. Februar 1928. 


— ä — os — 


II. Wirtschaftsumschau. 
Von Otto Auhagen. 


Der Konjunkturbericht vom Dezember läſtt eine weitere Ver- 
schärfung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Union er- 
ennen. Vor allem ist die Beschaffung land wirtschaftlicher Er- 
zeug nisse weiter zurückgegangen. Die amtliche Getreidebeschaf- 
ſung sank von den im November erzielten 642 700 auf 607 100 t 
inn Roggen eine kleine Zunahme, eine um so größere Abnahme 
einn Weizen). Der Ankauf von Erzeugnissen der Viehzucht hat 
sich etwas gehoben (nach den Gegenwartspreisen von 31,7 auf 
344 Millionen). Ein starker Rückgang ist dagegen in der Kate- 
goriee der „technischen Rohstoffe und Butter“ eingetreten: von 
%6 auf 51,7 Millionen Rubel. Insgesamt (einschließlich 32,0 Mil- 
ionen für Getreide) wurden an Agrarerzeugnissen beschafft: für 
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118,2 Millionen Rubel gegen 164,6 im Vormonat und 149,7 im 
Dezember 1927. Im einzelnen sind gegen Dezember 1927, abge- 
sehen vom Getreide, besonders folrende Verminderungen (in 
1000 t) zu vermerken: 


für Olsaaten . . . von 86.2 auf 695 
Flachs .. . . . Von 343 auf 29,6 
Butter von 1,85 auf 1,25 
Wolle . von 1,40 auf 0,5 


Eier (1000 Kisten) . von. 93 auf 5,0. 


Dagegen ist die gewerbliche Produktion im Dezember be- 
trächtlich gestiegen; nach den Gegenwartspreisen von 748.2 Mil- 
lionen Rubel im Vormonat auf 808,7; die Industrie der Produk- 
tionsmittel und die der Verbrauchswaren sind annähernd im 
gleichen Maße daran beteiligt. 


Infolge der Rückläufigkeit des Ankaufs landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse ist die Handelsbilanz Rußlands zum ersten Male 
wieder passiv geworden. Die Einfuhr stieg von 45,7 auf 57,5 Mil- 
lionen Tscherwonzen-Rubel, während die Ausfuhr von 505 auf 
495 sank. Der Passivsaldo betrug somit 8,1 Millionen. — In dem 
Preisverhältnis zwischen landwirtschaftlihen und gewerblichen 
Erzeugnissen ist nach der amtlichen Statistik gegen den Vormonat 
keine nennenswerte Änderung eingetreten. 


* 
® * 


Durch den schlechten Verlauf der Getreide kampagne wird 
das russische Wirtschaftsleben in höchst empfindlicher Weise ge- 
stört; es leidet darunter nicht nur die Ausfuhr, sondern auch die 
Versorgung des inneren Marktes. An Brotgetreide (vor allem 
wohl an Weizen) scheint an vielen Orten ein Mangel eingetreten 
zu sein. Seit der Jahreswende wird die Verstärkung der Ge- 
treidebeschaffung daher als „Stofaufgabe“ betrieben. Eine Reihe 
von Organisationen und Personen, die den Getreideankauf zu 
lässig betrieben haben oder denen sonstige Schädigung der Ge- 
treidekampagne durch ihre Amtsführun 5 wird, sind 
schwer bestraft worden; auch mit den Großbauern, die im Rufe 
stehen, Getreidevorräte aus staatsfeindlichen Absichten zurück zu- 
halten, sowie mit dem Privathandel, der die Kreise der amtlichen 
Ankaufsorganisationen stört, geht man gegenwätrig nicht glimpf- 
lih um. Tatsächlich ist es erreicht worden, seit dem Beginn 
des neuen Jahres die Getreidebeschaffung kräftig zu stei- 
gern. Die Statistik wird für fünftägige Abschnitte geführt; im 
Januar gelang es, die Getreideaufbringung von 122 300 t im ersten 
Abschnitt auf 443 600 t im letzten Abschnitt (6 Tage) zu heben, 
so daß der Januar im ganzen 1 321 500 t. also etwa das Doppelte 
der Dezembermenge, ergab. Die Februarziffer ist bisher noch 
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günstiger; sie stellt sich für die ersten 15 Tage auf 951 700 t. Die 
Aktion soll in energischster Weise fortgesetzt werden, obgleich 
groſte Gebiete, wie der Nordkaukasus und das Wolgaland, die im 
vorigen Jahre nur eine geringe Getreideernte zu verzeichnen 
hatten, bereits zu erlahmen beginnen. 


Die jetzige Art der Eintreibung von Getreide ist, wie jede 
Vergew tigung des Wirtschaftslebens, mit großen Gefahren ver- 
bunden. Allzu scharf macht schartig. Wenn der augenblickliche 
Terror 5 wird, so besteht die Gefahr, daft zu viel aus 
dem Dorf herausgeholt, hierdurch die Frühjahrsbestellung ge- 
schwächt, bei schlechter Ernte Hungersnot heraufbeschworen 
wird. Die augenblickliche Aktion geht nach meiner Überzeu- 
gung, die ich bereits im vorigen Sommer gegenüber einer opti- 
mistischen Auslassung Rykows über die bevorstehende Getreide- 
kampagne vertreten habe, von einer Überschätzung der letzten 
Ernte und vor allem der in Händen der Bauernschaft befindlichen 
alten Vorräte aus. Bekanntlich blieb schon die Getreidebeschaf- 
fung der beiden letzten Vorjahre stark hinter den Erwartungen 
zurück, die sich auf die Erntestatistik stützten; statt daraus den 
Schluf zu ziehen, daß die Ernteschätzung zu hoch war, wurde der 
Fehlbetrag als Vorratsbildung gebucht, und so rechnete man am 
Schlusse des letzten Erntejahres mit einem Vorrat von 8 000 000 t. 
Die Schuld an dem Minderergebnis gibt man daher dem Kulak, 
der bewußt zum Angriff gegen die Stadt und Staatsgewalt über- 
gegangen sei und es verstanden habe, auch einen Teil der Mittel- 
bauern sich zu verbünden (also ganz im Gedankengang der eben 
besiegten Opposition). Zweifellos verfügt der Großbauer über 
Vorräte, diese sind aber — ebenso wie die Operationen des heute 
stark 55 privaten Getreidehandels — sehr wich- 
tig, um im engen örtlichen Rahmen die vielfachen Unvollkommen- 
heiten des amtlichen Getreideregimes im Interesse der Ernährung 
und der Saatgutversorgung auszugleichen. Ubrigens wird zuge- 
geben, daß der Groſtbauer sich außer den ihm unterschobenen 

egen revolutionären Absichten auch von wirtschaftlichen Motiven 
feiten läßt. Insbesondere wird darauf hingewiesen, daft die Preise 
für die Erzeugnisse der technischen Kulturen ihm heute so viel 
abwerfen, daf er es nicht nötig habe, Getreide zu verkaufen. Vor 
einem Jahre waren umgekehrt die Preise für technische Rohstoffe 
(Flachs, Hanf, Olsamen usw.) zu ungünstig und die Produktion 
dieser Zweige daher zurückgegangen. Wir haben es wieder ein- 
mal mit einem drastischen Beispiel zu tun, wie krisenhaft die 
russische Planwirtschaft trotz heißem Bemühen bleibt; das Wirt- 
schaftsleben von 150 Millionen Menschen läßt sich nicht in der 
F wie es der Staatsplankommission vor- 
schwebt. 
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Die Aussichten für die Ernte dieses Jahres sind schon des- 
wegen nicht erfreulich, weil durch den ungünstigen Verlauf des 
vorigen Herbstes die Winterbestellung sehr beeinträchtigt wurde. 
Besonders ist man in Sorge um die marktwichtigen Getreide- 
arten, deren Wintersaatfläche allein in der RSFSR gegenüber 
dem Vorjahre um 4 730 000 ha zurückgeblieben ist. Um den Aus- 
fall wenigstens zu einem großen Teil zu ersetzen, strebt die 
Regierung der genannten Bundesrepublik eine Erweiterung der 
Frühjahrssaat, vor allem von Weizen und Gerste, um 2 185 000 ha 
an. Hierzu ist besonders eine Vermehrung der Spannkräfte er- 
forderlich; den Bauern soll zur Beschaffung von 80—100 000 
Pferden Kredit (im Betrage von je 120—150 Rubel) gewährt wer- 
den. Auch in der Ukraine gilt es, die Verminderung der Winter- 
saatfläche, die in 12 Bezirken eingetreten ist, bei der Frühjahrs- 
bestellung auszugleichen. Trotz dieser Bestrebungen ist mit 

großer Wahrscheinlichkeit auf eine beträchtliche Minderung der 
 Getreide-Gesamtfläche im laufenden Wirtschaftsjahr zu rechnen, 
zumal auch das amtliche Preisverhältnis für Getreide ungünstig 
ist und der Getreidebau durch die Landwirtschaftssteuer bedeu- 
tend stärker belastet ist als die technischen Kulturen und die 
Viehzucht. 


Aussichtsreich für die Zukunft sind die Bemühungen um die 
Saatzucht und die Verbreitung sortenreinen und sonstigen ver- 
besserten Saatgutes; wir haben es hier mit einer der bedeutsam- 
sten Mittel zur Hebung der russischen Landwirtschaft zu tun. 
Nach unlängst gefaſtten Beschlüssen des STO sollen in den Haus- 
haltsplänen der Bundesrepubliken in den nächsten fünf Jahren 
für die Selektionsabteilungen der Versuchsstationen 15,5 Mil- 
lionen Rubel angewiesen werden; 20 Millionen Rubel sind zu 
langfristigen Krediten bestimmt, um auf Rätegütern und den 
bäuerlichen Genossenschaften die Saatzucht zu fördern. 55 Mil- 
lionen sollen der Verstärkung der staatlichen Saatgutfonds dienen, 
um eine immer umfangreichere Versorgung der Landwirtschaft 
mit verbessertem Saatgut sicherzustellen. 


Die für die Entwicklung der Landwirtschaft im Süden und 
Osten so wichtige „Traktorisierung“ (d. h. Ausstattung mit 
Schleppern) begann nach dem Übergang zur Nep im Wirtschafts- 
jahr 1921/22 mit der Einführung von 60 Maschinen; im folgenden 
Jahre stieg die Einfuhr auf 1000, dann auf 1500, 1924/25 auf 6208, 
wozu 457 Maschinen aus eigener Produktion kamen, und im Jahre 
1926/27 wurden in der Landwirtschaft gar 13 100 Traktoren, da- 
von 12368 aus dem Ausland (hauptsächlich Fordson) und 732 aus 
inländischer Produktion, zugeführt. (Nach neuesten Angaben soll 
die Zahl für die gesamte Union in jenem Jahre sogar 17 000 be 
tragen haben.) Im Joore 1926/27 erfolgte eine starke Verminde- 
rung. Der Plan sah nur 6045 Traktoren vor (hiervon 5020 aus 
dem Auslande), und eine noch größere Einschränkung ist für das 
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laufende Wirtschaftsjahr geplant; für die RSFSR ist die Zahl auf 
2098 festgesetzt, obgleich die Landwirtschaft (nach meinen Beob- 
achtungen) in sehr viel größerem Maße für diese Maschinen auf- 
nahmebereit sein würde. Zweifellos ist für diese Einschränkung 
die Rücksicht auf die Handelsbilanz die eigentlich entscheidende 
Erwägung. Zugleich denkt man jetzt aber auch ernstlich darüber 
nach, ob die Anwendung der Traktoren überhaupt rentabel ist. 
Lehrreiche Betrachtungen hierüber werden in der „Ekon. Shisn“ 
vom 3. Februar angestellt: Daß der Traktor so massenhafte Auf- 
nahme in der Landwirtschaft fand, erklärte sich wesentlich aus 
dem katastrophalen Pferdemangel, der im Süden und Osten nach 
dem Bürgerkrieg und der Hungersnot eingetreten war. Es fragt 
sich aber, ob die Rentabilität des Traktors nach Rückkehr nor- 
maler Verhältnisse anhält, besonders in dicht bevölkerten Land- 
bezirken, wo menschliche Arbeit und lebende Spannkräfte billig 
sind. Bedenklich ist der Umstand, daß die Anschaffung des 
Traktors die Bauern vielfach veranlaßt, wenn auch nur vorüber- 
gehend, ihren Nutzviehbestand zu vermindern, um durch Verkauf 
von Tieren die für den Traktor anzuzahlende Summe aufzubrin- 
gen; dieses Moment ist besonders in denjenigen Zonen von Ge- 
wicht, wo der Boden gedüngt werden muß. Eine sehr nützliche 
mittelbare Wirkung des Traktors besteht darin, da er zur 
Durchführung der Agrarreform (Landeinrichtung) drängt; zur 
rentablen Verwendung der Maschine ist eine zusammenhängende 
Ackerfläche von mindestens 250 Deſtjatinen erforderlich; die 
Maschinengenossenschaften und Kollektive, die die Traktoren 
erworben haben, suchen daher baldigst mit ihren Ländereien 
aus der Gemengelage herauszukommen und geben damit für die 
beteiligten 5 den Anstoß zur Reform. Nach vorge- 
nommenen Untersuchungen haben die Genossenschaften und 
Kollektive von den Traktoren einen durchschnittlichen Reinge- 
winn von 2500 Rubel erzielt. — Zu einem ungünstigeren Urteil 
kommt ein Aufsatz aus dem Fernen Osten (.„Ekon. Shisn“ vom 
18. Februar). Die Betriebsstoffe sind dort im Verhältnis zur 
Pferdekraft sehr teuer, und so kostet das Pflügen einer Deftjatine 
mit dem Traktor 11,40 Rubel, während sich die Kosten des mit 
Pferden gezogenen Sackpfluges im Küstengebiet auf 9,80, im 
Amurgebiet nur auf 6.50 Rubel belaufen. 

Wichtig ist es, daß die Arbeit der Traktoren durch Vermeh- 
rung der Reparaturwerkstätten und durch Vermehrung der Aus- 
bildungskurse für das technische Personal gefördert werden soll; 
übrigens wird anerkannt (was mit meinen Beobachtungen über- 
einstimmt), daß die Bauern in bezug auf die Ausbildung von 
Traktorenführern und Monteuren selbst lebhafte Initiative ent- 
wickeln und daß dort, wo Traktoren in großer Zahl verbreitet 
sind, sich bereits ein tüchtiger Stamm von Spezialisten unter den 
Bauern gebildet hat. 


* 
u * 
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Eine der ernstesten Schicksalsfragen für Rußland ist es, ob 
es gelingt, die Industrie im kräftigen Tempo weiter auszubauen. 
Es ist dies nicht nur eine wirtschaftliche, sondern auch in hohem 
Grade eine bevölkerungspolitische Frage, da der gegenwärtige 
jährliche Geburtenüberschuſt von 3,2 Millionen zu großem Teil 
von der Industrie aufgenommen werden muß, wenn die Landwirt- 
schaft nicht weiter verzwergen und verkümmern soll. Die Losung 
der „Industrialisierung“ hat daher ihre volle Berechtigung. Es 
wird vielfach gezweifelt, ob Rußland hierzu aus eigener Kraft, 
also ohne ausländische Milliardenkredite, in der Lage ist. Nicht 
selten begegnet man der Ansicht (wie sie z.B. Jugow im November- 
heft der „Gesellschaft“ entwickelte), daß die schnelle Zunahme 
der industriellen Produktion seit 1920 lediglich darauf zurückzu- 
führen sei, daß die damals stillgelegten Produktionsanlagen 
wieder in Benutzung genommen wären; dieser Prozeß sei jetzt 
beendet, und nun komme es darauf an, neu zu bauen und die 
inzwischen abgenutzten und veralteten Maschinen und sonstigen 
Einrichtungen zu ersetzen; ohne grandiose Unterstützung des 
Auslandes werde die Industrie und damit die gesamte Rätewirt- 
schaft zusammenbrechen. Die Regierung rechnet anders; sie er- 
kennt zwar an, daſt die Industrieanlagen großenteils veraltet sind 
und starker Abnutzung unterliegen; sie rechnet aber für die In- 
dustrie im ganzen (nicht für jeden einzelnen Zweig) seit Jahren 
einen groften Reinertrag heraus, der den Abnutzungskoeffizienten 
bei weitem übersteigt und die Möglichkeit schafft — mit Unter- 
stützung aus dem Staatssäcel, der seinerseits durch die Steuern 
wieder aus der Wirtschaft schöpft —, groſte Mittel zu neuen In- 
vestierungen aufzubringen. Ich glaube, daß die amtliche Rech- 
nung zu günstig lautet. Daß aber im großen Umfange in der 
Industrie neu gebaut wird und vorhandene Anlagen erweitert 
und erneuert werden, davon habe ich mich an vielen Orten über- 
zeugt, und nach allem, was ich insbesondere auch von Ingenieu- 
ren, die der kommunistischen Partei fern stehen, hörte. habe idı 
den Eindruck gewonnen, daß an einen wirtschaftlich verursachten 
Zusammenbruch nicht zu denken ist. Die russische Industrie wird 
weiter ausgebaut werden, sie wird ihre Produktion vermehren. 
wenn auch mit vielen Hemmungen und Unvollkommenheiten, un 
der ausländische Kredit ist daher nicht entscheidend für das Sein 
oder Nichtsein der Rätewirtschaft, sondern nur für das Zeitmaſt 
ihrer weiteren Entwicklung. 

Der Oberste Volkswirtschaftsrat der Union hat für das Jahr- 
fünft 1927/32 folgende Investierungen für die staatliche Industrie 
vorgesehen: für neue Fabriken 2736 Millionen Rubel, größere 
Kapitalaufwendungen zur Erweiterung und Verbesserung vor- 
handener Fabrikanlagen 3825 Millionen Rubel. 

Für das seit dem 1. Oktober laufende Wirtschaftsjahr 1927/28 
wird trotz der großenteils nicht befriedigenden Ziffern der ersten 
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Monate auf eine sehr bedeutende Zunahme der Produktion gegen 
das Vorjahr 55 Uber die Bruttoproduktion der Staatsindu- 
strie wird folgende Statistik aufgestellt (in Millionen Rubel nach 
Groſthandelspreisen vom 1. X. 26): 
1925/26 1926/2” 1925/28 
Produktionsmittelindustrie . 2745,3 3400.7 4 243,7 
Verkaufswarenindustrie . . . 4442,1 5121,0 6 515,0 


7187.4 8587.7 10 758.7 


Einstweilen bezweifle ich stark, daß diese Zunahme erreicht 
werden wird. Es sind in letzter Zeit viele Stockungen einge- 
treten, besonders infolge unzureichender und verspäteter 7 - 
führung von Heiz- und Rohstoffen, sowie von Halbfabrikaten. Die 
Vertragsdisziplin innerhalb der Industrie läßt sehr zu wünschen: 
zur Erlangung großer Vorschüsse (also infolge des Mangels von 
Betriebskapital) werden vielfach Lieferungsverträge abge- 
schlossen, die die tatsächliche Leistungsfähigkeit überschreiten. 
So hat der Trust der chemischen Werke des Nordens Sodaliefe- 
rungen im doppelten Betrage seines Produktionsprogramms ver- 
sprochen. Das Hauptbaumwollkomitee hat die chemische Indu- 
strie nicht genügend mit Baumwollöl versorgt, um den Bedarf 
an Olein sicherzustellen. und die chemische Industrie hat wieder- 
um die für die Textilindustrie so-wichtige Herstellung von Olein 
zugunsten einer forcierten Produktion von Toiletteseifen einge- 
schränkt. Gegen solche Verstöße soll jetzt mit Strenge vorge- 

angen werden. Überhaupt weht ein scharfer Wind gegen alle 

chädigungen durch Eigenmächtigkeit und Nachlässigkeit der 
örtlichen industriellen Leiter; mit Bestrafung wird u. a. bedroht 
die Zurückhaltung von Lohnauszahlungen, wie sie in letzter Zeit 
in verschiedenen Trusts vorgekommen ist, vor allem aber die sehr 
häufigen Verletzungen der Bestimmungen, die für die Neuinve- 
stierung von Kapital getroffen sind. Durch diese Verstöße wird 
der Nutzen der auf den Ausbau der Industrie verwandten Mil- 
liarden zu beträchtlichem Teile geschmälert. 

Trotzdem aber geht es in der Industrie sichtlich vorwärts. 
Beispielsweise seien folgende Einzelheiten angeführt: Die 
Naphthaindustrie, die zu einem der wichtigsten Ausfuhrzweige 
geworden ist und unlängst ansehnliche Lieferungen nach Spanien 
und selbst nach England vertraglich übernommen hat, soll in 
diesem Jahre die Zahl der in Betrieb genommenen Bohrtürme 
von 3843 auf 4367 erhöhen, und zwar großenteils durch neue 
Bohrungen mit einer Gesamtleistung von 261 700 m; die Produk- 
tion soll auf 11,5 Millionen Tonnen (gegen 9,2 Millionen Tonnen 
im Jahre 1913) gebracht und damit gegen das Vorjahr um 11,5 % 
gehoben werden. — Der Landmaschinenbau der Union ist gegen- 
wärtig um 75 % größer als vor dem Kriege: während er früher 
sich auf 900 Fabriken verteilte. konzentriert er sich jetzt auf 
43 Werke. 1926/27 gelang es. die Produktionskosten des Ma- 
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schinenbaues um 81 % zu verringern; hierbei wird allerdings 
amtlich zugegeben, daß infolge zu geringer Bewilligungen für die 
Erneuerung der Produktionsanlagen der Grad der Abnutzung 
gestiegen ist. In wenigen Jahren wird die Leistungsfähigkeit 
dieser Industrie durch grofe neue Fabriken bedeutend erhöht 
werden, vor allem durch das gewaltige Werk, das mit einem 
Kostenaufwand von über 40 Millionen Rubel bei Rostow am Don 
gebaut wird; ich selbst konnte mich im vorigen Sommer von dem 
guten Fortgang der Bauarbeiten überzeugen. — In Sibirien schickt 
man sich an, große Waldgebiete der Papierindustrie nutzbar zu 
machen. In een Jahre soll im Jenissej-Becken eine Papier- 
fabrik errichtet werden, die jährlich 178 000 Festmeter verarbeiten 
soll; weitere große Werke dieser Art sollen im Laufe der näch- 
sten fünf Jahre in den Waldgebieten von Irkutsk und Tomsk 
erbaut werden. 

Selbst an den Bau von Maschinen für die Textilindustrie, also 
an einen mi der früher als Monopol Englands galt, wagt sich 
die Rätewirtschaft mehr und mehr heran. Bisher hat man sich 
allerdings auf die einfacheren Maschinen beschränkt, doch will 
man auch zu dem Bau komplizierterer Maschinen übergehen. In 
diesem Jahr soll bei einem Gesamtbedarf der Textilindustrie in 
Höhe von 34 Millionen Rubel bereits ein Betrag von 27 Millionen 
Rubel von inländischen Maschinenfabriken geliefert werden. 

Für elektrische Kraftwerke hat der Oberste Volkswirt- 
schaftsrat nach dem diesjährigen Plan 306 Millionen Rubel vorge- 
sehen. Teilweise handelt es sich um Verstärkung bestehender 
Werke, teilweise um Neubauten. Der im vorigen Jahre unter 
Beratung amerikanischer und deutscher Ingenieure begonnene 
Bau des großen Dnjepr -Werkes wird in diesem on über 
30 Millionen in Anspruch nehmen; die voraussichtlichen Erzeu- 
gungskosten für eine Kilowattstunde werden auf 0,5 Kopeken 
geschätzt. Um von vornherein eine volle Ausnutzung der Kraft 
zu erzielen, wird voraussichtlich das Donez-Becken angeschlossen 
werden; man denkt 1931/32 30000 Kw dorthin abzugeben, um 
diese Leistung im folgenden Jahre auf 50000 und sodann auf 
75 000 zu steigern. Die Kosten je Kilowattstunde werden für das 
Donez-Gebiet auf 1,97—2 Kopeken berechnet; man meint, daß das 
Donez-Becken in eigenen Werken mit Heizstoffen die Kraft nicht 
billiger erzeugen kann. 

Was die 1 großen Verkehrswege betrifft, deren Er- 
bauung im vorigen an in Angriff genommen wurde, so be- 
findet sich der Wolga-Don-Kanal im wesentlichen noch im 
Siadium der Vorbereitung. Dagegen schreitet der Bau der so 
ungemein wichtigen Bahn, die 1 mit Sibirien verbinden 
wird, merklich vorwärts; von dem nördlichen Ausgangspunkt ab 
sollen bereits 150 km Schienen gelegt sein; bereits 1931 soll der 
durchgehende Verkehr eröffnet werden. 


* * 
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Bei den Bestrebungen zur Herabsetzung der industriellen 
Produktionskosten handelt es sich insbesondere darum, ein gün- 
stigeres Verhältnis zwischen Arbeitslohn und Produktivität der 
Arbeit herbeizuführen. Die Ergebnisse des letzten Jahres blieben 
weit hinter der erhofften 1 zurück. Die Arbeits- 
leistung stieg zwar um 13,3 %, fast aber in demselben Maße, 
nämlich um 12 %, hob sich der Arbeitslohn. Das erste Quartal 
des neuen Wirtschaftsjahres hat günstigere Zahlen ergeben. 
Durchschnittlich betrug in diesem Zeitabschnitt der Wert der 
industriellen Produktion je Arbeitstag (nach Vorkriegswert) 
7,52 Rubel, während der Lohn sich in Tscherwonzen-Rubeln auf 
2,69 bezifferte. Gegen den Durchschnitt des vorigen Jahres be- 
deuten diese Zahlen eine Steigerung des Arbeitslohnce um 6,2, 
eine Steigerung der Produktivität um 10,4%. Diese Verbesse- 
rung ist aber wohl weniger auf eine Hebung der Tüchtigkeit 
und Disziplin der Arbeiter wie vielmehr auf die Wirkungen der 
vorgenommenen Betriebsvervollkommnungen zurückzuführen. 
Bei dem Abschluß neuer Kollektivverträge sollen die Gewerk- 
schaften durch Aufklärungsarbeit dahin wirken, daß die Arbeiter 
sich entsprechenden Bedingungen unterwerfen, um mehr als 
bisher zur Verminderung der Produktionskosten beizutragen. 


Bei ihrer zunehmenden Ausdehnung kann die Industrie über 
eine beliebige Anzahl ungelernter Arbeitskräfte verfügen. Hier- 
mit hält aber nicht Schritt die Zahl der qualifizierten Kräfte, 
weder der Ingenieure noch Techniker noch auch nur der gelern- 
ten Arbeiter. Welcher Mangel in einzelnen Zweigen besteht, 
lassen Zahlen erkennen, die vor kurzem für das Baufach ver- 
öffentlicht wurden. In der ganzen Union gibt es nur 23 Bauge- 
werkschulen mit 1500 Lernenden. Große Bezirke, wie der Ural, 
wo 50000 Bauarbeiter beschäftigt werden, weisen keine einzige 
derartige Schule auf. Rechnet man alle Arten von Unterrichts- 
veranstaltungen zusammen, so umfassen sie jährlich vielleicht 
6000 Bauarbeiter, während allein der le Abgang durch 
Alter, Invalidität usw. 36 000 im Jahre beträgt. Der Arbeitskom- 
missar der RSFSR hat einen Plan auf estellt wonach von jetzt 
ab 1,25 % von der Lohnsumme zu Ausbildungszwecken abgezogen 
werden soll; ferner soll aus dem Fonds der Arbeitslosenhilfe 
eine halbe Million Rubel dazu bereitgestellt werden. Die Aus- 
bildungskosten werden auf 250 Rubel je Arbeiter beziffert. 


Für den Arbeitsschutz (Fabrikhygiene, Unfallverhütung usw.) 
wurden in der RSFSR 1926/27 etwa 42 Millionen Rubel veraus- 
paoi Für das laufende Jahr sind 50 Millionen angewiesen. Im 

orjahr verteilte sich die Summe zu 16,6 % auf Maßnahmen zur 
Unfallverhütung, 45,7 % auf Lüftungsanlagen, 17.0 % auf Gesund- 
heitspflege und 20.7 % auf Hilfseinrichtungen. Da die Zahl der 
Unfälle sehr groß ist, so soll künftig auf deren Verhütung ein 
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größerer Anteil entfallen. — Für die ee der Sozialver- 
ne steht in diesem Jahre in der RSFSR eine Summe von 
5%,4 Millionen Rubel zur Verfügung. 


l * 4 * 
Mit dem Körper der russisdien Volkswirtschaft wächst von 
Jahr zu Jahr der Staatshaushalt. Der Rat der Volkskommissare 
er Union bemiſtt die staatlichen Einnahmen in diesem Jahre auf 
6,028 Milliarden Rubel; dies bedeutet eine Zunahme gegen das 
Vorjahr um 17%. Die Summe setzt sich in der Hauptsache aus 
folgenden Posten zusammen: direkte Steuern 987,2 Millionen 
Rubel (darunter Landwirtschaftssteuer 375, Gewerbesteuer 300, 
Einkommensteuer 244,2); indirekte Steuern 1611 Millionen Rubel 
(darunter Verbrauchsabgaben 1386, Zölle 225); an nichtsteuer- 
lichen Einnahmen (ausschließlich der Verkehrswege und der Nach- 
richtenbeförderung) 776,5 Millionen Rubel (darunter Einnahmen 
aus dem Gewerbe 250, aus dem Staatshandel 31, aus dem Bank- 
betriebe 76, aus der Forstwirtschaft 230, aus Bergwerken 62). 
Die Einnahmen aus dem Verkehrswesen werden mit 1680 Mil- 
lionen Rubel angegeben, aus der Nachrichtenbeförderung mit 
168.6. Durch Anleihe sollen 520 Millionen aufgebracht werden. 


III. Geistiges Leben. 
Von Arthur Luther. 


In Heft 3 dieser Zeitschrift (S. 236—237) wurde unter anderem 
auch über die Zustände an den russischen Hochschulen und das 
Leben der russischen Studentenschaft berichtet. Das dort Mit- 
geteilte wird nun in sehr dankenswerter Weise ergänzt durdı 
einen, durchweg auf statistischen Erhebungen gegründeten Vor- 
trag, den der Schriftsteller Salkind kürzlich in Moskau gehalten 
hat und über den die russischen Blätter ausführlich referieren. 
Diesen Berichten entnehmen wir einige charakteristische Daten. 

Daß die wirtschaftliche Lage der russischen Studenten eine 
sehr klägliche ist, wurde hier schon früher erwähnt. Nach Sal- 
kind verküpen nur 10% der Studenten über mehr als 25 Rubel 
monatlich, 25 % haben nicht einmal 20 Rubel. Den Geldverhält- 
nissen entsprechen die Ernährungs- und Wohnungsverhältnisse: 
20 % der Moskauer Studenten können sich den Luxus nicht 
leisten, jeden Tag zu Mittag zu essen, 16 % verfügen über einen 
Wohnraum von 4 qm, 24% müssen sich mit einem noch engeren 
Raum begnügen, d. h. haben gerade nur so viel Platz, um ein 
Bett hinstellen zu können. 

Auch von der Überlastung der Studenten mit Arbeit war 
schon früher die Rede. Es handelt sich dabei nicht etwa um das 
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Studium, sondern um Nebenarbeiten, die den Studenten das 
Existenzminimum sichern sollen. Vom Achtstundentag ist beim 
Studenten keine Rede — 40 % arbeiten 13 bis 14 Stunden täglich, 
die übrigen immer noch 9 bis 12. Das wirkt natürlich auf den 
Gesundheitszustand der jungen Leute; gerade die darauf bezüg- 
lichen Angaben Salkinds sind besonders interessant. Die in drei 
Moskauer Studentenkonvikten vorgenommenen Untersuchungen 
ergaben, daft in dem einen Konvikt 85 %, in dem zweiten 73 % 
mit Nervenleiden, Krankheiten der Atmungsorgane oder Stoff- 
wechselkrankheiten behaftet waren; nur im dritten Konvikt war 
der Prozentsatz der Kranken geringer — 53. Das erklärt sich 
aber dadurch, daf dieses Konvikt fast ausschließlich jüngere 
Studenten im ersten und zweiten Semester beherbergt, die durch 
das Groſtstadtleben, die schwere Arbeit und die Entbehrungen 
noch nicht so zermürbt sind. 


Um so erfreulicher wirkt es, wenn man dann weiter liest, 
daß trotz dieser so ungünstigen äußeren Umstände der Bildungs- 
drang und die Arbeitslust der Studenten nicht nur nicht zurück- 
gehen, sondern dauernd im Steigen begriffen sind. Die Lehrer 
sämtlicher Hochschulen heben einstimmig hervor, daß nicht nur 
das Interesse für die wissenschaftliche Arbeit, für das erwählte 
Fach, sondern auch die allgemeinen geistigen Interessen ständig 
wachsen; der russische Student interessiert sich mehr denn je für 
philosophische, ethische, ästhetische Probleme. Die Befriedigung 
dieser Interessen wird aber durch die große Arbeitslast gehemmt; 
bezeichnend sind wieder die Angaben über die Lektüre der Stu- 
denten. 10% kommen nicht einmal dazu, Zeitungen zu lesen; 
40 % finden Zeit, die großen führenden Zeitschriften an 
durchzublättern; 35 % lesen außer den vorgeschriebenen Hand- 
und Lehrbüchern auch noch andere Wissenschaftliche Bücher. 


Daft die Hebung des geistigen Niveaus der Studentenschaft 
durdı eine immer strenger de Auslese-(bei der nicht, wie 
früher, die proletarische Abstammung, sondern die in der höheren 
Schule erworbenen Kenntnisse den Ausschlag geben) erreicht wird, 
wurde dem Schreiber dieser Zeilen vor einiger Zeit von einem rus- 
sischen Hochschullehrer bestätigt, der seine Ferien in Deutschland 
zubrachte. In Heft 3 ist über die wenig erfreulichen Ergebnisse 
der Aufnahmeprüfungen in die Hochschulen berichtet worden. 
Dazu bemerkte nun der erwähnte Herr, daR man gegenüber allen 
jenen, die den bei der Prüfung gestellten Anforderungen nicht 
genügen, schonungslos verfahre: die Hochschulen bleiben ihnen 
verschlossen; von 600 Prüflingen finden selten mehr als 150 Auf- 
nahme; von diesen 150 kämen wiederum nur 30 bis 40 zum Ab- 
schluß ihrer Studien; unter diesen 40 aber wäre sicher einer, 
manchmal auch zwei ganz hervorragend Begabte, und somit sei 
es um den wissenschaftlichen Nachwuchs schließlich doch nicht 
so traurig bestellt, wie oft behauptet und befürchtet werde. 
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Daß unter den wenigen 5 aber um so Lei- 
stungsfähigeren die Vertreter der Gesellschaftsschichten, die man 
früher zu den „niederen“ zählte, vorherrschen, wurde von un- 
serem Gewährsmann ebenfalls hervorgehoben. Das erklärt sich 
nicht nur durch die Begünstigungen, die ihnen von der Regie- 
rung und Verwaltung zuteil wird, sondern auch daraus, daß wir 
es mit Menschen zu tun haben, die von vornherein mit mehr 
Energie ausgerüstet sind, als die Abkömmlinge der sogenannten 
Bourgeoisie; sie haben sich emporgearbeitet und wollen sich noch 
weiter emporarbeiten; sie besitzen auch eine größere Anpassungs- 
fähigkeit und — Rücsichtslosigkeit als die anderen. 
an glaube übrigens nicht, daß erst die gegenwärtige Orga- 
nisation der russischen Hochschulen den Aufstieg der Be abten 
aus den unteren Bevölkerungsschichten möglich gemacht hat. In 
dem ebenfalls schon in Heft 3 erwähnten „Tagebuch der Kostja 
Riabzew“, Teil 2, läßt der Verfasser seinen jugendlichen Helden 
„an der Schwelle der Universität“ philosophieren: „Unter dem 
Zarismus gelangten die Kinder von Arbeitern und Bauern, über- 
haupt von armen Leuten, gar nicht in die Hochschulen; aufge- 
nommen wurden nur die Kinder von Bourgeois, Popen und Weiß- 
ardisten. Und wenn es Aufnahmeprüfungen gab, so löste die 
rage sich höchst einfach: aufgenommen wurde, wer mehr be- 
zahlte. So studierten an den Hochschulen nur die Söhne der 
Aristokratie, Plutokratie und Bourgeoiskratie.“ 

Offenbar werden der russischen Jugend von heute die Dinge 
so dargestellt. Wer die russischen Hochschulen der früheren Zeit 
kennt, weiß, was davon zu halten ist. Die Hochschulen waren in 
Rufland immer demokratischer als anderswo, daher waren sie 
ja der reaktionären Regierung auch stets ein Dorn im Auge. Es 
genügt, sich über den Lebenslauf der zum Teil heute noch an den 
russischen Hochschulen wirkenden Gelehrten, der Mitglieder der 
russischen Akademie der Wissenschaften zu unterrichten — und 
man wird erstaunt sein, wie groß die Zahl der aus ganz kleinen 
Verhältnissen Hervorgegangenen ist. Sie ist viel größer als etwa 
bei den deutschen Hochschullehrern. Und so erscheint es zu guter 
Letzt doch wieder fraglich, ob bei der erwähnten, unvermeid- 
lichen strengen Auslese, die heute vorgenommen wird, die Zahl 
der aus dem Proletariat und aus dem Bauernstande hervorge- 
gangenen Wissenschaftler größer ist als vor 30 oder 40 Jahren. 

Erfeulich ist auch, was Salkind über das sittliche Leben der 
Studenten — und damit auch eines großen Teils der russischen 
Jugend überhaupt — mitteilt. Die Zeit der zügellosen sexuellen 
Freiheit scheint zu Ende zu gehen; von den befragten Studenten 
sprachen sich nur 20 % für die freie Liebe aus, 80 % traten für 
die Dauerehe ein. Auch die weiblichen Studierenden denken 
heute anders als vor zehn Jahren; die Zahl der (nicht mehr straf- 
baren) Aborte geht immer mehr zurück; der verheiratete Student 
wird sich seiner Pflichten gegenüber Frau und Kind immer mehr 
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bewußt. In dem Verkehr zwischen männlichen und weiblichen 
Studierenden ist der Ton höflicher, taktvoller geworden. Inter- 
essant ist, daß auch die Gegensätze zwischen Kommunisten und 
Parteilosen sich immer mehr verwischen — nicht etwa, weil nun 
die überwiegende Mehrzahl zur herrschenden Partei gehört, 
sondern weil das Interesse an der Wissenschaft als solcher immer 
mehr in den Vordergrund tritt, — selbstverständlidi auch eine 
Folge der strengeren Auslese. 


* 
* * 


„Der wissenschaftliche Nachwuchs ist gesichert.“ Das klingt 
sehr hoffnungsfroh, aber es kommt letzten Endes doch nicht so 
sehr auf die zwei Hochbegabten an, die von den sedishundert 
zur uns Angemeldeten übrigbleiben und die dann als bedeu- 
tende Gelehrte, als wissenschaftliche Bahnbrecher Weltruhm er- 
langen — als vielmehr auf die „gemeinen Soldaten“ in der großen 
Armee der Geistesarbeiter, die die harte Alltagsarbeit leisten 
müssen, die Lehrer, Ärzte, Ingenieure usw., die in die Provinz 
und auf das flache Land gehen. In der russischen Provinz herr- 
schen auch heute noch die Zustände, die Tschehow in seinen 
Novellen so oft schildert; trotz der Übervölkerung der Groß- 
städte, trotz des hier unerhört schweren Kampfes ums Dasein 
sucht der russische Akademiker, der in Moskau oder Petersburg 
die Hochschule absolviert hat, in der Großstadt zu bleiben, statt 
dafl er in die ferne Heimat zurückkehrte, die Leute mit seiner 
Bildung, seinem Können viel dringender benötigt als die Groß- 
stadt. An dieser Beziehung hat sich im Vergleich zu früher nichts 
geändert, der Zug zur Großstadt ist vielleicht sogar noch stärker 
5 und auch die aus dem Proletariat und dem Bauerntum 

ervorgegangenen Akademiker machen keine Ausnahme, ja, bei 
diesen ist die Abneigung, wieder in das Milieu zurückzukehren, 
aus dem sie gekommen sind, oft noch größer als bei den Abkömm- 
lingen intelligenter Familien. Die Zeitung „Wetscherniaja 
Moskwa“ gibt wiederum sehr bezeichnende Zahlenangaben. Aus 
anz Rußland. heißt es hier, laufen in Moskau Angebote von 
Stellen für Akademiker ein. Bei dem Volkskommissariat für 
Arbeit (Narkomtrud) wurden 1320 Kreisärzte, 1494 Fachärzte für 
die Provinz verlangt: kein einziger dieser Posten konnte besetzt 
werden. Selbst im Gouvernement Moskau sind die Stellen von 
Anbulatoriumsärzten oft monatelang vakant; im Gouvernement 
Wladimir fand sich für einen Landbezirk mit einer Bauernbevöl- 
kerung von 30 000 Köpfen kein Arzt. Dabei leben im Gouverne- 
ment Moskau nicht weniger als 2544 diplomierte Ärzte, die es 
vorziehen, ihr Dasein als Schreiber, Bürobeamten u. dgl. kümmer- . 
lich genug zu fristen. 

Eben groß ist die Nachfrage nach Lehrern (im Sommer 1927 
wurden mehrere Tausend für die Provinz und aufs Land gesucht 
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und konnten nicht gefunden werden) und Technikern. Und 
wiederum registriert die Moskauer Arbeitsbörse 1300 arbeits- 
lose ältere Ingenieure, die schon bedeutende Leistungen aufzu- 
weisen haben, und über tausend junge Ingenieure, die vor zwei 
bis drei Jahren ihre Studien beendet haben. Die Zahl der arbeits- 
losen Techniker und geschulten Landwirte in Moskau soll über 
5000 betragen. Es erscheint angesichts dieser Tatsachen nicht 
verwunderlich, daß der Rat der Volkskommissare beschlossen hat, 
einen Plan zur zwangsweisen Verteilung der arbeitslosen Fach- 
leute auf die Provinz auszuarbeiten. Ob sich dieser Plan ver- 
wirklichen lassen wird, ist us eine Frage für sich. Die 
Gründe, aus denen die russischen Akademiker es vorziehen, in 
Moskau zu hungern, statt in Tambow oder Pensa als Kreisärzte, 
Stadtarchitekten und Gymnasiallehrer zu wirken, dürften doch 
recht schwer wiegen. Die Zeitung, der diese Mitteilungen ent- 
nommen sind, hat sidh über die a zu informieren 

esucht und den Bescheid erhalten, daß die jämmerlichen Ge- 
kalter. die unerträglichen Wohnungsverhältnisse, die großen 
Reise- und Umzugskosten, der Wunsch, den Zusammenhang mit 
m Kulturleben nicht völlig zu verlieren, hier den Ausschlag 
geben. 


* 
k * 


Die Schilderung der Zustände in der heutigen russischen Pro- 
vinz ruft, wie gesagt, die Erinnerung an Tschehow wach. Man 
hat aber auch sonst Anlaß, des Dichters der „Möwe“ zu gedenken: 
es ist neuerdings wieder sehr viel aus seinem Nachlaß veröffent- 
licht werden. Ein völlig vergessenes, bei Lebzeiten des Dichters 
nie gedrucktes und nie aufgeführtes Drama „Der unnütze Mensch 
Platonow“, das aus Tschechows frühester Zeit stammt und viel- 
fach den Eindruck einer Vorstudie zum „Iwanow“ macht, ist ja 
auch schon in deutscher Übersetzung von Rene Fülöp-Miller er- 
schienen. Sehr bezeichnend für Tschechows Schaffensweise sind 
die jetzt gedruckten Auszüge aus seinen Notizbüchern. Tsche- 
chow hatte die Gewohnheit, kleine Beobachtungen, witzige Ein- 
fälle usw. sofort zu notieren, um sie bei Gelegenheit für diese 
oder jene Erzählung zu verwenden (ganz ähnlich arbeitet ja der 
Schriftsteller Trigorin in der „Möwe“). In so mancher dieser 
flüchtigen Notizen steckt schon eine ganze Novelle. Wie objektiv 
schon der junge Tschechow sein eigenes Schaffen beurteilte, 
zeigt ein sch: 1888 Brief, den er 1888 an den bekannten 
Schriftsteller Grigorowitsch schrieb und der auch jetzt erst ge- 
druckt worden ist. Tschechow läßt sich hier über die Erzählung 
aus, an der er damals gerade arbeitete und die sein bisher um- 
fangreichstes Werk werden sollte. Es ist die bekannte Novelle 
„Die Steppe“. „Ich schildere die Ebene, die lila Ferne, Schaf- 
züchter, Juden, Popen, nächtliche Gewitter, Poststationen, Wagen- 
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karawanen, Steppenvögel usw. Ich fühle, daß ich mit vielem gut 
fertig geworden Bin, daß es Stellen gibt in meiner Erzählung, die 
richtig nach Heu duften, aber im großen und ganzen kommt da 
etwas sehr Seltsames und gar zu Eigenartiges heraus. Weil ich 
nicht gewohnt bin, lange Geschichten zu schreiben, aus der sehr 
begreiflichen Angst, etwas Überflüssiges zu sagen, gerate ich in 
das entgegengesetzte Extrem. Meine Darstellung wird zu kom- 
pakt, wie gepreftt; die Eindrücke drängen sich, türmen sich über- 
einander, schließen sih zu einer ununterbrochenen Kette zu- 
sammen und ermüden daher. Es ergibt sich zu guter Letzt kein 
Bild, sondern eine trockene, ausführliche Aufzählung von Ein- 
drücken; statt einer einheitlichen künstlerischen Schilderung der 
Steppe gebe ich dem Leser ein Kompendium, eine ‚Steppenenzy- 
klopädie‘. Aber ich lasse mich nicht beirren. Vielleicht ist die 
Enzyklopädie auch zu etwas gut. Vielleicht öffnet sie meinen 
Kollegen die Augen und zeigt ihnen, welch ein Reichtum, welche 
Schätze von Schönheit noch unberührt daliegen und auf welch 
weitem Gebiet der russische Dichter sidı noch frei ergehen kann. 
Wenn meine Geschichte die Kollegen an die Steppe erinnert, die 
sie vergessen haben, wenn auch nur eines der flüchtig und trocken 
behandelten Motive irgend einen kleinen Poeten zum Nachdenken 
veranlaßt, so bin ich auch dafür von Herzen dankbar 


* 
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Eine andere wertvolle Briefpublikation sind die Briefe des 
vor wenigen Jahren verstorbenen Philosophen und Literatur- 
` historikers M. O. Gerschenson, dessen Arbeiten über Tschaada- 
jew, Kirejewskij, Gribojedow, Puschkin u. a. zu dem Besten und 
Feinsten gehören, was über diese Persönlichkeiten und ihre Zeit 
geschrieben worden ist. Ein ganz eigenartiges Werk war ja 
auch der in der Zeit der größten Not, 1919, entstandene „Brief- 
wechsel aus zwei Winkeln“ zwischen Gerschenson und dem 
Dichterphilosophen Wiatscheslaw Iwanow. Die beiden bewohnten 
damals in der Tat zwei Winkel desselben Zimmers und setzten 
sich über die Not der Zeit hinweg, indem sie philosophische, 
ethische und religiöse Fragen schriftlich diskutierten. Die jetzt 
von M. Ziawlowskij herausgegebenen Briefe Gerschensons sind 
an seinen Bruder gerichtet und umfassen die Zeit von 1888 (im 
Jahr vorher hatte G. das Abitur gemacht) bis 1917, also so gut 
wie das ganze bewuſtte Leben des Schreibers. Sie bieten eine 
Menge wertvollen Materials nicht nur zur Charakteristik Ger- 
schensons, sondern vor allem auch seiner Zeit und seiner Zeit- 
genossen. Insbesondere sind es natürlich die literarischen und 
akademischen Kreise, von denen man ein anschauliches Bild ge- 
winnt und auch mancherlei Neues erfährt. Hier sei ein sehr 
eigenartiges Urteil über Tolstojs „Auferstehung“ mitgeteilt; es 
gibt Empfindungen wieder, die vielleicht so manchen Leser des 
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berühmten Romans bewegt haben mögen, ohne daft er es gewagt 
hätte, sie einzugestehen: 

„Ich finde, daß die Lektüre von ‚Auferstehung‘ einen in einen 
krankhaften Zustand versetzt, ähnlich wie wenn man einen ganz 
kleinen Gegenstand dicht vor die Augen hält, um ihn genau be- 
trachten zu können. Das ist schon- nicht mehr Kunst: er löst 
die Haut vom Körper ab und hebt mit der Pinzette einen Muskel 
nach dem anderen in die Höhe, zeigt uns jedes Fäserchen einzeln; 
zu guter Letzt ist das kein Dichterwerk mehr, sondern eine wissen- 
schaftliche Untersuchung, deren Ziel die Ermittelung von mög- 
lichst viel Einzelmaterial ist; denn wenn man mir alle Muskeln, 
Knochen, Sehnen und Arterien der Hand einzeln zeigt, so sehe 
ich keine Hand mehr vor mir. Das ist keine dichterische Dar- 
stellung des Lebens, sondern das Leben selbst durch ein Ver- 
u las betrachtet. Daher empfindet man eine Art wol- 

üstigen merzes, wenn man dieses Buch liest; diese Lebens- 
wahrheit brennt mich, als legte ich den Finger auf einen ent- 
blößten Nerv, auf nacktes Fleisch. Was aber fehlt, ist das Zusam- 
menfassende, Verallgemeinernde, das Künstlerische. Das war 
immer die Manier Tolstojs, jetzt aber ist sie in seinem Greisenhirn 
erstarrt und wird nicht mehr gemildert durch sein poetisches 
Empfinden, wie das in seiner Jugend der Fall war... .“ 

Interessant ist auch die Schilderung eines Besuches bei Tol- 
stoj. Tschertkow, der bekannte Tolstoj-Apostel, Herausgeber 
seiner Werke und spätere Testamentsvollstrecker, sagte zu Tol- 
stoj, Gerschenson würde gern wissen, was Tolstoj von Gott als 
dem Schöpfer der Welt usw. denke. „Tolstoj geriet sofort in 
große Erregung, ließ mich überhaupt nicht zu Worte kommen, 
erklärte, ich sei von elendem Aberglauben besessen usw. Ich 
schwieg. Das ging so etwa zehn Minuten lang, dann sprang 
Tolstoj plötzlich auf, sagte: ‚Da habe ich wieder einmal gesündigt, 
ja gesündigt — ging hinaus, zog sich um und ritt davon. Tschert- 

ow bat sehr um Entschuldigung, daß er dieses Thema zur Unzeit 
angeschlagen habe, und bat mich, noch etwas zu warten: es tue 
dem Alten sicher weh, daß er sich so schlecht benommen habe. 
Und in der Tat kam Tolstoj sehr bald zurück; er fürchtete wohl, 
daß wir nun gleich abreisen würden. Er trat mit schnellen 
Schritten ein, bat mich um Entschuldigung — ‚Ich fühle mich nicht 
ganz wohl‘ — fing das Gespräch von vorhin von neuem an und 
legte nun ruhig seinen Standpunkt dar. Dann stand er auf, um 
sich zu Bett zu legen, sagte, es hätte ihn sehr gefreut, sich mit mir 
unterhalten zu können, drückte mir mehrere Male die Hand, 
fragte, wann ich abreisen wolle, und als er hörte, daß ich über 
Nacht bleiben möchte, sagte er: ‚Also sehen wir uns morgen noch; 
entweder kommen Sie zu mir oder ich komme zu Ihnen.‘ Aber 
es war mir peinlich, ihn noch einmal zu sprechen und ich reiste 
am nächsten Morgen ab, um ihm nicht ER einmal zu begegnen. 
Tschertkow sagte später zu mir: ‚Wissen Sie, es hat mir sogar 
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wohlgetan, Leo Nikolajewitsh so zu sehen. Da merkt man 
doch, daf er ein Mensch mit menschlichen Schwächen ist. Sonst 
ist er immer so unnahbar 


* * 
* 


Über den Nachlaf Feodor Sologubs (vgl. H. 4, S. 298 ff.) wird 
berichtet: Unter den Papieren des Dichters wurde auch nicht eine 
einzige Handschrift eines noch unveröffentlichten Werkes gefun- 
den. Die Verwandten des Verstorbenen erklärten, der Dichter 
habe einen Monat vor seinem Tode, im November 1927, seinen 
ganzen, sehr umfangreichen Briefwechsel und die Manuskripte 
seiner noch ungedruckten Werke verbrannt. Unter den ver- 
brannten Handschriften befand sich auch ein in den letzten 
ren entstandener groer Roman unter dem Titel „Die barm- 

erzigen aue riuen Es wurde nun bei Freunden und Be- 
kannten Sologubs nach etwa noch vorhandenen, ungedruckten 
Werken aus seiner Feder gesucht, und auf diese Weise gelang es 
denn auch, eine beträchtliche Anzahl noch unveröffentlichter Ge- 
dichte zu entdecken, aber kein größeres Werk. 

Das Urheberrecht auf die Werke Sologubs ist, da er keine 
direkten Erben hinterlassen hat, dem „Literaturfonds“, der immer 
noch bestehenden Unterstützungskasse russischer Schriftsteller 
und Gelehrter, zuerkannt worden. Seine Bibliothek, die er- 
wähnten, neu aufgefundenen Handschriften, sowie drei Kisten 
mit Handschriften bereits veröffentlichter Werke sind in den 
Besitz des Puschkin-Hauses bei der Akademie der Wissenschaften 
übergegangen. In wie bescheidenen Verhältnissen der Dichter 

elebt hat ersieht man daraus, daß der Geldwert seines gesamten 
achlasses (die Handschriften natürlich nicht mitgerechnet) auf 
nur 1500 Rubel geschätzt wird! 


Bücherschau. 


T’angLeangLi: China in Aufruhr. Verlag Wel- 
ler & Co., 1927. Wien und Leipzig. 349 S. 


Die Literatur über das gegenwärtige Ostasien ist Legion. Die Mehrzahl 
hiervon rekrutiert sich freilich aus mehr oder weniger oberflächlichen Ver- 
öffentlichungen flüchtiger Reisender. Der wahre Kenner des Ostens wird da- 
gegen angesichts der so völlig anders gearteten kulturellen und sozialen 
Struktur des Reiches der Mitte mit der Dauer seines Aufenthalts den Mut zur 
Abfassung eines Buches über China immer mehr verlieren. Deshalb is es be- 
sonders zu begrüften, wenn der aufstrebende Verlag Weller & Co. einen 
Chinesen selbst — in einer sehr flüssigen Übersetzung — über die Verhält- 
nisse seines Vaterlandes sich äußern läft. 

T'ang Leang Li hat nicht den Ehrgeiz, eine objektiv-wissenschaftliche 
Studie zur gegenwärtigen weltpolitischen Lage Chinas zu geben. Dazu steht 
er den Ereignissen selbst viel zu nah, ist in vollem Be unse Partei, 
glühender Anhänger der Kuo-Min-Tang. Die Bestrebungen (dieser Kreise sind 
vor allem national. Erst englische Pressepropaganda hat dazu geführt, daf 
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man den russisch-kommunistischen Einschlag der Kuo-Min-Tang weit über- 
schätzte. So ist audi die vorliegende Publikation zwar extrem fremdenfeind- 
lich gehalten, aber nichts weniger als kommunistisdi. Hierbei schießen freilich 
die von heiſtem Patriotismus eingegebenen Ausführungen des Verfassers durch 
ihren Fanatismus in der Kritik der fremdländischen Einflüsse und in der 
Überwertung chinesicher Leistungen weit über das Ziel. Gegen das christliche 
Missionswesen z. B. läßt sich gewiß sehr viel einwenden; was aber T'ang Leang 
Li hierüber zu sagen hat, schüttet das Kind mit dem Bade aus und schwächt 
höchstens die im Grunde richtige Argumentation des Autors. 

Auch die Schluffolgerungen „China — eine Großmact“ tragen einen 
reichlich utopischen Charakter, eilen zum mindesten den Ereignissen weit 
voraus; z. T. werden sie durch den militärisch-politischen Rückschlag, den die 
Bewegung im letzten Jahre erlitt, einfach Lügen gestraft. Dies ist um so be- 
dauerliher, als dem Verfasser zur Rechtfertigung seines Standpunktes ein 
5 oft nicht einmal genügend ausgewertetes Material zur Verfügung 
stand. Ä 
Diese Einschränkungen sollen aber den Hauptwert des Buches nicht 
schmälern: Eine anschauliche Darstellung des chinesischen Befreiungskampfes 
und eine lebendige Vorstellung vom Denken und Fühlen jener studentischen 
Kreise in China zu geben, die sich als die Lenker Chinas in naher Zukunft 
fühlen. Gerade 40800 seine bewußte Parteilichkeit gelingt es dem Verfasser. 
einem kritisdien Leser einen wertvollen Beitrag zum Studium des modernen 
China zu liefern. K. Wiedenfeld. 


Vater und Tochter. Tolstojs Briefwechsel mit seiner 
Tochter Marie, herausgegeben von Paul Birukof f. Aus dem 
Russischen übertragen von Sophie Lorie. Zürich und Leipzig 1927. 
Rotapfel-Verlag. 234 S. 


er bekannte Schweizer Verlag bringt hier wiederum ein Buch, das eine 

große Bereicherung der in der letzten Zeit stark anschwellenden Literatur 
über Tolstoj in deutscher Sprache bedeutet. Der Briefwechsel des Dichters 
mit seiner Tochter Marie umfafit die Jahre 1886—1906; es kommen im ganzen 
162 Briefe zum Abdruck. Man findet in ihnen wichtige Angaben über das 
Schaffen von Tolstoj, über seine Stellungnahme zu den verschiedenen politi- 
schen Ereignissen, über seine Bewertung vieler bekannter Persönlichkeiten, 
man gewinnt ferner einen Einblick in das Leben seiner Familie im engeren, 
sowie im weiteren Sinne des Wortes. Aber abgesehen davon, ist dies Buch 
nicht nur als ein literaturhistorisches, sondern auch als ein rein menschliches 
Dokument außerordentlich wertvoll. Tolstoj als Mensch, als liebevoller, 
sorgender, eifersüctiger Vater steht hier vor unseren Augen. Er schreibt 
„seinem Herzenskinde Maschenka“, der „einzigen von allen seinen Familieu— 
mitgliedern, die ihn versteht und fühlt“, männliche, zärtliche Briefe, manchmal 
nur „paar Worte, nur um ihr zu sagen, daft sie ihm sehr fehlt und daß sie, 
anwesend und abwesend, ihm sehr teuer ist“, mandimal aber ganze Seiten 
voller Bekenntnisse. Und die Briefe von Maria Lwowna, einer schwächlichen, 
feinfühligen, durchgeistigten Frau, die ihr ganzes Leben lang, besonders aber 
die 9 Jahre ihrer Ehe — sie starb mit 35 Jahren — mit Gott, mit sich selbst, 
mit ihrer Krankheit gerungen hat, machen auch ihr Bild ungemein anziehend. 
Das Buch ist sehr A übersetzt, mit großem Geschmack herausge- 
geben und von P. Birukoff, einem der intimsten Freunde und Mitarbeiter 
Tolstojs mit einer guten Einleitung und vielen Anmerkungen versehen. L.J. 


Wegweiser durch die polnischen Zollver- 
ordnungen. Bearbeitet von L. Maseberg, Oberzollinspek- 
tor, und Paul Paraknings. Verlag und Druck von A. W. 
Kafemann G. m. b. H. Danzig 1927. 


Da die polnischen Aufßenhandelsbestimmungen im Laufe der letzten 
Jahre immer wieder abgeändert worden sind, besteht zweifellos ein Bedürfnis 


498 


nach einer Zusammenfassung aller jetzt gültigen Gesetze und Verordnungen. 
Die vorliegende Schrift ist nicht eine derartige systematische Zusammen- 
fassung, sondern beschränkt sich auf die berichtigte und ergänzte Textausgabe 
der Verordnung über den Zolltarif vom 11. 6. 1920, des Erlasses über das Zoll- 
verfahren vom 13. 12. 1920, sowie des Gesetzes vom 31. 7. 1924 betr. die Rege- 
lung der Zollverhältnisse. Dieses Gesetz bzw. diese Verordnungen enthalten 
die grundlegenden Bestimmungen, die heute Gültigkeit haben und 
deren Beobachtung für den ausländischen Exporteur notwendig ist. Die Be- 
zeichnung der Schrift als „Wegweiser“ durch die polnischen Zollverordnun- 
gen“ ist demnach gerechtfertigt, zumal die Bearbeitung in wertvollen Fuß- 
noten weitere Fingerzeige für die Orientierung des ausländischen Kaufmanns 
bringt. Die praktische Verwendung der Schrift wird erleichtert durch ein 
Stichwortverzeichnis, durch den Abdruck einer Taratabelle und ein Ver- 
zeichnis solcher Waren, bei denen lückenhafte Angaben in den Handels- 
. keine Akzidenz zur Folge haben. Es wäre zu begrüſften, wenn der 
egweiser bei einer Zweitauflage durch die Aufnahme der heute gültigen und 
praktisch wirksamen Bestimmungen wie z. B. der kürzlich erlassenen Zoll- 
valorisationsbestimmungen erweitert werden könnte. H. W. 


Die Schriftgieſtereien in Königsberg unter 
Friedrich dem Großen 1740—1766. Nach archivalischen 
Quellen dargestellt von Ernst Crous. Berlin, H. Berthold 
A. G., Abt. Privatdrucke. 1926. XI u. 70 S., 4 Tafeln, 4 Schrift- 
proben. 18 RM. 

Eine sehr genau ins Detail gehende, reizvolle kulturhistorisdie Studie, 


mit aller bibliophilen Sorgfalt ausgestattet. Die Initiative des groſten Preuften- 
königs auch im kleinsten bezeugt sie einmal mehr. R. R. B. 


Zur Besprechung eingegangen: 


Altrussische Kirchenlieder. In Nachdichtungen von Paul Althaus. 
Jena 1927. Verlag Eugen Diederichs. 79 S. Preis: brosch. M. 3,50. 


Beyerlein, Franz Adam: Der 5 Ein Roman aus Ost- 
preußen. Berlin 1927. Verlag August Scherl. 233 8. Preis: geh. M. 3.—. 


Brändström, Elsa: Unter Kriegsgefangenen in Ruſtland und Sibirien 
1940—1920. Berlin 1927. Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Ge- 
schichte. 241 S. Preis: in Pappe M. 7,50. 


Close, Upton: Die Empörung Asiens. Zürich-Leipzig— Wien o. J. 
Amalthea-Verlag. 195 S. Preis: geh. M. 7.—. 


Der Kampf um die Kommunistische Internationale. Dokumente der 
russischen Opposition, nicht veröffentlicht vom Stalinschen Z. K. Berlin o. J. 
Verlag der „Fahne des Kommunismus“. 175 S. Preis M. 0,25. 


Die Jugend in der russischen Revolution. Herausgegeben vom Exe- 
kutiv-Komitee der Kommunistischen Jugendinternationale. Berlin o. J. Ver- 
lag der Jugendinternationale. 121 S. 


Die Ostkirche. Sonderheft der Vierteljahresschrift „Una Sancta“. 
Herausgegeben von Nicolaus von Arseniew und Alfred von Martin. Stutt- 
gart 1927. Fr. Frommanns Verlag (H. Kurtz). 128 S. Preis: brosh M. 3.—. 


Dulson, A.: Zur Charakteristik der ukrainischen Mundarten der Re- 
puniis der Wolgadeutschen. Zentralstelle für Wolgadeutsche Mundarten- 
orschung. Heft 1. Pokrowsk 1927. Deutscher Staatsverlag der A.S. R., Re- 
publik der Wolgadeutschen. 35 S. 


‚ Fedin, Konstantin: Städte und Jahre. Roman. Berlin o. J. Malik- 
Verlag. 444 S. Preis: brosch. M. 4,80. 
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Fellmann, F. M.: Die Lieder des Wojwoden. Episodenroman nach 

a Melodien. Berlin 1926. Bergfeuer-Verlag. 101 S. Preis: kart. 
. 1,20. 

Finger, R.: Diplomatisches Reden. Ein Buch der Lebenskunst im 
Sinne des Spaniers Gracian. Berlin 1927. Verlag Struppe & Winkler. 100 S. 
Preis: geb. M. 6,—. ; 

Fischer, Louis: ÖOlimperialismus. Der internationale Kampf um 
Petroleum. Berlin 1927. Neuer Deutscher Verlag. 230 S. 


Freund, Heinrich: Das Zivilrecht in der Sowjetunion. (Die Zivil- 
Be der Gegenwart Band VI.) I. Abt., erste Lieferung. Mannheim-Berlin- 
eipzig. Verlag J. Bensheimer. 220 S. Preis: brosch. M. 18.—. 


Fries ecke, Ernst: Das Memelgebiet. Eine völkerrechtsgeschichtliche 
und politische Studie. (Tübinger Abhandlungen zum öffentlichen Recht, 
13. Heft.) Stuttgart 1928. Verlag Ferdinand Enke. 76 S. Preis: geh. M. 5,70. 


Fritz, K.: Christentum und nationale Strömungen in China. Geschil- 
dert auf Grund eigener Erlebnisse und der neuesten Berichte über China. 
Stuttgart 1927. Evangelischer Missionsverlag. G. m. b. H. 31 S. Preis: 
brosch. M. 1,—. 

Illustrierte Geschichte der russischen Revolution. Herausgegeben 
von W. Astrow, A. Slepkow und J. Thomas. 225 Illustrationen. Berlin 1928. 
Neuer Deutscher Verlag. 591 S. Preis: geb. M. 15,—. 


Klinghardt, Karl: Denkwürdigkeiten des Marschalls Izzet Pascha. 
Ein kritischer Beitrag zur Kriegsschuldfrage. Leipzig 1927. Verlag K. F. 
Koehler. 309 S. Preis: geh. M. 7,50. 


Marx, Magdeleine: Reise ins Rote Rußland. Rudolstadt 1928. Greifen- 
verlag. 251 S. Preis: kart. M. 4,50. 


Mierzinsky, Kurt: Der russische Dolmetscher. Berlin-Charlotten- 
burg. Verlag „Offene Worte“. 121 S. Preis: geb. M. 5,—. 


Naschiwin, I.: Stepan Rasin. Ein Bauernaufruhr in Rußland im 
a Jahrhundert. Roman. Leipzig 1927. Verlag Dr. Fritz Fikentscher. 
4 8. 


Polner, Tichon: Leo Tolstoj und seine Frau. Die Geschichte einer 
Liebe. Berlin 1928. Verlag Hensel & Co. 364 S. Preis: geb. M. 6,50. 


Recke, Walther: Die Wiederaufriditung Polens in Versailles. Berlin 
1928. Verlag Georg Stilke. 39 S. Preis: brosch. M. 0,80. 


Sas onoff, S. D.: Sechs sdiwere Jahre. Berlin 1927. Verlag für Kul- 
turpolitik. 385 S. 


Sinclair, Upton: Die goldene Kette oder Die Sage von der Freiheit 
der Kunst. Berlin o. J. Malik-Verlag. 422 S. Preis: M. 2,80. 


Stern, Egon: Der polnische Dolmetscher. Berlin-Charlottenburg, Ver- 
lag „Offene Worte“. Preis: geb. M. 5,—. 


Weigand, Gustav: Balkan-Ardıiv. Fortsetzung des Jahresberichtes 
des Instituts für rumänische Sprache. III. Band. Leipzig 1927. Verlag Johann 
Ambrosius Barth. 316 S. Preis: brosch. M. 15,—. 


Westpreußen. 10 farbige Kunstblätter nach Original-Aquarellen 
des Kunstmalers Hermann Scheffler. Marienwerder 1927. Verlag Wendt 
Groll. Preis: M. 3,50. 


Alle vorstehend oder an anderer Stelle genannten Bücher, Zeitschriften, 
Kartenwerke usw. liefert schnellstens der 
Ost-Europa-Verlag, Sortimentsabteilung, Berlin W. 35, Potsdamer Straſte 26 b. 
Fernsprecher Kurfürst 4681/4682. 
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Zeitschriftenschau. 


A. Sowjetrußland. 


I. Politik. 


Die russische Mobilmachung von 1914. Von Joh. Victor Bredt. 

„Preußische Jahrbücher“, 1928, Heft 2, S. 129—142. 

Der Aufsatz, der anscheinend nur einen Teil einer größeren Arbeit dar- 
stellt, beruht in der Hauptsache auf den Prozefakten de ehemaligen russi- 
schen Kriegsministers Suchomlinow, auf den vor kurzem auch in deutscher 
Sprache erschienenen Erinnerungen des russischen Außenministers Saso- 
noff und auf den Aufzeichnungen des russischen Generals Dobrorolskij, 
die neues Licht auf die entscheidenden Julitage 1914 werfen. Der Ver- 
fasser legt besonderen Wert auf die Klärung der vielen Forschern zwei- 
deutig erscheinenden Haltung des Zaren, der in seinen Telegrammen an 
den Kaiser seine Friedensliebe beteuerte, gleichzeitig aber den Befehl zur 
allgemeinen Mobilisierung unterschrieb. Aus der kritischen Untersuchung 
der vorliegenden Quellen ergibt sidh, daß man dem Zaren keine persönliche 
Schuld an dem Kriegsausbrudi zuschreiben kann. L. J. 


S. Sazonov. Von Jules Cambon. 

Revue des Deux Mondes. Tome 43, livr. 2. 15. Jan. 1928, S. 442—448. 

„ . . Als die Ereignisse des Jahres 1914 hereinbrachen, bewies Sasonow 
den gleichen Friedenswillen, wie Sir Edward Grey in London und Poincaré 
und Viviani in Paris... Er konnte mit reinem Gewissen von sich sagen, 
er habe alles getan, was möglich war, um die schreckliche Katastrophe 
abzuwenden, die Rußland betroffen hat.“ E. P. B. 


Der Leninismus gegen Trotzki. Von Nik. Basseches. 

„Europäische Revue“, 1928, Heft 11, S. 850—855. 

Der Verfasser, als früherer Moskauer Korrespondent der „Vossischen Zei- 
tung“ bekannt, schildert hier von neuem den bereits vielfach erörterten 
Zwiespalt in der kommunistischen Partei, beschränkt sich aber nicht auf 
die Charakterisierung der einzelnen Persönlichkeiten, sondern versucht auch 
das sozial-ökonomische Moment dieses Gegensatzes aufzudecken. Seine 
Untersuchung führt ihn dabei zur folgenden Schluffolgerung: „Die Oppo- 
sition als solche hat schon Zukunft. Die Frage ist nur, wann? .. Trotzki 
wird wohl ruhig und gesammelt abwarten. Der König ist mattgesetzt — 
aber nur bis zum nächsten Spiel.“ L. J. 


Die USSR im Kampf für die Abrüstung. (SSSR v bor’be za razoruženie.) 
Von Boris Stein. 

„Novyj Mir“, 1928, Heft 1, S. 195—224. 
Der Aufsatz zerfällt deutlich in zwei besondere Teile. Im ersten werden 
die vom Völkerbund seit dessen Entstehung im Sommer 1919 bis zur vier- 
ten Tagung des vorbereitenden Ausschusses für die Abrüstungskonferenz 
im No ember 1927 mehrmals unternommenen Versuche, das Abrüstungs- 
problem zu lösen, einer ebenso eingehenden, wie scharfen Kritik unter- 
worfen. Der Verfasser, der bekanntlich Generalsekretär der Sow jetdele- 
gation auf dieser Tagung gewesen ist, hebt den starken zwischen England 
und Frankreich in dieser Frage bestehenden Gegensatz hervor und be- 
schuldigt den Völkerbund einer bewußten Verschleppung der Verhand- 
lungen, ja sogar einer offenen Sabotage jedes konkreten Planes zur Durch- 
führung der allgemeinen Abrüstung. Dieser zweideutigen Taktik der 
kapitalistischen Länder stellt er die Haltung der Sowjetregierung gegen- 
über, die „mit dem Worte Friede auf den Lippen auf die Welt kam“, und 
von Anfang an alle Schritte unternommen hat, um die llerbeiführung 
friedlicher Beziehungen zu allen Staaten zu ermöglichen. — Der zweite 


461 


Teil des Aufsatzes ist der Schilderung der Atmosphäre, in der die Vorbe- 
reitungsarbeiten zu der vierten Tagung geführt wurden, sowie der Sitzun- 
gen des Ausschusses gewidmet, wobei das öftere Zusammengehen der 
deutschen und der Sowjetdelegationen besonders unterstrichen wird. 


Zehn Jahre. (Ten Years.) Von Bernard Pares. 

The Slavonic Review. Vol. VI, No. 17. Dez. 1927. S. 241—246. 

.. . Beim Sturz der zaristischen Regierung konnte man nodı die Sorge 
haben, ob sie wohl durch eine andere ersetzt werden könnte. Diese Sorge 
besteht heute nicht. Man kann eher fürchten, daß die bolschewistische 
Tyrannei durch eine Periode faschistischen Regimes abgelöst wird, die 
gerade die schlimmsten Übel der letzten Vergangenheit in umgekehrter 
Richtung wiederholen wird. Hoffentlich währt sie nicht lange: sicherlich 
wird das nächste Kapitel der russischen Geschichte eine Periode des Auf- 
baus sein, der Entwicklung von lokaler Selbstverwaltung und der Schaf- 
fung gesunder Beziehungen zur übrigen Welt. E. P. 


Ein Besuch in Moskau. (Une visite à Moscou.) Von Alfred Fabre-Luce. 
La revue européenne, Paris, Dez. 1927, S. 481—492. 
Der Aufsatz ist, der politischen Haltung des Verfassers entsprediend. im 
wesentlichen bolschewistenfeindlidi. R. R. B. 


II. Wirtschaft. 


Rußlands Wirtschaftslage zum Jahresbeginn 1928. Von Claus v. Eckardi. 
„Europäische Revue“, 1928, Heft 11, S. 813—874. 
An Hand von statistischen Angaben stellt der Verfasser in einer kurzen 
Notiz einen beträchtlichen Rückgang des russischen Exports in den letzten 
Monaten fest, was seiner Meinung nach in Anbetracht neuer großer Auf- 
wendungen für die Industrie besonders schwere Folgen für das Wirt- 
schaftsleben der Sowjetunion haben kann. 


Meisthegünsügung und Kontingentklausel in russischen Staatsverträgen. 
Von Dr. Leckzyck. 
Wirtschaftsdienst, Heft 52, vom 30. Dezember 1927, S. 2035—2036. 
Nach einer Betrachtung der unbefriedigenden Ergebnisse der deutsch- 
russischen Wirtschaftsbeziehungen, insbesondere des 300-Millionen-Kredits 
und der Unzulänglichkeit der Meistbegünstigungsklausel des deutsch-russi- 
schen Wirtschaftsabkommens vom 12. Oktober 1925 tritt Leckzyck für die 
Festsetzung von Kontingenten für die deutsche Einfuhr nach Rußland ein. 
Im russisch-lettländischen und russisch-persischen Vertrag sind zwei Präze- 
denzfälle geschaffen. „Einen Schritt weiter (in der Entwicklung der deutsch- 
russischen Beziehungen) würde es bedeuten, wenn sich Rußland zur Kon- 
tingentsklausel aud für Deutschland versteht. Einen genauen Überblick 
über seine Wirtschaftsentwicklung hat Rußland heute. Es hat in den letzten 
zwei Jahren seine Planwirtschaft ganz bedeutend ausgebaut, so daf es 
bereits die Entwicklung seiner Wirtschaft und den Ausbau seines Außen- 
handels bis 1952 festlegen konnte. Es kann also die Tragweite solcher 
Abmachungen wohl überschauen. Es käme für Deutschland entweder eine 
Minimal- oder Relativkontingentsklausel in Frage, also im ersteren Falle 
in der Form, wie wir die Kontingente im Persischen und Lettländischen 
Vertrag finden, oder, was für beide Parteien zweckmäſtiger wäre, in der 
Form eines festen prozentualen Anteils an der jährlichen Einfuhr der 
Sowjetunion. Dadurch wäre praktisch den Bedürfnissen beider Länder 
edient. In den letzten Jahrzehnten vor dem Kriege ist ja auch der Anteil 
eutschlands an der Einfuhr Rußlands fast gleidı geblieben, so daß eine 
derartige Kontingentsklausel nur die Sanktion eines im praktischen Wirt- 
schaftsleben zwischen beiden Ländern gewachsenen Gesetzes bedeuten 
würde. Rußlands Einfuhr nach Deutschland braucht im allgemeinen nicht 
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kontingentiert zu werden, da sie durch die Meistbegünstigungsklausel des 
deutsch-russischen Vertrages bei unserer freien Außenhandelsorganisation, 
wie die Vergangenheit lehrt, genügend gesichert ist. H. W. 


Die Finanzierung des Außenhandels der Sowjetunion. (Finansirovanie 
vnesnej torgovli SSSR.) Von S. Mindlin. 

„Vestnik Finansov“, September 1927, S. 12—80. 
I. Das eigene Kapital der Außenhandelsorganisationen: 
Im Wirtschaftsjahr 1925/26 vollzog sich die Kapitalbildung bei den am 
Außenhandel beteiligten Gostorgi (Staatliche Handelsunternehmungen), den 
Handelsvertretungen und den gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften lang- 
samer als im Vorjahre. Charakteristisch für das erwähnte Jahr waren 
dann zunehmende IIliquidisierung (die liquiden Mittel der genannten 
Auſtenhandelsorganisationen sanken um 19,9 %) und sinkende Rentabilität. 
II. Die Kredite der Sowjetbanken: Die russischen Hauptſinanzierungs- 
institute des Außenhandels sind: Staatsbank. Auftenhandels- und Industrie- 
bank. Von der bekannten Kreditrestriktion des Jahres 1925/26 wurde in 
der Hauptsache der Getreideexport betroffen. Aber auch die Beträge für 
die B sanken. Grund: Einschränkung des Importes und 
stärkere Beteiligung des Auslandes an der Importfinanzierung. Die ge- 
bräuchlichsten Kreditformen sind: die Lombardierung von Waren und 
Dokumenten, dann folgen Akzept- und Diskontkredit. Im ganzen stiegen 
die direkten Kredite 1925/26 um 24 %, die indirekten (Bürgschaftskredit) 
um 42.1 %. Hierin kommt die steigende Bedeutung der fremdländisdien 
Finanzierung zum Ausdruck. 
III. Die Kredite befreundeter ausländischer Banken: Die Entwicklung der 
direkten und indirekten Kredite bei den befreundeten Banken im Aus- 
land vollzog sich entgegengesetzt der der Inlandsbanken, was sih durch 
die Wechselbeziehungen der beiden Bankgruppen erklärt. Die direkte 
Kreditgewährung der westlichen Banken und der Banken im Osten der 
Union zusammen betrug 1925/26 93,6 Millionen Rubel, die indirekte 
25,4 Millionen. Charakteristisch für Westeuropa sind relativ hohe Akzept- 
und Bürgschaftskredite. Im Osten dagegen ee Barvorschüsse bei 
weitem vor, was in der relativen wirtschaftlichen Rückständigkeit dieser 
Gebiete begründet liegt. 
IV. Auslandskredite: In Frage kommen ausländischer Bank- und Firmen- 
kredit. Vermittlerin ist in erster Linie die Staatsbank, beachtlich aber audi 
die Vermittlertätigkeit der Handelsvertretungen (besonders der Berliner). 
Die Kredite ausländischer Banken überstiegen 1925/26 150 Millionen Rubel. 
Der Firmenkredit wurde in erster Linie durch die Handelsvertretungen 
vermittelt. Der Anteil des Auslandskapitals am russischen Außenhandel 
erhöhte sich absolut und relativ. Am 1. 10. 1926 entstammte das Kapital 
der Außenhandelsorganisation zu 48,1 aus ausländischen Quellen, zu 
37.3 % russischen Gläubigern, und 14,6 % betrug die Quote der eigenen 
Mittel der Außenhandelsunternehmungen. R. S. 


Der siebenstündige Arbeitstag. (Semicasovoj rabodij den.) Von Belenkij. 
„Ekonomiceskoe Obozrenie“, November 1927, $. 4—13. 
B. verteidigt die sowjetrussische Sozialpolitik gegen den Vorwurf der 
kapitalistischen Presse, daß in einem Lande mit geringer Industrie, rück- 
ständiger Technik und niedriger Arbeitsproduktivität die Einführung des 
siebenstündigen Arbeitstages unmöglich sei. Dieselben Argumente hat die- 
selbe Presse nach B. auch bei der Einführung des Achtstundentages vor- 
gebracht, und die letzten zehn Jahre haben Rußland trotz des Achtstunden- 
tages größere Produktivität der Arbeit und steigende Reallöhne gebracht. 
Die Einführung des Siebenstundentages ist nur ein Glied in der Kette 
bewußter russischer Sozialpolitik, und als Vorteile dieser sozialpolitischen 
Muflnahme betrachtet B.: Abnahme der Unfälle infolge geringerer Ermü— 
dung der Arbeiter, Zunahme der politischen Aktivität und Hebung der 
Kulturbedürfnisse, ferner Verminderung der Zahl der Arbeitslosen. Daß, 
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diese Vorteile keineswegs durdı Lohnsenkung oder Rückgang des Produk- 
tionsergebnisses erkauft sein dürften, ist dem Verfasser zwar selbstverständ- 
lich, er hält es aber doch für notwendig, ganz ausdrücklich auf diese 
Kardinalfrage hinzuweisen. Daß die Einführung des Siebenstundentages 
in Sowjetrußland möglich ist, schreibt B. der Struktur der russischen Wirt- 
schaft zu. Seiner Meinung nach ist die Einführung des Siebenstundentages 
für Rußland zurzeit eines der wichtigsten politischen und wirtschaftlichen 
Probleme der Gegenwart. R. S. 


III. Geistiges Leben. 


Der neue 754 der russischen Jugend. Von Nik. Berdjajew. 
„Europäische Revue“, 1928, Heft 11, S. 811—817. 
Das Endergebnis der russischen Revolution erblickt Berdjajew nicht in 
den Umwälzungen politischer und sozialer Natur, sondern in dem Hervor- 
treten eines gänzlich „neuen anthropologischen Typus, der sich schroff 
sowohl von dem früheren Typus der russischen revolutionären Intelligenz 
als auch von den alten russischen Ständen unterscheidet“. Diese Menschen 
sind von den untersten Stufen der sozialen Treppe emporgestiegen, haben 
die Lehre des Weltkrieges aufgenommen und sind durdı alle Wirrnisse 
des revolutionären Zeitalters dank ihrer großen vitalen Kraft heil durch- 
ekommen. „Alle diese, im Unterschied zur schwäclichen Art der alten 
ntelligenz, energischen, glatt rasierten, äußerlich straffen jungen Leute des 
neuen Schlages mit ihrem starken Lebensinstinkt und ihren, Willen zur 
Herrschaft waren die Stützen der Sowjetmadit, haben alle hohen Stellen 
in den Sowjetämtern inne, bilden die Schicht der regierenden Sowjet- 
bürofratie und beherrschen die eigentlichen Sowjets, die Räte. Diese 
jungen Leute sind nicht immer Mitglieder der kommunistischen Partei, 
aber stehen allenfalls auf der Plattform der Sowjetmacht und betrachten 
sie als ihre Sadie. Es ist ein barbarisches Geschlecht, in dem die 
Traditionen der russischen Kultur jäh abgebrochen sind.“ Die Revolution 
hat den Zwiespalt zwischen dem Volk und der dünnen Schicht der russi- 
schen Intelligenz aufgehoben. Und doch ist der neue Menschenschlag nicht 
revolutionär im eigentlichen Sinne des Wortes. „Die heutige Jugend hat 
die Revolution akzeptiert, ist von ihr erzogen worden, fürchtet die Konter- 
revolution, aber ist ein umwälzungsfeindliches Geschlecht.. Der jetzigen 
Jugend ist der Utopismus und das Träumerische fremd, sie strebt nicht in 
die Ferne, sie fühlt sich als Herrin des geschichtlichen Heute... Sie findet 
Keinen Geschmack an Menschenfreiheit und -rechten.“ Die politische Frei- 
heit, für die mehr als ein Jahrhundert die besten Vertreter der russi- 
schen Intelligenz gekämpft haben, erscheint ihr nur als eine Unordnung. 
„Der alte Individualismus, der die ganze neue Geschichte charakterisiert, 
ist dieser Jugend fremd... Sie ist kollektivistisch im tiefsten Sinne dieses 
Wortes, sie faft das Leben als ein Kollektivleben auf, das einzig und allein 
dem Menschen die Möglichkeit gibt, sich zu offenbaren und zu aktualisie- 
ren.“ Und endlich, sagt B., „ist diese Jugend antiromantisch, sie ist nicht 
dem Subjektiven, sondern dem Objektiven zugekehrt .. . Die gegen- 
. wärtige neration durchlebt einen Prozeß geistiger Vereinfachung und 
Abstumpfung geistiger Interessen.“ — Dieselben Züge, die der Verfasser 
mit den Schlaeworten Antiliberalismus, Antiindividualismus und Anti- 
romantismus kennzeichnet, glaubt er allerdings auch bei der heutigen 
Jugend in der ganzen Welt feststellen zu können. Die amerikanische, die 
faschistische, sowie die katholische Jugend Frankreichs, die unter gänzlich 
verschiedenen Lebensbedingungen aufgewachsen sind, weisen Ähnliches 
auf, das auf einen gleichen „Prozeſt der Barbarisierung, der Verrohung 
und Vereinfachung“ schließen läßt. Dieser „bedeutet aber den Niedergang 
aller geistigen und ästhetischen Interessen und Probleme“; und es ist vor 
allem die christlihe Kirche, „der wieder wie einst nach dem Zerfall der 
antiken Welt die Aufgabe zufällt, die höchste geistige Kultur zu bewahren 
und sie durch die Finsternis der Barbarisierung hinüberzuretten“. L. J. 
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Die Theateraufführungen des Oktobers. (Oktjabrskie postanovki.) 
Von P. Markov. | 

„Novyj Mir“, 1928. Heft 1, S. 258—269. 
Das zehnte Jubiläum der Oktoberrevolution fand das Moskauer Theater 
eifrig mit einem seit langem gestellten, aber bis jetzt noch nidıt gelösten 
Problem beschäftigt, nämlich mit der Schaffung einer „sozialen Aufführung“, 
deren erzieherischer Einfluß auf die Zuschauer der Tiefe des darin berühr- 
ten Themas entsprechen würde. Allein auch hier machte sich die ständige 
Plage der russischen Bühne, der hemmende Mangel an passenden, diesmal 
insbesondere der Jubelfeier entsprechenden Bühnenwerken schmerzlich 
fühlbar, und man sah sich deswegen vielfach gezwungen, zu der Inszenie- 
rung verschiedener erfolgreicher Romane der jüngeren russischen Lite- 
ratur zu greifen, oder, wie es z. B. das II. Moskauer Künstlertheater tat, 
ein Stück von Romain Rolland „Der Sturm der Bastille“ aufzuführen. So 
wurde auf die eine oder andere Weise trotzdem die Einheitlichkeit des 
Themas — „Revolution“ — erreicht; allein die Wege, auf denen dem Zu- 
schauer der Pathos der Revolution übermittelt wurde, unterschieden sich 
stark von einander. Die einen Regisseure suchten die metaphysische 
Schönheit der Revolution besonders herauszuarbeiten; in den Vordergrund 
trat dabei die „ästhetische Begeisterung“, die die soziale Bedeutung der 
Ereignisse zurückdrängte. Der von den anderen gewählte Weg führte 
aber über eine „bewußte Verallgemeinerung und weitgehende — an das 
Schema grenzende — Typisierung der Gestalten", über eine einseitige Tei- 
lung der handelnden Personen entsprechend ihrer sozialen Stellung in 
Teufel und Engel. Allein schon heute bricht sich auch das Verständnis für 
das Konkrete, für das Leben, wie es wirklich ist, voller Dynamik und 
Widersprüche, allmählich die Bahn. Der Pathos der Revolution wird hier 
durch das Individuelle, durch die künstlerische Gestaltung der persönlichen 
Leiden und Hoffnungen erfaßt. Und nur auf diese Weise, nur wenn ein 
konkretes Ereignis das komplizierte Problem von heute — die Frage „wo- 
für“ — wiederspiegelt, kann der Weg zur „sozialen Aufführung“ betreten 
werden. L. J. 


Vsevolod Meyerhold unddas Sowjet-Theater. (V. M. and the Soviet Theatre.) 
Von A. 17 

The Dial. Vol. 84, Nr. 1, Januar 1928, S. 25 — 30. 
Meyerhold war einer der ersten Künstler, der sich ans Werk machte, um 
das Theater in den Dienst der Revolution zu stellen. Er begann damit, 
ein Massen-Theater zu schaffen, in dem die Massen selbst eine aktive Rolle 
spielen sollten.. . Wenn das nachrevolutionäre Rußland einen Ausdruck 
im Theater gefunden hat, so ist das in der Hauptsache ein Verdienst von 
Meyerhold, Tairow und Wachtangow. Die zehn Jahre des russischen 
Theaters seit der Revolution tragen ebenso den Stempel der Tätigkeit 
Meyerholds, wie die erste Dekade unseres Jahrhunderts von Stanislawskij 
und dem Moskauer Künstler-Theater beeinflußt war. E. P. B. 


B. Polen. 


Deutschland und Polen. Von Frhr. v. Rheinbaben. 
„Europäische Gespräche“, 1828, Heft 1, S. 17—21. 
„Die erste und schwierigste der deutsch-polnischen Streitfragen ist die 
Grenzfrage.“ Deutschland hält die durch den Versailler Vertrag im Osten 
festgelegte Grenze für ungerecht, hat sich aber durch den deutsch-polnischen 
Locarno-Schiedsvertrag von neuem verpflichtet, keine gewaltsame 
Grenzänderung zu unternehmen. Darum ist das Mißtrauen der Polen un- 
begründet; und dieser Punkt darf auch kein Hindernis für die Regelung 
der beiden anderen Streitfragen sein — der gewaltsamen Verdrängung des 
deutschen Elements aus Oberschlesien und Wolhynien, und der von der 
Inischen Diplomatie, sowie von der polnischen öffentlichen Meinung in 
der großen Politik eingenommenen Haltung, die leider den Eindruck macht, 
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als ob „in Polen die Richtung maſtgebend wäre, die nicht die Verständigung 
mit Deutschland, sondern eine dauernde Knebelung Deutschlands möchte“. 
„In der inneren wie in der äußeren Politik Polens muß ein System- 
umschwung eintreten“, denn die praktische Politik des östlichen Nachbarn, 
die der Verfasser als deutsch- und deutscitumfeindlidi bezeichnet, steht 
der deutsch-polnishen Annäherung im Wege. L. J. 


Schwarze Reichswehr in Polen. Von Berthold Jacob. 

Die Weltbühne, Berlin, XXIII. Jahrgang, Nr. 51, 20. Dezember 1927, S. 922—923. 
Das amerikanisch-polnische Anleiheprotokoll vom 14. 10. 27 sieht u. a. eine 
Herabsetzung der polnischen Armee von 10 auf 8 Armeekorps vor. Mit 
Hilfe der militärischen und halbmilitärischen Verbände und durch Grün- 
dung von zwei neuen Grenzschutzkorps beabsichtigt Polen nicht nur diese 
Bestimmung zu umgehen, sondern sich ein stets schlagbereites Heer von 
insgesamt 1 120000 Mann zu halten. R. R. B 


Polnische Literatur: Strömungen und Gestalten, 
Von Julius Kaden-Bandrowski. . 

Die „ für Kunst und Dichtung. 4. Jahrgang 1927/28, Heft 5, 
S. 394—414. 

Diesem Aufsatz, einem Vortrag in der deutschen Gruppe des P. E. N.-Clubs, 
stellt die Zeitschrift eine Begrüßungsrede Wilhelm von Scholz’ an die 
„polnischen Dichterkameraden“ voran. Nach Kaden-Bandrowski ist die 
Literatur der Polen, der „Römer des Ostens“, von jeher durch die Worte 
Opfer und Heroismus gekennzeichnet. An der Schwelle ihrer neuen Ent- 
wi une Sch! als der große Revolutionär Przybyszewski, der „mit helden- 
haftem Mut die Dämme der Form zertrümmerte“, und neben ihm Sie- 
roszewski. Außer ihnen würdigt der Vortrag Kasprowicz, Zeromski und 
Wyspianski. R.R.B. 


Neue Veröftentlichungen — Poesie. (Nowe Wydawnicstwa -- Poezje.) 
Von Karol W Zawodzinski. 

„Przegląd wspölczesny“, Nr. 69, Januar 1928, S. 152—165. 
Der Aufsatz gibt ın den Besprechungen der Neuerscheinungen einen 
interessanten Überblick über die zeitgenössische polnische Diditkunst. Als 
der bedeutendste Vertreter der Poesie wird von der Kritik Juljan Tuwim 
anerkannt (Vertreter der bekannten literatischen Schule „Nowa Polska“, 
später der Gruppe „Skamandra“), dessen letzter Gedichtsband („Slowa we 
krwi“, Warschau 1927) von den neuen Wegen seines Schaffens zeugt. 
Tuwim übt auf die modernen Dichter einen bedeutenden Einfluß aus: zu 
seinen Schülern gehören u. a. Sebyla und Maliszewski (Poezje, Warschau 
1927), von denen besonders der erste durch das Natürlich-Musikalische 
seiner Gedichte fesselt. 
Mieczyslaw Braun („Rzemiosla“, Warschau 1927) bekennt sich zu einer 
anderen, rein formalistischen Richtung, die sich von den Problemen und 
Methoden der Romantik abwendet und eine klassische Klarheit und Ge- 
schlossenheit zu erreichen sucht. Stefan Napierskis Gedichte (., Odjazd“. 
Warschau 1927) sind von einer besonderen, nur ihm eigenen Atmosphäre 
umgeben, die an die deutsche romantische Schule, noch mehr aber an die 
„jungen Symbolisten“ Rußlands — Block und Belyj — erinnert. E. S. 


Der zweite Polnische Philosophische Kongreß. (Z okazji 2-go Polskiego 
Zjazda filozoficznego.) Von Henrik Elzenberg. 

„Przegląd wspölczesny“, Nr. 67. 1927, 319 ff. 
Im September 1927 hat in Warschau der zweite Philosophische Kongreß 
stattgefunden, an dem außer polnischen Philosophen auch Vertreter anderer 
slawischer Nationalitäten (Tschechen, Serben, Kroaten, Ukrainer und rus- 
sische Emigranten — die sowjetrussischen Philosophen sind der Einladung 
nicht gefolgt) — teilgenommen haben. Der Kongreß verlief unter dem 
Zeichen der logischen Disziplinen, was mit dem streng logisch-mathema- 
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tischen Charakter der Warschauer philosophischen Schule in Zusammen- 
hang steht. Über religionsphilosophische Probleme referierten die be- 
kannten russischen Philosophen Berdjaeff und Losskij. 


Über den Schutz der archäologischen Denkmäler in Polen. 

(O ochrone zabytkow archeologicznych w Polsce.) Von WI. Antonowicz. 
„Przegląd wspolczesny“, Nr. 68, Dezember 1927, S. 518—526. 
Dieses Referat, das auf dem zweiten Allpolnischen Kongref der „Gesell- 
schaft für Erhaltung der archäologischen Denkmäler in Polen“ im No- 
vember 1927 in Warschau gehalten wurde, stellte fest, daß die Gesellschaft 
trotz ihres fast achtjährigen Bestehens nur auf geringe positive Resultate 
ihrer Tätigkeit zurückblicken kann. Dies ist teils auf unvollkommene 
Organisation, teils auf Geldmangel zurückzuführen. Der Referent brachte 
eine Reihe von praktischen Vorschlägen — wie z. B. Organisierung von 
Kreisbehörden für Denkmälerschutz, Einbeziehung aller Bevölkerungs- 
schichten in diese Arbeit, Berufung eines Zentralrates der Sachverständigen 
in Warschau. Gründung eines Archäologischen Museums usw. Diese Vor- 
schläge sind vom Kongreß in seine Resolution, die dem Ministerium für 
Volksaufklärung vorgelegt wird, angenommen worden. E. S. 


G. Deutscher Osten. 


Das Deutschtum im Netzedistrikt 1774. Von Walther Maas. 
Zeitschrift für Politik, XVII. Band, Heft 5 1927, S. 464—468. 
Der Aufsatz gibt Erläuterungen zu einer beigegebenen Karte. R.R.B. 


Ein ahr So Arbeit des Verbandes deutscher Katholiken in Galizien. 
on Polonus. 

„Die Getreuen“ (Zeitschrift für die Katholiken deutscher Zunge in aller 
Welt, Organ des Reichsbundes für die katholischen Auslandsdeutschen 
e. V.). Berlin, 5. Jahr, 1. Heft, Januar-Februar 1928, S. 4-6. 
Der seit einem Jahr bestehende Verband hat kulturpolitische Aufgaben, 
besonders auf den Gebieten von Kirche und Schule. Er zählt in 18 Orts- 
gruppen 900 Mitglieder. Mit Hilfe des oberschlesischen Bruderverbandes 
onnten sieben deutsche Privatschulen erhalten und ausgestaltet werden. 
Die staatlichen Behörden haben sich dem Verband gegenüber loyal ver- 
halten; dagegen ist der katholische Klerus noch mifßtrauisch. R.R.B. 


H. Russische Emigration. | 


Die Eurasische Bewegung. (The Eurasian Movement.) Von D. S. Mirsky. 
The Slavonic Review. Vol. VI, No. 17, Dezember 1927, S. 311—320. 
Die seit 1921 bestehende eurasische Bewegung hat ihre Wurzel zwar im 
„rechten Flügel” des russischen Denkens, sie hat aber von Beginn an den 
Willen gehabt, sih über rechts und links zu stellen. Sie verdammt den 
bewußten Kommunismus als rebellisch, erkannte aber im Bolschewismus 
eine unbewußte Revolution des russischen Geistes an gegen eine seit zwei 
Jahrhunderten europäisierte Monarchie und Bürokratie, als den Versuch 
einer Emanzipation von europäischer Zuchtrute. Sie bewunderte die Orga- 
nisation des Bolschewismus und seine Verachtung der liberalen Demokratie. 
Die Revolution wird jetzt akzeptiert als Aufstand gegen ein sozial unge- 
rechtes System. Der Eurasismus verdammt alle konterrevolutionäre Be- 
tätigung und jede ausländische Intervention, macht aber seinerseits im 
Gebiet der USSR Propaganda für seine Ideen. Früher fast als Reaktionäre 
angegriffen, gelten die Eurasisten heute als heimliche Bolschewisten, die 
die konterrevolutionäre Einstellung der jungen Generation der Emigration 
korrumpieren: die Monarchisten aller Schattierungen haben sie zur Ziel- 
scheibe ihrer Angriffe genommen. Die Eurasisten antworten nicht: sie 
vertrauen auf die Zeit, die langsam, aber unaufhaltsam den russischen 
Geist daheim und im Exil dem Eurasismus zuführt. E.P.B. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Hans Jonas: far den Anzeigenteil: Erich Werner, 
beide in Berlin. Verlag: Ost- Europa- Verlag. G. m. b. II., Berlin W. 35, Potsdamer Straße 26b, 
Fernspr. Kurfürst 4681/4682. Druck: Ostpreußische Druckerei u. Verlagsunstalt A.-G., Königsberg Pr. 
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ist kein dickleibiger geographischer Namens- 
friedhof, kein Sammelsurium von x-tausend Orts- 
angaben. Nein! Er ist lebendigste Wirklichkeit, 
packendes Leben in höchstkonzentrierter Form, 
zusammengeballt in Wort, Zahl, graphischer 
Darstellung und farbigem Kartenblatt. 


Bei der Schaffung von Westermanns Weltatlas 
ging man ja von ganz anderen Voraussetzungen 
aus als bei allen anderen rein geographischen 
Atlanten. Es wurde auf unwichtige Einzelheiten 
zugunsten der großen Zusammenhänge verzichtet. 
Es wurde vor allen Dingen dem praktischen Be- 
dürfnis des Benutzers Rechnung getragen und 
die Aufgabe gelöst, endlich einmal in einem ein- 
zigen, handlichen Werke das tausendfältige Ge- 
sicht unserer Erde mit all den Runen darin, die 
menschliche Betriebsamkeit, menschliche Politik 
und menschliche Wirtschaft hineingeschnitten 
haben, in klarster Weise zusammenzufassen. Es 
ist jetzt gelungen, all die unsichtbaren Fäden 
der Wirtschaftsbeziehungen der Länder unter- 
einander in verblüffend einfacher, eindringlicher 
Weise darzustellen. 


Wer Westermanns Weltatlas besitzt, hat es nicht 
mehr nötig,in dicken Wälzern und Spezialwerken 
nachzuschlagen, wenn er beispielsweise über 
Kanadas geographische, politische und wirt- 
schaftliche Situation in der Welt etwas wissen 
will. Westermanns Weltatlas gibt alle Ergebnisse 
der Forschung in klarster, übersichtlichster 
Form. Besser geht es einfach nicht! 


Jeder der im Wirtschaftskampf steht, braucht 
Westermanns Weltatlas, denn durch die hier 
gegebene klarere Erkenntnis der Wirtschafts- 
strömungen und Konstellationen gewinnt er un- 
geahnten Vorsprung und ist bald allen anderen 
weit voraus. Jeder, der eine Zeitung liest, braucht 
Westermanns Weltatlas, wenn er wirklich ge- 
willt ist, in die tieferen Zusammenhänge der 
Ereignisse und Weltgeschehnisse einzudringen. 


Westermanss Weltatlas ist in jeder guten Buchhandlung erhältlich. 


Verlangen Sie auf jeden Fall unverbindlich und kostenlos den 
interessanten illustrierten Sonderprospekt nebst Probekarte. 
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den Verlag Westermann, Braunschweig, senden. 


Erbitte unverbindlich und kostenlos die Übersendung des 
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Die scharfsinnige, eindringliche Studie beleuchtet 
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einen instruktiven Führer herausg bt, der 
die Sowjetpädagogik aus der Feder iüh- 
render russischer Schuimänner behandelt. 
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Aus dem Inhalt: 


Über das Bestehen einer englisch-belgischen 
Militärkonvention vom Jahre 1906 mit bisher 
unveröffentlichten Karten | Historischer Über- 
blick über Englands Politik gegen die Freiheit 
der Meere / Die Neutralitätserklärung Italiens 


Die Zeitschrift ist zu beziehen durch die 


steile für Erforschung der Krieusursachen , Berlin MW 5 


Preis des Einzelhefles RM. 1.50 


Neuerſcheinungen 


Induſtrie und deutſche Wirtſchaftspolitik 


Grundfragen des Wiederaufbaues von Wirtſchaft und Volksgemeinſchaſt 
Von Dr. Emil van den Boom. 8 (160). Preis RM. 4.00. 


Inhalt: Vorkriegszeit und heute / Ausſichten / Rationaliſierung / Zuſammen⸗ 
fhlüffe / Kapitalbildung | Außenhandel / Führertum / Anhang: Material und Zahlen. 
Man kann bei dfefer in N Arbeit im Zwelfel fein, was wertvoller für den Benutzer R: die 
hundert Seiten ee er Arbeit über die Inventur Ae Wieda h und Ihrer Beſtrebungen 
zu Ordnung, Kapitalbſldung, Außenhandel, Treue und Vertrauen in Wirtfihafls« und Arbeitsnerhältnts, 

ateriallenanhang, der nahezu ebenſo ſtark geworden th, Auszüge aus Dokumenten zum erken 
Tell enthalt und dann die wichtigſten ſtatiſtiſchen Zahlen und Daten zuſammenſtellt. Vor den 
Wirtſchaſtsſahrbuchern und Kalendern zeichnet fih dle Schrift dadurch aus, daß fie in das ganze unge» 
heure Material, das fie verarbeitet hat, eine gewiſſe Ordnung hineinbringt und damit jedem Wirtfhaftler 
das Material eigentlich erſchließt. Auch dem politifhen Redner bietet die Schriſt einen geordneten Stoff. 


Chriſtliche Staatslehre und Politik 


Von Prof. Otto Schilling. 8° (178). Gebunden RM. 3.60. 


Inhalt: Die Lehre vom Recht / Die Lehre vom Staat / Die Politik, Grundſaͤtz⸗ 
liches und einzelne Arie der inneren Politik (Eigentum, Steuer, Wirtſchaft, Bevoͤl⸗ 
kerung, Schule) / Das Völkerrecht und die auswaͤrtige Politik Der ideale Staat. 


Volksvereins-Verlag G. m. b. H., M. Gladbach 


V. Iretzky . Spiel gegen Gott 


Roman aus dem heutigen Rußland / Aberſetzt von 
Dr. H. v. Hoerſchelmann / 80, in Leinen RM. 6.50 


Unter den Verſuchen, das heutige Rußland literariſch zu erfaſſen, dürfte der neue 

Roman des bekannten ruſſiſchen Dichters eine erſte Stelle einnehmen. Iretzky ſteht 

den Geſtalten Rußlands — bolſchewiſtiſchen Koryphäen, vergreiſter Vorkriegsbourgeolſie, 

blutmäßig gefeſtigten neuen Menſchentypen — mit einer überlegenen Obſektivität 

gegenüber, die anmutet, als feí der Roman von der Warte der Geſchichte aus 

geſchrieben. Was den Roman zu einem heute nicht mehr gewöhnlichen Erlebnis 
macht, iſt die Beherrſchung der künſtleriſchen Mittel. 


„Kieler Neueſte Nachrichten“: Der Vernichtungstaumel, der materiallſtiſche Wahn und der Drang 

in dle Tiefe der Geiſter der ruſſiſchen Revolution, werden in dieſem Roman verkörpert in einem häßlichen, 

grauſamen, gewinnloſen, wenn auch klugen und mit dem Genie der Zerſtörung begabten Reptil in Menſchen⸗ 

geſtalt, mit dem ein nach Veredlung und Höherentwicklung der Menſchheit ſtrebender Gegner, der der 
Menſchheit die Seele zurückgeben will, ringt auf Leben und Tod. 


Durch jede Buchhandlung und die Bücherſtube 
des Ring- Verlags, Berlin W 30, zu beziehen. 


Ein Buch für jeden Rußland⸗Intereſſenten 
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Zu den Genfer Abrüstungsbesprechungen 
| erscheint soeben: 


Die Union der Sozialistischen 


Sowjet-Republiken und die 


Genfer Abrüstungskonferenz 


Amtliche Dokumente der Sowjet- Regierung 
Gr. 8°, 64 Seiten, Kartoniert RM. 1.40 


Aus dem Vorwort des Buches: 


Die Frage der internationalen Abrüstung isteine der aktuellsten 
Angelegenheiten der Weltpolitik. Seit einigen Jahren bemühen 
sich die Regierungsvertreter fast aller Länder, dieses Problem 
zu lösen. Zahlreiche Ausschüsse, Kommissionen und Konferen- 
zen haben sich damit beschäftigt und Entwürfe dazu beraten. 
Jetzt nimmt auch die Regierung der Sowjetunion an den 
Arbeiten der Abrüstungskonferenz teil, der sie ihre Vorschläge 
in Form eines Konventionsentwurfs zur allgemeinen und 
sofortigen Abrüstung vorgelegt hat. 

Für Deutschland, das aus leicht verständlichen Gründen 
besonderes Interesse an den Abrüstungsfragen hat, ist die 
Mitarbeit der Sowjetunion in der Genfer Konferenz von großem 
Interesse. Daher glaubt der Verlag, der deutschen öffentlichen 
Meinung jetzt eine Sammlung der wichtigsten amtlichen 
Dokumente der Sowjetunion zur Frage der Abrüstung vor- 
legen zu sollen, um damit eine Orientierung über die weit- 
gehenden russischen Vorschläge zu ermöglichen, die bisher 
in deutscher Sprache noch nicht zugänglich waren. Die 
nachstehende Veröffentlichung bringt den amtlichen russi- 
schen Text in einer authentischen deutschen Übersetzung. 


OST-EUROPA-VERLAG 


Berlin W435 und Königsberg i. Pr. 


Das neue Strafrecht der Sowjetunion. 
(1926—1927.) 


Von N. Pasche-Oserski, 


Professor an der Universität in Kiew. 


Die Jahre 1926 und 1927 sind in der Geschichte der Straf- 
esetzgebung der Sowjetunion Jahre von der größten Be- 

dena: es sind die Jahre der großen Reformen: z. B. das 
StrGB der RSFSR vom Jahre 1926, wirksam in der RSFSR seit 
dem 1. Januar 1927; das StrGB der Ukrainishen SSR vom Jahre 
1927, wirksam seit dem 1. Juli 1927; die StrGB der übrigen Sowjet- 
republiken aus den Jahren 1926—27. ` 

Die Grundprinzipien der Sowjetstrafgesetzgebung 
und der Sowjet-Strafpolitik, die in den Strafgesetzbüchern erster 
Redaktion der UdSSR, d. i. des Jahres 1922 zum Ausdruck kamen, 
sind auch im neuen Strafrecht der UdSSR zur Gänze erhalten 
geblieben. Doch das neue Sowjetstrafrecht formuliert diese 
Grundsätze in noh präziserer Form und bricht endgültig 
mit der ihm fremden bürgerlichen Rechts-Terminologie (so ver- 
schwindet zum Beispiel das Wort „Strafe“ und an seine Stelle 
tritt die Bezeichnung „Maßnahme des sozialen Schutzes“). Das 
neue Strafrecht der Sowjet-Union führt eine ganze Reihe von 
Institutionen ein, die der Strafgesetzgebung des Jahres 1922 noch 
unbekannt waren: die Notwehr der Sowjetmacht, die Verjährung 
des Vollzugs eines Schuldspruchs, die Rehabilitation usw.; aus 
der Liste der zu ahndenden Verbrechen werden Handlungen ge- 
strichen, die infolge der veränderten sozialpolitischen Situation 
für die Sowjet-Rechtsordnung den Charakter der Gefahr ver- 
loren haben; umgekehrt finden in den Strafgesetzbüchern neue 
Verbrechen Aufnahme, die sich in der konkreten geschichtlichen 
Situation als eine solche Gefahr darstellen. Das neue Sowjet- 
strafrecht verändert das System selbstder Maßnahmen 
des sozialen Schutzes, indem es neue Maßnahmen ein- 
führt, wobei auf der ganzen Linie die strafrechtliche Repression 
bedeutend herabgesetzt wird. 

Das neue Strafgesetzbuch der RSFSR besteht insgesamt aus 
236 Paragraphen, jenes der UkrSSR aus 250 Paragraphen, von 
denen auf den allgemeinen Teil im StrGB der RSFSR 
57 Paragraphen, im StrGB der UkrSSR 53 Paragraphen, auf den 
besonderen Teil im StrGB der RSFSR 179, im StrGB der 
UkrSSR 197 Paragraphen entfallen. 


* k * 
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Das Sowjetstrafrecht ist das Recht der Übergangs periode 
zum kommunistischen System. Es stellt sich den allseitigen 
Schutz des sozialistischen Staates der Arbeiter und Bauern 
und der in demselben festgesetzten Rechtsordnung gegen gesell- 
schaftsgefährdende Handlungen (Verbrechen) zur Aufgabe ($$ 1 
StrGB der RSFSR und der UkrSSR). Der Staat der Werktätigen 
bestraft nicht, sondern verteidigt sich gegen solche 

esellschaftsgefährlihe Handlungen durch Anwendung von 
e des sozialen Schutzes gegen Personen. 
die solche Handlungen begehen. | 

Das Sowjetstrafrecht, ein unbemänteltes Klassen-Strafrecht, 
ist das erste, das die Begriffsbestimmung des „Verbrechens“ nach 
seinem Wesen festsetzt. Als „Verbrechen“ wird in der 
UdSSR jede Handlung oder Unterlassung angesehen, die das 
Sowjetsystem bedroht oder gegen die Sowjet-Rechtsordnung 
verstößt ($ 6 StrGB der RSFSR; 8 4 StrGB der UkrSSR). 

Die Strafpolitik der Sowjetmacht ist durchweg vom Prinzip der 
Zweckmäfigkeit erfüllt, und die Strafgesetzbücher der Sow- 
jetrepubliken enthalten daher keine erschöpfenden Aufzählungen 
der Verbrechen. Wenn irgend eine Handlung im Strafgesetzbudı 
nicht a ist, Jedoch in der konkreten Situation eine Ge- 
fahr für die Sowjetrechtsordnung darstellt, so wird sie als Ver- 
brechen angesehen, und es gelangen dagegen jene Maßnahmen 
des sozialen Schutzes zur Anwendung, welche für das dieser 
Handlung am nächsten kommende Verbrechen im StrGB fest- 

esetzt sind (die sogenannte Analogie von Verbrechen — $ 16 
es StrGB der RSFSR; $ 7 StrGB der UkrSSR). 

Andererseits stellt das neue Strafrecht der Sowjetunion eine 
sehr interessante Lage in der umgekehrten Richtung her, 
nämlich, wenn die konkrete Handlung, möge sie auch im 
Augenblick ihrer Ausübung ein Verbrechen gewesen sein, jedoch 
zum Zeitpunkte der Untersuchung oder Gerichtsverhandlung 
infolge der veränderten sozialpolitischen Situation den Charakter 
einer gesellschaftsgefährlichen Handlung verloren hat, — des- 
5 wenn die Person, die das Verbrechen verübte, nach 

leinung des Gerichts nicht gesellschaftsgefährlih ist, dann — 
gelangen die Maßnahmen des sozialen Schutzes nicht mehr 
zur Anwendung ($ 8 StrGB der RSFSR). Ebensowenig 
ae Handlungen als Verbrechen, wenn sie auch formell die 

erkzeichen irgendeines Paragraphen des StrGB tragen, dennoch 
kraft ihrer offenbaren geringen Bedeutung oder 
desFehlensschädlicher Folgen keinen gesellschafts- 
efährlichen Charakter besitzen (Anmerkung zu $ 6 des StrGB 
der RSFSR). 

Die Strafgesetzbücher der UdSSR haben auf den Gebieten 
der betreffenden Sowjetrepubliken Geltung, und zwar: StrGB 
der RSFSR — in der RSFSR. StrGB der UkrSSR — in der 
UkrSSR — usw. 
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Die Bürger der UdSSR unterliegen für Verbrechen, die 
sie auf dem Gebiete der UdSSR verübt haben, den Bestimmungen 
des StrGB jener Sowjetrepublik, auf deren Gebiet das bewultte 
Verbrechen ausgeführt wurde. Die Bürger der UdSSR unter- 
stehen den Bestimmungen des Sowjetstrafrechtes auch für Ver- 
brechen, die sie jenseits der Grenzen der UdSSR, d. i. im Aus- 
lande verübt haben. In diesem Falle gelangt das StrGB jener 
Sowjetrepublik zur Anwendung, auf deren Gebiet sie verhaftet 
und zur strafreditlichen Verantwortung gezogen werden. 

Ausländer unterstehen dem Sowietstrafrecht (d. i. dem 
StrGB der entsprechenden Sowjetrepublik) lediglich für Ver- 
brechen, die sie auf dem Gebiete der UdSSR verübt haben, 
wobei das Sowjetstrafrecht sich auf jene Ausländer nicht er- 
streckt, die das Recht der Exterritorialität genießen. Das neue 
Strafrecht der Sowjetunion schafft gänzlich die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit von Ausländern für solche Verbrechen ab, 
die sie jenseits der Grenzen der UdSSR, d. i. im Auslande verübt 

aben. Die Strafgesetzgebung des Jahres 1922 bestrafte Aus- 
länder, im Falle ihrer Verhaftung auf dem Gebiete der UdSSR, 
für gegenrevolutionäre Verbrecen, die sie im Auslande verübt 
hatten. Das neue Sowjetstrafrecht hat, angesichts der Festigung 
der äußeren und inneren Macht des Arbeiter- und Bauernstaates, 
diese strafrechtliche Verantwortlichkeit von Ausländern ab- 


geschafft. 9 1 L 


Das neue Strafrecht der UdSSR ändert sehr wesentlich das 
System selbst der Maßnahmen des sozialen 
Schutzes. Vor allem hat es endgültig mit dem Dualismus der 
Strafmittel der Strafgesetzgebung des Jahres 1922 gebrochen, 
welche zwischen Strafe und Mollnahmen des sozialen Schutzes“ 
unterschied. Schon das bloße Wort „Strafe“ war nicht am Platze, 
denn auch die sogenannten „Strafen“ (Todesstrafe, Freiheitsent- 
ziehung, Zwangsarbeiten usw.) waren im Wesen auch Maßnahmen 
des sozialen Schutzes. Das neue Strafrecht der UdSSR löscht, 
indem es als Grundsatz der Strafpolitik der Sowjetmacht ver- 
kündet, daß diese nicht Vergeltung und Strafe zur Aufgabe stellt 
($ 9 StrGB RSFSR; 8 6 StrGB UkrSSR) — das Wort „Strafe“ voll- 
kommen aus und kennt nur einen Begriff — „Maſtnahmen des 
sozialen Schutzes“. 

Das neue Strafrecht der Sowjetunion unterwirftdasSystem 
selbst der Maßnahmen des sozialen Schutzes einer gründlichen 
Umarbeitung. Alle Maßnahmen des sozialen Schutzes werden 
nun indreiGruppen eingeteilt: 

a) Maßnahmen des sozialen Schutzes gerichtlich-bes- 

sernder Art; 

b) Maßnahmen des sozialen Schutzes medizinischer Art; und 

c) Maßnahmen des sozialen Schutzes medizinisch-pädagogi- 


scher Art. 
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bessernder Art, um 


1. 


Die erste Gruppe; d. i. jene der Maßnahmen gerichtlich- 
aft folgende Maßnahmen: 

Erklärung zum Feinde der Werktätigen. Es 
ist dies eine neue kombinierte Maßnahme: sie verbindet den 
Verlust des Bürgerrechts der UdSSR mit der immerwähren- 
den Verbannung aus dem Gebiete der UdSSR. Diese Maß- 
nahme ist in den StrGB der Sowjetrepubliken für gegenrevo- 


lutionäre Verbrechen festgesetzt und kann auch vom Gerichte 
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an Stelle der Todesstrafe verhängt werden ($ 27 des StrGB 
der RSFSR; § 26 StrGB der UkrSSR). 


.Freiheitsentziehung mit strenger Isolierung und 


ohne strenge Isolierung. Das ist die meistverbreitete MaR- 
nahme des sozialen Schutzes im Sowjetstrafrecht. Das neue 
Strafrecht setzte das Minimum der Freiheitsentziehung von 
zwei Wochen auf einen Tag herab; das Maximum blieb unver- 
ändert, d. i. 10 Jahre, wobei eine Freiheitsentziehung über 
10 Jahre in keinem Falle zulässig ist, auch nicht beim Zu- 
sammentreffen verschiedener Verbredien oder bei wieder- 


holtem Rückfall ($ 28 StrGB RSFSR; $ 27 StrGB UkrSSR). 


.Zwangsarbeiten ohne Freiheitsentziehung. 


Dies ist eine Maßnahme, die auch nicht eine einzige moderne 
bürgerliche Gesetzgebung kennt und die zum ersten Male das 
Sowjetstrafrecht anwendet. Es tritt eine deutliche Tendenz 
zur ausgedehnteren Anwendung der Maßnahme der Zwangs- 
arbeiten ohne Freiheitsentziehung zutage, wobei sogar die 
Maßnahmen der Freiheitsentziehung zurückgedrängt werden. 
Das neue Strafrecht der Sowjetunion setzt das Minimum für 
Zwangsarbeiten ohne Freiheitsentziehung von sieben Tagen 
auf einen Tag herab; das Maximum bleibt unverändert, d. i. 
ein 55 ($ 30 StrGB RSFSR; $ 28 StrGB UkrSSR). 

ie Maßnahmen der Freiheitsentziehung und der 
Zwangsarbeiten ohne Freiheitsentziehung, welche die Haupt- 
maßnahmen des sozialen Schutzes in der UdSSR bilden, wer- 


den ganz detailliert in den speziellen Gesetzbüchern regu- 


liert, und zwar in den Besserungs-Arbeits-Gesetzbüchern 


(Strafvollzugsgesetzen) der RSFSR, UkrSSR usw. 


Entfernung aus dem Gebiet der Union auf eine 


bestimmte Zeit bis zu fünf Jahren; dies ist eine neue Maß- 
nahme; ein Minimum ist im StrGB nicht festgesetzt, in der 
Praxis aber ist ein kürzerer Zeitraum als sechs Monate oder 
on Sp Jahr kaum denkbar ($ 35 StrGB RSFSR; $ 33 StrGB 
Ukr a 


Entfernung aus dem Gebiete der betreffen- 


den Sowjetrepublik (RSFSR, UkrSSR usw.) auf einen 
Zeitraum bis zu fünf Jahren; das Minimum dieser Entfernung 
ist gleichfalls nicht festgesetzt, in der Praxis aber ist dieses 
Minimum etwas niedriger denkbar als bei der Entfernung 


0 
< 


aus dem Gebiete der Union ($ 35 StrGB RSFSR; 5 33 StrGB 
UkrSSR). | 


Verbannung nach einem bestimmten Ort innerhalb der 


UdSSR (z. B. nach dem Norden, nach Sibirien usw.) auf einen 
Zeitraum bis zu fünf Jahren; ein Minimum ist nicht festge- 
setzt. Diese Maßnahme ist neu. 

Die Entfernung aus dem Gebiet einer bestimmten Sow jet- 
republik sowie die Verbannung nach einem bestimmten Ort 
innerhalb der Sowjetunion können mit dem Verbote verbun- 
den werden, sich in einzelnen Städten, Orten aufzuhalten 


($ 35, 36 StrGB RSFSR; $ 33 StrGB UkrSSR). 


Verlust der Rechte. Das neue Strafrecht der Sowjet- 


union läßt lediglich den Verlust der öffentlichen Rechte 
zu, d. i. des aktiven und passiven Wahlrechts (in die Sowjets, 
gesellschaftlihen Organisationen); das Recht zum Eintritt 
in den Staatsdienst usw.; es wird auch eine neue Art von 
Rechtsverlust konstituiert, und zwar des Verlustes der Eltern- 
rechte. Der Verlust der privaten (bürgerlichen) Rechte ist 
nicht zulässig. Das Maximum beim Verlust der Rechte 
beträgt fünf Jahre, das Minimum ist im StrGB nicht an- 
poron raktisch jedoch ist der Verlust der Rechte auf einen 

ag wohl kaum denkbar!? Die Gerichtspraxis kennt Fälle 
des Verlustes der Rechte auf 2 bis 3 Monate. Das Sowjet- 
strafrecht kennt, zum Unterschied von der modernen bürger- 
lichen Gesetzgebung, das System eines obligatorischen Ver- 
lustes der Rechte nicht: das Sowjetstrafgericht ist zum Ent- 
zug der Rechte wohl berechitgt, aber nicht verpflichtet ($$ 31 
bis 34 StrGB RSFSR; §§ 29—32 StrGB UkrSSR). 


. Amtsentlassung verbunden mit dem Verbot, dieses 


oder jenes Amt zu bekleiden, oder ohne dieses Verbot; das 
Verbot,dieseoderjene Tätigkeitauszuüben 
(z. B. als Arzt, Unterricht, Handel usw.). Diese Maßnahmen 
des sozialen Schutzes werden auf einen Zeitraum von nicht 
mehr als fünf Jahren festgesetzt; ein Minimum ist nicht ange- 
geben (8 37, 38 StrGB RSFSR; 88 35, 36 StrGB UkrSSR). 

10. Vermögensmaßnahmen: Konfiskation, volle oder 
teilweise, und Geldstrafen. Vollständige Konfiskation 
bedeutet noch nicht, daß dem Verurteilten das ganze Ver- 
mögen weggenommen wird: das Sowjetstrafrecht zählt eine 
lange Reihe von Vermögensgegenständen auf, die der Kon- 
fiskation durch gerichtliches Urteil überhaupt nicht unter- 
liegen (z. B. Mitgliederbeiträge an genossenschaftliche Orga- 
nisationen, Kreditgenossenschaften, Produktionswerkzeuge 
und Instrumente, die dem Verurteilten zur Ausübung seines 
Gewerbes unentbehrlich sind; die für den Verurteilten und 
seine Familie unentbehrlichen häuslichen Gebrauchsgegen 
stände; das gesamte zu einem Bauernhof Eee Vermögen 


usw.) ($$ 40 und 41 StrGB RSFSR; §$ 38, 40 StrGB UkrSSR). 
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Die Geldstrafe ist eine in den Sowjet-Strafgesetz- 
büchern sehr häufig erwähnte Mafnahme des sozialen 
Schutzes. Der Gesetzgeber setzt nur das Maximum der Geld- 
strafe fest (z. B. bis 300 Rub., bis 500 Rub., bis 10 000 Rub.); 
ein Minium ist nirgends angegeben, praktisch jedoch kann es 
offenbar nicht geringer als 50 Kopeken oder 1 Rubel sein. Die 
Geldstrafe wird vom Sowjetgericht im Verhältnis zur Ver- 
mögenslage des Verurteilten bestimmt, wobei die Umwand- 
lung einer Geldstrafe in Freiheitsentzug oder des Freiheits- 
entzuges in eine Geldstrafe, wie dies im bürgerlichen Straf- 
recht weit verbreitet ist, durch das Sowjetstrafrecht streng 
verboten ist. Im Falle der Weigerung (nicht der Mittellosig- 
keit) des Verurteilten, die Geldstrafe zu bezahlen, kann diese 
in Zwangsarbeit ohne Freiheitsentziehung umgewandelt wer- 
den ($ 42 StrGB RSFSR, 8 39 StrGB UkrSSR). 

11., 12. Die mildesten Maßnahmen des sozialen Schutzes gericht- 
lich-bessernder Art sind: Öffentlicher Tadel und Auferlegung 
der Verpflichtung zur Wiedergutmachung des verursachten 
Schadens ($5 39, 44 StrGB RSFSR, & 37 StrGB UkrSSR). 

13. Verwarnung. Dies ist eine neue Maßnahme des so- 
zialen Schutzes im Sowjetstrafrecht. Die Anwendung dieser 
Maßnahme ist ganz 5 So kann das Gericht den An- 
geklagten nur im Falle eines freis pre chenden Urteils 
ver warnen, jedoch nur, wenn das Verhalten des Angeklagten 
Grund zur Befürchtung eines künftigen Verbrechens 
ne Diese Mafinahme ist nicht verbunden mit der For- 

erung nach Garantien für das weitere Verhalten des An- 
geklagten (z. B. persönliche oder Vermögensbürgschaft usw.) 

($ 43 StrGB RSFSR; 8 41 StrGB UkrSSR). 

Das sind die Maßnahmen des sozialen Schutzes gerichtlich- 
bessernder Art. Von diesen Maßnahmen gelten nur: die Erklä- 
rung als Feind der Werktätigen, die Freiheitsentziehung und 
die Zwangsarbeiten ohne Freiheitsentziehung als Handi 
und können nicht als zusätzliche Maßnahmen Anwendung finden. 
Die Verwarnung kann das Gericht dem Angeklagten nur im Falle 
eines freisprechenden Urteils aussprechen, alle anderen Maß- 
nahmen jedoch können sowohl als Haupt- als auch zusätzliche 
Maßnahmen verhängt werden; z. B. zur Freiheitsentziehung kann 
der Verlust der Rechte oder die Entfernung oder Geldstrafe usw. 
hinzutreten. | 

Die zweite Gruppe der Mafnahmen des sozialen 
Schutzes umfaßt im neuen StrGB der Sowjetunion die Mal- 
nahmen medizinischer Art. Diese Maßnahmen sind fol- 
gende: 1. Zwangsbehandlung und 2. Unterbringung in einer Heil- 
anstalt in Verbindung mit Isolierung. 

Die Maßnahmen des sozialen Schutzes medizinischer Art 
werden vom Gerichte angewandt, wenn es die Anwendung von 
Maßnahmen gerichtlich-bessernder Art im gegebenen Falle nicht 
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ür zweckentsprechend hält, und ebenso als Ergänzung der 

etzteren (z. B. Zwangsbehandlung eines zur Freiheitsentziehung 

rerurteilten Alkoholikers oder Syphilitikers), jedoch nur, wenn 

Maßnahmen medizinischer Art nicht schon vor dem Gerichtsver- 

ahren durch die kompetenten Organe (z. B. Verwaltungsbehör- 

un. S t sind (Ss 24, 26 StrGB RSFSR; 588 23, 25 StrGB 
r . 


Die dritte und letzte Gruppe der Maßnahmen des sozialen 
Schutzes im neuen Strafrecht der Sowjetunion umfaftt Maß- 
zahmen medizinisch-pädagogischer Art. 


Diese 5 der Maflnahmen des sozialen Schutzes hat 
ediglich Jugendliche und Minderjährige im Auge. Die Maß- 
aahmen medizinisch-pädagogischer Art sind folgende: 

1. Stellung unter Vormundschaft (UkrSSR); 2. die Überliefe- 
rung eines Jugendlichen oder Minderjährigen zur verantwort- 
lichen Betreuung an seine Eltern erwandten oder an 
andere Personen, Institutionen und Organisationen (UkrSSR und 
RSFSR) und 3. 5 in besonderen Heil-Erziehungs- 
an (UkrSSR und RSFSR) ($ 25 StrGB RSFSR; 8 24 StrGB 

r À 


Das Mindestalter für Anwendung von Maßnahmen des so- 
zialen Schutzes gerichtlich-bessernder Art ist — 14 Jahre. Das 
neue Strafrecht der UdSSR weist direkt darauf hin, daf bei 
Jugendlichen bis zu 14 Jahren Maßnahmen des sozialen Schutzes 
gerichtlich-bessernder Art nicht zur Anwendung kommen können, 
sondern nur solche medizinisch-pädagogischer Art ($ 12 StrGB 
RSFSR, $ 11 StrGB UkrSSR). 


Minderjährige, als welche Personen im Alter zwischen 
14 und 18 Jahren angesehen werden, befinden sich gegenüber 
dem Gesetze in einer etwas anderen Lage. Das Sowjetstrafrecht 
unterscheidet hier zwei Altersstufen: von 14—16 und von 16 
bis 18 Jahren. Gegenüber Minderjährigen von 14—16 Jahren 
werden in der Regel Maßnahmen medizinisch-pädagogischer Art 
und nur ausnahmsweise solche gerichtlich-bessernder Art ange- 
wandt; bei Minderjährigen von 16—18 ist das Umgekehrte der 
Fall. Im Falle der Anwendung von Maßnahmen gerichtlich- 
bessernder Art gegen Minderjährige von 14—16 Jahren werden 
die vorgesehenen Maßnahmen des sozialen Schutzes obligatorisch 
auf die Hälfte, bei Minderjährigen von 16—18 Jahren auf ein 
Drittel reduziert ($ 50 StrGB RSFSR; in UkrSSR etwas anders 
— $ 12 StrGB UkrSSR). 


Eine ganz besondere Stellung nimmt im System der Maß- 
nahmen dez sozialen Schutzes des Sowjetstrafrechts das 
Höchstausmaß des sozialen Schutzes, d. i. die Todesstrafe 
ein. Das gesamte System der Maßnahmen des sozialen Schutzes, 
das gesamte Sowjetstrafrecht trägt provisorischen Charakter. 
Die %% über das Höchstausmaſt des sozialen 
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Schutzes (die Erschießung) tragen jedoch doppelt provisorischen 
Charakter. Das neue Strafrecht der Sowjetunion erklärt direkt, 
daß diese Maßnahme „als Ausnahmsmaßnahme zum Schutze des 
Staates der Werktätigen“ „bis zu deren Abschaffung durch das 
Zentrale Exekutivkomitee der Sowjetunion“ in Geltung ist ($ 21 
StrGB RSFSR und UkrSSR). Deshalb ist auch die Todesstrafe 
in das System der Maßnahmen des sozialen Schutzes nicht ein- 
geschlossen. Das Sowjetstrafrecht tritt auch an die Frage real 
und konkret heran. Dem dialektisch denkenden Sow jet-Gesetz- 
1 8 sind fruchtlose, scholastische Konstruktionen fremd. Die 

odesstrafe kann ebensowenig wie die übrigen strafrechtlichen 
Institutionen abgelöst von der sozialpolitischen Situation beur- 
teilt werden. Insoweit diese „Ausnahmemafßnahmen zum Schutze 
des Staates der Werktätigen“ im gegebenen Augen- 
blickenochnotwendig sind, hat das neue Strafrecht der 
Sowjetunion sie aufrecht erhalten, die Sphäre ihrer Anwendung 
jedoch bedeutend eingeengt; denn dies läßt die ge awarii. 
politische Lage zu. Die Sphäre der Anwendung der Todesstrafe 
in der UdSSR erstreckt sich auf den Kampf mit den aller- 
schwersten Verbrechen, die die Grundlagen der Sow- 
jetmacht und des Sowjetsystems bedrohen ($$ 21 StrGB RSFSR 
und UkrSSR). Das aus Anlaß des 10. Jahrestages der Oktober- 
revolution im Jahre 1927 veröffentlichte Manifest des Zentralen 
Exekutivkomitees der Sowjetunion schafft die Todesstrafe für 
viele Verbrechen ab und läßt sie nur in Kraft für die aller- 
schwersten gegenrevolutionären und allergefährlichsten Ver- 
brechen gegen die Verwaltungsordnung (Geldfälschung. Banden- 
wesen u. ä.). Die Todesstrafe kann nicht verhängt werden über 
Personen, die das 18. Lebensjahr zur Zeit der Ausübung des Ver- 
brechens noch nicht erreicht haben und ebensowenig über Frauen, 
die sich im Zustande der Schwangerschaft befinden ($ 22 StrGB 
RSFSR; $ 21, Anmerkung 2, StrGB UkrSSR). 

Das Sowjetstrafrecht ist von einer Hauptidee durchleuchtet, 
der Idee dersozialen Gefahr der Handlung und des Täters, 
d. h. des Verbrechens und des Verbrechers. Fremd allem Indi- 
vidualismus, der für das bürgerliche Recht so charakteristisch ist, 
ist das Sowjetstrafrecht erfüllt von Objektivität. Deshalb wird 
bei der Festsetzung der Maßnahmen des sozialen Schutzes die 
soziale Gefahr der Handlung (des Verbrechens) in erster 
Reihe erwogen und die soziale Gefahr des Täters (des Ver- 
brechers) in zweiter Reihe. Die „soziale Gefahr“ ist dialektisch, 
marxistisch zu denken, d. i. nicht außerhalb von Raum und Zeit. 
sondern in sozial-geschichtlicher Perspektive: die Handlung un 
der Täter werden als sozialgefährlih vom Gesichtspunkte der 
konkreten sozialpolitischen Situation betrachtet. Wenn im kon- 
kreten Zeitpunkt die Handlung eine besondere Gefahr für die 
Sowjet-Rechtsordnung darstellt (z. B. Banditen- und Hooligan- 
wesen, Bestechlichkeit u. ä.), dann ist die Anwendung strengerer 
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Maßnahmen des sozialen Schutzes auch dann möglich, wenn die 
Person des Verbrechers nicht besonders gefährlich ist. Dieser 
Grundsatz des Sowjetstrafrechtes kommt in den neuen StrGB 
der Sowjetunion besonders scharf zum Ausdruck. „Die Haupt- 
frage, die in jedem einzelnen Falle zu entscheiden ist, ist die der 
esellschaftlichen Gefahr des untersuchten Verbrechens“ 
$ 47 StrGB RSFSR). Ahnlich spricht sich der $ 43 des StrGB der 
UkrSSR aus. Die neuen StrGB der Sowjetrepubliken zählen, 
nach dem Beispiele des Strafrechts von 1922, eine lange Reihe 
von Umständen auf, die auf die größere oder geringere Gefahr 
des Verbrechens und Verbrecers hinweisen (85 47, 48 StrGB 
RSFSR; §$ 43, 44 StrGB UkrSSR). 


Bei Festsetzung der Maßnahmen des sozialen Schutzes läßt 
sich das Sowjetstrafgericht von sozialistischem Rechtsbewultt- 
sein, d. i. von revolutionärem und Klassen-Rechtsbewußtsein 
leiten, jedoch an der Hand der präzisen Paragraphen des all 


meinen und besonderen Teiles 155 StrGB ($ 7 StrGB UkrSsR). 


In der Regel setzt die Anwendung von Maßnahmen des so- 
zialen Schutzes die Verübung einer gesellschaftsgefährlichen 
Handlung (Verbrechens) voraus, die vom Strafgesetzbuch als 
solche direkt oder nach Analogie als solche vorgesehen ist. Das 
neue Strafrecht der Sowjetunion (StrGB UkrSSR) läßt die An- 
wendung von Maßnahmen des sozialen Schutzes (allerdings nicht 
aller, sondern nur jener der Entfernung und Verbannung) auch 
im Falle des Freispruches zu, wenn das Gericht feststellt, daß 
das Verbleiben der betreffenden Person in einem bestimmten 
Orte gesellschaftsgefährlich ist und zwar wegen ihrer Verbin- 
dung mit dem Verbrechertum dieses Ortes oder wegen ihrer 


kriminellen Vergangenheit ($ 34 StrGB UkrSSR). 


Das neue Strafrecht der Sowjetunion läßt die Anwendung 
der Maßnahmen der Entfernung und Verbannung gegenüber den 
erwähnten Personen auch unabhängig davon zu, ob sie wegen 
eines Verbrechens strafgerichtlich zur Verantwortung gezogen 
werden. In solchen Fällen spricht das Gericht die soziale Ge- 
fährdung nach dem Antrag des Staatsanwalts aus ($ 34 StrGB 
UkrSSR; Kapitel 33 StrPO UkrSSR 1927). 


Der Sowjetstrafgesetzgeber hat stets dem Sowjetstraf- 
gericht vertraut. Das neue Strafrecht der UdSSR jedoch gewährt 
dem Gericht noch größeren Spielraum bei Festsetzung der Maß- 
nahmen des sozialen Schutzes. Die Sanktionen der Paragraphen 
des StrGB werden jetzt fast ausschließlich nach der Art: . .. bis 
zu“ konstruiert, d. i. sie stellen bloß das Maximum fest, während 
das Minimum durch das Minimum der betreffenden Maßnahme 
des sozialen Schutzes selbst gegeben ist (z. B. für Freiheitsent- 
ziehung oder Zwangsarbeit 1 Tag!). Im Strafrecht 1922 war die 
Sanktion: „. .. nicht unter“ sehr verbreitet, weshalb die straf- 
rechtliche Repression selbstverständlich bedeutend höher war; 
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im neuen Sowjetstrafrecht kommt diese Art der Sanktion nur 
ausnahmsweise, nur bei den schwersten Verbrechen vor, z. B. 
gegenrevolutionären. 

Doc das Sowjetstrafgeriht war niemals bedingungslos an 
die durch die 5 des StrGB festgesetzten nahmen 

ebunden. Schon das Strafgesetz des Jahres 1922 hat dem Gericht 
as Recht eingeräumt, unter die tiefste Grenze der Maßnahmen 
des sozialen Schutzes herunterzugehen oder sogar zu einer milde- 
ren, im betreffenden Paragraphen überhaupt nicht erwähnten Maß- 
nahme zu greifen, wenn „besondere Umstände“ vorhanden waren. 
Das neue Strafrecht der Sowjetunion gewährt dem Strafgericht 
noch größeren Spielraum; und zwar ist nunmehr eine solche Er- 
mäſtigung nicht bloß wegen „besonderer Umstände“ sachlicher 
Art zulässig (z. B. Unterschlagung von Staatsgeldern durch einen 
Kassierer, um das Leben der kranken Tochter zu retten), sondern 
auch wegen „besonderer Umstände“ persönlicher Art beim An- 
eklagten (z. B. Verdienste um die Revolution) ($ 51 StrGB 
SFSR. $ 46 StrGB UkrSSR). 

Die interessantesten übrigen Grundsätze allgemeiner Art 
des neuen Strafrechts der UdSSR sind die folgenden: 

Von großer Bedeutung ist die Abänderung, die in das neue 
StrGB der RSFSR betreffs der Strafbarkeit der Vorbereitungs- 
handung und des Versuchs aufgenommen wurde. So verkündet 
das neue Strafrecht der RSFSR prinzipiell die e ge 
Verantwortlichkeit für vollendete Verbrechen. en Versuch und 
die Vorbereitungshandlung. Als Vorbereitungshandlung wird 
en die Aufsuchung oder Herrichtung von Werkzeugen 
und desgleichen die Schaffung von Vorbedingungen für die Aus- 
führung des Verbrechens. Auf diese Art wird z. B. die Vorberei- 
tungshandlung zum Mord in der gleichen Weise gestraft wie der 
Mordversuch oder der Mord selbst, d. h. das Gericht wählt die 
Maßnahmen des sozialen Schutzes innerhalb der Grenzen der 
Sanktion des gleichen Paragraphen des StrGB (vom Mord). Die 
strafrechtliche Verantwortung für die Vorbereitungshandlung 
und den Versuch entfällt nur in einem Falle: wenn die die Hand- 
lung vorbereitende oder versuchende Person auf die Ausführung 
freiwillig verzichtet hat ($ 19 StrGB RSFSR). 

Das neue Strafrecht der UkrSSR ist in der Frage der Be- 
strafung der Vorbereitungshandlung nicht in solchem Maße radi- 
kal. Die Vorbereitungshandlung zum Verbrechen zieht über- 
haupt die Anwendung von Maßnahmen des sozialen Schutzes 
nicht nach sich, wenn jedoch die Vorbereitungshandlung an 
sich den Tatbestand irgendeines Verbrechens in sich schließt. 
so unterliegt der Vorbereitende der Verantwortlichkeit für dieses 
Verbrechen. Wenn in der Vorbereitungshandlung die soziale Ge- 
fährlichkeit des Vorbereitenden zum Ausdruck kommt, so können 
in bezug auf den Vorbereitenden die Maßnahmen der Entfer- 
nung oder Verbannung angewandt werden ($ 18 StrGB UkrSSR). 
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Einer wesentlichen Umarbeitung wurde im neuen Strafrecht 
der Sowjetunion die Verjährung unterworfen. Das Straf- 
recht von 1922 kannte nur eine Art der Verjährung — die Ver- 
jährung der strafrechtlichen Verfolgung. Das neue Sowjetstraf- 
recht setzt noch eine zweite Art der Verjährung fest — die Voll- 
streckungsverjährung. Die Frist für diese Verjährung ist — 
10 Jahre nach der Urteilsverkündigung ($ 15 StrGB RSFSR; $ 14 
StrGB UkrSSR). Wenn im Verlaufe von 10 Jahren das Urteil 
aus irgendeinem Grunde nicht vollstreckt wurde, so kann nach 
Ablauf dieser Frist die Maßnahme des sozialen Schutzes nicht 
mehr angewandt werden, wobei diese Art der Verjährung alle 
Maßnahmen des sozialen Schutzes, darunter auch die Erschiefung 
aufhebt. Zum Unterschiede von der modernen bürgerlichen 
Strafgesetzgebung, die gewöhnlich sehr lange Fristen für die 
Verfolgungsverjährung festsetzt, wendet das Sowjetstrafrecht 
sehr kurze Fristen für diese Verjährung an: 10, 5 und 3 Jahre 
(RSFSR); 10, 5, 3 und 1 Jahr (UkrSSR). Die Verfolgungsverjäh- 
rung erstreckt sich nicht auf Verbrechen, die die höchste Maß- 
nahme des sozialen Schutzes (Erschieſtung) nach sich ziehen. Es ist 
sehr bemerkenswert, daß in bezug auf gegenrevolutionäre Ver- 
brechen die Anwendung der Verfolgungsverjährung der Ein- 
sicht des Gerichtes überlassen bleibt, d. h. das Gericht kann im 
konkreten Falle, ungeachtet des Vorliegens aller Vorbedingun- 

en dieser Verjährung, die Anwendung der Verjährung, ab- 
ehnen. Jedoch kann das Gericht in solchem Falle wegen eines 
gegenrevoutionären Verbrechens nicht mehr ein Todesurteil 
aussprechen, sondern es ist verpflichtet, die Erschieſtung 
in die Erklärung zum Feinde der Werktätigen oder Freiheits- 
entziehung mit strenger Isolierung von 2 bis 10 Jahren umzu- 
wandeln 6 14 StrGB RSFSR und UkrSSR). 

Das neue Strafrecht der UdSSR führt eine für dieses Straf- 
recht neue Institution, die der Rehabilitation ein. Die 
Rehabilitation in der UdSSR unterscheidet sich sehr wesentlich 
von der bürgerlichen Konstruktion dieser Institution. So hat 
die Rehabilitation nach dem Sowjetstrafrecht automatisch (de 
droit, ipso lege) Platz nicht nur in bezug auf verbüftte Maß- 
nahmen des sozialen Schutzes, sondern auch in bezug auf bedingt 
Verurteilte. nach Ablauf der Bewährungsfrist und in bezug auf 
vom Gericht en ($ 55 StrGB RSFSR; $ 15 StrGB 
UkrSSR). Die Rehabilitation in bezug auf verbüfßte Maßnahmen 
des sozialen Schutzes ist nur möglich für Freiheitsentziehung bis 
zu drei Jahren, sowie auch für beliebige mildere Maßnahmen des 
sozialen Schutzes (z. B. Zwangsarbeiten, Geldstrafen usw.). 

ehr originell und außerordentlich richtig ist im neuen Sow- 
jetstrafrecht die Konstruktion der Notwehr und des Notstandes. 
um Unterschiede von der in der bürgerlichen Gesetzgebung nur 
bei Gefahr für das Wohl der einzelnen Person zugelassenen 
Notwehr und Notstand läßt das neue Sowjetstrafrecht die Ver- 
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teidigung nicht nur des individuellen Wohles, sondern auch der 
Sowjetmacht zu ($ 13 StrGB RSFSR und UkrSSR). Auf diese 
Art wird in der UdSSR als Notwehr eine Handlung anerkannt, 
wie z. B. Gewaltanwendung gegen einen Agitator, zum Zwecke 
der Verhinderung der gegenrevolutionären Agitation. 

Endlich hat das neue Sowjetstrafrecht ganz wesentliche Ab- 
änderungen in solchen wichtigen Institutionen vorgenommen wie: 
bedingte Verurteilung und bedingte Entlas- 


sung. 

Die Strafgesetzgebung des Jahres 1922 ließ die bedingte Ver- 
urteilung bloß bei Frosheitsentachun zu und setzte sehr knappe 
Bedingungen für die Anwendung der bedingten Verurteilung 
fest. Das neue Strafrecht der UdSSR läßt die bedingte Verurtei- 
lung nicht nur bei Freiheitsentziehung, sondern auch bei Zwangs- 
arbeiten ohne Freiheitsentziehung zu und stellt nur eine Bedin- 

ung bezüglich ihrer Anwendung: die Persönlichkeit des Ange- 
klaren darf nicht gesellschaftsgefährlih sein. Die bedingte 
Verurteilung wird aufgehoben, und das bedingte Urteil wird voll- 
streckt, falls der bedingt Verurteilte während der Bewährungs- 
frist (von 1 bis 10 Jahren) ein gleichartiges oder nicht minder 
schweres Verbrechen ausübt ($$ 53, 54 StrGB RSFSR; §$ 48—59 
StrGB UkrSSR). 

Was die bedingte Entlassung betrifft, so hat die Strafgesetz- 
gebung vom Jahre 1922 die Sphäre ihrer Anwendung allzu sehr 
eingeengt und sie nur bei Freiheitsentziehung und Zwangs- 
arbeiten ohne Freiheitsentziehung zugelassen. Das neue Straf- 
recht der UdSSR macht die Anwendung der bedingten Entlas- 
ar bei jeder beliebigen befristeten Maſtnahme des sozia- 
len Schutzes möglich, d. h. nicht nur bei Freiheitsentziehung oder 
Zwangsarbeit, sondern auch z. B. bei Verlust der Rechte, Ent- 
fernung usw. Die Anwendung der bedingten Entlassung setzt 
zwei Momente voraus: 1. die Abbüſtung von mindestens der 
Hälfte (in der RSFSR), resp. einem Drittel (in der UkrSSR) der 
durch das Gericht festgesetzten Maßnahme des sozialen Schutzes 
und 2. die sichtliche Besserung des Verurteilten. Es ist bemer- 
kenswert, daß die bedingte Entlassung (sowohl in der RSFSR als 
auch der UkrSSR) nicht dem Gericht, sondern besonderen Orga- 
nen zusteht — den Verteilungskommissionen, auſterbehördlichen 
Institutionen, die die Verteilung der zur Freiheitsentziehung 
Verurteilten nach den verschiedenen Besserungs-Arbeitsanstalten 
vornehmen. Die bedingte Entlassung wird aufgehoben im Falle 
der Verübung eines neuen gleichartigen oder nicht minder 
schweren Verbrechens durch den bedingt Entlassenen während 
der Bewährungsfrist, die dem nicht verbüßten Teil der Maßnahme 
gleichkommt ($ 56 RSFSR; 83 51, 52 UkrSSR). 

Dies ist der „Allgemeine Teil“ des neuen Strafrechts der 
UdSSR. (Schluß folgt.) 
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Das polnisch-tschechische Grenzproblem 
und seine Entwicklung nach dem Weltkrieg. 
Von Wolfgang Leppmann. 


Die Auseinandersetzungen über die Grenze zwischen der 
Tschechoslowakei und Polen, den beiden neuentstandenen Staa- 
ten, die Deutschland im Osten und Südosten umklammern, hat 
eine Reihe von historischen, ethnographischen und kulturellen 
Problemen wieder aufleben lassen, die in den Beziehungen der 
beiden Völkergruppen stets eine wichtige Rolle gespielt haben. 
Wenn heute die territoriale Grenze zwischen den beiden Staaten 
in allen Einzelheiten festgelegt ist, so darf man sich nicht dar- 
über hinwegtäuschen, da die gezogene Linie eine von vielen 
möglichen ist, denn das Gebiet nördlich und südlich davon ist seit 
jeher eine Grenzmark gewesen, ethnologisch als 5 s- 
1 zwischen beiden Völkern, kulturell als ein Gürtel, der 

itteleuropa von Osteuropa scheidet. 


I 


Sudeten und Karpathen legen sich wie ein Wall um die 
böhmisch-mährische und die ungarische Festung, aus denen 
die beiden großen Binnenstaaten entstanden sind. Nur wenige 
natürliche Verbindun en gehen durch die schwer überschreit- 
baren Gebirgszüge. Die wichtigsten sind einmal die Senke 
zwischen Sudeten und Beskiden, das Teschener Hügelland und 
die Mährische Pforte, eine flache Wasserscheide zwischen March- 
und Weichselgebiet, als Verkehrsweg noch dadurch begünstigt, 
daß zugleich der Jablunkapaß von hier auch nach Ungarn hinein- 
führt; ferner die Pässe zwischen Babia Gora und Hoher Tatra, 
der Durchbruch des Dunajetz und Poprad, endlich der Dukla- 

aß. Durch diese geographischen Bedingungen sind zwei Ge- 
biete an der natürlichen Grenzlinie des Gebirges besonders aus- 
gezeichnet worden: das Teschener Land zwischen Ostra- 
witza und Biala, das dem Hauptwege von Galizien und Schle- 
sien nach Mähren vorgelagert ist, und die Z i ps, das kleine Land 
um die Flüsse Popper und Hernad am Fuſte der östlichen Tatra, 
aus dem die Wege von Ungarn nach Polen ausstrahlen. So 
haben wir im Westen wie im Osten je einen Brennpunkt des 
historischen Geschehens an der Karpathengrenze. 

Schon früh ist es an diesen beiden Stellen zu Verwicklungen 
zwischen polnischem und tschecisch-mährisch-slowakischem 
Volkstum gekommen. jenes entfaltete sich nördlich von Kar- 

athen und Sudeten am Gebirge entlang in die osteuropäische 
bene, ohne das Gebirge zu überschreiten. Dieses drang aus 
dem pannonischen Becken nach Norden und Nordosten vor und 


blieb ebenfalls durch den Gebirgswall von dem nachbarlichen 
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Volkstum getrennt. Nur in den Durchgangsgebieten des Te- 
schener Landes und der Zips berührten sich beide Volksgruppen. 
So bildete sich an der Berührungsstelle im Teschener Gebiet ein 
Sonderdialekt zwischen dem Polnischen und dem Tschechisch- 
Mährischen, das Slonzakische, ursprünglich zweifellos ein 
polnischer Dialekt, der mehr und mehr mit tschechischen Ele- 
menten durchsetzt wurde und heute zur polnischen Sprache eine 
ähnliche Stellung einnimmt wie das Kaschubische und Ober- 
schlesische mit ihrer jahrhundertelangen Sonderentwicklung. Die 
Slonzaken fühlen eich auch kulturell den beiden werbenden Na- 
tionalitäten gegenüber als selbständig, sie haben durch die Iso- 
lierung Teschen Schlesien: „a strong tradition of provincial par- 
ticularism“ entwickelt und ähneln in ihrer opportunistischen 
Denkart den Elsässern. Heute gehen von diesen „Schlesiern“ 
im zentralistischen tschechischen Staate bemerkenswerte kul- 
turelle und politische Sonderbestrebungen aus (Petr Bezru£). 

Auch in die Zips ist polnische Bevölkerung von Norden her 
eingedrungen, die sogenannten Goralen, die am Nord- 
abhang der Karpathen sitzen und einen besonderen polnischen 
Dialekt sprechen. Eine Parallele zu dem slonzakischen Partiku- 
larismus bilden hier gewisse kulturell-literarische Erscheinungen 
(K. Przerwa-Tetmajer, Emil Zegadlowicz, der „Czartak“). 

Eine eigentliche siedlungsmäſtige und kulturelle Zusammen- 
fassung hat das Karpathengebiet durch die Deutsche Kolo- 
nisation erhalten, die seit dem 12. Jahrhundert in mehreren 
Schichten erfolgte und das Land im Norden und Süden des Ge- 
birges besiedelte. So entstand ein Netz von Städten mit vorwie- 
gend deutscher Bevölkerung, das an den bezeichneten Brenn- 
punkten besonders eng war. Das umliegende Land wurde ge- 
rodet, die wirtschaftlichen Kräfte erschlossen. . 

Das Teschener Land ist seit 1220 kolonisiert worden. Doch 
blieb diese Kolonisation ziemlich isoliert, sie konnte sich nach 
den Seiten hin nicht ausbreiten, da an dem heiſtumstrittenen 
Durchgangsgebiet die polnische und tschechische Bevölkerung 
ziemlich stark war. Audı 
bedeutenden Zuzug von Deutschen erhalten. 

Die Zips ist von ungarischen Fürsten planmäßig besiedelt 
worden, zunächst zum Schutze der Grenze, später zur Ausbeutung 
der Bodenschätze; von den Bergleuten, die vor allem aus dem 
Meissener Gebiet stammten, hat die deutsche Bevölkerung den 
Namen „Zipser Sachsen“ erhalten. Daneben griff von Norden 
her aus Kleinpolen die dortige städtische Kolonisation (Neu- 
markt, Alt- und Neu-Sandec, Kiaka, Wieliczka, Bochnia) nach 
der Zips über (Pudlein). Dieses Deutschtum ist später durch den 
Verfall des Handels mehr und mehr zurückgegangen, madjari- 
siert und slovakisiert worden. Heute umfaßt es nur noch einen 
Bruchteil der einstigen Bevölkerung (1910: 43 000, 1921: 37 000 
Deutsche). 
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später hat das Teschener Gebiet keinen 


Die historischen Verschiebungen des deutschen, polnischen 
und tschechischen bzw. slowakischen Volkstums sind im einzelnen 
schwer zu bestimmen, da die Sprache des betreffenden herrschen- 
den Volkes auch die Sprache ir Urkunden ist. Allgemein läßt 
sich sagen, daß im Teschener Gebiet mit der Einverleibung Schle- 
siens in Böhmen die dort herrschende polnische Sprache zurück- 
trat, und zwar mehr zugunsten der Deutschen als der Tschechen, 
da die Städte im Rodungsgebiet sich vor allem aus Deutschen 
rekrutierten. Erst mit dem Verfall der mittelalterlichen Stadt- 
kultur dringt das slavische, vor allem tschechische Element von 
Westen her vor, begünstigt durch die soziale Bewegung der 
Hussiten und Mährischen Brüder. Die Tradition des Hussitismus 
ist bei den Teschener Slonzaken bis weit ins 19. Jahrhundert 
lebendig geblieben, eine Bibelübersetzung des 16. Jahrhunderts 
war bei den schlesischen Protestanten noch bis 1848 im Gebrauch. 
Seitdem setzte die hochpolnische Propaganda ein, gestützt ähn- 
lich wie in Oberschlesien auf die Industrialisierung und die zu- 
nehmende Einwanderung von Arbeitern aus Polen-Galizien in 
das Kohlen- und Industrierevier seit der zweiten Hälfte des. 
19. Jahrhunderts. Der Vorteil der polnischen Propaganda lag 
vor allem in ihrer sozialen Tendenz, das polnische Proletariat 

egen die deutsch-tschechischen Unternehmer zu schützen. Sie 
batte daher auch bei den proletarisierten, ursprünglich agrari- 
schen Slonzaken Erfolg. Seit dem Jahre 1880 kann man einen 
ständigen Rückgang der deutschen Bevölkerung und ein rasches 
Ansteigen der polnischen beobachten, wobei freilich eine Fehler- 
quelle in der Wandlungsfähigkeit der Slonzaken liegt: bei der 
letzten Zählung von 1921 gab es plötzlich in Mähren und Öster- 
reich-Schlesien 84 000 Polen weniger als 1910; wahrscheinlich sind 
das vor allem die Slonzaken, die man vor dem Kriege auf etwa 
60 000 einschätzte. Sie verhalfen zugleich der „tschechoslowaki- 
schen“ Bevölkerung zu einer Steigerung um zwei Drittel gegen- 
über 1910, während die Deutschen seitdem um ein Drittel zurück- 
gegangen sein sollen. 


Vor dem Kriege war die Verteilung der drei Sprachgruppen 
für das gesamte Teschener Fürstentum: Polen 55 %, Tschechen 
27 , Deutsche 18 , doch machten die Polen in den Ostbezirken 
Bielitz und Teschen drei Viertel, in dem eigentlichen Industrie- 
bezirk zwei Drittel, im Südwestbezirk dagegen nur ein Viertel 
der Gesamtbevölkerung aus. 


Die Konstellation auf der Friedenskonferenz war daher so, 
daß man — abgesehen von der Slonzakenfrage — von einem 
ethnographisch geschlossenen polnischen Gebiet östlich der Olsa 
sprechen konnte; aber auch das Industrie- und Kohlengebiet west- 
lich der Olsa zählte eine beträchtliche Anzahl polnischer Bevöl- 
kerung, so daß bei einer Abstimmung nach Nationalitäten, bei 
a ter Propaganda und Wahlgeometrie ein großer Teil auch 
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dieses Gebiets an Polen 55 wäre. Daher sind die Polen 
stets für ethnographische Grenzen bzw. Volksabstimmungen ein- 
getreten. | 


II. 


Die Staatenbildungen der Weichselslawen, der Slawen inner- 
balb des Sudeten-Karpathenlandes und der Ungarn folgten im 
allgemeinen den natürlichen Gebirgsgrenzen, wenn auch die 
Kämpfe zwischen Polen und Böhmen um Mähren bzw. um das 
Karpathenvorland bis ins 14. Jahrhundert hineingehen. Das 
slowakische Volkstum kam seit dem Fall des Groftmährischen 
Reiches (906) an Ungarn, das damit die Karpathengrenze erreichte. 
Diese Grenze wurde ebenso wie die polnisch-böhmische zu einem 
Grenzwald ausgebildet mit schmalen, scharf bewachten Durch- 
a rst durch die deutschen Kolonisten, die von den 

öhmischen, polnischen und ungarischen Fürsten ins Land ge- 
rufen wurden, ist der Markwald gerodet und das Land erschlossen 
worden‘ Damit entstanden zugleich innerhalb der einzelnen 
Staaten territoriale Sonderbildungen, wodurch die geographisch 
ausgezeichneten Gebiete auch politisch eine erhöhte Bedeutung 
erhielten. 

Anfang des 13. Jahrhunderts stand die Zips schon unter 
eigenen Grafen; im Jahre 1271 organisierten sich die 24 Zipser 
Städte zu einem juristischen Bunde mit eigenem Recht, der Piv- 
ser Willkür“ und mit vielen Privilegien der ungarischen Könige. 
Die Vororte des Bundes waren Leutschau, Kesmark und Igló. 

Das Teschener Land entwickelte sih im Rahmen Gesamt- 
schlesiens zu einem Territorialstaate. Es wurde Ende des 13. 
Ile ie ein eigenes Herzogtum, und umfaßte auch die 

errschaften von Auschwitz und Zator im Osten, reichte also fast 
bis vor die Tore von Krakau. Territorial der letzte Ausläufer 
Schlesiens nach Osten, politisch und wirtschaftlich das Verbin- 
ee zwischen Bolen, Böhmen und Ungarn, hat Teschen 
in der Geschichte Schlesiens eine entscheidende Rolle gespielt. 
Einmal in dem Prozeß der Ablösung Schlesiens von Polen: schon 
der erste Herzog von Teschen begab sich unter den Schutz Wen- 
zels II. von Böhmen, sein Sohn nahm das Land von dem Böhmi- 
schen Könige zu Lehen, so daß Teschen schon vor dem endgültigen 
Verzicht des polnischen Königs Kasimirs des Großen auf Schle- 
sien (1335) zu Böhmen in engen Beziehungen stand. Auch an der 
verfassungsgeschichtlichen Entwicklung Schlesiens zu einem Ge- 
samtstaate hat Teschen einen bedeutenden Anteil. Der Schlesi- 
sche Fürstenbund (1396) und der erste Allgemeine Landfriedens- 
bund der Schlesischen Fürsten, Städte und Ritter (1402) ist auf 
Initiative des Teschener Herzogs Primko zusammengekommen. 

Dem großen Aufschwung des Herzogtums Teschen und der 
Zipser Städte folgte im 15. Jahrhundert ein rascher Abstieg. Das 
Schicksal der Zips wurde durch König Sigismund entschieden, der 
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den Städtebund auflöste und dreizehn von den Städten an Polen 
verpfändete. Da die Summe nicht eingelöst wurde, blieben diese 
Städte bis 1772 bei Polen, als ein eigenes Herrschaftsgebiet, das 
eine Zeitlang dem Geschlechte der Lubomirski gehörte. Ein sinn- 
loser Keil war so in das Zipser Land hineingetrieben, der das 
politisch einheitliche Gebiet spaltete, ständige Kämpfe der Städte 
untereinander herbeiführte und den wirtschaftlichen Niedergang 
des blühenden Landes zur Folge hatte. Erst durch die Teilung 
Polens wurde der herausgerissene Teil wieder mit dem übrigen 
Gebiet vereinigt zu dem Bunde der sogenannten „Siebzehn 
Städte“ mit eigener Verwaltung und Rechtsprechung, der bis 1848 
bestanden hat. 

Auch Teschen büſtte nach dem Tode des Herzogs Primko seine 
Vormachtstellung ein. Es verlor nicht nur endgültig Auschwitz 
und Zator an Polen (1457), sondern zeitweilig auch die Herrschaf- 
ten Bielitz, Freistadt und Frydek, die sich als sogenannte „Klei- 
nere Schlesische Freistände“ selbständig machten. Mit dem Aus- 
sterben der Teschener Piasten 1625 kam das Land als unerledigtes 
Lehen an die Krone Böhmens und wurde im 18. Jahrhundert von 
den Habsburgern an das Haus Lothringen übertragen; nach dem 
Aussterben der Lothringer (1798) kam es an den Herzog Albert 
er Sachsen und wurde später Erbbesitz österreichischer Erz- 

erzöge. 

Als 1742 Schlesien an Preußen abgetreten wurde, verblieb 
Teschen zusammen mit Troppau und arenor bei Osterreich, 
als „Herzogtum Ober- und Niedersch esien“. So entstand das 
seltsame Gebilde „Usterreichisch-Schlesien“ mit seinen zwei unzu- 
sammenhängenden Teilen, zwischen die sich das mährische Gebiet 
von Neutitschein, Mistek und Mährisch-Ostrau hineinschiebt. 1860 
wurde das Herzogtum auch administrativ wieder von Mähren 

etrennt und erhielt eine eigene Verwaltung in Troppau. Kirch- 
ich gehörte es weiter zur Diözese Breslau, was auch für die poli- 
tische Entwicklung nicht unwichtig war; erst durch das soeben 
geschlossene Abkommen der Tschechoslowakei mit der Kurie wird 
das ug tschechische Gebiet der mährischen Diözese unterstellt 
werden. 


III. 


Der politischen Entwicklung der beiden Territorien geht’ die 
wirtschaftliche parallel. Wir haben eine Blütezeit im späten 
Mittelalter, die mit dem groſten Aufschwung des Osthandels in 
dieser Zeit zusammenhängt, wo Breslau eine Zentrale für den 
Handelsverkehr zwischen den Nord- und Ostländern und dem 
Süden, besonders mit Venedig war. Neben der Mährischen Pforte, 
die damals zu einem breiten Durchgangsgebiet mit verschiedenen 
Verkehrsstraſten erweitert wurde, spielte der Jablunkapaſt für 
den schlesisch- ungarischen Verkehr eine besondere Rolle. Damit 
hängt das Aufblühen der Stadt Teschen zusammen, die am 
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Kreuzungspunkt des Nord-Süd- und des Ost-West-Weges liegt 
und sich aus einem polnischen Kastell zu einer deutschen Han- 
delsstadt entwickelte. Für die Zips war neben dem wichtigen 
Warenverkehr von Polen und der Ukraine nach Ungarn der 
Reichtum an Erzen ausschlaggebend, die nach Ungarn, Böhmen 
und Polen ausgeführt wurden. 

Die Umgestaltung des europäischen Wirtschaftslebens im 
16. Jahrhundert hatte einen raschen Verfall des schlesischen und 
ungarischen Osthandels zur Folge. Durch die Handelssperre, die 
Polen über Breslau verhängte, durch die Konkurrenz des Leip- 
ziger Osthandels wurde der Handel durch die Mährische Pforte 
stark in Mitleidenschaft gezogen. Der Verkehr auf den Beskiden- 
straßen, auf denen vorher Bronze und Kupfer nach Polen trans- 
portiert wurden, versiegte und ist auch später nicht wieder belebt 
worden. Eine Eisenbahn ohne große Bedeutung verbindet heute 
das einstige oberungarische Handelszentrum Kaschau mit dem 
polnischen Vorlande. | 

Der große Aufschwung Österreichs im Zeitalter des Merkan- 
tilismus, der Schlesien zu einer neuen Blüte brachte, ist dem Zip- 
ser Lande nicht zugute gekommen, da Polen sowohl wie Ungarn 
bei den alten Wirtschaftsformen verharrten. Der bedeutende 
Tuch-, Leinen- und Weinhandel Oberungarns fiel der adligen 
Steuerfreiheit und dem Wiener Zollsystem zum Opfer. Auch die 
Erwerbung Galiziens und der Bukowina, durch die für Ungarn 
ein breites wirtschaftliches Vorland geschaffen wurde, hat an die- 
sem Zustande nichts geändert. Statt den direkten Weg von Gali- 
zien nach Ungarn auszubauen, führte man die Staatsstraſte von 
Czernowitz nach Wien im Norden um die Karpathen herum, um 
die Schwierigkeiten, die durch die ungarische Verfassung gegeben 
waren, zu umgehen. 

So kam die Erwerbung des Karpathenvorlandes nidit der 
Zips, sondern dem Teschener Schlesien zugute, das durch den 
Verlust des übrigen Schlesiens schwer geschädigt worden war. 
Schon vorher hatte der Staat das Land durch die Verbesserung 
der Verkehrswege und die Hebung des Gewerbes neu gestärkt 
und die entstehende Kleinindustrie gefördert. Entscheidend aber 
war für die Zukunft des Landes die industrielle Entwicklung, die 
seit dem Ende des 18. Jahrhunderts langsam einsetzte. 1787 sind 
die Anfänge des Ostrauer Bergbaus, 1829 begann man mit der 
Verhüttung beskidischen Eisens in Witkowitz, 1847 wurde die 
Wien—Oderberger Bahn eröffnet, die das Ostrauer Industrie- 
gebiet erst richtig erschlossen hat. 

Seit 1880 setzt dann die eigentliche Industrialisierung ein, die 
wie in Oberschlesien in einem gigantischen Tempo vorwärts ging. 
Die Kohlenproduktion stieg von 1872 bis 1914 auf das Achtfache, 
sie erreichte während des Krieges ein Maximum von über zehn 
Millionen Tonnen. (Zum Vergleich: die Produktion in Deutsch- 
Oberschlesien beträgt durchschnittlich ca. 7 Millionen Tonnen, 
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in Polnisch- Oberschlesien ca. 25 Millionen Tonnen.) Vor dem 
1 belieferte das Ostrauer Revier vor allem die Fabriken 
von Wien mit Steinkohle, heute versorgt es die innerböhmische 
Industrie und ist neben den Revieren von Kladno und Pilsen das 
wichtigste Kohlengebiet des neuen Tschechoslowakischen Staates. 
Die Eisenindustrie von Witkowitz und Trzynietz ist seit jeher 
für Österreich das Muster moderner Groſtindustrieentwicklung 
gewesen. 

Die soziale Bedeutung dieser Industrialisierung drückt sich 
am besten in der Volksdichte aus. Im Ostrauer Kohlenrevier er- 
reicht diese einen Rekordstand von 675 Menschen auf 1 qkm, im 
Gebiet von Polnisch-Ostrau beträgt sie sogar über 1000 Menschen 
auf einen Quadratkilometer (zum Vergleih: Amtshauptmann- 
schaft Glauchau: 471 Einwohner auf einen Quadratkilometer 
[1905]). Dabei ist charakteristisch, daß die Städte an sich nicht 
groß sind (die größte, Mährisch-Ostrau, hat knapp 42 000 Ein- 
wohner); dafür breitet sich über das ganze Gebiet ein planloses 
Netz von städtischen Baugruppen „mit eingekapselten Resten zer- 
störter Natur“ aus, Stadt und Land gehen in ihren Siedlungs- 
formen ineinander über und bilden an dieser „Kulturgrenze“ ein 
seltsames Konglomerat von Stellen höchster Zivilisation und 
niedrigster Lebensführung. 

Zugleich ist das Gebiet Eisenbahnknotenpunkt für die Ver- 
bindungen zwischen Osteuropa und den n Län- 
dern. Hier kreuzen sich die Bahnen Breslau Oderberg — Wien, 
Prag Oderberg Kaschau— Budapest Balkan, Wien — Krakau 
i und Wien — bzw. Prag — Warschau. Die Bahn 
durch den Jablunkapaſt wurde bei den Friedensverhandlungen 
von den Tschechen als unbedingt lebensnotwendig für den neuen 
Staat bezeichnet, da sie die einzige direkte Verbindung der Haupt- 
stadt Prag mit der Ostslowakei und Karpathoruſtland darstellt. 
Wie großen Wert Polen auf diese Bahn gelegt hat, kann man 
daraus ersehen, daß Paderewski den Tschechen für die Abtretung 
der Jablunkabahn an Polen die Hälfte der Kosten für den Bau 
einer Bahn durch den südlich gelegenen Vlarapaf versprach. 


IV. 


Die geographische Auszeichnung, die historische Isolierung, 
der wachsende Nationalitätenkampf, endlich der Aufschwung von 
Wirtschaft und Verkehr haben das Teschener Land zu einem 
politischen Brennpunkt gemacht. Die weitere Entwicklung war 

hängig von der politischen Konstellation innerhalb des öster- 
reichischen Staates und der internationalen Politik. 

Die nationalen Bewegungen der Polen und Tschechen in 
Österreich gingen, wenn sie auch praktisch oft zusammenarbeite- 
ten, von ganz verschiedenen Motiven aus. Die Polen sind als ein 
historisch mit dem Habsburgerreiche nicht verbundenes Volkstum 
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von außen her an das Reich angefügt worden, sie blieben geo- 

raphisch von diesem geschieden außerhalb der Struktur des 

taatswesens. Als weitgehend autonomes Gebiet benutzten sie 
den Staat als Mittel, wirtschaftlich und politisch aufzusteigen, mit 
der Perspektive, später einmal gestärkt das historische Polen neu 
zu organisieren. Sie beherrschten allmählich einen bedeutenden 
Teil der österreichischen Politik, blieben dagegen der pansla- 
wistischen Bewegung in Österreich fremd. | 

Die Tschechen waren mit dem historisch gewordenen Gesamt- 
staate geschichtlich und wirtschaftlich aufs engste verbunden. Sie 
suchten sich von innen her eine Vormachtstellung zu schaffen, ein 
starkes Österreich als slawisch - demokratischer Föderativstaat 
schwebte ihnen vor. Der Neo-Panslawismus mit der Idee der 
Befreiung der Slawen von der germanischen Gewaltherrschaft ist 
aus diesen Gedankengängen hervorgegangen. Es ist bezeichnend, 
daß Masaryk, der geistige Führer dieser Bewegung, das Vorgehen 
der Polen, die mit den Mitteln des „verdorbenen“ Österreich 
arbeiteten, um sich die Macht anzueignen, als unsittlich empfand, 
während er selbst versuchte, dem alten romantischen Panslawis- 
mus eine praktisch-ethische Grundlage zu geben. Während des 
Weltkriegs entstand dann der Plan, das alte, innerlich korrupte 
Österreich zu zerstören und die einzelnen Nationalitäten zu selb- 
ständigen Staaten zusammenzufassen. 

Diese Verschiedenheit der Motive hat auch die Gegensätze 
der beiden Nationalitäten bei der gemeinsamen Aktion, mit Hilfe 
der Entente die Staaten Polen und Tschechoslowakei aufzurichten, 
bestimmt. Während Masaryk seine Stellung zu den Polen dahin 
zusammenfaftte, daf es „kein freies Böhmen ohne ein freies Polen, 
kein freies Polen ohne ein freies Böhmen geben könnte“, erklärte 
Dmowski zu derselben Zeit, die Tschechen seien ein tätiges, aber 
kleines Volk, das erst anfange, sich national und kulturell zu 
bilden und daher ein starkes Polen gleichsam als Protektor 
brauche. Es gäbe nur ein Volk unter den West- und Südslawen, 
das seiner Zahl und Zivilisation nach zur Selbständigkeit bestimmt 
sei, das polnische Volk. Die Polen wollten kein „Neues Europa“ 
m Masarykschen Sinne, sondern nur einen neuen polnischen 

taat. 

Von diesen Voraussetzungen aus muß auch die Teschener 
Frage in ihrem neuen Stadium betrachtet werden. 

chon vor dem Kriege ist von seiten der galizisch-polnischen 
Politiker der Plan aufgetaucht, das Restland Teschen mit Galizien 
zu vereinigen und so die bedeutende Industrie Teschens dem 
industriell weniger entwickelten Karpathenvorlande zugute 
kommen zu lassen. Während des Weltkriegs wurde dieser Plan 
im Zusammenhang mit der Wiederaufrichtung des Polnischen 
Staates von neuem aufgenommen. 1917 forderte der Krakauer 
„Kolo“ von dem Polenklub und dem Galizischen Landesminister 
die Vereinigung der von Polen bewohnten Gebiete des Teschener 
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Landes mit Galizien, während umgekehrt eine chauvinistische 
deutsche Gruppe dafür stimmte, die Herrschaften von Biala, 
Auschwitz und Zator mit Schlesien wiederzuvereinigen. Beides 
führte zu heftigen Gegenkundgebungen der eingeborenen Be- 
völkerung. Eine „Schlesische Volkspartei“ bildete sich, die gegen 
jede Teilung des Teschener Landes Einspruch erhob. 

Auch unter den Führern der tschechischen und polnischen 
Emigration in Paris, London und Washington wurde die Frage 
der Zugehörigheit Teschens zu den geplanten neuen Staaten- 
bildungen diskutiert. Masaryk glaubte damals an eine friedliche 
Lösung der ethnographischen und der Wirtschaftsfragen, im 
Interesse der gemeinsamen Aktion der beiden Völker. In einer 
Besprechung mit Paderewski in Washington im Sommer 1918 
wurde eine erste Einigung erzielt. Benesh und Dmowski stell- 
ten ihre Forderungen schärfer: Benesch bezeichnete den Besitz 
des Teschener Landes als unbedingt lebensnotwendig für den 
neuen Staat: „Nous invoquons pour la Silesie de Teschen les 
mêmes raisons que les Polonais invoquent par exemple pour 
recevoir la ville de Dantzig.“ Ähnlich radikal hat auch Dmowski 
den polnischen Standpunkt formuliert, obwohl er in seiner Denk- 
schrift vom Oktober 1918 ausdrücklich erklärte, über das Schicksal 
Teschen-Schlesiens seien zwischen Polen und Tschechen bereits 
Vereinbarungen getroffen. 

So lagen die Dinge, als im Oktober 1918 die beiden Staaten 
sich de facto konstituierten und die beanspruchten Gebiete mili- 
tärisch zu besetzen und rechtlich zu verteidigen suchten. Dabei 
war entscheidend, daß die Tschechen in verhältnismäßig kurzer 
Zeit wenigstens die Zentralgebiete Böhmen und Mähren in der 
Hand hatten mit ihren natürlichen und historischen Grenzen, 
während Polen bis 1920 an den meisten Stellen weder tatsächliche 
noch rechtliche Grenzen besa und so vollkommen im leeren 
Raume schwebte. Man hat es Dmowski von polnischer Seite vor- 
geworfen, daß er, statt das in seinen Grenzen feststehendehisto- 
rische Polen zu beanspruchen, ein schwer zu bestimmendes 
ethnographisch- Solmtaches Gebiet seinen Denkschriften 
zugrunde legte, das für die Bedürfnisse der Friedenskonferenz 
denkbar ungünstig war. Tatsache ist, daß der Tschechoslowa- 
kische Staat nicht nur durch den Versailler Vertrag seine Gren- 
zen gegen Deutschland garantiert bekam, also ein großes Gebiet 
mit deutscher Bevölkerung ohne Abstimmung erhielt, das sogar 
über die Grenzen des alten Österreichs hinausging (Hultschiner 
Ländcen!), sondern später auch durch Trianon und Sèvres die 
ganze Slowakei und Karpathoruſtland, wo zum Teil weder die 
ethnographischen noch die historischen Ansprüche berechtigt 
waren. Polens Konsolidierung dagegen wurde im Westen und 
Südwesten durch zahlreiche Abstimmungen, im Süden und Osten 
durch den Kampf mit den Ukrainern und den Bolschewisten 
hinausgezögert. 
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Diese unsichere Lage des polnischen Staates haben die Tsche- 
chen im Teschener Lande auszunutzen versucht. Zwar kam es 
zunächst nach dem Umsturz zu einer Einigung zwischen den ört- 
lichen politischen Organisationen, der polnischen „Rada Naro- 
dowa“ und dem tschechischen „Národní Výbor“, wonach der größte 
Teil des Teschener Landes vorläufig unter polnische Verwaltung 
kam (5. November 1918). Als aber die Polen im Dezember auf 
den 26. Januar 1919 Wahlen für den Warschauer Sejm auch in 
dem kleinen von Tschechen besetzten Gebiete ausschrieben, längs 
der vorläufigen Grenze mobilisierten und den Kurier der tsdiechi- 
schen Regierung, der wegen dieser Angelegenheit nach Warschau 
geschickt wurde, kurzweg verhafteten, rückten am 23. az 
1919 tschechische Truppen in das polnische Gebiet Ostschlesiens 
ein und besetzten Teschen und Oderberg. Durc das Eingreifen 
des Obersten Rates kam es im Februar zu einem neuen Vertrag, 
durch den das tschechische Gebiet bis an die Olsa erweitert wurde. 


Diese verhältnismäßig kleine Episode hat politisch weittra- 
gende Folgen gehabt. Nicht nur daft die Polen bei der einheimi- 
schen schlesischen Bevölkerung und der internationalen Öffent- 
lichkeit den Wortbruch der Tschechen propagandistisch auswerten 
konnten, daf an eine friedliche Einigung zwischen beiden Staa- 
ten nicht mehr zu denken war: die Teschener Frage wurde nun 
erst ein Problem der internationalen Politik. Eine interalliierte 
Kommission wurde eingesetzt zur Überwachung des vorläufigen 
Vertrages, zum Studium der nationalen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse und zur Vorbereitung eines eventuellen: Plebiszits. 
Aber nicht nur das: die maflgebenden Ententepolitiker interes- 
sierten sich nun plötzlich für dieses wirtschaftlich so bedeutende 
Gebiet, es wurde Streitobjekt zwischen den französischen und 
englischen Interessen. „Hat eines von den Mitgliedern schon ein- 
mal von Teschen gehört? Ich muß gestehen, daß ich noch nie 
davon gehört habe,“ erklärte Lloyd George im April 1919 auf 
der Friedenskonferenz, und damit war seine neue geographische 
Entdeckung aktuell. Der wirtschaftliche Hintergrund der Kohle 
war hier ebenso bestimmend wie bei dem englischen Interesse 
an Ostgalizien die Petroleumquellen. 


Bei den weiteren Verhandlungen zeigte sich nun, daß die 
Entente an Polen erheblich mehr interessiert war als an dem 
Tschechoslowakischen Staate. Für Frankreich bedeutete ein 
starkes Polen das Gegengewicht gegen Deutschland, für England 
dasselbe gegen Rußland. Der Tehcchöslowakei gegenüber galten 
solche machtpolitischen Motive in weit schwächerem Maße. Auch 
war dieser Staat schon genügend gefestigt, während man Polen 

egen den Bolschewismus mit allen Kräften stützen mußte. Dazu 
1 verschiedene Einzelargumente: Der Wortbruc der Tsche- 
chen, die Miſterfolge der tschechischen Armee gegen Ungarn, die 
ungeschickte antipolnische Propaganda der Tschechen in Paris, 
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die das traditionelle französische Ressentiment für Polen erreg- 
ten, endlich das notwendige Zusammengehen der Tschechen mit 
den Deutschen in Teschen selbst. | 

Schließlich wirkten spezielle politische Interessen mit: Lloyd 
George wollte den Polen das Teschener Gebiet als Ersatz für Ost- 

alizien geben, das internationales Territorium werden sollte; 
ilson hatte ein besonderes Interesse an der Durchführung des 
Nationalitätenprinzips und wollte von den historischen Ansprü- 
chen der Tschechen nichts wissen. Nur Clémenceau vertrat eini- 
ermaſten die Interessen der Tschechoslowakei und suchte für sie 
erauszuschlagen, was noch möglich war. 

Ende März 1919 berichtete die Interalliierte Kommission der 
Friedenskonferenz über die Lage im Teschener Gebiet und stellte 
drei Möglichkeiten zur Diskussion. Entweder: Teschen wird 
neutraler Staat, was zwar dem Wunsche der Mehrzahl der Bevöl- 
kerung und eines Teils der Ententepolitiker entsprochen hätte, 
aber wegen der Kleinheit des Gebiets undurchführbar war. Oder: 
es wird nach ethnographischen Gesichtspunkten geteilt, was die 
wirtschaftlichen und Verkehrslinien auseinandergerissen hätte. 
Oder endlich: es wird nach der natürlichen geographischen Tren- 
nungslinie geteilt, die durch den Flußlauf der Olsa gegeben ist. 
Alle drei Vorschläge wurden bei den neuen tschechisch-polnischen 
Verhandlungen im Juli 1919 von beiden Seiten abgelehnt. 

Die zuständige Kommission der Friedenskonferenz schlug 
daraufhin ein Plebiszit vor, das vom Obersten Rat am 27. No- 
vember für das Teschener Gebiet und Teile der Komitate Zips 
und Arva festgesetzt wurde. Es folgte eine heftige Agitations- 
tätigkeit von beiden Seiten, die zu verschiedenen Ausschreitun- 
gen führte. Als im Zusammenhang damit ein Streik der Berg- 
arbeiter des Karwiner Reviers ausbrach und die interalliierte 
Besatzung sich den Unruhen nicht gewachsen zeigte. kam es zu 
nochmaligen Verhandlungen zwischen Benesch und dem damali- 
gen polnischen Auſtenminister Patek. Während Senat und Kam- 
mer der Tschechoslowakei sich für das Plebiszit aussprachen. 
schwenkten die polnischen Vertreter plötzlich um und forderten 
einen Schiedsspruch des Obersten Rates. Dieser wurde zuge- 
sichert, als die Interalliierte Kommission nunmehr das Plebiszit 
für undurchführbar erklärte. Die Alliierten drängten immer 
energischer zur Entscheidung. Lloyd George legte den Polen 
nahe, sich mit den Tschechen auf irgend einer Basis zu einigen. 
Der tschechische Außenminister wurde ermächtigt, weitgehende 
Zugeständnisse zu machen. So kam es schließlich am 10. Juli 1920 
zu dem Abkommen von Spaa, in dem sich beide Staaten ver- 
pflichteten. den Schiedspruch des Obersten Rates anzunehmen. 

Am 28. Juli 1920 erfolgte die Entscheidung des Botschafter- 
rates. Das Teschener Gebiet wurde geteilt, und zwar so, daft den 
Tschechen die Bezirke Freistadt und Frydek und ein Streifen 
des Bezirks Teschen parallel der Olsa blieb. Die Stadt Teschen 
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mit dem übrigen Bezirk, ferner der ganze Bezirk Bielitz kam an 
Polen. Die Tschechen behielten damit das Karwiner Kohlen- 
revier und den gesamten Verlauf der Kashau—Oderberger Bahn, 
also den wirtschaftlich entscheidenden Teil des Landes; sie ver- 
pflichteten sich aber, eine jährliche ee N in der Höhe 
der 1914 * Menge an Polen zu liefern. Polen hat ferner 
neben dem Agrargebiete des Landes einige Industriestädte (Bie- 
litz, Teschen, Ustron, Skotschau und Dieditz) erhalten, die mit 

leichen Kräften in Westgalizien (Biala) verbunden werden 
önnen es besitzt außerdem die noch unerschlossenen Ausläufer 
des Karviner Kohlengebiets östlich der Olsa, die an Ergiebigkeit 
die erschlossenen Reviere beträchtlich übertreffen sollen. Polen 
-erhielt ferner einige Grenzgebiete in den Komitaten Zips und 
Arva mit zusammen etwa 25 000 Einwohnern. Damit ist die 
scharfe Ausbuchtung der ehemaligen Grenze in das Tatragebiet 
hinein an den Seiten abgeflacht worden. 

Prinzipiell von Wichtigkeit ist, daß sich die Allierten die 
Überwachung der gegenseitigen Leistungen vorbehielten. Das 
erwies sich nicht nur für die Kohlenlieferungen als wichtig, son- 
dern auch für die weiteren Auseinandersetzungen der Beiden 
Staaten, die bis ins Frühjahr 1925 hinein dauerten. Sie fanden 
noch einmal in der sogenannten Jaworzynafrage einen Höhepunkt. 
dem Streit um einen schmalen Gebirgsstreifen der östlichen Tatra 
mit 300 meist polnischen Einwohnern, für den die Entscheidung von 
Spaa nur allgemeine Bestimmungen getroffen und die Grenz- 
regulierung im einzelnen den Teilmächten überlassen hatte. Es 
zeugt von der unversöhnlichen Stimmung beider Staaten gegen- 
einander, daß selbst hier keine Einigung erzielt wurde, und so 

ing auch diese Grenzregelung den Weg der internationalen 
nstanzen, vom Botschafterrat an den Völkerbund, von diesem 
an den internationalen Gerichtshof in Haag, auf dessen Gutachten 
hin der Völkerbundsrat eine Kompromiſtlösung annahm, die am 
6. Juni 1924 von den Parteien in Krakau unterzeichnet wurde. 
Ein Schönheitsfehler des polnischen Staates war damit korrigiert: 
die Grenze geht nunmehr über den höchsten Punkt der Tatra, die 
Gerlachspitze, so daß die Touristen, die die beliebte Kammtour 
von Süden her machen wollen, sich nun ein polnisches Grenz- 
visum besorgen müssen. 

Die Lösung, die die Botschafterkonferenz für die Teschener 
Frage gefunden hat, war eine „unfortunate necessity“ (YOUNG). 
Ein wirtschaftlich, historisch und schließlich auch in seiner sprach- 
lichen Verflechtung einheitliches Gebiet ist in zwei Teile gerissen 
worden, 1280 qkm mit 300 000 Einwohnern sind an die Tschecho- 
slowakei, 1000 qkm mit 140 000 Einwohnern an Polen gekommen. 
Gewiß bildet unter den gegebenen Verhältnissen, d. h. wenn 
überhaupt geteilt werden mußte — und dafür haben wir die politi- 
schen Notwendigkeiten gesehen —, die heutige Teilungslinie das 
Minimum wirtschaftlicher Auseinanderreiſtung. Daß die Grenz- 
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städte wie Teschen schwer geschädigt sind, braucht nicht betont 
zu werden. Aber auch die Nationalitätenfrage, unter deren 
Schutze Polen die Gebiete des Teschener Landes forderte, ist 
keineswegs 1 0 75 000 Polen blieben unter tschechischer Herr- 
schaft. Der Nationalitätenkampf hat an Schärfe sogar noch zuge- 
nommen, er erstreckt sich sowohl auf Arbeitgeber (Kampf der 
deutschen Besitzer gegen die Tschechisierung) wie auf Arbeit- 
nehmer (Kampf der polnischen Arbeiter um politische Rechte). 
Die Spannung wird noch verstärkt durch die Wirtschaftskrise, 
die die Tschechoslowakei in den Jahren nach der deutschen Stabili- 
sierung durchgemacht hat. Heute besteht bei normaler Kohlen- 

roduktion eine Absatzkrise dadurch, daß die tschechoslowakische 

ohle außerordentlich teuer ist und daher die österreichische 
Industrie, neben der heimischen das stärkste Absatzgebiet, zum 
größten Teil polnisch-oberschlesische Kohle bezieht. 


y 


Politish kann man den Teschener Streit, besonders aber den 
Streit um die Jaworzyna, als ein Symptom ansehen für die Span- 
nungen, die zwischen Polen und der Tschechoslowakei von Beginn 
ihres Bestehens an vorhanden sind. Es scheint mir gerade be- 
zeichnend, daß die beiden Völker, die als Nationalitäten oft Hand 
in Hand gearbeitet haben, in dem Augenblick, wo sie sich als 
Staaten konstituierten, sofort an der Stelle, wo sich ihre Inter- 
essen berühren, mit allen Mitteln staatlicher Macht gegeneinander 
vorgingen und in einer Zeit des schweren Kampfes um die 
Existenz hier einen Krisenherd schufen, der beide Staaten politisch 
und wirtschaftlich schwer geschädigt hat. Das ist um so erstaun- 
licher, als in beiden Staaten Politiker vorhanden sind, deren 
Geschicklichkeit sonst gerühmt wird. Aber diese Politiker haben 
es bis heute nicht verstanden, ihre Staaten, die gewiß durch ge- 
meinsame Interessen verbunden sind, auch nach der endgültigen 
Beilegung des Konflikts in irgend einer Weise enger aneinander 
zu binden. Benesch erklärte zwar unmittelbar nach der Entschei- 
dung des Obersten Rates, daft man nun eine intensive Annäherungs- 
politik treiben müsse, Deutschland,. Österreich, Rußland als ge- 
meinsame Gegner, die „Magna Charta“ der Friedensverträge als 
gemeinsam zu schützendes Gut. Auf die beunruhigenden Nach- 
richten aus Ungarn hin ist es in der Tat im November 1921 zu 
polnisch-tschechischen Verhandlungen gekommen zum Zweck 
eines Bündnisses, das Benesch als „historisch notwendig, durch 
die Logik der Ereignisse, die politische Entwicklung, die geogra- 
phische Lage, die internationalen politischen Beziehungen, die 
unmittelbaren lebensnotwendigen Interessen beider Staaten und 
die stärksten wirtschaftlichen Interessen bedingt“ bezeichnete. 
Der Vertrag, in welchem die Anerkennung der Friedensverträge, 
Neutralität, falls einer der Partner angegriffen werden sollte, 
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Anrufung des Völkerbundes bei jedem Streit zwischen beiden 
Parteien vereinbart wurden, ist nicht in Kraft getreten, er blieb 
wie der tschechoslowakische Außenminister tröstend sagte, ein 
„Dokument unserer Außenpolitik“. Kurze Zeit nach diesem Mif- 
erfolg wurde die Kleine Entente gegründet, ein Zusammenschluß 
zwischen Tschechoslowakei, Jugoslawien und Rumänien, dem 
Polen nicht beitrat. Benesch erklärte ausdrücklich, daf der Bei- 
tritt Polens weder geplant noch erwünscht wäre. Die Formulie- 
rung müsse heien: Polen und die Kleine Entente, was nicht 
ausschlösse, daf die Staaten der Kleinen Entente einzeln mit 
Polen Verträge eingingen. 


Der polnische Außenminister Skrzynski hat sich zu derselben 
Zeit über die Beziehungen der beiden Nachbarstaaten sehr viel 
weniger friedlich geäußert: Die Beziehungen zur Tschechoslo- 
wakei haben sich, sagt er, bisher so gestaltet, daß man Polen als 
ständig bedroht betrachten müsse. Die Grenzen gegen die 
Tschechoslowakei dürfe man nicht als fest ansehen, vielmehr 
m man sie in der denkbar delikatesten Weise zu schützen 
suchen. 


Zusammenfassend läßt sich sagen, daR jetzt erst eigentlich 
die komplizierten Probleme von Volkstum, Wirtschaft und ge- 
schichtlicher Vergangenheit, die wir im einzelnen verfolgt haben, 
ihre politische Zuspitzung erfahren haben. Teschen ist heute die 
Spannungszone zwischen den beiden bedeutendsten unmittel- 
baren Nachbarstaaten Deutschlands im Osten, deren Weiterent- 
wicklung für uns von der größten Bedeutung ist. Im Interesse 
beider Staaten wird es liegen, die Spannungen nach jeder Rich- 
tung hin auszugleichen. 
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Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I 


Der Bericht hat wieder mit einer Reihe von Jubiläen zu 
beginnen. Am J. März waren es 10 Jahre, daß der Frieden von 
Brest-Litowsk zwischen Deutschland und Rußland geschlossen 
wurde. Die russischen Zeitungen bringen allerlei Erinnerungen 
an die Kämpfe, die dem vorausgingen, um die Ratifizierung in 
Petersburg, die der Sowjet-Kongreli am 15. März mit 784 gegen 
261 Stimmen annahm, und die Gründe, mit denen Lenin für die 
Annahme des Friedens eintrat. Es sind dieselben von der „Atem- 
pause“ und der „Sammlung der Kräfte“, mit denen er dann 
auch weiterhin seine Politik begründet hat. Die Blätter weisen 
auch auf das seitdem völlig veränderte Verhältnis zwischen 
Deutschland und Rußland hin, das auf einer Solidarität der In- 
teressen beruhe und auf neuen Bindungen, die zwischen beiden 
Ländern geschaffen seien. 

In demselben März sind es 30 Jahre, seitdem die russische 
Kommunistische Partei besteht. Das heißt, da, nachdem 
1883 Plechanow den ersten Anstoß gegeben hatte, im Verfolg der 

rofen Streiks in den neunziger Jahren und auf die Schrift 
enins: „Die Aufgaben der russischen Sozialdemokraten“ hin 
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am 13. März 1898 in Minsk die „Russische Sozialdemo- 
kratische Arbeiterpartei" begründet wurde. Das 
Manifest dieser politischen Zusammenfassung einer Reihe der 
stärksten russischen Arbeiterorganisationen verfaftte Peter 
Struve! Auf dem zweiten Kongreß 1903 spaltete sich dann be- 
kanntlich diese „RSDRP“ in die „Bolsdiewiki“ und die „Men- 
schewiki“. Erstere heißen heute offiziell „Kommunistische Partei 
der Sowjetunion“ (Bolschewiki). Genau genommen kann also 
die heute in Rußland regierende Kommunistische Partei dieses 
Jubiläum nicht oder jedenfalls nicht für sich allein in Anspruch 
nehmen. 

Am 14. Februar feierte die Tscheka ihr 10jähriges Be- 
stehen und veröffentlichte dazu einen Bericht über ihre Tätigkeit 
und die Opfer, die diese gefordert hat. In einem merkwürdigen 
Gegensatz dazu stand ein anderes Jubiläum Anfang Februar, das 
5jährige Jubiläum nämlich der staatlichen Sparkassen 
der Sowjetunion, auf Grund eines Beschlusses vom 26. Dezember 
1922. Damit trat in das Kreditsystem Rußlands dieser neue Kre- 
ditapparat ein, die staatliche Sparkasse, deren Hauptaufgabe ist, 
wie es im Jubiläumsartikel der „Iswestja“ hieß, „die Akkumu- 
lation der kleinen Ersparnisse der Bevölkerung zu ihrer Be- 
nutzung für die Bedürfnisse des sozialistischen Aufbaues“. In 
den 5 Jahren sind 41 500 solcher Sparkassen eingerichtet worden. 
Davon sind 10000 auf dem Dorf, wo diese Kassen auch die ein- 
fachsten Bankoperationen besorgen und die der Bevölkerung 
nächste Krediteinrichtung Härstellen. Die Einlagen erreichten im 
Februar d. 1 220 Millionen Rubel. 

Die Nebeneinanderstellung dieser Jubiläen zeigt wieder den 
widerspruchsvollen Charakter in der Entwicklung der Sowjet- 
union in den 10 Jahren ihres Bestehens. 


II. 


Es liegt nunmehr eine vorläufige Verarbeitung der Volks- 
zählung vor, die 1926 stattgefunden hat, als, wie bekannt, die 
zweite seit 30 Jahren in Rußland. Sie schließt ab mit 146 989 000 
Einwohnern in 610 000 Ortschaften. Die jährliche Bevölkerungs- 
zunahme beträgt 2% und ist am stärksten in Groß-Rußland. 

Die Gliederung der Bevölkerung nah Geschlechtern 
ist durch den Krieg und seine Folgen stark beeinflußt worden. 
1897 kamen im damaligen russischen Reichsgebiete auf 1000 
Männer 1010 Frauen, 1926 auf 1000 Männer 1069 Frauen. Ruß- 
land hat heute 5 Millionen Frauen zuviel. Der Frauenüberschuſt 
ist in den Städten erheblich größer als auf dem flachen Lande, was 
sich daraus erklärt, daß die in die Stadt gehenden Bauern jetzt 
ihre Frauen mitnehmen. 

DienationaleZusammensetzung der Bevölkerun 
in Sowjetrußland umfaßt nicht weniger als 182 Völker un 
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Völkerschaften, die Zahl der bei der Volkszählung festgestellten 
Sprachen nicht weniger als 149. Allein in Weifß-Rußland leben 
58 verschiedene Nationalitäten! Die Gliederung der ganzen Be- 
völkerung nach nationalen Gesichtspunkten sei erneut nach 
dieser Bearbeitung mitgeteilt. Es leben in Tausenden: 

Russen 77 760,1 (52,9% der Gesamtbevölkerung), Ukrainer 
31 194,8 (21.2), Weißrussen 4738,9 (3,2), Kosaken 3959,9 (2,7), 
Usbeken 3904,5 (2.6), Tataren 3 015,2 (2,0), Juden 2 600,9 (1,8), 
Georgier 1 821,2 (1,2), Türken 1 706,6 (1,2), Armenier 1 567,5 (1,1), 
Mordwinen 1 340,4 (0,9), Deutsche 1 238,5 (0,8), Tschuwaschen 
1 117,4 (0,7), Tadschiken 978,2 (0,7), Polen 782,3 (0,5), Kirgisen 
768,7 (0.5), Turkmenen 766,1 (0,5), Basdikiren 713,7 (0,4), Wotjaken 
504,2 (0,3), Tschetschenzen 392,6 (0,3), Moldawanen 278,9 (0.2). 
Ossetinen 272,2 (0,2), Karelier 248,1 (0,2), Burjaten 237,5 (0,2), 
Tscherkessen 219,0 (0,2), Jakuten 214,8 (0,2), Griechen 213,8 (0.2). 


III. 


Der Staatssozialismus oder die staatliche Planwirtschaft in 
ihren eigentümlichen Kompromissen mit dem Kapitalismus steht 
in dem Bemühen, die Getreidebereitstellungen auf 
das Auſterste zu steigern, die im Vergleich zu dem Vorjahre in 
den ersten Monaten des neuen Wirtschaftsjahres ein 1 Million 
Pud überschreitendes Defizit mit allen sich daraus ergebenden 
Schlußfolgerungen gebracht haben. Der Rückgang hat sich sogar 
auch in der Versorgung der Städte ausgewirkt, aus denen wieder 
die Nachrichten von langen Schlangen von Käufern, die bei den 
Lebensmittelgeschäften anstehen müßten, kamen. 

Die Regierung geht auf das Schärfste vor, um die Getreide- 
lieferungen für die Ausfuhr zu steigern und ferner den Anbau 
von Getreide für das Jahr 1928 desgleichen sicherzustellen und 
zu erhöhen. Es ist ihr auch gelungen, im Januar und Februar 
jenes Defizit zum größten Teil zu decken. Ein ganzes System 
von Maßnahmen ist eingeleitet worden, die alle einen Druck auf 
die Bauern ausüben sollen, zu liefern, zu verkaufen. Dabei spielt 
außer dem wirtschaftlichen auch der politische Gesichtspunkt eine 
Rolle mit, insofern der Druck gerichtet wird auf den Groſtbauern 
(Kulak) und seine Beziehungen zu dem Privathandel und der 
Spekulation. Auf diese Weise wird der politische Klassenkampf 
in das Dorf hineingetragen und die Wirtschaftskrise zur sozialen 
und politischen Krise emporgetrieben. An Maßnahmen seien 
genannt das Dekret über die Selbstbesteuerung der Dorfgemein- 
den für ihre eigenen Zwecke, die von den mittleren und armen 
Bauern zu Lasten der größeren Bauern beschlossen wird, die 
kein politisches Wahlrecht haben. Sodann die innere „Anleihe 
zur Festigung der bäuerlichen Wirtschaften‘, die 
hundert Millionen Rubel bringen soll. Scharfe Maßnahmen gegen 
\Mißstände im staatlichen Handelsapparat gehen dem parallel. 
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Dieses ganze System, in dem auch der $ 107 des Strafgesetz- 
buches gegen die Spekulation eine groſte Rolle spielt, kommt in 
der Praxis auf einen Rückfall in den alten sogenannten Kriegs- 
kommunismus hinaus und weicht von der Linie der sogenannten 
Nep immer mehr ab. Man sieht deutlich, wie die wirtschaftliche 
Not und die Unmöglichkeit, ihrer Herr zu werden und die poli- 
tische Lage, in der Stalin zum innerpolitischen Radikalismus 
gegen die Bauern sich gezwungen sieht, Hand in Hand gehen. 
Aber man sieht nicht, daß auf diese Weise das nächste wirtschaft- 
liche Ziel mit Sicherheit erreicht werde, nämlich eben die Bereit- 
stellung des gewünschten Getreides für den Export und die 
Sicherstellung der Handelsbilanz. Die Bauern werden durch 
dieses Drängen von verschiedenen Seiten nur immer nervöser 
und mißtrauischer gemacht, antworten mit der Zurückhaltung 
ihrer Vorräte und drohen mit der Einschränkung der Anbau- 
fläche. Stimmen werden schon laut, die vor der Überspannung 
dieser Druckmethode warnen und darauf hinweisen, warum denn 
Lenin 1921 sich gezwungen sah, den Kriegskommunismus in die 
Nep umzubiegen. 


Die positive Ergänzung dieser Druckpolitik soll die Kam- 
agne für die „C h fe bosagotow ka“, die Erweiterung der 
aatfläche, überhaupt die rationelle und technisch gute Anlage 

der Anbaukampagne für dieses Jahr sein. Am 2. Mär⸗ erließ 

der Zik einen großen Aufruf an die Bauern und Bäuerinnen in 
dieser Richtung, die Mahnung, alles zu tun, um einen günstigen 

Ernteausfall zu ermöglichen, nicht nur den Getreidebau zu er- 

weitern, sondern auch die anderen Bodenkulturen auf alle Weise 

zu pflegen. Diese Agitationskampagne geht seitdem in den 

Zeitungen ununterbrochen und auf alle Weise weiter. Der „Zik“ 

hat auch am 1. März einen besonderen Kommissar für die Über- 

wachung und Durchführung dieser Maßnahmen mit weitgehenden 

Vollmachten ernannt, den stellvertretenden Vorsitzenden des 

Rates der Volkskommissare Schurjupa. 


In alledem sieht man die Nervosität, den Ernst der Lage, 
die Besorgnis, daß die jetzigen Schwierigkeiten durch die Wider- 
spenstigkeit der Bauern und einen schlechten Ernteausfall noch 
en werden könnten. Nach einem sehr guten, ruhig urtei- 
enden Kenner übertrifft die diesmalige Frühjahrskrise 
alles seit Einführung der Nep Erlebte, während die industrielle 
Produktion, in der nach nach zum Siebenstundentag über- 
gegangen wird, den toten Punkt nicht überwindet. 


Der Kampf um das Getreide — so kann mit einem 
Wort die Signatur des Augenblicks bezeichnet werden, in dem 
wirtschaftliche und politische Fragen sehr wichtig durcheinander 
Een. Denn z. B. der plötzliche Rücktritt des Volkskommissars 


ür Landwirtschaft, Smirnow, und seine Ersetzung durch 
Kubjak geht auf Differenzen zurück in der Beurteilung, ob diese 
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Richtung auf en und Druck gegen die Bauern zu einem Er- 
folg führen wird. Noch mehr: die Meinungsverschiedenheit ragt 
in die innersten Regierungszirkel der Partei herein. Man spricht 
davon, daß im Politbüro die sozusagen Arbeiterrichtung 
von Stalin und Tomski und die sozusagen Bauernrichtung 
von Rykow und Kalinin gegensätzlich vertreten werde. Jeden- 
falls rührt die Krise der 55 die augenblicklich 
so in vollster Schärfe hervorgetreten ist, auch an die poli- 
tische Lage selbst. 1 


IV. 


Diese war, wie erinnerlih, durh Stalins Sieg über 
die Opposition und durch die Herrschaft der sogenannten 
neuen „Iroyka“: Stalin, Bucharin und Rykow bestimmt. Schon 
aber erkennt man, daß damit eine Einheit schlechthin nicht be- 
"zeichnet ist. Und daß, wie es auch natürlich ist und der Logik der 
Dinge entspricht, nach dem Siege über die Opposition innerhalb 
der Sieger die verschiedenen Richtungen hervortreten. Das ist 
genau noch nicht zu umreißen, sondern mehr zu fühlen, wie jetzt 

talin und Bucharin selbst die Linke darstellen und Rykow und 
Kalinin einen rechten Flügel, wie sich so eine neue Flügelbildung 
durchsetzt, die nicht theoretische oder doktrinäre Bedeutung hat, 
sondern eben in der Zentralfrage sich weiter bildet, in der Stel- 
lung zu den Bauern und zu Kompromissen und Zugeständnissen, 
an die mit einem Wort gesagt e Gesichtspunkte, 
die kraft der Gesetze der Wirtschaft gebieterisch Berücksichti- 
gung, verlangen. 

s liegt in der Logik der Dinge, sagen wir, daß Stalin nach 
dem Siege über Trotzki seinerseits um so schärfer für die Inter- 
essen der Stadt, der Arbeiter, der Konsumenten gegen die Bauern 
eintreten muß, was gleichbedeutend ist mit dem Eintreten für 
die schärfere Richtung im Bolschewismus selbst, während die 
andere Seite auf die Notwendigkeit hinweist, daß man mit der 
bäuerlichen Privatwirtschaft in ein dauerndes Verhältnis kommen 
müsse. 

Das ist noch nicht scharf zu erkennen oder abgeschlossen, 
aber kein Zweifel ist, daß der Sieg für Stalin nur eine Etappe 
war und danach eine neue Phase des Machtkampfes und des 
Ideenkampfes innerhalb der bolschewistischen Partei begonnen 
hat, vorwärts getrieben durch die materiellen Sorgen und Nöte 
einer Wirtschaftspolitik. die die bolschewistische Theorie mit den 
praktischen Notwendigkeiten irgendwie verbinden muß, soll sie 
nicht überhaupt die ganze Position der Sowjetregierung ge- 
fährden. 

Von der Opposition selbst, die heute in den Ver- 
öffentlichungen der „Fahne des Kommunismus“ in Deutschland 
(Organ der orthodoxen Marxisten-Leninisten) ein Sprachrohr hat, 
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wird wenig gehört. Die Plenartagung des Exekutivkomitees der 
Komintern kk) im Februar hat sich scharf gegen Trotzki er- 
klärt. Wie erinnerlich, haben Sinowjew und Kamenew mit 21 
anderen kapituliert und um Aufnahme in die Partei gebeten. Zu 
ihnen ist im Februar Pjatakow, einer der besten Köpfe des 
Zentralkomitees, nunmehr auch mit der Unterwerfung und Bitte 
um Wiederaufnahme in die Partei gekommen. Andererseits ver- 
harren die Führer der Opposition insofern in ihrer Stellung, als 
sie an die Komintern eine große Eingabe gerichtet haben, in der 
sie ihre Wiederaufnahme in die Kommunistische Partei beim 
6. Kongreß der Kommunistischen Internatio- 
nale beantragen. Neues bietet diese Erklärung kaum. Der 
6. Kongreß der Komintern ist in der Februartagung des Ikki für 
das laufende Jahr nach Moskau berufen worden, als Kongreß 
der ganzen Kommunistischen Internationale der Welt. Die Tages- 
ordnung enthält u. a. auch die Lage der Sowjetunion und der 
russischen bolschewistischen Partei. Ein genauer Termin für den 
Kongreß scheint indes noch nicht bestimmt zu sein. 
agegen ist auf den 10. April die 3. Session des Zik 

der Sowjetunion nach Moskau berufen worden. In der Tages- 
ordnung ist bemerkenswert der Punkt über die landwirtschaft- 
- liche Einheitssteuer. 

Am 17. März hat der 4. Kongreß der Gewerkschafts- 
internationale begonnen. 

Der 8. März ist als Tag der Frauen wieder besonders 
hervorgehoben worden und wurde zu lebhafter Agitation an die 
Adresse der Arbeiterinnen und Bäuerinnen für den Sowjetstaat 
benutzt. Statistische Mitteilungen über die Anteilnahme der 
Frauen in den Sowjetorganen wurden dabei auch gegeben. Be- 
sonders hoch ist diese trotz aller Worte doch nicht, wenn z. B. in 
dem Unions-Kongreſt zuletzt 82% Frauen waren oder im Zik 
8%, wenn in den Stadtsowjets 21 % und den Dorfsowjets 11 7 
Frauen sind. Im ganzen werden 153 000 Frauen in den gesamten 
Sowjetorganen gezählt, was 10 % des ganzen Bestandes dieser 
Organe wäre. 


V 


Am 22. Februar setzte Rykow in seiner groſten Rede vor den 
Moskauer Metallarbeitern die wirtschaftliche Lage wie oben ge- 
schildert auseinander und warnte vor einer Panik. Ungefähr zur 

leichen Zeit sprach Ku y bis che vor dem Plenum des Obersten 

olkswirtschaftsrates über das Thema der Spezialisten und 
kam dabei zu dem Schluß, daß die vorhandenen russischen Spe- 
zialisten in der Wirtschaft zu eifersüchtig wären, um genug an- 
dere Kräfte heranzulassen, daß aber die Zahl der der Wirtschaft 
zur Verfügung stehenden Ingenieure zu gering sei. Zum Beispiel 
kommen in den Leningrader metallurgischen Unternehmungen 
auf 1000 Arbeiter nicht mehr als 11, in Moskau 4, im Ural 4 
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Ingenieure. Daher forderte er, „daß wir die fremde Technik so 
schnell wie möglich heranziehen müssen, das sei die Linie des 
Obersten Volkswirtschaftsrates, des Staates und der Parteien“. 

Dieser Kurs auf Heranziehung fremder Spezialisten wird ja 
nun recht empfindlich berührt durch die ar deut- 
scher Ingenieure im Donez-Kohlen-Gebiet und 
einer großen Zahl von sogen. „Spezi“. Am 9. März erließ der 
Staatsanwalt beim Obersten Sowjetgericht eine Mitteilung über 
eine 5 Organisation im Schachtinskij-Ra jon des 
Donez-Bassins, „die ihr Zentrum außerhalb des Landes hat und 
aus früheren kapitalistischen Eigentümern und Aktionären der 
Steinkohlenunternehmungen des Donez-Gebietes besteht, die 
enge Beziehungen mit einzelnen Agenten einiger deutscher In- 
dustriefirmen und der polnischen Gegenspionage“ haben. Diese 
Mitteilung wurde der Bevölkerung in großer Aufmachung ge- 
macht, von katastrophalen Sabotageakten aller Art gesprochen, 
die die Kohlenproduktion geschädigt und den Staat auch finan- 
ziell schwer benachteiligt hätten. Die Verbrecher seien verhaftet 
und würden vom Obersten Gerichtshof auf Grund des Artikels 58 
(Gegenrevolution) abgeurteilt. Unter den Verhafteten waren 
auch reichs deutsche Ingenieure und Monteure, die auf 
besonderes Ersuchen der Sowjetregierung in das Gebiet entsendet 
worden sind. | 

In einer großen Rede vor dem Moskauer Sowjet führte 
Rykow das noch breiter aus („Iswestija“ 11. März). Er sprach 
über die Wirtschaftslage der Union, von der „Chlebozagotowka”, 
den Getreidepreisen, dem Kulak, der Nep und der Regulierung des 
Warenaustausches, der Industrie usw. und schloß mit der „konter- 
revolutionären Verschwörung im Schachtinskij-Rajon des Donez- 
Bassins“ und zwar der Verschwörung „einer Gruppe von verant- 
wortlichen Spezialisten- Ingenieuren“, die zum Ziel 
gehabt habe: „die Beseitigung der Sowjetgewalt und die Wieder- 
herstellung der kapitalistischen Ordnung“. Er malte diese Pläne 
sehr schwarz aus, aber gab keine konkreten Einzeldetails 
darüber, was den Verhafteten vorgeworfen würde. 

Die Versammlung bekam so, wie die Öffentlichkeit im ganzen, 
eine Richtung gegen die Spezialisten, „die offenbar die 
Waffe der Gegenrevolution nicht niedergelegt hätten“, überhaupt, 
wenn es natürlich auch aufrichtige „rote Spezialisten“ gäbe, deren 
Zahl mit jedem Jahre wüchse. Diese Wendung erinnert — mögen 
auch dem Vorgehen wirklich nachweisbare Einzelfälle zugrunde 
liegen, die aber noch nicht bekanntgegeben sind, an den Rück- 
schlag 1923 gegen die,, Nepleute“ und erklärt das Vorgehen aus dem 
Zusammenhang mit der Frühjahrskrise, dem Kampf gegen die 
Kulaken, denen die „Spezi“ angereiht werden, der Gärung und 
Unzufriedenheit in der Arbeiterschaft, die beschwichtigt werden 
soll, indem man an anderen ein Exempel statuiert. Die Erregung 
ın den Sowjetkreisen ist denn auch schnell groß geworden un 


35* 501 


schlägt sich in den üblichen Resolutionen nieder. Mehr ist für 
heute in dem Dunkel, in dem die Sache absichtlich gehalten wird, 
nicht zu erkennen. 

Sie hat, wie schon jene Veröffentlichung des Staatsanwalts 
zeigte, auch eine a u ßen politische Spitze, und diese trifft nahezu 
ausschließlih Deutschland. Rykow sagte dazu in der Rede: 
„Ich will den Gedanken nicht zulassen, daß deutsche und englische 
Firmen, selbst als Firmen, die mit uns arbeiten, sich mit solchen 
Sachen abgegeben hätten. Aber fest steht, daß unter den Ange- 
stellten und Agenten einiger fremder Firmen direkte Teilnehmer 
dieser gegenrevolutionären Verschwörung sind. Einige von die- 
sen fremden Spezialisten sind verhaftet und werden dem Gericht 
übergeben.“ Das sind nur reichsdeutsche Ingenieure und 
Monteure, die von Rußland erbeten waren und bei denen weder 
Präsumtion nodi Wahrscheinlichkeit dafür sprach, daß sie sich an 
derartigen Plänen zu beteiligen befähigt waren. Zudem handelte 
es sich um Bürger eines Rußland eng befreundeten Staates. 

Das Vorgehen gegen sie wurde, genau wie 1927 die Er- 
schießungen nach dem Abbruc der Beziehungen mit England, 
ohne Erwägung, wie das im Auslande wirken würde, unternom- 
men. Die Sowjetregierung konnte sich nicht wundern, daß sich 
Deutschland über die Nichtbeachtung der einschlägigen Be- 
stimmungen des deutsch-russischen Konsularvertrages vom 
12. Oktober 1925 beschwerte und diplomatisch eingrift, daß die 
deutsche Wirtschaft und Öffentlichkeit lebhaft protestierte und 
die deutsch-russischen Wirtschaftsbesprechungen von der deut- 
schen Seite unterbrochen wurden. Sie lenkte auch insofern gleich 
ein, als sie am 17. März zwei der Verhafteten freiließ. Die Be- 
handlung in der englischen und namentlich französischen Presse 
zeigte ihr auch, was diese Seite von der Vertrauenskrise mit 
Deutschland, die die Sowjetregierung so heraufbeschworen hatte, 
erhofft, den Übergang Dentschlanda auf die Antisowjetseite. Der 
schnelle Entschlufl der Sowjetregierung zeigte, daß sie den Vor- 
fall nicht zu einer Störung des deutsch-russischen Verhältnisses 
werden lassen wollte. 


VI. 


Am 23. Februar wurde mit einer großen Parade das zehn- 
jährige Jubiläum der Roten Armee gefeiert. Es 
wurde schon hervorgehoben, daß man sorgfältig vermied, Trotz- 
kis Namen dabei zu erwähnen. Der Orden der Roten Fahne 
wurde dazu massenhaft verteilt, neue „Häuser der Roten Armee“ 
eingerichtet und dergleichen mehr. 

Die Armee beträgt im Frieden 562 000 Mann und wird durch 
das durchgeführte Milizsystem für den Kriegsfall außerordentlich 
erhöht. Wie hoch, kann nicht berechnet werden. Die Armee 
besteht zu drei Vierteln aus Bauern, einem Fünftel aus Arbeitern. 
Rußland hat so eine ausgesprochene Bauernarmee: 


592 


was das bedeutet, ergibt sich ohne weiteres von selbst. Die Kom- 
munistische Partei zählt in der roten Armee 90 000 Mitglieder, 
im Offizierskorps, dem sogenannten Kommandeurstand „ nur 
die knappe Hälfte. Bei drei Vierteln der Truppenteile liegt die 
Führung ganz in der Hand der Offiziere und sind die bekannten 
politischen Kommissare beseitigt. 

Die Bedeutung der allgemeinen Wehrpflicht nach innen ist groß, 
insofern auch, als sie die Bildung der Bevölkerung auſterordent- 
lich hebt. Die Armee ist weiter ein gewaltiges Mittel, die Sowjet- 
gedanken in die Bevölkerung hereinzubringen, und dient in 
erster Linie dazu, das Sowjetregime daheim zu sichern. Ihre 
Kampffähigkeit nach außen kann niemand sicher bestimmen, da 
eine begründete Vorstellung über den Stand der Kriegsindustrie 
in dem gesamten Lande ja nicht existiert. 


VII. 


Die auswärtige Politik ist durch die Teilnahme an 
den Genfer Verhandlungen bestimmt. Am Sicherheits- 
komitee nahm Boris Stein nur als Beobachter teil, an der Ab- 
rüstungskonferenz wiederum Litwinow und Lunatscharski. Da- 
für hat die Sowjetregierung einen umfassenden Entwurf der 
Abrüstung vorgelegt, der sehr radikal ist, in manchen 
Punkten originell, und sicherlich eine Rolle in der Kommission 
spielen wird, gegebenenfalls sich diese erzwingen wird. Ein 

urchgeführter Vergleich dieses Entwurfes mit dem Vorentwurf 
der Abrüstungskommission aus dem vorigen Jahre wäre sehr 
interessant. Im besonderen ist bemerkenswert der Teil 4 dieses 
Entwurfes, der die Kontrollmaßnahmen zur Durdfüh- 
rung vorsieht. Sobald man sich das durchdenkt, liegt auf der 
Hand, daß sich dann der Staat, der einen solchen Entwurf ein- 
bringt, der allgemeinen Völkerbundserörterung über Sicherheit, 
Schiedsgericht, Sanktionspolitik usw. nicht entziehen kann. Auf 
diese Weise bedeutet der Entwurf einen neuen Schritt Rufllands 
auf die Genfer Verhandlungen hin. 

Der Artikel von Lloyd George „Krieg gegen den Krieg“ wird 
in der Sowjetpresse nachgedruckt. Die Zeitschriften bringen 
wichtige Beiträge dazu, so „Mirowoje Chozjaistvo i mirowaja 
politica“ Januar 1928, von E. Wegener: „Die Abrüstune in Genf“ 
und „Mezdunarodnaja Žizn“, Heft I 1928: „Die Frage der Ab- 
rüstung im Völkerbund“ von A. Sabanin. 

Um seine Stellung zu verstärken, hat Rußland die Einladung 
der Türkei zur Abrüstungskommission durch Telegramm vom 
6. März an den Generalsekretär des Völkerbundes angeregt. Der 
Völkerbundsrat hat dem auch entsprochen, und die Türkei hat 
die Einladung angenommen, die von Rußland le wurde 
mit der wichtigen Rolle der Türkei in der Weltpolitik und ihrer 
geographischen Lage. Der Schritt, der zweifellos nicht hne 
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Einverständnis mit Mustapha Kemal unternommen worden ist, 
ist ein Wink für die Absichten, die Ruflland in Genf verfolgt und 
die auch für Deutschland wichtig sind. 

Die russisch-polnischen Verhandlungen sind nicht 
weitergediehen. 

Die Beziehungen zu England stehen politisch auf dem 
alten Flek. Mit Aufmerksamkeit verfolgte man die Vorgänge. 
die zu der Entlassung Mr. Gregorys, eines der Hauptträger der 
antirussischen Politik im englischen Außenministerium, führten. 
und in der Verbindung mit ihm begann erneut die Erörterung 
über den Sinowjewbrief. : 

Ein Erfolg für Rußland war, daß der Kredit der Midland- 
bank, der im Juni 1927 abgestellt wurde, tatsächlich jetzt zu- 
standegekommen ist. Ferner gehört in dieses Kapitel, daß man 
in England die russischen Vorkriegsanleihen aus dem 
Markt nimmt, und offenbar ein Syndikat diese aufkauft. Das 
hängt damit zusammen, da man sich in England darauf rüstet, 
mit Rußland in wirtschaftlich-finanzielle Verbindung zu treten, 
und dazu ein Druckmittel in der Hand zur Verhandlung der alten 
Schulden und Verpflichtungen haben will. Auf Anfrage im Unter- 
haus am 1. März haben Außen- und Handelsminister geantwortet, 
daß England von sich aus keine neuen politischen Beziehungen 
beginnen werde, aber Wert auf die wirtschaftlichen Beziehungen 
mit Rußland legt. Darin spielt der Punkt Regelung der Vor- 
kriegsschulden eine wichtige Rolle. 

as gleiche gilt für die russisch-französischen 
Verhandlungen, die vor den Wahlen kaum in rascheren 
Gang kommen werden. Immerhin liegt die russische Note vom 
23. September nach wie vor als russisches Angebot vor, die Schul- 
den an Frankreich durch 62 Jahreszahlungen à 60 Millionen 
Franken zu tilgen. Und immerhin hält der Leiter dieser Ver- 
handlungen auf französischer Seite, de Monzie, daran fest. Er hat 
seinerseits diese Frage noch durch seinen Gedanken einer deutsch- 
französischen Zusammenarbeit für den Handel mit Sowjetrußland 
erweitert, der ja audi Deutschland in die Diskussion der Rege- 
lung der russischen Vorkriegsschulden hereinziehen würde. 

In diesen Zusammenhang gehört auch, daß die Bank von 
Frankreich bei den amerikanischen Gerichten beantragte, daß 
eine in Newyork am 21. Februar eingetroffene Goldsendung der 
russischen Reichsbank in der Höhe von 5 Millionen Dollar be- 
schlagnahmt würde, weil dieses Gold Besitz der Bank von Frank- 
reich sei und zu den in den Jahren 1915—1917 von Rußland über- 
nommenen Goldsummen gehört habe, die noch heute in der Bilanz 
der Bank von Frankreich auf dem Konto „nichtdisponible Gold- 
bestände im Ausland“ figurieren. Das amerikanische Schatzamt 
hat die Übernahme dieses Goldes durch die Newyorker Banken 
nicht genehmigt. Das wurde in der russischen Presse leiden- 
schaftlich besprochen, weniger gegen Nordamerika als gegen 
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Frankreich, dem man vorwarf, daß es das russisch-französische 
Abkommen über die Anerkennung Sowjetrußlands damit ver- 
letzte und die Beziehungen zwischen Ruflland und Nordamerika 
stören wolle C, Iswesti ja 16. März). 


VIII. 


Die Schwierigkeiten Englands in Arabien werden mit 
Interesse verfolgt, der 7. Jahrestag des Vertrages mit Af ghani- 
stan vom 28. Februar 1921 namentlich im Hinblick auf den Be- 
such des Königs Aman Ullah in Europa freundlich unterstrichen 
und die Unabhängigkeit Afghanistans, die jetzt neun ei be- 
steht, gefeiert. König Aman Ullah wird audı Moskau besuchen. 

Am 31. Januar wurden die Ratifikationen des Nichtangriffs- 
paktes zwischen der Sowjetunion und Persien vom 1. Oktober 
1927 in Teheran ausgetauscht. Auch das gab Anlaf, die russisch- 

ersischen Beziehungen besonders zu besprechen, ebenso wie die 
bergabe des Hafens von Pechlevi im Kaspischen Meer an Persien 
durch eine Sowjetkommission.e Der Hafen soll ein besonders 
wichtiger Transitpunkt für die russisch-persischen Handelsbe- 
ziehungen werden, an den sich auch weitergehende Hoffnungen 
für gemeinsame Arbeiten knüpfen. | 
er russisch-persische Vertrag ist der dritte eigentliche Nicht- 
angriffspakt oder Sicherheitspakt, den die Sowjetregierung nach 
der Idee Tschitscherins abschließt. Sie hat dergleichen Verträge 
noch mit der Türkei und Litauen; der Vertrag mit Afghanistan 
ist nur ein Neutralitätsvertrag. Es sei daran erinnert, daß die 
Tschitscherinschen Nichtangriffsverträge die Verpflichtung in sich 
schließen, sich aller aggressiven Pläne und Aktionen gegen den 
anderen zu enthalten einschließlich der Maßnahmen, die sich aus 
der Mitgliedschaft des anderen Staates im Völkerbund ergeben. 

Die Stellung im Fernen Osten hat sich nicht geändert. 
In den Oppositionserörterungen, die, wie erwähnt, in deutscher 
Sprache erscheinen, weil sie in Rußland nicht gedruckt werden 
dürfen, spielt die chinesische Revolution und die Stellung zu ihr 
weiterhin die bekannte Rolle, ohne daß etwas neues heraus- 
kommt. Die „Iswestija“ (3. 2.) hatten eine gute Übersicht über 
Sowjetrußland in China und der Mandschurei. 
Darin wurde festgestellt, daß der Vertrag mit China von 1924 
nach wie vor unerschüttert bestünde, aber mußte zugegeben wer- 
den, daß tatsächlich die Beziehungen durchaus andere sind. Im 
ganzen Süden Chinas ist davon gar nichts übrig geblieben, des- 
gleichen nicht in Zentralchina, und im Rest ist nur ein Konsulat 
und eine Handelsvertretung in Tientsin mit einer Kolonie von 
einigen Hunderten von Sowjetbürgern, meistenteils Kaufleuten. 
vorhanden. Die Konsulatsabteilung in der Gesandtschaft in 
Peking ist von den chinesischen Behörden nicht anerkannt. Es 
bleiben dann nur noch das Konsulat in Kalgan und drei Abtei- 
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lungen der „Dal-Bank“, die die geschäftlichen Operationen in 
bezug auf die Mongolei durchzuführen haben. Mit Nachdruck 
wird dagegen auf die gänzlich andere Lage in der Mand- 
schur Ei hin ewiesen, mit ihrer großen Sowjetkolonie von un- 
efähr 100 000 Menschen und vor allem derostchinesischen 

ahn. In der Mandschurei hat Sowjetrußland sieben Konsulate 
und eine ganze Anzahl von russischen Wirtschaftsorganen, sowie 
das Hauptkontor und eine Reihe größerer Abteilungen der „Dal- 
Bank“. Hier ist ja das wichtige Hinterland von Wladiwostok. 
Die nicht abreißenden Konflikte mit Japan, die schon zwei Jahre 
laufen, werden nur eben gestreift, die Mandschurei mit einem 
Dreieck verglichen, dessen Basis sei der Konflikt Japans mit 
Mukden und deren Seiten seien die Beziehungen Mukdens und 
Japans zu Sowjetrufßland, das der wichtigste Faktor der Fern- 
östlichen Politik dort sei und dem wegen seiner friedlichen Ten- 
denzen dort eine ganz besondere Bedeutung zukomme. Diese 
letzteren Äußerungen entsprechen der Lage ja nicht: Ruflland 
weicht vor dem japanischen Einfluß in der Mandschurei zurück. 


Am 28. Januar jährte sich zum dritten Male der Abschluß des 
Vertrages zwischen Sowjetrußland und Japan. Im April 1925 
wurde in Tokio die russische Vertretung eröffnet, im Juli die 
japanische in Moskau, deren Chef Tanaka noch heute dort an 
der Spitze steht. Auf Grund dieses (in Peking abgeschlossenen) 
Vertrages erhielt Japan erhebliche Konzessionen auf dem sowjet- 
russischen Gebiet: Naphtha und Kohle in Nordsachalin, Holz in 
der Küstenprovinz und Gold. Das Wichtigste ist dabei die 
Naphthafrage, da Japan jährlich rund 34 Millionen Tonnen Ein- 
fuhr von Naphthaprodukten braucht. Nach japanischen Angaben 
ist im letzten Jahre die Förderung auf 67 000 Tonnen in Nord- 
sachalin gestiegen. Die Kohlenförderung betrug ebensoviel. 


Außerdem kommen in Frage die Fischereirechte, die Japan in 
den russischen Gewässern auf Grund des früheren Abkommens 
von 1907 wünscht. Verhandlungen über eine neue Fischereikon- 
vention stehen hart am Abschluß. 


Der Warenverkehr zwischen beiden Ländern ist nicht 
unbeträchtlich. Seit März 1926 existiert eine Handelsvertretung 
Rußland in Japan. Nach russischen Angaben betrug der Außen- 
handelsumsatz mit Japan (in 1000 Rubeln): 

Einfuhr aus Japan Ausfuhr aus der 
nach der UdSSR UdSSR nach Japan Gesamtumsatz 


1925/26 2441 9333 11774 
1926/27 3433 11492 14 925 


1925/26 überstieg der Gesamtumsatz mit 11,17 Millionen 
Rubel den Umsatz von 1913 zwischen Rußland und Japan um 
1,7 Millionen Rubel. Die Zahl für 1926/27 (14,9 Millionen Rubel) 


zeigt eine Tendenz zu weiterer Zunahme. 
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IX. 


Die deutsch-russischen Wirtschaftsbesprechungen 
haben die 5 Aussprache abgeschlossen und Kommissio- 
nen gebildet für die Fragen des Geschäftsverkehrs zwischen den 
russischen Wirtschaftsorganen und der deutschen Wirtschaft, die 
statistische Prüfung des deutsch-russischen Warenaustausches und 
für die Rechtsfragen. Bis zum 20. März sollten- diese Bespre- 
chungen abgeschlossen sein und die russischen Delegierten vor- 
läufig wieder nach Moskau zurückkehren. 


Auf der russischen Seite ist der Hauptgesichtspunkt die Ge- 
währung neuer Kredite. Man fordert bis 600 Millionen Mark 
neue Warenstundung, eine feste Anleihe von 50—100 Millionen 
Mark und schließlich auch die Börsennotiz für die neue russische 
Anleihe. Bevor dem nahegetreten werden könnte, muß die Frage 
en sein, ob der 300-Millionen-Kredit sih wirklich für die 

eutsche Wirtschaft als ein Zusatzexport ausgewirkt hat oder 
einfach als Kredit für den bisherigen Exportumfang beansprucht 
worden ist. Damit verknüpft sich die Idee, ob und wie für Kredite 
eine eigene Bank geschaffen werden könnte. Alles das sind heikle 
und schwierige, aber keineswegs unlösbare Fragen. Die 
deutsch-russische wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit ruht trotz aller Kritik auf Grundlagen, die fest geworden 
sind und nicht leicht zerstört werden können, und auf diesen 
Grundlagen wird weiter gebaut werden. Daß Rußland dabei in 
einer Zwangslage ist, kann es selbst angesichts seiner geschilder- 
ten Wirtschaftsschwierigkeiten nicht bestreiten. 


Die „Iswestja“ bleiben in der Erörterung der allgemeinen 
deutsch-russischenBeziehungenaufderalten Linie, 
sprechen von der Enttäuschung Deutschlands im Völkerbund, 
variieren das Thema der deutschen Westorientierung, sprechen 
am 6. März sich sehr bestimmt gegen jene Gedanken von de Monzie 
aus, daf eine französisch-deutsche wirtschaftliche Zusammenarbeit 
auf dem Sowjetmarkt angestrebt werden solle. Ein großer Artikel 
der „Iswestja“ (3. J.) schließt mit dem Satz: „Weil wir den 
russisch-deutschen Beziehungen große Bedeutung beimessen, 
wissen wir, daſt a Formen, sie weiter zu entwickeln, 
55 werden. Dieser Umstand scheint uns eine der Grund- 

olgen des groſten historischen Prozesses, dessen Ausgangspunkt 
der Vertrag von Brest war. Dieser historische Prozeß hat zur 
Schaffung des Sowjetstaates geführt. Er hat die Voraussetzungen 
für die Interessensolidarität von Deutschland und Rußland und 
deren wechselseitige Bekräftigung geschaffen.“ 

Um so notwendiger ist, daß diese so charakterisierten Be- 
ziehungen nicht durch Vorfälle berührt werden, wie die Verhaf- 
tung der sechs reichsdeutschen Ingenieure mit ihren Begleit- 
erscheinungen. In ihm kommt allgemein der Charakter der 
Sowjetpolitik heute nach dem Siege Stalins 


907 


wieder zum Ausdruck. Der Sieg der Kompromifßrichtung über 
die weltrevolutionäre Opposition zwingt die erstere zu radikalem 
Auftreten im Innern, der Betonung des Klassenkampfstand- 
punktes, und die Fremdheit, mit der manche der heute maf- 
gebenden Männer der Sowjetregierung im ganzen den Verhält- 
nissen der großen Politik draußen gegenüberstehen, läßt sie wohl 
das Augenmaß dafür verlieren, ‘was draußen möglich ist. Sie 
übersieht dabei, daß sie selbst eine für den Frieden Europas 
nützliche und wertvolle Zusammenarbeit in den Genfer Verhand- 
lungen begonnen hat und daß sie diese Zusammenarbeit mit 
Europa braucht, um die Kapitalstaaten Europas zur Überwindung 
ihrer eigenen Wirischafleschwieriekeiten auf dem Wege des Han- 
delsvertrages, des Kredits, der Anleihe, der Regelung der Vor- 
kriegsschulden für sich zu gewinnen. 


Abgeschlossen am 20. März 1928. 


II. Wirtschaftsumschau. 
Von Otto Auhagen. 


Der Konjunkturbericht für den Januar unterscheidet sich von 
dem Dezemberbericht vor allem durch die größere Menge der Ge- 
treidebeschaffung; im ganzen 1 248 000 t gegen 607 000 t im Vor- 
monat (Roggen 281 000 gegen 120000, Weizen 668000 gegen 
315000). Diese Verbesserung wurde bei gleichzeitiger Einschrän- 
kung der Beschaffung anderer landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
erzielt; im ganzen stieg daher der Ankauf von Agrarprodukten 
nur in geringem Maße (von 118,2 auf 120,9 Millionen Tscher- 
wonezrubel). 

Die Bruttoproduktion der staatlichen Groſtindustrie betrug 
nach dem Vorkriegswert 441,2 Millionen Rubel gegen 432,3 im 
Vormonat und 347,9 im Januar 1927; an der Zunahme war sowohl 
die Industrie der Produktionsmittel wie die der Verbrauchsmittel 
beteiligt. Die Steinkohlenförderung stellte sich auf 3 109000 t 
gegen 3147000 im Dezember (also ein kleiner Rückgang) und 
2 521 000 im Januar 1927; die Produktion von Walzmetall stieg 
auf 281 000 t (Dezember 275 800, Januar 1927 223 600 t), die von 
Baumwollgewebe auf 227,7 Millionen m (Dezember 221,3, Januar 
1927 191,9). Der Tagesdurchschnitt der Güterverfrachtung auf 
den Eisenbahnen betrug 29900 Waggons gegen 29600 im Dezem- 
ber und 23800 im Januar 1927. Im ganzen hält also der Fort- 
schritt der gewerblichen Produktion an. Das durchschnittliche 
Preisverhältnis zwischen landwirtschaftlihen und gewerblichen 
Erzeugnissen ist unverändert geblieben; wie im Dezember stand 
im Januar der Index der gewerblichen Erzeugnisse im Grof- 
handel um 21 % höher als der der landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse, während im Januar 1927 die Klingen der „Schere“ um 29 %. 
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auseinander waren. Die Ausfuhr hat sich weiter vermindert auf 
439 Millionen Tscherwonezrubel (gegen 49,4 im Dezember), 
während die Einfuhr von 57,5 auf 58,2 gestiegen ist; der Passiv- 
saldo des Auſtenhandels hat sich demgemäß von 8,1 auf 14,3 Mil- 
lionen erweitert. 


* 
* * 


Die Getreidekampagne ist im Februar in schärfster Weise 
fortgesetzt worden und hat nach den vorläufigen Ziffern insge- 
samt 1 925 000 t aufgebracht. Auch der März hat bisher viel 
rrößere Mengen als im Vor jahre ergeben, wenn auch gegen den 

ebruar eine Abnahme festzustellen ist; im ersten Monatsdrittel 
wurden 510000 t beschafft. Hiermit ist für den gesamten bis- 
herigen Abschnitt des Getreidebeschaffungsjahres die vorjährige 
Ziffer ungefähr erreicht. Am 1. Januar war sie gegen das Vor- 
jahr um 23 % zurück, am 1. Februar um 16 und am 1. März nur 
noch um 4% (Weizen allein hatte am 1. März noch ein Minus 
von 12% zu verzeichnen, Roggen dagegen ein Plus von 8%). 
Man sollte hiernach denken, daft die Getreideknappheit nunmehr 
überwunden sei, zumal die jetzigen Ziffern die im vorletzten 
Wirtschaftsjahr (1925/1926) bis zum 1. März erfolgten Getreide- 
beschaffungen um 24 % überragen; für Brotgetreide allein ist die 
Überlegenheit der laufenden 3 noch viel größer, für 
Roggen 42, für Weizen 59 %. Daß trotzdem Getreidemangel be- 
steht und an Ausfuhr kaum zu denken ist, kann unter. den Vor- 
aussetzung der Richtigkeit der Statistik nur daraus erklärt wer- 
den, daß der private Getreidehandel, der für die Versorgung des 
inneren Marktes früher eine große Rolle spielte, heute ganz 
zurückgedrängt ist und die Bevölkerung im Laufe der beiden 
Jahre sich um über 6 Millionen vermehrt hat. 

Der Konjunkturbericht führt folgende Gründe für die Zu- 
nahme der Getreidebeschaffung an: Die Zufuhr gewerblicher 
Waren in die Getreideüberschußgebiete wurde sehr gesteigert. 
wobei die begehrtesten Waren nur gegen Getreide abgegeben 
wurden. Das staatliche Ankaufsgeschäft konzentrierte sich auf 
Getreide, während andere agrarische Erzeugnisse nicht gekauft 
oder niedriger bezahlt wurden; für Fleisch wurde der Preis um 
10 % gesenkt. Im allgemeinen sank der Index der Beschaffungs- 
preise für agrarische Erzeugnisse von 1,365 im Dezember auf 1,245. 
während der Index der Getreidepreise sich etwas hob, von 1,062 
auf 1,107. (Beiläufig bemerkt, weisen diese Zahlen darauf hin. 
wie viel ungünstiger das Preisverhältnis für die Bauern ist als 
nach der amtlichen Scherenrechnung; vergleicht man diese Be- 
schaffungspreise mit den Kleinhandelspreisen für gewerbliche 
Erzeugnisse, so zeigt sich, daß deren Index im Januar um 114 % 
höher stand statt 21 % nach der Statistik der Groſthandelspreise 
und 12% nach der der Kleinhandelspreise.) Als weiterer Grund 
wird angeführt die nachdrückliche Finforderung der Zahlungen, 
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die die Bauern an Steuern und Steuerrückständen, an Beiträgen 
für Versicherung und für die Genossenschaften sowie zur Rüc- 
erstattung von Saatgutdarlehn zu leisten haben. 

Sodann wird darauf hingewiesen, daß der Privathandel ge- 
zwungen worden sei, sih vom Markte zurückzuziehen, und 
schließlich sind es die bekannten Maßnahmen gegen die größeren 
Bauern, die „Kulaken“, um diese ihrer Getreidevorräte zu be- 
rauben. Jahrelang war es geduldet worden, daß die wohlhaben- 
deren Bauern Getreide ankauften, um ihre Vorräte zu vergrößern 
und gelegentlich mit Vorteil abzustoßen. Jetzt gilt dies plötzlich 
als Verbrechen, das mit Konfiskation und Gefängnis bestraft wird. 
Aber mehr noch: auch die Zurücklegung von Vorräten aus der 
5 Ernte , in spekulativer Absicht“ wird als Verbrechen ver- 
folgt, und da ja jeder Vorratsbildung eine spekulative Absicht 
untergeschoben werden kann, so kann der Neid der Habenichtse 
im Dorf gegen den Besitz wieder einmal auf der ganzen Linie 
mobil gemacht werden. Gegen den Grundgedanken der Nep wird 
hiermit auf das gröbste verstoſten. Der Ausgangspunkt der neuen 
Wirtschaftspolitik war ja bekanntlich die Erlaubnis für die 
Bauern, nach Entrichtung der (später in eine Geldsteuer umge- 
wandelten) Naturalabgabe über ihre Ernte frei zu verfügen. Es 
ist schwer, sich aus der Ferne eine Vorstellung zu machen, welchen 
Umfang das Haberfeldtreiben gegen die größeren Bauern ange- 
nommen hat. Aus einzelnen Verwaltungsbezirken wird gemeldet. 
daß die Zahl der bestraften Kulaken 50 oder 60 betrage. Das 
genügt natürlich, um die Gesamtheit der größeren Bauern in 

anik zu versetzen und zur Abgabe ihrer Vorräte zu veranlassen. 
Welche Bedenken sich hieraus für den Verlauf der Frühjahrs- 
bestellung und im Fall einer Mißernte für die Volksernährung 
ergeben, habe ich bereits im letzten Hefte hervorgehoben. Es 
ist sehr kurzsichtig, wenn der Konjunkturbericht 15 Erfolg der 
egen die Kulaken ergriffenen Maßnahmen feststellt, daR diese 
ie Anreizes zur Erweiterung oder zur Erhaltung des Umfanges 
ihrer Saatfläche beraubt worden seien, um die Saatgutversorgung 
der ärmsten Wirtschaften besser zu gewährleisten. Die Markt- 
leistung und Exportfähigkeit der russischen Landwirtschaft wird 
durch eine derartige Politik stark beeinträchtigt. 

Die augenblickliche Aussaugung des Dorfes erstreckt sich 
übrigens keineswegs nur auf die 6 bis 7% „Kulaken“, sondern 
auch auf einen großen Teil des bäuerlichen Mittelstandes. Der 
augenbli&klich ausgeübte Steuerdruc ist so groß, daß die Bauern 
teilweise gezwungen sind, die Substanz ihres Wirtschaftsinven- 
tars anzugreifen; aus dem Nordkaukasus höre ich von zuverlässi- 
ger Seite, daß Pferde, Nutzvieh und Maschinen zu Schleuder- 

reisen verkauft werden. Man ist dort sehr erregt über die 
Durchführun der sogenannten „Selbstbesteuerung“ (ssamooblo- 
shenije), die für kommunale Zwecke neben der staatlichen Land- 
wirtschaftssteuer besteht und nach dem Dekret vom 10. Januar 
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1928 bis zu 35 % von der in dem Dorfe erhobenen Staatssteuer- 
summe betragen darf; selbstverständlich liegt diese Steuer vor 
allem auf den Schultern der größeren Bauern. Einen wie großen 
Teil des Markterlöses die Steuern und sonstigen Pflichtzahlungen 
in Anspruch nehmen, geht aus dem Konjunkturbericht hervor; 
im Januar wurden für die amtliche Beschaffung von Agrarerzeug- 
nissen im ganzen 120,9 Millionen Rubel verausgabt, während jene 
Pflichtzahlungen 96,9 Millionen beanspruchten. Der Text des 
Konjunkturberichtes weist selbst auf dieses Verhältnis hin und 
erklärt daraus die Tatsache, daR die Nachfrage nach gewerblichen 
Waren in letzter Zeit hinter den Erwartungen zurückgeblieben ist. 
Zu der jetzigen Schärfe der Getreidekampagne, die in be- 
denklidister Weise an das Requisitionssystem des früheren 
„Kriegskommunismus“ erinnert, hat sich die Regierung unter 
dem Druck der Not entschlossen. Wie kritisch die Lage ist, zeigt 
eine vor kurzem gefaßte Resolution des Rates der Volkskommis- 
sare der Union, die den Fortschritt der Landwirtschaft an sich 
anerkennt, dann aber hinzufügt: „Indessen hat sich augenblick- 
lich mit voller Deutlichkeit herausgestellt, daß die Menge der 
von der Landwirtschaft erzeugten Produkte und insbesondere der 
auf den Markt kommenden Teile den wachsenden Anforderungen 
der Volkswirtschaft nicht entspricht, insbesondere nicht den Be- 
dürfnissen des Gewerbes und des Exportes und auch nicht dem 
Verpflegungsbedarf der städtischen Bevölkerung.“ 


* 
= * 


Die augenblicklichen Ereignisse haben die Agrarfrage wieder 
ganz in den Vordergrund gestellt. Wenn auch das Vorgehen 
egen die Vorräte der gröſteren Bauern im wesentlichen unter 
dem Druck der augenblicklichen Lage erfolgt ist, so hat der Kampf 
gegen das Kulakentum doch schon früher eingesetzt und ist als 
eine tiefgreifende Richtungsänderung der russischen Agrarpolitik 
von mehr oder minder langer Dauer aufzufassen. Sie ist nicht 
erst erfolgt, seitdem die Opposition in die Verbannung geschickt 
wurde, sondern schon vor der letzten entscheidenden Ausein- 
andersetzung des Dezember-Kongresses der Partei, womit der 
Opposition im voraus der Wind aus den Segeln genommen wurde. 
Die Partei hat in wichtigen Punkten, ganz besonders eben bezüg- 
lich des Kulaks ihre Politik nach den Forderun en der Opposition 
umgestellt — wiederum ein Anzeichen dafür, daß der Parteizwist 
hauptsächlich ein Ringen um die Macht war. Maßgebend sind 
für die heutige Agrarpolitik die Beschlüsse des Zentralkomitees 
der Partei vom 20. Oktober 1927, die ihrerseits auf längeren Vor- 
arbeiten der Ressorts, vor allem aber auf einem Gutachten der 
„kommunistischen Akademie“ beruhten. Diese Beschlüsse gaben 
Direktiven für die Ausarbeitung eines „Bundesgesetzes über 
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Landeinrichtung und Landnutzung“; die zur Ausarbeitung vom 
Rat der Volkskommissare der Union eingesetzte Kommission hat 
jetzt ihre Arbeiten beendet. Wenn ich die Nachrichten über den 
Inhalt dieses Gesetzentwurfes mit den Direktiven vom 20. Ok- 
tober zusammenstelle, so ergeben sich besonders folgende Ände- 
rungen der Agrarpolitik: 

Nr allem wird die Verfassung der Agrargemeinde (semel- 
noje obschtschestwo) umgestaltet. Die Agrargemeinde unter- 
scheidet sich von der politischen Landgemeinde, die vom „Dorf- 
rat“ geleitet wird, dadurch, daß an ihr nur die Landnutzer teil- 
nehmen und ihr lediglich die Fragen der Landnutzung unter- 
stehen; die größeren Don hatten infolge ihrer wirtschaftlichen 
Überlegenheit hier oft das Übergewicht. Jetzt wird die Agrar- 

emeinde proletarisiert, Landarbeiter und sonstige proletarische 
Fimen: es Dorfes (Hirten, Shmiede usw.), die mit ihrer Arbeit 
der Landwirtschaft dienen, dürfen mit vollem Stimmrecht an den 
Versammlungen der Agrargemeinde teilnehmen; auch haben sie 
Anspruch auf Überlassung von Höfen und Feldgrundstücken. 
Dagegen verlieren diejenigen Bauern, die wegen der Beschäfti- 
gung von Lohnarbeitern oder wegen gewerbsmäſtiger Vermietung 
von Maschinen oder wegen gewerbsmäfigen Handels zu den 
Kulaken zählen und denen infolgedessen das politische Wahlrecht 
entzogen ist, nunmehr auch das Stimmrecht in der Agrargemeinde: 
sie müssen sich also in Angelegenheiten, die ihre Existenz be- 
treffen, widerspruchslos dem Willen derjenigen unterwerfen, 
von denen sie um ihres größeren Besitzes willen beneidet werden. 
Zudem wird die Agrargemeinde entmündigt. Wie früher ihre 
Beschlüsse der Genehmigung des adeligen Landamtmannes 
(semskij natschalnik) bedurften, so unterliegen jetzt ihre Be- 
schlüsse in besonders wichtigen Fragen, vor allem bezüglich der 
Form der Landnutzung bei der Landeinrichtung, bezüglich der 
5 von Landumteilungen usw., der Bestätigung durch den 

orfrat. 

Bezüglich der Landnutzungformen ließ der Agrarkodex von 
1922 große Freiheit. Er gestattete gleichermaßen bei der Durch- 
führung der Landeinrichtung den Ubergang zu arrondierten 
Landstücken und Einzelhöfen (nach dem Vorbild der Stolypin- 
schen Reform) wie auch zu anderen Formen (Gewannsystem mit 
rationeller Fruchtfolge, kollektivistischer Betrieb usw.). o. 
dagegen wird den Agrarbehörden vorgeschrieben, daß sie auf die 
Ausbreitung von Landnutzungsformen hinwirken (Gruppen- 
siedlung mit Gewannsystem), die die Kooperierung und Mechani- 
sierung der Landwirtschaft begünstigen; dagegen soll die Sepa- 
ration von Landstücken und Einzel öfen beschränkt und dort 
vollständig eingestellt werden, wo sie zum Wachstum des Ku- 
lakenelementes führen würde; praktish dürfte dies auf ein 
fast völliges Verbot dieser im Norden und Westen Ruflands 
bewährten Formen hinauslaufen. 
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Die periodischen Umteilungen, wie sie bei der alten Mir- 
Verfassung gebräuchlich waren und seit der Revolution wieder 
in viel größerem Umfange zur Anwendung kamen, sollen im 
Interesse der Besitzfestigkeit sich nicht zu oft wiederholen. Da- 
für wird aber vorgeschrieben, daß allgemein von Zeit zu Zeit eine 
Umteilung erfolgen soll, um die Besitzausdehnung des Kulaken- 
tums ende Das Recht zur Pachtung von Land und 
zur Beschäftigung von Lohnarbeitern soll künftig gewisse Ein- 
schränkungen erfahren. 

Alles in allem bedeutet dieses eine Hemmung der individua- 
listischen Wirtschaft, deren Fortschritt vor allem durch die grö- 
fteren Bauern herbeigeführt worden ist. Die Partei kehrt, wenn 
auch in gemilderter Form, zu der Agrarpolitik der ersten Jahre 
nach der Revolution zurück, wo man bestrebt war, die Masse der 
Bauern auf ein proletarisches Niveau herabzudrücken, um sie 
damit für die Sozialisierung reif zu machen. Auch heute wird 
die Schwächung der Individualwirtschaft in Kauf genommen, um 
mit um so größerem Nachdruck den „sozialistischen Sektor“ der 
Landwirtschaft zur Entfaltung zu bringen. Die Rätegüter sollen 
nicht nur wirtschaftlich gekräftigt, sondern audi wieder zur Aus- 
dehnung gebracht werden, nachdem sie lange Jahre hindurch 
einer fortgesetzten Verminderung ihrer Zahl und Fläche unter- 
worfen waren. Vor allem aber soll mit Hochdruck die Kollekti- 
vierung der 25 Millionen bäuerlicher Wirtschaften betrieben 
werden. Die Kollektivierungsbewegung hat seit der Revolution 
verschiedene Phasen durchgemacht: zuerst eine wirtschaftlich 
ganz ungesunde Massengründung unter Gewährung groſter Vor- 
teile an rote Partisanen, die zur Landwirtschaft weder das 
Können noch das Wollen aufbrachten, dann mit der Einführung 
des Grundsatzes der Wirtschaftlidikeit durch die Nep massen- 
hafter Zusammenbruch und in den letzten Jahren wiederum ein 
Aufsteigen unter leidlih gesunden wirtschaftlichen Bedingungen 
und unter vernünftiger Bevorzugung der schwächeren Formen 
der Kollektivierung (Bodenbearbeitungsgenossenschaft und die 
Vorstufe: Maschinengenossenschaft). Wenn diese Kollektive auch 
nicht der Elite der Individualbauern ebenbürtig waren, so leiste- 
ten sie während der letzten Periode in der Bodenkultur und 
Viehwirtschaft doch im allgemeinen erheblich Besseres als die 
große Masse der Durchschnittsbauern. Dieser Erfolg veranlaſtt 
nun die heutige Agrarpolitik, mit vollen Segeln auf die beschleu- 
nigte Kollektivierung der gesamten bäuerlichen Landwirtschaft 
loszusteuern. Besonder bedeutsam ist die vorgesehene Bestim- 
mung, daf künftig die Agrargemeinde auf Beschluß der Mehrheit 
der stimmberechtigten Mitglieder zur kollektivistischen Nutzung 
übergehen kann. Bisher erfolgte die Vereinigung ganz auf der 
Grundlage der Freiwilligkeit. Künftig wird die Minderheit zum 
Anschlu gezwungen, und die größeren Bauern, die als Kulaken 
gelten, werden überhaupt nicht gefragt — die einfachste Methode, 


513 


um deren Besitz an Land, Gebäuden und Inventar zum Gemeingut 
zu machen. Im übrigen werden vielerlei Vergünstigungen für 
die Kollektive vorgesehen: Bevorzugung bei der Landzuteilung, 
unentgeltliche Übergabe technischer Anlagen, Bevorzugung bei 
der Landeinrichtung, bevorzugte Versorgung mit Saatgut, Mine- 
raldünger, Maschinen und Geräten, Cewährun von Betriebs- 
kredit zu besonders günstigen Bedingungen und auf besonders 
lange Frist, vor allem auch sehr bedeutende Steuererleichterun- 
gen usw. usw. Die Individualbauern werden allen Anlaß haben, 
auf die Kollektive mit viel größerem Neid zu blicken als bisher 
auf die Großbauern. Zu diesem Neide würde der Anlaß erst 
wegfallen, wenn die Gesamtheit der Bauern kollektiviert wäre 
(jene schönen Vorrechte würden sich dann allerdings gleichfalls 
verflüchtigt haben); ehe aber dieses Endziel erreicht ist, wird 
unfehlbar eine Periode eintreten, wo der Gegensatz zwischen 
dem kollektivierten und dem individualwirtschaftlichen Bauern- 
tum zu einer großen politischen Gefahr wird. Aber auch aus 
rein wirtschaftlichen Gründen halte ich es für äußerst bedenklich, 
in der jetzt ee Art der Kollektivierung nachzujagen. 
Gesund kann diese Bewegung nur sein, wenn sie auf dem freien 
Willen der Beteiligten beruht und ihre Kraft aus ihren eigenen 
inneren Vorzügen schöpft, nicht aber aus einem derartigen 
System exorbitanter Vergünstigungen. 

Gekennzeichnet wird die neue Agrarpolitik dadurch, daß die 
bisherigen leitenden Männer im Landwirtschaftskommissariat 
der RSFSR anderen Platz gemacht haben. Die landwirtschaftliche 
Verwaltung hatte es als ihre eigentliche Aufgabe betrachtet, die 
Landwirtschaft zu heben. Hierdurh wurde Wohlstand in das 
Dorf getragen und damit antikommunistische Gesinnung be- 
festigt. In Zukunft soll sich die Pflege der Landwirtschaft offen- 
bar in erster Linie nach politischen Gesichtspunkten richten. 


* 
N k 


In das System der neuen Agrarpolitik gehört die vom Land- 
wirtschaftskommissariat vorgeschlagene Erhöhung der landwirt- 
schaftlichen Steuer für das Wirtschaftsjahr 1928/29 auf 420 Mil- 
lionen, während nach dem früheren Finanzplan nur 313 Millionen 
vorgesehen waren. Die Mehrlast soll vor allem auf die größeren 
Bauern gelegt werden unter Erhöhung der Progression der 
Steuerbelastung von 25 auf 30 % des veranlagten Einkommens. — 

Der Mineraldüngung sollen nach dem Plan des Handelskom- 
missariats im nächsten Wirtschaftsjahr mindestens 275 000 ha 
Lein, 285 000 ha Baumwolle, 615 000 ha Zuckerrüben und 300 000 
Hektar sonstige Kulturen teilhaftig werden. An Stickstoff und 
Kali besteht kein Mangel, wohl aber an phosphorsaurem Dünger, 
der für die russishe Landwirtschaft besonders wichtig ist; der 
Bau einer großen Superphosphatfabrik soll beschleunigt werden. 
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Von grofem Nutzen für den Getreideumsclag, besonders 
auch für die Konservierung des Getreides sind die Elevatoren, 
die schon vor dem Kriege in beträchtlicher Zahl, namentlich in 
Süd- und Ostruſtland, schaut waren. Neuerdings wird der Ele- 
vatorenbau energisch fortgesetzt. Im laufenden Wirtschaftsjahr 
sollen nach dem Plan des Handelskommissariats 85 Elevatoren 
gebaut werden, davon 22 in der Ukraine, 14 im Nordkaukasus, 
11 im Wolgagebiet und 16 in Sibirien. 


* * * 

Der Volkswirtschaftsrat der Ukraine befaßte sich vor kurzem 
mit den Mängeln, die auch hier bei der Investierung neuen Kapi- 
tals in der Industrie hervorgetreten sind. Die Kosten der Durch- 
führung neuer Projekte stehen oft in krassem Mißverhältnis zu 
den Voranschlägen; vor allem aber werden die ausgeworfenen 
Mittel zu großem Teile nicht bestimmungsgemäß verwendet. 
Einen noch tieferen Einblik in die Unvollkommenheiten der 
Staatsindustrie gewähren die Klagen, die bei dieser Gelegenheit 
von den Vertretern der Trusts und Fabriken gegen die zentrale 
Leitung erhoben wurden. Die Arbeiten zur Durchführung der 
Projekte müßten ohne gesicherte Grundlagen in Angriff genom- 
men werden. Die anfänglich bewilligten Mittel würden nach- 
träglich eingeschränkt, das ganze Arbeitsprogramm dadurch des- 
organisiert, die erfolgten Materialbeschaffungen entsprächen nicht 
mehr den verringerten Aufgaben usw. Sodann wird über die 
immer noch ungeheuren Anforderungen bezüglich der Rechen- 
schaftsablegung bitter geklagt. Die Betriebsingenieure würden 
manchmal zu en Zwecke zwölf Tage im Monat ihrer eigent- 
lichen Tätigkeit entzogen. Die Hauptschuld an allen Unvoll- 
kommenheiten der Staatsindustrie liegt an dem System, nicht an 
den „Sündenböcken“, die für die Unvollkommenheiten und Ver- 
fehlungen bei der Ausführung zur Rechenschaft gezogen werden. 


III. Geistiges Leben. 
Von Arthur Luther. 


Wenn diese Zeilen im Druck erscheinen, ist die Hochflut der 
Huldigungsartikel zu Maxim Gorkijs sechzigstem 
Geburtstag längst wieder abgeebbt. Außerhalb seiner 
Heimat ist der einstige Dichter des Lumpenproletariats wohl nir- 
gends so begeistert gefeiert worden, wie in Deutschland. Zahl- 
reiche führende deutsche Schriftsteller haben die Gelegenheit 
benutzt, Gorkij zu huldigen und in Verehrung und Dankbarkeit 
auszusprechen, was sie ihm alles schuldig zu sein glauben. Kri- 
tische Stimmen waren kaum zu vernehmen. Da ist es vielleicht 
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doch am Platze, jetzt, wo der Festlärm verrauscht ist, den Versuch 
einer objektiven Würdigung zu machen, „mit Bewunderung 
zweifelnd und mit Zweifel bewundernd“. 

Daß Maxim Gorkij bei seinem ersten Auftreten powanie 
überschätzt wurde, wird heute kaum noch jemand leugnen 
können. Es war eine rein stoffliche Wirkung, die von seinen 
Vagabundengeschichten ausging. Ein Milieu wurde hier gezeigt, 
das vor allem den großen Reiz der Neuheit hatte; daß es „echt 
war, glaubte man durch die inzwischen allgemein bekannt gewor- 
dene Tebensesdichte des Dichters verbürgt: er hatte sich jahre- 
lang in der Welt herumgetrieben, war Schusterjunge, Hafen- 
arbeiter, Schiffskoch, Eisenbahnarbeiter, Lastträger, Schreiber 
und wer weiß was noch alles gewesen, und was er schilderte, gab 
sich durchweg als persönlich Erlebtes. Dazu kam dann die 
Tendenz. Gorkijs Barfüßergeschichten erschienen in einer 
Zeit, als der müde Pessimismus Tschechows in der russischen 
Literatur den Ton angab; gegen diesen Pessimismus trat Gorkij 
als Prediger der befreienden Tat auf; als der Laster größtes galt 
ihm von frühester Kindheit an die Geduld; nichts war ihm frem- 
der, nichts unbegreiflicher als die Lehre vom „Niditwiderstre- 
ben“, in der ein Tolstoj die Quintessenz des wahren Christen- 
tums sah. In seinem Buch „Kindheit“ erzählt Gorkij von seiner 
Großmutter, der Frau des Färbermeisters Kaschirin, der nichts 
Besonderes darin sah, seiner Gattin so kräftige Hiebe auf den 
Kopf zu versetzen, daß die Haarnadeln tief in die Haut eindrangen 
und sich am Schädelknochen verbogen. Sie trug es mit Ergebung 
und Geduld, — „denn er ist ja mein Mann. Was er mir antut, 
wird er einst vor dem lieben Gott verantworten müssen; mir 
aber kommt es nicht zu, mich gegen ihn zu empören“. Dem 
Enkel ist dieses Verhalten unbegrcitiich. „Je öfter ich mit meiner 
Großmutter zusammen war, desto mehr bewunderte ich ihre Seele. 
aber schon fühlte ich, daß diese schöne Seele ganz in Märchen- 
träumen befangen war, daß sie nicht fähig war, die bittre Wirk- 
lichkeit zu verstehen, und daß meine Zweifel und Ängste ihr 
fremd waren. Dulden! Ertragen! Das hörte ich immer wieder 
als Antwort auf alles, was ich erzählte von der Abscheulichkeit 
des Lebens, von den Leiden der Menschen, von dem, was in mir 
glühte, was mich empörte. Ich war nicht zum Dulden geschaffen, 
und wenn ich mich mitunter in dieser Tugend des Lastviehs und 
der Steine übte, so war das nur eine Art Selbstprüfung. um über 
das Maß der eigenen Kräfte Klarheit zu gewinnen. Nichts ver- 
unstaltet den Menschen so entsetzlich wie die Geduld, das Sich- 
fügen in die äußeren Verhältnisse.“ 

Die sentimentale Auffassung vom russischen Volk, dem 
„schlummernden Riesen“, dem geduldig ergebenen Christophorus 
ist Gorkij völlig fremd, und darin liegt das Neue, das Aufrüt- 
telnde seiner ersten Geschichten. Er will nicht Mitleid wecken 
für seine Landstreicher, Bettler, Trinker und Zuhälter, indem er 
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sie als Opfer der sozialen Verhältnisse hinstellt und die Glück- 
lichen und Reichen an ihre Pflicht gegenüber den Ärmsten der 
Armen mahnt (Tolstoj!); er zeigt sie als Menschen, die sich selbst 

enug sind, die wissen, was sie wollen, die der satte Bürger und 

auer nicht bemitleiden, sondern fürchten soll. Diese ihre „Welt- 
anschauung“ tragen sie — durchweg geborene Anarchisten, Pro- 
testierende um des Protestes willen — meist in einem naiv über- 
heblichen Ton vor, der die spöttische Bemerkung Mereschkows- 
kijs nicht ganz unberechtigt erscheinen läßt: „Sie reden alle so, 
als wenn sie den Nietzsche in einer miserablen russischen Über- 
setzung gelesen hätten“. 

Heute liest man diese Proletarier- und Vagabundengeschichten 
Gorkijs nicht mehr mit der erregten Spannung wie vor dreißig 
1 Ja, die Begeisterung, die sie vor allem in Westeuropa 

ervorriefen, erscheint geradezu rätselhaft, wenn man bedenkt, 
daß wir damals schon in Knut Hamsun einen viel tieferen, fei- 
neren und echteren Dichter des Landstreichertums besaßen. Wir 
sind heute nidit mehr blind gegen die falsche Romantik so vieler 
von diesen Erzählungen; wir sehen deutlicher, wie neben dem 
Erlebten, das sie unzweifelhaft enthalten, sich, dieses Erlebte 
nur zu oft überwuchernd und zurückdrängend, der Einfluß der 
Schauer- und Schundromane bemerkbar macht, die der junge 
Gorkij verschlang, wie viel Angelesenes und Anempfundenes 
nicht zuletzt auch die so viel gepriesenen Naturschilderangen 
enthalten — wieder muß man an Hamsun denken! —, wie oft 
sich hinter der Roheit einzelner Szenen das Unvermögen ver- 
birgt. feinere seelische Bewegungen darzustellen, und wie oft 
die Versuche, eben solche feinere, zartere Regungen wieder- 
zugeben, in sentimentalen Phrasen stecken bleiben. 

Und doc ist etwas in diesen frühen Geschichten Gorkijs, was 
sie heute noch lesenswert macht, — eine echte, urwüchsige Kraft, 
die zwar nicht ganz so groß war, wie sie es anfangs scheinen 
mochte — denn es war ja leicht, durch lautes Sprechen oder gar 
Schreien zu imponieren in einer Umgebung, wo alles kaum zu 
flüstern wagte —, die aber doch wie eine Erlösung wirkte aus 
all der Schlappheit, Zweifelsucht und Nervosität, die das Kenn- 
zeichen der damal ren russischen — und nicht nur der russischen . 
— Gesellschaft war. 

Es soll hier natürlich nicht Gorkijs diditerische Entwicklung 
in all ihren einzelnen Etappen reschildert werden. Weil die 
Wirkung seiner ersten Geschichten hauptsädlich durch ihren 
Stoff und ihre Tendenz bedingt war, mußte das Interesse der 
großen Lesermasse für den Diditer erlahmen, sobald er sich an 
andere Stoffe wagte. Und doch bedeuten die ersten Versuche 
Gorkijs, über die Darstellung des Lumpenproletariats hinaus- 
zukommen, andere Gesellschaftskreise darzustellen, einen ganz 
außerordentlichen Fortschritt in seiner Entwicklung. In seinen 
ersten Romanen „Foma Gordejew“ und Die Drei“ wächst er 
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über seine frühen Geschichten weit hinaus, soviel man auch etwa 
egen die Komposition der Romane, gegen das schleppende 
‘empo der Erzählung einwenden kann. Der Zusammenhang 
zwischen den ersten Geschichten und diesen Romanen ist ja ohne 
weiteres klar: von Haß gegen das Spießertum waren alle 
Vagabundengeschichten erfüllt; nun wird dieses Spießertum breit 
and eingehend geschildert, — aber natürlich nur, um seine Eng- 
herzigkeit, seine Dummheit, sein Parasitentum, das den Todes- 
keim schon in sich trägt, an den Pranger zu stellen, lächerlich zu 
machen. Und doch enthält vor allem der „Foma Gordejew 
Partien von einer Echtheit und Lebenswahrheit, einer Schärfe der 
Beobachtung, wie sie in den romantischen Erzählungen der Früh- 
zeit nicht zu finden sind. Es ist und bleibt immer das Gleiche: 
der Realismus ist die einzige, dem Russen adäquate, seinem 
innersten Wesen entsprechende Darstellungsform; mag der Ein- 
zelne noch so romantisch veranlagt scheinen, — zuletzt findet er 
sich selbst doch nur im Realismus (der selbstverständlich kein 
seelenloser Naturalismus zu sein braucht, es bleibt immer bei dem 
alten Satz von dem „Stück Leben, gesehen durch ein Tempera- 
ment“). So wandelt sich auch Gorkij zum groen Wirklichkeits- 
darsteller und tritt damit in die Fußstapfen seiner Vorgänger, 
der Turgenew, Tolstoj, Gontscharow. Es ist diese Wandlung, die 
Gorkij, den wirklichen Ereignissen allerdings weit vorausgrei- 
fend, schildert, wenn er in seinem Erinnerungsbuch Kindheit 
erzählt, wie die Romantik seiner französischen Sensationsromane 
verblafte, als ihm, dem Fünfzehnjährigen, eines Tages das Werk 
eines Meisters, Balzacs „Eugenie Grandet“, in die Hände kam. 
Und ebenso, nur noch viel nachhaltiger, wirkten dann die großen 
russischen Dichter auf ihn. Aber — und das ist höchst bezeich- 
nend — je mehr er sich im Leben umtut, desto deutlicher wird 
ihm, daß auch die vollendetste Dichtung hinter dem Leben zurück- 
bleibt. „Ich hatte schon viel Bauerngeschichten gelesen und war 
mir darüber klar, wie wenig der Bauer im Buch mit dem wirk- 
lichen Bauern gemein hat. In den Büchern sind alle Bauern un- 
glücklich; ob sie gut oder böse sind — sie sind an Gedanken und 
Worten viel ärmer als die wirklichen Bauern. Der Bauer im 
Buche ist entweder schlecht oder gut, aber immer steht er ganz 
vor uns; die wirklichen Bauern jedoch sind weder gut noch 
schlecht, sie sind nur ungemein interessant. Wie offenherzig der 
wirkliche Bauer auch mit dir reden mag, du fühlst immer, daß 
er noch etwas für sich zurücbehält, daß dieser Rest nur für ihn 
da ist, und daß vielleicht gerade dieses Unausgesprochene, Ver- 
borgene das Wichtigste ist.“ | 
Man wird wohl daran zweifeln dürfen, daß schon der Fünf- 
zehnjährige sich aller dieser Dinge so klar bewußt gewesen ist, 
sie so deutlich gesehen hat. Gorkij verfällt hier in den Fehler 
aller Memoirenschreiber: er läßt in dem Alioscha Peschkow der 
80er Jahre den späteren Maxim Gorkij sfärker hervortreten, als 
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das in Wirklichkeit der Fall sein konnte. Er hat sich von alle- 
dem, was er hier schon überwunden zu haben behauptet, viel 
langsamer freigemacht, als er zugeben möchte, und gerade seine 
zweite Periode, die uns jetzt beschäftigt, die Zeit der ersten 
Romane und der vielen, allzu vielen Dramen, ist nur zu reich an 
den seltsamsten Rückfällen. 

Vor allem sind die Werke dieser zweiten Periode viel ten- 
denziöser und darum — trotz so vieler glänzender Wirklichkeits- 
schilderungen, die die Romantik der Men weit 
hinter sich lassen — unechter, unlebendiger als Ganzes genom- 
men, als die Werke der Frühzeit. Während dort nur eine ganz 
allgemeine, aber um so stärkere und leidenschaftlichere revolu- 
tionäre Stimmung herrscht, ist jetzt der Marxismus die „positive 
Grundlage“, das Erfurter Programm herrscht uneingeschränkt, 
und je gewissenhafter die tugendhaften Helden der Dramen und 
Erzählungen seit 1905 sich an dieses Programm halten, desto lang- 
weiliger werden sie. Den Tiefpunkt bedeutet wohl „Die Mutter‘, 
der Roman von der Bekehrung der einfachen Handwerkersfrau 
zum Sozialismus, heute nur noch als Filmdrama zu ertragen 

Da brachte das Jahr 1913 die große Überraschung: die Selbst- 
biographie „Kindheit“, der 1917 als zweiter Teil „Unter fremden 
Leuten“ folgte. In diesen zwei Büchern hat Gorkij sein Bestes 
gegeben, sie allein werden die Zeiten überdauern — neben ihnen 
allenfalls noch das „Nachtasyl“ als dasjenige Werk, in dem er 
Stimmungen und Motive seiner ersten Periode noch einmal zum 
einheitlichen Kunstgebilde zusammenfafßt. 

Gorkij ist nicht der erste russische Dichter, der in einem 
Memoirenwerk — also der Darstellung wirklicher, nicht erfun- 
dener Begebenheiten — sein Bestes geboten. Als Vorgänger 
wäre vor allem Aksakow mit seiner „Familienchronik“ und den 
„Kinderjahren Bagrows des Enkels“ zu nennen, so verschieden 
das hier geschilderte Milieu, die menschliche und dichterische 
Eigenart des Verfassers auch von Gorkij und seiner Welt sein 
mag. Aksakow steht am Anfang, Gorkij am Ende einer Ent- 
wicklung, in deren Mitte wir Tolstoij mit seinen drei autobio- 
graphischen Novellen und Korolenko mit seiner „Geschichte 
meines Zeitgenossen“ sehen. Diese vier großen Memoirenwerke, 
denen man noch Herzens „Erlebtes und Gedachtes“ hinzufügen 
muß, schließen sich zusammen zu einem einzigen umfassenden 
Gesamtbild des ganzen russischen Volkslebens. Wer sie gelesen 
hat, der kennt das alte, vorrevolutionäre Rußland. Und das Bild 
wäre ohne Gorkijs Selbstbiographie unvollständig geblieben. Zu 
der Darstellung des ländlichen und städtischen Adels und der 
bürgerlichen „Intelligenz“ kommt bei Gorkij die des Kleinbürger- 
tums, des sogenannten „Mittelstandes“, der in Rußland ganz etwas 
anderes ist als das, was in Deutschland denselben Namen trägt. 
Aber man muß diese Gesellschaftsschidıt kennen, wenn man 
Ruflland verstehen will, und eben darin liegt die große Bedeu- 
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tung der Gorkijschen Memoirenbücer für den westeuropäischen 
Leser: sie bieten Einblick in eine ganz neue, fremde Welt, die 
Gogol nur in grotesker Verzerrung, Tolstoj und Turgenew über- 
haupt nicht gezeigt haben und auf die auch bei Dostojewskij 
nur gelegentliche Streiflichter fallen. Der eigentliche, der große 
Dichter dieser Welt ist Maxim Gorkij. Der Sänger des Lumpen- 
proletariats wurde zum Homer des Kleinbürgertums — ein Homer 
allerdings, der vielfach juvenalische Züge aufweist. Denn mag 
der reife Gorkij den Glauben an das allein seligmachende „Bar- 
füßertum“ auch längst verloren haben, mag er auch über den 
einseitigen Marxismus hinausgewachsen sein, — geblieben ist ihm 
der Abscheu gegen das Kleinbürgertum und nirgends tritt dieser 
Abscheu so schroff zutage wie in den Jugenderinnerungen. Aber 
nirgends erscheint er auch so berechtigt, und vor allem: der Haß 
hat dem Dichter nur zu oft die Feder geführt, doch er hat seinen 
Blick nicht verdunkelt; im Gegenteil: alle Dinge sind in diesen 
Büchern mit erstaunlicher Klarheit und Deutlichkeit gesehen, 
mit einem Scharfblick, dem nichts entgeht. | 
Der russische Kleinbürger besitzt alle Untugenden des west- 
europäischen Bourgeois, ohne dessen Vorzüge zu besitzen. Er 
ist noch ganz Barbar, hat aber die Naivität des Barbaren verloren 
und gebraucht sein biſtchen Vernunft wirklich fast nur, „um tieri- 
scher als jedes Tier zu sein“. Alle wesentlichen Züge des russi- 
schen Volkscharakters, dieser seltsamen Mischung von Ost und 
West, finden sich beim Kleinbürger, beim „Mestschanin“, nur 
entartet und verzerrt. Bedenkt man, daß ein großer Teil der 
„Intelligenz“ aus diesem Milieu emporgestiegen ist, so wird 
einem vieles begreiflich, was an dieser Intelligenz so rätselhaft 
schien, viele Widersprüche klären sich von selbst auf. Der „Auf- 
stieg“ zur „Intelligenz“ bedeutet oft nur eine gewisse Änderung 
der äußeren. Lebenslage, verbunden mit der Aneignung bestimm- 
ter Fachkenntnisse; innerlich bleibt man der alte Barbar, oder — 
was noch häufiger ist — fällt unter dem Einfluß der Umgebung 
wieder in die Barbarei zurück. Typisch sind die Verhältnisse in 
Gorkijs Elternhause: in zweiter Ehe heiratet Gorkijs Mutter 
einen Techniker mit Hochschulbildung, dessen Bruder aktiver 
Offizier ist, — und dieser „gebildete“ Mann prügelt seine Frau 
genau so wie der Färbermeister Kaschirin, Gorkijs Großvater. 
die seine. Diese Leute sind über das bloße Pflanzendasein schon 
hinaus; sie stehen aber dem Leben nicht bewußt genug gegen- 
über, um es fassen und formen zu können. Daraus ergibt sich 


als Grundstimmung das Gefühl einer sinnlosen Leere des Da- 


seins, ohne die Kraft, es anders zu gestalten, ihm Zweck und 
Inhalt zu geben. Auch der wirklich „Intelligente“ kennt dieses 
Gefühl der Leere und bei ihm findet es oft einen tief ergreifen- 
den künstlerischen Ausdruck (Tschechow!); beim kleinbürger- 
lichen Halbbarbaren äußert es sich vorwiegend in einer 
unsinnigen Zerstörungswut, einer wilden Grausamkeit, die Men- 
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schen und Tiere quält, nur um zu quälen. Viele der grauenhafte- 
sten Erscheinungen der russischen Revolution werden uns be- 
greiflich durch diese Schilderungen Gorkijs, von denen er selbst 
sagt: „Warum ich all diese Scheufllihkeiten erwähne? Damit 
Sie davon wissen, meine Herrschaften, denn es handelt sich nicht 
etwa um weit zurückliegende Dinge, um eine ferne Vergangen- 
heit. Sie freuen sich an erfundenen Schauergescichten, an 
hübsch erzählten Schrecknissen, die Ihre Phantasie angenehm 
kitzeln. Ich aber kenne das Alltäglich-Grauenhafte, das wirklich 
Schrecliche, und ich habe das unbestrittene Recht, Sie unange- 
nehm aufzuregen durch Berichte darüber, damit Sie klar sehen, 
wie und in welcher Umgebung Sie eigentlich leben.“ Ja, aus 
seinen tollen Schundromanen gewinnt er die Vorstellung, daß es 
sich im Auslande viel leichter und schöner lebt als daheim, denn 
auch die Bösewichte in diesen Schauerromanen imponieren durch 
ihre Zielbewußtheit, durch die Festigkeit und Klarheit ihres 
Wollens. Es findet sich bei ihnen nichts von jenem sinn- und 
zwecklosen Höhnen und Martern Unschuldiger, das von den 
Leuten seiner Umgebung als bloſter Zeitvertreib geübt wird. 

Es ist vor allem diese Umwelt, auf deren Schilderung es 
Gorkij ankommt. Das Werden der eigenen Persönlichkeit tritt 
dabei in den Hintergrund; ja, oft hat man von den rein biographi- 
schen Partien den Findru des Konstruierten, künstlich Arran- 
gierten. Viel lebendiger als der Erzähler selbst treten die ver- 
schiedenen Personen vor uns, denen er in seinem a he 
Leben begegnet ist. Eine reichere Galerie lebensvoller Gestalten 
hat er in keinem seiner früheren, rein dichterischen Werke vor- 

eführt. Man sieht sie alle deutlich vor sich: die Großmutter mit 
ihren wundersamen Märchen und Liedern, den Großvater mit 
seinem strengen finstern Gottesglauben, die „vornehme Dame, 
die den Knaben in die Wunderwelt Puschkins einführt, aber nichts 
darin sieht, ihn in ihrem Schlafzimmer in Gegenwart ihres halb- 
entkleideten Liebhabers zu empfangen (, Plebejer sind ge- 
schlechtslos“), die Wäscherin, die ihre Tochter aufs Gymnasium 
gibt und selbst in der Gosse endet, der jüdische Apotheker, der 
als einziger dem Knaben auf seine Frage, wer die Hunnen ge- 
wesen seien, nicht mit Schimpfworten und Ohrfeigen antwortet, 
sondern ihm richtige Auskunft gibt, der Schiffskoch, der sich die 
verschiedensten Bücher vorlesen läßt, nur um sich am Klang der 
Worte zu berauschen, ohne sich im geringsten um den Sinn zu 
kümmern usw. usw. 

Aus der Erkenntnis der Sinn- und Zwecklosigkeit dieses 
kleinbürgerlichen Daseins kommt Gorkijs Kulturschwärmerei 
einerseits und seine Verherrlichung des Industriearbeiters an- 
dererseits. Es ist nicht genug. daß man sich aus dem Sumpf hin- 
aussehnt; die Sehnsucht soll zur Tat treiben. zur Tat werden. 
Kleinbürger und Bauer sind für Gorkij stagnierende Elemente, 
der Arbeiter vertritt den Fortschritt, die Entwicklung. Was der 
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Bauer schafft, was er dem Boden abringt, verzehrt er wieder; 
was der Arbeiter schafft, Wohnhäuser, Fabriken, Strafen, Brun- 
nen, das bleibt, das überlebt seinen Erbauer, überlebt die Jahr- 
hunderte. Gorkijs Kulturideal ist durchaus materialistisch, darin 
liegt seine Einseitigkeit, seine Schwäche, aber materialistisch war 
letzten Endes auch Tolstojs Ethik: er Br keine Askese, son- 
dern gleiches Recht für alle. Und es soll Gorkij unvergessen 
bleiben, daß er unmittelbar nach dem Ausbruc der Revolution 
in seiner Zeitung „Nowaja Shisn“ schrieb: „Ist die Revolution 
außerstande, sofort im ganzen Lande eine angestrengte, auf- 
bauende Kulturarbeit wachzurufen, so ist sie vergeblich gewesen, 
und wir sind ein Volk, das nicht lebensfähig ist.“ Im Namen der 
Kultur bekämpfte der einstige Sänger des „fünften Standes“ den 
Terror der Bolschewisten mit einer Heftigkeit, die ihm den 
Namen eines Verräters am Proletariat einbrachte. Selbst den 
großen, später so vergötterten Lenin wagte er damals (woran er 
sich heute vielleicht nicht gern erinnern läßt) einen „Wirrkopf“ 
(bestolkowyj) zu nennen.. Ein Jahr darauf schloß er Frieden mit 
enin, um zu retten, was noch zu retten war, und tatsächlich 
haben die russischen Schriftsteller und Gelehrten seinem uner- 
müdlichen Eintreten für ihre Interessen sehr viel zu danken... 
Gorkijs neueste Veröffentlickungen sind — wenn man von 
den zwei großen Romanen „Die Artamonows und „Klim Sam- 
pn absieht — auch durchweg Memoiren, Schilderungen aus der 
eit, die auf die „Lehrjahre“ folgte, der Zeit seiner Irrfahrten 
durch das heilige Rußland, seiner ersten literarischen Versuche 
und seiner zahlreichen Begegnungen mit den dii majores und 
minores der russischen Literatur und der revolutionären Bewe- 
gung. Er gibt diese Erinnerungen nicht mehr in Form einer 
zusammenhängenden Erzählung, sondern als einzelne Skizzen, 
scheinbar ohne alle „literarischen“ Ansprüche und doch jede ein 
farbiges, scharf konturiertes, Leben atmendes Bild. Was er von 
Tschechow, von Leonid Andrejew, von Lenin, von Krassin, vor 
allem von Leo Tolstoj zu erzählen weiß, ist ungemein fesselnd. 
Er zieht keine Schlüsse, er rundet sein Bild nicht ab, er löst keine 
Widersprüche auf, er erzählt einfach, wie es gewesen ist. Aber 
dieser anscheinend nur referierenden, nicht komponierenden, 
nicht stilisierenden Darstellungsweise wohnt eine auſterordent- 
liche gestaltende Kraft inne. Tolstojs Gestalt tritt uns bei Gorkij 
so lebendig und zugleich so überwältigend groß entgegen, gerade 
weil der Erzähler ihn zeigt, wie er wirklich war, weil er darauf 
verzichtet, das Wesen des Unbegreiflihen auf eine bequeme 
Formel zu bringen. Und wenn jetzt Gorkijs Erinnerungen an 
allerlei „kleine“ russische „Größen“, wie der Schriftsteller Karo- 
nin, der ukrainische Dichter Kociubinskyj u. ä. — Namen, die 
uns nichts sagen und uns kaum je etwas sagen werden — auch in 
deutscher Übersetzung erscheinen, so könnte man wohl meinen, 
diese Übersetzung wäre doch eigentlich recht überflüssig. 
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Was gehen uns diese russischen Durchschnittsmenschen an? Aber 
wenn man dann liest, wird man immer mehr gefesselt: denn 
es offenbart sich einem auch hier — kaum merkt man wie — ein 
ganz bedeutendes Stück russischen Lebens, russischer Wirklich- 

eit; wir lernen dadurch das Russentum überhaupt besser ver- 
stehen, jenes Russentum, von dem in Gorkijs „Kindheit“ die 
unvergeflichen Worte stehen: 

„Nicht das allein ist das Staunenswerte an unserem Dasein, 
daß die auf ihm lagernde Schicht jeglicher viehischen Gemeinheit 
so fett und fruchtbar ist, sondern daß durch diese Schicht hindurch 
dennoch ein Helles, Gesundes, Schöpferisches emporwächst, ein 
Gütig-Menschliches, das uns fest vertrauen läſtt, es sei auch uns 
noch eine Wiedergeburt zum lichten und reinen Menschendasein 


beschieden.“ 
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Zeitschriftenschau. 


A. Sowjetrußland. 


I. Politik. 


Die ausländischen diplomatischen Vertreter über die Revolution von 1917. 
(Inostrannye diplomaty o N 1917 goda.) Herausg. von A. Popov. 
„Krasnyj Archiv“, 1927, Bd. XXIV, S. 108—163. 
Die Veröffentlichung bringt das Material der Dechiffrierabteilung des 
russischen Ministeriums des Auswärtigen in der Zeit vom 24. Februar bis 
zum 26. Oktober 1917. Zum Abdruck gelangen in erster Linie die tele- 
raphischen Berichte des englischen Botschafters in Petersburg, dann die 
es Gesandten der Vereinigten Staaten, der italienischen, rumänischen, 
griechischen, persischen, schweizerischen und japanischen Gesandten über 
die Ereignisse in Rußland, teilweise auch die Anfragen der betreffenden 
Regierungen an ihre Vertreter. Überraschenderweise fehlen völlig die 
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Berichte des französischen Botschafters in Petersburg. — Die Ereignisse 
werden in den vorliegenden Dokumenten öfters unrichtig dargestellt: 
interessant ist aber die darin zum Ausdruck kommende Furcht der 
Entente-Mächte vor einem nunmehr bevorstehenden militärischen Zu- 
sammenbruch Rufllands und die ausgesprochen panikartige Stimmung, 
die sich damals unter der Wucht der Ereignisse des diplomatischen Korps 
in Petersburg bemächtigt hat. L. J. 


Die Getreidebeschaffung und die Klassen im Dorfe. (Chlebozagotovki i 
klassy v derevne.) Leitartikel. 

„Bol’sevik“ Nr. 3—4, 29. Februar 1928, S. 3—6. 
Die in den letzten drei Monaten besonders scharf in Erscheinung ge- 
tretenen Schwierigkeiten bei der Getreidebeschaffung können durch er- 
höhte Zufuhr von Industrieerzeugnissen in die landwirtschaftlichen Ge- 
biete und durch Verbesserung des Aufkaufapparates nur teilweise be- 
hoben werden. Die Hauptmafßnahme hat darin zu bestehen, daß die 
Kommunistishe Partei — unter Berücksichtigung der Direktiven des 
15. Parteikongresses über die Arbeit auf dem Dorfe — den rücksichts- 
losen Kampf mit dem auf dem Getreidemarkt spekulierenden Großbauern- 
tum aufnimmt. Insbesondere sollen bei Grofßbauern, die Getreide zurück- 
halten, die Vorräte konfisziert werden; 25 %, hiervon sollen als lang- 
fristiges Darlehen den Kleinbauern überlassen werden. Jede derartige 
Maßnahme ist unter Bezugnahme auf die gesetzlichen Bestimmungen des 
Sowjetstaates (Strafgesetzbuch der RSFSR., Artikel 107) durchzuführen, 
damit nicht der Eindruck erweckt wird, als ob eine Wiedereinführung 
des „Kriegskommunismus“ bevorstehe. H. J. 


II. Wirtschaft. 


Zur Wirtschaftslage Rußlands. (Z gospodarczego polozenia Rosji.) 
Von S. Skrzywan. 
„Przeqlad Gospodarczy“ 1928, Heft 5, S. 197—201. 
Das Hauptwirtschaftsproblem der Sowjetunion ist die Krisis auf dem 
Getreidemarkt. Der Ankauf von Getreide auf dem inneren Markt hat 
sehr stark nachgelassen und ist erst in der letzten Zeit durch sehr ener- 
ische Maßnahmen der Behörden gestiegen. Der Rückgang der Getreide- 
Beschaffung liegt an der ungünstigen „ Verteilung guter 
und schlechter Ernte im letzten Jahr, an den niedrigen und schwankenden 
Ankaufspreisen, an der mangelhaften Belieferung des Dorfes mit In- 
dustrieprodukten. Die Folge des Rückgangs ist eine Verminderung der 
gesamten Ausfuhr und ein Mangel an gewissen Lebensmitteln auf dem 
inneren Markt. Diese wirtschaftlichen Schwierigkeiten können bemerkens- 
` werte Rückwirkungen auf das Verhältnis zwischen Stadt und Land und 
die entsprechende Politik der Sowjetregierung haben. P. R. 


Aussichten über Entwicklung der Einfuhr nach der Sowjet-Union. 
(Perspektywy rozwoju importu do Z. S. R. R.) Von Ringman. 

„Przemysl i Handel“, 1928, Heft 3. S. 104-107. 

Die Einfuhr nach Rußland und die Beteiligung polnischer Waren hieran 
ist von der Wirtschaftspolitik der Sowjetregierung abhängig, der neun 
Zehntel der industriellen Produktion und des Handels der Sowjetunion 
unterstehen. Von Wichtigkeit sind in erster Linie hierfür die Produktions- 
fähigkeit der russischen Industrie, die Durchführung der Industrialisierung 
und die Kaufkraft der Bevölkerung. Ringman führt nun eine Reihe von 
Zahlen und Daten an, die die genannten Faktoren kritisch beleuchten. Die 
Zahl der Arbeitslosen berechnet er auf 234 Millionen. Das Anlagekapital 
der Industrie habe trotz der großen Aufwendungen der Regierung 1926 
erst 65 %, das umlaufende Kapital sogar erst 28% des Vorkriegsstandes 
erreicht. Die bedenkliche Erscheinung der ungesunden Differenz der 
Preise für agrarische und Industrieprodukte sei nur vorübergehend be- 
hoben worden. Technische Fortschritte habe die russische Industrie im 
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Gegensatz zu den Industrien anderer Länder während des Krieges kaum 
emacht. Der Auslandskredit Rußlands beschränkte sich auf Warenkredit. 
er Verwaltungsapparat für die Herbeischaffung des Hauptexportartikels, 

des Getreides, arbeite außerordentlich teuer. us allen diesen Gründen 

sei ein Anwachsen der russischen Einfuhr erschwert, und diese sei im 

letzten Wirtschaftsjahr tatsächlich trotz des deutschen Kredits von 300 Mil- 

lionen Mark nicht gestiegen, sondern gefallen. P. R. 


Die Ergebnisse der Naphtha-Exportkampagne 1926/27. (Itogi neſte eksport- 
noj kampanii 1926/27) Von L. X. 
„Sovetskaja Torgovlja“ vom 1. 12. 1927, S. 4—6. 
Charakteristisch für die russische Naphthapolitik des Jahres 1926/27 ist 
der Kampf mit dem Weltnaphthakapital (Shell und Deterding!). Das 
Ergebnis kann als auflterordentlich zufriedenstellend bezeichnet werden. 
Die Steigerung der russischen Naphthaausfuhr der letzten Jahre zeigen 
folgende Zahlen: 1922/23 309000 t, 1923/24 723000 t, 1924/25 1316000 t, 
1925/26 1 449 000 t, 1926/27 2 006 000 t. Der planmäßig vorgesehene Absatz 
wurde zu 97 % erreicht. Die wichtigsten Naphthasorten sind Petroleum, 
Benzin und Heizöl. Ihre prozentuale Beteiligung am Export, verglichen 
mit den beiden Vorjahren, gestaltete sih folgendermaßen: Petroleum 
21,5% (21,1; 29,2), Benzin 29,5 % (27,0: 20,6), Heizöl 34,4 % (32.3; 31,8). 
Unter den Absatzländern steht Italien mit 470 000 t an erster Stelle 
(374 000 ti). Es 55 Frankreih mit 379 000 t (176000), England mit 
375 000 t (378000), Deutschland mit 242 000 t (222 000 t) und Agypten mit 
129 000 t (83000). Charakteristisch ist, daß England, das 1925/26 noch an 
erster Stelle stand, jetzt von Italien und Frankreich überflügelt wurde. 
Künftige Schwierigkeiten sieht der Autor dann, wenn nicht 5 
Schritte unternommen werden, um dem russischen Naphtha im Auslande 
einen eigenen handelstechnischen Apparat zu schaffen. R. S. 


1) Die Zahlen in der Klammer beziehen sich auf das Vorjahr. 


III. Geistiges Leben. 


Zehn Jahre Kunst. (Desjat' let iskusstva.) Von D. Aronobi“. 
„Krasnaja Nov’“, 1927, AI, S. 208—238. 
Die Oktoberrevolution hat den bildenden Künsten in Rußland nicht nur 
neue große konkrete Aufgaben gestellt, sondern auch in ihrer „Rang- 
ordnung“ tiefgehende Anderungen verursacht. Die Malerei, die früher 
unumstritten ihren ersten Platz behaupten konnte, tritt jetzt in den 
Hintergrund; an ihre Stelle rückt die Baukunst, denn nur „mit Hilfe 
monumentaler Maßstäbe und der Formen einer grandiosen Baukunst 
können die angestrengten Versuche, den großen Stil unseres Zeitalters zu 
finden, am besten gelöst werden“. Allein infolge Mangels an Aufträgen 
müssen die scharfen Kämpfe zwischen den verschiedenen Architektur- 
schulen, durch die die Entwicklung der russischen Baukunst in den letzten 
Jahren gekennzeichnet wird, auf dem Papier ausgetragen werden. Den 
nächsten Platz, sagt A., nimmt die Bildhauerkunst ein, die besonders in 
den ersten Jahren nach der Revolution, als es galt, die Revolutionshelden 
der Gegenwart und der Vergangenheit mit Hilfe von Denkmälern dem 
Volk näher zu bringen, einen großen Aufschwung erlebt hat. — Für die 
Malerei bedeuteten die ersten Revolutionsjahre eine richtige „Sturm- und 
Drang"-Periode der „Linken“, die als erste den Oktober anerkannt haben. 
Jedoch die breiten Volksmassen können die „-istische“ Kunst nicht verstehen 
und fordern ein „Sujetbild“. Und so geht „die Entwicklung der Malerei 
in den letzten 10 Jahren vom Futurismus und von der Sujetlosigkeit zum 
neuen, synthetischen und monumentalen Realismus“. In ähnlicher Rich- 
tung bewegt sih auch die Entwicklung der besonders hochstehenden 
russischen Graphik und IIlustrationskunst. Und was das neue russische 
Porzellan, die letzten Arbeiten der russischen Teppichfabriken, sowie end- 
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lih das Spielzeug anbetrifft, so stehen sie gleichfalls unter dem starken 
Einfluß der neuen Kunstformen, die dem ythmus unserer Zeit abge- 
lauscht sind. i L. J 


Der Oktober-Mythus. (Mif % Von M. Viänjak. 

„Sovremennyja a Bd. XXXIII, S. 362—386. 

Der Verfasser will den Nymbus zerstören, der sih im Laufe der Zeit um 

das Wort „Oktober“, der die Welt mit neuen Ideen beglückt haben soll, 

gebildet hat. „Das zehnte Jubiläum der bolschewistischen Regierung hat 

alitativ im Vergleich mit dem 9., 8. usw. nichts Neues gebracht.“ Die 
rune nschaften des letzten Jahres sind, nach der Behauptung von 

Viänjak, äußerst kläglich, denn „es ist unbestreitbar, daß das Leben wie 
vordem instinktiv, stoflweise, blindlings weitergeht“. Es liegt jedoch 
diesmal nicht in der Absicht des Verfassers, auf die konkreten Mängel 
des heutigen Lebens in Sowjetrußland einzugehen. Ihn interessiert hier 
nicht der „empirische“ Standpunkt, sondern die Frage über die Aufgaben, 
die sich der Bolschewismus gestellt hat, und über seinen „metapolitischen“ 
Sinn. „Weder der einzelne Mensch, noch die Klasse, die Heimat, die 
Menschheit als Ganzes, die Internationale der Werktätigen haben in den 
letzten fünf, sogar zehn Jahren etwas gewonnen; sie haben vielmehr 
vieles verloren. Der Glaube an den Menschen ist in alle Winde zerstreut, 
die Begeisterung, die Ehrfurcht vor dem Wort, die Liebe zur Arbeit, der 
Glaube an die Zweckmäfigkeit der kollektiven Bemühungen sind er- 
loshen. Geweckt und gepriesen sind die egozentrischen, selbstsüchtigen, 
primitiven Instinkte des Menschen.“ 

Viele Momente, die dem Bolschewismus eigen sind, kommen auch 
früher in der Geschichte vor; die „einmalige Einzigartigkeit des Bolsche- 
wismus besteht in einer antihistorischen Absicht, im Rahmen einer natio- 
nalen Revolution übernationale und Weltaufgaben zu lösen, in seinem 
Versuch, die zu spät gekommene und in den schwierigsten Verhältnissen 
des Weltkrieges geborene russische Revolution zum Ausgangspunkt einer 
Befreiung der ganzen, selbst der politisch und wirtschaftlich am weitesten 
fortgeschrittenen Welt zu machen, in dem Entschluf, in der Hoffnung auf 
eine Weltrevolution, das Schicksal einer großen, wenn auch ‚provinziellen‘ 
Revolution, wie das des ganzen Landes auf die Karte zu stellen“. Der 
Schwerpunkt des „Oktobers“ liegt nicht im „was“, sondern im „wie“, nicht 
im Endziel, sondern in der Methode, nicht im Sozialismus oder Kom- 
munismus, sondern im Bolsdiewismus oder Leninismus. Daraus ergibt 
sich die nahe Verwandtschaft zwischen den Bolschewisten und Faschisten, 
die gleich scharfe Ablehnung des Prinzips der Persönlichkeit und der 
Freiheit. Die Persönlichkeit ist in Sowjetrußland der Idee des Klassen- 
kampfes geopfert worden, und nicht zufällig war die Bemerkung Lenins, 
daß 340 des russischen Volkes untergehen könnten, sollten nur 10 % 
davon die Weltrevolution erleben. Und auf die Frage von Iwan Kara- 
masoff, ob die „höchste Harmonie“ einer einzigen Träne eines gequälten 
Kindes wert sei, hat der Bolschewismus deutlich genug geantwortet, — er 
hat Menschen, Völker, eine konkrete Welt einem Phantom, einem Mythus 
als Opfer gebracht. L. J. 


B. Polen. 


Deutschland und Polen. von 
Der Ring. Politische Wochenschrift. 1. Jahrg. 1927/28, Heft 7. S. 123—125. 
Trotz aller Schwierigkeiten fordern alle wirtschaftlich denkenden Men- 
schen, daß wir zu einer Wirtschaftsverständigung mit Polen kommen. 
Polen ist der gröflte osteuropäische Markt für uns und dürfte es auf Jahr- 
zehnte hinaus bleiben. Aber von der Herstellung normaler wirtschaft- 
licher Beziehungen darf in diesem Falle eine Bereinigung des politischen 
gensatzes nicht erwartet werden. Der deutsch-polnische Gegensatz ist 
das schwierigste Problem Osteuropas, und alle diplomatischen Vermitt- 
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lungsversuche sind zwecklos. Nur Fragen zweiten Ranges, wie die Minder- 
heitenfrage, können bei Gelegenheit des Handelsvertrages e 
werden. Die Entscheidung der groflen Probleme hängt von der Stellung 
ab, die Deutschland in der Kardinalfrage der osteuropäischen Politik, in 
der russischen Frage, einnehmen wird. Deutschland muß zwischen sow- 
jetistischer und europäischer Politik wählen, und das wahrscheinlich ziem- 
ich bald. Die deutsche Politik muß mit der Möglichkeit rechnen, daß das 
Russische Reich als politische Kategorie aus der osteuropäischen Politik 
verschwindet und Polen als die entscheidende osteuropäische Macht an 
seine Stelle tritt. R. R. 


Deutsch-polnische Verhandiungen. Von Dr. W. Bickerich. 

Der Deutschenspiegel, 5. Jahrgang, Heft 9, 2. März 1928, S. 393—397. 

Der Handelskrieg hat für beide Teile die schwersten wirtschaftlichen 
Folgen gezeitigt. Für die deutsche Industrie ist der Aufbau einer Kon- 
kurrenzindustrie in Polen besonders unangenehm. Die Aussichten für 
den Abschluß eines Vertrages kann man nicht pessimistisch genug be- 
urteilen. Die Angst vor politischen Auswirkungen des Niederlassungs- 
rechtes wird Polen nicht so bald überwinden. In Polen sind besonders die 
Verbrauchermassen von den Wirkungen des Zollkrieges betroffen. In 
beiden Ländern ist der Wirtschaftskampf ein Gegenstand innenpolitischen 
Streites geworden. In Polen sieht man nur die politische, in Deutschland 
nur die wirtschaftliche Seite der Frage. Hier haben die deutsch-polnischen 
Industriebesprechungen außerordentlich aufklärend gewirkt. R. B. 


Der polnische Korridor, (The Polish Corridor.) Von F. C. Linfield. 
The Nation and Athenaeum, London, Vol. XLII, Nr. 13, 31. 12. 27, S. 505—506. 
Der Korridor ist eine Unmöglichkeit. Die Lösung der schwierigen Frage 
darf weder im prodeutschen noch im propolnischen, sondern sie muß im 
gesamteuropäischen Sinne versucht werden. R. R. B. 


Der wirtschaftliche Fortschritt Polens. Von Eugeniusz Kwiatkowski. 

Nord und Süd, 51. Jahrgang, Heft 3, März 1928, S. 191—207. 

Der polnische Minister für Handel und Industrie Kw. schildert in diesem 
Aufsatz die Schwierigkeiten, die dem wirtschaftlichen Aufstieg Polens ent- 
5 und die Fortschritte, die auf währungstechnishem und 
inanziellem Gebiet, ebenso auf dem Gebiete der Agrarproduktion, des 
Bergbaus, der Industrie, des Handwerks und des Handels erzielt wurden. 
Er unterstreicht die große Bedeutung der an vom Jahre 
3 und den sichtbaren Aufschwung der gesamten Wirtschaft u aa 
eit. . W. 


Die Veterinärfrage und der deutsch-polnische Ben Sprawa 
weterynaryjna a traktat handlowy polski-niemiecki.) Von Dr. Fischroeder. 
„Przemysl i Handel“ 1928, Heft 6, S. 211. 
Fischroeder untersucht aus Anlaß der bei den deutsch-polnischen Handels- 
vertragsverhandlungen zum Ausdruck gebrachten Besorgnisse über die 
Einschleppung von Viehseuchen aus Polen die Lage des Veterinärwesens 
in Polen. Nach „ über den Bildungsgang der polnischen staat- 
lichen Veterinärärzte und die Organisationen der Veterinärverwaltung 
gibt der Verfasser eine Reihe von Beispielen über die erfolgreiche Be- 
kämpfung von Viehseudien in Polen. Aus dieser Darstellung zieht er 
selbst folgenden Schluß: „Zusammenfassend muß festgestellt werden, daß 
die Organisation des Veterinärdienstes in Polen in keiner Weise als 
schlechter angesehen werden kann als die deutsche Organisation. Die 
eben angeführten Erfolge bei der Bekämpfung von Viehseuden und die 
role Tüchtigkeit der polnischen Veterinärbehörden beweisen, daß die 
an ansteckender Viehseuchen in Polen durchaus nicht größer 
ist als in Deutschland, sondern im Gegenteil, daß einige Krankheiten in 
Deutschland stärker verbreitet sind als in Polen; daß nach alledem Polen 
in bezug auf das Veterinärwesen völlig berechtigt ist, eine Sicherung der 
Ausfuhr von Tieren und tierischen Produkten zu erhalten.“ P. R. 


530 


Die pewsen Handelsbilanz. (Bilans Handlowy Polski.) Von Dewey. 
„Prz 


emysl i Handel“, 1928, Heft 9, S. 333—335. 

Der amerikanische Finanzberater der polnischen Staatsbank beschäftigt 
sich in diesem Aufsatz vor allem mit der Frage, ob und inwieweit die 
pegenwiirtige Passivität der polnischen Handelsbilanz bedenkliche Folgen 
aben könne. Er kommt dabei zu dem Schluß, daß die Notwendigkeit 
der Erneuerung des zerstörten Kapitals in Polen und der Einfuhr von 
Rohstoffen und Produktionsmitteln an sich eine Passivität der polnischen 
Handelsbilanz zur Folge haben könne, daß aber hierin keine Gefahr liege, 
solange sich die Passivität in mässigen Grenzen halte, zumal sie dur 

Kapitaleinfuhr ausgeglichen werden könne. Dagegen warnt Dewey vor 
einer Belastung der polnischen Handelsbilanz durch unproduktive, ledig- 
lich dem Konsum dienende übermäßige Einfuhr. P. R. 


Der Dichter der polnischen Seele — Jan Kasprowicz. (Poeta duszi 


polskoej — Jan Kasprowicz.) Von Konstantin Balmont. 
„Droga“ Nr. 4-5, 1927, S. 4-13. i 
Dieser Vortrag, den Balmont während seines Aufenthaltes in Polen 
(April 1927) in allen größeren Städten hielt, berührt tiefer das Verhältnis 
Rußlands zu Polen als die Persönlichkeit des kürzlich verstorbenen polni- 
schen Dichters. Balmont unterstreicht die Bedeutung der polnischen 
Literatur für jeden denkenden Russen, erwähnt auch seine persönlichen 
Beziehungen zu den polnischen Dichtern, die während seiner ersten Emi- 
grierung (1905—12) in Paris angeknüpft wurden. In Kasprowicz erblickt 
er den Ausdruck der polnischen Seele — eine Synthese von stürmischer 
Tatkraft und religiöser Romantik. Die tiefe Liebe zur Natur, die be- 
sonders in den letzten Gediditsbänden von Kasprowicz — „Moj swiat“ 
und „Ksiega ubogih“ zum Ausdruck kommt, veranlaßt Balmont (der einige 
dieser Gedichte ins Russische übertragen hat), den polnischen Dichter mit 
Franz von Assisi zu vergleichen. E. S. 


Die Poesie des edlen Mißverständnisses. (Poezja szlachetnego nieporozu- 


menia.) Von Pawel Hulka-Laskowski. 
„Wiadomosci literackie“, Nr. 1, (209), 1928. 


Gestern und Morgen in der polnischen Poesie. (Wczoraj i jutro poezji 
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w Polsce. Von Wlad. Broniewski. 

„Wiadomosci literackie“, Nr. 4, (212), 1928. 

Es handelt sich hier um einen Streit um die sogenannte „proletarische“ 
Poesie, d. h. um Gedichte, die von den jüngeren polnischen Dichtern 
(Wandurskv, Jasienski, Broniewski, Stern u. a.) für das Proletariat ge- 
schrieben werden. Hulka-Laskowski behauptet, daß diese Gedichte für 
die Arbeiter alles andere als Poesie bedeuten, ja ihnen unverständlich 
sind, denn diese Dichter stehen außerhalb des Proletariats, das sie zum 
Kampf aufrufen: sie spielen hier die Rolle eines „Regimentsorchesters, 
das — vom Schlachtfeld ferngehalten wird“. Sie kennen das Proletariat 
nicht, das sie sich als eine abstrakte, einheitliche Masse vorstellen, und 
wollen nicht begreifen, daß die Arbeiter keine Lust haben, immer wieder 
von Maschinen, Werkzeugen, Streiken usw. zu lesen, die sie ohnehin zu 
ut kennen. Die wirkliche Arbeiterpoesie, behauptet Hulka-Laskowski, 
ührt den Arbeiter aus dem Fabrikgebäude in die Natur hinaus; sie be- 
rührt die ewig neuen Themen: die Liebe, das Leben, den Tod. 

Gegen diese Auffassung von der proletarischen Poesie protestiert Bro- 
niewski in derselben Zeitschrift (Wiadomosci Literackie, Nr. 4). Die Auf- 
gabe der Dichtung ist zwar nicht, das Proletariat zum Kampf zu führen 
— das ist die Sache der revolutionären Organisationen —, sondern seinen 
Stimmungen Ausdruck zu verleihen. Es hiefe aber die Arbeiter unter- 
schätzen, wenn man behaupten wollte, daß sie nur auf „Blumen- und 
Sternengedichte“ reagieren können. Das Klassenbewuftsein gestattet dem 
polnischen Proletariat, allen politischen und sozialen Problemen der Zeit 
ein Interesse entgegenzubringen, auch die Dichtung bedeutet für es nicht 
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nur Unterhaltung: die Poesie der Arbeit ist die Poesie der Avantgarde 
der arbeitenden Massen. — Wenn auch Broniewski selbst zu „proletari- 
schen“ Dichtern gehört, so wirkt sein Protest, trotz Zitaten aus dem „Kom- 
munistischen Manifest“, nicht überzeugend genug. E. S. 


C. Litauen. 


Die polnisch-litauische Grenze. (La frontière polono-lithuanienne.) 
Von Alexandre Merlot. 
8 18 politique économique, literaire et artistique“ v. 15. Februar 1928, 


Der Verfasser verteidigt den polnischen Standpunkt und behauptet, daß 
die Wilnafrage bereits durch den Beschluß der Botschafterkonferenz vom 
15. März 1923, der auf den litauischen und polnischen Deklarationen be- 
ründet war, zugunsten Polens entschieden und vom Völkerbundsbeschluß 
10. Dezember 1927) endgültig gelöst sei. Die Überzeugung Woldemaras’, 
die Wilnafrage harre noch ihrer Lösung, müsse folglih auf einem Mif- 
verständnis beruhen. E. S. 


Litauen und sein Konkordat. Von Edm. Raitz v. Frentz. 
„Abendland“, 1928, Heft 5, S. 137-139. 
Die neuere Geschichte Litauens war „ein erschütternder, mit stummem 
Heldenmut durchgefochtener Kampf“ gegen die gewaltsame Russifizierung 
es Landes. Der Katholizismus war dabei ein wichtiger Faktor für die 
Aufrechterhaltung des litauishen Volkstums, um so mehr, als die Litauer 
schon zahlenmäßig viel zu schwach waren, um einen offenen Kampf gegen 
Ruflland Sufzunchmen: Der Vatikan hat, nach der Behauptung des Ver- 
fassers, den nationalen Bestrebungen der Litauer stets Rechnung getragen: 
deswegen bedeutet auch die jüngste „Eingliederung Wilnas in den Ver- 
band der polnischen Diözesen des römisch-katholishen Ritus durch das 
Konkordat mit Polen seitens des Vatikans nur eine Anerkennung der tat- 
sächlichen Lage, aber keinen ewigen Rechtstitel auf Wilna als eine pol- 
nische Metropole“. L. 9. 


Die russische Schule in Litauen. (Russkaja škola v Litve) Von A. Tyminskij. 
„Russkaja škola za rubekom“, 1927, Heft 24, S. 707-719. 
Der Weltkrieg hat die Arbeit der russischen Schule in Litauen gewaltsam 
unterbrochen. Die Loslösung des Landes vom russischen Reich gestattet 
auch heute noch nicht, sie im früheren Umfange aufzunehmen. Trotz der 
groflen Masse der russischen Bevölkerung in Litauen — über 50000 Ein- 
wohner — sind nur ca. 20 russische Schulen eröffnet worden. Von 
8000 schulpflichtigen Kindern konnten Ende 1926 nur 1200 Kinder suiga 
nommen werden, was ca. 8% ausmacht. 8% der russischen Kinder be- 
suchen die nichtrussische Schule, ca. 80 % — bleiben überhaupt dem Schul- 
unterricht fern. Der russischen Bevölkerung, die größtenteils den unter- 
sten Schichten angehört, fehlt es einerseits an nötiger Energie, um die 
Hindernisse, die seitens der nationalistisch eingestellten litauischen Re- 
ierung ihr in den Weg gelegt werden, zu überwinden, andererseits an 
eldmitteln, um aus eigener Initiative heraus neue russische Ba zu 


gründen. 
D. Lettland. 


Im südiichen Teil der Ostseeprovinzen. 1919. (V juznoj Pribaltike.) 
Von Fürst A. Lieven. 

„Beloje Delo“, 1927, Band III, S. 180-208. 

Fürst L., der aktive Teilnehmer des Kampfes für die Befreiung Lettlands 
und Estlands von den bolschewistischen Truppen, schildert hier anschau- 
lich die politische Lage der Ostseestaaten im Jahre 1918, die Mission des 
Generals von der Goltz, die Haltung der Ententemädite, die Bildung der 
baltischen Landeswehr und des russischen Freiwilligenkorps, sowie die 
Militäraktionen des letzteren in der Zeit vom Januar bis Juli 1919. L. J. 
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Der provisorische Handelsvertrag Polens mit Lettland. (Prowizoryczny 
uklad handlowy z Be Von Geppert. 

„Przeglad Gospodarczy“, 1928, Heft 2, S. 46— 47. 
Die Schwierigkeiten des Abschlusses eines endgültigen polnisch-lettländi- 
schen Handelvertrages liegen darin, daß Lettland auch Polen gegenüber 
an dem in 18 Handelsverträgen festgelegten Grundsatz festhält, von der 
Meistbegünstigung die Zugeständnisse auszuschließen, die es der Sowjet- 
Union und Litauen gemacht hat oder machen wird. Eine engere Ver- 
ständigung Lettlands mit Litauen in Zollfragen ist freilich bisher noch 
nicht zustande gekommen, weil Litauen dann ein Eindringen polnischer 
Waren über Lettland befürchtet. Unter diesen Umständen wäre es für 
Litauen zweifellos vorteilhafter, sih unmittelbar mit Polen in Handels- 
fragen zu verständigen. Im übrigen muß Polen aus dieser Haltung Lett- 
lands die Konsequenz ziehen, auch Lettland von Zollvergünstigungen 
auszuschlieften, die es etwa Litauen gewähren würde. 
Unter diesen Umständen ist trotz jahrelanger Verhandlungen am 22. De- 
zember 1927 nur ein provisorischer Handelsvertrag zwischen Polen und 
Lettland zustande gekommen, der monatlich kündbar ist, mit dem Ab- 
schluß eines endgültigen Handelsvertrages aber von selbst erlisht. Die 
Basis dieses Vertrages bildet die Meistbegünstigung, aber unter Aus- 
schluß derjenigen speziellen Zollnadilässe, die die vertragsschließenden 
Staaten einzelnen dritten Staaten zugestehen. In der Praxis betrifft dies 
bisher die von Lettland der Sowjet-Union zugestandenen besonderen Zoll- 
ermäßigungen. Ein günstiger Einfluß des Vertragsabschlusses auf den 
polnischen Warenabsatz nach Lettland ist zu erwarten. Auch bisher war 
die Handelsbilanz stark aktiv zugunsten Polens. P.R. 


G. Deutscher Osten. 


Königsberg einst und jetzt. (Krolewiec niegdys a dzis.) Von Srokowski. 
„Przeglad Wspolczesny“, 1928, Nr. 71, S. 443—457. 
Der frühere polnische Generalkonsul in Königsberg geht in dieser Ab- 
handlung bis ins 13. Jahrhundert zurück und hebt die bis ins 15. Jahr- 
hundert bestehenden politischen Beziehungen Königsbergs zu Polen her- 
vor, die mit dem Gegensatz zwischen dem Orden einerseits und den preu- 
ßischen Ständen und Städten andererseits zusammenhängen. Kulturelle 
Beziehungen sind nach Srokowski auch bis ins 16. und 17. Jahrhundert in 
bemerkenswertem Maße zwischen Polen und Königsberg vorhanden ge- 
wesen. Dann setzt sih in Ostpreußen und insbesondere in Königsberg 
eine allgemeine chauvinistische Fremdenfeindlichkeit durch. Heute sei es 
gefährlich, in Königsberg in der Öffentlichkeit sich der polnischen oder 
irgendeiner anderen fremden Sprache zu bedienen. „Wenn der Preuſtfe. 
nicht die Möglichkeit hat, einen Nichtpreußen straflos zu miſthandeln, aus- 
zubeuten und zu verachten, so sieht er das als eine Kränkung an, die er 
aufs entschiedenste zu ahnden bemüht ist.“ In diesem Sinne spricht 
Srokowski Königsberg Tradition und Kultur ab: „Das Ostpreuftentum ist 
nicht Europa“. Auch wirtschaftlich leide Königsberg und Ostpreußen 
darunter, daf die Preußen „keine andere Form des Handels, als nur ein- 
seitige Ausbeutung“ kennen und infolgedessen sich den Bedingungen der 
Nachkriegszeit nicht anpassen können. P. R. 


Bücherschau. 


Landwirtschaft und öf , der 
Süd- Ukraine (Neu-Rußland) unter Berücksichtigun 
der historischen Entwicklung. Von Dr. Fr. Veit. XVIII, 128 S. 

Verlag von Walter de Gruyter u. Co., Berlin und Leipzig 1927. 
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5 Forschungen, Abteilung II, Heft 3.) Geh. 


Als- Assistent an der Nansenschen Wiederaufbaustation in der Süd- 
ukraine hat der Verfasser Gelegenheit gehabt, die agrarischen Verhältnisse 
dieser fruchtbaren Schwarzerdregionen zu erforschen. Im Hauptteil seiner 
Arbeit gibt er zunächst eine historische 5 bis zur großen Agrar- 
revolution von 1917/18. Diese selbst bildet den Inhalt des zweiten Ab- 
schnitts. Die Schilderung der augenblicklichen land wirtschaftlichen Produk- 
tion und Betriebsweise vervollständigt die Arbeit zu einem wertvollen Aus- 
schnitt aus der Wirtschaft des heutigen Rußland, in der sich die alten bäuer- 
lichen Kräfte nach allen Zusammenbrüchen mit neuer Kraft tegen 


AlexanderTairoff:DasentfesselteTheater. 
Aufzeichnungen eines Regisseurs. Zweite Auflage. Gustav 
Kiepenheuer-Verlag. Potsdam 1927. 112 8. 

Die Tatsache, dafl das Buch von Tairoff, eines der führenden russischen 
Regisseure unserer Tage, binnen kurzem eine zweite Auflage erlebt hat, ist 
an sich schon ein deutliches Zeichen dafür, wie aktuell heute das Problem 
der Schaffung eines neuen Theaters geworden ist. In seinem Vorwort weist 
T. darauf hin, daß er weder ein abstrakter Gelehrter, noch ein Schriftsteller 
ist; er sei lediglich ein Regisseur, ein Mensch der Tat — und dies ist gerade, 
was seine mit großer Leidenschaft geschriebenen Aufzeichnungen so lebendig 
und anziehend macht. Trotz aller persönlichen Angriffe, auf die man wieder- 
holt in seinem Buche stößt, ist dieses nur ein Bekenntnis zum Theater, das 
mit „der stürmischen, lebenszeugenden Epoche unserer großen Revolution” 
im Einklang steht, zum Theater des Neorealismus, zum Theater als Kollektiv- 
kunst. Auf seiner Kampffahne stehen die Worte — Kampf dem Dilettantis- 
mus, es lebe der Schauspieler, der einzige Herr der Bühne! — geschrieben, 
und mit dieser Parole glaubt T. das neue, rekonstruktionsfreie Theater von 
heute geschaffen zu haben. — Es unterliegt keinem Zweifel, daß das russische 
Theater, das seinerzeit vieles vom Theater des Herzogs von Meiningen ge- 
lernt hat, heute einen befruchtenden Einfluß auf die deutsche Bühne aus- 
üben kann. Das Moskauer Kammertheater von Tairoff darf dabei nicht über- 
sehen werden. L. J. 


Das Memelgebiet. Eine völkerrechtsgeschichtliche und 
politische Studie. Von Dr. Ernst Friesecke. (Tübinger 
Abhandlungen zum öffentlichen Recht, 13. Heft.) Verlag von 
Ferdinand Encke in Stuttgart, 1928. 76 S. Geh. RM. 5,70. 

Die bekannten Ereignisse bei und nach Abscdiluf des Versailler Ver- 
trages finden eine klare Darstellung und werden auf ihren staatsrechtlichen 
Inhalt untersucht. Zeitlih reicht das Buch bis zu den Landtagswahlen am 
28. August 1927. Es kann jedem, der sich über die Memelfrage aus wissen- 
schaftlichen oder politischen Gründen unterrichten will, als sachliche Zusam- 
menfassung empfohlen werden. R. R. B. 


Die Deutsche Ostmesse. Ein Beitrag zur Entwick- 
lung des Randmessenproblems. Von Dr. Walther Flach. 
Schriftenfolge „Osteuropäischer Aufbau“, Heft 12. Osteuropa- 
A i. Pr. und Berlin W 35, 1927. 91 S., brosch. 
2 j 


In einem ausführlichen historischen Teil untersucht der Verfasser die 
Entwicklung und die „ Funktionen der Messen im allgemeinen. 
Die Betrachtung der Kriegs- und Nachkriegsentwicklung führt zu dem im 
Rahmen des wirtschaftlichen Wiederaufbaus in Deutschland entstandenen 
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Problem der Dezentralisation des Messewesens, das seine praktische Aus- 
wirkung u. a. in der Königsberger Ostmesse fand. Mit Recht wird betont, 
daf die Entwicklung der Rand- und Einzelmessen teilweise zu ungesunden 
Übertreibungen geführt hat, während die Königsberger Messe in dem abge- 
trennten Ostpreußen eine doppelt lebenswichtige Funktion hat. Der Ostmesse 
und ihrer Bedeutung für den Wiederaufbau des deutschen Handels mit Ost- 
europa ist ein besonderer Abschnitt gewidmet. R. R. B. 


Notizen. 


Die Tätigkeit der Akademie der Wissenschaften der Sowjet-Union 
im Jahre 1927. 


Am 2. Februar 1928 fand in Leningrad die allgemeine Jahresversamm- 
lung der Akademie der Wissenschaften der Sowjet-Union statt. Der Aka- 
demiker Fersman erstattete den Bericht über die Tätigkeit der Akademie 
im Jahre 1927: Von den von der Akademie unterhaltenen Instituten hat 
im Berichtsjahr das Physikalisch-mathematische Institut bedeutende Verände- 
rungen und Erweiterungen erfahren. Die Entstehung der Erdbeben wurde 
untersucht, drei neue seismographische Stationen wurden errichtet und 
17 Seismographen einer neuen Konstruktion hergestellt. Nicht weniger als 
65 große wissensdiaftliche Expeditionen wurden im Jahre 1927 organi- 
siert, von denen sich 16 auf den europäischen Teil der Sowjet-Union er- 
streckten, die übrigen auf die Randgebiete. Planmäßig wurden die Gebiete 
der neugegründeten Republiken untersucht. Mehrere Expeditionen gingen 
in die Polarzone. Die gesamte Expeditionstätigkeit wurde in einem eigenen 
Organ der Akademie zusammengefaft, dem „Besonderen Komitee 
zur Erforschung der verbündeten und autonomen Re- 
Ban ine (Okisar). In Verbindung mit diesem Komitee arbeiten beson- 

ere Kommissionen an der Erforschung der burjatischen, der mongolischen 
und der Tanu-Tuwin-Republik. Die Editionstätigkeit der Akademie 
hat im Berichtsjahr erheblich zugenommen. Insgesamt wurden 1560 Bogen 
gedruckt (1926: 1139 Bogen). Die Entwicklung internationaler wissen- 
schaftlicher Beziehungen wird von der russischen Akademie der 
Wissenschaften in besonderem Maße gefördert. Die Akademie hat an 13 inter- 
nationalen Kongressen teilgenommen. 17 Akademiker und 28 korrespon- 
dierende Mitglieder besuchten im Jahre 1927 vierzehn Länder Westeuropas 
und Nordamerikas. Auf dem Gebiete gemeinsamer Expeditionen besteht eine 
besonders enge Verbindung mit Deutschland: zwei Expeditionen nach Tur- 
kestan und Transbaikalien sind in Vorbereitung. Zusammen mit französi- 
schen Gelehrten sollen ähnliche Pläne verwirklicht werden. 


Die neuen ausländischen Mitglieder der Russischen Akademie der 
Wissenschaften. 


In der Jahresversammlung der Akademie der Wissenschaften der 
Sowjet-Union am 2. Februar 1928 gab der Präsident der Akademie, Kar- 
pinski, die Namen von 17 ausländischen Gelehrten bekannt, die zu Ehren- 
mitgliedern oder zu korrespondierenden Mitgliedern der Russischen Akade- 
mie der Wissenschaften gewählt worden sind. Zu Ehrenmitgliedern wurden 
gewählt: Prof. Walden, Rostock (Chemie), Prof. Joji Sakurai, Tokio (Präsi- 
dent der japanischen Akademie der Wissenschaften), Prof. Snouk Hurgronje, 
Leiden (Arabishe Sprachen, Islam), Prof. Richard v. Wettstein, Wien 
(Botanik), Prof. Alexis Carrel, Newvork (Rockefeller Institut), Prof. Gustav 
Tamman, Göttingen (Physik und Chemie) und Prof. Adolf Engler, Berlin 
(Botanik). Zu korrespondierenden Mitgliedern wurden gewählt: der Physi- 
ker Prof. Erwin Schrödinger, Zürich, der Zoologe Prof. B. Dybovski, Lemberg. 
der Paläontologe Prof. Louis Dollo, Brüssel, der Historiker Prof. A. Mathies, 
Dijon, die Slawisten Prof. Stojanovič, Belgrad und Prof. André Mazon, Paris, 
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der Turkologe Prof. Friedrih Wilhelm Karl Müller, Berlin und die Indo- 
5 Prof. Max Vasmer, Berlin, Prof. van Wijk, Leiden und Prof. 
. KoSutie, Belgrad. 
Von russischen Historikern wurden zu korrespondierenden Mitgliedern 
ewählt: Prof. D. N. Egorov, Moskau, Prof. A. A. Iljin, Leningrad und Prof. 
J. M. Sibircev, Archangelsk. 


Die Russische Geographische Gesellschaft (1917—1927). 


Die Staatlihe Russishe Geographische Gesellschaft (Gründungsjahr 
1845) wurde durch die Revolution vor die Aufgabe gestellt, im Zusammen- 
hang mit dem radikalen Staatsumbau eine umfassende geographische Erfor- 
schung der Sowjet-Union und der an sie angrenzenden Länder vorzunehmen. 
Neben die rein wissenschaftlichen Aufgaben traten praktische Untersuchungen 
über die produktiven Kräfte und Wirtschaftsmöglichkeiten des neuen Staa- 
tes sowie über die Lebensbesonderheiten der vielen Völkerschaften, denen 
oura die Moskauer Regierung die nationale Autonomie verliehen wor- 

en war. 

Die Reorganisation der Gesellschaft setzte im Jahre 1922/23 ein. An 
Stelle des Statutes vom Jahre 1849 trat ein neues, das der Tätigkeit der Ge- 
sellschaft eine der staatlichen Umwälzung entsprechende neue Form gab. Die 
freie und weitgehende Aufklärung über geographishe Probleme wurde zu 
einem der Hauptziele der Gesellschaft. In allgemeinen Versammlungen er- 
statteten die Mitglieder der Gesellschaft die Berichte über ihre Expeditionen 
und die verschiedenen BSR EDDIE Unternehmungen. Diese Veranstal- 
tungen fanden in der Öffentlichkeit starkes Interesse. Sie waren im Durch- 
schnitt von 300—400, häufig sogar von 700—800 Personen besucht. 

Die wissenschaftlihe Tätigkeit der Gesellschaft wickelte sih in vier 
Sektionen ab. Von diesen arbeiten die Sektion für physikalische 
und für mathematische Geographie zusammen. Sie widmeten der 
Leningrader Überschwemmung im September 1924 ihre besondere Aufmerk- 
samkeit. Aufterdem stand im Vordergrund der Arbeiten die Erforschung von 
russischen Randgebieten: Mittelasien (insbesondere Buchara), Sibirien, dem 
Ural, dem Kaukasus, der Krim usw. 

An diese beiden Sektionen sind verschiedene wissenschaftlihe Kom- 
missionen angegliedert: die meteorologische Kommission, die Gletsherkommis- 
sionen, die die Gletscher im Altai und Kaukasus erforscht, die Seekommisson, 
die den dritten internationalen Limnologischen Kongreß (Leningrad 1925) vor- 
bereitete und die Kommission zur Erforschung der Sandwanderungen. Die 
V Sektion der Gesellschaft untersuchte die Verände- 
rungen, die die Revolution in den Städten und auf dem Lande hervorgerufen 
hat. Auflerdem wurden die nationalen Minderheiten der Sowjet-Union nach 
ethnographishen Gesichtspunkten erforscht. Eine Kommission für Volks- 
sagen und für Volksmusik setzte die Sammlung von Volksliedern, insbeson- 
dere von Volkserzählungen, fort und studierte die weifßrussische, klein- 
russische und orientalische Musik auf sowjetrussischem Boden. 

Die statistische Sektion hatte die Aufgabe, die grofe Volks- 
zählung für das Jahr 1926 vorzubereiten. Sie arbeitete die ausführlichen 
Instruktionen über die demographische, landwirtschaftliche industrielle und 
kommerzielle Volkszählung aus. Auf Grund dieser Vorarbeiten gelang es, 
bei der Volkszählung ein gleihmäfiges Material über die zahlreichen Völker- 
schaften der Sowjet-Union zu erhalten, das dem gegenwärtigen Stand ent- 
spricht und das die Herstellung moderner ethnographischer Karten ermög- 
liht. In einer Unterkommission wird zusammen mit der Akademie der 
Wissenschaften seit 1926 eine wissenschaftliche statistische Untersuchung der 
weiblichen Bevölkerung der Sowjet-Union vorgenommen. Andere Unter- 
kommissionen erforschen die jakutishe, kalmückishe und finnische Be- 
völkerung. 

Von besonderer Bedeutung für die Geographische Gesellschaft sind die 
Expeditionen. Im Vordergrund steht die große mongolisch-tibetische 
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un des Ehrenmitgliedes der Gesellschaft P. Koslow (1923—26), deren 
archäologische, naturhistorische und ethnographische Ergebnisse von der Ge- 
sellschaft in mehreren Ausstellungen der Ötfentlichkeit zugänglich gemacht 
worden sind. 

In der kartographischen Abteilung der Gesellschaft werden 
die Karten von Sibirien, dem Kaukasus, Turkestan und dem europäischen 
Teil der a en vorbereitet. Bis jetzt sind sechs Blätter der ethno- 
5 arte Sibiriens (Masstab 1 : 100 000) gedruckt, ferner die Karte 

essa rabiens, Weiſtrufllands, Samarkands, des Uralgebietes, des Wolgagebietes 
usw. Im Druck befinden sich die Karten des Kaukasus und des europäischen 
Teils der Sowjet-Union. 


Deutsche Gelehrte in Rußland. 


Prof. Dr. Werner Mecklenburg (Aussig) hat einen Ruf als Professor 
für anorganische technische Chemie an der Technischen Hochschule in Mos- 
kau angenommen. Dr. Richard Engeland, München, Schüler von Prof. Wie- 
land (München), hat einen Ruf auf den Lehrstuhl für Biochemie an der zen- 
tralasiatischen Universität Taschkent erhalten. Beide Professoren haben be- 
reits ihr Amt angetreten. 

Die Gesellschaft zur Erforschung Kasakistans. (Kirgisenrepublik) in 
Ksyl-Orda (Zentralasien) hat den Hamburger Tropenmediziner, Professor 
Dr. H. Zeit (Moskau) zum korrespondierenden Mitglied ernannt. 


* A * 


Zur Besprechung eingegangen: 


Brutzkus, B.: Die Lehren des Marxismus im Lichte der russischen 
Revolution. Berlin 1928. Verlag Hermann Sack. % S. 

Bulgakow, M.: Die Tage der Geschwister Turbin. Die. weiße Garde. 
Berlin-Charlottenburg 1927. Verlag S. Kagansky. 80 S. 

Wie die chinesische Revolution zugrunde gerichtet wurde. Brief 
aus Schanghai, gerichtet an das Exekutivkomitee der Kommunistischen 
Internationale, von Stalin unterschlagen. (Flugschriften des Verlages „Fahne 
F Berlin o. J. Verlag der „Fahne des Kommunismus“. 
32 8. a 

Deutsch, Otto und Losinsky, I. F.: Das Geschäft mit Ruſtland. Ein 
praktischer Wegweiser für die Kaufmannscaft. Wien 1928. Verlag Finanz- 
nachrichten. 56 8. 

Dirr, A.: Caucasica. Fasc. 4. Zeitschrift für die Erforschung der 
Sprachen und Kulturen des Kaukasus. Leipzig 1927. Verlag der Asia Major. 
144 S. Preis: M. 20,— brosch. 

Entscheidungen des Hohen Kommissars des Völkerbundes in der 
Freien Stadt Danzig. (Decisions of the High Commissioner, League of 
Nations, Free 8 of Danzig.) Zusammengestellt und herausgegeben beim 
Senat der Freien Stadt Danzig. Band 1921 — 77 S., Band 1922 — 63 S., Band 
1923 — 37 S., Band 1924 — 100 S., Band 1925 — 29 S. und Band 1926/27 — 54S. 


Das Grundgesetz des Freistaats Estland vom 15. Juni 1020. Ubersetzt 
und mit Erläuterungen und Sachregister von Eugen Maddison und Oskar 
Angelus. Berlin 1928. Carl Heymanns Verlag. 94 8. 


Förster, Karl: Wirtschaftsgeographie. Eine Länderkunde mit be- 
sonderer Betonung des Wirtschaftslebens zum Gebrauch an höheren Lehr- 
anstalten und Fachschulen sowie zum Selbstunterricht. Teil II: Auſtereuropa. 
Leipzig o. J. Verlag E. Haberland. 218 S. Preis: M. 4,50. 

Harder, B.: Die Religion in Rot-Rufland. Zur religiösen Lage in der 
heutigen Sowjet-Union. Wernigerode a. Harz 1928. Verlag „Licht im Osten“. 
95 S. Preis: M. 1,25 geh. 


* 
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Unsere Kirche. Monatssdirift für die evangelisch-lutherischen Ge- 
meinden in Rußland. Herausgegeben im Auftrage des Oberkirchenrates von 
Bischof D. Th. Meyer. Moskau 1927. 1. Jahrgang Nr. 2—3 und 4. 42 S.: 16S 


Krasnow, P. N.: Kostja der Kosak. Historischer Roman in zwei 
Büchern. Stuttgart 1928. Deutsche Verlags-Anstalt. 593 8. 


Kraus, Ernst: Tertiär und Quartär des Ostbaltikums (Ostbaltikum 
II. Teil). Berlin 1928. Verlag Gebr. Borntraeger. 143 S. Preis: M. 16,80 
brosch. (Die Kriegsschauplätze 1914—1918 7 0 dargestellt in 14 Heften. 
hrsg. von Prof. Wilser-Freiburg i. B. Heft 10, I. Teil.) 

Maurach, Reinhart: System des russischen Strafrechts. (Osteuropa- 
Institut Breslau: Quellen und Studien, Abt. Recht, Neue Folge: 5. Band.) 
Berlin 1928. Verlag Hermann Sack. 207 S. Preis: M. 8.—. 

Nötzel, Karl: Das Evangelium in Dostojewski. Aus dem Gesamt- 
werk ausgewählt. Sannerz und Leipzig 1927. Eberhard-Arnold-Verlag. 
238 S. (Quellen, Lebensbüdierei christlicher Zeugnisse aller Jahrhunderte, 
hrsg. von Eberhard Arnold. Band 20.) Leinenband M. 5—. 

Nötzel, Karl: Leo Tolstoi. Religiöse Briefe. Sannerz und Leipzig 
o. J. Gemeinschaftsverlag Eberhard Arnold. 359 S. Preis: M. 4.— kart. 

Population de L’U.R.S.S. Résumés abrégés. Recensements de la 
Population du 17 Decembre 1926. Moscou 1927. Edition de l'Administration 
Centrale de Statistique de lU. R. S. S. 63 S. 

Roth, K.: Armeniaca. Fasc. II. Zeitschrift für die Erforschung der 
Sprache und Kultur Armeniens. Leipzig 1927. Verlag der Asia Mojor. 133 8. 


Rudolph, Theodor: Ist Danzig Militär- und Marinestützpunkt Polens? 
Danzig o. J. Westpreuflisdier Verlag A.-G. 20 S. | 

Scupin, H.: Ostbaltikum (I. Teil). Algonkium, Paläozoikum und 
Mesozoikum. Berlin 1928. Verlag Gebr. Borntraeger. 270 S. Preis: M. 36,—. 
(Die Kriegsschauplätze 1914—1918 geologisch dargestellt in 14 Heften, hrsg. 
von Prof. Wilser-Freiburg ı. B., Heft 9.) 

Die Sozialversicherung in der Sowjetunion. Moskau 1927. 
Verlag „Woprossy Truda“. 71 S. 


Stieve, Friedrich und Montgelas, Graf Max: Rußland und der Welt- 
konflikt. Berlin 1927. Verlag für Kulturpolitik. 177 S. 


Ten Years of Soviet Power in Figures 1917—1927. Moscow 1927. 
Central Statistical Board. 516 S. 


Die Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und die Genfer Ab- 
rüstungskonferenz. Amtliche Dokumente der Sowjet-Regierung. Berlin und 
Königsberg Pr. 1928. Osteuropa-Verlag. 61 S. Preis: M. 1,40 


Zankow, Stefan: Das orthodoxe Christentum des Ostens. Sein Wesen 
uio an „ Gestalt. Berlin 1928. Furche-Verlag. 148 S. Preis: 
„6.— brosch. ; 


* * 
* 


Bücherkatalog 404. 1926. Der Alte Orient. Otto Harrassowitz, 
Buchhandlung und Antiquariat. Leipzig, Querstraſte 14. 132 S. 

Bücherkatalog 409. 1927. Südosteuropa in alter und neuer Zeit. 
Geschichte und Kultur der Donau- und Balkanländer, Byzanz, Griechenland 
und die Levante. Otto IIarrassowitz, Buchhandlung und Antiquariat. Leipzig. 
Querstrafte 14. 136 8. 

Rossica, G. m. b. H., Berlin W 50, Eislebener Straſte 14. Katalog Nr. 14, 
Februar 1928. Russische Schriftsteller (Russkie pisateli). 81 S. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Hans Jonas; für den Anzeigentell: Erich Werner, 
beide in Berlin. Verlag: Ost-Europa- Verlag, G. m. b. H., Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28b, 
Fernspr. Kurfürst 4681/4682. Druck: Östpreußische Druckerei u. Verlagsanstalt A.-G., Königsberg Pr. 
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Bücher und Zeitschriften, 


. die im vorliegenden Heft oder an anderer Stelle 
besprochen oder angezeigt worden sind, liefert 


Ost-Europa-Verlag, 


Mit Unterstützung des Basirophyatkali- 
schen Observatorium“ zu Potsdam 
erscheinen 


Monatsschrift über alle Geblete der 
Himmelskunde - Mitteilungsblatt des 
Bundes der Sternfreunde - Rund- 
schau der gesamten Sternforschung 


Die Sterne“ sind die bei weitem ver- 
Breitetste und die angesehenste astrono- 
mische Zeitschrift desgesamtenDeutschen 
Sprachgebiets. — Die Aufgabe der Zeit- 
schrift ist es, in einer für jeden Gebildeten 
verständlichen Weise in das astronomische 
Weltbild der Gegenwart einzuführen, sein 
geschichtliches Verständnis zu pflegen, 
über alle wichtigeren neuen Forschungen, 
und Veröffentlichungen laufend zu be- 
richten, zu eigenen Beobachtungen an- 
zuregen und anzuleiten. 
Erscheinungsweise: Jährlich 8 Hefte 
abwechselnd ein einfaches und ein 
Doppelhefi. 
rt N reis: Halbjährlich M. 5.— zu- 
züglich Versandspesen. 

Erfolgreiches insertionsorgan bei 
billigen Anzeigenpreisen. (Für astrono- 
mischen Bedarf aller Art, Hilfs- und Lehr- 
mittel. für allen Bedarf für das natur- 
wissenschaflliche Studium, für Liebhaber- 
und Sammlerkreise, für Literatur usw.) 

Probehefte auf Verlangen kostenfrei. 


Johann Ambrosius Barth, 
Verlag, Leipzig, Salomonstraße 18b 


Sortiments-Abtellung, 


Berlin W 35 


Lesen und empfehlen Sie: 


Brennende Zeitiragen 


Band III. 

Ist Polen lebenst ? 
Bleibt Danzig deutsch? 
von Paul Langer. 
Preis Rm. 1.50 


Außerdem Band I. 
Die Freimaurerei im Spiegel 
deutschen Lebens. 
Preis Rm. 1.50 


Band II. 


Mussolinis Sendung und die 


Wahrheit über Tirol 
von Josef Sonntag 
Preis Run. 1.80 


Band IV. 
Das unbekannte Frankreich. 
Preis Rm. 2.— 


sowie Schuld und Schicksal, 
die Tragödie Wilhelms II. 
Preis Rm. 1.50 


Sämtliche Broschüren sind 
ortofrei zu beziehen durch den 
erlag der, Grünen Briefe“, Berlin- 

Steglitz, Hohenzollernstraße Nr. 6 


Das chinesische Problem in neuester 
Beleuchtung! 


Dr. OTTO FISCHER 


Ehina und Deutſchland 


VIII u. 110 8 M. 3.—, geb. M. 3. 
Fischer gibt im vorliegenden Band eine reich- 
haltige Fülle von Eindrücken wieder, die er 
bei längerem Forschungsaufenthalt in China 
gesammelt hat. In türfendem Nachdenken 
geht er. der Problematik des fünf Jahrtausend 
alten Reiches nach, hebt à asis für alles 


Geschehen des Heute und Morgen die uralte 

Kultur des Landes heraus und überschaut 

dann in anregender Geschlossenheit die Ge- 

gebenheiten und Entwicklungsmöglichkeiten 
im neuen China. 


Dr. F. W. MOHR 


Fremde und deutiche 
Kulturbetätigung in Ehina 


VIII u. 104 S. M. 3.50, geb. M. 4. 
Was Fischer im Heft 12 der Schriftenreihe 
bereits trefflich skizziert hatte, Chinas uralte 
Kultur, ihre Aufnahme neuer Elemente in 
den letzten Jahrzehnten, das Geben und 
Nehmen, das gerade zwischen Deutschland 
und China in jener Zeit auf kulturellem Ge- 
biet stattgefunden hat, das heute wieder statt- 
hat und noch viel nachhaltiger ausgestaltet 
werden muß, das führt Mohr hier in breit- 

angelegtem Gemälde vor. 
Jede Buchhandlung liefert. 


ASCHENDORF VERLAGSBUCH- 
HANDLUNG MÜNSTER i. W. 


DIE TATWELT 


Zeitschrift für Erneuerung des Geisteslebens 
Begründet von Rudolf Eucken 
Herausgeber: Professor Curt Hacker-Berlin. 

Aufgabe der Zeitschrift: 

Kampf gegen die geistige Verwirrung 
der Zeit. Diskussion der wichtigsten 
Lebensfragen. Durchsetzung eines ein- 
heitlichen, grundsätzlichen, zeitüber- 
legenen Standpunkts. 

Richtlinien: Bildung — nicht Fachwissen. 
Ernst — nicht Langweile. Geist — nicht 
Literatentum. 

Aus dem Inhalt dieses Jahrgangs: 

Rudolf Eucken Gedächtnis-Heft: Artikel 
von Erich Becher-München, Edmund 
Husserl-Freiburg, Erich Jaensch-Mar- 
burg, Walter Eucken-Tübingen, Hans 
Albrecht Fischer, Ernst von Hippel- 
Heidelberg: Der Sinn des Staates und 
die Lehre von den Staatsformen bei 
Platon. Heinrich A. Erdsiek-Berlin: 
Die Ziele der modernen Architektur. 
Friedrich Schönemann: Probleme der 
modernen amerikanischen Literatur. 
Gerhard Budde Zeitgem. Forderungen 
Nietzsches zur Reform der höheren 
Schulen. Diskussion über das Problem 
‚Religion und Sozialismus” mitBelträgen 
von Th. Siegfried-Marburg, Alfred Beck- 
Bochum, Dr. Heinrich, Rudolf Eucken. 


Bezug: 
Durch die Erpen der Tatwelt, Jena, 
Botzstr. 5. Die Zeitschrift erscheint zur 
Zeit vierteljährlich. Bezugspreis jährlich 
Mk. 6—. Probenummer auf unsch 
kostenlos. 


Probenummern auf Wunsch. 


BALTISCHE PRESSE 


Informationsorgan für die Freie Stadt Danzig, 
das Baltikum und Polen. 


Erscheint täglich in Danzig 
Redaktion: Stadtgebiet 12 
Administration: 


Pfefferstadt 1 


Die „Baltische Presse“ wirkt für Verständigung 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit des Ostens. 


ber Sturm - Berlin W9 NEUERSCHEINUNG 
Johannes Gahlnbäck 


RUSSISCHES 
-warth Walden ZINN 
NBLICK — 
URUNST 


Lexikonoktavband in - Ganzleinen 


SRZUGSANGEBOT 


beste Einführung in den | 228 Seiten mit 187 Textabbildungen 
= ressionismus u. Kubismus Mit 16 Tafeln in Lichtdruck 
Preis RM. 64. — 
70 Abbildungen, 
farbige Kunstbeilagen Verlag Karl W. Hiersemann 
tt RM. 6.50 nur RM. 2.— Leipzig, Königstraße 29 


Aie Ausi — 
le Auslese 

— . — 

Ire ©. H. Luken, Berlin SW 68, Zimmerstraße 71 

Postscheckkonto: Berlin 78344 


„ 


V ünehener Zeitung“ vom 11. September 1927: 


dle Auslese bietet in ihren monatlich erscheinenden kleinen Heften einen erstaun- 
lichen Reichtum an originellen Gedanken und an wichtigen Äußerungen zu den 
Weltereignissen und Weltproblemen. Man läßt sich leicht verführen, zu viel auf ein- 
mal von diesen kurzen Aufsätzen und Auszügen aus längeren Artikeln zu lesen, die 
aus den M en der ganzen Welt mit kennerhaftem Scharfblick zusammen gelesen, 
sind, und dann schwirrt dem Leser der Kopf von dem vielen Neuen, Anregenden 
zum Nachdenken Verpflichtenden, was er in einer halben Stunde zu sich genommen 
hat. Aber in Ruhe genossen, sind diese Heftchen der „Auslese beste, bekömmlichste 
Geistes nahrung.“ N 


lamburtischer Correspondent“ vom 18. August 1927: 


Diese monatlich erscheinende Zeitschrift nimmt in veränderter Form den glück- 
lichen Gedanken wieder auf, den seinerzeit „Das Echo“ vertrat. Sie läßt durch ihre 
Mitarbeiter Hunderte von Zeitschriften des In- und Auslandes verfolgen und bringt eine 
Auswahl der wesentlichsten Aufsätze, die in diesen führenden Journalen erscheinen. 
Neben Deutschland finden wir in den uns vorliegenden Heften vertreten die Schweiz, 
Frankreich, England, Tschechoslowakel, Jugoslawien, Rußland, Bulgarien, Niederlande, 
Belgien, Nordamerika, Venezuela. Die Auslese vertritt keine einseitigen Tendenzen, 
sondern ist völlig unpartelisch. So wird die Zeitschrift allseitiges Interesse finden.“ 
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Verlangen Sie vom Verlag der „Auslese“, unter Bezugnahme auf, Osteuropa“, 
ein Heft zur Einsichtnahme wodurch Sie nur die Verpflichtun eingehen, 


das Heft an den Verlag zurückzusenden, falis Sie sich nicht zu einem 
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sich die Regierungsvertreter fast aller Länder, dieses Problem 
zu lösen. Zahlreiche Ausschüsse, Kommissionen und Konferen- 
zen haben sich damit beschäftigt und Entwürfe dazu beraten. 
Jetzt nimmt auch die Regierung der Sowjetunion an den 
Arbeiten der Abrüstungskonferenz teil, der sie ihre Vorschläge 
in Form eines Konventionsentwurfs zur allgemeinen und 
sofortigen Abrüstung vorgelegt hat. 

Für Deutschland, das aus leicht verständlichen Gründen 
besonderes Interesse an den Abrüstungsfragen hat, ist die 
Mitarbeit der Sowjetunion in der Genfer Konferenz von großem 
Interesse. Daher glaubt der Verlag, der deutschen öffentlichen 
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Das neue Strafrecht der Sowjetunion. 
(926 1027.) 


Von N. Pas che- Os ers ki, 


(Schluß.) Professor an der Universität in Kiew. 


Der „Besondere Teil“ des neuen Strafrechts der UdSSR 
ist nach dem Plane der Strafgesetzgebung vom Jahre 1922 kon- 
struiert, im Inhalte jedoch sind stellenweise sehr wesentliche 
Veränderungen vorgenommen. Viele Handlungen sind aus der 
Liste der Straftaten gestrichen; andererseits finden wir dort 
viele neue Verbrechen; die strafrechtliche Repression ist bedeu- 
tend herabgesetzt (besonders im StrGB der UkrSSR); die Kon- 
struktion der einzelnen Tatbestände wie überhaupt die Redak- 
tion der Paragraphen ist sehr wesentlich verbessert, usw. 

Der „Besondere Teil“ des neuen Sowjetstrafrechtes setzt sich 
aus neun Kapiteln zusammen: | 
Kapitel 1. Staatsverbrechen: a) gegenrevolutionäre Verbre- 

chen und b) für die UdSSR besonders gefährliche Verbrechen 

gegen die Verwaltung. 
Kapitel 2. Andere Verbrechen gegen die Verwaltung. 
Kapitel 3. Amtsverbrecen. 
Kapitel 4. Übertretung der Vorschriften über die Trennung 
der Kirche vom Staat. 
Kapitel5. Verbrechen in bezug auf die Wirtschaft. 
Kapitel 6. Verbrechen gegen das Leben, die Gesundheit, die 
reiheit und Würde der Persönlichkeit (in dieses Kapitel sind 
auch die Sexualverbrechen inbegriffen). 
Kapitel 7. Vermögensrectliche Verbrechen. 
Kapitel 8. Übertretung der Vorschriften zum Schutze der 
olksgesundheit, der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 
Kapitel 9. Militärverbrechen. 
as Wesen des Besonderen Teiles des neuen Strafrechts der 
UdSSR ist folgendes: Staatsverbrechen: Hierher zählen 
gegenrevolutionäre und für die UdSSR besonders gefährliche 
Verbrechen gegen die Verwaltung. Dieses erste Kapitel des Be- 
sonderen Teiles wurde im neuen Strafrecht der UdSSR einer 
besonders eingehenden Veränderung und Umarbeitung unter- 
zogen. 

Als gegenrevolutionäres Verbrechen wird jede 

Handlung angesehen, die auf den Sturz, die Unterhöhlung oder 
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Schwächung der Macht der Arbeiter- und Bauern -Sowjets 
und die durch diese gewählten Regierungen in der UdSSR 
abzielt; als gegenrevolutionär wird ebenso jede Handlung ange- 
sehen, die auf die Unterhöhlung oder Schwächung der äu teren 
Sicherheit der UdSSR und der wirtschaftlichen, politischen 
und nationalen Haupterrungenschaften der proletari- 
schen Revolution abzielt. Kraft der internationalen Solidarität 
der Interessen aller Werktätigen werden solche Handlungen auch 
dann als gegenrevolutionär angesehen, wenn sie gegen irgend- 
einen anderen Staat der Werktätigen, auch wenn dieser nicht zur 
UdSSR gehört, gerichtet sind ($58! StrGB RSFSR; § 54! StrGB 
UkrSSR). 

Im Sowjetstaat ist jedes Verbrechen ein Anschlag auf die 
Sowjet-Rechtsordnung, als gegenrevolutionär aber wird ein An- 
schlag auf die Sowjetmacht als Ganzes angesehen, auf ihre 
Existenz selbst, auf die Haupterrungenschaften der proletari- 
schen Revolution: Wirtschaftliche (z. B. die Nationalisierung des 
Bodens, des Außenhandels), politische (z. B. Sowjetwahlsystem) 
und nationale (z. B. Gleichberechtigung aller in der UdSSR leben- 
den Nationalitäten). 

Die einzelnen gegenrevolutionären Verbrechen nach dem 
neuen Stafrecht der UdSSR sind die folgenden: Bewaffneter 
Aufstand zu gegenrevolutionären Zwecken; Machtergreifung im 
Zentrum oder in der Provinz zu gleichen Zwecken; die Erweisung 
von Hilfe, welcher Art immer, für jenen Teil der internationalen 
Bourgeoisie, die, weil sie die Gleichberechtigung des kommu- 
nistischen Systems, das das kapitalistische System ablöst, nicht 
anerkennt, nach dem Sturz des ersteren trachtet; Spionage: Un- 
terhöhlung der Staatsindustrie, des Transports, des Handels, des 
Geldverkehrs oder Kreditsystems, ebenso der Genossenschaften 
— ausgeführt zu gegenrevolutionären Zwecken, vermittels ent- 
sprechender Ausnützung der staatlichen Behörden und Unter- 
nehmungen oder durch Gegenwirkung gegen deren normale 
Tätigkeit (die sogenannte ökonomische Gegenrevolution); die 
Ausübung terroristischer Akte; konterrevolutionäre Agitation 
und Propaganda. Einen ganz besonderen Platz innerhalb des 
er der gegenrevolutionären Verbrechen nimmt das in den 
$$ 5813 des Str&B der RSFSR und 54 "3 des StrGB der UkrSSR 
behandelte Verbrechen ein: aktive Handlungen oder aktiver 
Kampf gegen die Arbeiterklasse und die revolutionäre Be- 
wegung, auf verantwortlicher oder geheimer Stellung unter dem 
zaristischen System oder bei gegenrevolutionä- 
ren Regierungen (z. B. Denikin, Koltschack usw.) in der 
Periode des Bürgerkrieges. Dieses gegenrevolutionäre 
Verbrechen ist sehr häufig eine Tat, die lange noch vor der 
Oktoberrevolution verübt worden ist. Nichtsdestoweniger hängt 
die Anwendung der Verjährung in jedem einzelnen Falle gänz- 
lich von der Einsicht des Gerichts ab. Die Maßnahmen des so- 
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zialen Schutzes in bezug auf diese Handlung werden zwecks 
Generalprävention im internationalen Maſtstabe angewandt. 

Die Sanktionen der Paragraphen des StrGB, die für gegen- 
revolutionäre Verbrechen vorgesehen sind, sind sehr streng: von 
13 Paragraphen drohen 12 mit der höchsten Maßnahme des sozialen 
Schutzes, der Erschieflung: allerdings setzt das neue Sowjetstraf- 
recht nirgends die Erschießung als die einzige Maßnahme fest, ` 
sondern es überläſtt dem Gerichte die Wahl zwischen Erschieffung 
oder Erklärung als Feind der Werktätigen, mit Vermögenskon- 
fiskation, Verlust des Bürgerrechts und Entfernung aus dem Ge- 
biete der UdSSR für immer; bei Vorhandensein mildernder Um- 
stände kann die Erschiefung wegen gegenrevolutionärer Ver- 
brechen in Freiheitsentziehung mit strenger Isolierung — nicht 
unter drei Jahren und Vermögenskonfiskation umgewandelt 
werden. 

AlsVerbrechengegendie Verwaltung wird im 
neuen Sowjetstrafrecht jede, ohne kxonter revolutionäre 
Absicht verübte Handlung angesehen, welche gegen die 
reguläre Wirksamkeit der Verwaltungsorgane oder der 
Volkswirtschaft gerichtet ist, oder die Kraft und Autorität der 
öffentlichen Gewalt schwächt und mit Widerstand gegen die 
Organe der öffentlichen Gewalt, Behinderung deren u 
und Auflehnung gegen die Gesetze verbunden ist (88 55 StrGB 
UkrSSR; ähnlich 5 591 StrGB RSFSR). 

Das neue Sow Jetstrafrecht unterscheidet zwischen Verbrechen 
gegen die Verwaltung im allgemeinen und solchen, die für die 

SSR besonders gefährlich sind. Als besonders ge- 
fährlich für die UdSSR werden solche Verbrechen gegen die Ver- 
waltung angesehen, die ohne gegenrevolutionäre Absicht verübt 
wurden, jedoch dieGrundlagenderVerwaltungund 
derwirtschaftlichenMachtder UdSSR erschüttern. 
Als solche Verbrechen betrachtet das neue Strafrecht der UdSSR 
folgende Handlungen: Massenunruhen; Banditenwesen, d. h. die 
Organisierung bewaffneter Banden und Beteiligung bei denselben, 
sowie bei von ihnen organisierten Uberfällen; Fälschung von 
Geldzeichen, sowohl inländischer als auch ausländischer; qualifi- 
zierten Schmuggel; Übertretung des Außenhandelsmonopols u. a. 
(58 59 12—59 13 SirGB RSFSR; 88 56 15—56 28 StrGB ÜkrSSR). 

Die Sanktionen der Paragraphen, die in der UdSSR für beson- 
ders gefährlihe Verbrechen gegen die Verwaltung vorgesehen 
sind, sind etwas milder als jene gegen die gegenrevolutionären 
Verbrechen. doch sind audi sie sehr streng. So bedrohen von 
13 Paragraphen des StrGB der UkrSSR, die diesen Verbrechen 
gewidmet sind — 8, von 12 Paragraphen des StrGB der RSFSR 
— 7 mit der Erschieſtung, allerdings nur bei erschwerenden Um- 
ständen. 

Die übrigen Verbrechen gegen die Verwaltung umfassen 
einen großen Abschnitt des Str&B (49 Paragraphen im StrGB 
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RSFSR und 40 Paragraphen im StrGB UkrSSR) und begreifen 
die verschiedenartigsten Handlungen in sich: Nichtbezahlung von 
Steuern, Pflichtverweigerung, Fälschung von öffentlichen Doku- 
menten, Widerstand gegen die öffentliche Gewalt, Beleidigung 
der Vertreter der öffentlichen Gewalt, Anmaßung der Gewalt. 
Hooliganwesen, Beschädigung staatlichen oder gesellschaftlichen 
Vermögens, Flucht aus den Besserungs-Arbeitsanstalten, einfacher 
Schmuggel, Ausreise nach dem Ausland oder Einreise nach der 
UdSSR ohne Erlaubnis, Waldfrevel, falsche Anschuldigung oder 
falsches Zeugnis, N an den Sowjetwahlen ohne Berech- 
gung, Be u. a. ($S 60—108 Str&GB RSFSR; 88 57—69 StrGB 
r 


Das neue Strafrecht der RSFSR ergänzt die Liste der Ver- 
brechen gegen die Verwaltung durch eine ganze Reihe neuer 
Verbrechen; z. B. die Erhebung einer höheren als der durch das 
Gesetz festgesetzten Wohnungsmiete von Werktätigen und des- 
gleichen deren Delogierung ($ 97); Verkauf oder Kauf von Woh- 
nungen oder Zimmern ($ 98); Anfertigung, Verwahrung zwecks 
Verkaufs und der Verkauf selbst von Kokain, Opium, Morphium, 
Ather u. ä. ohne entsprechende Bewilligung ($ 104). Im neuen 
StrGB der UkrSSR sind diese Verbrechen in das Kapitel von den 
wirtschaftlichen Verbrechen aufgenommen (58 124, 125, 134). 


Das neue Strafrecht der UdSSR setzt die Strafbarkeit 
einfacher Verbrechen gegen die Verwaltung bedeutend herab. 
So zieht, z. B. Widerstand einzelner Bürger gegen die Vertreter 
der öffentlichen Gewalt, verbunden mit Gewaltanwendung, statt 
der Erschießung nach der Strafgesetzgebung des Jahres 1922 jetzt 
Freiheitsentziehung von 1—10 Jahren nach sich, ohne Gewaltan- 
wendung aber, statt Freiheitsentziehung von 6—10 Jahren — jetzt 
nur Freiheitsentziehung von 1 Tag bis zu 6 Monaten ($ 73 StrGB 
RSFSR; 8 69 StrGB UkrSSR); Anmaßung der öffentlichen Gewalt, 
die Freiheitsentziehung von 1—10 Jahren nach sich zog, bringt 
jetzt Freiheitsentziehung von einem Tag bis zu zwei Jahren ($ 7? 


trGB RSFSR; 5 73 StrGB UkrSSR) usw. 


Große Aufmerksamkeit wendet das neue Strafrecht der 
UdSSR den’Amts- und wirtschaftlichen Verbrechen zu. 


Amtsverbrechen ist im Sowjetstrafreht ein Verbrechen, 
dessen Täter nur eine Amtsperson sein kann, Anstifter aber un 
Mithelfer können auch Privatpersonen sein. Der Begriff der 
„Amtsperson“ wird im neuen Strafrecht der UdSSR noch weiter 
ausgedehnt. Unter „Amtspersonen“ versteht man nicht bloß Per- 
sonen, die ein Amt ständig oder provisorisch innehaben — in 
irgendeiner staatlichen Anstalt oder Unternehmung — sondern 
auch Personen, die in einer solchen Anstalt oder Unternehmung 
ständig oder provisorisch eine Obliegenheit zu erfüllen haben, 
und desgleichen Personen, die ein Amt oder eine Obliegenheit in 
einer gesellschaftlichen, genossenschaftlichen, gewerkschaftlichen 
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SR sation erfüllen (s 109 StrGB RSFSR; $ 97 StrGB 
r ; 

Die wichtigsten Amtsverbrechen im neuen Strafrecht der 
UdSSR sind: Gewalt- oder Amtsmiſtbrauch, Gewaltüberschreitung, 
Amtsuntätigkeit, nachlässiges Verhalten im Dienst, Diskreditie- 
rung der Gewalt, Unterschlagung im Amt, Bestechlichkeit und 
falsche Beurkundung im Amt ($$ 109—121 StrGB RSFSR; 8 79 
bis $ 109 StrGB UkrSSR). 


Am interessantesten ist die Konstruktion der Bestech- 
lichkeit und der Diskreditierung. 


Allein das Strafrecht der Sowjetunion verfolgt nicht nur die 
Bestechlichkeit, sondern auch die Bestechung. Be- 
55 und Bestechlidikeit werden in jeglicher Form ver- 
folgt. Die Bestechung kann nicht bloß durch materielles Gut — 
in Form von Geld usw. —, sondern auch durch immaterielles Gut 
— durch den Sexualakt — erfolgen. Auf diese Art untersteht 
nach dem Strafrecht der UdSSR z. B. eine Amtsperson wegen Be- 
stechlichkeit der strafrechtlichen Verantwortung, wenn sie mit 
einer von ihr verhafteten Frau in Geschlechtsverkehr tritt und 
sie dafür aus der Haft entläßt; die Frau wird in diesem Falle 
18585 Bestechung zur Verantwortung gezogen (53 113, 118 Str GB 
RSFSR; $$ 105, 106 StrGB UkrSSR). | 


Das Sowjetstrafrecht hat ein besonderes Verbrechen formu- 
liert — die Provokation zur Bestechung, resp. Bestechlichkeit, 
d. h. die bewußtte Schaffung einer Situation zur Begünstigung 
der Bestechung resp. Bestechlichkeit, mit dem Zweck der nach- 
träglichen Enthüllung ($ 119 StrGB RSFSR; $ 107 StrGB 
UkrSSR). 

Die Diskreditierung der öffentlichen Gewalt — ist ein der 
Sowjet-Strafgesetzgebung eigentümliches Amtsverbrechen. Dem 
Vertreter der Sowjetgewalt sind Handlungen verboten, die in den 
Augen der Werktätigen die Würde und Autorität der Sowjet- 
madi herabsetzen, auch dann, wenn diese Handlungen nicht im 
Dienst verübt werden und sich auf sein Privatleben beziehen 
(Erscheinen des Vertreters der Sowjetgewalt in der Öffentlichkeit 
in berauschtem Zustande). 


Die Strafbarkeit von Amtsverbrechen ist im neuen Strafrecht 
der UdSSR wesentlich herabgesetzt. Das Manifest des Zentralen 
Exekutivkomitees der UdSSR vom Jahre 1927 aus Anlaß des 10. 
zn. der Oktoberrevolution hat für Amtsverbrechen die 

odesstrafe abgeschafft, während sie in den StrGB der 1 
union von 1926/27 noch in 5 Paragraphen — von 13 Paragraphen 
des Kapitels über Amtsverbrechen vorgesehen war. 

Die Wirtschafts verbrechen wurden im neuen Straf- 

esetz der UdSSR einer bedeutenden Umarbeitung unterzogen. 
Die Anzahl dieser Verbrechen wurde stark reduziert (z. B. im 
neuen StrGB der UkrSSR um mehr als 50%). Viele von ihnen 
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sind aus dem StrGB vollkommen ausgeschieden, wie sie auch vom 
Leben selbst schon längst annulliert sind (z. B. Arbeitsdesertion 
angesichts der Abschaffung jeglicher Arbeitspflicht); andere wur- 
den in anderen Kapiteln untergebracht, wohin sie besser passen 
(z. B. Übertretung der Akzisevorschriften, Schwarz-Schnapsbren- 
nerei usw., die im StrGB UkrSSR in das Kapitel von den Ver- 
brechen gegen die Verwaltung verlegt wurden). 

Die bemerkenswertesten unter den Wirtschaftsverbrechen im 
neuen StrGB der UdSSR (S8 128—135 StrGB RSFSR; 88 116—137 
StrGB UkrSSR) sind Unwirtschaftlichkeit und Über- 
tretungendesArbeitsgesetzes. Als Unwirtschaftlich- 
keit gilt sorgloses oder gewissenloses Verhalten gegenüber dem 
anvertrauten Geschäft von seiten der Personen, die an der 
Spitze staatlicher, gesellschaftlicher oder genossenschaftlicher 
Anstalten oder Unternehmungen stehen, das zur Verschleuderung 
des Vermögens der Anstalten oder Unternehmungen, oder zur 
wesentlichen Schädigung der Vermögensinteressen derselben 
führt ($ 128 StrGB RSFSR; $ 116 StrGB UkrSSR). Die Unwirt- 
schaftlichkeit ist ein schweres Wirtschaftsverbrechen, denn sie 
ist eine Handlung gegen den Plan des Wiederaufbaus der Volks- 
wirtschaft. Und die Interessen der Volkswirtschaft sind in der 
UdSSR die Interessen des Arbeiter- und Bauernstaates, die Inter- 
essen der proletarischen Revolution. 

Eine der größten Errungenschaften der Oktoberrevolution ist 
zweifellos die Arbeitsgesetzgebung der UdSSR. Daher gilt die 
Übertretung der Bestimmungen des Arbeitsgesetzes, die die Bedin- 
gungen der Arbeit, besonders den Schutz 1: Arbeit, die soziale 
Versicherung usw. regulieren, durch den Arbeitgeber als ein 
gesellschaftsgefährliches Verbrechen. Wenn von dieser Über- 
tretung mehrere Arbeiter betroffen werden, dann zieht sie nach 
dem neuen StrGB der UdSSR für den Arbeitgeber Freiheitsent- 
ziehung oder Zwangsarbeiten bis zu einem Jahre oder Geldstrafe 
bis zu 10000 Rubel (über 20000 Mark) nach sich ($ 133 StrGB 
RSFSR: $ 121 StrGB UkrSSR). Das unverhüllte Klassenstrafrecht 
der Sowjetunion bestraft den Arbeitgeber mit Freiheitsent- 
ziehung bis zu zwei Jahren, wenn er (vorsätzlich oder fahrlässig) 
den Arbeiter unter solche Arbeitsbedingungen stellt, die den Ver- 
lust der Arbeitsfähigkeit nach sich ziehen können oder 
she gezogen haben ($ 133 StrGB RSFSR; 8 121 StrGB 
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** * * 

Das Kapitel des Strafrechts der UdSSR von den Verbre- 
chengegendasLeben, Gesundheit, Freiheit und 
Würde der Person (Mord, Körperverletzung, Gewaltanwen- 
dung usw.) hat viele ähnliche Züge mit den betreffenden Bestim- 
mungen der modernen bürgerlichen Strafgesetzgebung: die glei- 
chen Arten von Mord (vorsätzlicher und fahrlässiger; schwerer, 
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einfacher und leichter); die gleichen Arten von Körperbeschädi- 
ung (vorsätzliche und fahrlässige; schwere, minder schwere und 
eichte) (88 136—139 StrGB RSFSR; 85 138—144 StrGB UkrSSR; 
88 142—145 StrGB RSFSR; 88 146—151 StrGB UkrSSR). Doch gibt 
es auch sehr verschiedene Züge. So hat das StrGB der Sowjetunion 
mit seiner konsequenten antiindividualistischen Tendenz niemals 
einen Anschlag auf die Einzelpersönlichkeit (selbst auf die höch- 
sten Güter dieser Person — Leben, Gesundheit) als so gefährlich 
angesehen, wie den Anschlag auf die Grundlagen des Sowjet- 
systems. Deshalb lehnt, zum scharfen Unterschied von der 
modernen bürgerlichen Strafgesetzgebung, die z. B. vorsätzlichen 
Mord mit dem Tode bestraft, das Sowjetstrafrecht kategorisch die 
Erschießung als Mittel zum Schutze der Sowjetrechtsordnung 
gegen Anschläge auf die einzelne Person ab. 

Das neue StrGB der UdSSR hat keinerlei wesentliche Ände- 
rungen an der Konstruktion der Verbrechen gegen das Leben, 
Gesundheit usw. vorgenommen und nur deren Strafbarkeit noch 
bedeutend herabgesetzt. So wird schwerer (qualifizierter) Mord, 
der nach der Strafgesetzgebung vom Jahre 1922 Freiheitsent- 
ziehung von 8—10 fahren nach sich zog, jetzt mit Freiheitsent- 
ziehung von einem Tag bis zu 10 Jahren bestraft; einfacher Mord 
aber, der mit Freiheitsentziehung von 3 bis 10 Jahren bestraft 
wurde, zieht jetzt Freiheitsentziehung von einem Tag bis zu 
acht Jahren nach sich ($$ 136, 137 StrGB RSFSR; 88 138, 139 
StrGB UkrSSR). 

Sehr bemerkenswert ist im Sowjetstrafrecht die Konstruk- 
tion des Verbrechens, das als Fruchtabtreibung bezeichnet 
wird. Das Sowjetstrafrecht schützt nicht die Frucht, d. h. den 
künftigen Menschen, sondern es verteidigt das Lebenunddie 
Gesundheitderschwangeren Frau. Deshalb unter- 
liegt wegen Abtreibung der Frucht die schwangere Frau selbst 
nicht der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, deshalb ist die 
Fruchtabtreibung, wenn sie durch einen entsprechenden Spezia- 
listen und unter entsprechenden Bedingungen vorgenommen 
wird, nicht strafbar. Als gesellschaftsgefährlich, d. h. Maßnahmen 
des sozialen Schutzes nach sich ziehend, wird nach dem Sowjet- 
strafrecht die Fruchtabtreibung nur dann angesehen, wenn sie 
von einer Person, die nicht über die ie beglaubigte medi- 
zinische Ausbildung verfügt, oder bei Vorhandensein dieser nicht 
unter den 8 Bedingungen ausgeführt wurde; desgleichen 

a 


auch im Falle der Nichteinwilligung der schwangeren Frau ($ 140 
StrGB RSFSR; $ 143 StrGB UkrSSR). 
* * * 


Besonders eine Form der Verbrechen gegen die Person stellt 
im Sowjetstrafrecht einen aufterordentlich großen Unterschied 
gegenüber den entsprechenden Verbrechen nach dem modernen 
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bürgerlisen Strafrecht dar. Dies sind die sogenannien „Sexual- 
verbrechen“. Das Sexualstrafrecht der Sowjetunion verdient daher 
ganz besonderes Interesse. 

Die geschlechtlichen Beziehungen unter den Bürgern bilden 
eine Frage der sozialen Ethik, und die Sowjetregierung mischt 
sich daher in diese Beziehungen nur dann ein, wenn sie die per- 
sönlichen oder Vermögensrechte der Bürger verletzen. Die 
Regierung der Werktätigen verteidigt sich nur gegen solche 
Sexual verbrechen, die eine reale Gefährdung der festgesetzten 
Rechtsordnung bedeuten. 

Deshalb wirft das Sowjetstrafrecht vor allem eine ganze 
Reihe von „Sexualverbrechen“ über Bord, die sich heute noch in 
den bürgerlichen Strafgesetzbüchern finden. Solche sind: Ehe- 
bruch, Konkabinat. Blutschande, Sodomie, Päderastie, lesbische 
Liebe und Prostitution. Diese Handlungen sind in der Sowjet- 
union aus der Liste der strafbaren Taten gestrichen. Das Ver- 
brechen der Blutschande ist nur im StrGB der Georgischen Sow- 
jetrepublik aufgenommen, Päderastie nur im StrGB der Aser- 
3 owjetrepublik. 

Päderastie und lesbische Liebe, d. h. die soge- 
nannten naturwidrigen geschlechtlichen Beziehungen, werden 
vom Sowjetstrafrecht als eigenartige Krankheiten und nicht als 
Verbrechen angesehen. Hier also ist Heilung am Platz und nicht 
Maßnahmen des sozialen Schutzes — gerichtlich-bessernder Art. 
Wenn aber solche naturwidrigen geschlechtlichen Beziehungen mit 
einer Person unterhalten wurden, die die sexuelle Reife noch nicht 
erreicht hatte, oder aber unter Anwendung physischer oder 
. Gewalt, oder endlich unter Ausnützung der hilflosen 

age der geschädigten Person (die sexuelle Reife spielt in den 
beiden letzten Fällen keine Rolle), so wird dies nach den StrGB 
aller Sowjetrepubliken verfolgt ($$ 151, 153 StrGB RSFSR; 88 162, 
164 StrGB UkrSSR). Auf diese Art verfolgt das Sow jetstrafrecht: 
freiwillige und erzwungene Päderastie und lesbische Liebe mit 
sexual unreifen Personen und ebenso Vergewaltigung unter 
sexual reifen Männern und unter sexual reifen Frauen. 

Die Prostitution ist vom Gesichtspunkte des proletari- 
schen Staates em Produkt der Ungleichheit der Klassen in der 
bürgerlichen Gesellschaft und gänzlich bedingt durch die schwere 
ökonomische Lage der ausgebeuteten Massen. Der Kampf mit 
der Prostitution darf nicht durch strafrechtliche Repression erfol- 
gen, sondern im Wege der Einwirkung auf die die Prostitution 
verursachenden Gründe rein ökonomischer Art. Die Prostitu- 
tion wird daher nach Sowjetstrafrecht nicht bestraft. Doch das 
Sowjetstrafrecht verfolgt streng — in gleichem Maße wie die 
Vergewaltigung — die Nötigung zur Ausübung der Prostitution, 
Kuppelei, die Unterhaltung von Bordellen und die Werbung von 
Frauen oder Männern für die Prostitution ($ 155 StrGB RSFSR; 
$ 166 StrGB UkrSSR). 
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Zum scharfen Unterschied vom modernen bürgerlichen 
Sexualstrafrecht, das in der Regel nur die Frau schützt, stellt 
das Sowjet-Sexualstrafrecht auch in dieser Beziehung die bei- 
denGeschlechter gleich. Im Strafrecht der UdSSR ist nir- 
gend die Rede von einer „Geschädigten“, von der „Frau“, es wird 
vielmehr der allgemeine, beide Geschlechter umfassende Aus- 
druck „geschädigte Person“ angewandt (z. B. $ 153 StrGB RSFSR; 
$ 164 StrGB UkrSSR). Auf diese Art kann nach dem Sowjet- 
strafrecht nicht nur die Frau das Objekt eines Sexualverbrechens 
sein, sondern auch der Mann; desgleichen kann auch das Subjekt 
eines Sexualverbrechens ebenso der Mann wie die Frau sein. 

Sehr bemerkenswert und weitgreifend ist daher im Sowjet- 
strafrecht die Konstruktion der Vergewaltigung. ie 
„Vergewaltigung“ im Sowjetstrafrecht ist denkbar nicht nur als 
Vergewaltigung der Frau durch den Mann, sondern auch eines 
Mannes durch den andern, einer Frau durch eine zweite und sogar 
eines Mannes durch eine Frau. Dies folgt nicht nur aus dem vom 
Sowjetstrafrecht angewandten allgemeinen Ausdruck: „Die ge- 
schädigte Person“, sondern auch daraus, daß Vergewaltigung nicht 
nur durch physische, sondern auch durch psychische Gewalt mög- 
lich ist, ebenso durch Ausnützung der hilflosen Lage der geschä- 
digten Person. 

Das Sowjet-Sexualstrafrecht schützt vor gewalttätigem Ge- 
schlechtsverkehr jede Person, unter anderem auch die mit der 
Gewalt anwendenden Person im Ehestand lebende und auch 
eine Prostitution ausübende Person. Auf diese Art unter- 
liegt zum Beispiel ein Mann, der im Geschlectsverkehr mit 
seiner Frau physische oder psychische Gewalt anwendet oder ihre 
hilflose Lage ausnützt, nach dem Sowjetstrafrecht der Verant- 
wortlichkeit wegen Vergewaltigung. Ebenso ist auch die Verge- 
waltigung gegen eine prostituierte Person strafbar, selbst wenn 
sie während er Ausübung des Berufes der prostituierten Person 
stattfindet. 

Sehr interessant ist schließlich ein „Sexualverbrechen“, das 
nur das Sowjetstrafrecht kennt, nämlich die Nötigung einer Frau 
(oder eines Manac) zum Geschlechtsverkehr mit einer Person, 
zu der die genötigte Person in materieller oder dienst- 
licher Abhängigkeit steht ($7154 StrGB RSFSR; $ 165 StrGB 
UkrSSR). Diese Bestimmung des Sowjetstrafrechtes ist diktiert 
vom Klassenrechtsbewußtsein der werktätigen Massen, das keine 
wie immer geartete Ausbeutung eines Menschen durch den ande- 
ren zuläſtt. Dieses Sexualverbrechen wird als Vergewaltigung 
verfolgt. 

Das neue Sexualstrafrecht der Sowjetunion setzt die Straf- 
barkeit der Sexualverbrechen bedeutend herab. So wird zum 
Beispiel die Vergewaltigung, für die die Salie etzgebung 1922 
Freiheilsentäichung von 3 bis 10 Jahren vorsah, jetzt mit Frei- 
heitsentziehung von einem Tage bis zu adit Jahren bestraft. 
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Zum Schlusse einige Worte über die vermögensrechtlichen 
Verbrechen im neuen Strafrecht der Sowjetunion (58 162—178 
StrGB RSFSR; 88 170—191 ‚StrGB UkrSSR). Diese Gruppe von 
Verbrechen setzt sich zusammen aus: Diebstahl, Plünderung, 
Raub, Unterschlagung, Betrug, Fälschung, Wucher, Erpressung 
und Sachbeschädigung. 

Die vermögensrechtlichen Verbrechen wurden im neuen 
Sowjetstrafrecht wesentlich umgearbeitet. So war im Strafrecht 
1922 die Konstruktion von Diebstahl, Plünderung und Raub der- 
art, daß der Eigentümer von Sachen, wenn sich dieselben im Be- 
sitze einer anderen Person befanden, wegen dieser Verbrechen 
zur strafrechtlichen Verantwortung poren werden konnte. Das 
neue Strafrecht der Sowjetunion sieht nur Diebstahl, Plünderung 
und Raub fremden Eigentums vor. Es werden im Strafgesetz 
neue Arten von Diebstahl eingeführt: a) bewaffneter Diebstahl 
($ 170 StrGB UkrSSR), b) Diebstahl elektrischer Energie ($ 163 
StrGB RSFSR; $ 172 StrGB UkrSSR) und c) leichter (privilegier- 
ter) Diebstahl, und zwar — Diebstahl, verübt infolge Not und 
Arbeitslosigkeit zum Zwecke der Befriedigung der minimalen 
eigenen Bedürfnisse und jener der Familie ($ 162 StrGB RSFSR), 
und ebenso — Diebstahl von Materialien und Werkzeugen, ver- 
übt durch Arbeiter oder Angestellte in Fabriken oder Werken 
auf dem Gebiete ihres Beschäftigungsortes, zum ersten Male für 
einen Betrag von nicht mehr als 15 Rubel (ca. 30 Mark) (Anmer- 
kung zu $ 162 StrGB RSFSR und zu $ 170 StrGB UkrSSR); dieser 
letztere Diebstahl zieht lediglich Disziplinarmaßnahmen nach sich. 

Das neue Strafrecht der UdSSR ergänzt die Liste der ver- 
5 Verbrechen durch einige neue Verbrechen: 
z. B. Aneignung von Fundsachen, Bankrott usw. 

Die Strafbarkeit vermögensrechtlicher Verbrechen ist im 
neuen Strafrecht wesentlich herabgesetzt. Es genügt, als Beispiel 
anzuführen, daſt Raub, der nach dem Strafrecht von 1922 mit Er- 
schieſtung bestraft wurde, jetzt Freiheitsentziehung von einem 
Tag bis zu 10 Jahren nach sich zieht und nur ausnahmsweise, 
nämlich wenn er bewaffnet und von Mord oder schwerer Körper- 
verletzung begleitet war — Erschieſtung ($ 167 StrGB RSFSR: 
$ 174 StrGB UkrSSR); einfacher Diebstahl, d. i. die häufigste Art 
der vermögensrechtlichen Verbrechen, wurde mit Freiheitsent- 
ziehung oder Zwangsarbeit bis zu sechs Monaten bestraft; nun- 
mehr — mit Freiheitsentziehung bis zu drei Monaten oder mit 
Zwangsarbeit bis zu sechs Monaten usw. 


* 
k * 


Dies ist das Wesen der Bestimmungen des neuen Strafrechts 
der UdSSR. Die Reform des Sowjetstrafrechts aus den Jahren 
1926/27 hat zweifellos außerordentlich große Verbesserungen 
dieser Strafgesetzgebung gebracht. Das neue Strafrecht der 
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UdSSR entspricht unbestreitbar besser dem gegenwärtigen politi- 
schen Stand und der gegenwärtigen ökonomischen Lage der 
UdSSR als das schon veraltete Strafrecht von 1922. 

Aber das Tempo des Lebens in der UdSSR ist ein sehr rasches, 
der Wiederaufbau der Volkswirtschaft geht mit großen Schritten 
voran, die innere und äuftere Macht der Sowjetunion erstarkt 
ständig. Und — das Verbrechen, dieses Produkt der ökonomi- 
schen Ungleichheit, dieses „verhafte Privilegium der werktätigen 
Massen“, ist in der UdSSR nur das lästige Erbe des gestürzten 
bourgeoisen Systems, eine vorübergehende Erscheinung, wurzelnd 
in den zeitweiligen ökonomischen Schwierigkeiten des einzigen 
und noch jungen Arbeiter- und Bauernstaates der Welt. Jeder 
Schritt aul dem Wege des sozialistischen Aufbaus, jede ökono- 
mische Errungenschaft der Sowjetmacht ist eine Etappe auf dem 
Wege des Absterbens des Verbrechens und damit auch des Straf- 
rechts überhaupt. Das ist es, weshalb man kühn sagen kann, daß 
die Strafpoliti — die gesamte Wirtschaftspolitik der Sowjet- 
macht ist! 


Die Entwicklung der russischen Eisen- 


bahnen im Rahmen der Volkswirtschaft. 
Von Reichsbahnrat Adolf Runkel, z. Zt. Moskau. 


„Das Eisenbahntransportwesen hat die Periode des Wieder- 
aufbaues mit dem Jahre 1927 abgeschlossen. Jetzt sieht es sich 
vor eine Reihe organisatorischer Maßnahmen gestellt, als deren 
wichtigste und grundlegendste die Rationalisierung des Eisen- 
bahnbetriebes anzusehen ist, um den infolge einer erhöhten 
industriellen und landwirtschaftlichen Produktion stark gestei- 
gerten Güter- und Personenverkehr reibungslos durchzuführen.“ 

Das ist in kurzen Sätzen der Inhalt der vom 15. Kongreß für 
die Eisenbahnen aufgestellten Direktiven; in ihnen sind, ins 
Eisenbahntechnische übertragen die Forderungen enthalten, die 
jeder Staat an sein Eisenbahnwesen stellt, namentlich solche 
verkehrswirtschaftliher und betriebstechnisher Art, oder 
genauer ausgedrückt, die Forderung über den Ausbau des Tarif- 
systems und der Rationalisierung des Betriebes. Bis jetzt haben 
sich die russischen Bahnen und die übrigen Zweige der Volks- 
wirtschaft im Stadium des Wiederaufbaues befunden, um die 
furchtbaren Zerstörungen, die Weltkrieg, Revolution, Bürger- 
krieg verursacht haben, zu beseitigen. Die Steigerung der indu- 
striellen und landwirtschaftlichen Produktion muß automatisch 
auch gesteigerte Leistungen der Eisenbahn nach sich ziehen, es 
müssen die zwischen den beiden Wirtschaftsgruppen bestehenden 
Wechselbeziehungen vertieft und weiter ausgebaut werden. Wie 
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sich diese Beziehungen im Laufe der 55 Jahre ent- 
wickelt haben, und auf welchen Grundlagen ihr Ubergang auf 
die neue Arbeitsperiode erfolgen muß, zeigt ein kurzer Rückblick 
auf die Stellung der russischen Eisenbahn zur Volkswirtschaft 
während der letzten zehn Jahre. 

Durch zwei Etappen ist der Weg, den die Sowjet-Eisenbahnen 
in diesen zehn Jahren zurückgelegt haben, gekennzeichnet: Die 
erste von 1917 bis 1922 als die Jahre des Zertalls, die zweite von 
1922 bis 1927, die Periode des Aufbaues. Das Jahr 1922 kann 
man als das Krisisjahr betrachten, als das Jahr, in dem der wich- 
tigste Zweig der Volkswirtschaft den Höhepunkt der Agonie 
erreicht hat. Nicht erst das Jahr 1917 brachte den Beginn des 
Zerfalls, es beschleunigte nur den Prozefl, der bereits mit dem 

ahre 1914 einsetzte, und von dem auch die übrigen Zweige der 
olkswirtschaft ergriffen wurden. Während noch 1916 die indu- 
strielle Produktion in Ruflland gegenüber der von 1913 — 121 % 
betrug, wobei der Stand von 1913 = 100 angenommen ist, war 
diese Produktion im Jahre 1917 bereits auf 77 % derjenigen von 
1913 gefallen. Von 1917 an sank die Leistung der Bahnen im Güter- 
verkehr auf 83 % derjenigen von 1913, was natürlich zur Folge 
hatte, daR viele Güter nicht abbefördert werden konnten. Der 
Mangel an verfügbarem Frachtraum stieg von 83 000 Güterwagen 
1916 auf 120000 im Jahre 1917, der Prozentsatz der nicht mehr 
betriebsfähigen Lokomotiven von 17,3 % im Jahre 1916 auf rund 
30 % — 1917; derjenige der nicht mehr lauffähigen Güterwagen 
von - 5,4% — 1916 auf 8,4 % — 1917'). Bis dahin lief sich der Eisen- 
bahnbetrieb einigermaßen aufrechterhalten, da noch eine ein- 
heitliche Organisation bestand. Das änderte sich im negativen 
Sinne mit dem Beginn der Revolution grundlegend. Der Beginn 
der Demobilisation des Heeres, das F Ehen einer straffen Leitung, 
— es gab niemals so viel „Vorsitzende“, „Bevollmächtigte“, so viel 
„Kommissare“, wie in dieser Zeit, die alle in den Betrieb der 
Bahn hineinreden wollten — das Auftauchen dunkler Elemente. 
— alles das ließ die Eisenbahn an einen Zustand anlangen, der 
nicht mehr weit vom Chaos entfernt war. „Mit 24 Amtsgehilfen, 
die sich die Mäntel von Beamten angezogen hatten, begannen wir 
unsere Arbeit im Verkehrsministerium. Ingenieure, Techniker. 
Administratoren, Juristen — alle waren weggelaufen. Erst viel 
später kamen sie wieder und wollten beschäftigt werden; aber 
da hatten wir sie nicht nötig“ (Verkehrsminister Newsky in 
einer Rede vor den Arbeitern der Woronescher Werkstätten) ?). 
Die inzwischen nationalisierten Bahnen und Industriebetriebe 
waren ausschließlich für die Bedürfnisse des Krieges, Lebens- 
mittel- und Brennstofftransport herangezogen, da es ja keine 
Volkswirtschaft mehr gab, mit Ausnahme der Zweige, die die 


1) Orloff, „Shelesnodor. delo“ 1927, 10./11. 
2) Besrukich, „Transport u. Wirtschaft“ 1927, I. 
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oben erwähnten Bedürfnisse befriedigten. Wie die Leistung der 
industriellen Produktion gesunken war — von der landwirt- 
schaftlichen ganz zu schweigen, da der Bauer nur für seinen 
eigenen Bedarf produzierte —, zeigt die folgende Aufstellung?): 


In Prozent. 
von 1913 


Ers-Ausheuie, 638,4 Millionen Pud | 10,4 Millionen Pud 


Herstellung von Eisen- 


bahnwagen f 20 492 Stück 854 Stück 4,2 
Herstellung von Kau- 

stischem Soda . 2,6 Millionen Pud | 2,3 Tausend Pud 0,1 
Baumwollweberei- 

Erzeugnisse 15,8 Millionen Pud | 0,8 Millionen Pud 4,5 
Zuckererzeugung . . | 82,8 Millionen Pud | 5,5 Millionen Pud 6,7 
Ausbeute an Steinkohlen | 1738 Millionen Pud | 466 Millionen Pud 27 
Ausbeute an Naphtha 564 Millionen Pud | 233 Millionen Pud | 42,7 


In dieser Zeit des Auf und Nieder, der Geldentwertung, des 
Kriegskommunismus, hätte es keinen Sinn gehabt, einerseits eine 
richtige Tarifierung zu schaffen, da es teilweise überhaupt keine 
Einn en gab (freie Beförderung), teilweise die aus den Tarifen 
sich ergebenden Einnahmen in keinem Verhältnis zu den Aus- 
gaben standen, andererseits zwischen den Bahnen und den staat- 
lichen Organisationen, die als Güterauflieferer in Frage kommen, 
ordnungsmäſtig abzurechnen. Unter diesen Umständen war es 
kein Wunder, daf die Eisenbahnen von Jahr zu Jahr immer 
gröftere Defizite aufwiesen. Von einer richtigen Finanzwirtschaft 
konnte keine Rede sein, da die im Eisenbahnwesen investierten 
Kapitalien, das Grundkapital, sich immer mehr verringerte, infolge 
Abnutzung, Zerstörung usw. Die finanzielle Lage war so schlecht. 
daR 1921 nur 15 % des Bedarfs an Material geliefert wurden, daft 
der Goldwert des Rubellohnes für den 1 monatlich nur 
3,50 Rubel betrug. Hier konnte nur eine durchgreifende Reform 
der Tarife helfen, die sowohl die Deckung der Selbstkosten des 
Güterverkehrs der Bahn brachte, als auch sich der finanziellen 
Leistungsfähigkeit des Landes anpaſtte. Es wäre die Möglichkeit 
vorhanden gewesen, während der „neuen ökonomischen Politik“ 
eine richtige Tarifbildung vorzunehmen; aber die andauernde 
Geldentwertung und das Fehlen geeigneter statistischer Unter- 
lagen ließe das nicht zu. Erst das Jahr 1922 brachte eine Erlösung 
aus diesem Durcheinander, und zwar wurde das Tarifsystem auf 
folgender Grundlage aufgebaut: , 


1. Aufstellung des Güterverzeichnisses auf Grund derjenigen 
der Vorkriegszeit; 


3) Orloff, „Shelesnodor. delo“ 1927, 10.11. 
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2. Einteilung der Güter in 12 Normalklassen; 
3. Aufstellung von Spezialtarifen für Massengüter. 


Wenn auch die aus den Tarifen sich ergebenden Einnahmen 
bei weitem nicht die Selbstkosten des Frachtgeschäftes deckten 
und weit unter dem Stand der Vorkriegszeit lagen — auch nach 
der Umbildung der Tarife, die die Mängel des vorhergehenden 
Tarifsystems beseitigen —, so liegt das an den äußerst niedrigen 
Ausnahmetarifen, an denen so ziemlich alle Industriezweige be- 
teiligt waren (siehe nachstehende Tabelle). 


Einnahmen: 


1923/24 rd. 70 % der Vorkriegseinnahmen, | berechnet nach dem 
1924/25 „ 62 % „, T ( Realwert des Rubels. 
1925/26 „ 60 % „ K (Gold wert.) 
Insbesondere der Steinkohlenindustrie gegenüber wird diese 
Schutzzollpolitik betrieben. So z. B. betrug der für 1924/25 fest- 
esetzte Tarif aus dem Kusnetzky-Rayon (Sibirien) "/,;o Kopeken 
ür 1 Pud per Werst (= 0,38 Kop. für 1 t-km). Im Personenver- 
kehr liegen die Tarife noch bedeutend niedriger, da man hier mit 
der gesunkenen Kaufkraft der Bevölkerung rechnen muß. 
iese Tarifpolitik, die vom Staatsinteresse diktiert war, hat 
natürlich die Finanzschwierigkeiten der Bahn verewigt. Während 
in der Industrie von 1 zu Jahr steigende Kapitalien investiert 
wurden und der en: erhebliche Fortschritte 
machte, war die Eisenbahn auf sich angewiesen. Nicht genug 
damit, daß sie Sondertarife gewährte, mußte sie auch noch die 
geringen Überschüsse an andere Zuschuſtbetriebe des Transport- 
wesens abgeben, so z. B. an die Binnenschiffahrt, Häfen usw.. 
mußte sie auch noch die Lokomotivindustrie des Landes mit Auf- 
trägen unterstützen, anstatt ihre eigenen dringendsten Bedürf- 
nisse, die Auffrischung des „Grundkapitals“ zu befriedigen Die 
1923/24 bis 1926/27 in der gesamten Industrie investierten Kapi- 
talien beliefen sich auf 2418 Millionen Rubel, die für das gesamte 
Transportwesen (Eisenbahnen, Schiffahrt, Straßen, Brücken) auf- 
a RE Mittel dagegen nur auf 1334 Millionen Rubel!) . Daf 
iese letzteren nicht für die Erneuerung des Grundkapitals ver- 
wendet wurden, sondern für Betriebsbedürfnisse (Brennstoffein- 
kauf, Löhne und Gehälter) zeigt das minimale Anwachsen des im 
Eisenbahnwesen investierten Grundkapitals von 10570 Millionen 
Rubel im Jahre 1923/24 auf 10606 Millionen Rubel im Jahre 
1926/27. Ob es richtig gewesen ist, auf Kosten der Eisenbahnen. 
des wichtigsten Zweiges der Volkswirtschaft, die anderen Zweige. 
hauptsächlich die Industrie, in finanzieller Hinsicht so zu bevor- 
zugen, erscheint fraglich. Zwischen den einzelnen Abteilungen 
der Volkswirtschaft besteht in finanzieller Hinsicht ein bestimmtes 
Verhältnis, d. h. steigen die Leistungen des einen Zweiges, z. B. 
der Industrie, müssen die Leistungen des anderen, in diesem Falle 


) Orloff, „Shelesnodor. delo“ 1927, 10./11. 
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die der Eisenbahnen, auch automatisch ihre Leistungen erhöhen; 
tun sie das nicht, dann werden Stockungen im Güterverkehr auf- 
treten, auf deren drohendes Gespenst in den kommenden Jahren 
schon jetzt die maßgebenden Zeitungen hinweisen. Diese unhalt- 
bare Stellung der Eisenbahnen in der Volkswirtschaft hat auch 
die Regierung erkannt und den Hebel an der wichtigsten Stelle 
ansetzen lassen: an der Tarifwirtschaft.e. Mit anderen Worten: 
mit dem System der Vorzugstarife wird, abgesehen von bestimm- 
ten Fällen, gebrochen werden, und die Tarife werden auf einen 
solchen Stand gebracht, daß aus ihren Einnahmen einmal die 
Ausgaben für den Betriebs- und Zinsendienst des Anlage (Grund)- 
kapitals gedeckt werden können, andererseits der Einnahme- 
überschuff als Zuwachs zum Anlagekapital verwendet wird. Bei 
einer Aufstellung eines solchen Tarifes muſt aber auch die finan- 
zielle Leistungsfähigkeit der Klientel berücksichtigt und, was 
bezeichnend für den sozialistischen Staat ist, ein Unterschied in 
der Anwendung der Tarife zwischen den Staats- bzw. Kooperativ- 
und den Privatkapitalien gemacht werden, allerdings nur bei 
solchen Waren der Privatwirtschaft, deren Konkurrenz der staat- 
lichen und kooperativen Gesellschaften gefährlich werden kann. 
Das entscheidende Wort bei der Bildung der Tarife haben die 
‚obersten Organe der Regierung, Sownarkom (Rat der Volkskom- 
missare) und STO (Rat für Arbeit und Verteidigung). Von 
ihnen, die die einzelnen wirtschaftlichen Zusammenhänge über- 
blicken, gehen die Richtlinien aus, sowohl an die Eisenbahnen 
als an die anderen Zweige der Volkswirtschaft, Richtlinien, die 
nicht nur die Tarife an sich, d. h. die finanziellen Entschädigungen 
seitens der Klientel für die Leistung der Eisenbahnen regeln, 
sondern neben einem schärferen Hinweis auf Zusammenarbeit 
zwischen beiden, im Interesse einer reibungsfreien Abwicklung 
des Verkehrs in erster Linie darauf hinzielen, einen für die Bil- 
dung der Tarife maſtgebenden Hauptfaktor zu berücksichtigen: 
dieSenkung der Selbstkostenim Güterverkehr. 
Damit werden die Aufgaben der Eisenbahnen schärfer umschrie- 
ben, als deren wichtigste die angesehen werden kann, daß, sollen 
die infolge einer gesteigerten industriellen und landwirtschaft- 
lichen Produktion erhöhten Verkehrsleistungen erreicht werden, 
ünbedingt die Rationalisierung im Verkehr durchgeführt bzw. die 
darauf bezüglichen, schon begonnenen Maßnahmen vertieft und 
verbreitert werden. Daß gerade der Güterverkehr, als die 
Grundlage des gesamten Verkehrswesens, noch sehr verbesse- 
rungsbedürftig ist, wissen die mafßgebenden Stellen sehr genau. 
Das liegt aber in der Hauptsache daran, daf, wie bereits vorher 
ausgeführt wurde, die für den Ausbau des Verkehrswesens not- 
wendigen Mittel in den zurückliegenden Jahren nicht zur Ver- 
Sim standen. anderseits, daß das mit den Funktionen des Ver- 
kehrsdienstes betraute Personal noch nicht überall den Qualifika- 
tionsgrad erreicht hat, den man hierbei voraussetzen muß. Da- 
neben haben auch die Güterauflieferer, in diesem Falle also die 
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staatlichen und kooperativen Organisationen, ein gut Teil Schuld 
mit an den bestehenden Miſtständen, da bei ihren Organen, wie 
noch später ausgeführt wird, Begriffe über „Wirtschaftlichkeit“ 
vorhanden sind, die unbedingt durch die Eisenbahndienststellen 
abgelehnt werden müssen, will man die Eisenbahnen nicht in den 
Ruf eines unrentablen Unternehmens bringen. Daß die Eisen- 
bahnen auf dem richtigen Wege sind, zeigen die, wenn auch lang- 
sam, aber immer weiter auf dem Gebiete der Rationalisierung 
fortschreitenden Verbesserungen. Während noch im Bürgerkrieg 
die Lade- und Entladekosten, die den Hauptteil der Selbstkosten 
bilden, für 1 Pud = 22 Kopeken ausmachten, betragen sie heute 
1,08 Kopeken?). Welche Ersparnisse dabei auftreten, kann man 
aus der folgenden Zusammenstellung ersehen, die die Entwick- 
lung des Güterverkehrs während der letzten zehn Jahre veran- 


schaulicht®): 


Verkehr der wichtigsten Güter der Eisenbahn von 1917—1927. 
(In Millionen Tonnen.) 


1917 | 1918 | 1919 | 1920 so ane | mar 1929/24 | 1924125 | 1925720 


Getreide . . 3,1 1,0 2,1 3,3 4,3 5,2 89 | 10,7 | 10,6 | 14,2 
Kohlen . | 15,7 4,2 2,4 4,0 3,6 4,7 80 | 123 | 16,6 | 21,8 
Brennholz. 8,5 4,6 5,6 7,7 8,7 7,8 | 14,7 | 12,5 96 | 12,3 
Holz- 

materialien | 3,2 0,8 0,9 1,9 22 2,5 5,8 7,2 38 | 12,9 
Naphtha ..| 3,5 0,7 0,4 0,9 1,7 3,0 3,3 3,5 5,0 5,6 
Übri geGüter | 73,6 | 25,2 | 18,7 | 14,1 | 17,3 1,5 | 17,2 | 21,4 | 32,0 | 49,7 


107,6 | 365 | 301 | 319 | 37,8 | 24,7 | 579 | 67,6 | 77,6 1165 


|— 


Nicht im Bau neuer Linien und der Beschaffung der dafür 
5 Fahrzeuge liegt m. E. der Kernpunkt der Frage, ob 
die Eisenbahnen den gesteigerten Güterverkehr in den nächsten 
5 werden bewältigen können; das bedingt ungeheure 

apitaleinlagen und analog hohe Amortisationskosten, die eine 
Senkung der Tarife auf das für die Eisenbahn verwaltung noch 
wirtschaftlich tragbare Niveau nicht zulassen. Das wiederum 
verhindert die Senkung der im Vergleich zu anderen Ländern 
hohen Verkaufskosten der Waren, und so entsteht, wenn gleich- 
zeitig die Kaufkraft der Bevölkerung aus diesen oder jenen 
Gründen sinkt, eine Absatzkrise, die den Eisenbahnverkehr sehr 
empfindlich durch verringerte Einnahmen beeinflußt. (Ein Bei- 
spiel dafür bietet die Wirtschaftslage des Landes im Jahre 
1923/24, als infolge der Differenz zwischen den hohen Preisen 
der Industrieerzeugnisse und dem tiefen Preisstand der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse der Güterverkehr erheblich sank.) Auf 


5) Orloff, „Shelesnodor. delo“ 1927, 10./11. 
e) „Sowjetsky transport“ 1927. 
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Grund meiner Beobachtungen bin ich der festen Ansicht, daß 
die russischen Eisenbahnen — mit Ausnahme der Hauptstrecken: 
Donezbassin—Moskau—-Leningrad, Kusnetzky—Bassin (Sibirien) 
Moskau—Leningrad und einigen Strecken im Kaukasus für den 
Naphthatransport — den gesteigerten Verkehr für die nächsten 
fünf Jahre werden bewältigen können, wenn — aber nur dann — 
die Rationalisierung des Verkehrs mit Erfolg durchgeführt 
wird. (Der Bau neuer Bahnen in unerschlossenen Gebieten bildet 
eine Frage für sich.) Die Überlastung einzelner Hauptstrecken, 
wie der oben erwähnten, konnte auch nur eintreten, nachdem, 
infolge der veränderten Grenzen Rufllands, der früher vorwie- 
gend ost-westlich und umgekehrt gerichtete Verkehr sich in einen 
solchen süd-nördliher Richtung und umgekehrt umgestellt hat. 
Trotzdem kann man nicht sagen, daß die Verkehrsdichte (in 1000 
t-km auf 1 km) auf den russischen Bahnen eine große ist; sie hat. 
auf das ganze Netz bezogen, bei weitem noch nicht den Vorkriegs- 
stand erreicht und bleibt hinter denen Deutschlands und Ame- 
rikas erheblich zurück“). 


Verkehrsdichte (in 1000 t-km auf 1 km). 
1913 1925/26 1926/27 


Sowjetrullandd . . . ... 1574 1237 1372 
Deutschland . . . a. a. a. 1852 1844 1990 
Verein. Staaten von Amerika 1178 1793 1891 


Umgekehrt hat ein solches Zusammendrängen der Züge auf 
einzelnen Hauptlinien den Vorzug, daß dort das Prinzip der 
Rationalisierung am ehesten angewandt werden kann. Besonders 
* Züge, Kohlen-, Zucker-, Salz-, Naphtha-, 
Metallziige, stellen die kürzesten und damit wirtschaftlichsten 
Verbindungen zwischen bestimmten, aufeinander angewiesenen 
Rayons bzw. Wirtschaftsgruppen dar. So z. B. benötigt ein 
Tabakszug von Leningrad nach Tschita (Sibirien) mit 55 Waggons 
für die 6500 km lange Strecke jetzt nur noch 28 Tage Fahrzeit, 
an Stelle der früheren 47 Tage. Zu diesem System der „Marsch- 
routisierung“ geht man jetzt in ganz Rußland, hauptsächlich in 
der Ukraine, über, da die bisherigen Erfahrungen sehr gute sind. 
Damit wird der Rücklauf der Güterwagen beschleunigt, was 
wieder die Gestellung der von der Volkswirtschaft angeforderten 
Wagen gewährleistet; wird die wirtschaftliche Ausnutzung des 
rollenden Materials erhöht, fallen die Fradhtselbstkosten. Diese 
Fortschritte, die die ersten Schritte auf dem Wege der Rationali- 
sierung darstellen, sind nur dadurch möglich gewesen, daß man 
erstens die sogenannten „Übergabepunkte“ an der Grenze zweier 
Eisenbahnverwaltungen, an denen die Wagen einer langwierigen 
Untersuchung ausgesetzt waren, beseitigt hat. und daß ferner die 
Lokomotiven besser ausgenutzt werden. (Auf der Grundlage 


7) „Ekonom. Shisn“ — 1928 — Nr. 5. 
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des Prinzips der „wilden“ Besetzung der Lokomotiven, das darin 

besteht, daß nach Beendigung ihres Dienstes die Lokomotivmann- 

schaft irgend einer anderen Mannschaft die Lokomotive 

zum weiteren Dienstgebrauch übergibt.) Die gleichen Erwägun- 

gen, die zur Schaffung der Marschonten zuge führten, waren 

auch für die erstmalige Einführung planmäſtiger Güterzüge maß- 
ge d. h. solcher, die nach Teslliezenden Fahrplänen ver- 
ehren. 


Die periodisch einsetzenden, plötzlich stark wachsenden Be- 
dürfnisse einzelner Zweige der Volkswirtschaft an rollendem 
Material stellen an den Verkehr die größten Anforderungen. 
Insbesondere die im Herbst einsetzende Zucker- und Erntekam- 

agne, der Beginn der Bautätigkeit im Frühjahr, daneben die 
Cetreideshlieferäng in den Wintermonaten, der Holzversand im 
Sommer, rufen eine schlagartige a aer Eisenbahn hervor, 
die sich in Verstopfungen der großen Knotenpunkte, unwirt- 
schaftlichen Umleitungen, schlechter Ausnutzung des rollenden 
Materials äußert. Eine Beseitigung dieser Miſtstände läßt sich 
nur durchführen durch ein engeres Zusammenarbeiten zwischen 
den einzelnen Zweigen der Volkswirtschaft und der Eisenbahn- 
verwaltung, wobei weniger die Zentralbehörde der letzteren in 
Frage kommt als die äußeren Dienststellen, die mit den Wirt- 
schaftsgruppen ihres Bezirkes dauernde Fühlung haben, und das 
seinen Ausdruck findet in den im voraus von den einzelnen Wirt- 
schaftsverbänden aufzustellenden Plänen, nach denen der Ver- 
sand durch die Eisenbahn durchgeführt werden soll und kann. 
Durch dieses Zusammenarbeiten, an dem es bisher gefehlt hat — 
man hat nur nötig, die ständigen Rubriken in der „Iransportnaja 
Gaseta“, in der Ekon. Shisn“ u. a. zu lesen — lassen sich auch die 
vielen Fehlläufe vermeiden, die, wirtschaftlich betrachtet, einen 
Verlust bedeuten und deren Abstellung beim Vorhanden- 
sein qualifizierter örtlicher Organe nicht erst 
eines Eingreifens der obersten Instanzen bedarf. Denn sonst 
hätte es nicht vorkommen dürfen, daf z. B. der Nordwest-Rayon 
51000 t Roggen in das Zentral-Industriegebiet (Moskau) sandte, 
während er selbst von dort 14000 t erhielt, daß der südliche 
Industriebezirk vom Südwest-Rayon (Kiew) 21 000 t Roggen er- 
hielt, während ihm umgekehrt von diesem Rayon 25 000 t zugesandt 
wurden. Der Grundsatz, daß nur wirtschaftliche Gesichtspunkte 
die Zuweisung bestimmter Verbrauchergebiete zu bestimmten 
Erzeugergebieten beeinflussen, muß auch den Verkehr einzelner 
Massengüter in wirtschaftlich günstigem Sinne beeinflussen un 
damit die Hoffnung auf rationellere Formen des Güterverkehrs 
verwirklichen. 

Hand in Hand mit den großen organisatorischen Fragen des 
Güterverkehrs geht die Regelung der technischen Seite des Güter- 
austausches. Der Bau von Großraumgüterwagen (für 50 t Ge- 
wicht), Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Lokomotiven und 
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Ausbau der großen Knotenpunkte des Güterverkehrs (Charkow, 
Rostow, Moskau) sind teils bereits in Angriff genommen, teils 
stehen sie dicht vor der Verwirklichung. 


Sind erst einmal die erwähnten grundlegenden Fragen des 
Güterverkehrs geregelt, so wird die ee der kleineren 
Übelstände, die auf organisatorischem und technischem Gebiete 
noch bestehen, keine Schwierigkeiten bereiten. Hierzu gehören: 
Regelung des Sonntags- und Feiertagsdienstes hinsichtlich der 
Güter-Be- und -Entladearbeiten, Beschleunigung der Be- und Ent- 
ladearbeiten der Wagen und der mit ihnen im Zusammenhan 

stehenden Abrechnungsverfahren zwischen Verwaltung un 

Klienten, Intensivierung der Lagerhauswirtschaft (Bau von Kühl- 
häusern, Elevatoren); sie alle dienen einzig und allein dem Zweck, 
die Wartezeit der Wagen herabzumindern und sie dem Verkehr 
wieder zuzuführen. Das erfordert wieder besondere Mittel, die 
man z. B. für die Lagerhauswirtschaft dadurch aufzubringen sucht, 
daß ein prozentualer Sonderfrachtzuschlag bei der Frachtberech- 
nung erhoben wird. Die Einnahmen daraus, die man im Jahre 
auf 8 Millionen Rubel schätzt, werden für den Bau und die Ein- 
ıichtungen neuer Lager- und Kühlhäuser, Elevatoren usw. ver- 
wandt und sind ein weiterer Schritt auf dem Wege der Rationali- 
sierung, deren Endziel die Senkung der Selbstkosten bzw. der 


Tarife bildet. 


„Unsere Stellung zum Verkehrswesen war die wie zu einem 
Droschkenkutscher,“ sagte Rykow in der Schlußsitzung des 
15. Kongresses. Damit gesteht er einmal ein, daß die leitenden 
Stellen der Regierung nicht das erforderliche Maf an Aufmerk- 
samkeit dem Verkehrswesen gewidmet haben; anderseits aber 
drücken seine Worte auch die Zusicherung aus, daß jetzt das 
Verkehrswesen die zu seiner Entwicklung nötige Unterstützung 
erhalten würde, eine Unterstützung, die sich nicht allein auf Ver- 
besserung der organisatorischen und technischen Seiten des Eisen- 
bahnwesens beziehen darf, sondern in der Hauptsache die Rege- 
lung der wichtigsten Frage des Verkehrswesens ins Auge 
fassen muß: die der Personalfrage. Das mag Veranlassung 
zu einigen Bemerkungen geben. Gerade der Verkehrsdienst 
und sein dauerndes Zusammenarbeiten mit den Stellen der Volks- 
wirtschaft erfordern ein Personal, das unbedingt die nötige Quali- 
fikation zu diesem Dienste haben muß. Die mit den besten Ab- 
sichten herausgegebenen Richtlinien durchlaufen so viele Stellen, 
welche — soviel Köpfe, soviel Sinne — diese Direktiven, auch 
wenn sie noch so klar sind, nach ihren Wünschen auslegen. so daß 
der Endeffekt ein minimaler bleibt. Ich habe bereits vorher er- 
wähnt. daf viele Leerlaufarbeit, viele Kosten erspart würden. wenn 
die Stellen, die im Verkehr mit der Klientel (staatliche und koope- 
rative Organisationen) die Verantwortung tragen, mit qualifi- 
ziertem Personal besetzt wären. Das erfordert Leute, die den 
Kopf nidıt verlieren bei plötzlichen Verkehrssteigerungen (die 
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Höchstleistung z. B. an gestellten Wagen innerhalb 24 Stunden 
betrug 34400 im Oktober), bei Naturereignissen (Schneever- 
wehungen), bei Unglücksfällen (Zusammenstöſten), die den Mut 
haben, einmal selbständig, ohne auf Direktiven von oben zu 
warten, Entschlüsse zu fassen, die, mit einem Wort, das in sie 
gesetzte Vertrauen rechtfertigen. Wie groß die Schwierigkeiten 
in der Personalwirtschaft des Verkehscdiensie: waren und noch 
sind, geht aus verschiedenen Berichten hervor, und es will mir 
nach meinen Beobachtungen nicht scheinen, daf das, was die 
Dienststellenleiter der deutschen Eisenbahnen auszeichnet — die 
Rechtfertigung des in sie gesetzten Vertrauens — audı bei dem 
russischen Personal erreicht werden kann, wenn nicht bestimmte 
Voraussetzungen geschaffen werden: Änderung der bestehenden 
Arbeitsgesetzgebung und Schaffung größerer Selbständigkeiten 
für den Dienstleiter. Auf der einen Seite verlangt man ratio- 
nelle Betriebsführung, auf der anderen Seite hängt die Kontrolle 
der unterstellten Arbeiter über die zu treffenden Maßnahmen 
wie ein Klotz am Bein der Leiter, lähmen die Konflikte mit den 
Gewerkschaften (Profsojus) jede Arbeitsfreudigkeit. Zu einer 
Klärung wird und muß es kommen, und, wie schon einmal Lenin 
das Steuer entschlossen herumgeworfen hat, werden auch jetzt 
wirtschaftliche Gesichtspunkte und reale Bedürfnisse über Dog- 
men den Sieg davontragen, um die Volkswirtschaft Ruflands an 
den Platz an der Sonne zu stellen, der ihr gebührt, und insbe- 
sondere das Eisenbahntransportwesen in die Lage zu versetzen. 
die in den nächsten zehn Jahren zu erwartenden Verkehrssteige- 
rungen reibungslos durchführen zu können. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I 


In die Schwierigkeiten der innerpolitischen Situation lassen 
die Erörterungen über die sog. „Donez-Verschwörung 
tief hineinsehen. Bisher ist die Anklageschrift nicht fertigge- 
stellt; der Prozeß wird frühestens Mitte Mai beginnen. Inzwi- 
schen geben die öffentlichen Auseinandersetzungen, die Stellung- 
nahmen mafßgebender Sowjetführer der Angelegenheit einen 
immer größeren Rahmen. Daß deutsche Ingenieure dabei mit 
betroffen wurden, ist immer mehr als ein Moment zweiten Ranges 
zurückgetreten, so unangenehm dieser Zwischenfall für die 
deutsch-russischen Beziehungen war und ist. 
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Die Angelegenheit zieht deshalb immer weitere Kreise, als 
eine große Miſtwirtschaft in dem betreffenden Teile Südruſtlands 
aufgedeckt wurde und lebhafte Beschwerden der Arbeiter des 
Donez-Gebietes laut wurden. Die Partei hat dabei energisch ein- 
schreiten müssen, hat Gewerkschaften aufgelöst, Parteiämter neu 
besetzt und zwei besondere Kommissionen für diese Aktion in 
den Partei- und Gewerkschaftsverhältnissen tätig sein lassen. In 
diese Lage sind die deutschen Ingenieure hineingezogen worden. 
Dabei ist, wie schon feststeht, gegenüber dem Oberingenieur 
Goldstein aufs höchste leichtfertig vorgegangen worden, indem 
er auf eine falsche Auslegung eines Briefes und eine nicht zu- 
treffende Übersetzung hin in Haft genommen wurde. 


Der weitere Hintergrund für die Angelegenheit ist der 
Gegensatz zwischen dem Obersten Volkswirtschafts- 
rat (Rykow und Kuibyschew) und dem Handelskommissariat 
(Mikojan), überhaupt der Gegensatz in der Industriepolitik, in 
den auch der Widerspruch des Finanzkommissariats stark mit 
hineinspielt. Und nun wird dem ein noch größerer Hintergrund 
mit dem Hinweis, der Behauptung gegeben, daf die „Donez-Ver- 
schwörung“ ein vom Auslande zu gegenrevolutio- 
nären Zwecken gemachter Versuch sei. 


In den diesbezüglichen Kundgebungen wird dem Urteil im 
Prozeß bereits vorgegriffen. So sprach eine Entschließung des 
vereinigten Plenums des Zentralkomitees und der Zentralkon- 
trollkommission der bolschewistischen Partei am 11. April aus, 
daf man in Schachty eine gegenrevolutionäre Organisation aufge- 
deckt habe, „die mit neuen Methoden den Kampf der Bourgeoisie 
gegen den proletarischen Staat führte, die aus ehemaligen 
Grubenbesitzern und aus besonders privilegierten Spezialisten 
bestand und im Zusammenhang mit den ehemaligen russischen 
und ausländischen Eigentümern sowie mit der ausländischen 
Militärspionage arbeitete, um die Verteidigungsmittel der Sowjet- 
union zu erschüttern und damit geradezu eine Intervention und 
den Krieg gegen Rußland vorzubereiten.“ Dem folgte Bucharin 
mit dem Hinweis, daß ähnliches auch in der Kriegsindustrie und 
in der chemischen Industrie aufgedeckt werden könnte. Und 
Stalin knüpfte am 13. April in einer Rede vor den Moskauer 
Parteivertretern daran an, daß diese „Schachty“- Verschwörung 
Teil einer ausländischen Intervention gegen die Sowjetmacht sei, 
daß die bürgerlichen Spezialisten mit Unterstützung der Emi- 
granten und des Auslandes nun nach der Getreidekrise, die der 
„innere Feind“ herbeigeführt habe, die Industriekrise herbei- 
führen wollten. Damit soll also der ganze Vorfall einen noch 
weiteren Rahmen erhalten und die Stimmung in eine bestimmte 
Richtung gelenkt werden. Beweise dafür, daß die Angelegenheit 
wirklich diesen (unwahrscheinlich großen) Rahmen 1 15 sind 
bisher nidıt gegeben worden. Die Auffassung Stalins aber ge- 


599 


hört in die bekannte Bemühung hinein, unausgesetzt der eigenen 
Öffentlichkeit die Gefahr der Intervention des Auslandes, der 
„Antisowjetfront“, vorzuführen. 

. Tatsächlih hat die Angelegenheit das ganze Spezia- 
listenproblem aufgerührt. Es wurde in einem Bericht von 
Kuibyschew vor einer Versammlung von 5 und Tech- 
nikern nochmals behandelt (, Iswestija“ 30, März). Er stellte fest, 
daß die ungeheure Masse der Spezialisten auf der Parteiseite sei. 
hob die Notwendigkeit ihrer Arbeit hervor, auch die Notwendig- 
keit der Heranziehung fremder Spezialisten. Dabei teilte er mit, 
daß es heute in der Industrie nur annähernd 250 bis 260 fremde 
Spezialisten gäbe. Die Rede suchte offensichtlich zu beruhigen, 
wie auch ein grundsätzlicher Artikel der „Iswestija“ (30. März) 
zu demselben Thema, der die Selbständigkeit für die Spezialisten, 
aber audi ihre Verantwortlichkeit hervorhob. 

Damit ist das Problem aber nicht erschöpft. Der Vorfall hat 

ja Mängel in der Industrie Sowjetruſtlands außerordentlich klar- 
elegt, und die dadurch aufgerührte Erörterung namentlich der 
achleute selbst hat dazu bemerkenswerte Einzelheiten beige- 
bracht. Dazu gehört zunächst, daf die Zahl der Spezialisten sehr 
gering ist. Sowjetruſtland leidet Mangel an technischen Kräften. 
namentlich in den kleineren Städten und draußen. Die russischen 
Spezialisten sind außerdem nicht genügend ausgebildet. Jetzt 
machen sich die Folgen nicht nur des Krieges und der Revolution, 
sondern auch der bolschewistischen Kulturpolitik bemerkbar, die 
nicht nur auf dem geistigen Gebiete die Gefahr der Verödung mit 
sih bringt, sondern bei dem Zusammenhange der Wissenschaft 
eben auch 5 des Landes mit den Vertretern der exakten 
Wissenschaften in Frage stellt, wie mit Arzten und in diesem 
Falle Ingenieuren und Technikern. Dazu kommen die Reibun- 
gen zwischen den Fachleuten und der Arbeiterschaft, insonderheit 
en aus der Arbeiterschaft hervorgegangenen Direktoren und 
Leitern. Dazu kommt weiter der schwerfällige und nicht 
leistungsfähige staatliche Industrieapparat mit Mängeln, die 
gerade in diesen Erörterungen an einer Reihe von Fällen klar- 
gelegt wurden. Die Zeitungen beschweren sich über den langsam 
und schlecht arbeitenden Apparat und teilen Fälle der Unfähig- 
keit und des Schlendrians mit, in denen groſte Summen von Staats- 
e nutzlos verschwendet worden sind. Kurz: nicht nur hat 
as Vorgehen der Sowjetregierung eine Vertrauenskrise in bezug 
auf den Verkehr mit dem Auslande heraufbeschworen, sondern 
die ganze Anlage der Affäre hat in einer für die Sowjetregierung 
doch sehr peinlichen Weise die Zustände in der Staatsindustrie 
bloßgelegt. Zur F 05 der Fachleute weisen wir hin auf eine 
Diskussion in der Redaktion der „Torgowo-Promyschlennaja Ga- 
zeta“, an der auch ausländische Ingenieure teilnahmen und in der 
besonders das „Gefühl der kollektiven Vorantwortungslosigkeit“ 
kritisiert wurde, und auf eine Eingabe der Chemiker an Rykow. 
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die zwar in erster Linie wissenschaftliche Gesichtspunkte, die 
Förderung der Chemie für die Industrie, hervorhob, aber mit den 
praktischen Forderungen zwischen den Zeilen auf dieselben 
schwachen Stellen hinwies, auf das Problem, wie im kommunisti- 
schen und von den Arbeitern beherrschten Staat die wissenschaft- 
liche Forschung und die geistige Leitung des Produktionspro- 
zesses wirklich möglich sein soll Aber damit ist zugleich auch 
berührt, womit ganz offenbar Stalin auf das stärkste rechnen muß: 
eineMißstimmungderArbeiterschaft,diesich gegen 
die Fachleute und Ingenieure gerichtet hat, und die Unsicherheit, 
in der sich die ien Männer befinden einmal gegenüber den 
Gründen der Opposition, obwohl sie über diese gesiegt haben, 
und dann eben gegenüber den nach wie vor mangelhaften und 
unzureichenden 5 der Industrie selbst. 


II. 


So beleuchtet die Angelegenheit, die so recht große Kreise 
zieht, die bekannte Industrie krise erneut. Dazu tritt die 
wachsende Passivität der Handelsbilanz und das 
Problem der Währung, das naturgemäß immer damit zusammen- 
nangt Das sei im einzelnen hier nicht besprochen, im ganzen 
ergibt sich eine Spannung, eine kritische Lage, die sehr unbehaglich 
empfunden wird. 

Man spürt aus den Erörterungen zwischen dem Obersten 
Volkswirtschaftsrat und dem Finanzkommissariat, die gerade in 
der Berichtszeit wieder aufgelebt sind, wie schwer die nde 
Kreise dieses eine Hauptwirtschaftsproblem zu mei- 
stern in der Lage sind. Hier fordert der Oberste Volkswirtschafts- 
rat die Durchführung des großen Industrieplans. Dort verlangt 
das Finanzkommissariat Rücksicht auf die gespannte Lage der 
Währung und der Devisenvorräte. Da klagt die Arbeiterschaft 
über zunehmende Teuerung und fordert Lohnerhöhungen. Dort 
wird die Bauernschaft immer zurückhaltender und mifſttraui- 
scher. Die Regierung steht im nun begonnenen dritten Quartal 
des Wirtschaftsjahres vor groſten Schwierigkeiten, wie sie die 
Mittel für die Durchführung ihres Industrie programms 
aufbringen soll. Wahrscheinlich wird sich der Wille für das 
Industrieprogramm gegenüber den finanziellen Bedenken durch- 
setzen, und das muſt zu einer weiteren Schwächung der Kaufkraft 
des Tscherwonez führen, wenn nicht die Getreide ver käufe 
an das Ausland sich günstiger entwickeln. 


III. 
Die vom Handelskommissariat bekanntgegebenen Zahlen 
über die planmäfigen Getreidebereitstellungen in 


den ersten acht Monaten des laufenden landwirtschaftlichen 
Jahres (1. Juli 1927 bis 1. März 1928) weisen eine Beschaffung von 
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8219000 Tonnen Brotgetreide gegen 8782000 Tonnen in der 
gleichen Zeit des Vorjahres nach. Am 1. März 1928 betrug so der 
Gesamtrückstand 563 000 Tonnen. 

Am 9. März hat Rykow vor dem Moskauer Sowjet diese 
brennende Frage noch einmal interessant und zusammenfassend 
mit vielen Zahlen besprochen. Unbestreitbar ist seit Januar eine 
Besserung eingetreten, nachdem die Monate vorher ein Defizit 
in den Getreidebereitstellungen und -verkäufen gebracht hatten. 
Nach dem 1. März ist das Defizit verschwunden. Die „Volks- 
wirtschaft“, die Halbmonatsschrift der Handelsvertretung in 
Deutschland (Heft 5/6, Seite 22), glaubte feststellen zu können: 
„Die Januarbeschaffung 1928 erbrachte 1 332 000 Tonnen gegen- 
über 933 340 Tonnen im Januar 1927; die Februarbeschaffung 
stellte sogar einen Rekord auf: mit 1 919000 Tonnen wurde das 
höchste Monatsergebnis erzielt, das in allen bisherigen Getreide- 
kampagnen der UdSSR überhaupt zu verzeichnen ist. Das Re- 
sultat im Februar 1927 betrug 910480 Tonnen. Für die erste 
Märzhälfte wurden 702 953 Tonnen beschafft, während im gesam- 
ten März 1927 nur 712150 Tonnen von den staatlichen und ge- 
nossenschaftlichen Planorganisationen aufgekauft wurden. Damit 
ist das Vorjahrsresultat erreicht, und damit sind zugleich die 
Schwierigkeiten behoben, die das wirtschaftliche Leben des Lan- 
‘des bedrohten.“ 

Ist das richtig, so ist die Lage ja nicht ungünstig. Aber es ist 
kein Zweifel, daß dies Ergebnis nur durch starken staatlichen 
Druck erzielt worden ist, genau so wie die Zeichnung der soge- 
nannten „staatlichen Anleihe zur Steigerung der bäuer- 
lichen Wirtschaft“ mit 110 Millionen Rubeln, dieser Bauern- 
anleihe, die ausschlieflih von den Bauern gezeichnet wurde. 
richtiger gesagt, gezeichnet werden muftte. Im Berichtsmonat ist 
mithin die Getreidefrage weniger kritisch geworden, als es die 
Industriefrage ist. 


IV. 


Mißtrauen und Abneigung der Bauern gegen die Liefe- 
rungen kommen nicht nur aus den wirtschaftlichen Motiven der 
„Schere“, sondern auch aus politischen Gründen. Es scheint — 
genauer und bestimmter ist wohl heute die Politik Stalins noch 
nicht zu präzisieren —, daſt er immer stärker den Kurs nach links 
nimmt, besser ausgedrückt, die Front nach dem Dorf“ herum- 
schwenken läßt zu der Front nach der städtischen Arbeiterschaft 
und daß er im weiteren — das ist schon genauer zu erkennen — 
auf dem Dorfe die Politik gegen den wirtschaftlich Stärkeren 
zugunsten des wirtschaftlich Sch wucheren richtet. 

Es wurde schon erwähnt, daß auf diese Weise der Klassen- 
kampf und die Klassenpolitik bewußt in das Dorf hineingetragen 
wird. Man berechnet, daß von den 24 Millionen Bauern nur 
3 Millionen über 600 Rubel Einkommen haben. Zahlenmäfig 
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hätte also diese Politik für den Ärmeren gegen den Reicheren 
die Macht auf ihrer Seite. Aber sie spielt insofern ein gefähr- 
liches Spiel, als damit die Produktionskraft und Produktions- 
willigkeit erst recht in Frage gestellt wird. Mit der „Bjednota“ 
wird man nicht die Millionen Pud Getreide erzielen, die man 
braucht, nötig hat für die Ernährung der Städte und vor allem 
für Handelsbilanz und Industrieprogramm. Deshalb geht die 
Sowjetregierung mit dieser Politik einen gefährlichen Weg, und 
sicherlich ist sie in sich auch darin nicht einig. Es gehört auch 
nicht viel wirtschaftliche Klugheit dazu, um die ungeheuren Ge- 
fahren einer solchen Agrarpolitik für die gesamte Wirtschaft und 
den Staat zu erkennen. 

Diese Agrarpolitik besteht in dem Bemühen, die Land- 
wirtschaft sozialistischer arbeiten zu lassen (Sowjetlandgüter, 
Kollektivwirtschaften), ferner in der schärferen Anziehung der 
Steuerschraube und schließlich in Maßnahmen, die die bisherigen 
Ergebnisse der Agrarpolitik direkt nach rückwärts revidieren 
würden. Das Betrifft besonders die Beziehungen der 
Dorfgemeinde und der Dorfsowjets zueinander, die lang- 
jährige Landpacht und die Verwendung von Lohnarbeit. In die- 
sen Richtungen soll der Agrarkodex umgestaltet werden. 
Auf der Tagung des Zik der Union, die gleich zu besprechen ist. 
ist beschlossen worden, dieses neue Agrargesetz, das diese Ver- 
änderungen enthält, erst von den Ziks der einzelnen Staaten 
durchberaten zu lassen und erst auf der nächsten Session der Zik- 
Union anzunehmen. Dies Gesetz würde dann dem neuen Kurs 
die rechtlichen und wirtschaftlichen Grundlagen geben in der 
Richtung auf Förderung der sozialistischen Grundsätze in der 
Landwirtschaft und der ärmeren Bauernschichten gegen das 
Grofßbauerntum. Indem dieser Gesetzentwurf nun in den ein- 
zelnen Teilen von den Sowjets besprochen wird, verschafft sich 
die Sowjetregierung natürlich eine größere Autorität dafür. 
Andererseits darf man aber wohl ad, dieses Vorgehen dahin 
deuten, daß Stalin vorsichtig sein will. Es könnte immerhin sein, 
daß bei diesen Besprechungen draußen in den Sowjets, in denen 
ja nach unten immer stärker die Parteilosen, d. h. die Bauern- 
vertreter zunehmen, ein sehr starker Widerstand sich erhöbe. 

Wir glauben nicht, daß man heute bereits mit aller Schärfe 
sagen kann, in Moskau herrsche gerade nach dem Siege über die 
Opposition ein Kurs nach links. Man hat den Eindruck, daß die 
5 Männer. Stalin in erster Linie, noch vorsichtig und 
unsicher tasten und daß sie die Synthese zwischen dem, was die 
Wirtschaft unbedingt verlangt, und dem, was innenpolitisch und 
parteipolitisch zweckmäßig erscheint, noch nicht gefunden haben. 


V 


So sind auch auf den politischen Tagungen in der Beriditszeit 
große grundsätzliche Stellungnahmen nicht erfolgt. Vom 30. März 
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bis 6. April tagte der AllrussischeZik, 2. Session, die erste 
nach dem 15. Parteikongref. Von außen erkennbar sind die 
Gegensätze in der Partei dort nicht laut geworden. Man hat sich 
mit dem Budget, mit der Sozialversicherung, mit der Organisa- 
tion der Kreis-, Bezirks- und Rayonkomitees, mit den Gouverne- 
ments-Sowjets und -Vollzugskomitees, mit der Lage und Tätigkeit 
der deutschen Wolgarepublik 5 

Verwaltungsmaßnahmen standen also im Vordergrunde, dar- 
unter besonders aber die Neuorganisation des sogenannten Ge- 
bietes der schwarzen Erde. Die Gouvernements Woronesh. 
Kursk, Orel und Tambow werden in diesen Bezirk übergehen. 
wobei die Gouvernementsverwaltungen aufgehoben werden und 
die Bezeichnung „Gouvernement“ innerhalb des Gebiets über- 
haupt aufgehoben wird. Sitz der Administration des neuen Be- 
zirks wird die Stadt Woronesh. 

Uns interessiert besonders der große Bericht der Wolga- 
deutschen Republik, den der Präsident des Rates der 
Volkskommissare, Kurz, gab (,„Iswestija“, J. April). Kalinin hob 
in der Schlußrede besonders hervor, daß diese deutsche Republik 
eine der ältesten autonomen Republiken sei, die im Herbst ihr 
10jähriges Jubiläum feiert und einen der kulturell am höchsten 
stehenden Teile der Union einschlösse. 

Vom 6. bis 11. April tagte sodann das vereinigte Plenum des 
Zentralkomitees und der Zentralkontrollkommission der Par- 
tei, wobei die oben erwähnte Entschlieffung gefaßt wurde. Am 
11. begann die Sitzung des Zik der Sowjetunion (3. Ses- 
sion der 4. F Das Budget vor allem und seine 
Bilanzierung waren Gegenstand der Beratungen, demnächst die 
land wirtschaftliche Einheitssteuer und das Bodenproblem. Die 
Steuersätze für die Großbauern wurden dabei erhöht. 

Die 5 in der deutschen kommunistischen Partei 
(Bildung des Lenin-Bundes und Reichskonferenz der linken Kom- 
munisten) wurden in schärfster ablehnender Kritik verfolgt. Wir 
zitieren die „Prawda“ (13. April): 

„Die Ultralinken haben nun auch den Wedding verloren. Dieser Ver- 
band der Renegaten des Leninismus will also bei den Wahlen selbständig 
auftreten. Seine Niederlage ist absolut sicher. Die Massen gehen nicht mit 
ihm und werden nicht mit ihm gehen. Im Gegenteil, auch die letzten Ar- 


beiter, die ihm noch folgten, wenden sich bereits ab. Es handelt sich einfach 
um ein Abkommen bankerotter Führer.“ 


Im ganzen sind seit dem Siege über die Opposition vier Mo- 
nate verflossen. Aber noch ist eine feste und 7 5 Linie in der 
inneren Politik nicht zu erkennen. Auf die kritischen Zeichen 
blickt Alexander Kerenski naturgemäß mit besonderer Spannung. 
aber auch er schließt seinen Artikel „Was geht in Rußland vor?“ 
(Neue Zürcher Zeitung, 1. April) nur mit dem vorsichtigen Urteil: 


„Die Folge dieser Vorgänge wird eine weitere Revolution sein, die 
freilich möglicherweise erst nach mehreren Jahren eintreten wird. Um eine 
Revolution zu erleben, muß ein Land darauf vorbereitet sein. Unter den 
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jetzigen Umständen ist es in Rußland unmöglich, eine Revolution vorzube- 
reiten. Das Land ist in einem Zustand völliger Zersetzung und Desorgani- 
sation; nichts bietet eine Grundlage, auf der man eine bessere Zukunft auf- 
bauen könnte. Aber jede Revolution bereitet weitere Revolutionen, oder 
mit anderen Worten, jede Revolution besteht notwendigerweise aus mehre- 
ren Stadien. Wenn ein Land einmal zur Revolution reif ist, und wenn sich 
die Bevölkerung auf einige Monate, oder vielleicht auf einige Jahre auf ein 
bestimmtes Programm geeinigt hat, so können weitere Entwicklungen sehr 
rasch eintreten, selbst wenn die Regierung autokratisch bleibt. Heute aber 
hat Rußland kaum auch nur das Vorbereitungsstadium erreicht.“ 


Angemerkt sei noch der Tod von E. A. Behrens, des ersten 
Marinesachverständigen der Sowjetregierung, eines früheren 
kaiserlichen Marineoffiziers, der Marineattache in Deutschland 
und Italien war. Ferner von A. J. Troinitzky, der wesent- 
lichsten Kraft im Institut der roten Professur und schließlich von 
Paul Axelrod (gestorben am 16. April in Berlin), des bekann- 
ten Mitbegründers der russischen Sozialdemokratie (Gründung 
der „Gruppe zur Befreiung der Arbeit“ 1884 zusammen mit Ple- 

anow, Deutsch und Vera Sassulitsch), der nach der Märzrevolu- 
tion 1917 nach Rußland zurückging, es aber nach der November- 
revolution wieder verließ und als erbitterter Gegner des Bolsche- 
wismus gestorben ist. 


yI. 


Der Haltung der russischen Innenpolitik entspricht die 
PassivitätinderAußenpolitik. In der „Frankfurter 
Zeitung“ (15. April) äußert sich Boris Stein, der Direktor der 
Europaabteilung im Auſtenkommissariat, sehr prägnant über die 
auswärtige Politik der Sowjetunion, die er als eine grundsätzlich 
friedliche bezeichnet. Er teilt die Außenpolitik in zwei 


Perioden ein, einmal 
„die Periode, die die Periode der Friedensdefensive genannt werden könnte. 
Während dieser Periode benutzte die UdSSR die Friedenspolitik und Taktik 
zur unmittelbaren Verteidigung gegen kollektive und Einzelangriffe. 

Die zweite Periode könnte man die Periode der Friedensoffensive 
nennen. 

Während im Laufe der ersten Periode die Sowjetregierung ihren Kon- 
trahenten den Abschluß gewöhnlicher Friedensverträge vorschlug, wird die 
zweite Periode durch das Bestreben charakterisiert, komplizierte, aber zu 
gleicher Zeit wirksamere Friedensgarantien zu schaffen. Zu den letzteren 

ehört in erster Linie zweifellos das Sowjetsystem der Nichtangriffs- und 

eutralitätsverträge. Das wesentlichste Element dieser Verträge ist die 
Verpflichtung zur Neutralität. Im Gegensatz zu der Konzeption des Völker- 
bundsstatuts, das Wirkungsfeld und Bereich des Konflikts ausdehnt, indem 
es eine Reihe von Staaten hineinbezieht ($ 16 des Statuts), wird durch die 
sowjetistische Neutralitätsklausel die Wirkung des eventuellen Konflikts 
eingeschränkt und lokalisiert. 

Das zweite Stadium der aktiven Friedenspolitik ist das Sowjetprojekt 
der allgemeinen und vollständigen Abrüstung, die zweifellos die einzig 
wirksame und tatsächliche Friedensgarantie ist.“ 


Dementsprediend nahm Rußland an der vorbereitenden Ab- 
rüstungskonferenzinGenf (15. bis 24. März) teil. Die 
Sowjetregierung hat dafür eine sehr interessante Sammlung ver- 
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öffentlicht, auf die wir als Quellenmaterial nachdrüclidıst auf- 
merksam machen: „Die Union der Sozialistischen Sow jetrepu- 
bliken und die Genfer Abrüstungskonferenz“ (Ost-Europa-Verlag 
Berlin W 35 und Königsberg i. Pr.). Der wichtigste und inter- 
essanteste Abrüstungsvorschlag, der auch darin enthalten ist und 
den Litwinow geschickt und nachdrücklich vertrat, mit Unter- 
stützung des deutschen Vertreters Grafen Bernstorff, ist uner- 
ledigt geblieben. Die Konferenz hat ja mit einem vollen Fiasko 
eendet. Nach dem Schluß haben Litwinow und der Vorsitzende 
enden noch einen gereizten Briefwechsel geführt. Mit Recht 
beschwerte sich der russische Vertreter über die Art, in der der 
Vorsitzende noch die Sowjetdelegation zum Schluß geschul- 
meistert hatte. Die beiden Briefe sind dem Protokoll der Ab-, 
rüstungskommission einverleibt. Das Ergebnis ist im ganzen auch 
für Rußland Null. | 
Für den nahen Orient merken wir an, daf der Beginn 
des Flugverkehrs zwischen Moskau und Teheran Ende April er- 
wartet wurde. Ferner interessierte der Besuch des Königs Aman 
Ullah von Afghanistan, der über Polen nach Rufland kommt 
und am 3. Mai in Moskau erwartet wird. Man wird ihm auch in 
Moskau ein Bild der Machtmittel Rußlands geben, wie es von 
englischer und italienischer Seite geschehen ist. 


In . auf China ist die Äußerung der „Iswestija“ (26. 
März) charakteristisch: 

„Wer der Wirklichkeit ins Auge zu sehen wagt, kann nicht umhin, zu 
erkennen, daft die chinesische Revolution schwere Niederlagen erlitten hat. 
daß die chinesische Kommunistische Partei schwerste Verluste erlitten hat. 
Aber ungeachtet dieser Verluste steht die Partei nicht nur unerschüttert auf 
ihrem verantwortlichen Posten. sondern ihre Bedeutung hat im letzten Jahr 
ganz wesentlich zugenommen.“ 


Die bei der Durchsuchung der Sowjetbotschaft in Peking ver- 
hafteten russischen Beamten sitzen jetzt seit einem vollen Jahre 
im Gefängnis, ohne daR eine Untersuchung oder Verhandlung 
stattgefunden hat. 


Ist es von China in der russischen Frage stiller geworden, so 
rückt (opan mehr in den Vordergrund, das am 10. April die 
radikalen Arbeiter- und Bauernparteien auflöste. Die 808184 
regierung sah darin eine Herausforderung Moskaus, weil die 
japanische Presse behauptete, daß die ruske Botschaft in Tokio 
der Mittelpunkt der Kommunistenbewegung in Japan sei. Man 
befürchtet in Moskau daraus eine Spannung mit Jopa die die 
guten Wirkungen des Besuchs des Grafen Goto rückgängig machen 
werde. Wieder die „Iswestija“ (15. April): 

„Es unterliegt keinem Zweifel, daß gewisse Tokioter Kreise die anti- 
kommunistischen Maßnahmen der japanischen Regierung, die eigentlich nur 
die re betreffen, auszunutzen versuchen, um die Beziehungen 


zwischen Japan und der Sowjetunion zu stören. Die Belebung und Festi- 
gung der russisch-japanischen Wirtschaftsbeziehungen scheint diesen Kreisen 
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höchst unerwünscht zu sein. In Tokio finden allerlei Konferenzen statt, die 
sih mit dem Einfluß „der kommunistischen Verschwörung“ auf die russisch- 
japanischen Beziehungen beschäftigen, als ob da von irgend einer Verbin- 
dung die Rede sein könnte. Die englische Presse benutzt den günstigen 
Zufall, um den Japanern zu predigen, daß man mit den Bolschewiki kein 
Geschäft machen kann. Das alles scheint noch größere Anstrengungen in 
derselben Richtung anzukündigen, wobei natürlich die reaktionäre Presse 
der ganzen Welt die Hand im Spiel hat und ebenso die englische Regierung, 
deren Umtriebe wir ja bei jeder sowjetfeindlihen Kampagne zu spüren 
schon gewohnt sind. Wir aber wollen denn doch noch nicht glauben, daß 
die japanische Regierung und die führenden politischen und wirtschaftlichen 
1 die Fragen der Innen- und Außenpolitik in dieser Weise verknüpfen 
önnten.“ 


So ist im ganzen das Bild im fernen Osten für Moskau 
wenig erfreulich. Daß die Beziehungen mit Südamerika, so 
mit Argentinien, Uruguay, das Sowjetrufßland formell anerkannt 
hat, und sonst etwas zunehmen, ist ein geringer Trost. Man 
pflegt den Handel mit Südamerika besonders, um dadurch einen 
Druck auf die Vereinigten Staaten auszuüben, die man 
als immer wichtiger für die Sowjetunion ansieht und entsprechend 
nutzbar machen will. 

Von russischer Seite geschieht allerlei. Einer Bekannt- 
machung der russischen Handelsvertretung (Amtorg) vom 
14. März d. J. zufolge, erreichten die russischen Aufträge in den 
Vereinigten Staaten seit dem 1. Januar 1928 den Betrag von 10,77 
Millionen Dollar, ein Betrag, der um ungefähr 3 Millionen . 
ist als im letzten Vierteljahr 1927 und auch um ungefähr die 
gleiche Summe die im ersten Vierteljahr 1927 vergebenen Auf- 
träge übersteigt. Das Jahr 1927 wies eine Verdreifachung der 
russischen Aufträge gegenüber dem Vorjahr auf, und für das 
laufende Jahr stellt die Amtorg eine weitere beträchtliche Er- 
höhung in Aussicht. 

Ferner wurden neue Verträge zwischen dem Naphtha-Syn- 
dikat und der Standard Oil Company von New York, der Vacuum- 
Oil Company und der Anglo-American Oil Company abge- 
schlossen, die die Belieferung des ägyptischen und südameri- 
kanischen Marktes mit russischem Petroleum betreffen. Zuver- 
lässige Einzelheiten sind uns noch nicht bekannt. 

Freilich ist andererseits das Farquhar-Projekt für den Umbau 
und die Neuausrüstung des Werkes von Makejewka von Rußland 
abgelehnt worden und nahm Nordamerika in der Frage des Ver- 
kaufs von russischem Gold die gleich zu besprechende Stellung ein. 


Wenn in wirtschaftlicher Beziehung gewisse Erfolge für Ruß- 
land erzielt sind, so fühlt sich dieses politisch geflissentlich über- 
gangen, da Kellogg seinen Vorschlag eines Kriegsverurteilungs- 
pakts allen Grofmächten. nur Rußland nicht, mitteilte und außer- 
dem, offenbar absichtlich, gleichzeitig am 16. April eine Erklärung 
über die amerikanisch-russischen Bons veröffentlichte. 
Diese schließt damit, daß in der amerikanischen Politik keine 
Änderung eintreien kann, solange die russische Regierung den 


567 


Plan nicht aufgibt, die Weltrevolution zu erzeugen. Die ameri- 
kanische Regierung wäre der Ansicht, daß die notwendige Vor- 
bedingung zur Schaffung einer vernünftigen Diskussionsbasis 
über eine Anerkennung Ruſtlands durch Amerika der Wunsch und 
Wille der russischen Regierung sein müßte, ihre internationalen 
Beziehungen nach bewährten Grundsätzen der Politik zwischen 
den Mächten zu führen. Das Staatsdepartement wolle der Ent- 
wicklung des Handels zwischen den beiden Ländern kein Hin- 
dernis in den Weg legen, doch müßten die Individuen und Gesell- 
schaften, die Handel mit Rußland trieben, wissen, daß sie dies 
auf eigene Verantwortung und Gefahr tun. Auch die Finanzie- 
rung dieses Handels durch langfristige Kredite stoße beim 
Staatsdepartement auf keinen Widerspruch, solange die Anleihen 
Bin öffentlich in Amerika verkauft und beim Publikum abgesetzt 
würden. 


Ebenso sind die Beziehungen zu England nicht weiter ge- 
kommen. Der Besuch von Keynes in Rußland, Anfang April, besagt 
ja nicht viel. Dagegen hat die Unterhausdebatte am 19. März 
über den Sinowjew-Brief (Oktober 1924!) die Beziehungen 
nur weiter verschärft. Baldwin, der die Ablehnung einer Unter- 
suchung durchgesetzt hat, erklärte das Dokument für echt. Tschi- 
tscherin griff darauf in einer Erklärung an die Presse (, Iswesti ja“, 
22. März) den englischen Minister auf das schärfste an und regte 
wieder eine einwandfreie Untersuchungskommission an. ie 
Angelegenheit bleibt so ungeklärt, und die Beziehungen Englands 
and Rußlands bleiben auf dem alten Standpunkt. 


Die französisch-russischen Schuldenverhandlungen 
sind nicht weitergegangen. Dagegen ist in diese Beziehungen 
eine Trübung gekommen durch den Einspruch der Bank von 
Frankreich gegen den Verkauf von russischem G o l d in Newyork. 
Rußland wollte damit, einer Summe im Werte von 5,2 Millionen 
Dollar, Bestellungen in den Vereinigten Staaten bezahlen. Die 
amerikanischen Bankbehörden lehnten aber den Ankauf ab, und 
die russische Reichsbank ließ darauf das Gold nach Deutschland 
zurückführen. Der Einspruch der Bank von Frankreich ist 
juristisch schwer zu begründen, die ganze Affäre hat auch etwas 
Sonderbares an sich. Moskau fühlt sich durch den französischen 
Einspruch politisch und wirtschaftlich geschädigt und deutet den 
Einspruch vor allem in der Richtung, daß Frankreich so den russi- 
schen Handel mit Nordamerika stören wolle, um Ruflland ge- 
fügiger zu machen, nicht nur für die Schuldenverhandlunegn, son- 
dern auch für den (äußerst vagen) Plan einer französisch-deut- 
schen Zusammenarbeit in Rußland. Ergebnis gleichfalls Span- 
nung und Trübung. 

it Polen ist man nicht weitergekommen. Die Königs- 
berger Besprechungen zwischen Polen und Litauen verfol, t 
man mit Interesse. Ein gewisser Erfolg wurde in den Verhand- 
lungen über einen Handels- und Wirtschaftsvertrag mit der 
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Tschechoslowakei erzielt. Dabei ist Rußland von seinem 
bisherigen Grundsatze abgewichen, Wirtschaftsverträge nur mit 
Staaten zu schlieſten, die es auch rechtlich anerkannt haben. 


VII. 


Für die de utsch-russis chen Beziehungen ist zunächst 
wesentlich, daſt am 17. März der Oberingenieur Goldstein und der 
Monteur Wagner freigelassen wurden und Rußland so den Wil- 
len einzulenken, kundgab. Die anderen deutschen Verhafteten 
warten auf die Weiterführung des Prozesses. Mühselige Ver- 
handlungen sind nötig, damit Deutschland und die deutsche Ver- 
tretung ihre Rechte dabei durchsetzen. Doch tritt die Spitze gegen 
Deutschland zurück gegenüber den allgemeinen Gründen und 
Hintergründen. dieser Donez-Verschwörung, die im Eingang des 
Artikels dargestellt wurden. 

Die abgebrochenen deutsch-russishen Wirtschaftsbe- 
ziehungen sind nidıt wieder aufgenommen und werden erst 
frühestens aufgenommen werden können, wenn der Prozeß in 
Moskau erledigt ist und die Wahlen in Deutschland vorüber sind. 

Der sechsjährige Gedenktag des Rapallovertrages 
(14. April) gab auf beiden Seiten Anlaß zur Erörterung der 
deutsch-russischen Beziehungen. Auf deutscher Seite wurde her- 
vorgehoben, daf die wirtschaftlichen Beziehungen nicht die 
erwartete Entwicklung genommen hätten und daft Rußland sich 
sehr stark England und Amerika zu nähern suche. Auf der russi- 
schen Seite wird jede Einzelheit, wie z. B. der Besuch von Lord 
Birkenhead und dergleichen, benutzt, um immer wieder die Ge- 

r einer deutschen Westorientierung, eines Eintritts von 
Deutschland in die Front gegen Rußland, hervorzuheben. 

Der Passivität der russischen Außenpolitik im ganzen ent- 
spricht so die Stagnation in den Beziehungen zu den anderen 
Staaten, und eine Gesamtlage Ruſtlands in der großen Politik im 
Berichtsmonat, die für dieses nicht recht angenehm ist, jedenfalls 
keine Erfolge und Fortschritie aufweist. 


Abgeschlossen: 20. April 1928. 


II. Wirtschaftsumschau. 
Von Otto Auhagen. 


Über die heutige Politik der Getreidebeschaffung sprach sich 
Rykow unlängst vor dem Moskauer Rate aus. Bei dem einge- 
tretenen Getreidemangel sei schnelle Hilfe notwendig gewesen, 
besonders auch im Interesse der rechtzeitigen Bereitstellung von 
Saatgetreide. Es wären nur drei Mittel zur Abhilfe in Frage ge- 
kommen: Getreidezufuhr aus dem Ausland oder Erhöhung der 
Getreidepreise, die eine allgemeine Verteuerung der Lebenshal- 
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tung nach sich gezogen hätte, oder die Erklärung der Getreide- 
E zur Stoßauf abe. Dieses letzte Mittel sei das geringste 
Ubel gewesen. Eine Abkehr von der Nep bedeute das jetzige 
System der Beschaffungsmaßnahmen nicht. Der Sinn der Nep sei 
Zulassung des Warenverkehrs und des Kapitalismus „unter der 
Bedingung, daf der Staat sich das Recht und die Möglichkeit vor- 
behält, den Handel unter dem Gesichtspunkt der Diktatur des 
Proletariates zu regulieren. Ohne diese Einschränkung würde 
die Nep die einfache Wiederaufrichtung des Kapitalismus be- 
deuten.‘ Diese Worte, die Rykow neuen Leitsätzen des Zentral- 
komitees der Partei entnimmt, enthüllen den sich selbst wider- 
sprechenden Geist der russischen Wirtschaftspolitik. Eigentlich 
bedeutet die Nep die Zulassung des Motivs der Wirtschaftlichkeit 
in gewissen Grenzen, zugleich aber bedroht sie die Auswirkungen 
5 Motivs, sobald sie „der Diktatur des Proletariats zuwider 
sind. 


Bezeichnend für den 8 Umschwung der Agrar- 
olitik der Partei sind die Worte Rykows über den Kulak. Auf 
dem 14. Parteikongreß vor zwei Jahren vertrat die Parteileitung 
gegenüber der Opposition den Standpunkt, daf der Mittelbauer 
nach dem A Lenins „die zentrale Figur“ der Agrarver- 
fassung bilde und daß die Wirtschaftspolitik die Erhöhung seiner 
Marktlei-tung vor allem anzustreben habe. Der Mittelbauer 
wurde durchaus als Vertreter der Individualwirtschaft aufgefaſtt. 
Es wurde gegenüber der Opposition zugegeben, daß die Politik 
der Hebung des Mittelbauern auch dem Groſtbauern zugute 
komme; wirtschaftlich sei dies kein Nachteil. Im Gegenteil — 
der Kulak sei einstweilen notwendig. Unter den Bedingun en 
der Nep sei es unvermeidlih, daß die einen Wirtschaften 
schneller, die anderen langsamer fortschreiten und die Dritten 
stehenbleiben und verfallen; infolgedessen zeige sich hier 
Mangel an Arbeitskräften, dort Überschuf an solchen; die Wieder- 
aufrichtung der Landwirtschaft fordere daher eine Erweiterun 
der Lohnarbeiterbeschäftigung und die Entwicklung der Land- 
pacht, also Erweiterung des Spielraumes für den Kulak. Politisch 
sei dieser ungefährlich, da er nur einen geringen Bruchteil der 
Bauernschaft darstelle. Heute dagegen wird er amtlich als be- 
wußter Gegenrevolutionär angesehen, der die Mittelbauern 
gegen die Pläne der Regierung aufzuwiegeln suche; auf seine 
wirtschaftliche Leistung will man lieber verzichten. Rykow sagt: 
„Dürfen wir im Hinblick auf die niedrige Marktleistung der 
Bauern uns in unserer Politik von der unbedingten Losung der 
Erhöhung der Marktleistung leiten lassen? Selbstverständlich 
nicht, denn die Steigerung der Marktleistung unter den Bedin- 
an der individualistischen Produktion schließt die Erstar- 
cung der kapitalistischen Elemente des Dorfes in sih. Zweifel- 
los ist F die marktfähigste Wirtschaft die des Kulaks. 
Daher kann nicht jede Steigerung der Marktleistung und nicht 
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jede une unsere Unterstützung verdienen, son- 
dern nur eine so Betriebsvergröſterung und Marktleistungs- 
erhöhung, die die Möglichkeit gibt, das Dorf in das Fahrwasser 
des sozialistischen Aufbaues zu führen. Die Aufgabe des Tages 
ist es, die bäuerliche Wirtschaft auf den Weg der Kollektivie- 
rung zu lenken.“ Diese Worte entsprechen genau der Ansicht, 
die 1925 von Stalin, Rykow und Bucharin auf das lebhafteste 
bekämpft wurde. Die damalige Agrarpolitik rechnete damit, daf 
für lange Zeit die bäuerliche Wirtschaft in der Hauptsache indivi- 
dualistisch sein würde; für die Kleinbauern wurde zwar die Zu- 
sammenfassung in Kollektivbetrieben nicht aus dem Auge ver- 
loren, aber es erschien als einstweilen viel wichtigerer Weg zur 
Förderung der kleinbäuerlichen Wirtschaften, sie als Individual- 
betriebe auf die Stufe der mittelbäuerlichen Wirtschaft emporzu- 
heben. Jetzt dagegen ist der Angelpunkt der Agrarpolitik nicht 
mehr der Mittelbauer, sondern die Kollektivierung. 
Das jetzige System der Getreideeintreibung wird die Nei- 
gung zu einer Ausdehnung des Getreidebaues bei den kräfti- 
eren Bauern nicht erhöhen. Ein Korrespondent aus dem 
ouvernement Stalingrad berichtet, wie die Kulaken bei der Ab- 
lieferung des Getreides das Liedchen singen: „Säen werden wir 
nicht viel“, und ähnlihe Nachrichten aus verschiedenen Teilen 
der Union erwähnt Rykow in seiner Rede. Auf die Kulaken 
komme es aber nicht an, um so mehr würden die Klein- und 
Mittelbauern säen. Es ist aber sehr ernst mit der Möglichkeit zu 
rechnen, daß auch die Mittelbauern durch die jetzige Politik zu 
einer Einschränkung ihrer Produktion veranlaſtt werden. Es 
verbinden sie mehr 5 mit dem „Kulak“, als die Partei- 
leitung glaubt. Rykow spricht von Briefen an die Arbeiter aus 
ihren Heimatdörfern, wonach die Bauern die Rückkehr des 
Kriegskommunismus fürchten. Dies sei lediglich auf die Hetz- 
arbeit der Kulaken zurückzuführen, die es so hinstellen, als ob 
die gegen sie ergriffenen Maßnahmen gegen die gesamte Bauern- 
schaft gerichtet seien. In Wirklichkeit fühlen sich die Mittel- 
bauern durch das herrschende Wirtschaftssystem mit den niedri- 
gen Preisen für Agrarerzeugnisse und dem Mangel und der 
Kostspieligkeit, dazu der schlechten Qualität der gewerblichen 
Erzeugnisse kaum weniger bedrückt als die Grofbauern. Im 
übrigen ist es unausbleiblich, daß die augenblickliche Bekämpfung 
der größeren Bauern entmutigenden Einfluß auf alle tüchtigen 
Elemente auch unter den Klein- und Mittelbauern ausüben muß, 
die sich unter den bisherigen Bedingungen emporarbeiten zu 
können hofften. Sie sehen jetzt. welches Schicksal den energischsten 
ihrer Berufsgenossen winkt. Für dieses seelische Moment haben 
die Parteileiter als getreue Marxisten anscheinend nicht das ge- 
nügende Verständnis. 
Die Getreidebeschaffung übertrifft auch im März bei weitem 
die Ziffer des Vorjahres, doch bleibt sie in zunehmendem Malte 
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hinter dem diesjährigen Plan zurück. Bis zum 15. März waren 
43 % des Monatsplanes beschafft, bis zum 20. März 54 und bis zum 
25. März statt der planmäfiigen 8313 nur 62,4 % (1 029 000 t). Aus 
Westsibirien wird berichtet, daß hier einzelne Rayon-Verwal- 
tungen die Ausfuhr von Getreide aus ihren Bezirken „eigen- 
mächtig“ verboten haben. Nicht überall wird man den Mut haben. 
einer gänzlichen Entblöſtung von allen Reserven in dieser Weise 
zu widerstreben. 


* k * 


Die Tatsache, daß die russische Getreideausfuhr in den beiden 
Vorjahren weit hinter der Erwartung zurückgeblieben und in 
diesem Jahre auf ganz geringe Mengen zusammengeschrumpft 
ist, hat vor allem dazu beigetragen, daß die wirtschaftliche Ent- 
wicklung Rufllands gegenwärtig im Ausland wieder einmal 
äußerst ungünstig beurteilt wird. Ich bin weit davon entfernt, 
die grundsätzlichen Schattenseiten des russischen Wirtschafts- 
systems und insbesondere auch die Gefahren des augenblicklichen 
radikal-bolschewistischen Kurses zu verkennen; dennoch halte ich 
das heute herrschende Urteil bezüglich der russischen Dinge für 
übertrieben pessimistisch. Die Getreideausfuhr ist keineswegs 
ein genauer Gradmesser der landwirtschaftlihen Entwicklung. 
Einmal gehen Produktion und Marktleistung nicht parallel, no 
weniger Produktion und Ausfuhrüberschuß. Die Räteunion hat 
gegenwärtig einen Geburtenüberschuß von 22°/,,, das sind zur- 
zeit 3,2 Millionen im Jahre, von denen der weitaus größere Teil 
auf dem Lande bleibt. Das Dorf verzehrt daher schon aus diesem 
Grunde einen wachsenden Teil seiner Produktion. Dazu hat der 
Konsum pro Kopf zugenommen, allerdings weniger an Getreide, 
als an animalischen Erzeugnissen. Vor allem aber greift eine 
Verschiebung in der Wirtschaftsrichtung Platz. Der Getreide- 
bau wird zwar noch für lange Zeit die wichtigste Kultur der 
russischen Landwirtschaft bleiben, beginnt aber doch an Bedeu- 
tung gegenüber anderen Nutzungen zu verlieren. Seit Jahren 
ist es das ausgesprochene Ziel der russischen Wirtschaftspolitik, 
die Landwirtschaft mehr und mehr zur Erzeugung von Qualitäts- 
produkten zu erziehen. Hierauf ist z. b. die Preispolitik 
gerichtet, die (nach Rykow) im ersten Quartal en folgendes 
Verhältnis der Indexziffern ergab: Roggen 100,3, izen 110,7, 
Getreide im allgemeinen 109,4, dagegen Erzeugnisse der tech- 
nischen Kulturen 140,1, Fleisch 172,6, Eier 217,7, Häute von Groß- 
vieh 161,6, Häute von Kleinvieh 210. Hinzu kommt, daß das Ge- 
treide steuerlich viel schärfer erfaßt wird als die animalische 
Produktion und vor allem die technischen Kulturen. In vielen 
Gegenden sehen die Bauern daher keinen Gewinn darin. den Ge- 
treidebau über den en Bedarf auszudehnen; Überschüsse 
erzielen sie daher nur bei guter Ernte, und auch dann ist es die 
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Frage, ob sie es nicht für vorteilhafter halten, den Überschuß 
durch Verfütterung in der eigenen Wirtschaft zu verwerten. In 
weiten Zonen des Südens und Ostens ist es überdies der Getreide- 
bau, der von der schlimmsten Gefahr der dortigen Landwirtschaft, 
der Dürre. am meisten bedroht ist. Dieser Umstand bildet einen 
von der Wirtschaftspolitik der Regierung unabhängigen Faktor, 
der auf relative Einschränkung des Getreidebaues zugunsten 
dürrebeständigerer Kulturen (Futterpflanzen, Ölfrüchte usw.) 
nachhaltig hinwirkt. In gewissen Grenzen wirken dem aller- 
dings die Erfolge entgegen, die die Züchtung dürrebeständiger 
Getreidesorten zu verzeichnen hat. 

So steht der relativ langsamen Ausdehnung des Getreide- 
baues das bedeutende Wachstum technischer Kulturen 5 
Es sei an dieser Stelle nur kurz hingewiesen auf die Zuckerrübe, 
die Sonnenblume, die Baumwolle, ferner auf die Zunahme der 
animalischen Produktion. Beispielsweise stieg der Butter-An- 
kauf von 52 500 t im Jahre 1926 auf 73500 t im Jahre 1927, der 
Eier-Ankauf in derselben Zeit von 6680 auf 14 053 Waggons. 


Der Auffassung, daf der russische Bauer im allgemeinen nur 
das Ziel der Selbstversorgung verfolge, muf ich auf das ent- 
schiedenste widersprechen. Seit der Einführung der Nep ist der 
Bauer durchaus daran interessiert, seine Produktion nach Mög- 
lichkeit zu vergrößern; abgesehen von den Steuern ist er ja auf 
die Beschaffung von industriellen Erzeugnissen in beträchtlichem 
Umfange angewiesen, so daf er schon aus diesem Grunde eine 
„geschlossene Hauswirtschaft“ nicht betreiben kann. Im übrigen 
ist der Fortschrittseifer bei der bäuerlichen Masse heute zwei- 
fellos größer als vor dem Kriege; daß er allerdings durch die 
augenblickliche Agrarpolitik bei den wirtschaftlich tüchtigsten 
Elementen des Dorfes gedämpft wird, habe ich oben hervor- 
gehoben. Aber auch diese bedenklihe Wende bedeutet nicht, 
daß die russische Landwirtschaft nunmehr stagnieren werde. 
Viele starke Fortschrittsfaktoren werden auch in Zukunft wirk- 
sam bleiben, vor allem die Agrarreform (Landeinrichtung), die 
in Riesenschritten vorwärts echt Hand in Hand damit der Über- 
gang der Bauern von der Dreifelderwirtschaft zu rationeller 
Fruchtfolge. Ferner die Ausbreitung verbesserten Saatgutes, 
leistungsfähiger Geräte und Maschinen, der Ausbau des landwirt- 
schaftlichen Genossenschaftswesens und schließlich auch die Kol- 
lektivierung der bäuerlichen Landwirtschaft. Zwar soll sie nach 
dem neuesten Kurs allzu einseitig, d. h. unter Vernachlässigung 
der individualistischen Wirtschaft betrieben werden. Dennoch 
bedeutet sie einen Fortschritt gegenüber der bäuerlichen Durch- 
schnittswirtschaft. Alle diese neuen Wege des Fortschritts sind 
erst seit einigen Jahren beschritten worden; es liegt in der Natur 
der Landwirtschaft begründet, daß ein größerer Erfolg in der 
Form der Ertragssteigerung noch nicht auf der ganzen Linie ein- 
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getreten ist; dieser wird aber nicht ausbleiben. Vielleicht schon 
in 5 Jahren wird, mittlere Wachstumsbedingungen vorausgesetzt. 
die Wirkung aller dieser Reformen deutlich in Erscheinung treten. 

Übrigens zeigen sich große Verschiedenheiten in dem Um- 
fang, in welchem die einzelnen Aktionen zur Hebung der Land- 
wirtschaft bisher zur Ausführung gelangt sind. Aus dem Kapital- 
mangel Rußlands erklärt es sich, daf die Kredithilfe für die 
Bauernwirtschaft im allgemeinen noch sehr geringfügig ist; die 
landwirtschaftlichen Kreditgenossenschaften arbeiten hauptsäch- 
lich mit staatlichen Geldern, die zu größtem Teil mit bestimmten 
Verwendungszwecken in das Netz der Genossenschaft geleitet 
werden; infolgedessen kommt der Kredit nur einem kleinen 
Bruchteil der bäuerlichen Bevölkerung zugute. Bezeichnend ist 
eine unlängst veröffentlichte Statistik über die Stationen von 
Geräten und Maschinen, die von der Räteregierung nach dem 
Vorbild der früheren Landschaften zur Vermietung an inventar- 
arme Kleinbetriebe betrieben werden. Im ganzen gibt es in der 
RSFSR 7500 derartige „Vermietungspunkte“ — selbstverständlich 
eine verschwindend geringe Zahl für das riesige Gebiet; im Nord- 
kaukasusgebiet kommt z. B. ein Punkt auf 34000 ha Saatland 
und 5500 Betriebe, in Sibirien sogar nur auf 54500 ha und 12 300 
Betriebe. Dabei ist die durchschnittliche Ausstattung des ein- 
zelnen Punktes nur dürftig — 2,4 Pflüge, 2,1 Eggen, 1,0 Ernte- 
maschinen, 0,5 Dreschmaschinen, hauptsächlich altes Material, das 
von den Landschaften überkommen ist. Da die Punkte so wenig 
leistungsfähig sind, so nehmen die Bauern von ihnen kaum Notiz; 
infolgedessen wird ein Pflug im Jahre durchschnittlich nur 5,7 
Tage, eine Erntemaschine nur 3,2 Tage benutzt. 


Viel geleistet ist dagegen bereits auf dem Gebiete der Saat- 
zucht und insbesondere auch in der Verbreitung besseren Saat- 
gutes, ferner in der massenhaften Herstellung neuer Geräte und 
Maschinen und vor allem in der Durchführung der Agrarreform 
(Landeinrichtung). In der RSFSR (ohne die autonomen Repu- 
bliken) wurden auf Bauernland ausgeführt: 


Generalseparationen Spezialseparationen 
(Regulierung zwischen (Regulierung innerhalb 
mehreren Gemarkungen). einer Gemarkung). 
1000 ha 1000 ha 
1919. 36224 201 
1920o0o0 10247 274 
191. 14 005 883 
19222 92348 2 948 
192232. 6804 4177 
192444. 10021 3 404 
1925. 777 . 10834 7 548 
19000 11337 10 760 
Summe: 76 020 30 201 


Im ganzen waren bis Ende 1926 von der Generalseparation 
23,4% des Bodens landwirtschaftlicher Enns erfaßt, von 
der Spezialseparation 12,1 %. In diesem Jahre sollen nach dem 
Plan des Landwirtschaftskommissariats der RSFSR 32 Millionen 
Hektar reguliert werden, davon 29 Millionen Bauernland. Dabei 
soll der Anteil der Generalseparation, der bisher 71,6 % betrug, 
zugunsten der sehr viel intensiveren Spezialseparation auf 27 bis 
20 % herabgedrückt werden. Nach dem Fünfjahrplan sollen im 

anzen 124 Millionen Hektar reguliert werden. Sicher wird die 
Reform mit unendlich viel Fehlern behaftet sein; auch werden 
die Bauern zum großen Teil aus Unverstand, Trägheit und vor 
allem wegen ihrer großen Armut nicht imstande sein, den ent- 
sprechenden Nutzen daraus alsbald zu ziehen; trotzdem aber 
wird sie alles in allem einen gewaltigen Fortschritt bedeuten. 


Mängel machen sich auch sonst überall in hohem Grade 
fühlbar. Der neue Landwirtschaftskommissar der RSFSR, Kubjak, 
sendet einen Notruf nach dem anderen an die Zentralregierung 
wegen der Gefährdung der Frühjahrsbestellung durch schlechtes 
Saatgut oder durch das Ausbleiben von landwirtschaftlichen Ge- 
räten und Maschinen. In Turkestan läuft schon seit Wochen ein 
Riesenprozeſt wegen der aufgedeckten Mißstände in der dortigen 
Wasserwirtschaft (vergl. „Osteuropa“ 1926/27, S. 381), und schon 
soll wegen ähnlicher Mißwirtschaft in der transkaukasischen 
Wasserwirtschaft ein Strafverfahren eröffnet werden; beispiels- 
weise ist hier für ein Kanalsystem das Holz zu 263 Brücken be- 
schafft worden, von denen aber nur 3 gebaut wurden; das übrige 
Material liegt unbenutzt und verfault. 


Alle diese Unzulänglichkeiten berechtigen nun aber nicht zu 
dem Urteil, daß die Reformaktionen, denen sie anhaften, über- 
haupt wertlos sind. Die Hauptsache bleibt doch der zu verzeich- 
nende Erfolg. Gerade in Turkestan und Transkaukasien ist dies 
sehr deutlich. Trotz jener Mängel im Ausbau der Wasserwirt- 
schaft ist es gelungen, die Baumwollproduktion schnell wieder 
zu steigern. 1922 war diese Kultur auf etwa 6 % der früheren 
Höchstfläche gesunken; die Jahre 1923—1925 ließen die Ziffer 
emporschnellen, 1926 brachte eine Stockung, die Fläche stieg nur 
um 6 %, dagegen 1927 um 24 % auf 803 000 ha, womit die frühere 
Höchstziffer um 6,4 % überschritten wurde. Für 1928 hat der STO 
eine gewaltige weitere Ausdehnung vorgesehen; Zentralasien 
soll 847 100 ha bebauen, Transkaukasien 130 200; außerdem ist 
man bemüht. die Baumwollkultur in einigen sonstigen Gebieten 
Rußlands einheimisch zu machen. z. B. im Süden der Ukraine, in 
Dagestan, im Nordkaukasusgebiet und an der Wolgamündung. 
Für Dagestan werden in diesem Jahre bereits 1100 ha in den 
Anbauplan der Union eingesetzt, so daſt dieser im ganzen mit 
978400 ha rechnet. In Turkestan sollen große Getreidemengen 
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magaziniert werden, um die Baumwollpflanzer bezüglich ihrer 
Brotversorgung im voraus zu beruhigen. 

An der Wiederherstellung der russischen Flachserzeugung 
nimmt auch die deutsche Industrie großes Interesse. Die Pläne, 
die in dieser Beziehung vom Landwirtschaftskommissariat ver- 
folgt werden, gehen aus einem Aufsatz von S. Odinzow, einem 
der hervorragendsten Agrarbeamten der Union, in der 
„Ekon. Shisn“ (Nr. 68) hervor. In den alten Hauptanbaugebieten 
Ruflands (Nordwesten, Westen und Zentralindustriegebiet) ist 
der Flachsbau stark in Verfall geraten. Man hat ihn hier im 
Rahmen der alten Dreifelderwirtschaft ausgedehnt, infolgedessen 
die Weidefläche und den Futterbau eingeschränkt, hierdurch einen 
Mangel an Dünger bewirkt, der auf den Flachsbau ungünstig zu- 
rückwirkt. Manche Spezialisten glauben daher, daf der Leinbau 
hier allmählich unwirtschaftlich werde und nach dem Osten (Ural- 
gebiet, Sibirien und fernöstliches Gebiet) sich verpflanzen müsse. 
Odinzow tritt dieser Auffassung mit Recht entgegen, indem er 
auf das Beispiel der Randstaaten hinweist, wo der Leinbau unter 
ähnlichen natürlichen Bedingungen wie im westlichen Rußland 
sich neuerdings ausgedehnt und gehoben habe. Dies könne im 
westlichen Rufland nur gelingen, wenn höhere Ernten erzielt 
werden. In dieser Beziehung ist die Union gegen andere Länder 
sehr rückständig, wie sich aus folgenden Zahlen ergibt. Der 
Faserertrag je Hektar betrug in Kilogramm: 


1924 1925 
UdSSR . .. 2.2 239,1 235,8 
Lettland . . . 2 2 449,1 378,4 
Litauen e 509,4 
Polen 409,5 558,5 
Tschechoslowakei . . . . . . 5585 548,7 
Holland nn... 728,9 719,1 
Belgien 228,9 999,2 


Die Möglichkeit zur Ertragssteigerung liege auch in Rußland 
vor. Fortschrittliche Bauern, die von der Dreifelderwirtschaft 
zu einer rationellen Fruchtfolge übergegangen seien, erzielen eine 
Faserernte von 442 bis 590 kg bei einer Durchschnittsernte ihres 
Bezirkes von 162 bis 192 kg. Die landwirtschaftliche Verwaltung 
beabsichtigt, zur Hebung des Flachsbaues in ähnlicher Weise vor- 
zugehen, wie es schon seit Jahren zur Hebung der Wirtschaft an 
vielen Orten der dürren Zone geschieht; es sollen nicht diese und 
jene Aktionen unabhängig voneinander ergriffen werden, son- 
dern nesterweise soll ein ganzes System von Maßnahmen zur 
Anwendung kommen, um zunächst in einer beschränkten Zahl von 
Ortschaften den Leinbau auf eine rationelle Grundlage zu stellen 
und damit der Bauernschaft im weiten Umkreise praktischen An- 
schauungsunterricht zu erteilen. Gemäß dem heutigen Kurs 
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sollen selbstverständlich die Kollektive in erster Linie als Nester 
gewählt werden; Individualbauern sollen vorher zu Leinbau- 
genossenschaften zusammengefaßt werden. 

Das Netz der vertrusteten Rätegüter in der RSFSR umfaft 
gegenwärtig 45 Trusts mit 1125 Gütern und rund 1,2 Millionen 
Hektar; es soll in nächster Zukunft erweitert werden. Die Land- 
einrichtung hat sich bereits auf 97 % der Rätegüter erstreckt. Im 
allgemeinen hat sich die Bewirtschaftung, wie ich mich persönlich 
überzeugen konnte, gegen frühere Jahre sehr gehoben, doch leidet 
sie, abgesehen von den Mängeln des Systems und oft auch des 
Personals, unter der Unzulänglichkeit ihrer Ausrüstung; eine 
jetzt veröffentlichte Statistik besagt, daß die Rätegüter im Ver- 
hältnis zu ihrem rationellen Bedarf mit Gebäuden nur zu 67 %, 
ara totem Inventar zu 43 %, mit Zugkräften zu 53 % ausgestattet 
sind. 


* * 
* 


Über die Weiterentwicklung der Industrie machte Kujby- 
schew, der Vorsitzende des Obersten Volkswirtschaftsrates der 
Union, vor kurzem folgende Mitteilungen. Im Jahre 1926/27 
stieg die gewerbliche Bruttoproduktion nach vorläufiger Berech- 
nung um 18%, während sie nach dem Plan eine Zunahme von 
20 % erreichen sollte; das Minderergebnis war hauptsächlich auf 
Rohstoffschwierigkeiten zurückzuführen. Die Aussichten für das 
laufende Jahr werden trotz der Stockungen in den ersten Monaten 
im ganzen günstig eingeschätzt. Die Kontrollziffern der Staats- 
plankommission rechneten mit einer Zunahme um 15 %, während 
der Oberste Volkswirtschaftsrat jetzt auf 23,1 % hofft. — 20% 
bei der Industrie der Produktionsmittel, >. ei der der Ver- 
brauchswaren. Die Rohstoffbedingungen sollen in diesem Jahre 
im ganzen bedeutend günstiger liegen; infolgedessen steigt bei- 
spielsweise die Zuckerindustrie gegen das Vorjahr um 63 %, die 
Wollverarbeitung um 40 % ‚die Verarbeitun von Kleintierhäuten 
um 23 % usw. Die gewerbliche Warenproduktion dieses Jahres 
wird von der genannten Behörde auf 7,767 Milliarden Rubel ein- 
geschätzt; dies bedeutet eine Mehrproduktion von 1,167 Milliarden. 


Die Mehreinstellung von Arbeitern beträgt 4.8 % gleich 
97 500 Personen. Der Nominallohn ist um 7,2% gestiegen, der 
Reallohn dagegen (infolge Senkung der Preise) um 11.12 %. Die 
Erhöhung der Produktivität der Arbeit wird für das laufende 
Jahr auf 17,6 % berechnet. 

Die Produktionskosten sollten im vorigen Wirtschaftsjahr 
nach den Direktiven der Regierung um 5 % gesenkt werden, doch 
wurde nach vorläufiger Berechnung nur eine Minderung von 1,5 
bis 2% erreicht. Für das laufende Jahr wird die Senkung der 
Produktionskosten auf 6.3 % geschätzt. 
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Die Neuinvestierung von Kapital in der Industrie bean- 
spruchte in den beiden Vorjahren 811 bzw. 1068 Millionen Rubel, 
während in diesem Jahre 1240,3 Millionen ausgeworfen sind; die 
größere Hälfte dieser Summe kam der Metallindustrie, dem 
Kohlenbergbau und der Naphthagewinnung zugute. 


Die grundsätzlihe Berechtigung der Industrialisierungs- 
politik kann nicht bestritten werden. Rußland kann nicht auf 
der Stufe des Agrarlandes stehenbleiben. Auch bei nodi so 
günstiger Entwicklung der Landwirtschaft muß das Dorf einen 
Teil seines Geburtenüberschusses an die Stadt abgeben; es würde 
sonst an seinem Menschenüberfluß ersticken; schon jetzt wird 
die Zahl der in der Landwirtschaft überschüssigen Personen auf 
über 10 Millionen berechnet. Die Industrialisierung ist daher 
eine bevölkerungspolitische Notwendigkeit. Bei dem Kapital- 
und Kreditmangel Ruſtlands muß sie auch mit Rücksicht auf die 
Handelsbilanz betrieben werden. Man hört wohl den Einwand. 
daß das russische Volk für die Industrie nicht befähigt sei. Fähig- 
keiten lassen sich indessen entwickeln; dazu muß aber der An- 
fang gemacht werden. Und im übrigen ist für Rußland, wie die 
Dinge nun einmal liegen, eine mangelhafte Industrie besser als 
keine Industrie. Gewiß, nicht nur das Ausland, sondern auch 
die amtliche russische Presse weiß fortgesetzt von allen möglichen 
Gebrechen der Industrie zu berichten. So las man in den letzten 
Tagen in der „Ekon. Shisn“: Die Moskauer Trusts empfinden 
groſten Mangel an Rohstoffen, vor allem an Eisen, Werkzeugstahl 
und Flachs; einzelne Fabriken bleiben infolgedessen um über 
20 % hinter dem Produktionsplan zurück; es wird zu Surrogaten 
gegriffen und dadurch die Qualität verschlechtert. Oder: Es fehlt 
an Baumwollöl aus Zentralasien; eine Fabrik, die Olein für die 
Textilindustrie herstellt, ist bereits stillgelegt; infolgedessen 
drohen auch der Textilindustrie Störungen. Oder: Die Textil- 
warenindustrie in Charkow klagt über die Qualität der Garne 
von Leningrad und Jaroslaw; die Windung sei ungleichmäſtig. 
der Faden von verschiedener Dicke, reiße oft, zeige Knoten, and: 
entspreche das Garn nicht immer der geforderten Nummer; auch 
die Waren des Moskauer Tuchtrusts seien unbefriedigend, die 
Färbung sei schlechter geworden, die Breite nicht immer standard- 
mäßig, nach der Dekatierung laufe der Stoff zu sehr zusammen. 
Oder: Die Tabakindustrie ist in eine schwierige Finanzkrise ge- 
raten; der Grund liege vor allem an der schlechten Organisation 
des Tabakabsatzes; die Ware fahre hin und her, so daf auf 1000 
Zigaretten 21 Kopeken Frachtkosten kommen; das Handelsnetz 
blähe sich immer mehr auf; 300 neue Marken seien im letzten 
Jahre ohne entsprechende Qualitätsunterschiede in Verkehr ge- 
setzt worden; der Reingewinn sei um 3 Millionen Rubel gesunken. 
Oder: Zahlreiche Klagen werden über die Qualität des Leders 
laut (was insofern besonders zu beachten ist, als Rußland sich im 
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letzten Jahre von der deutschen Ledereinfuhr annähernd unab- 
hängig gemacht hat); so hat Leningrad 50 000 Paar Sandalen mit 
unbrauchbarer Sohle geliefert. Oder: Die Messer der Häcksel- 
maschinen des ukrainischen Landmaschinen-Trusts nutzen sich 
in wenigen Stunden ab, so daß überall die Bauern die Rücknahme 
der Maschinen fordern. Oder: Klagen über Pflüge und Eggen, 
auch über Traktoren des Putilow-Werkes. Oder: Ziegel, die bei 
geringfügigem Stoß in kleine Brocken zerfallen usw., usw. Selbst- 
verständlich soll die Bedeutung aller dieser Mängel nicht ver- 
kleinert werden. Nach ihrer Qualität steht das russische Ge- 
werbe tief unter der Industrie fortgeschrittener Länder und reicht 
auch bei weitem nicht an das Vorkriegsniveau des eigenen Landes 
heran. Vom Standpunkt der praktischen Wirtschaftspolitik 
kommt es aber darauf an, ob die Industrie des jetzigen Ruſtlands 
im Fortschreiten ist. Und diese Frage ist trotz aller Fehler zu 


bejahen. 


Eine andere Frage ist es, ob die Räteregierung in ihrer 
Industrialisierungspolitik nicht ein zu schnelles Tempo einschlägt. 
Vor allem liegt das Bedenken nahe, daf mit der augenblicklichen 
Erweiterung des Produktionsapparates die Heranbildung von 
gelernten Arbeitern, Technikern und Ingenieuren nicht Schritt 
hält und daß der Ausbau der Industrie der Zentralleitung immer 
mehr über den Kopf wächst. Kritik in dieser Beziehung wird 
auch in Rußland geübt. So neuerdings von namhaften Wirt- 
schaftlern in dem ,„Okonomischen Bulletin des Konjunktur- 
instituts“, die der Industriepolitik den Vorwurf der Überkapitali- 
sierung machen; durch die allzu grofe Kapitalinvestierung sei 
der Mangel an Verbrauchswaren verschärft worden. Es ist kenn- 
zeichnend, wie Krumin in der „Ekon. Shisn“ (Nr. 67) diese Kritik 
abfertigt: „Die angespannte Entwicklung der gewerblichen Er- 
zeugung muß auch in Zukunft fortgesetzt werden. Mögen die 
Okonomisten vom „Ukonomischen Bulletin des Konjunkturinsti- 
tuts“ gegen eine solche Entwicklung anschreien: Einer von ihnen. 
Utz, hat sich erkühnt, mit exzeptioneller Frechheit einerseits und 
mit exzeptioneller wissenschaftlicher Gewissenlosigkeit anderer- 
seits zu erklären. daß das Gewerbe aus einem führenden Faktor 
der Gesundung der Volkswirtschaft in zunehmendem Maße zu 
einem führenden Faktor neuer Verwicklungen und Schwierig- 
keiten geworden sei. Dies Institut, das in der Person von Wain- 
stein, Utz u. a. zu dem Schluß gelangt. daR das gegenwärtige 
Niveau des Arbeitslohnes über die Kräfte des Landes gehe. daß 
der Plan der Industrialisierung eingeschränkt werden müsse, daß 
die Entwicklung der sozialistischen Industrie unsere gesamte 
Wirtschaftlichkeit desorganisiere usw. usw., dies Institut hat vor 
dem Lande seine wissenschaftliche Gewissenlosigkeit bewiesen.“ ]! 


* 
* * 


579 


Für die Entwicklung der chemischen Industrie Rußlands hat 
sich insofern ein bedeutsames Ereignis vollzogen, als am 14. März 
die Hauptvertreter der chemischen Wissenschaft, an der Spitze 
die Akademiker Ipatjew und Lasarew, von Rykow und Kujby- 
schew empfangen wurden und bei dieser Gelegenheit eine Denk- 
schrift überreichten, wonach bei dem bisherigen Industrieplan 
den Fortschrittsmöglichkeiten der Chemie nicht genügend Rech- 
nung getragen worden sei; die Wissenschaft erbietet sich daher 
zu enger Zusammenarbeit mit der staatlichen Wirtschaftsleitung. 
Die Regierung begrüßte diesen Schritt der Wissenschaft sehr leb- 
haft. Rykow selbst gab die Schwäche der staatlichen Planaufstel- 
lung mit offenen Worten zu: „Die Pläne tragen zu sehr statisti- 
schen und allgemeinwirtschaftlichen Charakter und haben häufi 
keinen tiefdurchdacten und zeitgemäßen technischen Untergrund. 
Bei uns streitet man viel über den Umfang der Geldaufwendun- 
gen, doch zu wenig oder fast gar nicht über das Wesen derjenigen 
technischen Aufgaben, die mit Hilfe dieser Aufwendungen gelöst 
werden sollen. Dieser Umstand erscheint als eine Folge unserer 
allgemeinen technisch-kulturellen Rückständigkeit und zeugt da- 
von, daß die Elemente der Routine und der Beharrlichkeit sich 
breit machen.“ Der Rat der Volkskommissare der Union hat 
bereits am 22. März eine Kommission eingesetzt, um jener Denk- 
schrift praktische Folge zu geben. Rußland steht nun im Zeichen 
einer neuen Losung: der „Chimisazija“, d. h. der Chemisierung 
des Landes. Als wichtigste Aufgaben bezeichnet Ipatjew die 
Erzeugung von Phosphorsäure, von Stickstoff, Aceton und künst- 


lichem Kautschuk. 


Der schon vorher aufgestellte Plan sieht eine Kapitalinvestie- 
rung für die chemische Industrie im Betrage von 80,5 Millionen 
Rubel vor; hiervon sollen der anorganischen Groſtindustrie 36.4 
Millionen zufließen. | 

In der Textilindustrie sollen in diesem Jahre an neuem 
Kapital 186,5 Millionen Rubel gegen 164 im Vorjahre investiert 
werden. Besonders sollen neue Spinnereien gebaut werden. Im 
ganzen soll sich die Textilproduktion um 17 % vergrößern, Baum- 
wollindustrie 14%, Wollindustrie 20,4%, Leinenindustrie 12 %. 
Seidenindustrie 63%. Die Ertragssteigerung soll sich teilweise 
aus der Neuinvestierung ergeben, teilweise aus der größeren 
Ausnutzung der vorhandenen Anlagen durch die Einlegung der 
dritten Schicht (in Verbindung mit der Einführung des sieben- 
stündigen Arbeitstages). 

Wie aus der oben wiedergegebenen Mitteilung Kujbyschews 
hervorgeht, soll das Gewerbe in diesem Jahre höchstens 4.8 %% 
Arbeitskräfte mehr einstellen als im Vorjahre. Indessen zeigt 
sich, daR die tatsächliche Mehreinstellung augenblicklich 5,6% 
beträgt, wodurch die Produktionskosten ungünstig beeinflußt 
werden. Nach einer amtlichen Auslassung hat deshalb das Prä- 
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sidium des Obersten Volkswirtschaftsrates „allen Trusts und 
Volkswirtschaftsräten der Bundesrepubliken nahegelegt, die Bil- 
dung von Überschüssen von Arbeitskraft nicht zuzulassen und 
darauf zu halten, daß die vorhandenen Überschüsse auf dem Wege 
des normalen Umschlages und des natürlichen Abganges der 
Arbeitskraft aufgezehrt werden“. Der englische Frühkapitalismus. 
dem man vorwarf, daß er die Arbeitskraft nur als empfindungs- 
155 Ware ansähe, hätte sich nidit „objektivistischer“ ausdrücken 
önnen. 


* P * 


Die russische Ausfuhr über die europäischen Grenzen betrug 
im Februar 41,9, die Einfuhr 62,9 Millionen Rubel — also wieder- 
um ein Passivsaldo. 

Nach der russischen Statistik waren am Außenhandel mit der 
Räteunion in den ersten vier Monaten von 1927/28 (Oktober bis 
Januar) folgende Staaten beteiligt (Millionen Rubel): 


Deutschland führte ein 59,8 führte aus 76,4 


(im Vorjahre 64,1 38,6 
England führte ein 42,4 führte aus 14,3 
(im Vorjahre 81,9 35,7 
U. S. A. führte ein 73 führte aus 37,4 
Frankreich führte ein 25,3 führte aus 3,6 
Italien führte ein 9,4 
Polen führte ein 4,0 führte aus 2,4 


Die Staatsschuld in der Union ist in den letzten drei Jahren 
schnell gestiegen: 


1. Oktober 1925 . . . . 367,3 Millionen Rubel, 
1. März 1928 . . . . . 1019,1 Millionen Rubel 


(für 1917 wird die Staatsschuld des zaristischen Ruſtlands auf 
11 Milliarden berechnet, von denen 5,5 Milliarden innerhalb des 
Landes aufgenommen waren). Im ganzen wurden von der Räte- 
regierung 19 Kreditoperationen auf die Summe von 2205 Mil- 
lionen Rubel abgeschlossen, anfänglich in Form sehr kurzfristiger 
Anleihen. Die Zahl der Inhaber von Anleihepapieren wird an- 
nähernd auf 10 Millionen geschätzt. — 


Eine für die Geldverfassung Rußlands wichtige Verordnung 
ist vor kurzem vom Präsidium des Zentralvollzugskomitees der 
Union erlassen worden. Die russische Währung ist eine solche. 
die des legalen Verkehrs mit dem Auslande gänzlich entbehrt. 
Für den Innenverkehr ist der Rubel (!/,, Tscherwonez) in Gold 
ebenso definiert wie der ehemalige Zarenrubel; die amtliche Ein- 
wechslung ausländischer Devisen erfolgt gemäß der Goldparität; 
der Rubel gilt demnach wie früher 2,16 RM. Nach der russischen 
Währungsreform wurde anfänglich wohl gehofft, die amtliche 
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Notierung im Ausland, zum mindesten an der Berliner Börse zu 
erreichen und damit den Tscherwonez in gewissen Grenzen frei- 
zügig zu machen. Nach der wirtschaftlichen Krise indessen, die 
1925 infolge der großen Enttäuschung bezüglich der Getreide- 
ausfuhr eintrat, wurde dies Ziel einstweilen aufgegeben. Der 
Tscherwonez soll überhaupt nicht ins Ausland gehen. Die amt- 
lichen Zahlungsverpflichtungen werden in Devisen oder, wie Jetzt 
wieder infolge der Passivität der Handelsbilanz, in Gold be- 
glichen. Die private Ausführung von Tscherwonzen ist seit dem 
1. August 1926 verboten. Wer ins Ausland reist, darf einen be- 
schränkten Betrag ausländischer Valuta mitnehmen, die ihm die 
Staatsbank einwechselt; dieser Betrag ist jetzt auf 300 Rbl. für 
den Pafinhaber und 150 Rbl. für jedes mitreisende Familien- 
mitglied festgesetzt. Auch dürfen Privatpersonen monatlich bis 
zu 100 Rbl. in ausländischer Valuta ins Ausland senden. Über- 
schreitungen bedürfen der Genehmigung der Valutakonferenz 
Beim Finanzkommissariat der Union. Es war eine Inkonsequenz, 
daß im Gegensatz zur Ausfuhr die Einfuhr von Tscherwonzen 
bisher zugelassen war. Tatsächlich wurden trotz des Verbotes 
Tscherwonzen von Reisenden nach Westeuropa gebracht, und vor 
allem sollen über Persien beträchtlihe Summen den Weg nadı 
Berlin und von dort wieder in das Heimatland gefunden haben. 
Die Tscherwonzen waren in Berlin weit unter dem Paritätskurs 
erhältlih. Nunmehr dürfen Tscherwonzen nur noch insoweit 
zurückgeführt werden, als sie nachweislich vor dem 1. August 
1926 ausgeführt sind; nach diesem Tage durften Tscherwonzen 
Rußland nicht mehr verlassen; Rußland ist daher in seinem Recht, 
wenn es sich von den später ausgewanderten Noten lossagt. Jede 
F des Rubels im Ausland müßte damit weg- 
allen. 


Ist deshalb aber der Rubel als vollwertig anzusehen? Die 
deutsche Valuta konnte 1924 erst dann als wirklich fest gelten. 
seit sie frei in beliebigem Umfang gegen ausländische Valuta 
austauschbar war. Die russische Valuta ist dagegen vom Ausland 
abgeschnitten; ihr kommt daher lediglich ein „Binnenwert“ zu, 
der mit der inneren Kaufkraft des Tscherwonez identisch ist. Es 
bedarf keiner näheren Ausführung, daf insofern die russische 
Valuta im Vergleich zum Ausland sehr minderwertig ist. 


Abgeschlossen 2. April 1928. 
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III. Geistiges Leben. 
Von Arthur Luther. 


Im März starb in Moskau, 75 Jahre alt, Maria Nikola- 
jewna Jermolowa, die bedeutendste russische 
chauspielerin des letzten halben Jahrhunderts und eine 
der genialsten Bühnenkünstlerinnen der Welt, deren Name 
außerhalb Rußlands nur deshalb nicht in einem Atem mit dem 
Namen einer Eleonora Duse genannt wird, weil die Jermolowa 
in ihrer so ganz unschauspielerischen Bescheidenheit sich nie zu 
einem ausländischen Gastspiel hatte entschließen können. Sie 
trat ja auch außerhalb Moskaus nur selten auf. 


Für den Ausländer beginnt die Geschichte des russischen 
Theaters mit Stanislawskij und seinem Künstlertheater, — genau 
so wie die Geschichte der russischen Literatur mit Tolstoj und 
Dostojewskij,allenfalls noch mit Turgenew, beginnt. Daß die 
ehemals kaiserlichen Bühnen in Petersburg ad in Moskau — 
vor allem das Moskauer sogen. Kleine Theater — Pflegestätten 
einer auserlesenen darstellerischen Kunst waren, die nicht nur 
den Vergleich mit jeder Bühne des Auslandes aushalten konnte, 
sondern diesen zu großem Teil auch weit überlegen war, daf hier 
eine vornehme Tradition herrschte, wie sonst nur noch in der 
Comedie Francaise und im alten Burgtheater —, von alledem 
weiß man außerhalb Rußlands so gut wie nichts, und auch das 
neue, mit so reichem Bilderschmuck ausgestattete Werk über das 
russische Theater von J. Gregor und R. Fülöp-Miller wird dieser 
großen Zeit der russischen Hofbühne nicht gerecht. Stanislaw- 
skijs Künstlertheater wurde erst geschaffen, als die Tradition 
des Kleinen Theaters zu erstarren begann, als sie in Routine 
überzugehen drohte, als es immer deutlicher wurde, daß der 
junge e der die alternden Meister ersetzen sollte, 
ihnen nicht ebenbürtig war, nicht ebenbürtig sein konnte. Das 
war im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts. Die Jungen, die 
damals ihre Laufbahn an der Hofbühne begannen, sind heute die 
„bewährten Stützen des Ensembles“, es sind starke Talente unter 
ihnen, aber von dem Zauber, den einst das Moskauer Kleine 
Theater auf den Kunstfreund ausübte, ist nichts mehr geblieben. 
Auch im Wiener Burgtheater wird heute noch sehr gut gespielt. 
7755 es ist nur eine gute Bühne unter vielen, nicht mehr „das“ 

eater. 


Mit dem im September v. J. verstorbenen Fürsten A. Sum- 
batow (Jushin) und mit Maria 5 ist das Moskauer 
Kleine Theater als „die“ russische Bühne, als der Stolz der russi- 
schen Kunstfreunde, endgültig zu Grabe getragen worden; eines 
der herrlichsten Kapitel in der Geschichte der russischen Bühnen- 
kunst ist abgeschlossen. Glücklich, wer, wie der Schreiber dieser 
Zeilen, es miterleben durfte. Man kann sich in Deutschland kaum 
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eine Vorstellung davon machen, was für den russischen Intellek- 
tuellen, gerade in der Reaktionszeit zwischen 1880 und 1900 
das Theater bedeutete, — wie man hier Ersatz suchte und fand 
für alles, was einem in der Wirklichkeit verwehrt war, wie Ge- 
danken und Empfindungen, die man damals kaum auszusprechen 
wagte, geschweige denn verwirklichen konnte, auf der Bühne 
Gestalt gewannen . . Die stärksten Eindrücke, die tiefsten 
künstlerischen Erlebnisse gewann man aber von dem Spiel der 
Jermolowa. Sie gehörte nicht zu den „Verwandlungskünstle- 
rinnen“, die in jeder Rolle ein ganz neues Gesicht zeigen; sie 
wirkte vor allem, ja einzig, durch ihre Persönlichkeit, wie ja auch 
die Duse; sie spielte wie die Duse immer sich selbst, aber sie 
war so reich, es waren so viel seelische Möglichkeiten in ihr, daf 
sie in jeder Rolle Neues bot; ja, es war ein ganz besonderer 
Genuß, sie mehrere Male in derselben Rolle zu sehen, weil sie 
sie jedesmal anders — nicht spielte, sondern erlebte. 


Eine ganz eigenartige Mischung von heroischer Größe und 
zartester Weiblichkeit, wie sie sich ähnlich kaum bei einer 
zweiten Bühnenkünstlerin finden dürfte, bildete den Wesenszug 
der Jermolowa. Auch ihr Spiel war durch seine große Schlichtheit 
gekennzeichnet, wie das aller russischen Künstler, aber gerade 
in dieser Schlichtheit war ihre Größe. Diese Schlichtheit und 
Innigkeit gab vor allem den Heroinenrollen — die man damals 
etwa in Deutschland ganz anders gespielt zu sehen gewohnt war 
— ihr besonderes Gepräge. Zu einer Zeit, wo in Deutschland noch 
Clara Ziegler als die berufenste Darstellerin der Schillerschen 
Jungfrau von Orleans galt, gab die Jermolowa in Moskau schon 
die ne d'Arc als das „zitternde Geschöpf“, als das Naturkind, 
das nicht begreift, warum ihm gerade die große Gnade zuteil ge- 
worden ist; bei keiner anderen „Heiligen Johanna“ empfand man 
so deutlich, daß ein Gott aus dem Mädchen redete. Und wie hier 
das Kindliche, so war es in späteren Jahren vor allem das Mütter- 
liche, was sie mit überzeugender, erschütternder Gewalt zum 
Ausdruck zu bringen wußte. Ihre Frau Alving in Ibsens „Ge- 
spenstern ist jedem, der sie gesehen hat, ebenso unvergel- 
lich wie Eure nann, d’Arc oder Maria Stuart oder Lady Macbeth 
(die sie, wieder ihrem innersten Wesen getreu, nicht als „vierte 
Hexe“ spielte, sondern als leidenschaftlich liebendes Weib, das 
seinen Helden auf dem Platze sehen möchte, der seiner Größe 
gebührt, — selbst wenn dieses Ziel nur durch ein Verbrechen zu 
erreichen wäre). Wie sie in ihrer Rolle aufging, berichtet der 
ebenfalls längst (noch vor dem Kriege) verstorbene Schauspieler 
Brawitsch, der den Pastor Manders in den „Gespenstern“ spielte: 


„Frau Alving hatte das furchtbare Gespenst erblickt, in 
dessen Gewalt sich ihr Oswald befand. Und ich dachte. die 


Jermolowa spiele, als sie das Entsetzen dieser Frau ausdrückte. 
Ich selbst spielte ja nur, als ich jetzt. wie meine Rolle es ver- 
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langte, auf sie zuging und ihre Hand faftte. Da fühlte ich plötz- 
lich, wie kalt diese Hand war, ich sah, daß sie wie im Fieber 
zitterte, und da traf mich ihr Blick, aus dem das ganze Grauen 
einer vom Schicksal maßlos gepeinigten Seele sprach. Mir wurde 
bange. Alles war mit einem Schlage anders geworden. Das 
Theater war verschwunden, das Erlebnis trat an seine Stelle und 
rif mich fort | 

Von dieser fortreiſtenden Wirkung der 5 auf ihre 
Mitspielenden berichten auch andere Bühnenkünstler, so Stanis- 
lawskij in seinen Erinnerungen. „Ich wurde dieser Freude, 
dieser Ehre, dieser Seligkeit gewürdigt“, sagt er. „Eine unver- 
geßliche Aufführung, bei der es mir schien, als würde ich für 
einen Augenblick genial. Kein Wunder — wenn man neben der 
Jermolowa auf den Brettern stand, mußte man von ihr angesteckt 
werden!“ 

Und dabei war diese Frau im Leben von einer fast unbe- 
5 rührenden Bescheidenheit. Es war nichts Komödien- 

aftes, nichts Gemachtes, nichts Unechtes, nichts von Pose an ihr. 
Sie begriff es kaum, wenn die Menge ihr zujubelte. Wenn ihr 
eine neue grofte Rolle angeboten wurde, sagte sie zum Spielleiter: 
„Ums Himmels willen, was fällt Ihnen denn ein? Wie komme 
ich dazu? Ic bin ja für die Rolle ganz ungeeignet. Gibt es 
nicht genug junge Schauspielerinnen? Warum gerade ich?“ Bis 
zuletzt litt sie an „Lampenfieber“. In einem de: vielen Nach- 
rufe, die jetzt in den russischen Blättern zu lesen sind, heißt es: 
„Vor der Aufführung durfte sich keiner in ihre Nähe wagen. 
Sie betrat die Bühne, als ginge sie aufs Schafott. Vor dem Auf- 
treten, war sie völlig willenlos. Sobald sie aber auf der Bühne 
erschienen war, waren es die Zuschauer — und die Mitspielen- 
den . . Man betete sie an, man vergötterte sie; die Jermolowa 
kritisieren bedeutete für uns eine Beleidigung oder eine Ge- 
schmacklosigkeit, wenn nicht einfach einen Nonsens.“ 

Ein „europäisches“ Gastspiel der Jermolowa wäre in den 
90er Jahren ein Triumphzug geworden. Sie hätte aber eine Auf- 
forderung dazu als eine unmögliche Zumutung zurückgewiesen. 
Wer sie sehen wollte, mußte nah Moskau kommen. Und wie 
grof der Eindruck ihres Spiels auch auf nichtrussische, der Sprache 
unkundige Zuschauer war, dafür haben wir das Zeugnis eines 
sicher Berufenen. 18% hielt sich Josef Lewinsky, der berühmte 
Burgschauspieler, in Rußland auf. Er wohnte einer Aufführung 
von Sudermanns „Heimat“ im Kleinen Theater bei — und ihm, 
der noch ganz in der Tradition des alten Burgtheaters wurzelte, 
fiel sofort der einheitliche Stil der Moskauer Aufführung auf, 
ein Stil, der ohne lebendige, dauernde Überlieferung nicht ge- 
schaffen werden kann. aber auch nicht durch den Drill eines 
genialen Regisseurs, sondern einzig durch das Zusammenwirken 
einer Kazahi sich in ihren Aufgaben und Zielen einig wissenden 
starken und eigenartigen Künstlerpersönlichkeiten. In einer 
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deutschen Zeitschrift*) hat Lewinsky damals seine Moskauer Ein- 
drücke wiedergegeben. Es heißt da von der Aufführung der 
„Heimat“: 

„Diese drei Künstler (die Darsteller des Obersten Schwartze, 
des Pfarrers und des Regierungsrats v. Keller umgaben nun einen 
Stern ersten Ranges — Frau 9 die die Magda spielte. 
Wer die Energie der Wolter mit dem Zauber, der Geschmeidig- 
keit der Duse verbindet und einen majestätischen Zug in Augen- 
blicken leidenschaftlicher Erregung in den Pointen der Szenen 
hinzurechnet, kann eine Ahnung von der Gewalt dieser Frau 
haben. Sie zählt zweifelsohne zu den größten Erscheinungen. 
die dieses Jahrhundert auf dem Gebiete de: Schauspielkunst ge- 
sehen hat. Man steht unter ihrem Banne vom ersten Augenblick 
an, da sie die Szene betritt. Ach, daß es nicht möglich ist, solche 
Kunst zu beschreiben und festzuhalten! Blick, Ton und Gebärde 
1 blitzartig zusammen zu überwältigend natürlicher Wir- 

ung 


* * 
* 


Man hat oft den Eindruck, daß das Fehlen so starker dar- 
stellerischer Talente, wie die Jermolowa oder Jushin oder der 
jetzt auch schon sechzigjährige Stanislawskij, und das Fehlen 
schöpferischer Begabungen auch auf dem Gebiete der dramatischen 
Dichtung die eigentliche Ursache der Experimentierwut ist, von 
der heute so gut wie alle russischen Bühnenleiter ergriffen sind 
(die dann wieder von den deutschen Kollegen nachgeahmt wer- 
den, so gut es geht) Meyerhold, der vielumstrittene, hat 
jetzt GribojedowsklassischeKomödie,„Verstand 
schafft Leiden“ in seinem Theater neu inszeniert. Nach 
seiner Revisor-Aufführung konnte man sich auf große Über- 
raschungen gefafft machen. Sie sind denn auch nicht ausge- 
blieben. Mit Staunen liest man in den russischen Blättern, dal 
das den Berlinern vom braven Soldaten Schwejk her wohlbe- 
kannte laufende Band auch von Meyerhold angewendet wird: 
es gibt ihm die Möglichkeit, die klassische Komödie, die gleich 
Lessings „Minna von Barnhelm“ die berühmten drei Einheiten 
streng einhält, in siebzehn Einzelbilder zu zersplittern, deren 
jedes in einem anderen Raume des Famussowschen Hauses spielt. 
jeder dieser Räume hat seine besondere Bestimmung und in 
jedem werden die Reden der Helden von Gesten und Hand- 
lungen begleitet, deren Zusammenhang mit dem Inhalt der Reden 
zwar nicht ersichtlich ist, die sich aber dem Schauplatz anpassen. 
So hält Tschatzkij seine leidenschaftliche Predigt gegen die Leib- 
eigenschaft im Musikzimmer und muß sich daher selbst auf dem 
Klavier begleiten; sein Liebesgeständnis macht er der Sophie 


*) Deutsche Revue, Jg. 21, Bd. 4, Okt. 1896, S. 11—30: Tolstoj und das 
russische Theater. Die hier zitierten Sätze finden sich auf S. 25. 
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in — einem zu Schiefübungen bestimmten Zimmer, mit dem 
Tesching in der Hand, das er denn audı immer wieder in die 
zärtlichsten Reden hineinknallen läßt usw. Die Kritik, die nocı 
vor einigen Jahren Meyerhold in den Himmel hob, verhielt sich 
dieser Klassikeraufführung gegenüber noch ablehnender als zu 
der des „Revisor“. Die ganz Radikalen sehen in der „Flucht zu 
den Klassikern“ schon so etwas wie Symptome „akademischer 
Verknöcherung“ und zugleich des „Erlöschens des sozial-politi- 
schen Spürsinns“, die Konservativen entrüsten sih über die Art, 
wie die klassische Dichtung interpretiert wird, und einige be- 
sonders Strenge nehmen sogar daran Anstoß, daß die Darstel- 
lerin der Sophie in jeder der siebzehn „Episoden“ in einer 
anderen Toilette erscheint. „Nicht nur den Frauen unserer ver- 
antwortlihen Arbeiter“, sagt der Kritiker der „Iswesti ja“, 
Osinski j, „sondern auch denen der Theaterdirektoren möchte 
man eine größere Zurückhaltung in bezug auf ihre Toiletten 
empfehlen, die bei jedem neuen Auftreten im ‚Revisor‘ oder 
in ‚Verstand schafft Leiden‘ zu wechseln nicht die geringste 
Veranlassung vorliegt.“ 


* * 
: * 


Sehr viel Aufsehen erregte noch eine andere Klassiker- 
Aufführung, die auch für deutshe Leser von besonderem 
Interesse sein dürfte da es sich um ein Werk handelt, das erst 
vor wenigen 1 seinen Siegeszug über die deutschen Opern- 
bühnen gehalten hat, — Mussorgskijs „Boris Godu- 
now“. Bekanntlich wurde der Godunow bisher immer in der 
Bearbeitung gegeben, die ihm Rimskij-Korsakow angedeihen 
ließ; nun hat man aber in Petersburg das Werk in seiner ur- 
sprünglichen Form aufgeführt, — und zwar vor allem, weil diese 
ursprüngliche Form die angeblich revolutionäre Tendenz der 
Oper viel deutlicher zum Ausdruck bringt. Mussorgskijs Go- 
dunow, sagen die Sachwalter der ursprünglichen Fassung, war 
ein Volksdrama; seine Bedeutung liegt vor allem in den Chören, 
in denen der „kollektive Held“ (das im heutigen Rußland so 
beliebte Schlagwort!) sich auslebt. Aus Rücksicht auf die Hof- 
bühne und ihr Publikum (private Operntheater gab es damals 
in Rußland noch nicht), aus Rücksicht auf die Zensur arbeitete 
Mussorgskij sein Werk um, das die Theaterdirektion ihm 1870 
nrudgeschen hatte, weil sie es „wegen der vielen Chöre und 
Ensembles bei völligem Mangel wirkungsvoller Solonummern“ 
ungeeignet fand; jetzt fügte er die allerdings stark opernhaften 
Polenszenen hinzu. aber auch die ergreifende Volksszene vor 
Kromy, die das musikalische Drama beschließt. In dieser Fassung 
wurde der „Boris Godunow' am 26. lanuar 1876 in Petersburg 
aufgeführt. Der Erfolg bei der Premiere schien bedeutend, aber 
bei jeder Wiederholung wurde der Besuch geringer; schon nach 
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einem Jahr war der Godunow vom Spielplan gestrichen, und erst 

viele Jahre später, als Rimskij-Korsakow dem Werk durch seine 

B Instrumentierung ein ganz neues Gepräge gegeben 
atte, eroberte es sich die russischen Bühnen für immer. 

Die jetzige N un meTag glaubt nun den „echten“ 
Mussorgskij wiederhergestellt zu haben, indem sie es von allen 
„Zutaten“ ne Korsakows reinigte. Aber man ist insofern 
nicht konsequent zu Werke gegangen, als man sich nicht etwa 
strikt an die erste, 1870 abgelehnte Fassung hielt, sondern eine 
ganze Reihe von Szenen der zweiten Fassung von 1874 mit über- 
nahm, so daß sich ein Konglomerat verschiedener Stile ergab, 
wie man es in Deutschland bei manchen Aufführungen von 
Goethes Götz sehen kann, wo Szenen aus der „Geschichte Gott- 
friedens von Berlichingen“, aus der ersten Ausgabe des „Götz von 
Berlichingen mit der eisernen Hand“ und aus der späten Wei- 
marer Theaterbearbeitung durcheinandergemengt sind. Die Szene 
vor Kromy hatte man aus der zweiten Fassung übernommen, 

ab daneben aber auch die Szene vor der Basiliuskirche aus 

er ersten Fassung, die sich inhaltlich mit der Kromy-Szene deckt. 
jedoch musikalisch viel schwäcer, wie eine bloße Vorstudie zu 
dieser anmutet. So war sich denn die Kritik darüber einig, daß 
das Godunow-Problem durch diese Aufführung nicht gelöst sei. 
je eine sehr gewichtige Stimme, die des auch in Deutschland 

ekannten greisen Komponisten Glasunow, erhob sich sogar für 
die verworfene Bearbeitung Rimskij-Korsakows, der Mussorg- 
skijs Werk letzten Endes seine Renaissance verdankt. Glasunow 
tritt aus rein ästhetischen Erwägungen für Rimskij-Korsakow 
ein; seine Argumentation ist so interessant, daß sie hier mit- 
geteilt zu werden verdient. Sie erschien in Form eines „Einge- 
sandt“ in der „Krasnaja Gaseta“. 

Glasunow weist vor allem auf die mangelhafte Instrumen- 
tierung des Godunow hin, die aus der mangelhaften musikalischen 
Bildung des Komponisten zu erklären sei. „In den 60er E 
herrschte die Anschauung, daß ein Komponist nichts zu lernen 
brauche.“ Rimskij-Korsakows Verdienst sei es, diesem Wahn 
ein Ende gemacht zu haben; unter seinem Einfluß sei auch Mus- 
sorgskij seiner technischen Unvollkommenheit bewußt geworden 
und habe den Wunsch ausgesprochen, sich von dem jungen 
Musiker Liadow in Harmonielehre und Kontrapunkt unterrichten 
zu lassen. Der kurz vor der Uraufführung erschienene Klavier- 
auszug des Godunow habe weit mehr den Eindruck eines vollen- 
deten Kunstwerks gemacht als die Partitur. „Ich wohnte mehreren 
Aufführungen des Godunow im Jahre 1874 bei. Ich kannte die 
Musik ganz genau und war von ihr entzückt, aber ich hatte den 
Eindruck, daß im Vergleich zu der Tonfülle des Klaviers vieles 
im Orchester schwächer klang; man fühlte nicht die Kraft, den 
Reichtum, die Steigerung, die man dort bewunderte, und obwohl 
man dem Komponisten ein gewisses Gefühl für klanglihe Wir- 
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kungen nicht absprechen konnte, merkte man doch auch seine 
Unsicherheit und Unerfahrenheit, die auch den ausübenden 
Künstlern ihre Arbeit oft unnütz erschwerte. Rimskij-Korsakow, 
ein glühender Verehrer Mussorgskijs, der die Entstehung und das 
allmähliche Wachsen und Werden des Werkes miterlebt und be- 
obachtet hatte, zog das alles in Betracht, als er sich an die Bear- 
beitung des von ihm über alles geschätzten Musikdramas machte. 
Er hatte keinerlei eigennützige oder sonstige Ansichten als nur 
die eine — das vergessene Meisterwerk wieder zu Ehren zu 
bringen. Nicht nur lag ihm ganz ferne, irgend jemandes Ge- 
schmack entgegenzukommen, sondern er erhielt auch als Mitver- 
fasser für seine selbstlose Arbeit nicht den geringsten materiellen 
Lohn: weder der Verleger noch die Theater haben ihm auch nur 
einen Pfennig Honorar gezahlt. 

„Rimskij-Korsakow richtete sein Augenmerk auf drei 
Schwächen des Mussorgskijschen Werkes: erstens die allgemeine 
tonische Faktur, der es an Sorgfalt der Aufführung fehlte; 
zweitens auf die Instrumentierung, die er unter dem Eindruck 
der wirkungsvollen, orchesterhaft farbenreichen Wiedergabe des 
Werkes auf dem Klavier durch den Komponisten, den erst- 
klassigen Pianisten Mussorgskij, neugestaltete; drittens auf ge- 
wisse Abweichungen des Textbuches von der Tragödie Puschkins. 

„Ich bin weit entfernt davon, zu leugnen, das Rimskij-Korsa- 
kow in seine Neubearbeitung des Godunow manche individuelle 
Züge hineingetragen hat, aber ich erinnere daran, daß auch 
Mozart nicht davor zurückscheute, das Werk eines so großen 
Meisters wie den ‚Messias‘ von Händel, selbständig zu bearbeiten, 
und zu seiner Rechtfertigung auf die mangelnde Klangfülle und 
die in zwanzig Jahren stark veraltete Instrumentierung des 
Oratoriums hinwies. Er ist ja auch heftig angegriffen worden, ich 
bin aber überzeugt, daß Händels Schöpfung durch die Bearbei- 
tung Mozarts nur gewonnen hat. 

„Und genau so ist Mussorgkijs ‚Boris Gudunow' in der Be- 
arbeitung von Rimskij-Korsakow, der sie niemanden aufdrängte, 
ein in jeder Beziehung einheitliches, künstlerisch vollendetes 
Werk, de die Traditionen Mussorgskijs treu bewahrt hat. Ich 
glaube, man müßte dem von wahrer Be eisterung getragenen, 
seinen Zweck durchaus erfüllenden Werk des Künstlers, der allein 
seinem Freunde den Weg zum Weltruhm gebahnt hat, mehr Ver- 
trauen entgegenbringen. Darum bestehe ich darauf, daR der 
‚Boris Godunow' auch heute noch wie früher nur in der Bear- 
beitung von Rimskij-Korsakow gegeben werden sollte.“ 
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Bücherschau. 


Sasonoff,S.D.KaiserlichRussischer Außen- 
minister a. D.: Sechsschwere Jahre. 2. Aufl. Berlin 
1927. Verlag für Kulturpolitik. 385 S. 


Dies Werk ist eine Verteidigungsschrift des vor einigen Monaten in Nizza 
verstorbenen ehemaligen Außenministers Sasonoff. Gleich anderen führenden 
Persönlichkeiten der Zeit des Weltkrieges versucht auch Sasonoff, seinen 
Anteil an den Ereignissen vor und während des Weltkrieges darzulegen und 
seine Handlungen zu motivieren. Die sechs schweren Jahre von 1910 bis 1916. 
die den Inhalt des Buches bilden, sind die Zeit seiner Amtstätigkeit als russi- 
scher Außenminister bis zu seiner „ Eine kurze Skizze seiner 
diplomatischen Laufbahn am Vatikan leitet das Werk ein. 

Das Kernproblem des Sasonoffschen Buches bildet, wie zu erwarten, 
die Kriegsschuldfrage, die der russische Staatsmann in durchaus einseitiger 
Weise zu lösen versucht. Nadi seiner Darstellung zerfällt Europa in eine 
friedliebende, friedliche und eine aggressiv feindselige Gruppe; die erstere 
bilden die Großmächte Rußland, Frankreich, England, die zweite Osterreich- 
Ungarn und Deutschland. Während Deutschland immer stärker die Ver- 
wirklichung einer pangermanischen Weltherrschaft von der Mündung des 
Rheins bis zu denen des Euphrat und Tigris anstrebte, war das Zarenreich nur 
darauf bedacht, den Frieden zu erhalten.” Als Argument für diese Behaup- 
tung führt Sasonoff u. a. Ruflands Vorschlag an, die Sarajewoer Angelegen- 
heit einem Genfer Schiedsgericht zu übergeben, um dadurch Österreich-Un- 
garns und Deutschlands Kriegsgelüste im Keime zu ersticken und die Kultur- 
welt vor einem Weltbrand zu bewahren. Willkürlich verteilt Sasonoff bei 
der Beurteilung französischer und deutscher Staatsmänner Licht und Schatten: 
alle deutschen, auch die vergangener Zeiten, selbst ein Bismarck werden 
scharf getadelt, sie bilden den dunklen Hintergrund, von dem sich um so 
leuchtender die Gestalten Poincares und anderer Franzosen abheben. Trotz 
gegenteiliger en des Verfassers atmet das Werk stärkste Germano- 
phobie, die eine objektiv einwandfreie Darstellung der Ereignisse trübt. 
Als historische Quelle hat Sasonoffs Buch insoweit Bedeutung. als es einen 
Beitrag zur Charakteristik seines Verfassers bietet. Die subjektive Ein- 
stellung, wie gelegentliche Gedächtnisfehler, vermindern den absoluten 
Quellenwert, ohne jedoch den relativen zu schmälern. I. G. 


Karl Anton Prinz Rohan: Mos kau, Ein Skizzen- 
buch aus Sowjetrußland. Verlag G. Braun, Karlsruhe 1927. 142 S. 
Preis brosch. 3 RM., in Leinen 4 RM 


Das bereits im September 1927 abgeschlossene „Skizzenbudi aus Sow- 
De des bekannten Herausgebers der „Europäischen Revue“ gibt die 
zindrücke einer Reise von nur wenigen Wochen wieder. Was aber dieses 
Buch auch heute noch lesenswert und beachtlich macht, ist die Tatsache, dal 
der Verfasser nicht mit den Vorurteilen seiner westeuropäischen Einstellung 
an die Probleme des Bolschewismus herantritt, sondern diese aus der land- 
schaftlichen und sozialen Eigenart Ruflands zu verstehen sucht. Er urteilt 
und verurteilt nidıt, sondern macht in einer, wie er im Vorwort sagt, „unsen- 
timentalen, von der Tragik aller Geschichte durchdrungenen Betradtungs- 
art“ die historischen Vorgänge begreiflidi und ordnet sie in den großen 
Ablauf der Menschheitsentwicklung ein. So gibt das 142 Seiten umfassende 
Bändchen mehr Erkenntnis über das Wesen des Bolschewismus als manches 
dickleibige Werk. Der Verfasser schließt mit den Worten: „Ein wahrhaft 
selbstbewußtes konservatives Europa würde klug genug sein, alles zu tun, 
um Rußland an seinem Aufbau zu helfen und ihm das Bewußtsein der 
Isoliertheit zu nehmen. Die Angst, die Europa vor seiner eigenen Unzu- 
länglichkeit hat, ist gerade Rußland und dem Kommunismus gegenüber seine 
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rößte Gefahr. Ruflland geht seinen Weg in die Welt von morgen. Es ist 
ußland und nicht unser Weg, davon bin ich fest überzeugt. Wir aber 
müssen unseren Weg finden in unsere Lebensform, in unsere Zukunft. Das 
wichtigste an dieser Feststellung ist, daß Rußland seinen Weg gefunden hat, 
und daß wir in Europa dies heute von uns noch nicht ehr ich auszusagen 
vermögen. Dies ist meine Erkenntnis aus Rußland.“ Obwohl der Verfasser 
sein Skizzenbuh „Moskau“ betitelt, ist es eine gedankliche Auseinander- 
setzung mit dem Bolschewismus, zu der die Reiseeindrücke in Moskau nur 
den äußeren Anlaß und die Legitimation bieten. Diese Auseinandersetzung 
ist wertvoll für jeden, der sih mit dem Studium des heutigen Rußlands 
beschäftigt. H. W. 


Raskolnikoffs Tagebuch. Mit unbekannten Ent- 
würfen, Fragmenten und Briefen zu „Raskolnikoff“ und „Idiot“. 
Herausgegeben von Rene Fülop-Miller und Friedrich 
Eckstein. Mit sieben Bildbeigaben und einem Faksimile. 
München. 1928. R. Piper & Co. Verlag. 208 S. 


Der in die vom Münchener Verlag Piper herausgegebene Reihe der 
Bücher von und über Dostojewski gehörende Band gewährt einen höchst 
interessanten Einblik in das Laboratorium des schaffenden Dicters und 
ar deutlih den Entstehungsprozefl von seinen zwei großen Romanen: 
„Schuld und Sühne“ und „Idiot“. Die instruktiven Aufsätze der russischen 
Literarhistoriker P. Glivenko und P. Sakulin befassen sich eingehend mit 
der Vergleichung und Untersuchung der vorhandenen Varianten der beiden 
Werke, mit der Herausarbeitung des Sujets und der Gestalten der Helden 
durch Dostojewski, mit der allmählichen Kristallisierung der Idee des Ro- 
manes. Das größte Interesse kommt aber der im Buch abgedruckten- Variante 
des zweiten Kapitels der „Schuld und Sühne“ zu — einem vermutlich 1865 
verfaßten Fragment von Raskolnikoffs Tagebuch, das, obgleich es der end- 
gültigen Fassung des Werkes schon sehr nahe steht, trotzdem äußerst charak- 
teristische Abweichungen aufweist. Von großem Wert sind auch die Briefe 
des Dichters aus den 60—70er Jahren, die, wenn auch kein unbekanntes, 
jedoch immer von neuem erschütterndes Bild von der Atmosphäre geben, 
ın der der von seinen Gläubigern gepeinigte, ins Ausland geflüchtete Dosto- 


jewski seine besten Werke schuf. — Die geschmackvollen Radierungen von 
obujinski und einige alte Lithographien sorgen für die Ausshmückung 
des Bandes. | L. J. 


Reports submitted by the Commission of the American 
financial experts headed by Dr. E. W. Kemmerer. Published 


by the ministry of finance. Warsaw 1926. 563 S. 

Professor Kemmerer hat um die Wende der Jahre 1925 und 1926 und 
noch einmal länger im Sommer und Herbst 1926 im Auftrage einer amerika- 
nischen Finanzgruppe Polens Wirtschaft studiert, um die Kreditwürdigkeit 
des Staates — insbesondere auf Grund der staatlichen Salzindustrie und - 
des Tabakmonopols — festzustellen und Ratschläge zur Rationalisierung der 
Staatswirtschaft zu geben. Die von den Mitgliedern seiner Kommission er- 
statteten Berichte über die Frage der Zloty-Stabilisierung und die „Bank 
Polski“, über Steuersystem, Budget und Staatsschulden, über Zoll- und 
Außenhandelsfragen, schließlich über Salzindustrie und Tabakmonopol liegen 
hier gesammelt vor, ergänzt durch einige Tabellen und Übersichten. Es 
muß wundernehmen, daß diese wichtige Veröffentlichung in Deutschland 
bisher fast gar keine Beachtung gefunden hat. 

Wer einen Überblick über die gesamten wirtschaftlichen Kräfte Polens 
erwartet, wird freilich enttäuscht sein; die Berichte beschränken sich, wie 
die Aufzählung zeigt, auf die Staatswirtschaft. Jeder der Berichte schließt 
mit einer Reihe von Ratschlägen. In der Kritik und in den Ratschlägen 
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verleugnet sich nicht die amerikanische Denkweise, die immer wieder, nicht 
zuletzt in der Handelspolitik, den Wert des freien Spiels der Kräfte betont 
und überall von kaufmännischen Verfahren eine Besserung unzulänglicher 
Wirtscaftsführung erwartet, stellenweise freilich auch europäischen Dingen 
und den Gegebenheiten des Landes weitgehend verständnislos gegenüber- 
steht. So etwa, wenn es als völlig unverständlich bezeichnet wird, daß 
Polen seinen Zolltarif in Anlehnung an den russischen, nicht an den weit 
moderneren deutschen oder österreichischen aufgebaut hat (was sich als 
unvermeidliches Zugeständnis an den wenigst qualifizierten Zollbeamten 
leicht erklärt); anderseits freilich ist die scharfe sachliche Kritik am polni- 
schen Zolltarif und an der schwankenden Zollpolitik der Regierung nur zu 
berechtigt. Über den Zolltarif und seine Komplizierung durch immer neue, 
teilweise widersprechende ee sagt der Bericht u. a.: „Den besten 
Tarifsachverständigen der Welt würde es schwer fallen, das geltende pol- 
nische Tarifgesetz folgerichtig auszulegen. Das Gesetz ist so jämmerlich 
(poorly) aufgebaut und so von Mängeln durchzogen, daß ein ganz neues 
Caen dem Versuch einer gründlichen Revision des a ar vorzuziehen 
wäre.“ In seinen Rationalisierungsvorschlägen geht der Bericht bezeichnen- 
derweise auf kleinste technische Durckführungsmaflnahmen ein. 

enn auch der Wert des Berichtes darunter leiden mag, daß keins der 
Kommissionsmitglieder Polnisch verstand, darf doch der für Polen so wich- 
tige Standpunkt des amerikanischen Geldgebers, den man hier in besonderer 
Geschlossenheit dargelegt findet, auch außerhalb Polens in den interessierten 
wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Kreisen Beachtung fordern. 

R. R. B. 


Mortensen, geb. Heinrich, Dr. Gertrud: Bei- 
träge zu den Nationalitäten- und Siedlungs- 
verhältnissen von Pr.-Litauen. Berlin-Nowawes 
1927. Memelland-Verlag. 87 S., 1 Karte. 


Diese sehr gründliche Arbeit liefert eine Reihe von wertvollen Teil- 
ergebnissen zur Geschichte eines Teils von Ostpreußen; das verwandte Ma- 
terial ist bisher zum Teil unbenutzt, zum Teil auch ungedruckt. Die politi- 
schen Beziehungen der alten Landschaften Schalauen und Nadrauen zum 
litauischen Reiche, die Rassenzugehörigkeit ihrer Bewohner und das Schicksal 
der Bevölkerungsreste zur Ordenszeit werden klargestellt. Besonders dan- 
kenswert ist die Betrachtung der auf dem Boden der genannten Landschaften 
und Nudauens zur Ordenszeit bestehenden „Wildnis“ an Hand der bisher 
fast gar nicht ausgewerteten (obgleich in den „Scriptores Rerum Prussicarum“ 
veröffentlichten) „Wegeberichte“, die dem Orden am Ende des 14. Jahrhun- 
derts von einzelnen Führern erstattet wurden. Die Verfasserin kommt auf 
Grund dieser Berichte zu einer klaren Festlegung der Westgrenze des 
Litauertums um 1400. Sie weist weiterhin nach, daß diese Grenze bereits 
seit Mitte des 13. Jahrhunderts stabil war und daß die „Wildnis“ nicht eine 
strategische a des Ordens war, sondern bereits vor der Ordenszeit ent- 
standen sein mu R. B. 
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Zeitschriftenschau. 


A. Sowjetrußland. 


I. Politik. 


Die Frage der Verbesserung des Parteiapparates. (K voprosu ob uluösenii 
partapparata.) Von N. Speranskij. 

„Bol’sevik“ — Moskau 1928, Nr. 6 (31. 3.) S. 29—38. 
Der Verfasser untersucht die Frage der „Rationalisierung“ des Apparates 
der Kommunistischen Partei der Sow 10 Im Hinblik auf die Fort- 
schritte im Wiederaufbau der Wirtschaft und in der Hebung des Kultur- 
niveäus der Kommunistischen Partei kann der bezahlte Parteiapparat 
verkleinert werden. Als Ersatz sind ehrenamtliche frische Kräfte in die 
Parteiarbeit herein zuziehen. Außerdem ist die Tätigkeit der kommu- 
nistischen Fraktionen in den verschiedenen Organisationen (Sowjets, Ge- 
werkschaften usw.) auszubauen, während bisher die Arbeit gewöhnlich 
auf die Parteibüros und -komitees abgewälzt worden ist. Neben dieser 
Rationalisierung des eigentlichen Parteiapparates ist eine Rationalisierung 
des gesamten Arbeitsmechanismus der Partei anzustreben; denn „Partei- 
apparat und Parteimassen sind ein untrennbares Ganzes“. Die Partei- 
veranstaltungen müssen endlich einmal pünktlich eröffnet werden. Das 
Arbeitsprogramm ist in der kürzesten Zeit zu erledigen: nicht selten kommt 
es vor, daß ein Parteifunktionär 60 bis 70 Prozent seiner 13- bis 14 stün- 
digen Arbeitszeit auf Sitzungen verwenden muß. An diesem ewigen Ab- 
halten von Sitzungen („zasedatel’stvo“) krankt heute die Partei. Noch 
immer gilt das Wort Lenins, daß einem der Typ Oblomows, des untätigen 
Plänemachers, in den Sitzungen und den Kommissionen der Partei be- 
gegnet. Die langen Reden — ein Überbleibsel aus der agitatorisch-propa- 
gandistischen Periode der Partei — müssen aus den Versammlungen ver- 
schwinden. Die Aktivität des heutigen Parteimitgliedes hat in einer 
Synthese von werbendem Politiker und einfahem Arbeiter am sozialisti- 
schen Aufbau zu bestehen. H. J. 


Die Probleme des Fernen Ostens. (Problemy Dal’nego Vostoka.) 
Von VI. Vilenskij-Sibirjakov. 

„Severnaja Azia“ — Moskau 1927, Nr. 4, S. 5—11. 
Die Sowjetregierung hatte in den ersten fünf Jahren ihrer Herrschaft im 
Fernen Osten (seit dem 15. November 1922) drei Aufgaben zu erfüllen: 
im eigenen Gebiete einen verstärkten kommunistischen Aufbau durdızu- 
führen, die Beziehungen zu Japan zu regulieren und sich mit dem er- 
wachenden China zu verbünden. 
1. Die neue Verwaltungseinteilung (Rayonierung) wurde durchgeführt und 
die von dem Bürgerkrieg zerrüttete Wirtschaft wiederhergestellt. Es 
bleibt die Industrialisierung des an Naturschätzen (Gold, Kohle, Eisen, 
Wolfram usw.) reichen Fernen Ostens, die nach einem einheitlichen Plan 
für das Gesamtgebiet Russisch-Nordasiens als ein volkswirtschaftliches 
Ganzes zu erfolgen hat. 
2. Japan hat nach den erfolglosen Versuchen, russisches Territorium in 
Besitz zu nehmen, die Sowjetregierung anerkannt und erstrebt jetzt durch 
Erwerb von Konzessionen (Naphtha, Fischfang usw.) wirtschaftliche Privi- 
legien im russischen Fernen Östen. In der Mandschurei ist es Japan ge- 
lungen, festen Fuß zu fassen und sich so eine strategische Sicherung für 
Korea und eine wichtige wirtschaftliche Rohstoffbasis auf dem asiatischen 
Festlande zu schaffen. Gegenwärtig festigt Japan diesen Erwerb durch 
Bahnbauten, die in gleichem Mafe dem Transport von Truppen wie von 
Exportgütern dienen sollen. Das friedliche Gleichgewicht der japanisch- 
sowjetrussischen Beziehungen würde gestört werden, falls Japan zulassen 
sollte, daß der von ihm gestützte Marschall Tschangsolin seine alten 
Pläne verwirklicht und die russische Chinesische Ostbahn an sich reißt. 
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3. Die Herstellung normaler wirtschaftliher und politischer Beziehungen 
mit dem „offiziellen“ China — d. h. den reaktionären nordcdinesischen 
Generälen in Peking — erfordert keine geringen Bemühungen der sow jet- 
russischen Diplomatie im Fernen Osten. Hier stöflt sie auf die Bestre- 
bungen Englands, die Sowjetunion in China zu diskreditieren und „China 
von dem bolschewistischen Einfluß zu befreien“. Englands Pläne werden 
scheitern, weil Japan und die Vereinigten Staaten von Nordamerika nicht 
sind, sich in der chinesischen Frage von ihm ins Schlepptau nehmen 
zu lassen. 

Die gegenwärtigen Ziele Sowjetrußlands im Fernen Osten können so 
formuliert werden: Sowjetrußland sucht Frieden und wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit den Völkern des Fernen Ostens. Gleichzeitig aber 
sympathisiert es mit dem gewaltigen sozialen Prozeß der Befreiung der 
Völker Asiens vom Joch des fremden Kapitalismus. Hierin unterscheidet 
sich seine Politik von der fernöstlichen Politik des Zarismus. Dessen 
aggressive Tendenzen sind ihm fremd. Allerdings erfordert der Schutz 
der russischen Arbeiter und Bauern, die den Fernen Osten besiedeln. 
starke Verteidigungsmafnahmen der Sowjetregierung — besonders auch 
im Hinblick ir die internationalen Verhältnisse des Fernen Ostens, die 
sih immer mehr zu einem Kampf Amerikas, Japans und Englands um 
den Stillen Ozean, seine Handelswege und -märkte auswachsen. H. J. 


Die Frage der nationalen Selbstbestimmung der Mongolei. („Kak ne 

sleduet staviť vopros o nacionalnom samoopredelenii Mongolii“.) 

Von D. Zambolon. 
„Revoljucionnyj Vostok“ — Moskau, 1928, Nr. 3, S 235—240. 
Die von mongolischen Kreisen in der letzten Zeit erstrebte Vereinigung 
der ethnographischen Mongolei, d. h. der Äußeren und der Inneren Mon- 
golei, der Tanu-Tuwin- und der Burjatisch-Mongolischen Republik zu 
einem großmongolischen Staat ist möglich und notwendig in einem be- 
stimmten Stadium ihrer wirtschaftlichen und politischen Entwicklung. 
Gegenwärtig wäre eine derartige Zusammenfassung unter Führung der 
Mongolischen Volksrepublik — also der Äußeren Mongolei — noch ver- 
früht. Ihr ist heute die zu Sowjetrußland gehörige Burjatisch-Mongolische 
Republik kulturell weit überlegen. Die Bevölkerung der Tanu-Tuwin- 
Republik hat ihre historisch gewordene eigene Kultur und ihre eigene 
Sprache. Die Äußere Mongolei endlich ist wirtschaftlich und politisch mit 

ina verflochten. Ihr Schicksal ist mit dem Schicksal der chinesischen 
Revolution eng verbunden: ihre revolutionären Kräfte haben bei der 
Befreiung Chinas eine wesentliche Rolle zu spielen. Die Bildung einer 
„Groß-Mongolei“ ist also abhängig von dem Prozeß der nationalrevolutio- 
nären Bewegung in Asien überhaupt. Der Versuc einer von dieser Ent- 
a isolierten Lösung ist als nationalistisch und a 
ehnen. 


Drei Monate in Sowjetrußland. (Three months among the Soviets.) 
Von Joseph Cheskis. 
The World Tomorrow (New York). Vol. XI, Nr. 4, April 1928. S. 171 172. 
Nach dem Weltkriege, dem Bürgerkriege, der Blockade und der Hungers- 
not stand die Sowjetregierung einer Herkulesarbeit gegenüber. Alles in 
allem haben sich die Sowjets bewundernswert zurechtgefunden und können 
hoffnungsvoll in die Zukunft schauen. E. P. B. 


II. Wirtschaft. 


Die Wirtschaftsschwierigkeiten in Rußland. Von Judith Grünfeld. 
„Die Gesellschaft“, V. Jahrgang 1928, Nr.. 4, Seite 312—28. 
J. Grünfeld beleuchtet die gegenwärtigen Schwierigkeiten der Sowjet- 
regierung, den bestehenden Warenhunger, das Fiasko der Getreide- 
ablieferung und den damit zusammenhängenden Rückgang der Aus- und 
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Einfuhr. Sie sieht den Grund für den un der bolschewistischen 
Wirtschaftspolitik darin, „daß mit einem platten Rationalismus im Wirt- 
schaftsplan eine äußerst unrationelle Wirtschaftsführung Hand in Hand 
eht“. Hinter der Fassade der Deus rie iein steht nach der Meinung 
er Verfasserin unverblümtes soziales Massenelend, eine Übervölkerung 
auf dem Lande, Massenarbeitslosigkeit in den Städten. „Es ist höchste 
Zeit, daß der Internationale Sozialismus ideologisch mit dem Bolschewismus 
abrechnet, das schwere Lehrgeld, das das russische Volk und die russische 
Arbeiterschaft für die bolschewistischen Experimente zahlt, sollte wenig- 
stens den Arbeitern in allen Ländern zugute kommen.“ H. W. 


Die Soziallasten der Industrie. (Socialnye raschody promyšlennosti.) 
Von S. Nekrasov. 


»Statističeskoe Obozrenie“. Januar 1928, S. 45—50. 


Die von der Industrie in den letzten zwei bis drei Jahren aufgebrachten 
Soziallasten stellten im Durchschnitt etwa 33 Prozent des Lohnes dar. Sie 
sind zum Teil gesetzlich vorgeschrieben, zum Teil von der Industrie im 
Rahmen der Kollektiv- oder Individualverträge, freiwillig übernommen. 
Aus dem weitgehend gegliederten statistischen Material geht hervor, daß 
die Naphthaindustrie relativ am stärksten mit Sozialaufwand belastet ist 
(56 Prozent der Lohnsummen). Ein Hauptbestandteil dieser Soziallasten 
sind die Aufwendungen für Beschaffung von Arbeiterwohnungen und die 
Gewährung von Wohnungsgeldern. Der selbständige Wohnungsbaufonds 
der Industrie betrug 1926/27 125 Millionen Rubel gegenüber 106 Millionen 
des Vorjahres. Nach der Sozialversicherung (etwa %,—24 aller Sozial- 
lasten) folgt dann in der Statistik der Sozialaufwand der Industrie für 
kulturelle Zwecke, d. h. für die Unterstützung der Berufsorganisationen 
der Arbeiter, der Arbeiterklubs usw. Der sonstige soziale Aufwand, wenu 
auch wertmäfiig von geringer Bedeutung, besteht in Geldern für die beruf- 
lihe Weiterbildung der Arbeiter, für den Unterhalt von Sanatorien, 
Krankenhäusern, Arbeiter-Erholungshäusern, für die Beschaffung von 
Spezialarbeitskleidung u. a. R. S. 


Obligatorische Lohnzahlungssätze in Kollektivverträgen. (Okladnaja 
sistema zarplaty v kollektivnych dogovorach.) Von A. Kindel. 


„Voprosy Truda“ Januar 1928. S. 58—62. 


Die geplante Durchführung der staatlichen Normierung der Angestellten- 
löhne stößt in der Praxis auf zahlreiche Schwierigkeiten, die in der Ver- 
schiedenheit der in Frage kommenden Unternehmungen liegen. Als Über- 
gangsform ist daher durch Verfügung des Rats der Volkskommissare die 
inführung obligatorischer Lohnzahlungssätze in den Kollektivverträgen 
bei den kaufmännisch geleiteten staatlichen Unternehmungen, bei den 
Aktiengesellschaften, die vorwiegend mit staatlichem Kapital arbeiten, und 
bei anderen Unternehmungen vorgesehen. Der Grund zu dieser Maß- 
nahme liegt darin, daß die Buntheit in der Lohnzahlung (Spezialistenlöhne, 
Schwerarbeiterlöhne, erhöhte Sätze für verantwortungsvolle politische 
Arbeit usw.) dringend Abhilfe erheisht. Durc die Festsetzung obliga- 
torischer Lohnsätze, deren Zahl so gering wie möglich bemessen ist, darf 
keineswegs die Gesamtsumme der Löhne vor der Neuerung übersdiritten 
werden. Es ist Aufgabe des Arbeitskommissariats, die Festsetzung der 
obligatorischen Sätze zu kontrollieren. Maßstab der Beurteilung sind die 
Sätze der bereits teilweise durchgeführten staatlichen Lohnnormierung 
oder andernfalls die üblichen Lohnsätze des betreffenden Platzes. Lohn- 
zuschläge außerhalb der obligatorischen Sätze der Kollektivverträge sind 
zwar duıch die Neuregelung nicht ausgeschlossen, aber doch wesentlich 
erschwert. R. S. 
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Die Frage des Arbeitsmarktes auf dem 15. Kongreß der Allrussischen 
Kommunistischen Partei. (Voprosy rynka truda na XV. s’ezde V.K. P.) 
Von A. Isaev. 

„Voprosy Truda“ Januar 1928. S. 32—34. 
Größte Aufmerksamkeit verwandte der 15. Kongreß der Kommunistischen 
Partei auf die Frage der sog. „agrarnoe 5 (Ländliche Über- 
völkerung). Möglichkeiten der Abhilfe sah man in weiterer Entwicklung 
der Industrie, in der Ausweitung der arbeitsintensiven ländlichen Kultur, 
die mit Schaffung von Fabriken für die erste Verarbeitung von landwirt- 
schaftlichen Produkten durch die Landwirtschaft selbst verbunden ist, in 
der Hebung der Heimindustrie u. a. Die Unterbringung der ländlichen 
Arbeiter in anderen Wirtschaftszweigen wird erschwert durch die Ver- 
änderungen der Struktur des Arbeitsmarktes, die mit der Rationalisierung 
der Industrie verbunden ist. Zum Teil werden die Möglichkeiten ver- 
größert, ungelernte Arbeiter zu beschäftigen, und zum Teil taucht neuer 
Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften auf. Für die Überwindung der 
genannten Schwierigkeiten ist planmäßige Erfassung und Verteilung der 
Arbeitskräfte Erforderlich. Sie kann nur verwirklicht werden, wenn 
staatliche Wirtschaftsorgane und Arbeitsbörse eng zusammenarbeiten, wenn 
ferner staatlihe Wirtschaftsorgane das Handelskommissariat und seine 
lokalen Organe dauernd über die Lage des Arbeitsmarktes unterrichten. 
Ein interlokaler Ausgleich der Arbeitskräfte muß gegebenenfalls dann 
durch Lieferung transportabler Wohnungen erleichtert werden. Eine 
andere wichtige Aufgabe des Arbeitskommissariats ist die Teilnahme an 
der Durchführung des Siebenstundentages. Auch hierdurch werden Ände- 
rungen in der Arbeitsmarktlage verursacht, denen am besten auf dem Wege 
der Schließung von Verträgen zwischen Arbeitskommissariat und staatlichen 
Wirtschaftsunternehmungen in bezug auf die Versorgung der letzteren mit 
entsprechenden Arbeitskräften Rechnung getragen werden kann. i 


— 


III. Geistiges Leben. 


Moralische Werte in Sowjetrußland. (Some moral values in Soviet Russia.) 
Von L. L. Dunnington. 
The World Tomorrow (New York.) Vol. XI, Nr. 4, April 1928. S. 169 — 770. 
Verfasser hat Sowjetrufland besucht und ist der Meinung, es sei an der 
Zeit, ohne alle Vorurteile den Versuch zu machen, zu verstehen, was die 
Bolschewisten erreichen wollen, und ihre Bemühungen um die Erhaltung 
moralischer Werte anzuerkennen. Verfasser berichtet kurz über die 
Jugendbewegung, über die Kirche („die Bolschewisten haben jede aktive 
religiöse Verfolgung eingestellt“), über die Disziplin in der Kommunisti- 
schen Partei, über einige Punkte der öffentlihen Sittlichkeit („die 
modernen Tänze sind abgeschafft, es gibt keine pornographische eur 


Was wurde auf dem Gebiete der Geschichte der revolutionären Bewegung 
während der letzten 10 Jahre geleistet? (Cto sdelano po istorii re- 
voljucionnogo dvizenija za 10 let.) Von V. Nevskij. 

„Pečať i revoljucija“, 1927, Heft 8, S. 62—69. 

Die Bearbeitung der außerordentlich reichhaltigen Archive, die nach der 
Revolution in Rußland erschlossen wurden, hat erst begonnen, nachdem 
die Lebensverhältnisse im Lande mehr oder weniger normal geworden 
sind. In erster Linie muß hier die Tätigkeit der im September 1920 ge- 
gründeten Kommission für das Sammeln und die Erforschung der Quellen 
zur Geschichte der Oktoberrevolution und der RKP (der Russishen Kom- 
munistischen Partei), der Kommunistischen Akademie, des Instituts der 
roten Professoren, des Lenin-Instituts, des Marx-Engels-Instituts, sowie 
des Zentralarchivs hervorgehoben werden. Dem Artikel ist ein wichtiger 
bibliographisher Anhang beigefügt. L. f 
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Die wissenschaftlichen Bibliotheken der UkrSRR. (Naukovi Biblioteki USRR.) 
Von Jak. L. Majakovs’kij. 

„Zarnal Bibliotheko:navstva ta bibliografii“, Kiew 1927, Nr. I. S. 111—119. 
Auf Grund der Enquöte, die von der Nationalbibliothek der Ukraine und 
der Sektion der akademischen Bibliotheken Kiews veranstaltet wurde, 
schildert der Verfasser den Zustand von 203 wissenschaftlichen Biblio- 
theken, auf welche sich die Enquête erstreckte. Hierher gehören selb- 
ständige Bibliotheken, sowie Bibliotheken wissenschaftlicher Institutionen, 
Gesellschaften, Hochschulen und Ressorts. Von diesen 203 Bibliotheken 
sind 126 in der Zeit der Revolution entstanden. Weiter finden sih An- 
gaben über den Umfang und Charakter der Bücherfonds (5 771 000 Bände), 
über den Umfang der einzelnen Bibliotheken, die Zahl der ausgeliehenen 
Bücher, die Bücherausstellungen, die bibliographischen und bibliotheks- 
wissenschaftlihen Arbeiten. Endlich finden wir hier Angaben über das 
ep ons den Arbeitslohn, die Arbeitszeit, die Räumlichkeiten 
der Bibliotheken, ihre Einrichtung usw. 


Zum Tolstoj-Jubiläum. (K. jubileju 1 
„Na literaturnom postu“ — Moskau 1928, Heft 4, S. 2—4. 
Der von der Redaktion dieses radikal-marxistischen Organs ausgehende 
Artikel greift in den Streit ein, der um die Frage der Zulässigkeit einer 
Tolstoj-Feier in der letzten Zeit im Zusammenhang mit dem bevorstehen- 
den Tolstoj - Jubiläum in Sowjetrußland entbrannt ist. Die Tatsache, daf 
„die an der Spitze der kulturellen Revolution stehende Partei eine Massen- 
feier zu Ehren Tolstojs, eines un versöhnlichen, wenn auch inkonsequenten 
Kämpfers gegen die Kultur, veranstalten will“, scheint viele verwirrt zu 
haben. Allein durch die Forderung, unter Anwendung strengster marxisti- 
scher Kritik das kulturelle Erbe der Bourgeoisie dem Proletariat nützlich 
zu machen, hat Lenin den Ausweg gezeigt. Und „was Tolstoj anbetrifft, 
so steht hier vor uns nicht nur eine literarhistorische, sondern auch eine 
unmittelbar literarkritische Aufgabe; denn man muff sämtliche Werke von 
Tolstoj einer Prüfung unterziehen und sie mit entsprechendem Vorwort 
und Kommentar versehen.. Wir verzichten zwar nicht auf das litera- 
rishe Erbe Tolstojs; wir nehmen es aber nur „von hier“ und „bis hier“ 
an... Wir brauchen eine solche Jubelfeier, bei der nicht die Lehre von 
Tolstoj die Massen erobert, sondern unsere Massen Tolstoj erobern 
könnten." L. J. 


Die Kunst der Völker der U. d. SSR. (Iskusstvo narodov SSSR.) 
Von J. Tugendhħold. 

„Pečať i revoljucija*, 1927, Heft 8, S. 42—61. 

Jede Regung der nationalen Kultur wurde im vorrevolutionären Ruf- 
land als ein „Staatsverbrechen” angesehen. Die Überlegenheit der Groß- 
russen unterlag keinem Zweifel. Erst nach der Oktoberrevolution beginnt 
die Befreiung der nationalen Minderheiten. Überall, selbst in den ent- 
legensten Gegenden der Union erwacht „das Interesse zum eigenen Lande, 
es entstehen nationale Kunstschulen, es werden verschiedene Vereinigun- 
gen der Künstler ins Leben gerufen”. Um die Peripherie mit dem Zentrum 
enger zu verbinden, wurde im Oktober v. J. eine große Ausstelluug ver- 
anstaltet, die der Kunst, dem Theater, dem Kino und der Literatur der 
Völker „von Karelien bis zum Kaukasus und von Mittelasien bis nach 
Weiſtruſtland“ gewidmet war. — Die Stellungnahme des Verfassers zu 
dem von ihın angeschlagenen Thema kann am besten mit den viel zitierten 
Worten von Stalin charakterisiert werden: „Die proletarische Kultur 
hebt die nationale Kultur nicht auf, sondern gibt ihr den Inhalt... Die 
nationale Kultur hebt die proletarische Kultur nicht auf, sondern gibt ihr 
die Form” Die nationale Kultur kann zwei Wege einschlagen: entweder 
die russische und allgemein europäische Richtung, die als Endergebnis 
zur Nivellierung des nationalen und des Volkselements führt, oder die 
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Richtung des lokalen Patriotismus und der bewußten Stilisierung. Die 
einzig richfige Lösung wäre aber hei vollster Ausnutzung der durch die 
nationale Kultur gebotenen Möglichkeiten die Förderung nur derjenigen 
Elemente, die „in keinem Gegensatz zu unseren sozialistischen und Klassen- 
kriterien stehen und die uns ferner helfen, vorwärts zu gehen“. L J. 


Der Oktober und die russische Musik. (Oktjabr' i russkaja musyka.) 
Von E. Braudo. 

„Peeal’ i revoljucija“, 1927, Heft 8, S. 76—83. 
Vor der Revolution machte die russische Musik eine schwere Krise durch: 
„die ästhetische Hyperverfeinerung beim Mangel an einer breiten sozialen 
Basis“ waren harakteristicche Merkmale dieser Zeit. Die russische Musik 
„glich einer Pflanze in einem engen Treibhaus“. Der Hörerkreis, der sich 
hauptsächlich aus den höheren Schichten der Intelligenz zusammensetzte, 
konnte ihr keine genügende Unterstützung bieten; die literarischen Inter- 
essen überwogen alles andere. Daraus erklärt sich auch der starke „Zug 
nach dem Westen“, der viele russische Künstler ins Ausland brachte. Die 
russische Tonkunst stand eben über dem einheimischen Hörerniveau. — 
Nach der Revolution, als auch dieses Auditorium verschwand, setzte eine 
noch größere Flucht der russischen Komponisten und Musiker über die 
Grenze ein. Es kam aber bald der neue Hörer, der „seinen Anspruch 
auf das musikalische Erbe der Vergangenheit selbstbewußt erhob“. Man 

laubte zunächst, ihm die neueste Musik vortragen zu müssen; allein 

travinskij, Skrjabin, Prokofiev und andere Vertreter der neuen Richtung 
in der Tonkunst, die den Massen in erster Linie geboten wurden, blieben 
ihnen fremd. Und so begann man in letzter Zeit, die breiten Massen nach 
einem durchgearbeiteten Plan mit der klassischen Musik bekanntzumachen. 
Die Tonkunst als solche geht jedoch immer mehrere Wege zugleich; auch 
in Rußland werden jetzt einerseits die Tendenzen des alten „Modernis- 
mus“ weiterverfolgt, andererseits sucht man eifrig auch nach neuen Mög- 
lichkeiten, die neuen sozialen Momente in der Musik wiederzugeben. Und 
als die schwierigste, heute noch immer nicht gelöste Aufgabe erwies sich 
die Schaffung eines den heutigen Verhältnissen angepaßten Opernreper- 
toires. Trotz alledem geht die russische Musik, obgleich sie in diesen 
zehn Jahren keine besonders interessanten Erscheinungen aufzuweisen hat, 
unaufhaltsam vorwärts. Die Geschlossenheit der Form bei aller Ein- 
fachheit und Zugänglichkeit des musikalischen Inhalts — das ist die Tages- 
aufgabe in den Augen der heutigen russishen Komponisten. Mit Hilfe 
des Tones das revolutionäre Bewußtsein zu bilden ist der Hauptimpuls 
im Schaffungsprozeß der jungen Musikergeneration.“ LF 


B. Polen. 


Der Außenhandel Deutschlands im Jahre 1927 und der Anteil Polens bieran 
(Handel Zagraniczny Niemiec w 1926 r. i udzia w nim polski.) 
Von A. Ringman. 
„Przemysl i Handel“, Heft 11, S. 459—463. 
R. sieht das Ergebnis des deutschen Auſtenhandels im Jahre 1927 wegen der 
großen Passivität als ungünstig an. Er untersucht eingehend die Bedeu- 
tung der einzelnen Warengattungen für die deutsche Ein- und Ausfuhr 
und den Anteil Polens hieran. Für eine Besserung der deutschen Handels- 
bilanz im Jahre 1928 sind seiner Ansidit nach drei Umstände maßgebend. 
Diese hängt erstens ab von der weiteren Aufnahme von Auslandsanleihen 
durch Deutschland und ihrer Verwendung, zweitens von der deutschen 
Ernte im Jahre 1928 und drittens von der deutschen Handelspolitik. 
Über die deutsche Handelspolitik sagt Ringmann, daß sie „bisher vor 
allem Polen gegenüber, das vor dem Weltkrieg der größte Konsument 
deutscher Waren war und vor dem Zollkrieg der drittgrößte, durchaus 
nicht von sachlich wirtschaftlichen Gesichtspunkten geleitet war.“ A 
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Etappen der Seepolitik. (Etapy polityki morskiej.) 

W zeglad 55 Jahrg. b Hen 6, März 1928. S. 235—236. 
Polen ist bestrebt, seinen Seeverkehr vor allem über Danzig und Gdingen 
zu lenken, stößt aber dabei auf den Widerstand anderer Staaten, die 
ewohnt sind, ihren wirtschaftlichen und Personenverkehr über andere 
äfen zu leiten, so wie beispielsweise die Vereinigten Staaten die polni- 
shen Auswanderer in Hamburg oder Bremen zu übernehmen pflegten. 
Für die Entwicklung der polnischen Häfen ist es also notwendig, daß 
dorthin der Güterverkehr aus Polen und seinen Nachbarstaaten gelenkt 
wird, daß Danzig wirtschaftlich mit Polen verbunden und die polnische 
Schiffahrt ausgebaut wird. Für den Ausbau der polnischen Schiffahrt 
empfiehlt der Verfasser, sich vor allem der Danziger Werft zu bedienen, 
deren Mitbesitzer ja die polnische Regierung sei, was auch zur Ver- 
schmelzung Danzigs mit Polen beitragen werde. P. R. 


„Der Kampf mit dem polnischen Spießbürgertum.“ (O walke z kol tunst- 
wiem polskiem) Von Maryan Uzdowski. 
„Droga“ — Warschau 1927, Nr. 8—10, S. 104—111. 
Die Atmosphäre der allgemeinen Unzufriedenheit und Unsicherheit, die 
sich Polens in den letzten Jahren bemächtigte, wurde durch den Umsturz 
vom Mai 1926 in eine hoffnungsvollere verwandelt. Ein neuer Lebens- 
und Schaffenswille ist erwacht, und mit besonderem Eifer sucht man jetzt 
nach den Ursachen der gegenwärtigen sozialen Mängel. Man findet sie 
gewöhnlich in den Folgen der Kriegszeit, der allgemeinen Demoralisie- 
rung, und übersieht dabei den alten Feind — „das traditionelle, mächtige 
Spieſtbürgertum“. — Dieses Spieſtbürgertum ist es, nach der ee des 
erfassers, das die Jagd nach der Sensation in den Mittelpunkt der Lebens- 
interessen stellt, über Theater und Kino herrscht, die „Amerikanisierung“ 
des Lebens — den reinen Materialismus — predigt usw. Das geistige 
Niveau des Volkes ist tief gesunken, die Bibliotheken sind leer, und manche 
Literatur- und Kunstzeitschriften mußten eingehen, weil sie in einem 
Lande von 30 Millionen Einwohnern keinen genügenden Leserkreis finden 
konnten. Als auf eine symptomatische Erscheinung weist der Verfasser 
darauf hin, daß z. B. zur Beerdigung einer bekannten Operettendiva 
Tausende hinströmten, der Tod des großen Dichters Jul. Slowacki dagegen 
von der großen Masse fast unbeachtet blieb. Ein Kampf gegen diese 
geistige Versumpfung des Volkes tut not; zu diesem Kampfe müßte sich 
die Regierung mit allen wissenschaftlihen und kulturellen Organisa- 
tionen vereinigen. SD, 


Das intellektuelle Leben. (La vie intellectuelle.) Von Marya Kasterska. 
„La pologne politique, One littéraire et artistique“, — Paris. 
November 1927, Nr. 22, S. 794 f. 
Eine kurze Übersiht der wichtigsten literarischen Erscheinungen der 
letzten Saison: der Romane, Gedichte und Dramen. Interessant ist das 
Wiederauftauchen der romantischen katholish-mystischen Tradition. Diese 
Strömung äußert sich besonders in der modernen Dichtung — so im letzten 
Gedichtband von Emil Zegadlowicz (Verlag Hoesick, Warschau 1927), einem 
Dichter, der in Form und Sprache an Kasprowicz erinnert, ihn aber an 
Gedankenreichtum übertrifft, ferner in den Gedichten von Kas. Alberti 
(„Bunt lawin” — „Aufruhr der Lawinen“, ibid. Warschau 1927), von Stella 
Olgierd (, Pieszezoty“ — „Liebkosungen“ ibid.) und Etienne Godlewski 
(„Grabinka“, ibid. Warschau 27), in denen die romantische Vergangenheit 
Polens aufersteht. Von den dramatischen Werken ist besonders „Der 
Babelsturm“ („Wieza Babel“) von Ant. Slonimsky zu erwähnen, ein sym- 
bolisches modernes Drama, das eine erfolgreiche Bühnenaufführung er- 
E. S. 


lebte. 
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Wladislaw Reymont, Leben und Werk. (Ladislas Reymont, sa vie et son 
oeuvre.) Von H. Daniel-Rops. 

„La Grande Revue“, — Paris, 32. Jahrg., Nr. 1, Januar 1928, S. 353—374. 
Nach einer kurzen Lebens- und Charakterskizze, die durch Angaben über 
die französische Reymont-Literatur an wird, würdigt der Aufsatz 
eingehend die „Bauern“ und kürzer die übrigen Werke des polnischen 
Nobelpreisträgers von 1924. Danach untersucht er die literarischen Ein- 
flüsse auf Reymont, von denen besonders der Zolas hervorgehoben wird. 
Im Anscluß gibt die G. R. einen Aufsatz Reymonts wieder: Comment je 
decouvris la Trilogie de Sienkiewicz. R. R. 


Der polnische staatliche Literaturpreis von 1927. (Prix littéraire de l'Etat 
$ Sonne 1927.) Von „Phl.“, Pologne littéraire, Nr. 17, 15. Februar 1928, 


Den polnischen Literaturpreis von 1927 (10000 Zloty), um den sich viele 
Kandidaten beworben haben, erhielt Leopold Staff für seinen Gedichtband 
„Das Nadelöhr“ („Ucho igielne“, Warschau 1927). Staff ist kein Neuling 
in der Literatur: sein erstes Werk „Maditträume“ erschien bereits 1901. 
In den Jahren, die zwischen dem Erstlingswerk und dem preisgekrönten 
Band liegen, hat sein Schaffen einen langen Evolutionsweg durchgemacht: 
die jugendlichen „Machtträume“ verwandeln sich in abgekühlte Resignation 
und führen zuletzt zu mystisch-religiösen Stimmungen, die auch im letzten 
Gedichtband ihren Ausdruck finden. E. S. 


C. Litauen. 


Die Wahrheit über Wilna. (The Truth about Wilna.) Von J. H. Harley. 
The English Review, Vol. 46, Nr. 3, März 1928, S. 301—310. 
Darstellung der Frage ganz im polnischen Sinne. „Die Litauer beanspru- 
chen eine Stadt, die sie wohl kaum würden halten können, wenn sie sie 
bekämen ... Die wahre crux der Angelegenheit ist die Tatsache, daß ein 
Bund mit Polen für die litauischen Nationalisten deshalb unmöglich ist, 
weil sein Ergebnis unbedingt eine Suprematie Polens sein müftte: der 
litauische Nationalismus, der viel zu schwach ist, würde vom polnischen 
Nationalismus ernstlich gefährdet werden.“ . P. B. 


G. Deutscher Osten. 


Polens Anspruch auf den Weichselkorridor und Danzig. (Poland’s claim 
to the Vistula Corridor and Danzig.) Von Danfiscus. 

The English Review, April 1928, S. 416—428. 
Der Autor faßt seine Ergebnisse in 10 Thesen zusammen, die im wesent- 
lichen folgendes besagen: 1. Polen hat keinen historischen Anspruc auf 
Danzig. 2. Die Weichsel besitzt für Polen nicht die behauptete Bedeutung, 
da 44 ihres Laufs nicht schiffbar sind und das letzte Fünftel, das Preußen 
reguliert und für 400-t-Schiffe schiffbar gemacht hatte, von den Polen ver- 
nachlässigt worden und infolgedessen versandet ist. 3. Selbst wenn die 
Weichsel die ihr von Polen zugeschriebene Bedeutung hätte, wäre das kein 
Grund für die Zuteilung des Korridors an Polen, da andere Staaten mit 
höher entwickelter Exportindustrie — Tschechoslowakei, Österreich u. a. 
— in ähnlicher Lage sind. 4. Die Existenz des Korridors ist weder aus 
geographischen noch aus ethnographischen Gründen gerechtfertigt, denn 
5. Die Kaschuben sind nicht Polen, sondern ein selbständiger slawischer 
Stamm. 6. Pommerellen ist kein unbestritten, nicht einmal ein überwie- 
gend polnischer Bezirk (folgen die Bevölkerungszahlen von 1910). 7. Pom- 
merellen gehörte nidıt, wie die Polen behaupten, 600, sondern nur 200 
Jahre zu Polen, und da war es (1569) durch Vertragsbruc eingegliedert 
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worden. 8. Der Korridor reißt Deutschland auseinander und isoliert Ost- 
reußen. 9. Seit Beginn seiner Geschichte stand Ostpreußen nie allein. 
s war 365, wenigstens aber 305 Jahre lang mit dem Reiche territorial 
verbunden . Zu Preußen gehörte es, nicht als Kolonie, sondern als Provinz, 
seit 1565, wenigstens aber seit 1603. Es wurde Deutschland nicht einver- 
leibt, sondern kam als preußische Kolonie automatisch zum Reich. 10. Ost- 
preußen hat unter einer Trennung vom Reich immer zu leiden gehabt, 
so z. B. während des Siebenjährigen Krieges, als es von den Russen vier 
Jahre lang besetzt und als Operationsbasis benutzt wurde. Diese Erfah- 
rung bestimmte Friedrich den Großen, Ostpreußen mit dem übrigen König- 
reich territorial zu verbinden. R. R. B. 


2 


Korridorgrenzen zwischen den Vere en Staaten und Kanada. (Kory- 
tarze Graniczne miedzy Stanami Zjednoczonemi a Kanada.) Von S. Leski. 
„Przeglad en Band 7, Heft 4, Dezember 1927, S. 178—184. ` 
Leski führt vier Beispiele eines „Korridor“-Transitverkehrs kanadischer 
Bahnlinien über Gebiet der 5 Staaten und amerikanischer Bahn- 
linien über kanadisches Gebiet an, der schon seit Jahrzehnten besteht und 
nicht international geregelt ist. Er vergleicht diesen Verkehr mit dem 
Verkehr zwischen Ostpreußen und dem übrigen Deutschland durch den 
polnischen Korridor, wobei er allerdings zugibt, daß die nordamerikani- 
schen Beispiele keinen Korridor enthalten, der eine Gebietstrennung vor- 
stellt. Aus dem glatten Verlauf dieses Transitverkehrs in Amerika zieht 
Leski den Schlufl, daß „die Durchschneidung natürlicher Verkehrswege 
durch den Verlauf politischer Grenzen nicht notwendig ein internationales 
Problem schafft and. daß ein solches Problem erst aus politischen Gründen 
entstehen kann, die nichts mit dem Wirtschaftsleben und mit den Be- 
dürfnissen des Verkehrs zu tun haben.“ P. R. 


Das Ostpreußische Problem. (Where peace is fragile. The Problem of 
East Prussia. A blind alley — and a way out.) Von Nordicus. 
The Review of Reviews (London), Nr. 458, Mdrz / April 1928, S. 219—222. 
Nach dem Kriege ist die Lage der ostpreuflischen Landwirtschaft, nicht 
zuletzt infolge der hohen Tarife für den Getreideversand ins übrige Reich, 
kritisch geworden; Holzhandel und -industrie liegen infolge der Konkur- 
renz von Danzig und Memel darnieder. Die Folge der wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten ist eine starke Abwanderung, die angesichts der Geburten- 
ziffern in Ostpreußen (27) und den benachbarten polnischen Gebieten (42) 
doppelt zu denken gibt. Als Hilfe für Ostpreußen wurde 1926 das soge- 
nannte „Sofortprogramm“ durchgeführt, das jedoch durch bayrische An- 
sprüche wesentlich gekürzt wurde. Die wirtschaftlichen Bindungen Ost- 
reußens ans Reich sind gering. Das Naturgegebene wäre, daf es nach 
arschau Milch und Fleisch lieferte und dafür Kohle, Eisen und Petro- 
leum aus Polen bezöge. Die notwendige wirtschaftliche Verständigung 
mit Polen birgt jedoch für Ostpreußen politische und militärische Gefahren 
in sich (besonders nach den Festungszerstörungen), so daß der Handels- 
vertrag nicht nur an dem Egoismus der deutschen 7 77 80 scheitert. 
Andererseits betont Polen die Gefahr, im Kriegsfall mit Hilfe Ostpreuflens 
von Deutschland in eine Zange genommen zu werden. Ostpreuſten ist 
nicht moralisch abgerüstet (Stahlhelm, Sportverbände). Das deutsch- 
olnische Schiedsabkommen von Locarno muſt durch einen Garantiepakt 
ür den gegenwärtigen Besitzstand und durch . Ost- 
preußens und des Korridors ergänzt werden. R. R. B. 


Ostpreußens militärische Lage. Von Benary. i 
litische Wochenschrift, 4. Jahrg., Nr. 12, 22. Närz 1928, S. 249—2351. , 
Seiner geographischen Lage nach an sich nicht schwer zu verteidigen, ist 
Ostpreußen durch die Versailler Entwaffnungsbestimmungen, durch die 
Überlegenheit der polnischen Rüstung, durch die Abtrennung vom übrigen 
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Reiche, durch die Abwanderung gerade wehrfähiger Männer nach dem 
Westen außerordentlich gefährdet und gegen einen polnischen Angriff 
kaum zu halten. Wenigstens die Verbindung zur See muß deshalb nach 
Kräften geschützt werden. Auch wirtschaftliche Stärkung Ostpreußtens ist 
vonnöten. R. R. B. 


H. Russische Emigration. 


Eurasismus. (Eurazisme.) Von Professor Dr. Nicolaas van Wijk. 

„De Gids“, Amsterdam, 91. Jahrg., Nr. 11, November 1927. S. 236—251. 
Die dem „Jewrazijstwo“ — der in russischen Emigrantenkreisen ver- 
breiteten geistigen Strömung, die an die eigene Kultur eines ethnographi- 
schen Komplexes „Eurasien“ (sih deckend etwa mit der Bevölkerung des 
alten Rußland, abgesehen von den katholischen und „ Völ- 
kern des äußersten Westens) glaubt — zugrunde liegenden Gedanken 
werden an Formulierungen von N. Trubezkoj und namentlih an einer 
Analyse des Sammelbandes „Eurasismus“ (1926) dar elegt Zu einer 
Kritik fordern dabei hauptsächlich heraus: die eurasische Auffassung des 
Bolschewismus, die Definition der „eurasischen Psyche“ und die der ortho- 
doxen Kirche in einer aus Christen, Mohammedanern, Buddhisten be- 
stehenden „eurasischen“ Welt zugeschriebene Rolle mit ihren universellen 
Aspirationen. Gedankenaustausch zwischen einem „Eurasisten“ und einem 
auf dem Boden der romanisch-germanischen Kultur stehenden Intellek- 
tuellen würde schwerlich zu Resultaten führen: genau so redeten im 
19. Jahrhundert die Theoretiker der Slawophilen und der „Sapadniki“ 
(Westler) aneinander vorbei. Die „Eurasisten“ bringen das Gefühl zur 
Auſterung, das in fast jedem Russen lebt: etwas anderes zu sein als die 
Europäer, ein anderes, tieferes Gemütsleben zu haben, weniger Wert auf 
Konvention und Routine im Gebiet der materiellen Existenz zu legen, dem 
Leben weniger rationell gegenüberzustehen. Dasselbe fühlten die Slawo- 
philen: sie erklärten es aus dem slawischen Volkscharakter und der byzan- 
tinishen Tradition. Die „Eurasisten“ legen das Gewicht auf die tura- 
nischen Elemente. So ist der Eurasismus eine willkommene Korrektur 
der slawophilen Lehre — darin liegt ihr Verdienst. E. P. B. 


Anstalten zur Osteuropa-Forschung und Osteuropa-Lehre. 


Die osteuropäischen Studien an den außerdeutschen Hochschulen. 
I. Tschechoslowakei. 


Der folgende Bericht will einen kurzen Überblick über das Studium von 
Osteuropa an den Hochschulen der Tschechoslowakei geben, wozu die Vor- 
lesungsverzeichnisse der vier Universitäten: der Prager Deutschen Univer- 
sität, der Karlova universita in Prag und der Universitäten von Brno-Brünn 
und Bratislava-Preſtburg interessantes und lehrreiches Material vermitteln. 

Zur größeren Übersichtlichkeit scheint es zweckmäſtig zu sein, die der 
Erforschung der osteuropäisdien Länder gewidmeten Vorlesungen, die im 
laufenden 5 (16. Februar—30. Juni) an den oben angeführten 
Hochschulen abgehalten werden, ihrem Gegenstande nach in drei Gruppen, 
und zwar: a) Geschichte, b) Sprachwissenschaft und Literaturgeschichte, 
c) Andere Fächer, einzuteilen, wobei sich folgendes aufschlußreiches Bild 


ergibt: 
a) Geschichte. 
1. Allgemeines. 
Prof. Bidlo: Überblick über die osteuropäische Geschichte. (2)°) 


Teil II. 
1) 1 — Deutsche Universität in Prag. 2 — Karlova universita in Prag. 
3 — Universität in Brno. 4 — Universität in Bratislava. 
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2. Russische Geschichte. 
Prof. Kiesewetter: Neuere Geschichte Rußlands. (2) f 
Priv.-Doz. Perfeckij: Geistige Strömungen in Rußland im 18. und 
19. Jahrhundert. (4) 
Priv.-Doz. Perfeckij: Übungen zur russischen Geschichte. (4) 
3. Geschichte der Ukraine. 
Prof. Dorošenko: Überblick über die ukrainishe Geschichte. (2) 


b) Sprachwissenschaft und Literatur geschichte. 


1. Allgemeines. 
Prof. Baudis: Die sprachliche balto-slavische Einheit. (4) 
2. Rußland. 

Prof. Gesemann: Lektüre und Interpretation des „Groflinquisitors“ 
von Dostoevskij. (1) 

Prof. Poliv ka: Das russische Zeitwort. (2) 

Prof. Horak: Ausgewählte Kapitel aus der Geschichte der tschechisch- 
russischen Beziehungen. (2) 

Prof. Francev: Das russische Heldenepos. (2) 

Prof. Francev: Der russische Romantismus. (2) 

Prof. Francev: Analyse der Bylinen-Motive. — Seminar. (2) 

Prof. Ljackij: Erzähler der Puschkin-Schule und der junge Tur- 
genev. (2) 

Prof. Ljackij: Die künstlerische Entwicklung von Tolstoj. (2) 

Prof. Vilinskij: Die russische Literatur der 30—50er Jahre des 
19. Jahrhunderts (3) 

Prof. Vilinskij: Literatur des Moskauer Rußlands. (3) 

Prof. Vilinskij: Die neueste russische Literatur. (3) 

Er Pogorelov: Gescichte der russischen Literatur bis Puschkin. 
4 


Prof. Pogorelov: Nekrasov, Leben und Werk. (4) 

Prof. Pogorelov: Morphologie der russischen Sprache. (4) 

Prof. Pogorelov: Übungen zur russischen Sprache und Literatur. (4) 

Prof. Gesemann: Russische Lektüre für Anfänger. (1) 

Prof. Gesemann: Russische Lektüre für Fortgeschrittene. (1) 

Lekt. Bem: Praktische Ubungen in der russischen Sprache für An- 
fänger. (2) 

Lekt. Bem: Konversationsübungen für Fortgeschrittene. (2) 

Lekt. Bem: Besonderer Kursus der Interpretation der wichtigsten 
Werke der neuen russischen Literatur. (2) 

Prof. Vilinskij: Russischer Sprachkursus für Anfänger. () 

Prof. Vilinskij: Russischer Sprachkursus für Fortgeschrittene. (3) 

Prof. Pogorelov: Russischer Sprachkursus für Anfänger. (4) 

Br Pogorelov: Russischer Sprachkursus für Fortgeschrittene. (4) 

3. Polen. 

Prof. Szyikowski: A. Mickiewicz, T. II. — Die Periode der Reife. (2) 

Prof. Szyikowski: Die Genesis des polnischen Romantismus. (2) 

Prof. Szyikowski: Lesen und Interpretation von „Dzjady“ von 
Mickiewicz. (2) 

Prof. Wollmann: Die Entwicklung der polnischen Komödie. (4) 

Prof. Wollmann: Lesen der ausgewählten Werke der polnischen 
Komödiographie. (4) 

Lekt. Saun: Einführung in die polnische Sprache. (1) 

Lekt. Saun: Polnisch für Fortgeschrittene. (1) 

Lekt. Zelenka: Polnische Übungen für Philologen. (2) 

Lekt. Zelenka: Polnisch für Anfänger. (2) 

Lekt. Zelenka: Polnisch für Fortgeschrittene. (2) 

Lekt. Kolaja: Polnisher Sprachkursus für Anfänger. (3) 

Lekt. Kolaja: Polnischer Sprachkursus für Fortgeschrittene. (3) 
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4. Ukraine. 
Prof. Kolessa: Romantismus und seine Epigonen in der ukrainischen 
Literatur des 19. Jahrhunderts. (2) 
Prof. Kolessa: Die handschriftlichen Quellen aus dem 11.—16. Jahr- 
hundert zur Geschichte der ukrainischen Sprache. (2) 
Prof. Kolessa: Die ukrainisch- tschechisch literarischen Beziehungen. 
Seminar. (2) 
Lekt. Lu bine ck ij: Ukrainischer 5 für Anfänger. (2) 
Lekt. Lubineckij: Ukrain. Sprachkursus für Fortgeschrittene. (2) 
5. Litauen. 
Prof. Slotty.: Litauische Grammatik. (1) 


c) Andere Fächer. 


1. Rechtswissenschaft. 
Prof. Saturnik: Geschichte des polnischen Privatrechts. (2) 
Prof. Saturnik: Altrussisches Strafrecht. (2) 

2. Kunstgeschichte. . 
Prof. Okunev: Gescichte der russischen Baukunst. (2) 


Bei einer genaueren Prüfung der vorangehenden Zusammenstellung fallen 
gewise Momente auf, die überhaupt für die Lage des Osteuropa-Studiums in 
er Tschechoslowakei charakteristisch sind. 


Zur Abhaltung von Vorlesungen und Ubungen über Rußland werden 
meistenteils die in der Emigration lebenden russischen Professoren, wie Kise- 
wetter, Ljackij, Perfeckij, Pogorelov u.a. m., herangezogen. Wohl aus Mangel an 
entsprechenden Lehrkräften ist das Studium der Randstaaten gänzlich vernach- 
lässigt; es ist bemerkenswert, daß die einzige diesem Fragenkomplex gewidmete 
Vorlesung über die litauische Sprache an der deutschen Universität abgehalten 
wird. Andererseits werden aber die Geschichte und Literaturgeschichte der 
Ukraine nicht in das Rußland-Studium eingegliedert, sondern als selbstän- 
dige Fächer behandelt. Ferner muff das unproportionelle Verhältnis zwischen 
der Gesamtzahl der historischen und der philologischen Vorlesungen hervor- 
gehoben werden; selbst wenn man die dem reinen Sprachunterricht gewid- 
meten Kurse (18) abzieht, bleibt noch immer eine ansehnliche Zahl von 25 phi- 
lologischen gegenüber den 5 historischen Vorlesungen stehen. Allerdings trifft 
diese Beobachtung auch auf die zurzeit an den Hochschulen Deutschlands 
herrschenden Zustände zu. Die Lehrstühle für osteuropäische Geschichte sind 
bis jetzt nur an der Karlova universita (Prag) und in Bratislava vorhanden; 
wie verlautet, soll jedoch demnächst auch an der Deutschen Universität für 
dieses Fach ein besonderer Lehrstuhl errichtet werden. Auffallend ist endlich 
die geringe Zahl der zu der Gruppe c gehörenden Vorlesungen. Der Mangel 
an der den osteuropäischen kirchlichen und kirchengeschichtlichen Problemen, 
der Philosophie, dem heute Beenden Recht und der Landeskunde gewidmeten 
Vorlesungen bildet eine fühlbare Lücke im Programm der obenerwähnten 
Universitäten. Diese Lücke wird jedoch zum Teil durch die Kurse, die an den 
een und ukrainishen Hochschulen in Prag abgehalten werden, aus- 
gefüllt. | 
Am 18. Mai 1922 wurde in Prag die „Russische juristische 
Fakultät“ unter dem Protektorat der Karlova universita gegründet, wobei 
die Lehrstühle durch namhafte russische Rechtsgelehrte, wie Prof. Pavel 
Novgorodcev (f), Prof. David Grimm, Prof. Petr Struve, Prof. Sergej Gogel 
u. a. m. besetzt wurden. Die Hauptaufgabe der Fakultät war die Ausbildung 
junger wissenschaftliher und pädagogischer Kräfte. Das Studium umfaßte 
4 Lehrjahre; zurzeit besteht nur noch der 4. Kursus, da die tschechische Re- 
gierung der Fakultät keine genügenden Mittel mehr zur Verfügung stellt. 

Auf einer breiteren Basis ist das Arbeitsprogramm der „Russischen 
Volks universität“, die am 16. Oktober 1923 in Prag eröffnet wurde, 
aufgebaut. Ihre Tätigkeit, die a lee das Programm der anderen Prager 
Hochschulen ergänzen soll, wird im Rahmen folgender Fakultäten — 1. Volks- 
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wirtschaftliche Abteilung, 2. Geschichts-philosophische Abteilung, 3. Natur- 
wissenschaftliche Abteilung, 4. Abteilung für die Erforschung der Tschecho- 
slowakei, 5. Spezielle Kurse (Sprachkurse, Buchhaltung, Stenographie usw.) — 
ausgeübt. Das Lehrpersonal der Universität besteht in erster Linie aus Pro- 
fessoren der früheren russischen Hochschulen, teilweise auch aus Dozenten 
der tschechischen Universitäten. 

Am 8. Dezember 1925 fand die Eröffnungsfeier der neuen Gesellschaft 
der russischen -Volksuniversität statt, die eine engere Verbindung zwischen der 
Universität und den tschechischen Kreisen herstellen sollte. Diese Gesellschaft 
übernahm auch die Verwaltung der Universität, sowie die Beschaffung von 
Mitteln zu ihrer Finanzierung. Die wissenschaftliche Arbeit dieser Univer- 
sität, die zunächst teilweise in Form von regelmäßig abgehaltenen Kursen, 
Seminaren, praktischen Ubungen und Exkursionen, hauptsäclich aber in 
Form von einzelnen Vorlesungen durchgeführt wurde, mußte mit der Zeit 
immer mehr den Bedürfnissen der tschechischen Jugend angepaßt werden. In 
diesem Zusammenhang werden jetzt öfters auch Vorträge, die für das 
tschechische Auditorium berechnet sind, von der Universität nicht nur in Prag 
selbst, sondern auch in den Provinzstädten veranstaltet. Andererseits ist die 
Universität gezwungen, infolge des Mangels an Mitteln — die tschechische Re- 

ierung hat in der letzten Zeit die für die russischen Dozenten ausgesetzten 
Stipen ien bedeutend reduziert — ihre Arbeit einzuschränken. 

Eine besondere Hochschule in en befaßt sich mit der Erforschung der 
Ukraine Diese „Freie ukrainische Universität“ wurde, nachdem 
die ukrainische Sprache als Unterrichtssprache in Ost-Galizien und Bukowina 
verboten wurde, ım Januar 1921 auf Initiative von Professor Alexander Ko- 
lessa in Wien gegründet und im Oktober desselben Jahres nach Prag verlegt. 
Sie umfaßt zurzeit folgende Fakultäten: 1. Philosophische Fakultät mit den 
der Philosophie, Geschichte und Kunstgeschichte, Philologie und Literatur- 
geschichte gewidmeten Unterabteilungen, 2. Naturwissenschaftliche Fakultät 
und 3. Juristische und volkswirtschaftliche Fakultät. Über Osteuropa werden 
dort im laufenden Sommersemester folgende Vorlesungen abgehalten: 


a) Geschichte. 

Prof. Dorošenko: Geschichte der Ukraine. 

Prof. Dorošenko: Berichte der ausländischen Reisenden über die Ukraine 
des 16.—18. Jahrhunderts. 

Prof. Bid nov: Die Bruderschaften in der Ukraine. 

Prof. Bid nov: Die ukrainischen Kosaken vor Bogdan Chmelnickij. 

Prof. Bid nov: Ubungen zur Geschichte der Kosaken. : 

Priv.-Doz. Sljusarenko: Überblik über die literarischen Quellen zur 
älteren ukrainischen Geschichte. 


b) Kunstgeschichte und Musikwissenschaft. 


Prof. Antonovic: Das Barock der Kosakenzeit. 
Prof. Antonovic: Seminar. 
Lekt. Stesko: Musikalisch-ästhetische Analyse der Werke von M. Lisenko. 


c) Philologie und Literaturgeschichte, 
Prof. Smal-Stockij: Die Konjugation. 
Prof. Smal-Stockij: Die Rhythmik von Taras Ševčenko. 
Prof. Kolessa: Geschichte der Apokryph-Literatur in der Ukraine. 
Prof. Kolessa: Philologisches Seminar. 


d) Rechtswissenschaft. 


Prof. La scenko: Quellen zur Geschichte des ukrainischen Rechts. 
Prof. Lasxcenko: Geschichte des ukrainischen Obligationsrechts. 
Prof. Lascenko: Seminar über das ukrainische Recht. 

Prof. Haimanivskij: Das Staatsrecht der Hetman-Zeit. 
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Prof. Haimanivskij: Quellen des ukrainischen Rechts. 
Prof. Andrievskij: Das ukrainische Obligationsrecht. 
Prof. Andrievskij: Übungen. 

Außer der oben erwähnten ukrainischen Universität besteht in Prag noch 
das „Ukrainische pädagogische Institut“, das im Jahre 1923 von 
dem ukrainischen Emigrantenkomitee mit Unterstützung der tschechischen Re- 
gierung gegründet wurde. Dieses hat 3 Fakultäten: 1. die historisch-litera- 
rische, 2. die mathematisch-naturwissenschaftlihe und 3. die musikpädago- 

ishe; doh kommt den Vorlesungen dieser Hochschule nur eine sekundäre 
edeutung zu. Dr. Ljubow Jacobsohn. 


Notizen. 


Die Vorbereitungskurse des Instituts der Roten Professur in Moskau. 


Der Vorstand des „Instituts der Roten Professur“ in Moskau veröffent- 
licht die Aufnahmebedingungen für die zweijährigen Vorbereitungskurse, 
die diejenigen absolvieren müssen, die zur Übernahme einer marxistischen 
Professur an einer sowjetrussishen Hochschule in das Institut eintreten 
wollen. Für das am 1. Oktober beginnende Schuljahr 1928/29 werden 370 
Kandidaten in die Vorbereitungskurse aufgenommen. Bevorzugt werden 
Arbeiter und Kinder von Arbeitern im Alter bis zu 27 Jahren, die mindestens 
drei Jahre der Kommunistischen Partei angehören und in der Partei eine 
öffentliche Stellung innegehabt haben. Die Kandidaten werden von dem 
Zentralkomitee der Kommunistischen Partei, den Provinzorganisationen, deu 
Parteibüros der nationalen Minderheiten, den kommunistischen Hochschulen 
und den Arbeiterfakultäten ausgewählt. Die auf die einzelnen Organi- 
sationen entfallende Anzahl von Kandidaten ist vom „Institut der Roten 
Professur“ vorher festgelegt; für das Schuljahr 1928/29 kommt folgender 
Schlüssel zur Anwendung: 220 Kandidaten der Parteikomitees, 40 der kom- 
munistischen Hochschulen und 110 der Arbeiterfakultäten (Moskau: 42, Lenin- 
grad: 22, Provinz: 46). Die Aufzunehmenden haben sich einer Prüfung zu 
unterziehen. In der russischen Sprache und in der Mathematik werden die 
Kenntnisse verlangt, die zur Aufnahme in eine Hochschule erforderlich sind. 
Außerdem werden die Kandidaten in folgenden Disziplinen geprüft: histo- 
rischer Materialismus, politische Ökonomie, ökonomische Politik, Sowjetver- 
fassung, Geschichte, Geschichte der Kommunistischen Partei und Leninismus. 
In den einzelnen Disziplinen sind die Werke, über die der Prüfling Bescheid 
wissen muß, genau vorgeschrieben. Die Kenntnis der Schriften Lenins ist 
Voraussetzung. Uber den historischen Materialismus sind 2. B. durchzu- 
arbeiten: 

1. Plehanow: K voprosu o razvitii monistièeskogo vzgljada na istoriju 
(Zur Frage der Entwicklung einer monistischen Betrachtung der Geschichte.) 
2. Plechanow: Osnovnye voprosy markzisma. (Die Grundfragen des Marxis- 
mus.) 3. Bucharin: Teorija istoriceskogo materializma. (Die Theorie des 
historischen Materialismus.) 4. Deborin: Lenin, kak myslitel’. (Lenin als 
Denker.) 5. Marks und Engels: Kommunisticeskij manifest s kommentari- 
Rjasanova. (Das kommunistische Manifest mit dem Kommentar von 

jasanow.) 6. Lenin: Marks-Engel’s i markzism. (Marx-Engels und der 
Marxismus. [Ausgabe des Lenininstituts.]) 7. Engels: Razvitie socialisma ot 
utopii k nauke. (Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur 
Wissenschaft.) 

Für die Prüfung in der Geschichte sind durchzuarbeiten: 1. Marks: 
Graždanskaja vojna vo Francii. (Der Bürgerkrieg in Frankreich.) 2. Marks: 
Klassovaja bor'ba vo Francii v 1848 godu. (Der Klassenkampf in Frankreich 
im Jahre 1848.) 3. Pokrowskij: Russkaja istorija. 3 časti. (Russische Ge- 


606 


schichte in drei Teilen.) 4. Monosow: Istorija revoljucionnych dviZenij. (Ge- 
schichte der revolutionären Bewegungen.) 5. Ark. A—N.: Tri tipa rabotego 
dvizenija (ob Internacionale). (Drei Typen der Arbeiterbewegung [Die Inter- 
nationale]) 6. Moloch: Parizskaja Kommuna. (Die Pariser Kommune.) 


Luftverkehr Berlin Moskau. 


Am 1. Mai 1928 wird der Luftverkehr auf der Strecke Berlin- Moskau 
durch die Deutsche Luft-Hansa und die Deutsch-Russische Luft-Verkehrs-Ge- 
sellschaft (Deruluft) wieder aufgenommen. Auf dem Berliner Zentralflughafen 
Tempelhof startet das Kursfiugzeug um 11 Uhr abends und trifft um 3.45 Uhr 
morgens in Königsberg, um 6.45 Uhr in Riga und 11.15 Uhr in Smolensk ein. 
Die Landung in Moskau erfolgt um 2 Uhr nachmittags. Im ganzen dauert 
der Flug Berlin—Moskau mit seinen 1800 km also 15 Stunden. 

Zum Rücflug in Richtung Berlin startet das Flugzeug auf dem Moskauer 
Flugplatz Chodinka um 7 Uhr morgens und fliegt um 9.45 Uhr in Smolensk, 
2.15 nachmittags in Riga und 5.30 Uhr nachmittags in Königsberg ab. Die 
Landung in Berlin erfolgt um 10 Uhr abends. Zur Verwendung gelangen 
moderne Verkehrsflugzeuge, welche mit allen für den Nachtluftverkehr er- 
forderlichen Instrumenten ausgestattet sind und deren Kabinen bequeme, zum 
Schlafen eingerichtete Sitzplätze aufweisen. 


Vor der Bildung einer Jüdischen Republik im Russischen Fernen Osten. 


Bei der Sitzung des Komitees für Landansiedlung werktätiger Juden 
vom 17. Januar 1928 wurde der Beschluß gefaßt, bei dem „Allrussischen Über- 
siedlungskomitee“ ein Gesuch einzureichen, den Rayon Bir-Baidschan im 
Fernen Osten dem Komitee für die Zwecke der jüdischen Kolonisation zur 
Verfügung zu stellen. Das in Aussicht genommene Gebiet liegt zwischen 
dem Amur und der siibrischen Eisenabhnlinie, einige Eisenbahnstunden von 
Chabarowsk, dem Verwaltungszentrum des fernöstlichen Gebietes, entfernt. 
Es nimmt den Südteil des Amurgebietes ein und grenzt an die Mandscdurei. 
Seine Fläche beträgt 2,5 ha, seine Bevölkerung zurzeit nur 27000 Personen, 
d. h. ungefähr eine Person auf 1 ha. Infolge dieser dünnen Besiedlung ist 
es möglich, hier die Kolonisierung. der Juden in großen geschlossenen Massen 
durchzuführen, im Gegensatz zu den jüdischen Ansiedlungen, die in den 
letzten Jahren in Südruflland erfolgt sind (Cherson, Kriwojrog, Krim usw.). 
Hier konnten die Juden deshalb nicht so dicht untergebracht werden, weil 
die Gebiete schon seit langem von anderen Nationalitäten bewohnt werden. 
Der im Russischen Fernen Osten in Aussicht genommene Landstric ist in- 
folge seiner Boden- und Klimaverhältnisse für den Ackerbau geeignet. Das 
onen zahlreicher Naturschätze ermöglicht auch eine industrielle Ent- 
wicklung. 

Bei einem günstigen Fortschreiten des jüdischen Kolonisationsprozesses 
im Bir-Baidschan beabsichtigt die Sowjetregierung, dort eine „Auto- 


nome Jüdische Sozialistische Sowjet-Republik“ zu errichten. 


Zur Besprechung eingegangen: 

Bäaltischer Almanach für das Jahr 1928. Herausgegeben von der „Bal- 
tischen Presse“. Erster Jahrgang. Danzig 1928. Danziger Zeitungsverlags- 
gesellschaft m. b. H. 128 S. 

Bokalders, J.: Lettlands Ekonomist. Riga 1928. Ausgabe des Finanz- 
ministeriums. 188 S. Preis: M. 7,35. 

Conference des Historiens des Etats de l'Europe Orientale et du 
Monde Slave, Varsovie, le 26—29 juin 1927. I-ère Partie: Travaux de pré- 
paration résumés des communications (69 S.); Il-me partie: Compte-Rendu 
et communications. 285 S. Varsovie 1927. Société polonaise d'histoire. 

Duhamel, George: Das Neue Moskau. Zürich-Leipzig 1928. Rotapfel- 
Verlag. 147 8. 
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Gorki, Maxim: Erinnerungen an Zeitgenossen. Berlin 1928. Malik- 
Verlag. 386 S. Preis: M. 3,— kart. 


Grusdjew, J.: Gorki-Biographie. Berlin 1928. Malik-Verlag. 286 S. 
Preis: M. 3,— kart. 


Haensel, Paul: Die Finanz- und Steuerverfassung der Union der so- 
zialistischen Sowjet-Republiken. Jena 1928. Verlag Gustav Fischer. 285 und 
31 S. Preis: brosch. M. 18,— (Finanzwissenschaftliche und volkswirtschaftliche 
Studien, herausgegeben von Dr. Bräuer, Heft 10). 


Handelsman, M.: Les idees françaises et la mentalité politique en 
Pologne au XIXe siècle. Paris 1927 . Librairie Felix Alcan. 213 S. iblio- 
theque d’histoire contemporaire). 


Korostowetz, W.K.: Lenin im Hause der Väter. Berlin 1928. Verlag 
für Kulturpolitik. 444 S. 


Zweites Rußland-Heft des „Orient“. Zeitschrift zum Studium der reli- 
iösen und profanen Lebensmächte des Ostens. 10. Jahrgang 1928, Heft 1 
Jenuzr-Rebrust). Potsdam. Tempelverlag. 32 S. 


Rolland, Romain: Das Leben Tolstois. El hie von Wilhelm 
1 . Frankfurt a. Main 1927. Rütten & Loening Verlag. 219 S. Preis: 
geh. . 3.—. 


Russische Volksmärden. Gesammelt und übertragen von Xaver 
Schaffgotsch . Leipzig o. J. Insel-Verlag. 79 8. 


Tolstoi, Alexej: Das Geheimnis der infraroten Strahlen. Roman. 
Berlin 1927. Neuer Deutscher Verlag. 363 S. Preis: geh. M. 2,—. 


Wulffius, W.: Vom Sinn livländischer Geschichte. Vortrag gehalten 
zum Jahresaktus der Herdergesellschaft zu Riga am 7. September 1926. Riga 
1926. Verlag G. Löffler. 16 8. 


Zapadnaja Belorussija. Sbornik statej. Das westliche Weißrußland. 
Sammelband). Band 1. Minsk 1927. Weißrussischer Staatsverlag. 210 S. 


Zaprosy belorusskich poslov v pol'skij sejm 1922—1926 g. 4 Sbornik 
dokumentov o panskich nasilijach, mutenijach i izdevatel'stvach nad krest' ja- 
nami i rabočimi v zapadnoj Belorussii. Die Interpellationen der weißrussi- 
schen Abgeordneten im Polnishen Sejm 1922—1926.) Minsk 1927. Weiß- 
russischer Staatsverlag. 530 S. 

* n * 

Oliantschyn, D.: Iz materijaliv do ukrains’ko-nimec’kich politiönich 
znosin drug. polov. XVII. b. (Die neuen Quellen zur Erforschung der Be- 
ziehungen zwischen der Ukraine und dem Grofen Kurfürsten um die Mitte 
des XVII. Jahrhunderts). Sonderdruck der Abhandlungen des Ukrainischen 
Wissenschaftlichen Instituts in Berlin. S. 113—139. 


Zeiss, Heinz: Der neue medizinische Studienplan für Sowjetrußland. 
Sonderabdruck aus „Praemedicus“. Offizielle Mitteilungen des Verbandes 
deutscher Medizinerschaften und der medizinischen Fachgruppe der deutschen 
Studentenschaft. 1927, Nr. 9 u. 11. Leipzig. Verlag Georg Thieme. S. 1—4. 


Diesem Heft unserer Zeitschrift liegen Prospekte der Firmen 
Verlagsanstalt Alexander Koch, Darmstadt, - 
Verlag Scherl, Berlin SW und 
Kurt Vowinckel Verlag G. m. b. H., Berlin-Grunewald 
bei, die wir der Beachtung empfehlen. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Hans Jonas; far den Anzeigentell: Erich Werner, 
beide in Berlin. Verlag: Ost-Europa- Verlag. G. m. b. H., Berlin W 35, Potsdamer Straße 26 b. 
Fernspr. Kurfürst 4681/4682. Druck: OÖstpreußische Druckerei u. Verlagsanstalt A.-G., Königsberg Pr. 
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Geſchäftliche Mitteilungen. 


Ze'uad Wohnräume aus ee und Oſterreich, aus England 
und Amerika führt in vortrefflich großen Abbildungen das bemerkenswerte 
Januar⸗-Heft 1928 der bekannten künſtleriſch ausgeſtatteten Innen⸗ Dekoration“ 
ihrem in- und ausländiſchen Leſerkreis vor. (Verlagsanſtalt Alexander Koch⸗ 
Darmitabt, Januar⸗Heft mit 65 großen Abbildungen, 6 Sepiaton⸗, A Vierfarben⸗ 
Beilagen und vielen Textbeiträgen M. 3,—.) Da bietet ſich eine Reihe von künſt⸗ 
leriſch und techniſch ſorgſam durchgeführten Raum⸗ Einrichtungen und Einzelmöbeln 
aller Art, die beweiſen, daß neben den een und nüchternen Raums 
b der Neuzeit auch die kunſthandwerklich hoch wertige, kultivierte 
ohnungs⸗Geſtaltung heute wie immer „zeitgemäß“ ift. 


Zurückzukaufen gesucht 
„Ost-Europa“ an eben Mf Mens 


Ost-Europa - Verlag, Berlin W 35 


Bücher und Zeitschriften, 


die im vorliegenden Heft oder an anderer Stelle 
besprochen oder angezeigt worden sind, liefert 


Ost-Europa-Verlag, 


Sortiments-Abtellung, 


Berlin W35 


BALTISCHE PRESSE | 


Informationsorgan für die Freie Stadt Danzig, 


das Baltikum und Polen. 


Erscheint täglich in Danzig 0 
Redaktion: Stadtgebiet 12 | 
Administration: Pfefferstadt 1 | 


Probenummern auf Wunsch. 


Die „Baltische Presse“ wirkt für Verständigung 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit des Ostens. 


—— ͤ nn 


Ni 


Verlass . H. Luken, Berlin SW 68, Zimmerstraße 71 
Postschockkonto ı Boriin 78344 


„Münchener Zeitung“ vom 11. September 1927: 

Die Auslese bietet in ihren monatlich erscheinenden kleinen Heften einen erstaun- 
lichen Reichtum an originellen Gedanken und an wichtigen Äußerungen zu den 
Weltereignissen und Weltproblemen. Man läßt sich leicht verführen, zu viel auf ein- 
mal von diesen kurzen Aufsätzen und Auszügen aus längeren Artikeln zu lesen, die 
aus den M inen der ganzen Welt mit kennerhaftem Scharfblick zusammen gelesen 
sind, und dann schwirrt dem Leser der Kopf von dem vielen Neuen, Anregenden, 
zum Nachdenken Verpflichtenden, was er in einer halben Stunde zu sich genommen 
hat. Aber in Ruhe genossen, sind diese Heftchen der „Auslese“ beste, bekömmlichste 
Geistesnahrung.“ 


„Hamburgischer Correspondent“ vom 18. August 1927: 


Diese monatlich erscheinende Zeitschrift nimmt in veränderter Form den glück- 

chen Gedanken wieder auf, den seinerzeit „Das Echo“ vertrat. Sie laßt durch ihre 

Mitarbeiter Hunderte von Zeitschriften des In- und Auslandes verfolgen und bringt eine 

Auswahl der wesentlichsten Aufsätze, die in diesen führenden Journalen erscheinen. 

Neben Deutschland finden wir in den uns vorliegenden Heften vertreten die Schweiz, 

Frankreich, England, Tschechoslowakei, de ee Rußland, Bulgarien, Niederlande, 
8 


Belgien, Nordamerika, Venezuela. Die Auslese vertritt keine einseitigen Tendenzen, 
sondern ist völlig unpartelisch. So wird die Zeitschrift allseitiges Interesse finden. 


Einzelheft RM. 1,— 8 Monate RM. 2,50 


Verlangen Sle vom Verlag der „Auslese“, unter i auf Osteuropa“, 
ein: Heft zur Einsichtnahme, wodurch Sie nur die Ve De uns eingehen, 
das Heft an den Verlag zurückzusenden, falls Sie sich nicht zu einem 

onnement entschließen. 


SOEBEN ERSCHIENEN. 


GEORGES DUHAMEL 
DAS NEUE MOSKAU 


KARTONIERT RM. 3.60 


PRESSESTIMMEN: 


Verdient aus der Masse der Reiseberichte 
herausgehoben zu werden. Vorbildiich in 
seiner Haltung, ruhig, gerecht und human. 
Nicht beschwert durch Statistiken oder 
wirtschaftliche Erwägungen. Duhamel hat 
den Blick für das lebendige Rußland, der 
tiefer dringt als bis zu seiner sozialen und 
politischen Form. „Ost-Europa“, Berlin- 
Königsberg. Liest man mit wirklichem 
Gewinn. Läßt sich keine potemkinschen 
Dörfer vormachen. Frei von jeglichem 
Ressentiment. „Die Literatur”, Stuttgart. 
Georges Duhamel, der Feinsten einer, faßt 
die Ergebnisse einer Rußiand-Reise zu- 
sammen. Ruhig, überlegen, gleichsam jen- 
selts von Gut und Böse rein schildernd, 
welse, unbeeinfiußbar. Melsterhafte Ueber- 
setzung. Schöne Ausstattung. 

„Prager Abendblatt.“ 


Durch jede Buchhandlung zu beziehen. 


ROTAPFEL- VERLAG 
ZÜRICH UND LEIPZIG 


Neu erschienen! 


Dr. Gertrud Mortensen- 
Heinrich 


„Beiträge zu den Nationalitäten- 
und Siedlungsverhältnissen 
von Pr. Litauen“ 


nebst erläuternder Karte, 
brosch. Rm. 4.—, geb. Rm. 5.20 


Ein Beitrag zur Siedlungsge- 
schichte an der deutschen Ost- 
grenze von hohem wissenschaft- 
lichen und politischen Wert, das 
Ergebnis gewissenhafter Studien 
archivalischer Dokumente aus der 
Ordenszeit, in Fachkreisen glän- 
zend beurteilt. 


Memelland-Verlag 
Berlin-Nowawes 
Lessingstr. 40, Tel.: Potsdam 7331 


tskreise 


machen wir darauf aufmerksam, daß in der Bibliothek des Prager 
Wirtschaftsdienstes „Penezni Bursa“ ein wirtschaftliches Werk von 
Prof. I. A. Jakuschev (Präsident der Sibirier in CSR, gewes. Minister 
für sibirische Eisenbahn) 


„Die Zukunft Sibiriens“ 


herausgegeben wurde. 
Das einzige Werk dieser Art ist in beschränkter Auflage heraus- 
gegeben und enthält Angaben über den gesamten Reichtum Sibiriens, 
essen Ausnützung, Statistiken, Photogr. und die neueste Karte Sibiriens. 


L Teil: Historie. VII. Teil: Kolonisation. 
II. Tell: Die administrative Einrichtung, VIII. Teil: Landwirtschaft 
die Fläche und die Bewohner. IX. Teil: Industrie. 
III. Teil: Waldreichtum. X. Teil: Handel (Import und Export). 
IV. Teil: Pilzreichtum. XI. Teil: Kooperationen. z 
V. Teil: Fischfang. XII. Teil: Klima und Kurbäder. 
VI. Teil: Mineralreichtum. XIII. Teil: Verkehrsmittel. 


Die Bestellungen bitten wir direkt an den Herausgeber: 


Wirtsehaftsdienst „PendäniBursa‘, Prag XIN. Sámova 665 ÉSR 


zu richten. — Der Preis des Werkes beträgt Kc 160.— (GM. 20.—) 
und wird nachgenommen. 


Sorgfältige, geschmackvolle 
preiswerte Herstellung von 


Werken aller Art 


Zeitschriften 
Broschüren 
Dissertationen 


und allen anderen Druckarbeiten 


Ostpreußische Druckerei 
und Verlagsanstalt A. G. 


Königsberg Fr., Tragheimer Pulverstraße 20 
Schließfach 14 — Fernruf 7162 — 7164 


Nation und Staat 


Deutſche Jeitſchriſt für das eus 
ropäiſche Minoritätenproblem 


Herausgegeben von Jakob Bleyer, 
Rudolf Orandſch, paul Schiemann, 
Joh. Schmidt-Wodder 
Monatlich 1 Heft (4½ Bogen) RM. 2 
Aiden Faber piet Dir be eatin ausland⸗ 
deutſchen ch dle Sargant in ers 
ale nd 82 eife 19 0 Sölle über die wiſen⸗ 

eee Entwicklung des et en 
Stich nel lems Ds geben. Sie wenden ſich 
an die Politiker ohne Unterſchled der Nationalität 
und Barteffärbung, die begriffen haben, vn: ohne 
eine Löſung der tationalitätenfrag e eine sfung 
der a 8 Frage nicht t möglich R 3 
Stellung genommen zu allen 
e ee u: 
Dr 8 luce nt es 
unterricht er die po e ng in den 
einzelnen Staaten, über die Minoritätenpolitit 
im Volkerbund, den internationalen Natlonalttäten⸗ 
N und anderen internationalen Organe 
onen. 


paul de Lagarde 


und der großdeutſche Gedanke 


von Richard Breitling 

Mit einem Geleitwort von 

Karl Alex. v. Müller 
Gr. 8° VIII und 116 S. Broſch. NM. 3.60 


fle aktuelle Wert des gründlichen und 
mente erläffigen Buches it unverkenn 
legen doch in der Eprifienz Lagardes die W ee 
auch unſerer Erneuerungsgedanken deutſcher Ide ⸗ 
alttät. Der weſentliche Teil der Unterſuchungen 
Breitlings betrifft au N nnere al 
Lagardes und feine å 9 D 


vorliegende Vers ng füllt in in 
der Lagarde⸗ Literatur eine e Bu und 
vornehmlich Bei elner umfaſſenden . 
über die großdeuiſche Frage nicht umgangen werden 


konnen.“ 
„Badſiſcher Beobachter.“ 


OSTEUROPA 


ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EUROPAISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 

in Verbindung mit Otto Auhagen, Berlin; Otto Goebel, Hannover; 

Arthur Luther, Leipzig; Fritz Karl Mann, Institut für ostdeutsche 

Wirtschaft, Königsberg; Richard Salomon, Hamburg; Friedrich 

Schöndorf,Osteuropa-Institut, Breslau; Hermann Schumacher, Berlin; 

Max Sering, Berlin; Kurt Wiedenfeld, Leipzig herausgegeben von 
OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag / Berlin W 35 / Königsberg Pr. 
Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin W 10, Bendlerstraße 18 


Redaktion: Generalsekretär Hans Jonas, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Ost-Europas, Berlin W 35, Potsdamer Straße 26b 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 


3. Jahrgang Heft 9 Juni 1928 
INHALT: 


Richard Salomon: Die Große Sowjet-Enzyklopädie 


J. M. Rabinowitsch: Die Rechtslage der staatenlosen russischen 
Emigranten in Deutschland 


Rußland und Osteuropa, Monatsübersichten: 


L Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 
II. Wirtschaftsumschau von OTTO AUHAGEN 
DI. Geistiges Leben von ARTHUR LUTHER .... 


43 


GESCHICHTE 


Von seiner Ent- 
h bi 
R U $ $ LAN DS ar or Pa 


von 


M. Pokrowski 


Professor für Geschichte an der Universität Moskau 


übersetzt von durchgesehen und herausgegeben von 
Alexandra Ramm Wilhelm Herzog 


Wöchentlich erscheint eine Lieferung zum Preise von M. 0.40. 
Der Umfang des Werkes ist auf 50 Lieferungen berechnet. 


—ä— fl.; u — EEE EEE t — 
Es entwickelt sich vor uns ein grandioses Gemälde von 
den Kämpfen und Niederlagen eines Volkes. Wir er-. 
leben seine Krisen und Katastrophen mit und erkennen 
die N E der Erschütterungen und Kämpfe, 
welche die Klassen gegeneinander führen müssen. 
Vom Boden der materialistischen Geschichtsauffassung 
aus behandelt Pokrowski alle Vorgänge der russischen 
Geschichte mittels rein wissenschaftlicher Methoden. 
Ein großer Vorzug des Werkes ist seine ganz 
volkstümliche Sprache. Jeder, der die Darstellung 
Pokrowskis liest, wird gepackt werden von der Wucht 
der Tatsachen aus der Vergangenheil, die ihm die 
Gegenwart erklären können. 


Jeder, der sich für Rußland interessiert, muß zu diesem Geschichts- 


werk greifen, wenn er das Rußland von heute und gestern richtig 


verstehen will. 


C. L. HIRSCHFELD / VERLAG / LEIPZIG 
Ä Hospitalstraße 10. 


Von der Buchhandlung. F 5 
erbitte aus dem Verlag C. L. Hirschfeld, Leipzig C 1 


BEN Expl. Pokrowski, Geschichte Rußlands 


ab Lieferung 1 (nur wöchentlich ein Heft senden). 
1 Probeheft mit ausführlichem Prospekt. 


Ort und Datum: 


‚—ͤç—.ꝛuiũ—— UVM U MU UU h nern nee 


Die Große Sowjet-Enzyklopädie. 


Von Richard Salomon. 


Seit Jahrzehnten ist jedem, der sich auf irgend einem Gebiet 
eingehend mit russischen Dingen beschäftigt, das Brockhaus- 
Efronsche Konversationslexikon als unentbehrliches Hilfsmittel 
bekannt. Es ist keine russische Ubersetzung des bekannten deut- 
schen Nachschlage werkes, an das sein Name erinnert, sondern ein 
eigens für russische Verhältnisse angelegtes selbständiges Werk, 
ausführlicher und umfänglicher als das deutsche Vorbild und an 
Stoffreichtum wohl nur von der Encyclopaedia Britannica über- 
troffen. Das wissenschaftliche Fundament war für seine Zeit — 
die ersten Bände sind in den Wer Jahren erschienen — recht gut; 
mancher Beitrag aus bekannter Feder — wie etwa die von Vla- 
dimir Solov’ev beigesteuerten Artikel — hat sich in Rußland 
eine regelrechte literarische Berühmtheit erworben, und jeden- 
falls war bei der relativ schwierigen Zugänglichkeit von Spezial- 
literatur die literarische und informatorische Bedeutung des 
Brockhaus-Efron noch größer als die der mittel- und westeuro- 
päischen Werke dieser Gattung. Selbst in streng wissenschaft- 
lichen Werken findet man oft den Hinweis auf einen Artikel des 
Brochaus-Efron als die beste Zusammenfassung des Wissens- 
standes in irgend einer Spezialfrage, — eine Art von Literatur- 
zitat, die bei uns kaum möglich wäre, wo der Gelehrte sich für 
verpflichtet hält, zu Nachschlagebehelfen halb populärer Art 
keine Beziehungen zu unterhalten oder sie mindestens nicht ein- 
zugestehen. 

Das große Werk ist nun freilich seit 15 bis 20 Jahren recht 
veraltet; die Zahl der überzeitlich wertvollen Artikel ist natür- 
lich nur gering, und eine Neubearbeitung war im Gange, als der 
Krieg ausbrach und den Druck endgültig zum Stocken brachte. 
Beim Buchstaben L brach die zweite Auflage ab, und als man nadı 
den Bürgerkriegs jahren wieder an literarische Arbeit in groſtem 
Stil denken konnte, waren alle Verhältnisse im Lande so von 
Grund auf verändert, daß eine Fortsetzung dieser zweiten Aus- 

o gabe widersinnig gewesen wäre, ganz abgesehen von den äuße- 
ren Umständen, die ein Weiterarbeiten im bisherigen Stil nicht 
gestattet hätten. | 
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Es blieb jedoch ein unabweisbares Bedürfnis, für das neue 
Rußland ein entsprechendes Werk zu schaffen, eine Enzyklopädie, 
die den Praktikern auf hoher und niederer Stufe wie den Theore- 
tikern jede notwendige Auskunft nach dem heutigen Stande des 
Wissens und der realen politischen Verhältnisse gibt und damit 
auch den als Notbehelf einstweilen noch unentbehrlichen ver- 
alteten und „bürgerlichen“ Brockhaus-Efron außer Kurs setzt. 

Von diesem neuen Werk, der „Bolšaja Sovetskaja Enciklo- 
pedija“, der „Großen Sowjet-Enzyklopädie“, liegen uns bisher 
die ersten 8 Bände vor (Moskau 1926—27) — nur ein Anfang, der 
aber die Ausmaße des Gesamtplans erkennen läßt: sie führen bis 
zum Beginn des Buchstabens V, des dritten im russischen Alpha- 
bet. Es sind stattliche, aber doch handliche Bände, vorzüglich 
ausgestattet, auf gutem Papier, mit schönem Druck; nur die 
Illustrationen sind, soweit Holzschnitte verwendet werden, wohl 


nicht auf der Höhe der Technik. 


Mit dieser Enzyklopädie errichtet sich der Bolschewismus 
ein literarisches Denkmal, das bald das populärste und — wenn 
ich in dem Bilde fortfahren darf — meist besuchte sein wird. Es 
ist ein hochoffizielles Unternehmen: den e zur Ausarbei- 
tung hat das Präsidium des Obersten Bundes-Vollzugsausschusses 
— also das körperschaftliche Staatsoberhaupt — erteilt, und schon 
darin liegt die Gewähr dafür, daf hier ein geistig in sich ge- 
schlossenes Werk entstehen wird, ein groß angelegtes Selbst- 
zeugnis der maſtgebenden Richtung im neuen Rußland, ein Bild 
Ruflands und der übrigen Welt, wie sie der Bolschewismus sieht. 
und ein Bild seines eigenen Systems, wie es sich ihm selber dar- 
stellt und wie er es von anderen gesehen wünscht. 

Zu dieser Einheit einer für das Ganze verbindlichen Welt- 
anschauung bekennt sich das kurze, aber bedeutungsschwere 
Vorwort. Der Leser, so heißt es dort, braucht eine moderne, auf 
der Höhe der Zeit stehende Enzyklopädie, die „hinsichtlich der 
Weltanschauung vollkommen deutlich ist“, und dieser Stellung 
der Aufgabe entspricht das eindeutige Bekenntnis: „Unsere Welt- 
anschauung ist der dialektische Materialismus. Im Bereich der 
Sozialwissenschaften ist er für Vergangenheit und Gegenwart 
auf Grund folgerichtiger Anwendung der dialektischen Methode 
Marxens und Lenins schon umfassend ausgearbeitet“; in den 
exakten Wissenschaften, so wird weiter ausgeführt, fehle es noch 
an der nötigen Zahl wirklich marxistischer Forschungen; doch 
soll sich hier die Enzyklopädie streng an das Tatsächliche halten 
und „idealistische Beimengungen“ ausschließen. 

Mit dieser professio fidei ist der Charakter des Werkes klar 
bezeichnet. Also die Welt mit allem, was sie enthält, mit Ge- 
schichte und Politik, mit Kunst und Wissenschaft, mit Natur und e 
Technik, mit Philosophie und Wirtschaft einheitlich gesehen und 
beurteilt vom Standpunkt einer Geistesrichtung aus, die nicht 
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nur den Primat unter allen, sondern Alleingültigkeit für sich 
verlangt, — das muß, wie auch der sachliche Wert der Beiträge 
im einzelnen sei, in jedem Falle eine interessante und an Auf- 
schlüssen reiche Lektüre geben. Was sich sonst dem ständigen 
Leser russischer Zeitungen gleichsam in flüssiger, stets wechseln- 
der Gestalt bietet, ist hier in festere Formen geprägt, eindring- 
licher und für längere Dauer. Und wenn die Redaktion erklärt, 
ihre Arbeit solle in erster Linie den „Grundkadres“ dienen, die 
den Sowjetaufbau vollziehen, der „Vorhut“, den leitenden Ange- 
stellten, Agronomen und Wirtschaftern, Genossenschaftern und 
Richtern, Lehrern und Journalisten, Parteiarbeitern usw., so wird 
sie auch darauf gefaßt sein, daß auch anders denkende Ausländer 
ihrem Werk seine Informationen über das offiziell Gültige, über 
den Kanon marxistisch-leninistischer Bildung entnimmt. 


Ich habe in Rußland selbst die Erfahrung gemacht, daß maß- 
gebende Kreise einem offenen Wort der Kritik von nichtkommu- 
nistischer Seite zugänglicher sind, als man gewöhnlich in Europa 
annimmt. Es wird keinen Kommunisten überraschen zu hören, 
daß die unbedingte Bindung an eine Weltanschauung den Nicht- 
Marxisten an die in gewissem Sinne verwandte dogmatische 
Bindung einer katholischen Enzyklopädie (etwa des Herderschen 
Lexikons) erinnert. Das schließt nicht aus, daß in beiden Fällen 
ein für jedermann brauchbares reiches Material an objektivem 
Wissensstoff geboten wird. Die Vorbehalte wird sich jeder Leser 
selbst machen, soweit er dazu befähigt ist. Man darf nicht über- 
sehen, daß hier der großen Masse des Informatorisdien, wie sich 
das bei jeder offiziellen sowjetistischen Arbeit von selbst ver- 
steht, ein gehöriges Quantum Agitation beigegeben ist. Es ist 
nicht anzunehmen, daf der russische Mittelschul- oder Arbeiter- 
fakultätsabsolvent — und auf deren Wissensstand soll nach dem 
Vorwort das Ganze zugeschnitten sein — imstande sein wird. 
jeden Artikel mit Kritik zu lesen. Es kann der Führerschaft 
nicht unbedingt unangenehm sein, wenn der Halbgebildete das 
Diktum der Enzyklopädie als kanonisch hinnimmt; der opti- 
mistisch siegesgewisse Ton der Vorrede und fast jedes politischen 
Artikels hat, wie man in Rußland gar nicht leugnen wird, seine 
wohl erwogene erzieherische Absicht. „Elektrifikation“, „Indu- 
strialisierung“, „Beherrschung der Naturkräfte“ — all diese an- 
feuernden Schlagworte, die die Zukunftspläne und Zukunfts- 
hoffnungen des Sowjetstaates bedeuten, fallen dem Leser schon 
auf den ersten Seiten ins Auge. „Festigung der revolutionär- 
materialistischen Weltanschauung“ soll das Ziel des neuen Lesers 
und somit auch das des grundlegenden Werkes sein. 

Der Nichtmarxist wird also in diesen Bänden manches finden. 
was ihn, wenn er empfindlich ist, ärgert oder erbost; der Ton 
einzelner Mitarbeiter ist nicht immer zart. Aber wer ein ernst- 
haftes Interesse am heutigen Rußland hat, kann nirgends ein so 
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bequem bereitgestelltes Material in solcher Ausführlichkeit bei- 
sammen finden; und wenn in Deutschland die Kenntnis des Rus- 
sischen so verbreitet wäre, wie sie es sein müßte, so würde man 
die neue Enzyklopädie bald mit der gleichen Selbstverständlich- 
keit zum notwendigen Rüstzeug des Publizisten rechnen, wie 
etwa die Encyclopaedia Britannica. 


An Mitarbeitern ist nahezu alles aufgeboten, was im heutigen 
Rußland einen literarischen Namen hat. Im engeren Heraus- 
eberkollegium sind u. a. Bucharin, der offizielle Theoretiker der 
herrschenden Klasse, der Historiker Pokrovskij und der National- 
ökonom Kricman genannt; ob K. Radek, dessen Name auf den 
Titelblättern der vorliegenden Bände erscheint, sich auch nach 
den Ereignissen vom Herbst 1927 behaupten wird, bleibt abzu- 
warten. Im weiteren Redaktionskreise findet man große Namen 
wie die des Physikers Joffe, des Chemikers Ipat'ev, des Kunst- 
historikers Grabar und des Sprachforschers Marr. Die Reihe der 
Mitarbeiter für einzelne Artikel ist schon fast unübersehbar. Was 
von dieser bunt zusammengesetzten Mitarbeiterschaft geleistet 
worden ist, in der bewährte Parteileute neben der, wie mir scheint. 
überwiegenden Zahl unpolitischer Fachgelehrter erscheinen, ist 
natürlich trotz der grundsätzlichen Ausgleichung in Weltanschau- 
Ei ungleich in Form und Inhalt. Neben temperament- 
vollen Artikeln über aktuelle Gegenstände der Politik stehen 
nüchterne naturwissenschaftliche und technische Aufsätze, und 
auch etwa auf dem, vom Parteistandpunkt aus gesehen, weniger 
indifferenten Gebiet der Geschichte wirkt sich die verschiedene 
Artung der Mitarbeiter fühlbar aus. Idi finde nicht, daß der 
geistige Charakter des Gesamtwerkes „kollektiver“ wäre, als 
man das sonst bei Enzyklopädien spürt; wenn das neue Ideal 
sih schon auf dem Vorblatt in der beachtenswerten Formel 
meldet: „Gedruckt und gebunden in der 16. Moskauer Druckerei 
unter unmittelbarer schöpferischer Beteiligung des gesamten 
Druckerei-Kollektivs“, so beschränkt sich die sichtbare Mitwir- 
kung des Kollektivs eben doch auf das Technische. 


In der. Zusammensetzung und Verteilung des Anteils am 
Ganzen auf die einzelnen F ächer macht sich zum Unterschied von 
älteren Werken gleicher Art eine gewollte Bevorzugung der 
Technik und der Naturwissenschaft gegenüber den „Humaniora“, 
der Gegenwartskunde gegenüber der Geschichte geltend. Sie 
entspricht durchaus dem jetzt von jedem Fremden in Rußland 
bemerkten Zuge zum Amerikanischen im technischen Sinne und 
gibt insofern ein ganz richtiges Bild von den vorherrschenden 

eigungen und Stimmungen. Besonders ausführlich ist, wie sich 
von selbst versteht, alles behandelt, was mit Rußland, mit der 
internationalen Arbeiterbewegung und der kommunistischen 
Politik irgendwie in Berührung steht. 
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Was bisher, durch die Zufallsordnung des Alphabets in die 
schon fertiggestellten Bände verwiesen, bereits vorliegt, gibt 
einen guten Begriff von dem, was noch zu erwarten ist. Die 
umfänglichen, mit geographischem, ethnographischem, histori- 
schem, statistischem, politischem Material reich ausgestatteten 
Artikel über die *armenische oder die weiflrussische Sowjet- 
republik zeigen, daß die Enzyklopädie nach ihrem Abschluß eine 
brauchbare moderne Landeskunde der Sowjetunion in sich 
schließen wird. 


Die Behandlung der russischen Geschichte entspricht den 
aus der jüngsten historischen Literatur Rußlands bekannten 
Grundsätzen. Das alte Regime und seine Vertreter werden ver- 
hältnismäfig kurz und ohne Bemühung um Objektivität abge- 
fertigt. Eine für die russische Entwicklung so arakleristinche 
Erscheinung wie der Vater Peters des Großen, *Alexej Michaj- 
lovi&, erhält nur acht Zeilen, die größtenteils aus Verweisungen 
bestehen. Rücksichtslos zeigt sich die Tendenz, wenn etwa am 
Schluß des Artikels über Alexander III. — mit deutlichem An- 
klang an die bekannte Inschrift Demjan Bednyjs an dem Lenin- 
grader Denkmal — festgestellt wird, daß auch er, wie sein Vater 
und sein Sohn, von der Revolution hingerichtet worden sei, nur 
durch die langsamere und qualvollere Methode des ständigen Ein- 
ängstigens, oder wenn es in dem Artikel *Alexandra Fedorovna 
heißt, die letzte Zarin habe nach Verdienst das Schicksal ihres 


Mannes geteilt. 


Ein beispiellos reiches Material ist dagegen für die Geschichte 
aller, auch der ausländischen revolutionären Bewegungen zu- 
sammengebracht. Jeder einzelne irgendwie hervorgetretene 
Revolutionär, Sozialist oder Kommunist ist mit einem biographi- 
schen Artikel, häufig auch durch sein Bild, vertreten, wobei mit 
der Bedeutung des einzelnen für die kommunistische Bewegun 
sih auch der Umfang der Darstellung steigert, — der Artike 
*Bucharin z. B. geht bis zur wörtlichen Wiedergabe von kritischen 
Bemerkungen und anerkennenden Notizen Lenins zu einer Schrift 
des Parteitheoretikers. Der straffen Disziplin der Redaktion 
entspricht es, daß das Endurteil sich jedesmal nach dem Verhältnis 
des Besprochenen zum reinen Marxismus richtet. Alles Mensche- 
wistische oder gar Revisionistische wird, wie nicht anders zu 
erwarten, hart verurteilt: *Akselrod „spricht unter der inter- 
nationalistischen Maske von Zimmerwald sozial-chauvinistische 
Ansichten aus“, in seinen Gedanken über die Oktoberrevolution 
„riecht es nicht einmal nach historischem Materialismus“; dem 
„Kleinbürger“ Eduard *Bernstein werden seine Bemühungen, 
„dem stinkenden Leichnam der 2. Internationale neues Leben ein- 


*) Ich bezeichne im folgenden die zitierten Stichworte mit einem Sternchen 
am Anfang. 
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zublasen“ ebenso bescheinigt wie der „Haf der revolutionären 
Arbeiter gegen ihn als einen der Väter des großen Verrats am 
roletarischen Kampf“. Besser, nur mit einem leichten Tadel 
Lort *Bebel davon, „einer der hingebendsten und talentvollsten 
Führer des Proletariats“, der es nur „im vorgerückten Alter nicht 
verstanden hat, Marxens Lehre richtig anzuwenden und den 
in aus der Epoche des Kräftesammelns zum Kampf zu 
inden“. 

Die offizielle Denkart Sowjetrußlands gibt sich also, wie man 
sieht, ohne jede Beschränkung oder Beschönigung kund. Die 
Enzyklopädie folgt hierin der Praxis der russischen Zeitungen, 
jedes Ding beim — im Sinne des Bolshewismus — richtigen 
Namen zu nennen und keine Zugeständnisse nach irgend einer 
Richtung hin zu machen. Wenn das Klasseninteresse als das Maſt 
aller Dinge angenommen wird, so ist die Darstellungsweise der 
Enzyklopädie a folgerichtig; der Benutzer wird sich also 
auch nicht wundern dürfen, etwa Blanqui hier ausführlicher als 
*Bismarck behandelt zu sehen. Ich wiederhole: wer es versteht, 
seine eigenen Empfindungen auszuschalten, wird gerade aus den 
schrofisten Artikeln des Werkes das meiste lernen. Eine bessere 
Gelegenheit, die Geistesart des Bolschewismus im großen aus 
authentischen Zeugnissen kennen zu lernen, gibt es nicht. 


Eine andere, ebenso wichtige Gruppe von Artikeln behandelt 
die Ideen, Geschehnisse und Einrichtungen, die mit Theorie und 
Praxis des Kommunismus zusammenhängen. Ich greife nur ein 
paar Beispiele heraus: etwa die große, natürlich mit offenem Haß 
geschriebene, aber stoffreiche Abhandlung über die *Amsterdamer 
Gewerkschaftsinternationale von 1919, die nicht nur recht inter- 
essante Einblicke in die Klassenkampftaktik des Bolschewismus 
gibt, sondern ein Material über den Gegenstand zusammenbringt, 
wie man es so übersichtlich sonst kaum finden wird, — so ferner 
die Mitteilungen Radeks über die gescheiterte *Berliner Konfe- 
renz der drei sozialistischen Internationalen im Jahre 1922, oder 
— für die inneren Verhältnisse Sowjetrußlands wesentlich — die 
Ausführungen über Wesen und Zweck der *antireligiösen Propa- 
ganda. Hier sind die Mitteilungen über Form und Methode aller- 
dings interessanter als der Gedankeninhalt. Noch unbefriedi- 
gender scheint mir der nächstverwandte Artikel: *Atheismus. 
Mit so wohlfeilen Wendungen wie dem Satze, daß Häckels „Welt- 
rätsel“ die Welt in zwei Lager geteilt hätten: in einem die Reak- 
tionäre, im andern die F i kann man einer der 
tiefsten Fragen der menschlichen Entwicklung nicht beikommen. 


Eine der wichtigsten Institutionen Ruſtlands ist unter Auto- 
nomie behandelt; dabei wird, wie auch sonst nicht selten, auf eine 
starke Kontrastwirkung, auf eine Unterscheidung zwischen 
bürgerlichen und sowjetistischen Institutionen gleichen Namens 
hingearbeitet: „Im bürgerlichen Staat ist die Autonomie ein 
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Symbol wirtschaftlicher Verknechtung und Vergewaltigung, im 
proletarischen eine Form freundschaftlichen Zusammenarbeitens 
der Nationen.“ Ähnliches findet man in dem sehr interessanten 
Aufsatz über Agitation, und in die gleiche Richtung gehört der 
gewagte Satz im Artikel *Alkoholismus: „Nur in einem prole- 
tarischen Staate ist ein energischer Kampf mit dem Alkoholismus 
möglich.“ Den Beweis dafür bleibt der Artikel freilich schuldig. 


Eine leichte Enttäuschung ist es einstweilen, unter dem Stich- 
wort *Bolschewismus nur Verweisungen auf „Leninismus“, „Kom- 
munistische Partei“ usw., also Anweisungen auf künftige Artikel 
zu finden; der einzige von diesen, der bereits ausgeführt ist, der 
Artikel *Bolschewiken gibt im wesentlichen nur die formale Seite 
der Parteigeschichte, die Geschichte der Zusammenschlüsse und 
der Spaltungen, der inneren Gruppierungen und Umgruppierun- 

en; also nichts ideengeschichtlih Wichtiges. Die bolschewistische 

olitik ist bisher in einer Teilerscheinung ganz eingehend behan- 
delt, in der Darstellung des Friedens von *Brest-Litowsk. Der 
Artikel betrachtet den Friedensschluß unter dem Gesichtspunkt 
kommunistischer Parteitaktik und kommt so zu dem Schluß, ihn 
vor allem als das taktische Meisterstück Lenins aufzufassen. 


In eine heute viel besprochene ernste Frage des öffentlichen 
Lebens im Sowjetstaate führt der Artikel *Bürokratie, dessen 
wesentlichster Teil unter besonderer Überschrift den „Kampf 
gegen die Bürokratie in der Sowjetunion“ behandelt. Die Sta- 
tistik für 1926 stellt eine Zahl von 21, Millionen Beamten und 
Angestellten im Unionsgebiet fest, wobei nicht vergessen werden 
darf, daß diese enorm erscheinende Ziffer auch einen Teil der 
Arbeitskräfte mit umfaßt, die sich in anderen Ländern im priva- 
ten Angestelltenverhältnis befinden, also in den Statistiken des 
Beamtentums nicht erscheinen. Die Ziffer wird aber als absolut 
und relativ zu hoch betrachtet; Abbau und Vereinfachung der 
Verwaltung gehören mit zu den immer wieder betonten Notwen- 
digkeiten, um die man sich mit mehr oder weniger Erfolg bemüht. 
Die Enzyklopädie behandelt die Frage mit einem gewissen Opti- 
mismus. Zwar erscheint die Bürokratie, ein „Erzeugnis des aus- 
beuterischen Systems der bürgerlichen Staaten“ als ein „vorüber- 
gehendes, unvermeidliches Übel in einem Staat, der den Sozialis- 
mus aufbaut“, und ganz „vernichtet wird sie erst mit der Fertig- 
stellung dieses Aufbaus sein“, — aber man weist nun in der Art. 
die aus Zeitungsartikeln und Kongrefberichten bekannt ist, auf 
die schrittweis erzielten Erfolge im Kampf mit dem Tschinow- 
niktum hin. Als das gegebene Mittel wird hier die Heranziehung 
des „Arbeiters aus de: Werkstatt“, des kleinen und mittleren 
Bauern zu den Verwaltungsgeschäften genannt, und mit Nach- 
druck wird darauf hingewiesen, daf die einstweilen noch beschäf- 
tigten Beamten des alten Regimes mehr und mehr durch gewählte 
Leute aus der Masse verdrängt werden. „Die Selbsttätigkeit der 
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Massen, ihre unmittelbare Teilnahme an der Staatsorganisation, 
die Hebung der Kultur, des materiellen und technischen Niveaus 
— das sind die Kräfte, die zur Schwächung und schließlich zur 
Vernichtung der Bürokratie führen werden.“ Ob künftige Er- 
fahrungen diesen offiziellen Optimismus wohl rechtfertigen 
werden? Die Hebung der Technik hat bisher überall die Büro- 
kratie nicht geschwächt, sondern gestärkt. Und auch der rein 
sozialistische Staat wird, auch wenn er wechselnden Vertretern 
der Masse wesentlihe Verwaltungsfunktionen auf kurze Zeit 
zuweist, daneben um der notwendigen Einheit der Geschäfts- 
führung, um der unentbehrlichen Kontrolle willen ein ständiges 
und speziell sachverständiges Beamtentum nicht entbehren 
können. Von der Gefahr des Gegeneinanderarbeitens, die in 
einer direkt von Volksvertretern gehandhabten Verwaltung noch 
größer ist als in der Bürokratie, nimmt der Artikel keine Notiz. 

Einen langen Nachruf widmet die Enzyklopädie dem ver- 
nichteten Feinde, der russischen Bourgeoisie. Mir will es 
scheinen, als ob hier trotz einer im großen und ganzen treffenden 
Charakteristik der neueren Entwicklung die Bedeutung dieser 
Klasse, dje schon in die frühesten Zeiten der russischen Geschichte 
hineinkonstruiert wird, für die Gesamtentwicklung Ruſtlands 
doch übertrieben sei. Das historische Schema entstellt die Wirk- 
lichkeit. 

Beachtenswert ist die Einwirkung der politischen Grundge- 
danken des Werkes auf die Artikel, die sich auf das Gebiet der 
Kunst beziehen. Um ein ganz beliebiges Beispiel herauszu- 
greifen: es ist natürlich Absicht, wenn von den Kompositionen 

Eugen d’Alberts nur die Oper „Tiefland“ genannt wird, die ihre 
Handlung „auf einen Konflikt zwischen Grundbesitzer und Knecht 
aufbaut“. Es ist kein Zufall, wenn *Valerius Brjusov, der Dichter. 
der nach der Oktoberrevolution sich der Partei anschloſt, in einem 
liebevoll geschriebenen Artikel als „einer der größten russischen 
Schriftsteller unseres Jahrhunderts“ gefeiert wird, während sein 
Nebenbuhler Konstantin Bal'mont, der Emigrant, sich mit dem 
Prädikat eines „bekannten russischen Dichters“ und wesentlich 
kühlerer Würdigung begnügen muß. Übrigens fehlt es auf die- 
sem Gebiet auch nicht an ganz neutralen Beiträgen. 


Das Ausland erscheint in dieser russischen Enzyklopädie in 
einem besonderen Lichte. Daß der Arbeiterbewegung, der Stel- 
lung der kommunistischen Partei auf der ganzen Welt besondere 
Beachtung geschenkt wird, ist nicht überraschend. Auch die Be- 
trachtungen über die „strategische Bedeutung Berlins auf der 
Front des Klassenkampfes“ am Schluß eines recht gut informie- 
renden Artikels über *Berlin werden den Leser russischer Zei- 
tungen nicht in Erstaunen setzen. Aber bisweilen verfällt die 
Agitation in die gröbsten Formen. Der Artikel *Bismarck schließt 
ganz im Stil des Meetings: „Noch heute kann die deutsche Bour- 
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geoisie Bismarck auf den Trümmern seines Werkes Denkmäler 
errichten; aber das siegreiche Proletariat Deutschlands, im Kampfe 
mit Bismarck aufgewachsen, wird diesen Plunder der Vergangen- 
heit wegfegen.“ 

Zum Schluß noch eine grundsätzliche Bemerkung. An einem 
Werk, das wie dieses unmittelbar der Praxis dienen, in die Wirk- 
lichkeit des Lebens der Sowjetrepubliken hineingestellt werden 
will, können die Wandlungen der Tagespolitik nicht wirkungslos 
vorbeigehen. Es mag vielleicht noch ohne polemische Absicht 
geschehen sein, daß in dem dritten, 1926 erschienenen Bande 
unter *Armee der Abschnitt über die Entstehung der Roten Armee 
den Namen Trotzkis nicht nennt; aber der Ausfall gegen die von 
Trotzki geführte Opposition unter dem Stichwort *Bürokratie 
(Bd. 8, W 1927) läßt schon die Einwirkung der Kämpfe 
zwischen Stalin und Trotzki erkennen. 

Es ist natürlich nicht 5 in einer kurzen Anzeige eine 
irgendwie erschöpfende Würdigung des Werkes zu geben. Die 
wenigen Hinweise hier werden hoffentlich genügen, um auf die 
neue Enzyklopädie aufmerksam zu machen, die — man mag zu 
ihren Tendenzen freundlich oder ablehnend stehen — jedenfalls 
für die Kenntnis des modernen Rußland unentbehrlich ist. 


Die Rechtslage der staatenlosen russischen 


Emigranten in Deutschland. 
Von Rechtsanwalt J. M. Rabinowitsch, Berlin. 


Vor dem Weltkrieg war die Staatenlosigkeit eine seltene Er- 
scheinung. Die Fälle des Verlustes der Staatsangehörigkeit 
waren gewöhnlich nur Einzelfälle, wie z. B. der Verlust der 
Staatsangehörigkeit nach dem früheren deutschen Gesetz vom 
1. Juni 1870 intolge des zehnjährigen Aufenthaltes im Auslande. 
Auch diese Einzelfälle konnten gewöhnlich ohne besondere 
Schwierigkeiten durch Wiedererlangung der verlorenen Staats- 
angehörigkeit oder durch den Erwerb einer neuen erledigt 
werden. Der Zustand der Staatenlosigkeit wurde infolge- 
dessen in der Gesetzgebung, Rechtspflege, Verwaltungs- 
praxis und Doktrin einzelner Länder entweder vollständig 
ignoriert, da man davon ausging, da jeder irgend eine 
Staatsangehörigkeit besitzen muß und daß die einseitige Ent- 
ziehung der Staatsangehörigkeit unzulässig ist („nemo potest 
exuere patriam“ — dieser Grundsatz wurde z. B. in England erst 
im Jahre 1921 in einem Prozeß eines ehemaligen Deutschen gegen 
den Treuhänder für feindliches Vermögen verworfen) oder — 
die Rechtslage der Staatenlosen wurde nur flüchtig und ohne be- 
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sondere Vertiefung in die Materie geregelt. Die Frage war 
. bis zur letzten Zeit eine mehr theoretische als prak- 
tische. 

Infolge des Weltkrieges, der verschiedenen u 8- 
bestimmungen der Friedensverträge und der Maßnahmen der 
sowjetrussischen Regierung, wodurch den im Auslande verwei- 
1 Russen, die sich bei der Sowjetregierung nicht gemeldet 
hatten, die Staatsangehörigkeit entzogen wurde, ist die Staaten- 
losigkeit auf einmal eine e geworden, der die 
bisherige Theorie und Praxis in keinem Maße gewachsen sind. 
Die Zahl der staatenlosen russischen Emigranten allein ist sehr 
beträchtlich. Nach den statistischen Angaben des Internationalen 
Arbeitsamtes in Genf, die den Berichten der einzelnen Regie- 
rungen entsprechen und kürzlich in einer in Berlin erscheinenden 
Zeitschrift „Kolokol“ veröffentlicht worden sind, befanden sich in 
Frankreich ca. 400000 russische Flüchtlinge, in Deutschland 
ca. 150 000, in Polen 90 000, in China 76000, in Lettland 40 000, 
in Jugoslavien 35500, in der Tschechoslowakei 30000, in Bul- 
garien 26500, in Finnland 18000, in Litauen 10000, in Ungarn 
5300, in Deutsch-Österreich 2400. Statistische Angaben über die 
Zahl der Russen in anderen Ländern sowie auch über die Zahl 
der armenisch-russischen Flüchtlinge fehlen hier. Man kann also 
annehmen, daß die Zahl der staatenlosen Russen im Auslande 
eine Million übersteigt. | 

Als Ergebnis der neueren Zeit muß aber nicht nur die un- 

eheuer große Zahl der Staatenlosen, sondern auch die Staaten- 
ſosigkeit als Dauerzustand bezeichnet werden. Die russischen 
Emigranten sind nicht nur staatenlos, sondern müssen in ihrer 
Brenn Masse in diesem Zustande auf unbestimmte Zeit ver- 

leiben, weil sie praktisch mit ganz wenigen Ausnahmen weder 
ihre frühere Staatsangehörigkeit, noch eine neue zu erwerben 
im Stande sind. Das letztere bezieht sich besonders auf Deutsch- 
land, weil der deutschen Verwaltungspraxis die Fänbür- 
gerung mit besonderen Schwierigkeiten verbunden ist (eine 
Wartezeit von zwanzig Jahren war bis zur letzten Zeit die all- 
an Regel). Auch die in Deutschland geborenen Kinder der 

taatenlosen bleiben staatenlos (während die in Frankreich ge- 
borenen nach dem Gesetz vom 26. Juni 1889, die in Danzig ge- 
borenen nach dem Gesetz vom 30. Mai 1922 die inländische Staats- 
angehörigkeit erwerben: gleichlautend ist auch das polnische Ge- 
setz; jedes in England Dera: Kind eines Ausländers erwirbt 
die englische Staatsangehörigkeit). Eine Frau, die einen Staaten- 
losen heiratet, wird nach dem deutschen Gesetz auch staatenlos 
(während sie in Frankreich, Italien und Belgien ihre frühere 
Staatsangehörigkeit behält). Die Zahl der Staatenlosen kann 
also in Deutschland nur wachsen, während sie möglichst vermin- 
dert werden müßte. Die Staatenlosigkeit als Dauerzustand wird 
in Deutschland wie übrigens auch in anderen Ländern bis jetzt 
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noch wenig berücksichtigt. Eine internationale Regelung dieser 
Frage wäre am natürlichsten und wird auch jetzt vom Völker- 
bunde angeregt. Am 28. Juni a. c. soll in Genf eine Konferenz 
zur Beratung der mit der Rechtslage der russischen Flüchtlinge 
verbundenen Fragen zusammentreten. Der Beratung werden 
sämtliche Materialien zugrundegelegt werden, die in der Form 
einer Enquete von den einzelnen Regierungen dem Völkerbund 
mitgeteilt worden sind. Die Frage ist also gerade jetzt recht 
aktuell und der Versuch, die Rechtslage der russischen Emigran- 
ten in Deutschland auf verschiedenen Rechtsgebieten kurz zu 
schildern, kann ein gewisses Interesse beanspruchen. 

Fangen wir mit der für jeden Fremden wichtigsten Frage, 
mit dem Aufenthaltsrecht an. Auf diesem Gebiete be- 
steht bis jetzt rechtlich kein Unterschied zwischen einem staaten- 
losen russischen Emigranten und jedem anderen Ausländer. Den 
russischen Emigranten werden von den Polizeibehörden beson- 
dere Pässe ausgestellt Personalausweise oder sogenannte Nansen- 

ässe), weil sie keine Möglichkeit haben, Nationalpässe zu be- 
8 und weil dies ihnen auch nicht zugemutet werden kann 
(das letztere wird in einem besonderen Erlaſt des preußischen 
Innenministeriums ausdrücklich betont). Im übrigen wird aber 
die Staatenlosigkeit von der Polizei nicht berücksichtigt. In Berlin 
und anderen Orten z. B. wird der Personalausweis nur demjeni- 
gen erteilt, der die Aufenthaltsgenehmigung besitzt. Der Emi- 
grant, der keine Möglichkeit hat, das Reichsgebiet zu verlassen, 
weil er von seinem Fleimatland sowie auch von keinem anderen 
Land hineingelassen wird, muß trotzdem in jedem einzelnen Fall 
seinen Aufenthalt in Deutschland, wie jeder andere Ausländer, 
besonders begründen und wird dadurch öfters gezwungen, Schein- 
gründe anzugeben, weil der richtige Grund, die vollständige Un- 
möglichkeit, das Reichsgebiet zu verlassen, von der Polizeibehörde 
mangels entsprechender Verordnungen nicht berücksichtigt wer- 
den kann. Durch Verfügung der Polizeibehörde kann dem Emi- 
5 wie jedem anderen Ausländer vorgeschrieben werden, 
as Reichsgebiet oder das Land zu verlassen. Gegenüber einer 
Person, die keine Möglichkeit hat, diesem Befehl nachzukommen, 
ist der Befehl machtlos. Der Emigrant, dem die Festnahme droht. 
weil er der Aufforderung, das Reich oder das Land zu verlassen, 
nicht nachkommen kann, wird dadurch nur gezwungen, sich abzu- 
melden und seine normale Arbeit zu een Seine wirt- 
schaftliche Existenz kann dadurch endgültig zerstört werden; 
insofern wird er auch sozial gefährlich. Die Ausweisung eines 
Ausländers ist überhaupt nur dann durchführbar, wenn der Aus- 
gewiesene von einem anderen Staat aufgenommen wird. In den 
sogenannten Übernahmeverträgen können die vertragschlieſten- 
‚den Länder sich verpflichten, nicht nur ihre Staatsangehörigen, 
sondern auch ihre ehemaligen Staatsangehörigen, die keine an- 
dere Staatsangehörigkeit erworben haben, aufzunehmen, falls 
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sie von dem anderen Land ausgewiesen werden. Am 29. Januar 
1894 war auch zwischen Deutschland und Rußland ein derartiger 
Vertrag geschlossen. Von der Erneuerung dieses Vertrages kann 

unter den jetzigen Umständen keine Rede sein. Im Schlußproto- 
koll zum Artikel I des deutsch-russischen Niederlassungsabkom- 
mens vom 12. Oktober 1925 wird zwar vom bevorstehenden Ab- 
schluß eines „Abkommens betreffend Übernahme hilfsbedürftiger 
Personen“ erwähnt. In diesem Abkommen wird aber selbstver- 
ständlich nur die Regelung der Übernahme russischer und deut- 
scher Staatsangehöriger beabsichtigt. Die deutsche Regierung 
hat den russischen Emigranten ein Asylrecht gewährt und ist von 
diesem humanen Grundsatz bisher nicht abgewichen. Auf die 
Dauer wird aber die tatsächliche Duldung des Aufenthaltes der 
Emigranten nicht genügen. Dieser Aufenthalt müßte rechtlich 
geregelt werden. 

Auf dem Gebiete der wirtschaftlichen Tätigkeit be- 
stehen in Deutschland nach der allgemeinen Gewerbeordnung 
keine Beschränkungen für Ausländer. Eine für die russischen 
Flüchtlinge wichtige Ausnahme vom Grundsatz der Gewerbe- 
freiheit ist die Regelung der Tätigkeit ausländischer Arbeiter 
in Deutschland. Nach em Gesetz vom 2. Januar 1926 ist die Be- 
schäftigung ausländischer Arbeiter nur in denjenigen Arbeits- 
stellen zulässig, die eine besondere dazu nötige Genehmigung 
besitzen. Die Genehmigung für landwirtschaftlihe Arbeiter 
kann nur bis zum 15. Dezember erteilt werden. Das Gesetz ist 
im allgemeinen zum Schutze der deutschen Arbeitnehmer unbe- 
dingt notwendig. Die Gleichstellung der staatenlosen und der 
5 ausländischen Arbeiter ist aber unhaltbar. Ein 

taatenloser, der im Lande bleiben muß, kann nicht wie jeder 
andere Ausländer behandelt werden, der in seine Heimat immer 
zurückkehren kann. In der letzten Zeit sind allerdings den russi- 
schen Flüchtlingen seitens des Reichsarbeitsministeriums gewisse 
Begünstigungen gewährt worden. Während nach der allgemeinen 
Regel den Ausländern nur dann Befreiungssceine für die Arbeit 
in deutschen Betrieben erteilt werden, wenn sie sich seit 1913 
in Deutschland ununterbrochen aufhalten, wird von den russi- 
schen Flüchtlingen nur der ununterbrochene, urkundlich nach- 
weisliche Aufenthalt in Deutschland seit 1921 gefordert. Da aber 
die Flüchtlinge und Kriegsgefangenen in vielen Fällen gar keine 
Urkunden oder ungenügende Urkunden besitzen, ist die Erlan- 
gung eines Befreiungsscheines in jedem einzelnen Fall mit großen 

chwierigkeiten verbunden. 

Grundsätzlich wichtig ist der Erlaß des Reichsarbeitsministe- 
riums vom 17. Februar 1927, wonach den staatenlosen Arbeitern 
in gewissen Fällen die Erwerbslosenunterstützung 
„ werden kann. Das Gesetz vom 16. Februar 1924 lautet, 
k 


af diese Unterstützung Ausländern nur dann gewährt werden 


ann, wenn ihr Heimatsstaat den deutschen Erwerbslosen nach- 
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weislich eine gleichwertige Fürsorge gewährt. Diese Gegenseitig- 
keitsforderung kann aber nach der richtigen Ansicht des Reichs- 
arbeitsministeriums an Staatenlose nicht gestellt werden. Die 
Auslegung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit in diesem Sinne 
in seiner Anwendung auf Staatenlose ist leider bis jetzt nur in 
diesem einzelnen Fall durchgesetzt worden. In allen übrigen 
Fällen, wenn der Ausländer nur dann ein gewisses Recht genießt, 
wenn Gegenseitigkeit vorliegt, wird im Gegenteil angenommen, 
daß der Staatenlose überhaupt keine Rechte besitzen kann. Zu 
diesen Rechten gehört u. a. das Armenrecht für den gericht- 
lichen Schutz. Daraus, daß Ausländer nach der deutschen Zivil- 
prozeſtordnung nur dann das Armenrecht beanspruchen können, 
wenn die Gegenseitigkeit verbürgt ist, wird in der Praxis ge- 
schlossen, dall der Staatenlose kein Recht auf Bewilligung des 
Armenrechts besitzt. Hat er also keine Mittel, die Kosten des 
Prozesses zu decken, so hat er überhaupt keine Möglichkeit, seine 
Rechte zu schützen. Die arme verlassene Frau eines Emigranten 
hat also keine Möglichkeit, von ihrem Manne den Unterhalt zu 
fordern oder gegen den von ihm angestrengten Scheidungsprozelt 
sich zu verteidigen. Ein Staatenloser, der auf der Strafe von 
einem Kraftwagen angefahren wird, hat keine Möglichkeit, eine 
Entschädigung für die Körperverletzung zu fordern usw. Dieser 
Rechtszustand ist auf die Dauer unmöglich. Wenn man auch den 
Zustand der Staatlosigkeit als etwas vorübergehendes und zu- 
fälliges betrachtet, wenn man ihn gewissermaßen als die Folge 
der eigenen Schuld des Staatenlosen betrachtet, kann man diese 
Schutzlosigkeit nicht billigen. 


Die gerichtliche Praxis auf dem Gebiete des Armenrechts der 
Staatenlosen ist um so mehr befremdend, als die deutsche Gesetz- 
gebung auf dem Gebiete der öffentlichen Fürsorge im allge- 
meinen grundsätzlich keinen Unterschied zwischen In- und Aus- 
länder kennt. Der arme Emigrant, der keine Möglichkeit hat, 
die Person gerichtlich zu verklagen, die ihn auf der Straſte ange- 
fahren hat, hat zu gleicher Zeit nach dem Gesetz vom 14. Dezem- 
ber 1924 Anspruch auf Krankenhilfe von der Gemeinde. Die 
Schadensersatzpflicht wird auf diese Weise vom Schuldigen auf 
die Gemeinde abgewälzt. 

Von der gerichtlichen Kautions pflicht zugunsten der 
Gegenpartei wird der Ausländer auf Grund der deutschen Zivil- 
prozeflordnung auch nur dann befreit, wenn nach den Gesetzen 
des Staates, welchem der Kläger gehört, ein Deutscher von dieser 
Pflicht befreit wird. Da dieses N von den Gerichten eben- 
falls in dem Sinne ausgelegt wird, daR die Staatenlosen von der 
Kautionspflicht nie befreit werden können, so ist auch der ver- 
hältnismäßig vermögende Emigrant oft nicht imstande, einen 
Prozeß zu führen, weil die Kaution mit den übrigen Prozefkosten 
nicht selten den ganzen Wert des Streitobjekts übersteigen. In 
Frankreich wird das Gesetz über die Kautionspflicht der Aus- 
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länder als Kläger wenigstens in dem Sinne ausgelegt, daß diese 
Pflicht sich nur auf Klagen gegen einen Franzosen erstreckt, weil 
das Gesetz ausschließlich den Schutz der eigenen Staatsangehöri- 

en bezweckt. In Deutschland dagegen muß der Staatenlose auch 
daan eine Kaution hinterlegen, wenn er einen anderen Staaten- 
losen verklagt. 

Der Grundsatz, daR der Rechtsschutz für Arme und Reiche 
gleich sein muß, gilt also nicht für Staatenlose. Diplomati- 
schen Schutz genießen sie auch selbstverständlich nicht. Die 
Tätigkeit der Vertretung des Völkerbundes (Internationales 
Arbeitsamt, Abt. für Flüchtlinge) auf rechtlichem Gebiete ist in 
den auf den Völkerbundstagungen, sowie auf den verschiedenen 
zwischenstaatlichen Konferenzen angenommenen Resolution ge- 
nau umrissen. Sie erstreckt sich insbesondere auf die Beschaffung 
von Unterlagen und die Erteilung von Ausweisen in Paſt-, Auf- 
enthalts- und Visaangelegenheiten. Eine Tätigkeit im gleichen 
Sinne wird auch von der Vertrauensstelle für russische Flücht- 
linge in Deutschland und von anderen Emigrantenorganisationen 
ausgeübt. In völkerrechtlihem Sinne sind die Staatenlosen 
grundsätzlich rechtlos, weil völkerrechtliche Forderungen nur von 
einem Staat gestellt werden können. Zu den vom Völkerbund am 
26. September v. J. gebilligten Vorschlägen, die der am 28. Juni 
a. c. bevorstehenden Konferenz unterbreitet werden müssen, ge- 
hört auch der Vorschlag, eine konsularische Ersatzorganisation 
für die russischen Flüchtlinge zu schaffen und deren Kompetenz 
möglichst zu erweitern. 

Das anormale in der Rechtslage der Staatenlosen besteht aber 
nicht nur darin, daß sie in vielen Hinsichten schlechter behandelt 
werden müssen als jeder andere Ausländer, sondern auch darin, 
daß sie durch keine politischen Pflichten gebunden sind und keine 

olitishen Rechte besitzen, weil sie keinem Heimatstaat gehören. 

as übrigens die Wehrpflicht anbetrifft, so können sie nach 
den Gesetzen des Ortes ihrer Ansässigkeit als wehrpflichtig er- 
klärt werden. In Frankreich, wo die meisten russischen Emi- 
granten zurzeit sich befinden, sind sie nach dem Gesetz vom 
1. April 1923 wehrpflichtig (Art. 3: „les individus sans patrie sont 
appelés en France au service militaire“). Dieselbe Bestimmung 
enthielt das deutsche Wehrpflichtgesetz vom 22. Juli 1913, das 
durch den Friedensvertrag außer Kraft gesetzt worden ist. 

Ein anderer Fragenkomplex, der mit der Staatenlosigkeit der 
russischen Emigranten im Zusammenhang steht und der ebenfalls 
der bevorstehenden Genfer Konferenz unterbreitet werden soll, 
gehört auf ein ganz anderes Rechtsgebiet. Nicht nur der Redits- 
schutz für die Staatenlosen muß geregelt werden. Es muf auch, 
wenn möglich, im Wege einer internationalen Vereinbarung das 
privatrechtlicheStatut der russischen Emigranten fest- 
gesetzt werden. Nach welchen Gesetzen sollen die persönlichen 
Verhältnisse der Emigranten beurteilt werden, die Verhältnisse 
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zwischen Mann und Frau, Eltern und Kindern, Erben und Erb- 
lassern u. dgl.? Handelt es sich um einen gewöhnlichen Aus- 
länder, so unterliegen diese Beziehungen den Heimatsgesetzen 
des Ausländers. Handelt es sich aber um einen Heimatlosen, so 
müssen sie nach der Bestimmung des Art. 29 des Einführungs- 
gesetzes zum deutschen Bürgerlichen Gesetzbuch nach den Ge- 
setzen desjenigen Staates beurteilt werden, dem der Heimatlose 
zuletzt angehört hat. Da die Sowjetunion als Nachfolgerin des 
früheren Rufflands betrachtet wird (obwohl in der Bezeichnung 
des jetzigen Sowjetstaates Ruſtland nicht einmal erwähnt wird), 
so bedeutet der Grundsatz des Art. 29 in seiner Anwen- 
dung auf die russischen Emigranten, daf deren persönliche Ver- 
hältnisse nach den Gesetzen Sowjetrußlands beurteilt werden 
müssen, nach den Gesetzen des Staates, aus welchem sie verbannt 
sind und dessen Recht mit dem früheren russischen Recht nichts 
Gemeinsames hat. Art. 29 gehört zu den wenigen alten Gesetzen 
über die Wirkungen der Staatenlosigkeit, die bis zur letzten Zeit, 
wie schon gesagt, als eine seltene und vorübergehende Erschei- 
nung angesehen wurde. Nur von diesem Standpunkte konnte die 
Anwendung der ehemaligen Heimatsgesetze an die Heimatlosen 
am zweckmäfligsten erscheinen. Auf dem Gebiete des Erbrechts 
erwies sich die Anwendung des Art. 29 auf die russischen Emi- 
granten als dermaßen bedenklich, daß diese Anwendung durch 
ein Sondergesetz ausgeschlossen werden mußte. Im Gesetz vom 
6. Januar 1926 über die deutsch-russischen Verträge vom 12. Ok- 
tober 1925 wird bestimmt, daß die Erbschaften der verstorbenen 
russischen Emigranten nicht den Sowjetgesetzen, sondern den 
deutschen Gesetzen unterliegen, wenn der verstorbene Emigrant 
zur Zeit seines Todes seinen Wohnsitz oder Aufenthalt in Deutsch- 
land hatte. Das Gesetz findet auch dann Anwendung, wenn der 
Erblasser vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gestorben, der 
Nachlaß aber noch: nicht vollständig abgewickelt ist. Für die 
übrigen persönlichen Verhältnisse der russischen Emigranten 
bleibt aber noch bis jetzt der Art. 29 maßgebend. Die Beziehun- 
gen zwischen Mann und Frau (Ehe, Scheidung, eheliches Güter- 
recht), zwischen Eltern und Kindern (ehelichen und unehelidien) 
sollen sich also nach den Sowjetgesetzen richten; nach denselben 
Gesetzen sollen die Fragen betreffend die Minderjährigkeit, Ge- 
schäftsfähigkeit, Vormundschaft usw. beantwortet werden. Diese 
Rechtslage ist recht bedenklich, was auch in einigen Urteilen der 
deutschen Gerichte betont wird. In einem Urteil des Landge- 
richts Berlin III vom 26. Januar 1926 z. B., das in den Blättern 
für Rechtspflege im Bezirk des Kammergerichts vom 6. April 1926 
veröffentlicht wurde, wird erkannt, daf die persönlichen Verhält- 
nisse der russischen Emigranten weder nach den alten russischen 
Gesetzen beurteilt werden können, weil diese Gesetze in Sowjet- 
rußland aufgehoben worden sind und infolgedessen auch für den 
deutschen Richter nicht mehr bestehen, noch nach den neuen 
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familienrechtlichen Sowjetgesetzen, weil diese Gesetze keine 
organische Fortsetzung des alten russischen Rects darstellen, 
sondern unter Vollziehung eines vollständigen Bruches mit der 
Vergangenheit nach a abweichenden Grundsätzen neu auf- 
gebaut worden sind. Es bleibt also nach der Ansicht des Gerichts 
nichts mehr, als die familienrechtlichen. Verhältnisse der russi- 
schen Emigranten nach den Gesetzen ihres Wohnsitzes, d. h. nach 
den deutschen Gesetzen zu beurteilen. 


Auc in England, Amerika, Frankreich und in den meisten 
anderen Ländern werden die persönlichen Angelegenheiten der 
Staatenlosen nach den Gesetzen ihres Domizils beurteilt. Nach 
der Anerkennung der Sowjetregierung hat das. französische 
5 diesen Grundsatz in einem besonderen Erlaf 

estätigt, mit der Maßgabe jedoch, daf die vor der Anerkennung 
der Sowjetregierung (d. h. vor dem 28. Oktober 1924) entstan- 
denen Verhältnisse der russishen Emigranten und insbesondere 
die Vermögensverhältnisse zwishen Mann und Frau nah dem 
alten russishen Recht beurteilt werden müssen. 


Auch die Anwendung der Domizilgesetze auf die persön- 
lichen Beziehungen der russishen Emigranten ist übrigens in 
manchen Fällen bedenklich. Zu den Grundsätzen des russischen 
“Rechts gehörte u. a. die vollständige Gleichberechtigung von Mann 
und Frau in ihren vermögensrectlichen Verhältnissen: die Ehe- 
frau konnte nach russischem Recht über ihr Vermögen frei ver- 
fügen; ihre Geschäftsfähigkeit wurde durch die Ehe nicht be- 
schränkt. In ihrer Denkschrift an den Völkerbund bitten die 
russischen Emigrantenorganisationen, diesen Grundsatz für die 
5 beizubehalten. In Deutschland, wie auch in anderen 
Ländern, könnte dies nur in der Form eines Sondergesetzes er- 
a werden, wie. das deutsche Gesetz über die Emigranten- 
nachlässe. 


Die soeben (in der Juristischen Wochenschrift 1928, Heft 14) 
veröffentlichten Beschlüsse der sechsten Haager Konferenz über 
internationales Privatrecht beziehen sich u. a. auch auf die 
familien- und erbrechtlichen Verhältnisse der Staatenlosen. Nach 
diesen Beschlüssen sollen für diese Verhältnisse die Gesetze des- 
jenigen Landes maßgebend sein, in welchem der Staatenlose 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt (résidence habituelle) hat. So- 
bald diese Beschlüsse von Deutschland und noch einem Staat 
ratifiziert werden, werden die russischen Emigranten in Deutsch- 
land auch auf dem Gebiete des Familienrechts den allgemeinen 
deutschen Gesetzen unterliegen. Von dem Fragenkomplex, der 
sich auf das internationale Privatrecht bezieht und mit der Rechts- 
lage der russischen Flüchtlinge im Zusammenhang steht, wird 
also dann nur die Frage über die Rechtslage der Frauen zurück- 
bleiben, die Frage, ob es möglich wäre, diese Rechtslage im Sinne 
der vollständigen Gleichberechtigung von Mann und Frau gemäß 
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den Grundlagen des russischen Rechts (des alten wie auch des 
neuen) zu lösen. 

Auf der noch bevorstehenden Haager Privatrechtskonferenz 
werden wahrscheinlich auch Beschlüsse über das Armenrecht und 
über die Kautionspflicht der Staatenlosen gefaßt werden (s. oben). 
Es ist zu hoffen, daß auch auf diesen Gebieten, wie auf dem Ge- 
biete des Familien- und Erbrechts, die Beschlüsse der Konferenz 
in dem Sinne ausfallen werden, daß die bekannten Bestimmungen 
der Haager Konferenz über das Armenrecht und die Befreiung 
von der Kautionspflicht nicht nur für die Angehörigen der Ver- 
tragsstaaten, sondern auch für die in diesen Staaten verweilenden 
Staatenlosen gelten müssen. Der Grundsatz, daß man von 
Staatenlosen keine Gegenseitigkeit fordern kann, dessen Richtig- 
keit schon im oben zitierten Erlaß des deutschen Reichsarbeits- 
ministeriums anerkannt wird, muß aber im Verwaltungsweg oder 
auf legislativem Wege nicht nur auf einzelnen, sondern auf allen 
Rechtsgebieten durchgesetzt werden, auf denen die Gegenseitig- 
keit als Voraussetzung für die Gewährung der Gleichberechti- 
gung mit den Inländern gefordert wird. Es wäre einfach un- 
logisch, die Forderung der Gegenseitigkeit in bezug auf staaten- 
lose Personen auf einem Rechtsgebiet in einem Sinne und auf 
einem anderen in einem anderen auszulegen. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. j 


I 


Soweit zu sehen ist, sind die bekannten wirtschaft- 
lichen Sorgen in den russischen Blättern etwas in den Hinter- 
grund getreten. Man erörtert die Erweiterung der Anbaufläche, 
vor allem den Ausbau der Sowjetwirtschaften (Komchosy) und 
Kollektivwirtschaften (Kolchosy). Es ist auch ein großer Plan für 
die gesamte landwirtschaftlihe Entwicklung im Jahre 1927/28 
in Angriff genommen worden, der die Leistungsfähigkeit der 
Landwirtschaft steigern soll und für den über 700 Millionen 
Rubel ausgeworfen sind. In den Plan gehört auch, daß die so- 
genannte „Landeinrichtung“ (Zemleustrojstvo) energisch 
weitergeführt werden soll, besonders in der Richtung, daß die 
Landwirtschaft stärker mechanisiert und in gemeinsamer Arbeit 
betrieben werden könne und daR dem im Gang befindlichen 
Prozeß der Aufteilung und Bildung von Zwergwirtschaften ent- 
gegengearbeitet werde. 
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Damit soll den Angriffen der Opposition die Spitze abge- 
brochen werden, daß die Regierungs- und Parteiarbeit zu wenig 
Praktisches in der Agrarpolitik täte. Richtung und Spitze dieser 
praktischen Maßnahmen geht, wie bekannt, gegen die Groftbau- 
ern, es ist der Versuch, in der Landwirtschaft erneut die Soziali- 
sierung weiterzuführen, die Landwirtschaft auf sozialistische 
Grundlage umzubauen, um damit den Groſtbauern entgegen- 
zutreten und die Dorfarmut zu stärken. Mit Bestimmtheit kann 
man sagen, daß diese Maßnahmen ganz überwiegend theoretisch 
sind und bleiben werden. Auch das neue Agrargesetz mit seinen 
Bestimmungen gegen die Groſtbauern ist ja, wie schon im letzten 
Heft mitgeteilt, noch nicht angenommen. 


Dagegen hat praktische Bedeutung, was in bezug auf die 
„einheitliche landwirtschaftliche Einheitssteuer“ 
vom Zik der Union beschlossen worden ist. Hiernach sollen im 
ausgesprochenen Klassenkampfsinne 35 % der Bauernschaft, die 
Dorfarmen (8,5 Millionen Bauernhöfe), von jeder Steuer befreit 
werden. Die Mittelbauern, die etwa 53% der Steuerzahler aus- 
machen und bisher die Hälfte der landwirtschaftlichen Steuern 
aufbringen mußten, sollen auf 38 % herabgesetzt werden. Da- 
gegen sollen die Groſtbauern, die nur 12% aller Bauernwirt- 
schaften ausmachen und bisher gleichfalls 50% der Steuern 
zahlten, nunmehr mit 62 % belastet werden. Die absolute Be- 
lastung beträgt 80 Millionen, aber das Prozentverhältnis zu den 
Einnahmen der Bauern ist gegen 1924/25 zurückgegangen und 
5 jetzt 29% vom Reineinkommen und 7,4% vom Geldein- 

ommen. z 


Mit schärfsten Mitteln sind die Getreidebereitstel- 
lungen erzwungen worden. Aber die Handelsbilanz 
bietet für die ersten 7 Monate des Wirtschaftsjahres 1927/28 ein 
trübes Bild. In den ersten 7 Monaten de: laufenden 
Wirtschaftsjahres 1927/28 (Oktober 1927 bis April 1928) 
war der Gesamtbetrag des russischen Außenhandels über die 
europäische Grenze 757,6 Millionen Rubel gegenüber 719,6 Mil- 
lionen in der gleichen Zeit des Vorjahres. Unter Hinzurechnung 
des Auſtenhandels in den ersten 5 Monaten über die asiatische 
Grenze ergibt sich ein Gesamtbetrag des russischen Außen- 
handels in Höhe von 867 Millionen Rubel gegenüber 788,4 Mil- 
lionen Rubel in der gleichen Zeit des Vorjahres. Die Ausfuhr 
betrug 398,6 Millionen, die Einfuhr 468,4 Millionen, der Passiv- 
saldo der Handelsbilanz mithin 69,8 Millionen Rubel. 
Man rechnet in der Regierung für das laufende Wirtschaftsjahr 
nicht mehr mit einer aktiven Handelsbilanz, da eine so scharfe 
Drosselung der Industrieeinfuhr schlechterdings nicht möglich ist. 


Die Unsicherheit der russischen Wirtschaftszustände hat 
sich also im Berichtsmonat bestimmt nicht verbessert, eher 


626 


sogar verschärft. Und die Führung, Stalin, gibt sich keiner 
Täuschung darüber hin, daß der Linkskurs in der Innen- 
politik und Wirtschaftspolitik, der in den letzten 3 Monaten ein- 
ehalten worden ist, schlechterdinps nicht weitergeführt werden 
ann. Man hat dadurch gezeigt, da man wirtschaftlich ebenso 
gerichtet sei wie die Opposition, sieht aber aus den Begleit- 
erscheinungen der Spannung zwischen Stadt und Land, daR man 
ar nicht anders kann als, wie es in der Resolution des Zentral- 
omitees und der Zentralkontrollkommission der Partei (siehe 
über deren Sitzung Heft 8, Seite 559 und 564) hieß, daß „die Nep- 
Politik der Weg ist, auf dem die Partei standhaft weiterschreitet 
und der allein die sozialistische Umgestaltung der Wirtschaft ver- 
bürgt“. Damit ist die Zwiespältigkeit genügend charakterisiert, 
unter der das heutige Regime leidet, das unter der Führung 
Stalins zwischen zwei Feuern steht. 


II. 


Der Zik der Union G. Session der 4. Periode) hat vom 
11. bis 23. April gedauert. Auf ihm hielt Litwinow am 21. April 
die nachher im Absatz über die auswärtige Politik wieder- 
See außenpolitische Rede. Der Zik beschäftigte sich mit 
irektiven für das einheitliche Staats-Budget der Union, mit der 
landwirtschaftlichen Steuer, deren Einzelheiten wiedergegeben 
wurden, mit der Sozialversicherung und auch sonst nur mit tech- 
nischen Fragen. Angelegenheiten der Politik in größerem Stile 
wurden dabei nicht behandelt. Auch diese Verhandlungen stan- 
den unter der „Selbstkritik“, von deren Notwendigkeit Stalin 
esprochen hat, und das beweist gleichfalls, daß das herrschende 
egime sich einigermaßen unsicher fühlt. 


Am 22. April wurde das zehnjährige Bestehen des A u fen- 
handels-Monopols gefeiert. Sein Leiter Mikojan benutzte 
diese Gelegenheit. um, was namentlich gegen Deutschland zielt, 
sich gegen Zusammenschlüsse des europäischen Handels mit der 
Sowjetunion in sich auszusprechen: 


„Die Wiederholung solcher Kampagnen (wie die bekannten Vorschläge 
de Monzies) kann die Festigkeit des Außenhandelsmonopols nicht er- 
schüttern. Sie sind zum Miſterfolg verdammt und werden die Völker und 
die Unternehmungen, welche die Führung dieser Kampagne haben oder sie 
anfachen werden, dazu bringen, daß der Handel der Sowjetunion mit ihnen, 
der beträchtliche Vorteile für sie bedeutet, wird verringert werden müssen. 
Davon werden dann die Völker und die Firmen Nutzen ziehen, die mit der 
Bildung von Konzernen und Zusammenschlüssen gegen die Sowjetunion. 
nicht im Zusammenhang stehen und die mit uns unter normalen Bedingungen 
Handel treiben unter voller Erfüllung der Regeln des Außenhandelsmono- 


pols.” 
Mit diesen Drohungen nützt sih Rußland durchaus nicht. 
Ruhige Betrachtung muß ohne weiteres zugeben, daß, wenn auf 
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der anderen Seite der Handel in der einen Hand des Staates 
zusammengefaßt ist, es nur logisch, praktisch und et ist, 
wenn die andere Seite auf der privatkapitalistischen Grundlage, 
von der sie ausgeht, das auch tut. Ohne Zweifel wären die Wirt- 
schaftsbeziehungen Rußlands heute shon für alle Beteiligten 
weiter, wenn das überall von Anfang an eingehalten worden 
wäre. Und auch das höchste Lob des Auſtenhandelsmonopols 
kann nicht bestreiten, daß der russische Außenhandel heute 
immer noch nicht die Hälfte des Gesamtumsatzes vor dem Kriege 
erreicht hat. 


Die alte Garde der bolschewistischen Führer hat abermals 
einen schweren Verlust erlitten. In der Nacht zum 8. Mai starb 
A. D. Zur jupa, der stellvertretende Vorsitzende des Rates der 
Volkskommissare. Er war 1871 in der Krim geboren, von Beruf 
Agronom und schon in den 90ziger Jahren in der organisierten 
Arbeiterbewegung tätig. 1903 schloß er sich dem bolschewistischen 
Flügel an, wurde verhaftet und nach Sibirien verbannt, 1905 
amnestiert und war weiter revolutionär tätig. Er war ein näherer 
Freund Lenins, der ihn zum Volkskommissar für Verpflegung 
machte. Dann wurde er Leiter des Volkskommissariats der Arbei- 
ter- und Bauernsektion für Innen- und Außenhandel. Seit 1921 
war er stellvertretender Vorsitzender des Rates der Volkskom- 
missare, Vorsitzender des „Gosplan“ und Mitglied der Partei- 
instanzen. In den letzten Schwierigkeiten der Getreiiebestellunz 
ist er noch einmal in seine frühere Tätigkeit, in die Sorge um die 
Verpflegung, zurückgekehrt. In seinem Programm hat er sich in 
in den bekannten Bahnen dabei bewegt, gegen die Grofßbauern 
usw. 

Zu seinem Nachfolger ist ernannt worden Grigori j Kon- 
stantinowitschOrdshonikidse. Er ist 1886 in Grusi- 
nien geboren, war Feldscher, seit 1904 in der russischen sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei und dann Bolschewist. Er hat die 
üblichen Schicksale des Revolutionärs hinter sich, hat besonders im 
Kaukasus gearbeitet und ist schon durch die gemeinsame Heimat 
eng mit Stalin verbunden. Er gehört so zu den Kaukasiern, die 
Stalin zielbewußt in die 5 hineinzieht, die ener- 
gisch und rücksichtslos sein können, stramme bolschewistische 
Revolutionäre sind, aber das Ausland tatsählih doch nicht 
kennen. Nach dem Novemberumschwung war er auſterordent- 
licher Kommissar im Süden und im Kaukasus. Nach Bildung der 
Transkaukasischen Republik ist er in deren Verwaltung immer 
höher aufgestiegen, gleichzeitig auch in der Hierarchie der Par- 
tei und ist heute Mitglied der Parteiinstanzen. Amtlich ist er 
Vorsitzender der Zentral-Kontrollkommission, Volkskommissar 
der Arbeiter- und Bauern- Inspektion, Vizevorsitzender des Rats 
der Sowjetkommissare der Sowjetunion und dasselbe im Gene- 
ralwirtschaftsrat. 
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III. 


Der groſte Scha chty- oder Donezprozef hat am 
18. Mai begonnen. Es sind 53 Angeklagte, 16 Verteidiger und fünf 
öffentliche Ankläger. Der Prozeß ist im groften Stile aufgemacht, 
so daß man ihm die Absicht der politischen Demonstration und 
Tendenz von vornherein ansieht. Wie bekannt, sind drei deutsche 
Angeklagte dabei, mit Namen Badstieber, Maier, Otto. Auch sie 
sind, wie die anderen, auf Grund Artikels 58 Abs. 6 des Sowjet- 
Strafgesetzbuches „wegen wirtschaftlicher Gegenrevolution im 
Donez- Bassin“ nd 

Die außerordentlich umfangreiche Anklageschrift wird im 
nächsten Heft, so weit möglich, ausführlich mitgeteilt werden. 
Sie geht bis ins Jahr 1918 zurück und behauptet, daß die eigent- 
liche Organisation 1920 gegründet worden sei und in der zweiten 
Hälfte 1922 die Tätigkeit der gegenrevolutionären Organisation 
begonnen habe, die vom Ausland mit Geldmitteln unterstützt 
worden sei. 

Der Prozeß geht in einem sehr langsamen Tempo vor sich. 
Wir unterlassen es, bereits in diesem Berichte ihn umfassend 
zu besprechen. Er stellt die Beziehungen zwischen Rußland und 
Deutschland auf eine harte Probe und gefährdet die deutsch- 
russischen Wirtschaftsbeziehungen zum Schaden Rußlands außer- 
ordentlich, so daß wir hoffen möchten, die russische Regierung 
werde diese Gefahr noch rechtzeitig erkennen und nicht die 
trotz aller Undurchsichtigkeit im einzelnen deutliche innen- 

olitische Tendenz über die außenpolitischen Interessen Ruß- 
ands siegen lassen. Der Prozeß soll den Arbeitern die kommu- 
nistische Te recht stark vor Augen führen und sie damit bei den 
bekannten großen wirtschaftlichen und politischen Schwierig- 
keiten erneut fest um die Fahne des Sowjetregimes sammeln. 
Darüber werden die Beziehungen zum Auslande aufs Spiel ge- 
setzt und wird im Innern das Problem „Spezialisten“ in einer 
Weise gestellt, die für das Sowjetregime auf die Dauer auch nicht 
günstig sein kann. Aber das Gesamturteil wird vorbehalten, bis 
der Prozeß im ganzen mit dem Urteil abgeschlossen worden ist. 


4 
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IV. 


Von der Emigration ist am 25. April der General Baron 
Peter Nikolajewitsch Wrangel in Brüssel gestorben, wo er seit 
1925 wohnte. Er war 1880 in Petersburg geboren, glänzender Rei- 
teroffizier, Ordonnanzoffizier im russisch- japanischen Kriege bei 
Rennenkampf und war bis zum General und Korpskommandeur 
aufgestiegen. Nach der Revolution bildete er ein Freiwilligen- 
Korps im Kaukasus, die „russische freiwillige Armee“, mit der er 
von der Krim aus die Bolschewisten niederwerfen wollte. Dort 
bildete er auch eine südrussische Regierung, die im August 1920 
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von Frankreich anerkannt wurde. Im Sommer und Herbst 1920 
hatte er militärische Erfolge davongetragen, aber nach. dem 
Frieden der Sowjetregierung mit Polen konnte diese ihre ganze 
Macht gegen Wrangel werfen. Er mußte zurückgehen, wurde im 
November auf die Krim beschränkt und nach der Eroberung von 
Perekop durch die rote Armee am 10. November gezwungen, die 
Krim zu verlassen. Er hat auf Ententeschiffen seine Truppen na 
B geführt, von da nach Jugoslawien, wo er sie auf- 
öste. 

Wrangel ist der letzte General der russischen Gegenrevo- 
lution, ein aufrichtiger russischer Patriot und überzeugter 
Monarchist, der in seiner Lage gar nicht das leisten und erfüllen 
konnte, was von ihm erwartet wurde. Er glaubte an Möglichkeit 
und Notwendigkeit der Restauration und setzte sich schneidig 
und tapfer dafür ein. Immerhin war sein Unternehmen viel bes- 
ser durchdacht und organisiert, auch politisch, als die Versuche 
Kornilows, Denikins, ech und Koltschaks, aber ist, wie 
diese auch, gescheitert. Auf diesem Wege war und ist es nicht 
möglich, Rußland umzugestalten. 


V: 


Wie erwähnt, hielt Litwinow am 21. April im Zik eine 
große Rede zur Außenpolitik, besonders über Genf. Er erklärte: 


„Es sei ein historisches Geschehnis von allergrößter Bedeutung, daß die 
Sowjetdelegation in Genf es durchsetzte, daß zum ersten Male in der Welt- 
geschichte in einer historischen Arena der Gedanke einer vollständigen 
und allgemeinen Abrüstung erörtert werden konnte. Mit besonderer - 
nugtuung hob Litwinow die Einstellung der deutschen Delegation hervor, 
die mit der türkischen Delegation das Sowjetprojekt der Vollabrüstung 
als Grundlage für die Arbeit der Kommission sowie die sofortige Prüfung 
des zweiten Sowjetvorschlages für die Abrüstung befürwortet habe. Lit- 
winow fügte hinzu, bei den Kommissionsbeschlüssen, die mit Ausnahme der 
deutschen und türkischen Delegation einmütig gefaßt wurden, spielte es 
eine gewisse Rolle, daß die Anträge von der Sowjetdelegation ausgingen 
und der Wunsch nach einer Einheitsfront gegen die Sowjetunion andere 
Erwägungen überstimmte. Die Sowjetdelegation in Genf wurde also in 
eine Lage gebracht, die von einer Gleichberechtigung weit enfernt war. 

Was die Gerüchte über einen angeblich von der Sowjetunion vorberei- 
teten Angriff gegen Nachbarstaaten betrifft, so kennen wir gewisse Diplo- 
maten und Militärattachés, die diese Gerüchte verbreiten, ohne selbst daran 
zu glauben. Sind diese Gerüchte nicht eine Rauchwolke, unter deren Schutz 
Vorbereitungen zu einem direkten oder indirekten Angriff gegen die Sow- 
jetunion getroffen werden? Diese unsinnigen Gerüchte können die Tat- 
sache einer systematischen Friedenspolitik der Sowjetunion nicht aus- 
löschen, die in zahlreichen Abrüstungsvorschlägen der Sowjetunion sowie 
in dem Vorschlag, mit allen Staaten Nichtangriffs- und Neutralitätspakte 
abzuschließen, lange vor der Initiative der Vereinigten Staaten zum Aus- 
druck kam. Dagegen kann man zahlreiche Akte der Außenpolitik anderer 
Länder nennen, wie die Erklärung Kelloggs über die Sowjetunion, den An- 
griff der Bank von Frankreich auf das Sowjetgold und weitere Handlungen, 
die keinesfalls als Äußerungen der Friedensliebe aufgefaft werden können. 
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Das Außenkommissariat weiß, daß mit der Ausarbeitung scheinbar harm- 
loser Nichtangriffs- und Schiedsverträge oder eher geheimer Zusatzverträge 
gegenwärtig nicht nur die Büros der Aufenministerien, sondern auch die- 
jenigen des Generalstabes und der Admiralität einiger Länder beschäftigt 
sind. Solange andere Staaten eine unversöhnliche Stellung in der Frage der 
Abrüstung einnehmen, wird die Sowjetunion ihre Wehrhaftigkeit nicht ver- 
mindern und sich zugleich die Sicherung des Friedens als Hauptziel setzen, 
ohne nationale Interessen anderer Länder angreifen zu wollen.“ 


In dem so bezeichneten Rahmen hat sich im Berichtsmonat 
die außenpolitische Lage Rußlands erneut ver- 
schlechtert. Im fernen Osten sind Japan und die Nanking- 
regierung zusammengestoſten. Die Einbeziehung der Mandschurei 
in die damit beginnende große weltpolitische Verwicklung 
interessiert auch Rußland und Rußland ist machtlos, um in der 
neuen Phase der fernöstlichen Beziehungen aktiv seine Interes- 
sen wahrzunehmen. Die „Prawda“ (8. Mai) schreibt dazu: 


„Es läßt sich jetzt schon erkennen, daß diese blutigen Zusammenstöfle 
nur wegen des Eindringens der japanischen Truppen in Schantung ent- 
standen sind. Japan hat sich nun tatsächlich in den chinesischen Bürgerkrieg 
eingemischt, und zwar weil es einen bequemen Vorwand zur Erreichung 
der zwei wichtigsten Ziele der japanischen Politik gefunden hatte, einer- 
seits den Kampf zwischen dem Norden und dem Süden in China nicht zur 
Ruhe kommen zu lassen, um dann andererseits „zur Sicherstellung der 
japanischen Staatsangehörigen“ das Schantunggebiet zu besetzen. So wer- 
den sich sehr bald weitere Verwicklungen ergeben, insofern nämlich Ame- 
rika nicht ruhig bleiben wird, wenn die Japaner sich Schantungs bemäch- 
tigen. Andererseits werden diese neuen blutigen Ereignisse zur Erweckung 
des revolutionären Bewuftseins der chen Massen nicht weniger bei- 
tragen, als das Blutbad, welches die Engländer und die Amerikaner im 
vorigen Jahr in Nanking anrichteten.“ 


i Wir fügen dem noch die Auſterung der „Iswestija“ (11. Mai) 
Inzu: 

„Die Schantungfrage muß noch weit mehr als die mandschurische Frage 
als ein Teil des großen „pazifischen Problems“ betrachtet werden, welches 
alle Mächte am Stillen Ozean lebhaft interessiert, für die Vereinigten Staa- 
ten von Amerika aber eine Lebensfrage bedeutet. Amerika wünscht keine 
übermäßige Ausbreitung des japanischen Einflusses auf dem asiatischen 
Festlande. In jedem japanisch-chinesischen Konflikt wird also Amerika 
bedingungslos auf Chinas Seite stehen. Im Völkerbunde wird China 
selbstverständlich nichts erreichen, denn dieses Institut drückt sich ja vor 
jeder Verantwortlichkeit. Aber die Japaner irren sich sehr, wenn sie glau- 
ben, dafl ihre Intervention zu irgendeiner einigermaßen ernsthaften Fest- 
setzung auf dem Schantunggebiet führen kann. Selbst wenn Japan nicht 
mit dem Widerstand Amerikas zu rechnen hätte, dessen Stellungnahme 
in allen pazifischen Angelegenheiten schlechthin ausschlaggebend 
ist, so müssen die Japaner sich doch davon überzeugen, daß die weltpoli- 
tische Konjunktur nach dem Weltkriege, nach der Revolution in Rußland 
und angesichts des Erwachens des asiatischen Kontinents ihrem Appetit 
nach Landgewinn in China durchaus ungünstig ist.“ 


Dieser Situation gegenüber bedeutete der Besuch des Königs 
von Afghanistan in Moskau und Leningrad realpolitisch 
nicht allzuviel. Die „Prawda“ (1. Mai) begrüßte ihn so: 


„Sowohl die soziale wie auch die politische Struktur der Sowjetunion 
unterscheidet sich schroff von der Staatsordnung Afghanistans. In Ruflland 
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liegt die Macht in den Händen der Arbeiter, die von der Bauernschaft unter- 
stützt werden. Afghanistan dagegen befindet sich auf einer anderen histo- 
rischen Entwicklungsstufe, was schon allein daraus ersichtlich wird, 
in Afghanistan die monarchische Staatsform besteht. Doch ungeachtet des- 
sen hat die ul Ser diese beiden Staaten nebeneinander gestellt, 
die eine ganze Geschichtsepohe hindurch Schulter an Schulter gegen 
den europäischen Imperialismus gestanden haben. Dabei hat zu ihrer An, 
näherung besonders der Umstand beigetragen, daß für beide Staaten der- 
selbe Feind aus der Zahl der europäischen Raubmächte sich als der Haupt- 
feind erwiesen hat, nämlich der englische Imperialismus.“ 

Die „Iswestija“ gaben eine Sondernummer heraus, in der 
Tschitscherin den Einführungsartikel geschrieben hatte. Aber 
der praktische Ertrag des Besuches ist nicht groß. Soweit man 
sieht, ist der russisch-afghanische Handelsvertrag auch nicht 
unterzeichnet worden. 


Die russish-französischen Beziehungen sind eher 
schlechter geworden. Die französische Delegation für die Ver- 
handlungen mit Rußland ist aufgelöst. Die Bekämpfung der kom- 
munistischen Gefahr und der 3. Internationale spielt in Frank- 
reich wieder eine größere Rolle. Die französische Klage gegen 
die amerikanischen Banken auf Herausgabe des Sowjetgoldes 
zeigt vor allem die Richtung der französischen Stimmung. Die- 
ser Schritt nimmt der Sowjet-Regierung die Möglichkeit, russi- 
sches Gold als Sicherheit für französische Kreditaktionen zu 
Gunsten des Ruſtlandsgeschäfts anzubieten. 


Die englisch-russischen Beziehungen stehen auf 
dem alten Fleck. Die Presse hat namentlich die Reise des Lord 
Birkenhead argwöhnisch [verfolgt und variiert immer wieder 
ihr Thema, daß der von England geführte internationale Kapita- 
lismus Rußland isolieren und angreifen wolle. Der russisch- 
englische Handel geht unaufhaltsam zurück. In den ersten 
vier Monaten des laufenden Wirtschaftsjahres 1927/28 (Oktober 
1927 bis Januar 1928) sank die russische Ausfuhr nach England 
auf 42,4 Mill. Rbl. gegenüber 81,9 Mill. in der entsprechenden 
Zeit des Vorjahres. Noch größer war der Rückgang der russischen 
Einfuhr aus England, die sich in der Berichtszeit auf nur 14,3 Mill. 
7017 gegenüber 36,6 Mill. in den ersten vier Monaten 1926/27 
stellte. 

Die Stimmung gegen Rußland in Europa hat sich weiter da- 
durch verschärft, daß am 27. April Bela Kun, der frühere kom- 
munistische Diktator Ungarns, der nach Moskau entkommen 
konnte, in Wien verhaftet wurde. Ungarn hat darauf bei Öster- 
reich den Antrag auf Auslieferung gestellt. Die europäische 
Öffentlichkeit sieht in dem Vorfalle einen Versuch, die Tätigkeit 
der 3. Internationale wieder stärker außerhalb Rußlands zu be- 
tonen, von Wien aus nach dem Balkan usw., einen Versuch Sta- 
lins, dadurch seiner Opposition zu beweisen, da auch er die 
weltrevolutionären Bahnen weitergehen will. 
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Mit Polen waren die Verhandlungen auch noch nicht wei- 
ter gekommen, als ein Attentatsversuch am 4. Mai gegen ein Mit- 
glied der russischen Gesandtschaft in Warschau die Beziehungen 
zwischen Rußland und Polen abermals sehr verschlechterte. Die 
russische Auffassung geht aus der Note an die polnische Regie- 
rung vom 5. Mai hervor: 


„Der gestern ausgeführte Anschlag beweist, daß, trotzdem durch den Ge- 
sandten der Sowjetunion das polnische Außenministerium darauf aufmerk- 
sam gemacht worden war, daß die terroristische Tätigkeit und die Vorberei- 
tung von Anschlägen auf die Vertreter der Sowjetunion in Polen nicht auf- 
hört, die polnische Regierung doch keine Maßnahmen ergriffen hat, um 
diese terroristischen Organisationen zu liquidieren. 

Ungeachtet der vor einiger Zeit von einer gewissen Walentynowiczowna 
gemachten Angaben, daß gegen die Mitglieder der Sowjetgesandtschaft An- 
schläge vorbereitet werden, hat die polnische Regierung doch nicht die nötigen 
Mittel ergriffen, um die Sowjetvertreter vor der ihnen drohenden Gefahr 
zu behüten. Im Gegenteil, im Zusammenhang mit der Angelegenheit der 
Walentynowiczowna hat ein Teil der polnischen Presse eine Kampagne 
gegen die Sowjetgesandtschaft geführt. 

Im allgemeinen muff bemerkt werden, daf dies das dritte Attentat der 
letzten elf Monate ist, die diese weißgardistischen Organisationen gegen die 
Sowjetvertreter unternahmen, und daß sie indirekt auf die Kampagne eines 
Teiles der polnischen Presse zurückzuführen sind, welche diese schändlichen 
Handlungen, die zum Ziele die Herbeiführung von Konflikten zwischen den 
beiden Ländern haben, im Schein von Heldentaten wiedergeben.“ 


Die polnische Regierung wünscht wohl nicht, daß Rußland 
irgendwie gereizt werde, und hat die Angelegenheit auch ruhig 
weiter behandelt. Aber so ist auch mit Polen Rußland im Augen- 
blick in keinem guten Verhältnis. 


Die Beziehungen zuDeutschland stehen unter den Ein- 
drücken des „Schachty- oder Donezprozesses“, wozu auch die ner- 
vösen Erörterungen gerechnet werden müssen, die wir streiften, 
daß Deutschland seinen Handel mit Ruſtland fester zusammen- 
fassen wolle in einer Organisation, die den russischen Handels- 
vertretungen an wirtschaftlicher Kraft annähernd gleichwertig 
sei. Das Nötige wurde dazu schon gesagt. Ferner reißt die Dis- 
kussion über die deutsch-russischen Beziehungen überhaupt nicht 
ab. Dazu sei aus einem wichtigen Artikel der „Iswestija“ (1. Mai) 
doch das folgende im vollen Umfange wiedergegeben: 


„Die Sowjetpresse dessen zu beschuldigen, daß sie gewissermaßen be- 
wußt die Gefahr aufbausche, die den deutsch-russischen Beziehungen droht 
— das heift entweder von der Außenpolitik der Sowjetregierung nichts 
begreifen oder absichtlich in die Beurteilung dieser Frage ein Element der 
Unaufrichtigkeit tragen. Warum verhält sich die Sowjetpresse so besonders 
aufmerksam zu jeder Tatsache, die sich irgendwie auf die deutsch-russischen 
Fragen bezieht? Sie tut es deshalb und nur deshalb, weil die Sowjetunion 
ihre Beziehungen zu Deutschland sehr hoch bewertet. Die Sowjetpresse ist 
bestrebt, nicht nur die öffentliche Meinung in der Sowjetunion, Sondern auch 
in Deutschland auf alles das hinzuweisen, was einer weiteren normalen 
Entwicklung der in Rapallo begründeten deutsch-russischen Freundschaft 
schaden kann. Damit erfüllt die Sowjetpresse eine Pflicht. Sie hilft den 
breiten Massen, sich in diesen Fragen zureditzufinden und Stellung zu ihnen 
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zu nehmen. Dazu müssen wir nun ganz kategorisch erklären, daf die 
Sowjetpresse keinerlei Erfindungen oder müßige Phantastereien in die 
Welt setzt, sondern nur auf das reagiert, was sowohl in der deutschen wie 
auch sonst in der ausländischen Presse gesagt wird. Nehmen wir etwa das 
Auftreten de Monzies und die Beurteilung, welche es in der deutschen 
Presse gefunden hat. Nur wer es nicht sehen will, kann leugnen, daß in den 
Kommentaren der deutschen Presse der Plan einer deutsch-französischen 
Verständigung nicht vom Gesichtspunkt einer Einigung von drei interessier- 
ten Ländern, sondern nur vom Standpunkt einer Verständigung von zwei 
Staaten zuungunsten eines dritten beurteilt wurde. Noch diarakteristischer 
ist eine Tatsache, die mit dem Besuch des Lord Birkenhead zusammen- 
hängt. Wir erinnern daran, daß von diesem Besuch zuerst die englische 
Presse Notiz nahm, dann die amerikanische und französishe. Angesichts 
der augenblicklich doch sehr verwickelten internationalen Lage stellte die 
Sowjetpresse rechtzeitig und mit vollem Recht die Frage nach dem wirk- 
lichen Zweck der Reise Birkenheads nach Berlin. Als Antwort darauf tischte 
man uns von deutscher Seite ein harmloses Geschichten auf, demzufolge 
Birkenhead in Deutschland ausschließlich die Genüsse des Sports gesucht 
haben sollte, wobei diese Erklärungen in den Spalten sehr einfluflreicher 
deutscher Blätter erschienen. Die „sportliche Betätigung“ des Lords erwei- 
tert sich immer mehr, die Teilnehmer an seinem Golfspiel mehren sich, 
die deutsche Presse fährt aber fort, ein harmloses Gesicht zu wahren und 
bezichtigt ganz naiv uns der Gespensterfurht! Die Sowjetpresse würde 
vor den breiten Massen ihres Landes ein Verbrechen begehen, wenn sie 
nicht rechtzeitig die Schwankungen und Wendungen signalisieren wollte, die 
hinsichtlich der kapitalistischen Einkreisung der Sowjet- 
union zu bemerken sind. Wenn nämlich erst die sih ankündigenden 
Veränderungen vollendete Tatsachen geworden sind, dann haben auch die 
Gespenster aufgehört Gespenster zu sein.“ („Ostexprefi”). 

Auch ein Artikel von mir in der „Neuen Zürcher Zeitung‘: 
„Große Zusammenhänge“ (11. April) wurde herangezogen, um 
diese Gefahr zu unterstreichen. In meinem Artikel war aber 
keine Rede davon, das bisherige System der deutschen Be- 
ziehungen nach Westen und Osten verändert zu sehen. Daß es 
nicht nur möglich, sondern notwendig ist, die großen Zusammen- 
hänge zwischen der Genfer Erörterung, dem russischen Ab- 
a rojekt, den Gedanken der Konferenz von Havanna und 
schließlich der nordamerikanischen Initiative zu sehen, versteht 
sich aber doch von selbst. 

Zu der letzteren und der Antwort Deutschlands auf die Note 
Kelloggs sagen die „Iswestija“ ja auch selbst (30. April): 

„Die deutsche Antwortnote richtet ihre Spitze gegen die Organisation 
des Völkerbundes, welche die Verteidigung der Versailler Leute 
führt, d. h. gegen Frankreich und seine Verbündeten. Gleichzeitig bezeugt 
die Antwort der deutschen Reichsregierung auch, daf die diplomatische 
Initiative, die von London und Paris ausging, und eine Kollektivantwort 
der im Völkerbundsrat zusammengeschlossenen Mächte auf Kelloggs Vor- 
schlag anstrebte, einen Mißerfolg erlitten hat. Deutschlands Antwort nötigt 
auch die anderen Regierungen, an welche sih Amerika gewandt hat, zu 
einer schleunigen Antwort. Unter solhen Umständen kann es leicht ge- 
schehen, daf Frankreich mit einem Gegenprojekt, welches für eine ganze 
Reihe von Fällen den Krieg als zulässig ansieht, isoliert bleiben kann. Eine 
solche Isolierung würde die internationale Stellung Frankreichs und seine 
„ als eines der bestimmenden Faktoren der Weltpolitik noch mehr 
schwächen.“ 
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Wir fügen noch die Äußerung der gleichen Zeitung (23. Mai) 
über den Ausgang der deutschen Reichstagswahlen hinzu: 

„Die Rolle der Sozialdemokratie: „Diese Partei wird nicht nur immer 
mehr eine Partei der Agenten des Bürgertums, sondern auch die Partei 
des Staatsapparats in der deutschen bürgerlichen Republik. Nachdem die 
Sozialdemokratie schon seit einigen Jahren in Preußen die Macht inne- 
gehabt hat, wird es ihr nun auch gelingen, an die Spitze der Reichsregierung 
zu kommen. Um sie gruppieren sich die kleinbürgerlichen und halbbürger- 
lichen Elemente, die bis vor kurzer Zeit ihre Stimmen den Deutschnationalen 
und dem Zentrum zu geben pflegten. Das deutlich erkennbare Anwachsen 
der kommunistishen Partei Deutschlands, ihre Konsolidierung auf der 
Grundlage einer revolutionären Taktik bei gleichzeitig zunehmendem Ver- 
trauen des deutschen Proletariats ist das interessanteste und wesentlichste 
Moment in der Geschichte dieser Reichstagswahl.“ 


VI. 


Es ist immer dasselbe Thema, das in der Sowjet-Presse ab- 
enine wird: die Antisowjetfront, die wachsende Feindschaft 
es internationalen Kapitals und dergleichen mehr. Diese Ner- 
vosität, die an sich nicht berechtigt ist, hat, wie uns eben dünkt, 
ihren Grund in der inneren Unsicherheit der Sowjet-Regierung, 
die auch im Berichtsmonat wieder hervortrat. 


Sie muß vor den Bauern doch den Rückzug antreten, weil 
sie in der po li tisch en Tendenz gegen die Bauern die wirt- 
schaftliche Grundlage der Existenz des Sowjet-Regimes 
überhaupt gefährdet. Das wurde damit gemeint, daß Stalin 
zwischen zwei Feuern stehe. 


Dasselbe gilt für das Verhältnis zum Ausland. Stalin sucht 
seiner Gefolgschaft zu beweisen, daß er in der äußeren Politik 
den Linkskurs steuert. Dabei braucht er das Ausland, dessen 
Stellung zu Rußland sich doch immer mehr verschlechtert: Ferner 
Osten, Nordamerika, Frankreich, England, Polen, es genügt, auf 
diese Beziehungen hinzuweisen. Und die Wirtschaftsbeziehungen 
mit Deutschland sind abgebrochen, die Beziehungen mit Deutsch- 
land übernaupt werden im Donezprozef auf eine ernste Probe 
gestellt. 


Auch der Berichtsmonat hat nicht gezeigt, da die Sowjet- 
regierung und Stalin vor allem in ihr den Ausweg aus dem 
Zirkel zu finden vermag, den der Gegensatz zwischen der 
kommunistisch-weltrevolutionären Ideologie und der realpoli- 
tischen Notwendigkeit in der heutigen wirtschaftlichen und poli- 
tischen Situation der Welt für die bolschewistische Partei und 
ihre Führung darstellt. 


Abgeschlossen, 25. Mai 1928. 
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II. Wirtschaftsumschau. 
Von Otto Auhagen. 


Soweit es aus der Ferne beurteilt werden kann, sind in Ruß- 
land Lage und Stimmung heute weit gedrückter als vor einem 
ahre. Die Ungeduld seiner Führer, die fieberhaft darauf 
rennen, das Land aus der Armut zu erheben und durc das 
Tempo des wirtschaftlichen und sozialen Fortschrittes die kapi- 
talistischen Länder zu übertrumpfen, erlebt wieder einmal eine 
Reihe schwerer Enttäuschungen. Es ist in der menschlichen Natur 
begründet, daß der Bolschewismus die Schuld nicht sich selbst 
zuschreibt, sondern allen denen, die vermeintlich sein Wirken 
durchkreuzen, nicht nur den Dorfkulaken und bürgerlich ge- 
sinnten Ingenieuren, sondern auch den örtlichen Funktionären 
der eigenen Partei, und ebenso begreiflich ist es, daß er die in 
der Wirtschaft hervortretenden Fehler und Mängel nicht nur als 
Wirkung menschlicher Schwäche, wie Unwissenheit, Trägheit 
und Unredlickeit erblickt, sondern bewußte gegenrevolutionäre 
Tendenzen wittert, die vom kapitalistischen Ausland geschürt 
werden. Infolge dieser in der Hauptsache grundfalschen Diagnose 
werden daher Auch falsche Heilmethoden angewandt, nicht ent- 
schlossenes Fortschreiten auf der von Lenin im März 1921 be- 
tretenen Bahn, sondern rückschrittliche Verschärfung des Terrors 
und wirtschaftlichen Zwanges. In das glimmende Feuer des länd- 
lichen Klassenkampfes ist wieder frisches Ol gegossen worden; 
die wirtschaftlich wertvollsten Schichten der Bauernschaft sind 
entmutigt worden. Es wäre schlimm, wenn sie die Hebung ihrer 
Wirtschaft als Sisyphusarbeit endgültig aufgeben würden. Ab- 
gesehen von der sich infolgedessen ergebenden Verminderung 
der landwirtschaftlihen Überschüsse, zu denen die größeren 
Bauern vor allem beitragen, würde das Vorbild für den Fort- 
schritt im Dorfe verschwinden und zugleich der Rückhalt, den sie 
den schwachen Mitgliedern der Bauernschaft durch Aushilfe mit 
Inventar und Saatgut, durch Lohnbeschäftigung und Land- 
abpachtung gewähren. Auch in der Industrie bt es für die 
Leitung des Saale und der Partei unendlich viel Verdruſt. Die 
Schachty-Affäre hat die RKI (Arbeiter- und Bauerninspektion) 
und sonstige Kontrollorgane veranlaſtt, tiefer in das Getrfebe der 
Industrie, des Handels und Verkehrs hineinzuleuchten; auch 
hat Stalin in mehreren Versammlungen zu strenger „Selbstkritik“ 
aufgerufen, und so bringt die amtliche Presse ein wahres Trom- 
melfeuer von unerfreulichen Nachrichten, die fast den Eindruck 
erwecken, als ob auf der ganzen Linie Unverstand und Wirrwarr 
herrschen. Ein neuerdings besonders oft wiederkehrender Vor- 
wurf ist die mangelnde „Koordinierung“ der verschiedenen Zweige 
oder Aktionen innerhalb eines einzelnen Betriebes oder eines 
wirtschaftlichen Verbandes; die eine Hand weiß nicht, was die 
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andere tut; ein Übermafß von Organisation hat vielfach die Wirt- 
schaft auseinanderorganisiert. 

Indessen darf der objektive Beurteiler nicht nur auf diese 
negative Seite blicken; neben eklatanten Miſtständen tritt doch 
nach deutlich der Fortschritt in Erscheinung; nicht zu bestreiten 
ist vor allem die Fortdauer der quantitativen Steigerung der 
industriellen Produktion. Die Bruttoproduktion betrug zu Vor- 
kriegspreisen in Millionen Rubel: 


1927 1928 
anuar . . . . 3472 442,4 
ebruar . . . 352,3 430,8 
März . . . . . 371,2 470,2 
Hiervon entfallen auf die Industrie der Produktionsmittel: 
1927 1928 
au: . ... . 196,1 249,1 
ebruar . . . . 1993 242,7 
März. . . 200,2 245,5 
auf die Industrie der Verbrauchsgegenstände: 
1927 1928 
1 . . . . 1958 193.3 
ebruar . . . . 153,0 188,1 
Mär z. . . 171,0 224,7 
Die Förderung von Steinkohlen betrug (1000 t): 
1927 1928 
en „ . . . 2521 3114 
ebruar . . . . 2701 2999 
März. 22878 3 184 
An Walzmetall wurden produziert (1000 t): 
1927 1928 
Paar . . 223,6 287,6 
ebruar . . . 228,6 274,1 
März z.. 2243, 302, 7 
an Baumwollgewebe (Millionen Meter): 
1927 1928 
Januar . . . . 191,9 222,0 
Februar. . 195,0 214,9 
Mär Zz. . . 201,0 234,9 


Das Wachstum der Volkswirtschaft wird auch durch den 
Güterverkehr der Eisenbahn bezeugt; es wurden beladen (1000 
Waggons): 


1922 1928 
55 5 „ . . BB 29,9 
ebruar . . . . 288 31,4 
Mär z.. . 28,7 33, 3 


Nach dem letzten Kon junkturbericht sind die Preise für 
gewerbliche und land wirtschaftliche Erzeugnisse im großen Durch- 
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schnitt stabil gewesen. Der Index der Großhandelspreise betrug 
gegen 1913: 


im allgemeinen: 


1927 1928 
ne .. . . 1,786 1.711 
ebruar . . . . 1,788 1,809 
März.. . 177 1,708 
Agrarprodukte: 
Januar. . . 1573 1,557 
Februar. . . 159 1,557 
März. . . . . 1,603 1,555 
Industrieprodukte: | 
anuar . . . . 2,028 1,880 
ebruar . . . . 2,005 1,877 
März 1,961 1,876 


Scherenöffnung: d. h. Indexverhältnis zwischen Agrar- 
und Industrieproduktion: 


95 . . . . 129 1,21 
ebruar . . . . 1,26 1,21 
März. . . 1,22 1,21 


Hiernach hat sich das Preisverhältnis zwischen landwirtschaft- 
lichen und gewerblichen Erzeugnissen seit März 1927 kaum ge- 
ändert. In Wirklichkeit ist das Verhältnis für die Landwirtschaft 
viel ungünstiger als nach der vorstehenden Statistik; der Bauer 
erhält für viele seiner Erzeugnisse, vor allem für Getreide, einen 
sehr viel niedrigeren Preis, während er die gewerblichen Er- 
zeugnisse sehr viel teurer bezahlen muß. 


* 1 * 


Gegenstand besonders schwerer Sorge ist heute die Land- 
wirtschaft. Die Stoßkraft der um die Tahreswende begonnenen 
Getreidekampagne ist erlahmt. Die ersten 3 Monate brachten 
eine gewaltige Steigerung der Getreidebeschaffung gegen das 
Vorjahr; es wurden aufgebracht (1000 t): 


1927 1928 

(vorläufige Ziffer) 
poe . . . . 993 1359 
ebruar. . . . 910 1 990 
Marz. . 712 1195 
zusammen: 2615 4544 


Schon aber der März, wie ich bereits im Maiheft darlegte, brachte 
eine Enttäuschung. Das Ankaufsgeschäft blieb in zunehmendem 
Maße hinter der Sollziffer zurück. Einen völligen Zusammen- 
bruch der Kampagne brachte der April. Während die erste 
Fünftagesreihe noch 76 000 t ergab, brachten die letzten fünf Tage 
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des Monats nur noch 19 000, während im Vorjahre sich die Ziffer 
von 88000 auf 54000 senkte. Insgesamt wurden nur 225 000 t 
gegen 447 000 t im Jahre 1927 aufgebracht. 


Im ganzen ist die amtliche Getreidebeschaffung in den bis- 
herigen zehn Monaten des landwirtschaftlichen Jahres (Juli bis 
April) mit 10584 Millionen Tonnen kaum geringer gewesen als 
im Vorjahr (10632 Millionen Tonnen). Daneben aber wurde, 
wie ich schon im Aprilheft betonte, in früheren Jahren die Brot- 
versorgung der Bevölkerung großenteils durch den Privathandel 
vermittelt, der jetzt fast gänzlich lahmgelegt ist. Die amtliche 
Ziffer allein eutet daher ein sehr empfindliches Defizit, und 
nach wie vor wird daher die Getreidebeschaffung als die aller- 
dringlichste Aufgabe bezeichnet. Wird aber noch viel aus der 
Bevölkerung herauszuschlagen sein? Die Regierung scheint dies 
zu hoffen, indem sie den Hauptgrund des jetzigen Rückschlages 
darin erblickt, daR die Energie der örtlichen Ankaufsorgani- 
sationen nachgelassen habe, teilweise aus Rücksichtnahme auf 
die Bestellungsarbeiten der Bauern, vor allem aber in einer „De- 
mobilisierungsstimmung', die da glaube, in den vorhergehenden 
Monaten genug geleistet zu haben, um sich jetzt ausruhen zu 
können; durch neue Anfeuerung des Apparates unter reichlicher 
5 von Strafen glaubt daher die Regierung, die Kam- 
pagne wieder beleben zu können. 


In Wirklichkeit dürfte sich das Nachlassen nur allzu natür- 
lich daraus erklären, daß die Getreidevorräte der Bauern zur 
Neige gehen und die Bauern in Erinnerung an die entsetzliche 
Katastrophe von 1921/22 nicht ihr Letztes hergeben wollen. Seit 
Jahren überschätzt die Regierung die Vorräte, die die Bauern aus 
einem Erntejahr in das folgende hinübernehmen, und vermutlich 
beruht auch die diesjährige Erntestatistik auf erheblicher Über- 
schätzung. Terror und Steuerdruck haben wahrscheinlich schon 
jetzt in vielen Gegenden die Vorräte der Bauern unter das Maß 
vermindert, das zur Sicherung ihrer eigenen Versorgung bis zur 
neuen Ernte und vor allem für den Fall, daß diese unbefrie- 
digend ausfällt, erforderlich ist. Trotz erhöhter Anstrengung hat 
die erste Hälfte des Mai daher erst 102 705 t*) erbracht, ist also 
noch hinter der halben Aprilziffer und auch hinter der Hälfte der 
vorjährigen Maiziffer (124822 t) zurückgeblieben; von der Soll- 
menge des Monats wurden statt 50 % nur 14,1 % aufgebracht. 
Nicht günstiger sind die Aussichten für den Rest des Erntejahres, 
wenn nicht äußerster Terror zur Anwendung kommt. Der Kampf 
um das Brot zwischen Stadt und Land wird vielleicht in den 
nächsten Monaten scharfe Formen annehmen, zumal neuerdings 
auch in der Fleischversorgung der Hauptstädte und anderer 
großer Industriezentren Stockungen aufgetreten sind. 


*) Bis 20. Mai 155 590 t. 
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Vermutlich hätte die diesjährige Getreideversorgung bei 
weitem nicht diesen krisenhaften Verlauf genommen, wenn nicht 
der private Handel und mit ihm das private Mühlengewerbe 
unterdrückt worden wären. Der Bauer hätte sein Getreide durch- 
schnittlich besser verwerten können, hätte sich in seiner Ernäh- 
rung und Wirtschaft anders eingerichtet, um mehr Getreide zu 
veräußern, und beim Fortbestehen der Möglichkeit, aus privater 
Hand Getreide und Mehl zu kaufen, würde in der Stadt die Nei- 
gung zum Hamstern nicht so stark hervorgetreten sein. 


Zu den Druckmitteln der Getreidekampagne gehörte be- 
kanntlich auch die Unterbringung der „Anleihe zur Stärkung der 
bäuerlichen Wirtschaft“, die den Bauern vielfach geradezu auf- 
gezwungen wurde. Bis zum 15. April waren statt der vorge- 
sehenen 100 Millionen 123,4 Millionen Rubel gezeichnet. Sehr im 
Gegensatz zu ihrem Zweck hat die Anleihe zunächst die bäuer- 
liche Wirtschaft bedenklich geshwäct. Nicht nur flüssiges Be- 
triebskapital wurde den Bauern entzogen, sondern auch notwen- 
diges Wirtschaftsinventar mußte vielfach veräußert werden, um 
die Zahlung zu ermöglichen. Andererseits suchen die Bauern, 
die Anleihe schnell wieder zu veräußern, was nicht nur auf den 
Kurs dieser Anleihe, sondern auch auf die Aussichten künftiger 
Anleihen ungünstig zurückwirken muß. Viel zu spät ist ein 
geharnischter Erlaß gegen die Ausartung der Propagierung der 
Anleihe erfolgt. Im übrigen waren die örtlichen Behörden in 
einer verzwickten Lage. Strafe drohte, wenn von der Anleihe zu 
wenig untergebracht wurde, und allzugroßer Eifer gilt nach- 
träglich gleichfalls als Verbrechen. 


Über die Getreideernte von 1927 wurden neuerdings folgende 
Ziffern neben den berichtigten Zahlen für die Vorjahre ver- 
öffentlicht (Millionen Doppelzentner): 


I. Bäuerliche Wirtschaft. 
. 1924 1925 1926 1927 


Weizen 128,5 198,7 2231 203,9 
Roggen 167,2 2229 229,4 2548 
Gerste. 309,3 608 52 468 
Hafer 87,5 1158 1434 130,4 
Mais 223, 44,9 364 378 
Hirse 211,3 40,1 33,0 36,8 
Buchweizen. 14,5 10,5 189 194 
Sonstige Körner früchte . 14,3 186 23,4 20,4 


Insgesamt: 515,7 724,3 762,8 750,3 


II. Of fentliche Hand und Kol- 
lektiv wirtschaft 14,8 208 20,2 194 


Insgesamt I und II: 5305 745,1 783,0 769,7 
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Vor allem hat die Weizenernte eine starke Minderung erfahren. 
Im ganzen ergibt sich eine Abnahme der Getreideernte gegen das 
Vorjahr um 22,3 Mill. dz (, Ost-Expreſt“). 

Die Beschaffung von nicht zum Getreide zählenden landwirt- 
schaftlichen „ durch die amtlichen Organe stellt fol- 
genden Wert in Mill. Tscherwonzen-Rbl. dar: 


1927 | 1928 
Techn. Erzeugnisse Techn. Erzeugnisse 
Rohstoff d ZU Rohstoff: d 2M 
u. Ölsaaten Viehzucht amen 9 Viehzucht anne 
pas . 397 74,0 113,7 55,7 70,0 125,7 
ebruar 83,8 101,0 184,8 77,1 102,9 180,0 
März . 831 76,4 159,5 111,9 129,1 241,0 


Im März war also sowohl gegen den vorhergehenden Monat wie 
auch gegen denselben Monat des Vorjahres ein bedeutender Fort- 
schritt zu verzeichnen. n 

* 

Zu den Schwierigkeiten der Brotversorgung im laufenden 
land wirtschaftlichen Tahre gesellt sich ernste en um die neue 
Ernte. Die Vegetationsbedingungen waren im großen und ganzen 
recht ungünstig. Wie ich schon früher (S. 379 und 444) hervorhob, 
haben herbstliche Dürre und früher Winteranfang die Herbst- 
bestellung sehr beeinträchtigt; allein für die RSFSR wurde die 
Wintersaatfläche um fast 5 Mill. ha kleiner berechnet als im Vor- 
jahr. In einzelnen Landesteilen, z. B. in dem wichtigen Nordkau- 

asusgebiet, auch in südlichen Teilen der Ukraine, waren die 
Saaten bei Eintritt des Winters schlecht aufgegangen. Der Win- 
ter selbst war hart bei teilweise ungenügender Schneedecke; er 
hielt außergewöhnlich lange an, gegen Ende wechselten Tauwet- 
ter und harter Frost mehrfach miteinander ab. In der Zone der 
“ Schwarzerde sowie der südlichen und südöstlichen Steppengebiete 

sind die Saaten infolgedessen ausgewintert; für die RSFS wer- 
den als besonders geschädigt bezeichnet der Nordkaukasus, das 
Zentralschwarzerdgebiet und die Krim (auch das Fernöstliche 
Gebiet); dagegen soll der Stand der Wintersaaten im Mittel- und 
Nieder-Wolgagebiet, in der Kirgisensteppe und Sibirien am 1. Mai 
„über mittel“ gewesen sein. Im allgemeinen wird aber für den 
angegebenen Termin der Saatenstand in der RSFSR im Vergleich 
zum Vorjahr als „etwas ungünstiger“ bezeichnet. Auch in der 
Ukraine, besonders im Süden, soll die Wintersaat in großem Um- 
fange vernichtet sein. | 

Der lange Winter hat selbstverständlich auch die Frühjahrs- 
bestellung gehemmt. In der Südhälfte Rußlands hat sie sich um 
2 bis 4 Wochen verspätet. Dazu setzte Anfang Mai nafkalte Wit- 
terung ein, die die Entwicklung der Saaten noch weiter zurück- 


hielt. Es liegt daher die Gefahr vor, daß die Blüte des Getreides 
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in die Zeit sommerlicher Hitze und heifer Winde fällt, daher zu 
schnell verläuft und die Ahren sich nicht mit Körnern füllen. Wenn 
außerdem die Schwächung berücksichtigt wird, die die leistun 
fähigeren Bauernwirtschaften durch das Aussaugungssystem der 
Regierung während des Winters erlitten haben, so müssen die 
augenblicklichen Aussichten auf die diesjährige Ernte 
recht ungünstig eingeschätzt werden. 

Was die Sicherstellung technisher und anderer Kulturen 
durch das Mittel der Ausdingung (, Kontraktazija“, vergl. S. 379) 
betrifft, so scheint diese quantitativ einigermaßen befriedigend 
vonstatten zu gehen. Bis Ende April erstreckten sich die abge- 
schlossenen Verträge für Getreide auf 70—80 % der planmäfligen 
Fläche, für Kartoffeln auf 87—90 %, für Baumwolle auf 71 . für 
Obstkulturen über 100 %, für Faserlein 71 %, für Tabak 50 *; 
eine Ausnahme bildete Lein zur Ölgewinnung mit nur 40 . Ge- 
klagt wird aber über Verspätung und vielfach ganz unzwec- 
mältige Anwendung. 


k * 


Die Nachfrage nach Kunstdünger ist bei herabgesetzten Prei- 
sen erheblich gestiegen, kann aber für das besonders begehrte 
Superphosphat aus der inländischen Produktion nur etwa zur 
Hälfte befriedigt werden. Es soll daher Superphosphat aus dem 
Ausland zugeführt werden. Mit Kali und Stickstoff werden in 
erster Linie die Flachsbauern, allerdings in unzureichendem 
Maße, versorgt. Bis zum 1. April waren in der RSFSR im ganzen 
58 500 t Mineraldünger versandt; diese Ziffer besagt, daß im 
großen und ganzen die Anwendung in Rußland noch im ersten 
Anfang steht. Mit großen Hoffnungen sieht das Land der Er- 
schlieflung des Kalireviers von Solikamsk entgegen, wo die ersten 
beiden Schächte im Bau sind. 

Die Produktion von Landmaschinen wird jetzt auf 175 % der 
Vorkriegsmenge angegeben, wogegen die Einfuhr nur 17 % von 
1913 beträgt. Bemerkenswert ist die starke Konzentration dieses 
Industriezweiges, die in dem Zeitraum von 1918 bis 1927 zu 
einer Verringerung der Werke von 920 auf 39 unter gleichzeitiger 
Spezialisierung eines groſten Teils der Fabriken geführt hat. Die 

nterbilanz geht von Jahr zu Jahr zurück; für 1928/29 wird ver- 
lustloser Betrieb erwartet. Die Produktionskosten verminderten 
sich 1926/27 um 7,2 %, weniger infolge der Rationalisierung als 
infolge der Erhöhung der Produktion; im laufenden Jahr wird 
eine weitere Senkung um 6,5 % erwartet. Sehr empfindlich für 
die Landwirtschaft ist der Umstand, daf die Fabriken den Ver- 
lust, den sie beim Absatz neuer Maschinen erleiden, durch um so 
höheren Gewinn an den Ersatzteilen auszugleichen suchen; eine 
große Fabrik in Rostow, die an Maschinen 314000 Rbi. verlor, 
erübrigte aus dem Verkauf von Ersatzteilen 619000 Rbl.; die 
hohen Preise wirken auf den Absatz der Ersatzteile ungünstig ein. 
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Trotz ihrer Vermehrung reicht die Produktion bei weitem 
nicht für den Bedarf aus; die Nachfrage nach billigen Pflügen 
konnte in letzter Zeit nur zu 60 5 befriedigt werden. Uber die 
Qualität wird viel 10 sowohl hinsichtlich der Konstruktion 
wie des Materials. Vor allem genügt das Guſteisen nicht der Be- 
i auch ist das Holz nicht trocken genug (von einer 
großen Fabrik wird berichtet, daß ihre Darre täglich nur einen 
„ABRON Holz bewältigt, während 20 bis 30 Waggons verarbeitet 
werden). 

Ein Beispiel für die Politik der „Klassenlinie“, die heute im 
Dorfe verfolgt wird, sind die Bedingungen der Kreditgewährung 
beim Verkauf der Maschinen und Geräte: Kollektive zahlen bei 
kurzfristigen Krediten 7 %, bei langfristigen 4% jährlich, arme 
und mittlere Individualwirtschaften 8 bzw. 5 %, wohlhabende 
Wirtschaften, die Maschinen auf Kredit nur beziehen dürfen, 
wenn diese reichlich vorhanden sind, 12 bzw. 7 %. 

An Traktoren wurden nach den neuesten Angaben (vgl. ältere 

Ziffern S. 444) seit 1921/22 29 140 aus dem Ausland eingeführt, 
während im Lande selbst 3 170 Stück gebaut wurden; gegenwär- 
tig sind in der Union etwa 27500 in Betrieb (44,3 % in Kollek- 
tiven, 30,6 % in sonstigen bäuerlichen Genossenschaften, 14,3 % 
auf Gütern der öffentlichen Hand, 10,8 % in Individualwirtschaf- 
ten). Das Putilow-Werk in Leningrad soll in diesem Jahre 2000 
Traktoren herstellen; die Kosten der eigenen Produktion sind in- 


dessen noch außerordentlich hoch. 


* * * 


Uber den Kolonisationsplan der nächsten Zeit machte Lazis 
als Vorsitzender des Übersiedelungskomitees der Union beim Zik 
vor kurzem folgende Mitteilungen. Die Ziele der Kolonisation 
sind: 1. Nutzbarmachung des Ödlandes der Randländer, 2. Ent- 
lastung der übervölkerten Gebiete, 3. Wirtschaftliche und poli- 
tische Befestigung der Grenzgebiete. | 

Bei einer Gesamtfläche von 312 Mill. ha tatsächlich genutzten 
Landes kommen für die Besiedlung in erster und zweiter Reihen- 
folge an unbenutztem Land in Betracht: 


in der RSFSR (ohne autonome Republiken) . 232 000 000 ha 


Kasakstan . . 2. 2.2.20... . 33 000 000 ha 
Usbekistan, Turkmenistan 7 000 000 ha 
Transkaukasien (Aserbaidshan) . . a 5 000 000 ha 
ü ĩᷣͤ u ²˙ y ⅛ àAAA A ñ ee 150 000 ha 


zusammen: 277 150 000 ha. 
Die a landwirtschaftliche‘ Bevölkerung in den zu 


entlastenden Gebieten wird von der Staatsplankommission der 
Union auf 9 Mill. Arbeitskräfte (ungefähr 20 Mill. Gesamtbevöl- 
kerung) geschätzt. Man hofft, in den nächsten fünf Jahren 
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2282430 Personen, in dem folgenden Jahrfünft 3 057 750 ansie- 
deln zu können. Unter Vorsehung einer Bodenreserve soll im 
nächsten Jahrfünft ein Landfonds für 470166 Familien mit 
2 568 480 Seelen gebildet werden, der sich auf die einzelnen Ge- 
biete folgendermaßen zu verteilen hat: 


Ferner Osten, Sibirien, Uralgebiet, für Familien: für Seelen: 

Wolgaland, Nordkaukasus . . . 304 360 1 668 480 
Karelien-Mr man. 18 000 90 000 
Kim oee A 9 090 50 000 
Kasak stan 90 000 500 000 
Bur jaten-Mongolen- Republik . 3636 200 000 
Aserbaidshan 2 2 2.2.2.2. 14000 75 000 
Armenien . . . . 12000 65 000 
Usbekistan, Turkmenistan, südl. 

Kirgisſen 18 180 100 000 


Zur Vorbereitung dieses Landfonds sind Wegeausstattung, Was- 
serversorgung und erstmalige Kultivierungsarbeiten erforderlich. 
Der Bedarf an neuen Landwegen allein in der RSFSR wird auf 
15 267 km angegeben. Für je eine anzusiedelnde Familie sollen 
3 ha vorkultiviert werden und zwar mit den Geräten der Über- 
siedlungsbehörden und mit Arbeitshilfe der bereits vorhandenen 
Ansiedler, damit diese in der ersten schweren Zeit einen Ver- 
dienst haben. Die Kosten der Vorbereitung des Landfonds wer- 
den auf 300 bis 618 Rbl. je Familie, insgesamt auf 191,032 Mill. 
Rubel veranschlagt. | 

Außerdem wird für die Einrichtung an Ort und Stelle, d. h. 
zum Zwecke des Baues und der Inventarausstattung eine Kredit- 
hilfe von 200 bis 400 Rbl. je Familie, zusammen 134,939 Mill. Rbl. 

ewährt; die Darlehen sind mit 3,5 % zu verzinsen und vom 6. 
bis 10. Jahre zu tilgen. Für die kulturelle Versorgung der Kolo- 
nisten auf der Reise und am Ansiedlungsort sind 100 bis 217 Rbl. 
je Familie, im ganzen 73,016 Mill. Rbl. vorgesehen. Also insge- 
samt soll der Haushaltsplan der Union für die nächsten; fünf 
Jahre mit rd. 400 Mill. Rbl. belastet werden; so groß diese Summe 
1 entspricht sie doch dem vorhandenen Bedürfnis bei weitem 
nicht. 

Auch die jüdische Bevölkerung, deren Existenzbedingungen 
durch die Einschränkung des Privathandels eine besondere Ver- 
schlechterung erfahren haben, ist an dem Kolonisations werk be- 
teiligt; der skizzierte Gesamtplan sieht für die nächsten fünf 
Jahre die Ansiedlung von 25—30 000 Familien vor, besonders im 
fernen Osten, im Süden der Ukraine, in der nördlichen Krim 
und in dem kaukasischen Küstengebiet des Schwarzen Meeres. 


Aus den Schwierigkeiten der Brotversorgung und selbstver- 
ständlich auch aus der marxistischen Einstellung der Regierung 
erklärt es sich, daß den bevölkerungspolitischen Zwecken zuwi- 
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der beträchtliche Flächen unbenutzten Landes und zwar beson- 
ders günstig gelegene zur Bildung großer Güter verwendet wer- 
den sollen, um vor allem Getreide für den Markt zu erzeugen. 
Vom Narkomsem der RSFSR sind 125 Groſtbetriebe mit einer 
Gesamtfläche von 4—41% Mill. ha geplant. wovon in den nächsten 
Jahren 11%—21% Mill. ha bebaut Re sollen; man hofft, 17 Mill. 
Doppelzentner von dieser Fläche zu erzielen. Zur wissenschaft- 
lichen Vorbereitung sollen 30 Professoren und Agronomen nach 
den Vereinigten Staaten, Canada und Deutschland ausgesandt 
werden. 

Die Kollektivierung und Kooperierung schreitet in der rus- 
sischen Landwirtschaft lebhaft vorwärts. Die Kollektivierung fin- 
det hauptsächlich in der m. E. aussichtsvollsten Form der Boden- 
bearbeitungsgenossenschaften statt; auch die Vorstufe der Kollek- 
. tivierung, die Maschinengenossenschaft, findet zahlreiche Anwen- 
dung, während die höheren Formen der Kollektivierung, das 
Artell und die Kommune, stark zurücktreten. Im ganzen sind vom 
1. Oktober bis zum 15. April gebildet worden: 


Kommunen 335 
Artelle . . 2 2 2 2 154 
Bodenbearbeitungsgenossenschaften 624 
Maschinengenossenschaften . . . 840 


Die Gesamtzahl der in diesem Zeitraum gegründeten land- 
wirtschaftlichen Vereinigungen beträgt 15 849. 

Der Zik hat sich bei seiner im April abgehaltenen Tagung 
eingehend mit dem auf S. 511 ff. besprochenen Entwurf eines 
neuen Gesetzes über die Landeinrichtung und Landnutzung be- 
faßt, ist aber zu einem endgültigen Beschluß noch nicht gelangt; 
wegen seiner außerordentlichen Wichtigkeit soll der Entwurf zu- 
nächst von den örtlichen Stellen beurteilt werden, um dann der 
nächsten Session des Zik wieder vorgelegt zu werden. Über den 
Inhalt des Entwurfes ist noch nachzutragen, da zur Beschrän- 
kung des Kulakentums auch die Bestimmungen des Agrarkodex 
bezüglich der Landpacht eine Änderung erfahren sollen. Die 
Höchstdauer der Verpachtung soll von 12 auf 6 Jahre herab- 
gesetzt werden. Für solche Bauernwirtschaften, die trotz staat- 
licher und genossenschaftlicher Unterstützung das Land nicht 
selbst bewirtschaften, sondern von Jahr zu verpachten, kann 
die Ortsbehörde die Pachtdauer auf 3 Jahre herabsetzen. Die 
Verpachtung bedarf der Registrierung beim Dorfrat, die abzu- 
lehnen ist, wenn die Pachtbedingungen für den ärmeren Bauern 
zu drückend sind (, Ost-Expreſt“). 

Wie früher schon ausgeführt, will das geplante Gesetz die 
Befugnisse der Dorfräte gegenüber der Agrargemeinde sehr er- 
höhen. Um ihren Einfluß zu stärken, wird voraussichtlich be— 
schlossen werden, sie in zunehmendem Maſte finanziell zu ver- 
selbständigen. Gröſttenteils sind die Dorfräte gegenwärtig in die 
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Haushaltspläne der Wolost-Vollzugskomitees eingegliedert. Am 
1. Oktober 1927 waren vorhanden: 
Dorfräte überhaupt: Dorfräte mit eigenem 


Haushaltsplan: 
RSF SR. 35 800 3 300 
Ukraine 10730 | 620 
Weißrußland . . 1700 13 


Im Finanzkommissariat wird befürchtet, daß die weitere Zu- 
nahme der Dorfräte mit eigenem Haushaltsplan die Finanzkraft 
der Wolost- und Rayon-Behörden schwächen und sich im ganzen 
eine Verteuerung der Verwaltung ergeben würde. Trotzdem tritt 
die Arbeiter- und Bauerninspektion entschieden für die Weiter- 
entwicklung selbständiger Dorfratsfinanzen ein. 

Eine andere finanzpolitische Neuerung soll in wirtschaftlicher 
Beziehung insbesondere zu vergrößertem Getreideanbau führen. 
Die landwirtschaftlihe Steuer belastete den Getreidebau ver- 
hältnismäßig weit stärker als die Viehzucht und vor allem den 
Anbau technischer Pflanzen. Hierin wird vom nächsten Steuer- 
jahr ab nach den Beschlüssen der Apriltagung des Zik Wandel 
geschaffen. Über das neue Gesetz berichtet der Stellvertreter des 
Finanzkommissars, Frumkin, folgendes: Die steuerliche Belastung 
der Bauern habe 1913 einschließlich der damaligen Pachtzahlungen 
pro Seele 10,86 Rubel betragen gegen 7,64 Rubel im Jahre 1926/27. 
Berücksichtige man den Unterschied des Geldwertes, so habe die 
Steuer 1913 von dem bäuerlichen Einkommen 13,1 %, 1924/25 nur 
8,1% in Anspruch genommen. Der heutigen Besteuerung der 
Landwirtschaft stehen zunehmende staatliche Aufwendungen zu 
ihren Gunsten gegenüber, deren Betrag sich beziffert: 

1924/25 auf 300 Millionen Rubel 
1925/26 „ 450 „ 
1926/27 „ 550 „ j 
1927/28 „ 714 9 5 
Die landwirtschaftliche Steuer betrug dagegen: 
1924/25 346 Millionen Rubel 
1925/26 250 N R 
1926/27 331 ý . 
1927/28 320 „ i 
Nach dem neuen Gesetz soll die Steuer auf 400 Millionen Rubel 
erhöht werden. Während die Normen für den Ackerbau im all- 
5 (hauptsächlich Getreidebau) um 5—6 % ermäßigt wer- 
en, sollen der Berechnung des steuerbaren Einkommens aus der 
Haltung von Kleinvieh, Milchkühen und aus Spezialkulturen und 
auch aus nicht landwirtschaftlichem Verdienst höhere Sätze zu- 
grunde gelegt werden. Ferner soll die Einkommensberechnung 
nach sozialen Klassen abgestuft werden. Bisher wurde in den 
einzelnen Bezirken mit einem mittleren Hektarertrag gerechnet, 
obwohl die kräftigeren Wirtschaften von der Flächeneinheit 
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20—40 % mehr als die Mittelbauern und 50—60 % mehr als die 
armen Bauern ernteten; bei der Einkommenveranlagung der 
kräftigeren Wirtschaften soll daher künftig ein Zuschlag von 
5—20 % gemacht werden; für die größten bäuerlichen Betriebe 
soll das tatsächliche Einkommen genau veranlagt werden. Auf 
diese Weise soll die Erhöhung der steuerlichen Gesamtsumme 
nur den größeren Bauern zur Last fallen. Etwa 35 % der Wirt- 
schaften werden gänzlich befreit sein, 11% (nach dem ukrai- 
nischen Verfahren 22 ) werden eine Ermäßigung genießen; für 
27 2 (Ukraine 13) bleibt die Steuer unverändert und für 27 % 
(Ukraine 30 %) tritt eine mehr oder minder starke Erhöhung 
ein. Für Kollektive soll die jetzt schon vorhandene Steuerver- 
günstigung noch vergrößert werden. 

Aus allen Fortschrittsfaktoren der Landwirtschaft folgert die 
Staatsplankommission, dafl im Laufe des nächsten Jahrfünfts 
die gesamte Getreideanbaufläche der Union um 12,5 % zunehmen 
wird Die Steigerung des Körnerertrages bei durchschnittlichen 
Ne ee gen wird auf 27 % veranschlagt. Der Weizen 
allein soll eine Flächenzunahme um 31 % und ein Ernte wachstum 
um 48% erfahren. Im übrigen wird eine Zunahme erwartet: 
für Baumwolle bezüglich der Fläche 47 %, bezüglich des Gesamt- 
ertrages 84 , für Flachs 19 bzw. 45 %, für Zuckerrüben 44 bzw. 
98,4 %. * * 


* 


Der Außenhandel der Union, der im Dezember wieder passiv 
17791 war, ist in diesem Zustand verblieben. Es betrug (in 
illionen Tscherwonzen-Rubeln): 
Ausfuhr Einfuhr Una ug 
u koa a ae ee ra de 0,8 58,1 14,3 
ebruar . . . : 2 2 22 41.6 62,9 21,3 


( ee 50,2 71,6 21,4 
April (vorläufige Ziffer). . . . . . 54 59,5 14,1 
In den ersten 7 Monaten des landwirt- 

schaftlichen Jahres . . 365,7 412,7 68,0 
Die Passivität ist vor allem durch die Geringfügigkeit der Ge- 
treideausfuhr herbeigeführt. Über die Entwicklung der Ausfuhr 
von Getreide und anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
während der letzten Jahre unter Vergleichung mit der letzten 
Zeit vor dem Kriege veröffentlihte Kaufmann vor kürzem in 
der „Ekon. Shisn“ folgende Zahlen: 

Es betrug die Ausfuhr (in 1000 t): BE 

1923/24 1924125 1925/26 1926/2? l. Halbjahr 1 1927/8 


1926] 
Getreide. 3 084,4 1122,1 2 630,7 2 625,8 2029,5 491,4 
Butter 21.3 24,6 26,2 29,5 3,3 8,2 
Eier 2,4 2,9 4.1 5,8 1,2 2,4 


Flachs 34,4 55,7 70,4 42,6 29,5 27,8 


Dagegen betrug vor dem Kriege die Ausfuhr (in 1000 t): 


1909 1910 1911 1912 1913 
Getreide . . . . 12460,6 13875,9 13 451,7 8984,7 10611,3 
Butter 33,7 55,7 75,4 72,1 77,0 
Eier 284,5 299,8 368,2 339,6 357,2 
Flachs 2273, 252,3 222, 8 352,2 303,0 


Die gesamte Ausfuhr von Agrarerzeugnissen bezifferte sich 
in den ersten 6 Monaten der einzelnen Wirtschaftsjahre folgender- 


maßen (Millionen Rubel): 


1924/25 . . . . . 1728 
1925/26 . . . . . 219,7 
1926/22 . . . 276,1 
1927/28 . . . . . 199,0 


Die übrigen landwirtschaftlichen Ausfuhrartikel haben also 
bisher im laufenden Wirtschaftsjahr das Defizit der Getreideaus- 
fuhr bei weitem nicht ausgleichen können. An die auch nur an- 
nähernde Erfüllung des Getreideausfuhrplanes im laufenden Jahre 
wird nicht mehr geglaubt. Überhaupt sind die Hoffnungen auf die 
Entwicklung der Četreideausfuhr in nächster Zeit sehr herab- 
geschraubt. Nach dem Fünfjahrplan der Staatsplankommission 
wird angenommen, daß die Getreideausfuhr im Jahre 1932/33 nur 
400—500 Millionen Rubel (Vorkriegswert) gegen 700 Millionen 
Rubel vor dem Kriege erreichen werde. 


Die gewerbliche Ausfuhr hat sich nach Kaufmann in den 
letzten Jahren in folgender Weise entwickelt (1000 t): 


1923/24 1924/25 1925/26 1926/27 £ a 1. rg 
Holz . . . 20345 21655 1921,4 24833 579,9 607,7 
Naphtha- 
produkte . 710,1 1371.0 1 474,2 2 085,2 .878,0 1 099,1 
Manganerz . 493,1 525,8 671,6 784,0 321,1 193,3 


Eisenerz. . 66 188.4 1491 406.2 167,9 157,3 
Zucker 14.7 26,2 44,2 121,2 63,9 24,6 
Vor dem Kriege betrug die Ausfuhr (1000 t): 
1909 1910 1911 1912 1913 
Holz . . . 6915,8 6811.0 6781.5 6968,3 7 543,2 
Naphthaprodukte . . 756,8 8207 823 7945 9075 
Manganerz . . . . 6192 683,1 633,9 1007,4 11925 
Eisenerz . . . . . 5160 849 884,5 661,8 408.5 
Zucker . . 13600 770 3735 289,9 50,8 


In den letzten Jahren ist von besonderer Bedeutung die Zu- 
nahme der Naphthaausfuhr, die über die Vorkriegsziffer bei wei- 
tem hinausgeht. | 
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In der Einfuhrstatistik des laufenden Jahres tritt vor allem 
die Zunahme von Maschinen und sonstigen Einrichtungsgegen- 
ständen der Industrie hervor. Nah Kaufmann wurden im 


ersten Halbjahr eingeführt (Millionen Rubel): 


Ausrüstung der Industrie 1925/26 1926/27 1927/28 

und des Verkehrs. . 4,0 57,1 123,8 
Rohstoffe . . . . . . . 118,8 112,4 124,9 
Halbfabrikate . . . . 814 41,0 52,5 


Das russische Außenhandelsmonopol konnte am 22. April auf 
ein zehnjähriges Bestehen zurückblicken. Im allgemeinen ist der 
Außenhandel gegen die Zeit vor dem Kriege, wo die Ausfuhr — 
auf den Umfang der heutigen Union berechnet — einen Wert von 
etwa 1,3 Milliarden Rubel hatte, noch sehr rückständig, aber (bis 
auf den Rückschlag der allerletzten Zeit) in allmählichem Auf- 
schwung begriffen. Die Ekon. Shisn. veröffentlichte hierüber fol- 
gende Zahlen: 


Es betrug in 1000 Rbl.: 


Ausfuhr Einfuhr 
zu zu zu zu 
Vorkriegs- Gegenwarts- Vorkriegs- Gegenwarts- 

preisen preisen preisen preisen 
1920 1 397 — 28 469 — 
1921 20 195 — 208 325 — 
1922 81 621 — 269 777 — 
1923 205 813 — 144 056 — 
1923/24 369 188 522 635 233 532 439 372 
1924/25 365 169 558 632 415 509 723 501 
1925/26 470 648 676 620 465 153 756 332 
1926/27 558 611 770 543 497 434 712 691 


Bei der Rückschau auf die Wirksamkeit des Monopols wurde jeder 
Gedanke an eine Durchbrechung dieser Einrichtung auf das ent- 
schiedenste zurückgewiesen. Freien Wettbewerb mit den kapita- 
listischen Staaten kann die Rätewirtschaft nicht ertragen. Es gilt 
daher nach wie vor die Resolution des Zik vom Oktober 1925: 
„Es ist absolut unbestreitbar, daß die geringste Durchbrechung 
des Staatsmonopols des Außenhandels ein verstärktes Andrängen 
des Kapitalismus gegen unsere sozialistischen Wirtschaftsformen 
nach sich ziehen würde und daß die unvermeidliche Erweiterung 
dieser Bresche zur Unterwerfung unserer ganzen Ökonomik unter 
die technisch entwickeltere Okonomik der k 

d. 1 zum Zusammenbruch des sozialistishen Aufbaues führen 
würde. 


Abgeschlossen 26. Mai 1928. 
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III. Geistiges Leben. 
Von Arthur Luther. 


Unter den Neuerscheinungen auf dem Gebiete der schönen 
Literatur ist an erster Stelle der Roman „Die Brüder“ von 
Konstantin Fedin zu nennen, wohl die bedeutendste unter den 
erzählenden Dichtungen des letzten Jahres neben dem „Dieb“ von 
Leonow, zugleich ein außerordentlicher Fortschritt gegenüber dem 
ersten großen Roman des Verfassers „Städte und Jahre“, der ja 
schon seit längerer Zeit auch in deutscher Übersetzung vorliegt 
(Malik-Verlag, Berlin). In dem neuen Roman erzählt Fedin von 
drei Brüdern, Söhnen eines Uralkosaken, Güterspekulanten und 
Unternehmers im allergröfßten Stil — prachtvoll wird das patriar- 
chalische“ Leben in dem entlegenen Winkel des südöstlichen Ruß- 
land geschildert, das wirklich den Eindruck des gelobten Landes 
macht, in dem Milch und Honig fließt, allerdings nur für die Be- 
sitzenden, vom Schicksal Begünstigten; prachtvoll ist auch die 
Figur des Alten in seiner unverwüstlichen Vitalität; man fühlt 
sich an die ersten, vorrevolutionären Erzählungen Alexej Tol- 
stojs erinnert, wo man ähnliche Gestalten und ähnliche Verhält- 
nisse mit ähnlichem Behagen dargestellt fand. Wie die drei Brü- 
der dann einer nach dem anderen in die Welt hinauskommen, wie 
das Leben jedes von ihnen in anderen Bahnen verläuft — der 
eine wird Arzt und bald ein berühmter Kliniker, der zweite, 
dessen Gestalt den Verfasser am meisten beschäftigt (hier dürfte 
wohl mancher autobiographischer Zug festzustellen sein), wird 
Musiker, der dritte, der viel jünger ist als die beiden anderen, 
wird überzeugter Bolschewik und Offizier der Roten Armee —, 
wie diese Bahnen sich doch immer wieder, oft in verhängnisvoller 
Weise, kreuzen und schneiden, wie die Revolution in ihr Leben 
eingreift, es völlig umstülpt und wie jeder auf seine Weise auf 
die Ereignisse reagiert, — das alles wird überaus fesselnd, an- 
schaulich und psychologisch sehr fein dargestellt. Gerade das 
Psychologische ist hervorzuheben. Wie lange ist es her, daß man 
im neuen Rußland das Ende des psychologischen Romans, der 
psychologisierenden Dichtung überhaupt verkündete; auch Fedin 
selbst gehörte mit zu den Rufern im Streit. Gelten sollte nur 
noch der Handlungsroman, der Abenteurerroman. Und nun bietet 
uns Fedin einen Roman, der nicht nur im Titel an Dostojewskijs 
letztes, größtes Werk erinnert. Man spürt den Einfluß des Mei- 
sters auch in der Charakterzeichnung, ja sogar im rein Ideellen. 
Mit welcher Eindringlidikeit wird etwa das Ringen des Nikita 
Karew, des zweiten der drei Brüder, um seine Kunst dargestellt, 
wie weit entfernt ist dieses Ringen von der in Rußland heute so 
beliebten Auffassung der Kunst als einer rein sozialen Ange- 
legenheit. Und erst recht glaubt man Dostojewskijs Stimme zu 
vernehmen, wenn man eine Szene liest, wie die Auseinander- 
setzung zwischen dem (von dem Verfasser übrigens mit warmer 
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Sympathie gezeichneten) Bolschewisten Rodion und dem alten 
ide istischen Gelehrten Arsenij Arsenjewitsch, der dem Jungen 
fast wie ein Fossil erscheint und dessen Argumentation er doch 
nicht zu widerlegen vermag, sondern sich damit begnügen muß, 
sie zu verlachen. Diese Disputation sei hier im Auszug mitge- 
teilt, zugleich auch, um den Stil Fedins zu kennzeichnen, soweit 
das in der Ubersetzung möglich ist. 

„Ich habe nichts dagegen, wenn ein Sehender über Rembrandt 
schimpft,“ sagt der alte Gelehrte. „Wie aber, wenn ein Blindge- 
borener sich damit beschäftigt? Haben Sie sich je die Mühe ge- 

eben, junger Freund, die idealistischen Anschauungen von der 
elt, der Geschichte, kennenzulernen?“ 

„Wenn nicht ich, so haben andere es getan. Unsere Anschau- 
ungen sind scharf geprüft und bestätigt. Und in Einklang ge- 
bracht mit den Ergebnissen der Wissenschaft. Eure Aita Wissen- 
schaft hat uns ihre Ergebnisse zur Verfügung gestellt. Und wir 
stützen uns auf sie und... bauen .. antwortet Rodion. 

Und nun folgt eine leidenschaftliche Erwiderung des Alten, 
die nicht nur in ihrem Gedankeninhalt, sondern auch in der Form, 
in der Wahl der Bilder wie ein „echter Dostojewskij“ wirkt. 

„Die Wissenschaft! Tausendjährige Erfahrung der Mensch- 
heit, einem Wilden auf dem Präsentierteller serviert! Wer soll 
denn die Wahl treffen? Da stehen Sie vor einer riesigen Bücher- 
sammlung. Lassen Sie einmal die Gedanken, die von den weisen 
Männern ausgesprochen wurden, die Predigten durch die einst 
die Philosophen die Welt beglückten, lebendig werden. Stellen 
Sie sich vor, daß die großen Schatten wieder Gestalt gewonnen 
haben, und versuchen Sie, sie in der mitternächtlichen Stille der 
Bibliothek aufeinanderzustoßen. Mein Gott! Was für ein ent- 
setzliches Blutvergieſten gäbe es da! Eine Schlacht, die den Geist 
verwirrt und das Herz erbeben macht! Alle diese Humes und 
Lavoisiers, Darwins und Schopenhauers wollen sich gegenseiti 
auffressen; Proudhon flieht vor Marx, Spencer hat den Feuerba 
schon an der Gurgel, Bakunin schwenkt in rasender Siegesfreude 
den Kopf Hegels in der Luft. Und hinter ihnen erheben sich schon 

ie Awwakums, Hus, Bismarcks, Campanellas, Tolstojs. Und 
alles das ist schon ausgerottet, hat sich gegenseitig vernichtet, 
und vor Ihnen ist nichts als der Staub kleinlicher Leidenschaften, 
und die Schränke der herrlichen Bibliothek sind leer. Wissen- 
schaft! Eine endlose Kette von Widersprüchen, ein ephemeres 
Sichselbstvernichten des Gedankens!“ 

„Nun, und was folgt daraus?“ fragt Rodion, und der Alte fährt 
fort: 
„Nach der von mir geschilderten Schlacht wird ganz gewiß 
etwas übrigbleiben. Dieses Etwas wird ganz gewiß eine Ba- 
nalität sein. Während die erhabenen Geister sich gegenseitig in 
Widersprüchen vernichten, wie positive und negative Elektrizität 
sich aufheben. werden sich irgend welche Jammergeschöpfe in den 
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entlegensten Winkeln der Bücherschränke versteckt halten. Ich 
hoffe aber, daß auch ein Körndien gesunden Verstandes und viel- 
leicht auch ein ganz klein wenig Weisheit erhalten bleiben wird. 
Und so können wir, wenn wir Glück haben, durch algebraische 
Addition ein gewisses Gedankenextrakt gewinnen, das wir mit 
ziemlicher Wahrscheinlichkeit als absolute Wahrheit anerkennen 
dürfen. Nämlich wir, Rodion, wir, die wir die Geschichte des 
Lebens zu ergründen suchen. Aber die Welt? O, die Welt 
addiert nicht und subtrahiert nicht, sie systematisiert ihr Wissen 
nicht, sondern sie sieht nur darauf, was im gegebenen Moment 
bequemer und vorteilhafter ist. Und ihr wollt ihr alle Erfahrun- 
gen der Menschheit präsentieren! Die Wissenschaft, sagt ihr, die 

issenschaft! Aber sie ist ja durch unversöhnliche Gegensätze 
und Widersprüche zerfetzt!“ 

„Wir können doch auswählen!“ sagt Rodion. 

„Ihr bildet euch ein, daß ihr das tut. In Wirklichkeit aber 
schafft ihr nur eine neue Religion, ihr verfertigt Fetische. Ihr 
wollt es so weit bringen, daß die Leute beim Wort Wissenschaft 
das Haupt entblöſten! 


Hier will Rodion mit einem Kraftwort dazwischenfahren, der 
Alte unterbricht ihn aber und erzählt ihm eine Geschichte, die 
sicher nicht von Fedin erfunden, sondern aus dem Leben selbst 
gegriffen ist. Nebenbei bemerkt: der naive — man möchte sagen: 
religiöse — Positivismus, der sich hier ausspricht, ist keineswegs 
eine Errungenschaft der letzten Jahre; er war vielmehr die „Welt- 
anschauung eines großen Teils der alten „Intelligenz“. 


Also: der Professor wird ans Telephon gerufen. Es meldet 
sich ein junger Mann aus dem Verein, in dem er vor einigen 
Tagen einen Vortrag gehalten hat. „Schön, daß ich Sie erwischt 
habe. Die Jungens aus unserem Verein haben mich beauftragt, 
Sie etwas zu fragen; wir hatten da neulich einen kleinen Streit. 
Was Sie in Ihrem Vortrag von Gott gesagt haben, das haben wir 
alles sehr gut begriffen, wie er entstanden ist und daß es ihn gar 
nicht gibt. Aber da sind einige in unserem Verein, die sagen, es 
gebe eine Seele. Da habe ich mich bereit erklärt, Sie zu fragen, 
wie es damit in der Wissenschaft bestellt ist. Gibt es eine Seele 
oder nicht?“ 

Und der Professor berichtet weiter: „Hören Sie auch? schreit 
er. Gibt es eine Seele? — Nein, sage ich ihm durchs Telephon, 
beruhigen Sie sich, es gibt keine. — Soll ich das den Jungens so 
melden? — Ja, melden Sie es nur! — Danke schön, sagt er, jetzt 
wird uns die ganze Sache viel verständlicher. Entschuldigen Sie, 
daß ich Sie von Ihrer wissenschaftlichen Arbeit abgelenkt habe. 
Auf Wiedersehen. Und damit hängte er den Hörer an.“ 

„Sehr gut,“ sagt Rodion ganz ernst. 

Da fährt der Professor auf. „Die Wissenschaft beginnt den 
Leuten die Religion zu ersetzen. Und Sie befürworten diesen 
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Tausch? Sie wollen, daß die Massen ebenso blind dem Privat- 
dozenten glauben, oder zu glauben vorgeben, wie Sie früher dem 
Popen glaubten? .. Begreifen Sie denn nicht, daß Sie eine viel 
ae Tin Aufgabe zu lösen haben? Wissensdurst sollen Sie in 
en Leuten entfachen, Sie sollen sie suchen lehren, sollen sie mit 
Unruhe erfüllen, jenem Gefühl, dem wir alles verdanken, was 
wir besitzen: das Feuer, den Buchdruck, den Telegraphen. Der 
sucht, weil er zweifelt. Der Zweifel laßt ihm keine 
uhe. | 

„Glauben an sich selbst sollen wir ihnen einflößen ... Sicher- 
heit, nicht Zweifel,“ fällt ihm Rodion ins Wort. 

„Glauben?“ erwidert Arsenij Arsenjewitsch, „was heißt 
Glauben? Seien Sie überzeugt, ich weiſt viel mehr als Sie, mein 
Wissen ist stabil, wie ein Tempel, dessen Fundament tief im Erd- 
boden ruht. Alles das, was man heute den Wahrheitsuchern in 
Ihren Arbeiterklubs vorsetzt, alle diese Amöben und Sporen, 
diese paläolithischen Epochen und Affenmenschen, das alles 
schließt sich in meiner Vorstellung zu einer großen Harmonie zu- 
sammen, die bei aller Kompliziertheit doch so einfach ist, daß ich 
mit ruhigem Gewissen meinen Schülern durch den Fernsprecher 
sagen kann: Beruhigt euch, es gibt nichts dergleichen. er... 
glauben Sie mir, Rodion ... Es gibt geheime Augenblicke, wo die 
Klarheit meines Denkens den äußersten Gipfel erreiht — und 
dann verkrieche ich mich in einen Winkel meiner Bibliothek, 
mache das längst von mir verspottete Zeichen des Kreuzes über 
meiner Brust und flüstere immer wieder, immer wieder: Ich ver- 
stehe nichts, ich verstehe gar nichts! .. .“ 

Diese Proben geben natürlich noch kein erschöpfendes Bild 
von dem Roman Fedins als Gesamtwerk, sondern zeigen ihn nur 
von einer Seite. Das Stärkste an ihm ist schließlich doch nicht 
das Ideelle, sondern das Bildliche, alle die Partien, in denen die 
unmittelbar gestaltende Kraft des Dichters sich auslebt, wenn er 
seine Menschen nicht nur redend und streitend, sondern handelnd 
a wenn er sie in ihrer charakteristischen Umgebung vorführt 
und wenn diese Umwelt, all die toten Dinge, in seiner Darstellung 
lebendig werden. 


* 
” * 


Auf die Totenliste ist wieder ein Name von sehr gutem Klang 
zu setzen. Am 3. April starb in Petersburg, im Alter von erst 
54 Jahren, der Literarhistoriker Boris LwowitschModsa- 
Jewskij, einer der besten russischen Puschkinkenner 
und Puschkinforscher, korrespondierendes Mitglied der 
russischen Akademie der Wissenschaften und erster Direktor des 
der Akademie angegliederten „Puschkinhauses“. Seine dem gro- 
Ren russischen Dichter gewidmete Tätigkeit umfaßt genau ein 
Menschenalter: sie begann 1899 mit der Orea aton der von der 
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Petersburger Akademie zu Puschkins 100. Geburtstag veranstal- 
teten Ausstellung, und seitdem gab es kein irgendwie mit Pusch- 
kin verknüpftes Unternehmen der Akademie, an dem Modsa- 
lewskij nicht beteiligt gewesen wäre. Er war von Anfang an 
Mitglied und Schriftführer der 1902 geschaffenen Kommission zur 
Herausgabe der Werke Puschkins, in den letzten Jahren auch ihr 
Vorsitzender; unter seiner Leitung erschien die von der Kom- 
mission herausgegebene, außerordentlich wertvolle und aufschluf- 
reiche Serie von Materialien und Monographien „Puschkin und 
seine Zeitgenossen“ (bisher 37 Hefte, on denen viele richtiger als 
Bände zu bezeichnen wären); er selbst hat in dieser Serie eine 
große Anzahl seiner wertvollsten Arbeiten veröffentlicht. Vor 
allem ist ihm die neue Monumentalausgabe der Briefe Puschkins 
zu danken, die im Gegensatz zu den ebenfalls von der Akademie 
herausgegebenen drei Bänden des Puschkinschen Briefwechsels 
(von Saitow) eingehend kommentiert ist. Man hat Modsalewskijs 
Erläuterungen zu den Briefen Puschkins mit vollem Recht als 
„Enzyklopädie“ bezeichnet. Leider ist es Modsalewskij nicht ver- 
gönnt gewesen, sein Werk zum Abschluß zu bringen. Die beiden 
von ihm herausgegebenen Bände enthalten die Briefe Puschkins 
bis zum Jahre 1830; über der Arbeit am dritten Bande wurde der 
unermüdliche Forscher vom Tode überrascht. 


Als Modsalewskijs Hauptverdienst muß aber die Gründung 
und Leitung des Puschkinhauses angesehen werden, dessen Be- 
deutung für die russische Literaturwissenschaft etwa der des 
Weimarer Goethe-Schiller-Archivs für die deutsche gleichkommt, 
Unermüdlich sammelte Modsalewskij Bücher, Handschriften, Bild- 
nisse, Gegenstände aus dem Besitz Puschkins und ihm nahestehen- 
der Personen. So yerani, das Puschkinhaus in der Gestalt, die 
Modsalewskij ihm verliehen, Archiv, Bibliothek und Museum; 
eine große Genugtuung war es für Modsalewskij, daß er die Uber- 
führung der berühmten Puschkin-Sammlung von A. F. Onegin 
(Otto) aus Paris nach Petersburg noch erleben konnte. War es 
doch vor allem seinen Bemühungen zu danken gewesen, daß diese 
einzigartige Sammlung, das Werk eines ebenso begeisterten 
Puschkinverehrers, wie Modsalewskij selbst es war, für die Aka- 
demie erworben werden konnte. 


In das Forschungsgebiet des verstorbenen Gelehrten fallen 
zwei neue Publikationen, die größte Beachtung verdienen. N. W. 
Ismajlow, einer der tätigsten Mitarbeiter Modsalewskijs, be- 
handelt in dem letzten, 27. Heft der oben erwähnten Serie „Pusch- 
kin und seine Zeitgenossen“ eine Reihe bisher nur zu teil- 
weise veröffentlichter Entwürfe und Skizzen Puschkins zu einem 
Roman, dessen Schauplatz der Kaukasus sein sollte. Die Ent- 
würfe stammen aus dem Jahre 1831, die Handschriften befinden 
sich im Besitz der Petersburger Akademie. Es handelt sich um 
ein sehr groß angelegtes Bild der russischen Gesellschaft; die ver- 
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schiedenartigsten Typen, Vertreter aller Stände sollten als Kur- 

äste a, eines Badeortes im Kaukasus vorgeführt werden; im 

ittelpunkt sollte eine geschichtliche Persönlichkeit stehen — der 
bekannte Abenteurer und Raufbold Jakubowitsch, der für ein 
leichtsinniges Duell aus der Garde in ein kaukasisches Kavallerie- 
regiment strafversetzt wurde (wie später der Dichter Lermontow) 
und hier durch seine kriegerischen Heldentaten, durch das Ge- 
schick im Umgang mit den wilden Bergvölkern, nicht zuletzt aber 
durch seine tollen Streiche schnell berühmt wurde. 1835 schloß — 
er sich den Dekabristen an, war einer der eifrigsten Befürworter 
des Zarenmordes, aber nichts weniger als ein überzeugter Vor- 
kämpfer für die Idee der Revolution: auch hier trieb ihn nur seine 
Abenteuerlust. Er wurde nach der Niederdrückung des Auf- 
standes mit vielen anderen nach Sibirien verbannt. 

Daß eine so geartete Persönlichkeit einen Dichter wie Pusch- 
kin, dessen eigenes Leben abenteuerlich genug verlaufen war, 
reizen konnte, ist nur zu begreiflich. Aus diesem „Helden der 
Tat“ wäre vielleicht ein wirkungsvolles Gegenstük zu dem 
passiven Eugen Onegin geworden, mit dem Jakubowitsch sich zu 
guter Letzt doch . verwandt erweist, denn seine Aktivität 
ist schliefilich ebenso zwecklos und unproduktiv wie Onegins 
Weltschmerz. Puschkins Roman hätte der erste große russische 
Gesellschaftsroman in Prosa werden können. Einen ähnlichen 
Charakter hat in gleichem Milieu dann ja Lermontow in seinem 
„Helden unserer Zeit“ dargestellt. Es ist eigentümlich, wie nah 
sein Roman sich oft mit den flüchtigen Notizen Puschkins über das 
geplante, nicht ausgeführte Werk berührt. 

Als zweiter wertvoller Beitrag zur Puschkinforschung ist das 
Buch von P. E. Stschegolew „Puschkins Zweikampf und 
Tod“ zu nennen, das kürzlich in dritter Auflage erschienen ist. 
Diese Auflage unterscheidet sich von ihren Vorgängern vor allem 
durch ein ganz neu hinzugekommenes Kapitel: „Das anonyme 
P ill und die Feinde Puschkins“. Den letzten Anla zum 
Duell Puschkins mit dem Leutnant D’Anthes gab bekanntlich ein 
an den Dichter gerichteter anonymer Brief, in dem er zum „Koad- 
jutor des Ordens der Hahnreihe“ ernannt wurde. Puschkin hielt 
den niederländischen Gesandten Baron Heckereen, den Adoptiv- 
vater des D’Anthes, für den Urheber des Briefes und richtete an 
diesen ein sehr scharfes Schreiben, während er zugleich D’Anthes 
forderte. Stschegolew weist nun überzeugend nach (was übrigens 
schon von anderen behauptet worden ist), daß das anonyme Pas- 
quill, das nicht nur Puschkin allein, sondern einer ganzen Anzahl 
von Herren und Damen der vornehmen Petersburger Gesellschaft 
zugeschickt wurde, nicht auf die Beziehungen der Gattin des 
Dichters zu D’Anthes, sondern zu dem Zaren Nikolaus I. anspielt. 
Daß der Zar der schönen Natalia Nikolajewna Puschkina in auf- 
fallender Weise den Hof machte, ist eine allgemein bekannte Tat- 
sache, und daft der Brief auf diese Tatsache anspielt, geht nach 
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Stschegolew daraus hervor, daf als Groflkomthur des „Ordens“ 
D. L. Naryschkin, der Gemahl der Geliebten Kaiser Alexanders J., 
genannt wird, ebenso ist die Ernennung Puschkins zum „Historio- 
graphen“ des Hahnreih-Ordens eine ganz klare Anspielung auf 
seine Stellung beim Zaren. Stschegolew geht dann aber noch 
weiter und stellt die von den meisten älteren Forschern be- 
strittene, nichtsdestoweniger aber sehr glaubhafte Behauptung 
auf, daß Puschkins Vermutung richtig gewesen und Heckereen 
tatsächlih als Urheber des anonymen Briefes anzusehen sei; 
moralisch unterstützt worden sei er von dem russischen Minister 
für auswärtige Angelegenheiten, Graf Nesselrode und dessen 
Gattin, die von tiefem Haft gegen Puschkin erfüllt war, und als 
Schreiber des Briefes glaubt Stschegolew auf Grund einer genauen 
Handschriftenprüfung den Fürsten P. Dolgorukij, einen be- 
kannten Vertreter der Petersburger jeunesse dorée, fesstellen zu 
können: diesem ganzen Kreise von Aristokraten und Bureau- 
kraten war der Dichter als Parvenu ja verhaft und wegen seiner 
scharfen Zunge auch sehr gefürchtet. 


Während bei uns die russischen Filme begeisterte 
Aufnahme finden, werden sie in dem Land ihrer Entstehung 
keineswegs hochgeschätzt. Die Urteile der russischen Presse über 
die Filme zum Jubiläum der Revolution, die ja auch in Deutsch- 
land gezeigt wurden („Zehn Tage, die die Welt erschüttern“ und 
„Das Ende Petersburgs“), lauteten fast durchweg nicht allzu 

ünstig. Vor allem aber wurden sie in Rußland sehr bald vor 
eeren Bänken gedreht. Die Einstellung des Publikums ist dort 
offenbar eine ganz andere als in Deutschland — das stoffliche 
Interesse überwiegt das künstlerische, und man hat eben schon 
so viel gute und schlechte Revolutionsfilme gesehen, daß man gar 
keine mehr sehen möchte. Sehr beachtenswert ist das vor einiger 
Zeit erschienene Buch „Das Sowjetkino im Urteil der Öffentlich- 
keit“, in dem eine ganze Reihe bekannter Schriftsteller zu Worte 
kommen. Hier wird dem Staatskino vorgeworfen, daß es statt 
erziehend zu wirken (durch Filme wie der „Potemkin“ oder „Die 
Mutter“) dem rohen Geschmack der Masse entgegenkomme, die 
nichts lieber zu sehen scheine als erotische Szenen, Zaren und 
Zarinnen, opernhaft zugestutzte Geschichtsklitterungen und der- 
gleichen mehr. Das russische Staatskino produziere Schund nach 
amerikanischem Muster, um Geschäfte zu machen, dafür werde 
mit Geldmitteln und künstlerischen Kräften nicht gespart; die 
ideologisch wertvollen Filme aber entsprächen, mit wenigen Aus- 
nahmen wie der „Potemkin“ u. ä., den künstlerischen Anforde- 
rungen nicht, die man heute zu stellen berechtigt sei. 


656 


Interessant ist nun eine in demselben Sammelband abge- 
druckte Erwiderung auf derartige Angriffe, die von keinem 
eringeren als dem Volkskommissar Lunatscharskij selbst stammt. 
òr bezweifelt vor allem die Behauptung der „Opposition“, daß 
man mit ideologisch wertvollen Filmen gute Geschäfte machen 
könne, wofern sie nur künstlerisch auf der Höhe stehen. Die 
Tatsache, daß das große Publikum die russischen Filme trotz 
allem den ausländischen vorzieht, erklärt sich keineswegs da- 
durch, daß auch die schwächeren russischen Filme ideell den aus- 
ländischen überlegen sind, sondern — „weil wir so arm sind, 
können wir immer nur solche ausländische Filme kaufen, die zu 
ganz onien Preisen zu haben sind. Mit Ausnahme einiger 
weniger Glanzstücke, die bei uns auch stets unerhörte Erfolge er- 
zielen, bekommen wir nur Schund geliefert. Das Publikum ist 
lad ‚und zieht schließlich doch immer noch die russischen 
ilme vor. | 


Aber keineswegs wegen ihrer Ideologie. Es kommt nun ein 
ganz überraschendes Geständnis. „Gewöhnlich wird die Tatsache 
mit Schweigen übergangen, daß der Panzerkreuzer Potemkin bei 
uns ursprünglich gar keinen Erfolg hatte. Ich erinnere mich 
noch sehr gut, was es für einen seltsamen Eindruck auf mich 
machte, als ich in das erste Sowjet-Lichtspielhaus am Arbat kam 
und den Zuschauerraum, dem man ein ae Aussehen ge- 

eben hatte und in dem als Matrosen verkleidete Diener den 
Cästen die Plätze anwiesen, halbleer fand. Das war, als der 
Potemkin ganz neu war. Er verschwand dann auch sehr bald 
wieder und erst als das deutsche Publikum diesem Film eine so 
begeisterte Aufnahme bereitete, tauchte er bei uns wieder auf. 
Die kolossale Gratisreklame, die für den Film im Ausland ge- 
macht wurde, weckte auch bei uns wieder das Interesse für ihn. 
55 wollte das Bild sehen, das uns den ersten Sieg auf dem aus- 
ändischen Markt eingebracht hatte. Der erste ausgezeichnete 
Film von Eisenstein, ‚Streik‘, war überall, auch in den Arbeiter- 
vierteln, durchgefallen. Die ‚Mutter‘, von Pudowkin, ein wirk- 
liches Meisterwerk der russischen Filmkunst, wurde in Moskau 
sehr kühl aufgenommen, und nur die Provinz half diesem Film 
wieder etwas auf, so daſt, wenn ich nicht irre, die Hersteller 
wenigstens auf ihre Kosten gekommen sind 


1 zieht keine Schluſtfolgerungen aus diesen von 
i mitgeteilten Tatsachen. Sie ergeben sich ja auch ganz von 
selbst. i 
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Bücherschau. 


Kurt v. Wolfurt: Mussorgskij. 1926. 382 S. In 
Leinen 12, 50 M. 


Rich. H. Stein: Tschaikowski j. 1927. 508 S. In 
Leinen 14,00 M. | 


Rimskij-Korssakoff: Chronik meines musi- 
kalischen Lebens. 1928. 302 S. In Leinen 12,00 M. Sämt- 
lich bei: Deutsche Verlagsanstalt, Stuttgart. 


Im Heft 5 des 2. Jahrganges unserer Zeitschrift habe ich den Versuch 
unternommen, in einem kurzen Aufsatz die deutsche Literatur über russische 
Musik einer Kritik zu unterziehen. Inzwischen hat die rührige Deutsche 
Verlagsanstalt, der wir so manche wertvollen Bücher über russische Musik 
verdanken, die deutsche Literatur über russische Musik mit drei weiteren, 
ziemlich dickleibigen Bänden bereichert. Nicht jedes dieser Bücher verdient 
das gleiche Lob; denn ihre Bedeutung ist verschieden. Das Buch Wolfurts 
über Mussorgskij ist eine gediegene und wohldurchdadte Arbeit, der wohl 
mehr Aufmerksamkeit geschenkt worden wäre, wenn ihr nicht kurz vor Er- 
scheinen die umfangreiche Biographie desselben Komponisten aus der Feder 
Oskar v. Riesemanns vorangegangen wäre. Aber unabgesehen davon ist das 
Werk als vollwertig zu bezeichnen und demjenigen Leser zu empfehlen, für 
den das Buch Riesemanns nicht gedrungen genug ist. 


Einer eingehenderen Besprechung müßte das Buch Rich. H. Steins über 
P. I. Tschaikowskij unterzogen werden, weil es im Gegensatz zu dem Wol- 
furts nicht unanfechtbar ist. Wir werden jedoch hier, aus Raumrücksichten, 
auf Einzelheiten nicht näher eingehen and uns damit begnügen, das Werk 
nur in allgemeinen Umrissen zu schildern. Das erste, was beim Lesen dieses 
Buches auffällt, ist eine gewisse, dem Werk längst nicht immer zugute kom- 
mende Überhäufung mit Material, das ja dazu auch nicht immer durchaus 
zum Stoff gehört. So schickt Rich. H. Stein seiner eigentlichen Tschaikowskij- 
Biographie auf 86 Seiten eine „Einführung in die Geschichte russischer Musik“ 
voraus. Und diese ist das anfechtbarste; denn hier ist manches schief gesehen, 
und jeder Leser, der über die russische Musikkultur aus eigener Anschauung 
und Erfahrung, über die russische Musikgeschichte nach den Urquellen un- 
terrichtet ist, wird sofort herausfühlen, daß der Verfasser mit dem von ihm 
ewählten Stoff nicht auf das engste verwachsen oder vertraut ist. An anderer 
Stelle („Melos“, Zeitschrift für Musik, Heft 1, Jahrgang 7) bin ich sehr aus- 
führlich auf diese F rage eingegangen. Die Biographie selbst weist nur einige 
anfechtbare Stellen auf, ist sonst aber frisch geschrieben und dürfte bei gleich- 
zeitiger kritischer Einstellung zu ihr wie auch zu unserem Verhältnis zu 
Tschaikowskij ihre Wirkung nicht verfehlen, indem sie mit vielen Vorurteilen, 
die sich auf diesem Gebiet angehäuft haben, aufräumt. Der nächsten Auflage 
könnten wir nur eine gedrungenere Form wünschen, in der so manches Neben- 
sächliche zugunsten des Hauptsächlichen wegfallen muß; in dieser neuen Ge- 
stalt würde sich der Wert der Arbeit erhöhen; das Beachtenswerteste, was 
Rich. H. Stein gesagt hat, ist die ästhetisch-musikalische Analyse der Werke 
Tschaikowskijs: hier war ein frischer Zug schon lange erforderlich, und R. H. 
Stein hat ihn hineingebracht. 


Sehr grofle Verdienste hat sich die deutsche Verlagsanstalt durch die 
Herausgabe der „Chronik meines musikalischen Lebens“ eines der bedeutend- 
sten russischen Komponisten N. A. Rimskij-Korssakoff erworben. Der Um- 
stand, daß dieses Buch nicht nur in Rußland selbst, wo vor kurzem eine neue 
Auflage erschien, sondern auch in anderen, in ihrer musikalischen Psyche 
ganz verschieden gearteten Ländern (Deutschland, England, Frankreich) 

roßes Interesse hervorgerufen hat, un für die Bedeutung des Werkes. 
Und sie liegt nicht nur darin, daß das Buch uns einen tiefen Einblick in einen 
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bedeutenden Abschnitt russischer Musikkultur ermöglicht, sondern auch in der 
hervorragenden Persönlichkeit des Verfassers, der ein ebenso großer Mensch 
wie Künstler war. Zu kritisieren — im üblichen, hergebraditen Sinn — ist 
an diesem Buch nichts. Man muß es in seiner Eigenart so nehmen, wie es ist: 
denn es bietet in seiner seltenen Objektivität und Vornehmheit einen der 
wertvollsten Beiträge zu dem wichtigen Kapitel der russischen Musikge- 
schichte: Rimskij-Korssakoff. Allerdings wäre es voreilig und oberflächlich, 
sich bei eingehender Beschäftigung mit Rimskij-Korssakoffs Leben und 
Schaffen, nicht auch mit dem anderen recht umfangreichen Material über den- 
selben Komponisten, das vorläufig zwar nur in russischer Sprache vorliegt, 
vertraut zu machen. Die „Chronik“ ist von Oskar von Riesemann — wie 
immer — vorzüglich verdeutscht. R. E. 


Altrussische Kirchenlieder (Dokumente russi- 
scher Volksfrömmigkeit). In Nachdichtungen von Paul Alt- 
haus. Erstes und zweites Tausend. Mit acht Tafeln. Einband- 
zeichnung von Max Thalmann. Verlegt bei Eugen Diederichs in 
Jena. 1927. 76 S. u. Inhalt in 8°. 


Niemand, der sih mit den Ostvölkern, speziell mit den Russen, gleich- 
viel, von welchem Standpunkt, beschäftigt, wird an ihrer religiösen Einstel- 
lung achtlos vorübergehen können, ohne Einbuße in der Gestaltung des zu 
gewinnenden Gesamtbildes zu erleiden. Als ein ershwerendes Moment nach 
dieser Richtung hin muß der Umstand betrachtet werden, daß wenigstens bis 
vor zehn Jahren die Zahl der wirklichen Kenner russischer Religiosität und 
Kirchlichkeit bei uns in Westeuropa eine recht geringe war, eine Erscheinung, 
die ihren Reflex in der relativ recht spärlichen einwandfreien Literatur über 
russisches Kirchenwesen fand. Was an wirklich guten Arbeiten und vor allen 
Dingen auch Übersetzungen der reichen russisch-orthodoxen liturgiologischen 
Literatur vorhanden war — ich erinnere in letzterer Hinsicht nur an die 
13000 gedruckte Seiten füllenden Übersetzungen des derzeitigen, 1915 in 
Pjatigorsk (Kaukasus) verstorbenen Propstes an der ehemaligen Berliner 
Russischen Botschaftskirdıe, mag. theol. Alexios vonMalzew — ist heute 
eine bibliographische Seltenheit. Zudem gab es bei uns nur wenig Kenner 
des Paläobulgarischen, des altkirchlichen einenden Idioms aller die Orthodoxie 
bekennenden Slaven. Bedeutend sind unter diesen Gelehrten, speziell in 
Deutschland, nur der protestantische Jenenser Theologe Nathanael Bon- 
wetsch und Professor Goetz von der altkatholischen Fakultät in Bonn 
gewesen. 


Der Krieg und seine Folgen haben im Verein mit der großen politischen 
Umwälzung ein regeres Interesse und eine rührigere Arbeit auch auf dem in 
Rede stehenden Gebiet ausgelöst, und daraus resultiert eine immer reicher 
werdende deutsche, bald mehr oder minder tendenziöse (wenn kirchlich-unio- 
nistisch eingestellte), bald objektive Literatur ad rem. Als ein Specimen 
der letzteren Richtung, wenn schon sekundärer Art, muß auch die vorliegende, 
vom Verlag prächtig und ansprechend ausgestattete Sammlung „Altrussischer 
Kirchenlieder“ gelten, die in ein bisher in deutschspradilichem Gewande nir- 

ends behandeltes Gebiet einführt. Leider ist der Titel etwas schief gewählt: 
ei „Kirchenliedern“ nimmt man stillschweigend an, daß sie auch in der 
Kirche gesungen werden. Das trifft für keinen der hier in Nachdichtungen 
ebotenen Gesänge zu, und es wäre deshalb die Bezeichnung „Geistliche 
ieder“ eher am Platze gewesen. 


Man kann das russische geistliche Lied in zwei Kategorien teilen: litur- 
ische und Volkslieder. Prächtige Muster der zweiten . bietet die vor- 
iegende Sammlung. Und bezüglidi dieser Gattung scheint Althaus in seinem 
Nachwort recht zu haben, wenn er einer Entstehung aus den Bylinen (der 
historischen Sage) das Wort redet. Diese Argumente russischer Volks- 
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frömmigkeit sind in der Tat eine allerdings stark abgeshwäcte und abge- 
flachte, christlich umgewandelte Fortsetzung der altrussischen Bardengesänge. 


in deren urwüchsigster Form noch so mancher mongolisher Einflufl — ich 
erinnere an den Dchanggar, den Geser-Chan, das Bum-Erdeni usw. — nach- 
klingt. — Wir müssen es uns aus Raummangel versagen, hier auf Einzel- 


heiten einzugehen. Interessant wäre es jedenfalls gewesen, zum mindesten 
aus dem Nachwort zu erfahren, wo die slavischen Originale der Nachdich- 
Lingen einzusehen sind. Aus dem Inhalt: Biblische Lieder, das Leben Christi, 
Lieder vom Jüngsten Gericht und Geistliche Lieder erwecken besonders die 
zweite Gruppe wegen der Christologie und die letzte ob ihres volkspsycho- 
logischen Einschlages hervorragende Aufmerksamkeit, während die Lieder 
vom Jüngsten Gericht einen abermaligen Beweis dafür bieten, wie nachhaltig 
gerade eschatologische Gedanken auf die russische Volksseele gewirkt haben 
und noch wirken, so nachhaltig, daß beispielsweise unter Peter dem Großen 
bildliche Darstellungen des Jüngsten Gerichts und auch die Lektüre der Apo- 
kalypsis verboten wurden. Die guten Reproduktionen alter ikonographischer 
Leistungen, hier in Westeuropa so wenigen bekannt, verleihen dem Buche, 
dem wir eine weite Verbreitung wünschen, neben der spezifischen Note einen 
besonderen Wert. W. AU. 


Marcel Handelsman, Les idées françaises et la men- 
talité politique en Pologne au XIXe siècle. Paris, Librairie Felix 
Alcan. 1927. VII u. 215 S. 


Der vorliegende Band faft sedis Vorträge zusammen, die der Verfasser 
im Jahre 1924 an der Sorbonne gehalten hat. Sie behandeln die geistespoli- 
tishe Entwicklung des Polentums in der ersten Hälfte des vergangenen Jahr- 
hunderts. Für die wissenschaftliche Auffassung des Verfassers spricht es, daß 
er es wagt, in dem einleitenden Vortrage über die napoleonische Zeit vor 
einem französischen Publikum die tiefe Enttäuschung zu kennzeichnen, die 
Napoleon dem polnischen Volke letzten Endes bereitet hat. Die weiteren 
Kapitel behandeln Liberalismus, Romantik — hier wäre vielleicht ein Hinweis 
auf die deutschen Einflüsse auf das polnische Denken trotz der Begrenzung 
des Themas am Platze gewesen —, schließlich Organisation und geistige Ent- 
wicklung der Emigranten von 1830 mit ihrem bedeutenden Einfluß auf das 
Geistesleben in der Heimat und die konservativen Bestrebungen des Fürsten 
Czatoryski. 


Bemerkenswert scheint es, daß Handelsmann als Ergebnis der Entwicklung 
in diesen Jahrzehnten einen entscheidenden Umschwung in der polnischen 
Mentalität feststellt. Während polnische Autoren im allgemeinen die späteren 
Errungenschaften der französischen Revolution bereits für das ungeteilte 
Polenreich vor 1772 in Anspruch nehmen, bringt nach Handelsman auch in 
Polen erst das 19. Jahrhundert eine Erschütterung der Adelsvorurteile, der 
Jesuitenherrschaft usw. Demokratishe Gedanken, zunächst, in der romanti- 
schen Zeit, gefühlsmäſtig, später philosophisch unterbaut, beeinflussen die 
monarcischen Ideen audi der konservativen Kreise, die im inneren, besonders 
a wirtschaftlihen Aufbau ihres Volkes praktische Aufgaben finden und 
anfassen. 


Die Handelsmansce Veröffentlichung breitet ihren Stoff vor dem Hinter- 
grunde der politischen Ereignisse aus. Für ihre Sonderprobleme sind neue 
archivalische Quellen in Anspruch genommen worden. Als Führer durch die 
Fülle der Personen und Gruppen, die von den Teilungen bis zu den unruhigen 
Tagen von 1848 das polnische politische Denken geformt haben, wird Han- 
delsmanns Schrift — unter Berücksichtigung der Einseitigkeit, die durch Thema 
und Zweck der Vortragsreihe gegeben ist — auch in der deutschen Wissen- 
schaft begrüßt werden. R. R. B. 
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Lietuviu Bibliografija (Litauische .Bibliographie), 
zusammengestellt von Vaclovas Biržiška, herausgegeben 
vom Kultusministerium, Kaunas. 1. XVI—XVIII. Jahrhundert 
(1924) VI S. u. 104 Sp. (15 Lit). 2. 1800—1864 (1926) 2 S. und Sp. 
104—454 u. LXXVIII Sp. (25 Lit). 


Wohl nur darauf, daf diese fleiflige und gut informierende bibliogra- 
phische Arbeit buchtechnisch nicht als selbständiges Werk erschienen ist, son- 
dern als Beilage zu der bibliographischen Zeitschrift ‚Knygos' (Bücher) 
(Kaunas, 7 Hefte seit 1922) ist es zurückzuführen, daß sie bisher nicht die ihr 
gebührende Beachtung gefunden hat. Seit der 2. Auflage (1904) von S(ilvester) 
Baltramaitis, Spisok litovskich i drevne-prusskich knig, izdannych s 1333 
po 1903 god (Verzeichnis litauischer und altpreufischer zwischen 1353 und 
1903 erschienener Bücher) (Zapiski Imp. Russk. Geogr. Obšč. po otdòè leni ju 
etnografi, XXV. 1) klaffte in der litauischen Bibliographie eine Lücke. Sie 
war um so empfindlicher, als nach der ersten russischen Revolution (1905) mit 
Aufhebung der Pressebeschränkungen auch das litauische Buch an, dem allge- 
meinen Aufschwung geistigen Lebens im Zarenrußland teilnahm. Die regel- 
mäßigen Literaturberichte in den „Mitteilungen der litauischen literarischen 
Gesellschaft“, die übrigens im Jahre 1912 ihr Erscheinen einstellten, sowie die 
amtlichen russischen Veröffentlihungen in der ‚KniZnaja Letopis“ (Bücher- 
chronik) (seit 1907), welche Litauen seit der deutschen Besetzung (1915) nicht 
mehr berücksichtigten, boten einen nur unvollkommenen Ersatz. Baltra- 
maitis’ ohnehin wenig zuverlässige Angaben mußten zum Teil als gegenüber 
der neueren Forschung veraltet bezeichnet werden. Eine gute Gelegenheit, 
die bisherigen Ergebnisse nachzuprüfen, war durch das Zusammenströmen 
litauischer Bücher in den neu entstandenen Bibliotheken, insbesondere in der 
staatlichen Zentral- und in der Universitätsbibliothek, aber auch in der reich- 
haltigen Privatbibliothek der „Litauischen Wissenschaftlichen Gesellschaft“ 
in Vilnius (Wilna) geboten. (Die Wilnaer öffentliche — jetzt Universitäts- 
Bibliothek konnte nur nach früher gemachten Notizen berücksichtigt werden.) 
Dieser Umstand führte den Verfasser dahin, sich nidit auf eine Umarbeitung 
von Baltramaitis’ Spisok zu beschränken, sondern eine völlig neue litaui- 
sche Bibliographie era ZU DEN, welche gegenüber jenem vor allem den 
Vorzug hat, daß bei jedem Werk die literarischen Belegstellen und bei den 
SATR auch die Standstellen mit möglichster Vollständigkeit angeführt 
werden. . 


Der erste Teil ist im Jahre 1924 als Beilage von Heft 4/6 der ‚Knygos' 
erschienen, der zweite im Jahre 1926 als Beilage von Heft 7. Dem zweiten 
Teile sind einseitig bedruckte Berichtigungen und Ergänzungen zum ersten 
Teile angeschlossen. Ein ausführliches Namens- und Titelverzeichnis (Sp. 
359—430) erleichtert es, sich in dem umfangreichen Stoffe umzuschauen. Drei 
besondere Verzeichnisse (Sp. 431—454) sind den sogenannten „Kontrafaktien“ 
gewidmet, d. h. Büchern, in denen Ort und Jahr des Erscheinens, im Hinblick 
auf die russische Pressezensur, falsch angegeben sind. 


Ein dritter Teil wird die Jahre 1865—1904 umfassen; er befindet sich 
bereits im Druck. O. v. B. 
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Zeitschriftenschau. 
A. Sowjetrußland. 


I. Politik. 


Die Gewerkschaften und der Staat in der Sowjetrepublik. 
Von Dr. Salomon Schwarz. 
„Die Arbeit“, Zeitschrift für Politik und Wirtschaftskunde, V. Jahrgang, 
1. Heft (Januar 1928), S. 45 und ff., 2. Heft, S. 112 und ff. 


Schwarz zitiert die Beschlüsse des Ersten Gewerkschafts-Kongresses nach 
der Revolution, vom Januar 1918, die dahin lauten, die Gewerkschaften in 
Organe des sozialistischen Staates zu verwandeln „Die Entwicklung 
mußte schließlich in den Gedanken münden, die Gewerkschaften seien al 
solche überhaupt abzuschaffen. Die Krise brach 1920 aus. Das Verhältnis 
der Gewerkschaften zum Staat wurde im Winter 1920/21 Gegenstand hef- 
tigster Diskussion. Die Abkehr von den Prinzipien der kommunistischen 
Politik der ersten Jahre der Sowjet-Republik hat die führenden Gewerk- 
schaftskreise völlig unvorbereitet vorgefunden. Sie verharrten nach dem 
Frühjahr 1921 noch in den gewohnten Bahnen. Erst im Januar 1922 ver- 
öffentlichte das Zentral-Komitee der kommunistischen Partei seine bekann- 
ten Thesen: Über die Rolle und die Aufgaben der Gewerkschaften, die eine 
nie Wendung in der Entwicklung herbeigeführt haben. Nach 
er Veröffentlichung hat sich der Zentralrat mit dem Gedanken, daß die 
Gewerkschaften Vertreter der Arbeitnehmer in ihrer Eigenschaft als Ver- 
käufer der Arbeitskraft zu betrachten sind, befaßt und die Umstellung be- 
schlossen. Die Aufgaben, die staatlichen Charakter tragen, sollten dem 
Volkskommissariat für Arbeit übertragen werden. Die Stellung der Ge- 
werkschaften in der Sowjet-Republik wurde im Codex der Arbeit vom 
30. Oktober 1922 gesetzlich geregelt. Die Gewerkschaften sind seitdem nicht 
mehr Ausführungsorgan des Staates, sondern nur öffentlich rechtlich aner- 
kannte Vertreter der Arbeitnehmer. Nach der i des X. Kon- 
gresses der kommunistischen Partei März 1921 über „die Rolle und die 
Aufgaben der Gewerkschaften“ sind diese unbedingt der Partei unter- 
geordnet, vor allem erfolgt die Auslese des leitenden Personals der Ge- 
werkschaften unter der leitenden Kontrolle der Partei. Trotzdem in den 
letzten 6 bis 7 Jahren die Entstaatlichung der russischen Gewerkschaften 
„formell“ durchgeführt wurde, bleiben sie „materiell“ dem staatlichen 
System der kommunistischen Diktatur, wenn auch nicht unmittelbar, so 
doch durch die kommunistische Partei fest eingegliedert. H. W. 


Der wirtschaftliche Hintergrund der politischen Krise in Rußland, 
Von Professor Boris Brutzkus. 
nel 770 00 Volkswirt“, Berlin 1928, 2. Jahrgang, Heft 24 vom 16. Marz, 
í 780. 


Brutzkus führt die politische Krise in der U. d. S. S. R. auf die Enttäuschung 
über die wirtschaftliche Entwicklung zurück. „Alle Schichten der Bevölke- 
rung fühlen, daR die Anstrengungen, eine neue Großindustrie in einem 
armen Lande aufzubauen, zur Erschöpfung der Kräfte des Landes führen. 
Zum Wort können aber nur Kommunisten kommen, und so kam es zur 
Entstehung einer Oppositionsbewegung in der Partei. Diese kennt nur eine 
einzige Heilmethode, die Rückkehr zum echten Kommunismus. Die soziale 
Revolution wurde aber schon einmal durchgemacht; die Volksmassen haben 
auf diesem Wege wenig Glück und viel Unheil gefunden. Darum ist es 
der herrschenden Oligarchie gelungen, die Opposition zu unterdrücken. 
Daß der schnelle Ausbau der russischen Industrie zur Linderung der 
drohend anwachsenden Übervölkerung des platten Landes sehr wünschens- 
wert wäre, ist niht zu bezweifeln. Daß aber diese Aufgabe bei den ge- 
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ebenen Bedingungen unlösbar ist, liegt auf der Hand. Auch im besten 
alle (unter noch stärkerer Heranziehung des Privatkapitals zur Finan- 
nerung der Industrie) vermag das verarmte Rußland aus eigener Kraft 
seine Industrie nicht aufzubauen. Es braucht dazu einen reichlichen Zu- 
‚strom ausländischen Kapitals. Es ist schwierig, sich vorzustellen, wie diese 
Aufgabe des industriellen Aufbaues unter der Roten Fahne des Kommu- 
nismus gelöst werden könnte. H.W. 


Polizei-Provokation in Rußland. (Police Provocation in Russia.) 
Von VI. Burtsev. 


The Slavonic Review. Vo. VI, Nr. 17. Dezember 1927. S. 241—267. 


Verf. schildert im ersten Teil des Aufsatzes die Tätigkeit des berüchtigten 
Provokateurs Asew und berichtet über ein Zusammentreffen mit ihm in 
Frankfurt a. M. im Jahre 1912, also nach Asews Verurteilung durch die 
Partei. Der zweite Teil berichtet über die heutigen Verhältnisse in Ruß- 
land, bespricht die Fälle Schulgin, Sawinkow, Birk und schließt mit den 
Worten: „Es ist vielleicht nicht allzu phantastisch, anzunehmen, daß die 
gegenwärtigen Beherrscher Rußlands eines Tages zu der Erkenntnis er- 
wachen werden, daf sowohl die GPU und andere wichtige Behörden, wie 
E. P. 


die Armee in Händen von Gegenrevolutionären ist.“ P. B. 


II. Wirtschaft. 


Der Kampf um die Industrialisierung. (V Bor'be za industrializaciju.) 
Von G. Krumin. 
„Ekonomieeskoe Obozrenie“, Moskau, Februar 1928, S. 5—15. 


Im November 1927 begannen die Schwierigkeiten des Getreideeinkaufes. 
Die Beschaffung bezifferte sich im Dezember 1927 nur auf 118 Mill. Rubel 
gegen 148 Mill. Rubel im Dezember des Vorjahres. Gründe: der Bauer, 
vor allem der Kulak, realisiert Exportprodukte zweiter Ordnung und 
hortet Getreide in Erwartung künftiger Preissteigerung, falsche Absatz- 
politik der verstaatlichten Industrie zuviel Absatz in den Städten) und 
unnötige Konkurrenz zwischen staatlichen und genossenschaftlichen Auf- 
kauforganisationen. Von wirtschaftlich wenig einsichtiger Seite wurden als 
Abhilfsmaßnahmen vorgeschlagen: Erhöhung der Preise für industrielle 
Erzeugnisse zwecks Eindämmung der kaufkräftigen Nachfrage des Dorfes 
und Einschränkung der Produktion von Produktionsmitteln zugunsten der 
Förderung der Produktion von Konsumgütern. Die erste Maßnahme würde 
aber letzten Endes zur Währungszerrüttung führen, und die letzte würde 
die zwecks Beseitigung der Disproportionalität zwischen Angebot und Nach- 
frage nach Industrieerzeugnissen so notwendige Industrialisierung, also die 
Ausweitung des Produktionsapparates, gefährden. Die offiziösen Sowjet- 
organe haben sich als Ziel gesetzt: weitere Industrialisierung bei Senkung 
der industriellen Selbskosten und des Preisniveaus für Industrieprodukte 
und Zusammenarbeit mit den bäuerlichen Mittelschichten (Serednjaki) 
zwecks Brechung des wirtschaftlichen Ubergewichts der Grofibauern 
(Kulaki). R. S. 


Der Imperlalistische Kampf um das kaukasische Öl. (Kavkazskaja neft 
kak ob’ekt imperializma.) Von S. Bogdanovski. 
„Mirovoe Chozjajstvo i Mirovaja Politika“, Monatszeitschrift, herausgegeben 
von der Kommunistischen Akademie in Moskau. 1927, Heft 9, S. 11—31. 
Im russischen Olgeschäft der Vorkriegszeit spielte die Standard-Oil keine 
nennenswerte Rolle, wohl aber die Royal Dutch Shell. Das Interesse der 
Standard-Oil begann erst mit der Beteiligung an der altbekannten russi- 
schen Olfirma Gebr. Nobel im Jahre 1920 (zu 50 Prozent). Nadi der Been- 
digung der britischen Invasion und der darauffolgenden zweiten Nationali- 
sierung der Olunternehmungen versuchten die beiden genannten Trusts 
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von den Russen Konzessionen zu erlangen. Die Unterhandlungen, die sich 
hauptsächlich auf den Konferenzen von Genua und Haag hinter den Ku- 
lissen abspielten, zerschlugen sich aber, weil die Russen auf Grund ihrer 
prinzipiellen politischen Einstellung die verlangte volle Rückerstattung der 
enteigneten Besitzungen (diese weitgehende Forderung des belgisch-fran- 
zösischen Naphthakapitals hatte sich allmählich durchgesetzt) nicht bewilli- 
en konnten und wollten. 

it Einsetzen der Nep erschien das russische Öl zum großen Mißbehagen 
von Standard-Oil und Royal Dutch Shell, die um ihre Preise und damit um 
ihre Monopolrente besorgt waren, wieder auf dem europäischen Markte. 
Der gegenwärtige Interessengegensatz zwischen den beiden Öltrusts erklärt 
sich nun aus einem wirtschaftlichen und einem politischen Grund. Zu- 
nächst der wirtschaftliche Grund: die Standard Oil von Newyork, die 
Standard Oil von New Jersey, die Royal Dutch, die Anglo-Persian-Co. und 
die Vaccuum Oil hatten ein Einkaufskonsortium für russisches Ol gebildet, 
um das Preisniveau in Europa zu halten. Hieran war die Standard Oil 
in starkem Maße interessiert, weil sie auf diese Weise gleichzeitig ihre 
Absatzmärkte ausdehnen und dabei an Fracht sparen konnte (andernfalls 
hätte Lieferung von Kalifornien aus erfolgen müssen). England dagegen 
war an dieser Gemeinschaft relativ wenig interessiert, weil ihm für die 
in Frage stehenden Absatzmärkte im nahen und fernen Osten rumänisches, 
ägyptisches und indisches Ol zur Verfügung stand. Der politische Grund: 
Deterding bradı die Verhandlungen zur Erneuerung des Einkaufskonsor- 
tiums Ende 1926 ganz plötzlich ab und spannte sich vor die Antisowjet- 
politik Chamberlains. R. S. 


Das Sowjet-Außenhandelsmonopol. (Sowiecki Monopol Handlu Zagranicz- 
nego.) Von Lychowski. 
„Przemysl i Handel“, Warschau 1928, Heft 20, S. 841—844. 
Die Monopolisierung des Auſtenhandels in der Sowjetunion verfolgt im 
höchsten Maße prohibitive Zwecke und entspringt dem Wunsch, die 
Handelsbilanz und mittelbar auch die Valuta zu schützen. Das ent- 
sprechende Monopol des Binnenhandels aus der Zeit des Kriegskommunis- 
mus ist fallen gelassen worden, das Monopol des Aufenhandels dagegen be- 
steht zum Schutze des inneren Marktes weiter. Ohne dieses Monopol wäre 
die Entwicklung der Industrie in der Sowjetunion und die Niedrighaltung 
der Getreidepreise auf dem inneren Markt nicht möglich. 
Durchbrochen worden ist das Außenhandelsmonopol in den Handelsver- 
trägen der Sowjetunion mit Lettland und mit Persien. In dem ersteren 
Vertrag wird Lettland ein bestimmtes Kontingent zugesichert, im Vertrag 
mit Persien zum ersten Mal die direkte Verbindung des Auslands mit pri- 
vaten Händlern der Sowjetunion in beschränktem Mafe zugestanden. In 
beiden Fällen entspringen diese Zugeständnisse der Sowjet-Regierung 
olitischen Tendenzen. Die Hauptbedeutung dieser Durchbrechung des 
onopols liegt darin, daß sie Präzedenzfälle schafft. Vor allem stellt auch 
Deutschland daraufhin die Forderung ähnlicher Zugeständnisse an die 
Sowjet e Überhaupt dürften fremde Staaten in Zukunft beim Ab- 
schluß von Handelsverträgen mit der Sowjetunion die Festsetzung von 
Einfuhrkontingenten verlangen. Es ist fraglich, ob sich die Sowjetunion 
demgegenüber darauf zurückziehen könnte, ihre Wirtschaftsbeziehungen 
zu anderen Staaten ohne vertragliche Regelung zu führen. P. R. 


Zu den deutsch-sowjetrussischen Handelsvertragsverhandlungen. (Z Po- 
wodu Pertraktacyj Handlowych Niemiecko-Sowieckich.) Von Studnicki. 
„Przemysl i Handel“, Warschau, 1928, Heft 17. 
Der deutsch-russische Vertrag von 1922 beunruhigte Europa. Die wirt- 
schaftlichen, rechtlichen und ethnographischen Verschiedenheiten zwischen 
beiden Staaten bewirkten jedoch, daß der Rapallo-Vertrag keine unmittel- 
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baren politischen und wirtschaftlichen Folgen hatte. Trotz der ausländi- 
schen Kredithilfe erreichte der russische Außenhandel nicht die Höhe der 
Vorkriegszeit. Im Jahre 1925 schloß Deutschland, das die erste Stelle im 
russischen Außenhandel einnimmt, mit Rußland einen Handelsvertrag, dem 
die wirtschaftlichen Kreise und die Presse in Deutschland jedoch heute 
erheblich skeptischer gegenüberstehen als vor zwei Jahren. Derartige 
kritische Stimmen deutscher Zeitungen und Fachzeitschriften führt der Ver- 
fasser an und bemerkt, daß in der ohnedies gespannten Atmosphäre der 
wirtschaftlihen Auseinandersetzungen, insbesondere der Ablehnung neuer 
russischer Kreditwünsche durch Deutschland, die Verhaftung der deutschen 
Ingenieure erfolgte. Die Bildung eines deutsch-französischen Syndikats für 
den Außenhandel mit Rußland hält der Verfasser für nahe Be 
R. 


Über den Siebenstundentag. (O semicasovom rabočem dne.) Von W. Schmidt. 
„Voprosy Truda“, Moskau, März 1928, S. 3—11. 


Das Kommissariat der Arbeit und die Kommission der Regierung zur Ein- 
führung des Siebenstundentages wenden sich mit aller Schärfe gegen die 
Überstürzung und Planlosigkeit in bezug auf die Verkürzung der Arbeits- 
zeit. Die Einführung des Siebenstundenstages ist grundsätzlich von der 
Erlaubnis der Kommission abhängig. Gegenwärtig wird versuchsweise die 
Verkürzung der Arbeitszeit in 22 Unternehmungen der Textilindustrie 
durchgeführt. Das Ergebnis dieser Versuche wird dann maßgebend dafür, 
in welchem Umfange andere Industriezweige, besonders die Schwer- 
industrie- für den Siebenstundentag in Frage kommen. Die Unzufrieden- 
heit der Arbeiter mit dieser Regelung, die die Textilarbeiter in bezug auf 
die Arbeitszeit gegenwärtig günstiger stellt als die übrige Arbeiterschaft, 
ist zu verstehen, aber im Interesse der Sache zunächst nicht zu vermeiden. 
Die Kommission weist ausdrücklich darauf hin, daß die Siebenstunden- 
arbeitszeit nur für die Arbeiter in Frage kommen kann, die unmittelbar 
an der Produktion beteiligt sind, also nicht für Chauffeure, Hofwächter 
und dergleichen. 

Die Verkürzung der Arbeitszeit ist auch nur in Industriezweigen mit rela- 
tiv hoher Produktivität der Arbeit möglich; denn im Interesse der russi- 
schen Wirtschaft liegt es, trotz geringerer Arbeitszeit erhöhte Arbeits- 
leistungen zu erzielen. R. S. 


HI. Geistiges Leben. 


Die Präzisierung des Systems der Volksbildung im Zusammenhang mit 
den vor unserem Lande stehenden Aufgaben. (Utočnenie sistemy 
narodnogo obrazovanija v svjazi s zadacami, stojascimi pered našej 
stranoj.) 

„Na putjach k novoj škole“, Moskau 1928, Heft 2, S. 30—36. 


Das komplizierte und verzweigte System der Volksbildung in Sowjetruß- 
land bedarf nach der Ansicht des Verfassers verschiedener Reformen. Die 
Zahl der Grundschulen (die sogen. I. Stufe mit dem vierjährigen Lehr- 
gang) muß bedeutend vergröftert werden; ein Zustand, wie z.B. in Zentral- 
rußland, wo nur 50 Prozent der Kinder eingeschult sind, darf nicht länger 
bestehen bleiben. Die möglichst schnelle Einführung der allgemeinen 
Schulpflicht ist jetzt besonders dringend geworden. Wichtig ist es ferner, 
die kulturelle Arbeit unter den Jugendlichen, die die Schule bereits ver- 
lassen haben, weiterzuführen, und zwar in Form einer Arbeitsschule, deren 
Lehrplan den tatsächlichen Bedürfnissen der Arbeiterjugend genau ange- 

aft ist. Auf diese Weise können dann auch Kandidaten für die technischen 
Schulen ausgebildet werden, denen jetzt „maximale Aufmerksamkeit zuge- 
wandt werden muß”. Denn der Techniker, der Mann der Praxis, hat für 
Rußland zurzeit eine viel größere Bedeutung als der Absolvent einer mehr 
wissenschaftlich eingestellten Hochschule. 
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Die Organisation der n in der Ukraine. (Organizacija biblio- 
grafii na Ukraini.) Von M. I. Sagarda. 
„Žurnal Bibliotekoznavstva ta bibliografii“, Nr. 1, Kiew 1927, S. 1—13. 


Der Verfasser berichtet über die Gründung der Bibliographishen Kom- 
mission bei der Ukrainishen Akademie der Wissenschaften. Die Kom- 
mission erhielt die Aufgabe, die bibliographische Arbeit aller Institutionen 
und Organisationen der Ukraine zu koordinieren und zu leiten und ins- 
besondere die Arbeiten zur Herstellung eines ukrainischen bibilographi- 
schen Repertoriums zu vereinigen. Der Verfasser betont den Gedanken. 
daf die rationelle Organisation der Bibliographie die Vorbedingung einer 
zweckmäfligen Organisation der gesamten Kulturarbeit bildet: Sie muß die 
5 der wissenschaftlichen N der Bildung und der prak- 
tischen Anwendung des Wissens begleiten. Eine nicht organisierte, plan- 
lose und nicht koordinierte Bibliographie ergibt nicht die Resultate, die 
von ihr erwartet werden können. Erforderli ist nicht nur eine Koordi- 
nierung, sondern auch eine wirkliche Organisation der Bibliographie, kurz 
es muß ein wissenschaftlich organisierter Mittelpunkt geschaffen werden, 
der aber des offiziell- administrativen Momentes entbehrt. Ein solcher Mit- 
telpunkt ist nun eben die Bibliographische Kommission, die bei der Ukrai- 
nischen Akademie der Wissenschaften organisiert ist und aus den Ver- 
tretern der Institute und Organisationen besteht, welche die biblio- 
graphische Arbeit betreiben. In dem Artikel wird die Geschichte der Ein- 
setzung dieser Kommission gegeben, sowie auch die Analyse ihres Regle- 
ments und der Resolutionen des Plenums der Kommission, welche im 
April 1927 zusammentrat. 


Das Onegin-Museum. (Oneginskij Musej.) Von M Beljaev. 
„ProXektor“, literarisch-künstlerische Wochenschrift, Moskau, 15. April 1928, 


Der Verfasser, Leiter des Puschkin-Hauses in Leningrad, schildert die Ge- 
schichte der Entstehung der sogenannten „Onegin-Sammlung“, die vor kur- 
zem aus Paris gebracht worden ist. Bereits in den 60er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts begann ein leidenschaftliher Verehrer Puschkins, Alexander 
Otto, der später den Namen des Puschkinschen Helden „Onegin“ angenom- 
men hat, Manuskri te, Dokumente, Bilder, kurz, alles zu sammeln, was 
mit dem Leben und Schaffen des größten russischen Dichters und seiner 
Zeitgenossen und Freunde im Zusammenhang stand. Den wichtigsten Be- 
standteil dieser Sammlung bildeten Puschkinsche Manuskripte aus dem 
Nachlaf des Dichters Schukowskij, die Otto im Jahre 1883 von dem Sohne 
des Dichters als Geschenk erhielt. Darunter befinden sih 24 zum Teil 
unveröffentlichte Gedichte, Manuskripte und Varianten von „Eugen One- 
gin“, „Boris Godunow“, „Kapitäns Tochter“, die unvollendete Dichtung 
„Jeserski“ u. a., ferner zahlreiche Briefe, Zettel und Notizen von Puschkin, 
Autographen von Aksakow, Gogol, Lermontow, Bakunin, Tjutschew, Del- 
vig, Turgenjew — eine Fülle von Material, das für die Puschkin-Forschung 
von unermefllihem Wert ist. Sehr interessant ist ferner die ikonogra- 
hische Abteilung des Museums, die Porträts, Zeichnungen und Skulpturen 
ekannter zeitgenössischer Künstler, die Puschkin und andere russische 
Dichter darstellen, enthält; hervorzuheben sind audi posthume Bildnisse 
von Puschkin und ein seltenes Exemplar seiner Totenmaske. Die Reli- 
quienabteilung nimmt in dieser Sammlung eine besondere Stelle ein: hier 
findet man ein Album der Frau Rosset-Smirnowa, der geistvollen Freundin 
Pusckins, mit seinen Autographen, sowie Gedichten von Lermontow und 
Wjasemsky, Lermontows Zeichnungen, mehrere Alben mit Zeichnungen von 
Schukowskij, Bilder und Gravüren aus dem Besitz Puschkins usw. 
Das Puschkin-Haus wird sich in der nächsten Zeit mit der Sonderung und 
Untersuchung des eingetroffenen Materials befassen; nach der Beendigung 
der Vorbereitungsarbeiten wird eine Ausstellung geplant, welche die brei- 
ten Massen mit dieser wertvollen Sammlung bekanntmacen wird. E. S. 
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Für die Einheit der nationalen Gruppen der proletarischen Literatur. 
(Za edinstvo nacional’nych otrjadov proletarskoj literatury.) 
Von A. Selivanovskij. 
„Na literaturnom postu“, Moskau 1928, Heft 5, S. 33—38. 


Die Oktoberrevolution hat mit der gewaltsamen Assimilierung der natio- 
nalen Minderheiten der Zarenzeit gebrochen, wodurch der Konsolidierungs- 
55 bei einer ganzen Reihe von Völkern der Sowjetunion einsetzen 
onnte. Es entsteht aber gleichzeitig die schwerwiegende Frage, ob eine 
proletarische Kultur, folglich eine proletarische Literatur, in den wirt- 
schaftlich zurückgebliebenen Ländern, wie Weißrußland, Armenien — von 
den Jakuten- und Tenu w nodenke pieten anz zu schweigen — überhaupt 
em sei. Der Verfasser bejaht diese Frage, glaubt jedoch mit der Be- 
einflussung der Literatur dieser Völker durch starke bäuerliche Elemente 
nen zu müssen. Am Beispiel der Literatur der Tschuwaschen, die unter 
dem Einfluß der proletarischen Kultur der höherstehenden Nachbarländer 
immer mehr „proletarisch gefärbt“ wird, sucht Selivanovskij aber die 
große erzieherische Bedeutung der Vereinigung der proletarischen Schrift- 
steller der Sowjetunion — VAPP, in der zurzeit etwa 30 Völker vertreten 
sind, nachzuweisen. Diese Organisation muß eine Schule der internationa- 
len Erziehung für die bäuerliche Literatur in einer ganzen Reihe von 
nationalen Gebieten werden; „die Geschlossenheit in den Reihen der prole- 
tarischen Schriftsteller muß unantastbar sein; denn sie ist die erste Vor- 
aussetzung für den erfolgreichen Kampf mit den verschiedenen Formen des 
Nationalismus bei allen Nationen“. L. ]. 


Noch einmal über die schöpferischen Wege der proletarischen Literatur. 
Ešče o tvoròeskich putjach proletarskoj literatury.) Von V. Ermilov. 
„Na lileraturnom postu“, Moskau 1928, Heft 6, S. 14—21. 


Eins der brennendsten Probleme der proletarischen Literatur ist „das 
Problem der künstlerischen Gestaltung des lebenden Menschen von heute“. 
Die uns fern stehenden, der Gegenwart entrückten Helden von Tolstoj sind 
„lebendiger, konkreter, greifbarer als die von den talentvollsten prole- 
tarischen Dichtern geschaffenen Typen... So groß ist die Kunst der Klassi- 
ker, solche schöpferischen Höhen haben sie erreicht, daf die objektiven, 
allmenschlihen Elemente ihrer Werke öfters die subjektiven Klassen- 
elemente, die reaktionären, der proletarischen Weltanschauung feindlich 
egenüberstehenden Elemente aus dem Bewußtsein des Lesers verdrängen. 
nd es wäre irrsinnig. kindisch... die Tatsache zu verkennen, daß die jun- 
en proletarischen Dichter, ohne von jemanden dazu gezwungen zu wer- 
eifrig zu den Klassikern in die Lehre gehen“. Und lediglich ein ver- 
schiedenes Verhältnis zum Unbewußtsein unterscheidet die Dichter, die 
materialistisch, von denjenigen, die idealistisch eingestellt sind. „Die sauer- 
süße Pietät vor den Klassikern und deren barbarische oder intellektuell- 
stilisierte Geringschätzung sind uns gleich fremd. Fremd ist uns auch die 
Furcht vor der ‚Ansteckung‘ von den Klassikern, vor der Beeinflussung 
durch reaktionäre Motive in ihrem Schaffen. Selbstverständlic, eine solche 
Gefahr besteht und sie ist nicht gering. Allein die Furcht vor ihr können 
nur diejenigen haben, die keinen Glauben an die schöpferische Kraft des 
Proletariats, seiner Kultur und seiner Kunst besitzen.“ L. J. 


Das Theater im vergangenen Jahr. (Teatr za god) Von A. Glebov. 
„Na literaturnom postu“, Moskau 1928, Heft 6, S. 61—65. 
Ein Uberblid über die diesjährge Theatersaison in Moskau ergibt, daß 
75 Prozent aller neuen Aufführungen (über 40 an der Zahl) als miſtlungen 
und farblos anzusehen sind. „Nicht weniger als die Hälfte davon waren 
Kitsch, dekadente Stimmung und oberflählihe Exotik.“ Gefährlicher 
scheint aber dem Verfasser die Tatsache, daß der Historismus die Bühne 
dermaßen erobert hat, daß die Gegenwart aus ihrem Gesichtskreis voll- 
kommen verschwunden ist. Ferner stand die Theatersaison im Zeichen des 
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wachsenden Einflusses der „Mitläufer“ auf das Theaterrepertoire. „Man 
muß sagen, schreibt Glebow, daß vom Standpunkt der Interessen des Sow- 
jettheaters im ganzen es eine fortschrittliche Erscheinung ist: diese Dich- 
ter bringen mit sich die Kultur der echten Literatur, die tiefere psycho- 
logische Gestaltung der Typen, die der Schauspieler so nötig hat, ohne die 
das Theater verkümmert und die leider unserer professionellen Drama- 
turgie in einem sehr geringen Maße eigen sind. Allein man darf nicht die 
politische Seite dieser Ers cmuar übersehen. Die Mitläufer fördern gröf- 
tenteils diejenigen Tendenzen und Stimmungen, die der Vorwärtsbewegung 
der rechtsstehenden Theater einen Zickzackcharakter verleihen“. Und so 
ist es, nach der Meinung von Glebov, von größter Wichtigkeit, die prole- 
un Dichter anzuspornen, an der Arbeit für das Theater akuy teil- 
zunehmen. 


B. Polen. 


Die Entwicklung der polnisch-russischen Handelsbeziehungen. (Rozwoj 
Polsko-Rosyjskich Stosunkow any) Von Ringman. 
„Przemysl i Handel“, Warschau 1928, Heft 13. 


Die Gebiete des heutigen Polens hatten vor dem Krieg eine aktive Handels- 
bilanz gegenüber Rußland und zwar vor allem dank der Ausfuhr von 
Textilwaren aus Kongrefipolen, die etwa 250 Millionen Goldrubel jährlich 
ausmachte, Die Aktivität der Handelsbilanz gegenüber Rußland ist Polen 
auch in der Nachkriegszeit erhalten geblieben, wenn auch die absoluten 
Ziffern erheblich geringer sind. Ringman untersucht den polnisch-russi- 
schen Warenaustausch im einzelnen an Hand der Statistik und kommt 
dabei u. a. zu dem Ergebnis, daß die Schwerindustrie Polnisch-Ober- 
schlesiens gute Absatzaussichten in Rußland habe. Allerdings hänge die 
Ausfuhr nach Rußland nicht nur von wirtschaftlichen, sondern vielleicht 
noch mehr von politischen Faktoren ab. P 


Die polnisch-französischen Handelsbeziehungen. (Stosunki handlowe pols- 
ko-francuskie.) Von L. 
„Przemysl i Handel“, Warschau 1928, Heft 18, S. 14142. 


Die polnisch-französische Handelsbilanz war von Anfang an für Polen 
ungünstig. Im Jahre 1926 betrug die Einfuhr aus Frankreich nach Polen 
67 Millionen Goldfrank, die Ausfuhr aus Polen nach Frankreich 47 Mil- 
lionen Goldfrank, im Jahre 1927 die polnische Ausfuhr 25 Millionen, die 
Einfuhr 125 Millionen Goldfrank. Nach der französischen Statistik ist die 
Passivität der Handelsbilanz zuungunsten Polens vorhanden, wenn sie 
auch niedriger angegeben wird. Auch im laufenden Jahre hat sich der 
polnisch-französische Handel weiter zuungunsten Polens entwickelt. Da 
die ungünstige Entwicklung der Handelsbilanz für Polen auf den Rück- 
gang der polnischen Ausfuhr zurückgeht, ist auch keine Besserung zu er- 
warten. Die Ursache dieser Benachteiligung Polens et in dem polnisch- 
französischen Handelsvertrag vom 9. Dezember 1924, der Frankreich die 
Meistbegünstigung ohne Gegenseitigkeit gibt. Die protektionistische fran- 
zösisdie Handelspolitik hat sich daher im Sinne einer fortgesetzten Ein- 
schränkung der polnischen Einfuhr ausgewirkt. Ein polnisch-französischer 
Handelsvertrag müßte unter gleichen Bedingungen für beide Seiten abge- 
faßt und hierbei das Interesse der polnischen Ausfuhr besonders berück- 
sichtigt werden. P. R. 


Die Judenfrage in Polen. (la question juive en Pologne.) Von Tadeusz 
Holowko, Apolinaris Hartglass und Etienne Fournol. 
„Le monde slave“, Paris, September 1927, S. 374—416. 
Ein Pole und ein Jude behandeln unabhängig voneinander das gleiche 
Problem, das sie beide für verhältnismäßig leicht lösbar halten; dagegen 
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erklärt der Franzose, der zu den Äußerungen der Beiden Stellung nimmt, 
die Judenfrage in Polen für schwierig. 


Nach Holowko ist die Judenfrage hauptsächlich durch die Agitation der 
Zionisten kompliziert worden, deren Anstrengungen das Zustandekommen 
des Minderheitenvertrages („ce fameux traité des minorités nationales“) zu 
danken ist. Inzwischen haben die Juden sich mit der Existenz eines mäch- 
tigen polnischen Staates abgefunden, und die Polen sehen ein, daf der 
Antisemitismus ihnen im Auslande schadet. In Polen leben 2 Millionen 
Juden (Hartglass gibt mindestens 3 Millionen an, und diese Zahl wird von 
Fournol übernommen). Die Polen wollen die jüdische Organisation auf 
der freiwilligen Kultgemeinschaft aufgebaut sehen; die jüdischen Führer 
wollen eine nationale Zwangsgemeinschaft mit schulischen, kulturellen und 
sozialen Aufgaben durchsetzen und den „Jargon“ im Verkehr mit Gerichten 
und Selbstverwaltungsbehörden anerkannt wissen. In der Praxis geht die 
Entwicklung dahin, daß die besten Elemente des Judentums sich dem Polen- 
tum assimilieren und auch die übrigen in steigendem Maße polnisch als 
Umgangssprache annehmen. Der Staat müßte den Juden in kulturellen 
und sozialen Fragen entgegenkommen. Die — meistens in den Städten 
lebenden — Juden sind in der Mehrzahl arm, kleine Händler. Als Zwischen- 
händler wirken sie verteuernd, anderseits durch Marktgewinnung und 
Kreditvermittlung im Auslande anregend auf die Wirtschaft. Eine Lösung 
der Frage ihrer übergroßen Zahl wird sich in absehbarer Zeit ergeben, in- 
dem die meisten Juden nach Rußland, aus dem sie in zaristischer Zeit in 
die 5 Gouvernements abgeschoben wurden, zurück wandern 
werden. 


Hartglass ist der Ansicht, dafl die Judenfrage lediglich dadurch kompliziert 
wird, daß sie im Gegensatz zu allen andern Minderheitsfragen ein inter- 
nationales Problem ist. Die nationale Verbundenheit der Juden, auch über 
die Staatsgrenzen hinweg, ist sehr stark, die Assimilierung der Intellek- 
tuellen nur scheinbar. Der polnischen Industrie haben die Juden Märkte 
gewonnen, der Handel ist aus historischen Gründen fast ganz in ihrer 
Hand. Ihr wirtschaftlicher Kampf mit dem Polentum muß sich ungedrängt, 
ohne Eingreifen des Staates, entwickeln können. Eine Abwanderung ist 
nicht möglich; den Juden muß eine weitgehende kulturelle Autonomie ge- 
währt werden. Das ist um so leichter möglich, als die Juden, abgesehen 
von den Ansätzen in Palästina, keinen eigenen Staat und in Polen kein 
geschlossenes Siedlungsgebiet besitzen; infolgedessen sind sie bescheidener 
und ungefährlicher als andere Minderheiten. 


Fournol geht ausdrücklich auf die historische Entwicklung der Judenfrage in 
Polen ein. Wenn die Juden wieder nach Rußland abströmen sollen, muß 
man ihnen die Möglichkeit technischen Unterrichts geben. Wirtschaftlich 
geht die moderne Entwicklung, insbesondere bei den stark genossenschaft- 
lich eingestellten slavisdren Völkern, gegen den kleinen Zwischenhändler: 
dieser wirtschaftliche Kampf muß loyal in manchesterlihem Geiste ge- 
führt werden. Parlamentarisch könnte die Entwicklung so laufen, daß die 
jüdischen Gruppen sich (ähnlich den Deutschen in der Tschechoslowakei) 
mit den ihnen nahestehenden wirtschaftlichen Interessenverbänden des 
Polentums verbünden. Bei jedem Lösungsversuch der Judenfrage muß 
darauf Bedacht genommen werden, daß das System von Versailles nicht 
erschüttert werde. R. R. B. 


Die ukrainische A in Lemberg. Von Wasyl Mudry, Lemberg. 
„Natio“, 1927, Nr. 7—8, S. 23—353. 
Der Verfasser, Chefredakteur der ukrainischen Zeitung „Dilo“ (Tat), zeich- 
net in kurzen Umrissen die Geschichte des Kampfes der Ukrainer um die 
Universität Lemberg. Dieser Kampf, der mehrere Jahrzehnte dauert (die 
Universität wurde im Jahre 1817 gegründet als eine ursprünglich deutsche, 
später ukrainisch-polnische Lehranstalt), hat seit 1918 einen besonders er- 
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bitterten Charakter angenommen, als die Polen nach der Besetzung Lem- 
bergs die Universität gewaltsam zu polonisieren anfingen. Die ukrainische 
Öffentlichkeit sah sich bald gezwungen, da alle Versuche, auf legalem Wege 
etwas zu erreichen, zunichte wurden, 1920 eine geheime ukrainische Hodh- 
schule zu organisieren, die sich auch erfolgreich entwickelte: sie zählte bald 
44 ukrainische Dozenten und 1260 Hörer. Die Repressalien seitens der pol- 
nischen Regierung wurden aber immer schärfer, und bereits Ende 1925 
mußte die geheime Hochschule ihre Arbeit einstellen. Bis heute hat das 
sieben Millionen starke ukrainische Volk keine eigene Hochschule in Polen, 
was auch mit der sn Verfassung, nach welcher spätestens Ende 1924 
an ukrainische Universität gegründet werden mußte, im Widerspruch 
steht. 


Das literarische und künstlerische Polen in Paris. (La Pologne litteraire 
et artistique in Paris.) 


Die Polen im Salon d’Automne. (Les Polonais au Salon d’Automne.) 
Von Zygmunt St. Klingsland. 
„La Pologne littéraire“ v. 15. März 1928. 


Die Tätigkeit der Gesellschaft „Les amis de la Pologne“ in Paris hat viel 
dazu beigetragen, das Interesse für die polnische Kultur in der französi- 
schen geistigen Welt wachzurufen. Auch erscheinen in der letzten Zeit 
Veröffentlichungen über Polen (wie z. B. „La Pologne vivante“ von Charles 
Delvert), die den Versuh machen, den Gesamtkomplex der polnischen 
Probleme klarzulegen. Doch haben es die Pariser nicht nötig, zum Buch 
zu greifen, um sich eine Vorstellung von der polnischen modernen Kunst 
zu bilden: zahlreiche Vertreter aller Künste, denen Paris zur zweiten Hei- 
mat geworden ist, erfüllen diese Aufgabe viel besser. 


Der bekannte Schriftsteller und Übersetzer Boy-Zelenski, der in Paris 
aufs glänzendste gefeiert und dem von den französischen Dichtern sogar 
der Ehrentitel „Parisien h. c. verliehen wurde, hielt Vorträge über pol- 
nische Literatur in der Sorbonne. Die polnischen Musiker, zu einer „Asso- 
ciation des ans musiciens polonais“ vereinigt, veranstalten oft Kon- 
zerte, die sich eines regen Besuches erfreuen. Auch die bildende Kunst ist 
in Paris reich vertreten. Die Ausstellungen von Dobrycki (Bilder und 
Keramiken) und M. Piramowicz haben die Aufmerksamkeit der vornehm- 
sten Kritiker auf sich gezogen. An der traditionellen Ausstellung im 
„Salon d' Automne“ haben die polnischen Künstler wie gewöhnlich teil- 
enommen; doch scheint, nach der Bemerkung des Verfassers, der Nivel- 
erung: rozeß, der sich auch im Kunstleben spiegelt und den er mit der 
Entwicklung der internationalen modernen Technik in Zusammenhan 

bringt, auch die polnischen Maler berührt zu haben: die Ausdrucksmitte 
sind überall die gleichen, die polnischen Bilder unterscheiden sich durch 
keine nationalen Motive von den Hunderten anderer ausgestellter Werke, 
die alle wie ein Ausdruc des internationalen Geschmacks anmuten. Paris 
wird bald in der Lage sein, sich ein besseres Bild von der polnischen mo- 
dernen Kunst zu machen; denn eine Gesamtausstellung von Malerei, 
Plastik und Graphik wird noch im laufenden Jahre stattfinden. i 


Von den aktuellen Problemen. ine Geschichte der polnischen Dele- 
gation in Rußland.) (Z aktualnych zagadnien [Z dzeijow polskiej dele- 
gacji w Rosji.) Von J. Julicz. 

„Przeglad wspolczesny“, Warschau, Februar 1928, Nr. 70, S.317 ff. 

Der Aufsatz berührt die in den polnischen Zeitschriften oft behandelte 
Frage über die Rückgabe der polnischen Kunstobjekte, die im Laufe des 
18. und 19. Jahrhunderts von den russischen Behörden konfisziert und 
während des Weltkrieges aus Galizien als Kriegsbeute nach Rußland mit- 
genommen wurden. Die fast sechsjährige Tätigkeit der speziellen pol- 
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nischen Delegation in Moskau hat nur wenig zur Lösung dieser Frage beige- 
tragen. Die Sitzungen einer gemischten russisch-polnisch-ukrainischen Kom- 
mission haben zwar zu einem am 16. November 1927 in Warschau unterschrie- 
benen Vertrag geführt, laut welchem die polnischen Museenschätze bis späte- 
stens 1. Juli 1927 zurückgeliefert werden sollen, doch steht der Verfasser die- 
sem Vertrag, der im Sinne des 9. Art. des Rigaer Traktats abgefaßt wurde, sehr 
skeptisch gegenüber: bleiben doch die wertvollsten Bilder (wie z. B. die 
von Fragonard und Della Vecchia) laut einer Klausel dieses Vertrages in 
Rußland, durch „äquivalente“ Bilder ausgetauscht; auch die Verhandlungen 
über die Rückgabe der polnischen Büchersammlungen, die sich zum größten 
Teil in der Leningrader Öffentlichen Bibliothek befinden, sind ergebnislos 
verlaufen. Die polnischen Kunstgegenstände spielen aber nach der Mei- 
nung des Verfassers nur eine geringe Rolle im Leben der reichen russi- 
schen Museen, so daß ihre Rückgabe für Rußland gar nicht empfindlich 
wäre; freilih wurde vieles durch die Mißstände der ersten Revolutions- 
jahre beschädigt, manches ist auch spurlos untergegangen. Dem Vertrag 
vom November 1927 schreibt der Verfasser eine große moralische Bedeu- 
tung zu — er erblickt in ihm den Abschluß einer alten Rechnung, die noch 
von den Tagen der ersten Teilung Polens datiert, von Rußland aber bis 
heute noch nicht beglichen ist. 


C. Litauen. 


Zu = A mit Litauen. (Na Marginesie Rokowan 2 Litwa.) 
o 


n C. P. 
„Przemysl i Handel“, Warschau 1928, Heft 14. 


Die polnisch-litauishen Beziehungen werden im allgemeinen nur unter 
politischen Gesichtspunkten betrachtet. Es ist daher sehr erfreulich, daß 
unter dem Titel „Litauen“ ein Buch des Departementsdirektors im Finanz- 
ministerium, Starzynski, erschienen ist, das die wirtschaftliche Seite dieser 
Beziehungen beleuchtet. Eine solche wirtschaftliche Betrachtung der litaui- 
schen Frage führt zu folgendem Ergebnis: „Die gesamte Wirtschaftspolitik 
Litauens wurde, allen gesunden Voraussetzungen zuwider, dem rein poli- 
tischen Interesse der litauischen Regierung untergeordnet... Diese Politik 
der Regierung in Kowno hat Litauen von dem Deutschen Reich abhängig 
gemacht, und heute ist der Augenblick gekommen, wo Herr Woldemaras 
sich sagen muf, ob diese Abhängigkeit von Deutschland zum Äußersten ge- 
trieben werden soll, was Deutschland durch entsprechende Wünsche beim 
Zolltarif fordert, oder ob der litauische Staat dadurch zur Gesundung ge- 
bracht werden soll, daß normale Beziehungen des Austauschs mit seinem 
nächsten Nachbarn, Polen, hergestellt werden.“ P. R. 


G. Deutscher Osten. 


Das Memelproblem. (Zagadnienie pe .) Von Studnicki. 
? 
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„Przeglad Gospodarczy“, Warschau 19 efl 7 vom 1. April. 


Mit Danzig und Gdingen ist die Frage des Zugangs zum Meer für Polen 
nicht gelöst. Auch Memel, Litauen, Riga und Königsberg können für den 
Inischen Handel eine große Rolle spielen. Litauen hat Memel weder aus 
istorischen noch aus ethnographischen Gründen erhalten, und die geo- 
graphische Lage gibt Polen ein nicht geringeres Recht auf Memel. Die 
einzige annehmbare Lösung wäre die provisorische Errichtung einer Frei- 
stadt Memel, wobei die polnischen und litauischen Interessen gleichberech- 
tigt sein müßten. Zum Ausbau des Memeler Hafens könnte Polen bei- 
mara Unter den gegenwärtigen Verhältnissen geht Memel a a 
zurü R. 
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Das Problem Ostpreußens im Lichte der natürlichen Kräfte. (Problem 
Prus Wschodnich w Swietle sil Przyrodzonych.) Von Prutenus. 
„Przeglad Polityczny“, Warschau, Band 8, Heft 1—2, Januar/Februar 1928. 


Nach der Ansicht von Prutenus „verdankt Ostpreußen seine Entstehung 
in der Geschichte Polen und war von diesem Jah hunderte hindurch ab- 
hängig“. In der jetzigen Lage Ostpreußens sieht er eine „Vergewaltigung 
natürlicher Rechte“, deren Folgen aber nur vorübergehend Bestand haben 
können. Von diesem Gesichtspunkt aus wendet sich der Verfasser zunächst 
gegen die deutsche Auffassung über die geographischen Zusammenhänge 
Ostpreußens mit Pommern und dem übrigen Deutschland, seine Geschichte 
und Siedlungsgescdiichte. Nach seiner Ansicht ist Pommern ethnographisch 
immer polnisch-slawisch gewesen, ist Ermland und Masuren heute noch 
von einer geschlossenen Masse polnischer Bevölkerung bewohnt, während 
die Deutschen Ostpreußens nicht Germanen, sondern ein Mischvolk aus 
Preußen, Litauern, Polen und zugewanderten Kolonisten vorstellen. Die 
ostpreuflische Kultur war bis zu den Teilungen Polens polnisch, und bis 
dahin hat Ostpreußen auch keine deutschen Dichter oder Gelehrte hervor- 
gebracht. „Kopernikus und Hosius waren Polen, Kant war schottischer Ab- 
stammung.“ Die natürlichen Wirtschaftlihen Kräfte weisen Ostpreußen 
noch heute auf die Verbindung mit Polen hin. Die wirtschaftlichen Ost- 
West-Verbindungen ÖOstpreufen zu erhalten, bedeutet demgegenüber 
Imperialismus und Vergewaltigung. Seine Ansicht über die enge wirt- 
schaftliche Interessengemeinschaft zwischen Polen und Ostpreußen stützt 
Prutenus schlieflidı auf deutsche Äußerungen aus ostpreuflischen Kreisen: 
die Zollunion mit Polen, die der Syndikus der Königsberger Handels- 
kammer Simon 1919 in einer Broschüre empfohlen habe, sei die einzige 
Rettung für Ostpreußen. Der Artikel schließt mit Hinweisen auf die Rolle 
Ostpreußens als Mittelpunkt deutscher Rüstungen und Revanchebestre- 
bungen. P. R. 


H. Russische Emigration. 


10 Jahre der Emigrantenliteratur. (Desjat’ let literatury za rubežom.) 
Von D. Gorbov. 

„Pečať i revoljucija“, Moskau 1927, Heft 8, S. 9—35. 

Der interessante Artikel zeigt die Stellungnahme der sowjetrussischen 
Intellektuellen zu den in der Emigration lebenden russischen Dichtern. 
Nach der Ansicht von Gorbov sind die Letzteren zwar durch die Ablehnung 
der proletarischen Revolution miteinander verbunden, ihren kulturellen 
und Klassenmerkmalen nach jedoch nicht einheitlich. Die vorrevolutionäre 
Trennung in Symbolisten und Realisten trifft auch heute auf sie zu, nur 
daß jetzt die realistische Richtung stärker vertreten ist. Unter den Sym- 
bolisten, zu denen der Verfasser nicht nur Merezkovskij und Gippius, son- 
dern auch Ivan Bunin und Boris Zajcev zählt, kommt die erste Stelle 
zweifellos Bunin zu. Der Dichter, der typische Vertreter des Adels, zeigt 
als großer Künstler mit maximaler, dem Künstler zugänglichen Vollständig- 
keit, Wahrhaftigkeit und Überzeugungskraft das Wesen seiner Klasse auf. 
Jedodi der Zerfall der früheren Lebensformen ruft in ihm „den Zorn auf 
die Welt“ hervor und zwingt ihn, im Tod den einzigen Ausweg aus dem 
Kampf zu sehen. Auch in den Werken anderer, Bunin nahestehender 
Dichter, glaubt Gorbov den „Todesgeruch“ feststellen zu können. Und dies 
ist es auch, was der Verfasser den Emigranten vorzuwerfen weil. „Von 
jedem größeren Dichter, meint er, haben wir das Recht zu fordern, daß 
er thematisdi Bedeutendes leistet, daß er vor allen Dingen aktuell ist... 
Es braucht nicht unbedingt ‚revolutionärer‘ Stoff zu sein. Man kann auch 
ohne Barrikaden und ohne Lederjacken auskommen. Die Fabriken sind 
gleichfalls durchaus nicht obligatorisch... Die dichterische Flöte muß nicht 
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unbedingt revolutionäre Hymnen spielen: die Revolution braucht keine 
Lobgesänge. Wir wollen nur eins: daß ihre (d. h. der Emigranten) Lieder 
in uns den Willen zum Schaffen wecken, daß sie zum Leben und Kampf 
rufen, daß sie uns nicht in die Seen der Vergangenheit oder in den benadh- 
barten Sumpf führen, in der freundlichen Absicht, uns dort ertrinken zu 
lassen.“ Da aber die Emigrantenliteratur diese Forderung nicht erfüllt, 
so ist sie dem Untergang geweiht. Dies er auch der sich allmählich 
vollziehende Übergang von verschiedener Dichtern aus dem feindlichen 
Lager auf die Seite Sowjetrußlands, sowie „das Kreisen in der Abstrak- 
tion, das Unvermögen, die großen Probleme der Zeit anzupacken, das den 
\besten Werken der Emigranten einen Ausdruck der Leblosigkeit verleiht“. 


0 


Notizen. 
Ein neues russisches medizinisches Zentralblatt. 


Das russische medizinische Schrifttum war bisher außerordentlich unüber- 
sichtlih. Die Entwicklung des letzten Jahrzehntes, die eine Menge neuer 
Zeitschriften für Sowjetrußland brachte, machte diese Zustände nur noch ver- 
wickelter. Daher ist es zu begrüßen, dafl im Staatsverlag in Moskau seit dem 
1. Januar 1928 endlich ein Referatenblatt erscheint (herausgegeben von Glaw- 
nauka), das diesem Übelstand abhelfen will. Das ganz im Stil der Springer- 
schen Zentralblattes gehaltene „Zentralni Medizinski Journal“ (Medizinisches 
Zentralblatt) erscheint jährlich in 12 Heften (zu insgesamt 3000 Seiten). Es 
werden 146 russische Zeitschriften aus dem Gebiet der gesamten Medizin (ein- 
schließlich Verwaltungs- und Versicherungsmedizin) und Tierheilkunde refe- 
riert. Damit die deutschen Gelehrten sich auf dem laufenden halten können, 
erhalten 4 große deutsche Büchereien von nun an regelmäßig das russische 
Zentralblatt und zwar die Staatsbibliotheken von Berlin, Hamburg und 
München und die Universitätsbibliothek Königsberg i. Pr. WR 


Mitarbeit der Sowjetunion an der internationalen Vereinheitlichung der See- 
frachtverträge. 


Bereits vor dem Kriege entwarfen die einzelnen Reederverbände sowie 
die internationalen Reederkonferenzen Seefractvertragsformulare. Die Aus- 
arbeitung dieser Formulare geschah im Einverständnis mit den Verbänden der 
Ein- und Ausfuhrhändler, Spediteure und aller sonst an der Warenbeför- 
derung zur See interessierten Kreise. Die verbands- oder konferenzange- 
hörigen Reeder waren bei Gefahr erheblicher Vertragsstrafen an die verein- 
barten Formularverträge gebunden. Besondere Bedeutung hatten die See- 
frachtvertragsformulare für den baltischen Holzhandel. 

Die Standardisierungsbestrebungen wurden nach dem Kriege im ganzen 
Umfange wieder aufgenommen. Ziel der Vertragsvereinheitlichung sind 
Stetigkeit und Ubersichtlidikeit des Frachtenmarktes, dessen Bewegun- 
gen nach Menge und Bestimmung der zu befördernden Waren und 
nah dem verfügbaren Sciffsraum durch Normenvereinbarung der 
wirtschaftlichen Gegenspieler von den unmittelbar Beteiligten selbst 
geregelt werden sollen. Die Standardisierung der Seefradıtverträge ist 
ebenso wie das System der Reederkonferenzen eine der charakteristischsten 
Erscheinungen der modernen Planwirtschaft. Durch ein als innere Verbands- 
norm geltendes wirtschaftliches Organisationsredit versucht die Privatwirt- 
schaft die ehemals ungebundene freie Konkurrenz als bewegende Kraft einer 
selbstgesetzten Ordnung aufzufangen. Die Konkurrenz innerhalb gleicher 
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Gewerbe wirkt sih im Rahmen der entsprechenden Gewerbeverbände aus, 
der Kampf zwischen Gewerben, die sich als wirtschaftliche Gegenspieler ent- 
gegenstehen, wird durch Vereinbarung von Verband zu Verband geregelt. 

Es ist außerordentlihd bemerkenswert, daß die Sowjet-Außenhandels- 
agenturen den Vereinbarungen zur Standardisierung der Seefraditverträge 
beizutreten suchen. Das Documentary Comittee der britischen Chamber of 
Shipping berichtet über derartige Verhandlungen (vgl. Lloyds List, 26. Mai 
1928, S. 8), ihr Zustandekommen bedeutet Mitarbeit der Sowjetunion an den 
modernen Organisationsbestrebungen der privaten Wirtschaft. P. W. 


Gastspiel des Moskauer Jüdischen Akademischen Theaters im Ausland, 


Die Truppe des Moskauer jüdischen Akademischen Theaters, bestehend 
aus 40 Mitgliedern mit ihrem Direktor Alexis Granowski an der Spitze, hat 
əuf ihrer Auslandstournee zuerst Berlin aufgesucht, wo sie im Theater des 
Westens von Mitte April bis Mitte Mai spielte. 

Aufgeführt wurden „200 000“, „Die Reise Benjamin III.“ und „Die Hexe“, 
freie Bearbeitungen von Scholem Aleichem, Mendele Maidier Sforim und 
Goldfaden. Die im Stile der comedia del arte gehaltenen Singspiele in jid- 
disher Sprache hatten großen Erfolg beim Publikum und der gesamten 
Presse. Hervorgehoben wurde das straffe Zusammenspiel, der starke Rhythmus, 
die Präzision der Ausführung auch der kleinsten Rollen, sowie die schauspiele- 
rishe- Leistung von Michoels und Susskin. Die Truppe hat sih zu einem 
Gastspiel nach Frankfurt a. M. begeben, von wo sie nach Paris geht. Das 
Repertoire für die Pariser Spielzeit enthält außer Stücken von Perez und 
Scholem Aleichem den „Trouadec“ von Jules Romain. 


Luftverkehr Berlin—Leningrad. 


Am 6. Juni wird das um 23 Uhr auf dem Berliner Zentralflughafen in 
Richtung Königsberg startende Großflugzeug der Deutschen Luft-Hansa zum 
ersten Male Passagiere und Güter befördern, welche am 7. Juni früh 4,30 Uhr 
in Königsberg über Riga—Reval Anschluß nach Leningrad finden. Die Reisen- 
den treffen um 6,45 Uhr in Riga, um 9,40 Uhr in Reval und um 13,15 Uhr. also 
nach zirka vierzehnstündigem Fluge, unter vorteilhafter Ausnutzung der 
Nacht, in Leningrad ein. Im Rahmen des Sommerflugplanes wird die neue 
Verbindung werktäglidi in beiden Richtungen beflogen. Zum Einsatz gelangen 
deutsche Verkehrsmaschinen. Dank dieser neuen Verbindung sind auch Lett- 
land, Litauen, Estland und Finnland auf dem schnellsten Wege von Deutsch- 
land aus erreichbar, denn mit dem Flugzeug dauert die Reise von Berlin nach 
Riga 7 Stunden 45 Minuten, nach Reval 10 Stunden 40 Minuten und nach 
Leningrad 14 Stunden. Der es gegenüber der Eisenbahn beträgt bis 
Riga 19 Stunden, bis Reval 32 Stunden und bis Leningrad 56 Stunden. In 
Reval besteht direkter Anschluß nach Helsingfors. Die Preise auf den an- 
gegebenen Strecken entsprechen etwa den Eisenbahntarifen erster Klasse zu- 
züglich Schlafwagenzuschlag. (Ab Berlin bis Riga 155 M., Reval 205 M., Helsing- 
fors 230 M., Leningrad 260 M.) 


Das Bibliographische Institut in Kaunas. 


Seit Ende 1924 besteht in Kaunas in engem Zusammenhange mit der 
Universität ein staatliches Bibliographisches Institut (Bibliografijos Institutas). 
Sein Aufgabenkreis ist nicht weitgreifend sondern völkish und räumlich be- 
grenzt umrissen; er umfaßt: „Registrierung, Ordnung und Herbeiführung“ 
einer „Bibliographie“ über Drucerzeugnisse litauischer Sprache oder 
fremdsprachiger Druckerzeugnisse über Litauen, mögen sie in Litauen 
oder anderwärts erschienen sein. Der Zusammenhang mit der Universität 
besteht darin, daß jede der sieben Fakultäten eines ihrer Mitglieder zum Mit- 
glied des Instituts ernennt, und daß Direktor des Instituts immer der Leiter 
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der Universitätsbibliothek ist; er tritt auch darin in die Erscheinung, daß die 
technische Arbeit durch das Personal der Universitätsbibliothek erledigt wird. 
Die internationalen Beziehungen werden durch Vermittlung der „Nationalen 
litauischen Kommission für internationales intellektuelles Zusammenarbeiten“ 
gepflegt. Als erstrebenswertes Ziel schwebt vor: periodische Veröffentlichung 
eines alphabetischen Verzeichnisses der Neuerscheinungen und alljährliche 
Veröffentlichung eines systematischen Verzeichnisses. Das periodische Ver- 
zeichnis soll in litauischer und einer Fremdsprache erscheinen. Bisher ist es 
aus Mangel an Mitteln nicht gelungen, dieses Ziel auch nur zum Teil zu ver- 
wirklichen. 

Seit Anfang 1928 bedient das Institut sich als bibliographischen Publika- 
tionsorgans der „Bibliographischen Nachrichten“ (Bibliografijos Zinios), die 
vom Pressefonds (Spaudos Fondas) des „Berufsverbandes der Lehrer Litauens“ 
(Kaunas) herausgegeben werden und alle zwei Monate erscheinen sollen. Bis- 
her ist ein Heft (Nr. 1 Januar-Februar) erschienen (8°, 30 S.). Neben Rezen- 
sionen, Bücherchronik und -statistik wird eine systematische Zusammenstellung 
der im Jahre 1928 in Litauen erschienenen Druckerzeugnisse litauischer Sprache, 
gesondert nach Büchern und Zeitschriften, gebracht. Nadıträge aus dem Jahre 
1927 sind eingefügt. Ob eine Nachholung für die Zeit von 1923 an, für welche 
es an bibliographishen Zusammenstellungen gänzlich fehlt, wird durchgeführt 
werden können, wird von der weiteren Entwickelung der Zeitschrift abhängen. 
— Ein Abschnitt ‚Lithuanica‘ und „Werke fremdsprachig schreibender Litauer 
soll im zweiten Hefte folgen. 

Falls die „Bibliographishen Nachrichten“ werden fortlaufend erscheinen 
können, wofür die weitreichende Grundlage des „Pressefonds“ eine gewisse 
Gewähr bietet, wird Litauen neben der seit Anfang 1922 alle zwei Monate in 
‚Musu Žinynas‘ (Unser Wissenshain) regelmäßig erscheinenden ‚Karo Litera- 
turos Rodyklé' (Verzeichnis des Kriegs- und Militärschrifttums) auch eine 
Zeitschrift für allgemeine Bibliographie besitzen, nachdem die ‚Knygos‘ 
(Bücher) nach dem 7. Heft (1926), abschließend mit dem Jahre 1922, ihr Er- 
scheinen eingestellt haben. O.v.B. 


Zur Besprechung eingegangen: 


Altmann-Bronn, Ida: Vorfrühling. Erzählung aus dem vorrevolu- 
tionären Rußland. Magdeburg-N. o. J. R. Zacharias Verlag. 197 S. 


Astrow, Wladimir: Dostojewski und Holzapfel. Ein Apologet der 
Vergangenheit und der Seher der Zukunft. München-Leipzig-Zürich 1927. 
Psychokosmos-Verlag. 115 S. (Schriftenreihe: Aus der Gedankenwelt des 
Panideal, Bd. II.) 


Ä Caucasica, Zeitschrift für die Erforschung der Sprachen und Kul- 
turen des Kaukasus. Fasc. 5. Hrsg. von Prof. A. Dirr. Leipzig 1928. Verlag 
der Asia Major. 130 S. 


Dorfgespräche. Der Bauer im neuen Rufland. Berlin (1927). 
Vereinigung internationaler Verlagsanstalten. 24 S. Preis: 0,20 M. 


Dyck, Hans. Im Weltasyl. N. v. Ssokoloffs Erlebnisse in zwei Erd- 
teilen. Karlsruhe i. B. 1928. Hans-Harder-Verlag. 223 S. Preis: 3,75 M. 
brosch. 


Die Frau im heutigen Rußland. Novellen. Leipzig 1928. Dr. Fritz- 
Fikentsdier- Verlag. 307 S. Preis: 4,50 M. brosch. (Schriftenreihe: Die russi- 
sche Revolution im Spiegel der Dichtung. 6. Werk.) 


Gutachten des Ständigen Internationalen Gerichtshofes. Heft 15. 
Zuständigkeit der Danziger Gerichte (Vermögensrecitliche Ansprüche der in 
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den polnischen Dienst übernommenen Danziger Eisenbahnbeamten gegen die 
A Eisenbahnverwaltung). Danzig. Druck A. W. Kafemann E. m. b. H. 


Jussupoff, Fürst Felix: Rasputins Ende. Erinnerungen. Mit einem 
ta von Klabund. Berlin 1927. Pantheon-Verlag. 264 S. Preis: geb. 
4,80 M. R 


Kaden-Bandrowski ‚ Julius: Polnische Literatur, Strömungen und 
Gestalten. Berlin-Grunewald 1928. Horen-Verlag. 33 S. 


Lenin, W. I.: Sämtliche Werke. Band XX: Die Revolution von 1917. 
Vom Sturz des Zarismus bis zu den Julitagen. Erster Halbband von Mitte 
März bis Anfang Juni. Wien-Berlin (1928). Verlag für Literatur und Politik. 
581 S. Preis: 8— M. brosch. 


Pjatnizki, O.: Aufzeichnungen eines Bolsdiewiks. Erinnerungen 
aus den Jahren 1896—1917. Wien-Berlin o. J. 305 S. (Schriftenreihe: In den 
Reihen der Revolution, Bd. 2.) Preis: 4— M. brosch. 


Potschter. O.: Wesen und Recht der Konzession (Verleihung) in 
Deutschland und Sowjetrußland. Jena 1928. Verlag Gustav Fischer. 142 S. 
Preis: 7,— M. brosch. (Schriften des Instituts für Weltwirtschaft an der Uni- 
versität Jena, hrsg. von Prof. Hedemann, Heft 7.) 


Procés 490 de la Chromade bielorusse à Vilna. Matières authenti- 

ques des motifs de l'origine du procès. Avec préface du Dr. Z. Neyedly, 

5 de anal Charles de Prague. Prague 1928. Verlag Dr. Ivan 
ekanina. 32 S. 


Reymont, W.St.: Die Empörung. Eine Geschichte vom Aufstand der 
Tiere. Basel-Zürich-Leipzig-Paris-Straßburg o. J. Rhein-Verlag. 297 8. 


Rühle, Otto: Karl Marx, Leben und Werk. Hellerau bei Dresden 
1928. Avalun-Verlag. 476 S. Preis: 12,— M. Ganzleinen. 


Schneider, G.: Die Seefischerei von Lettland und Estland. Stutt- 
gart 1928. Schweizerbartsche Verlagsbuchhandlung Erwin Nägele) G. m. b. H. 
ur Heft 6) 4.— M. brosch. (Handbuch der Seefischerei Nordeuropas. Band 
„Heft 6. 


* 
7 1 * 


Lewin, J.: Eine Schicksalsstunde Ruſtlands. Sonderdruck aus dem 
„Archiv für Politik und Geschichte“. Berlin 1928. Deutsche Verlagsgesellschaft 
für Politik und Geschichte. Heft 2/3. S. 253—261. 


Silberstein, Leopold: Die Entstehung des tschechoslovakischen 
Staates nach Beneschs Memoiren. Sonderdruc aus „Europäische Gespräche, 
Jahrg. a 3. Dr. W. Rothschild, Verlagsbuchhandlung. Berlin-Grune- 
wald. S. 3—23. 


* 
k * 


U 


Ross ic a G. m. b. H., Berlin W 50, Eislebenerstr. 14. Katalog Nr. 15, 
Mai 1928. Sprach wissenschaften (Jazykowedenie). 58 8. 


Diesem Heft unserer Zeitschrift liegt ein Prospekt der Firma 
Hanseatische Verlagsanstalt, Hamburg 36 
bei, den wir der Beachtung empfehlen. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Hans Jonas; far den Anzeigenteil: Erich Werner, 
beide in Berlin. Verlag: Ost-Europa- Verlag, G. m. b. H., Berlin W 35, Potsdamer Straße 28 b. 
Fernspr. Kurfürst 4681/4682. Druck: Östpreußische Druckerei u. Verlagsanstalt A.-G., Königsberg Pr. 
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Das Buch zum Eisensteinfilm! | 


Die große Reportage über die Oktoberrevolution! 
John Reed 


Zehn Tage, die die Welt erschütterten 


Mit einem Vorwort von Egon Erwin Kisch 
2. Auflage (31.— 40. Tausend). Vollständig neu bearbeitet und ergänzt. 
XXIII und 344 Seiten. Broschiert 2.50 RM., Ganzleinen 4.50 RM. 


. . folgt im großen und ganzen dem (unter dem gleichen Titel erschienenen) 
Buche eines Berichterstatters, eines Reporters, des heroischen, bewundernswerten 
Amerikaners John Reed. 

WerdiesBuchkennt(jedersolltleeskennen!) wird den Film 
schr leicht, andere werdenihnschwerer verstehen.“ Film und Volk. 


„Am Tage vor der deutschen Premiere dieses Revolutionsjubiläumsfilms nahmen 
wir John Reeds Buch zur Hand, lasen, verschlangen, waren ge- 
banntund e von Anfang bis zu Ende und schließlich durchwühlt 
von einem Nacherleben der entscheidenden Tage des bolschewistischen Aagi 
Berliner Volkszeitung. 


In unserem Verlag erscheinen laufend Werke über die Sowjetųnion 
aus der Feder führender Sowjetpolitiker, Werke des Marxismus- 
Leninismus, Lenin (sämtliche Werke), neue russische Literatur. 


VERLAG FÜR LITERATUR UND POLITIK 
WIEN-BERLIN SW 61, PLANUFER 17 


Bücher und Zeitschriften, 


die im vorliegenden Heft oder an anderer Stelle 
besprochen oder angezeigt worden sind, liefert 


Ost- Europa-Verlag, 
Sortiments-Abtellung, 


Berlin W 35 


Zwei unentbehrliche Zeitschriften 
| für Naturfreunde! 


Der Naturforscher 
vereinigt mit „Natur und Technik“ 
herausgegeben von 
Professor Dr. WalterSchoenichen 


Für den großen Kreis der Natur- 
freundeist diese Zeitschrift bestimmt, 
denen d. oberflächliche Darstellungs- 
weise populär wissenschaftlicher 
Literatur über diese Gebiete nicht 
genügt. Die durchaus allgemein ver- 
ständlichen Aufsätze der Zeitschrift 
sind daher gleichzeitig von wissen- 
schaftlicher Gründlichkeit. 

3 Hefte im Vierteljahr zum Preise 
von 2,80 RM. inkl. Porto. 


Die Kritik der Presse: 


Der Naturforscher hat einen glän- 
zenden Mitarheiterstab. 

. . . wartet mit einem glänzenden Mit- 
'arbeiterstab, mit sehr guter Aufmachung und 
guten Bildern auf. Erstaunlich bleibt der 
billige Preis. 


„Wandern und Heimat.“ 


Der Naturforscher ist drucktechnisch 
hervorragend illustriert. 

Aufdieses inhaltlich wie druckktechnisch 
hervorragend. illustrierte Zeitschrift möchten 
wir ganz besonders hinweisen. 

„Deutscher Forstwirt.“ 


Der Naturforscher hat gediegenen 
Inhalt. 

Der „Naturforscher“ rechtfertigt in den 
weiteren uns vorliegenden Heften durch ge- 
diegenen Inhalt und reiches Bildermaterial 
die Erwartungen, die wir in ihn setzten. 

„Leipziger Lehrerzeitung.“ 


Der Naturforscher besitzt wissen- 
schaftliche Zuverlässigkeit. 

.. als dessen Herausgeber Professor 
Dr. Walter Schoenichen zeichnet. Durch ihn 
ist die wissenschaftliche Zuverlässigkeit der 
Zeitschrift gewährleistet. Was den Inhalt 
angeht, wird er ebenso reieun g wie gut 
gesichtet. Die bedeutendsten eutschen 
Naturforscher sind durch Origina IURE 
vertreten. Ausgezeichnet sin die Ab- 
bildungen, die teils im Text, teils auf be- 
sonderen Tafeln untergebracht sind. 

„Hannoverscher Kurier.“ 


Der Naturforscher ist reichhaltig 
und billig. 

Die Zeitschrift verdient bei ihrer Reich- 
haltigkeit weiteste Beachtung. 
„Saarbrücker Zeitung.“ 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt durch den Verlag 
Hugo Bermühler-Verlag, Berlin-Lichterfelde 


Mikroskopie 
tür Naturfreunde 


Organ zahlreicher Mikrobiologischen 
Vereinigungen Deutschlands 
und Österreichs 


Diese monatlich erscheinende 
Zeitschrift ist wie keine andere ge- 
eignet, in diese Spezialgebiete der 
Naturwissenschalten einzuführen u. 
ihren Lesern Förderung und An- 
regung darin zu bieten. 

Namhafte Gelehrte sind an den 
alle Gebiete der Mikroskopie um- 
fassenden Artikeln beteiligt, jeder 
auf seinem Spezialgebiete anregend. 
Ein besonderer Abschnitt behandelt 
regelmäßige Hinweise über das An- 
fertigen von Präparaten durch An- 
fänger und Vorgeschrittene. 

Zahlreiche Abbildungen erhöhen 
die Anschaulichkeit. 

Preis vierteljährlich 2.— RM. 


Urteile der Presse: 


Hier findet der Anfänger und auch der 
Fortgeschrittene Anleitung, Aufklärung und 
praktische Hinweise. 

„Germania“, Berlin. 


Diese ganz ausgezeichnete preiswerte 

Zeitschrift bringt reiche Anregungen, erteilt 

Rat und Auskunft auf alle Anfragen 
„Hess. Schulzeitung“, Kassel. 


Für alle Bücherfreunde 
ist das neue Buch 


Hermann Löns 


der niederdeutsche Dichter und 
Wanderer 
von Erich Griebel 
das schönste Geschenk. Ohne dieses 
Buch sollte man Löns gar nicht lesen. 
Der äußerst niedrige Preis macht 
jedem die Anschaffung möglich. 
legant kart. 2.— RM., in vornehmen 
Ganzleinen Bd. 3.— RM. 


Die Presse äußert sich: 
Ein wundervolles Bucb, das jeden Löns- 
verehrer mit Entzücken erfüllen muß. 
‚St. Hubertus.“ 


NIKOLAJ BERDIAJEW 


DER SINN 
DES SCHAFFENS 


Versuch einer Rechtfertigung 
des Menschen. 
Deutsch von Reinhold von Walter 


1927. VIII, 393 S., Gr.-8°. Mk. 12.—, 
in Ganzleinen geb. Mk. 15.—. 


Lande der 
— 


—abbalisten 


er Religionskämpfe 
und des Hungers 


Quer durch 
ırpatho -Rußland 


von 


UGEN HOLLY 
Preis K£.8.— 
erhältlich im 


erlag „Grenzbote“ 
Preßburg 


= 


Ein ungewöhnlich geistreiches 
und tiefes Buch, das die Krisis 
der heutigen Kultur am ent- 
scheidenden Punkt erkennt und 


den Weg zu einer neuen Epoche 
zeigt. 


Staatsanzeiger Ff. Württemberg) 


Verlag von J. C. B. Mohr 
| (Paul Siebeck), Tübingen. 


Te HE 


feiert am 2. Juli 1928 ihren 70. Geburtstag. 


„ LTT LTT LETT LL EETL TTL TE ANT PYT t A LEE TI 
„Was Monika Hunnius Büchern ihre besondere Anzie- | 


hungskraft verleiht, das ist die sympathische Geistesart der 
Verfasserin, ihre edle, begeisterungsfähige, dem Dienst des 
Schönen und Guten geweihte, lebensfreudige Persönlichkeit.“ 


Ihre Bücher: 


Mein Weg zur Kunst. Mit einem Bildnis der Verfasserin. 31.—35. Tau- 
send. Broschiert RM. 4.40, Leinen RM. 6.60. 


= 
= 
F 
F 
Baltische Häuser und Gestalten. 11.—15. Tausend. Broschiert RM.3.—, 5 
geb. RM. 4.60. 4 


Mein Onkel Hermann. Erinnerungen an Alt-Estland (Geleitwort von 
Hermann Hesse). 23.— 26. Taus. Broschiert RM. 1.60, Leinen RM. 2.80. 


Menschen, die ich erlebte. 23.—26. Tausend. Broschiert RM. 1.80, 
Leinen RM. 3.20. 


Meine Weihnachten. 26.—30. Tausend. Kartoniert RM. 0.80. 


Bilder aus der Zeit der Bolschewikenherrschaft in Riga vom 3, Jan. 
bis 22. Mai 1919. 16.—20. Tausend. Broschiert 0.30. 


UGEN SALZER, VERLAG, HEILBRONN. 


etdi Rintanen 


u A N 
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Baltische Monatsschrift 


20. Jahrgang 1928 


Herausgegeben von 


Woldemar Wulffius, Riga 
Werner Hasselblatt, Reval 
Max Hildebert Boehm, Berlin 


Stimmen der Presse: 


Zu den ältesten und es darf wohl gesagt 
werden wertvollsten deutschenZeitschriften 
gehört die nun schon im 59. Jahrgang in 
a erscheinende Baltische Monats- 
schrift“... 
Königsberger Allgemeine Zeitung. 


Immer klingen mir noch die Worte Kolben- 
heyers in den Ohren: „Ihr Reichsdeutsche 
wiĝtja eigentlich gar nicht, was Deutschland 
ist, das müßt ihr von außen euch ansehen. 
Die Deutschen, die außerhalb der Reichs- 
grenze für ihr Wesen zu kämpfen und sich 
zu schlagen haben, die wissen etwas davon; 
dort erscheint deutsche Kraft und deutsche 
Zukunft in anderer Art alsinnerhalb des so- 
enaunten Deutschen Reichs“. An diese 
orte dachte ich wieder, wie ich die neue 
Ausgabe der „Baltischen Monats- 

schrift“ vor mir liegen sah... 
Eiserne Blätter. 


Bezug vierteljährlich M. 4.— 
Einzelheft M. 1.5 å 


vorian der Buchhandlung 
- Löffler, Riga 


DER 
NAHE 
OSTEN 


in alter und neuer Zeit 
von Geh. Justizrat Prof. Dr. 
Rudoif Stammiler 


1. Band / 4° | XII und 513 Seiten 
brosch. M. 22.-, in Ganzlein. M. 26.- 


Aus dem Inhalt: Die Rechts- 
händel des Johann Gutenberg 
Veit Stoß und das Recht | Götz 
von Berlichingen in Fehde und 
vor Gericht | Drei Welser in Vene- 
zuela | Luther im a ssaenichle 
des Grafen von Mansfeld | Die 
Kipper und Wipper | Die Har- 
lemerTulpenmanie / Grundherren, 
Pächter und Bauern im Dreißig- 
ährigen Kleze Rechtliche Fragen 

Leben der Gräfin Königsmarck 
Die Verfehlungen des Finanzdirek - 
tors Süß e Voltaire 
gegen Hirschel | Von Goethe be- 
arbeitete Rechtsangelegenheiten 
Der Prozeß des Müllers Arnold. 
Johann Bückler und seine Bande 
u. v. a. m. 


Pan-Verlag Charlottenburg 2 


Politische Halbmonatsschrift 
Herausgeber: A.v. Trotha, B. v. Wedel, Hans Schwarz 


verlangt die Wiedergewinnung der verlorenen 
Provinzen und die Auseinandersetzung mit 


Polen. 


Landsmannschaftlich gebunden, 


will 


die Zeitschrift auch die innenpolitischen Kon- 
sequenzen ziehen. Sie arbeitet am Erbe Moeller 
van den Brucks und bereitet aufeine europäische 
Umgruppierung vor, die dem ländlichen Charakter 
des gesamt. Ostens geistig wie politisch entspricht 


Die Zeitschrift ist zu beziehen durch 
den Verlag und jede Buchhandlung. 


Einzelheft 30 Pf. Viertelj. RM. 1.80 
Verlag der Nahe Osten, Berlin W30 


Unentbehrlich de, "Lettiand- Geschäfte 


NeuerZolltarii Lettlands 


in Kraft getreten am 16. April 1928 mit dazugehörigen Taratabellen, 
neuesten Bestimmungen über Ursprungszertifikate, Akzise usw.; Handels- 
vertrag zwischen Lettland und Deutschland und 


ausführliches Waren-Verzeichnis 
in deutscher Sprache 


herausgegeben von dim. Revidenten des Zolldepartements und 
Sachverständigen der Zolltarifkommission des Landtags 
Ing.-Techn. D. Widberg 
Preis für das Inland: 5 Ls ohne Zustellung, per Nachnahme 5.65 Ls 
a „ „ Ausland: 6 RM oder 1.45 Dol. oder 6 shil. 


Zu beziehen vom Herausgeber 


D. Widberg, Lettland, Riga, Brivibas ielā 136/138 


Girokonto bei der Reichsbank Riga: Nr. 3085 
Postscheckkonto beim app an Riga: Nr. 1570 
Telephon: 26—293 


16. Deutsche Ostmesse 


DIE GROSSE 
JAHRESMESSE 


Königsberg 
12.-15. August 


Sonder-Ausstellung von Exportwaren der U.d. S.S.R. 
Große Landwirtschafts-Ausstellung 


Vier Fachausstellungen: 
Milchwirtschaft, Fischerei, Elektrizität, Siedlungswesen 


Sonder ausstellung: 


„DIE WELT IM SPIELZEUG" 


Julius Kaden-Bandrowski 


Polnische Literatur 


Strömungen und Gestalten 


Autorisierte Übersetzung von A. von Guttry 
Geheftet Mark 1.60 


An die große europäische Tradition anknüpfend, legt Kaden- 
Bandrowski in seiner Arbeit die Hauptelemente des Geistes 
und der Form der polnischen Literatur, in der sich die 
Grenzscheide zweier Welten spiegelt, bloß, gleichzeitig damit 
eine Einführung in die polnische Literatur der Gegenwart 
gebend, die in vielem an die Arbeiten Nadlers über die 
Literatur der deutschen Stämme gemahnt. 


® — — 


Mit 40 Bildertafeln, 3 Karten und 2 eichnungen, 634 Seiten. In elegantem Raubleinenband 
utzkarton Mk. 6. 


Voustümiche Prachtwerke, die in ii monnaie en über ein beſtimmtes Land 

und ſeine Bewohner in Wort und Bild Aufſchlu aie tn as Berftändnis und Intereſſe 

5 TA 18 al ſchilderte ve zu wecken fuchen, Ss man bet 9 faſt ar au 
recht feınliegende Bereiche. Indien, Japan. Aegyd vorwiegend. 


8. 
81 mark 
falt eln en 
Staaten 
kauen 1775 90 eh ſarmatiſche, N 
en deutſche Oſimartenverein, a auf 1 Rat unſeres 5 Staatsmannes im 
ei fire worden iſt es Au zur Aufgabe emagi bat, Serranon e und Sul nr die figen 
unſeres Baterlan Beoir e = u tragen und damit dem bedrohten Deutſchtu 
eine: kräftige Gape zu tod n, hat in d eſem Beſtreben die Anregung zu dem obigen 
gegeben, das kurz vor dem e erſchien. 
Jeder Dentfhe, ers aber der Dress muß dͤieſes Prachtwerk, 
das 1700 Gramm wiegt, fein Eigen neunen können. 


Eulitz⸗ Verlag G. m. b. h., Stolp und Berlin 


OSTEUROPA 


ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EUROPAISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 

in Verbindung mit Otto Auhagen, Berlin; Otto Goebel, Hannover; 

Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, Hamburg; Friedrich 

Schöndorf,Osteuropa-Institut, Breslau; Hermann Schumacher, Berlin; 

Max Sering, Berlin; Kurt Wiedenfeld, Leipzig herausgegeben von 
OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag / Berlin W 35 / Königsberg Pr. 


Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin W 10, Bendlerstraße 18 


Redaktion: Generalsekretär Hans Jonas, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Ost-Europas, Berlin W 35, Potsdamer Straße 26 b 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 


3. Jahrgang Heft 10 Juli 1928 
INHALT: 


OTTO HOETZSCH: Die osteuropäischen Randstaaten im zehnten 
Jahre ihres Bestehens (Erster Teil) 


BRUNO PLAETSCHKE: Vom kulturellen Leben in den kleinen auto- 
nomen Gebieten des Nordkaukasus 


A. PINKEWITSCH: Pädagogische Briefe (Dritter Brief) 


Rußland und Osteuropa, Monatsübersichten: 
I. Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 
II. Wirtschaftsumschau von OTTO AUHAGEN 
III. Geistiges Leben von ARTHUR LUTHER 


Bücherschau 


„Osteuropäische Forschungen“ 


Herausgegeben im Auftrage der 
„Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas“ 
von Professor DR. OTTO HOETZ SCH 


Neue Folge, Band I: 


Peter Jakovlevič Caadaev 


Ein Beitrag zur russischen Geistesgeschichte des 19. Jahrhunderts 
Von Dr. Martin Winkler, 


Privatdozent der Geschichte an der Universität Königsberg i. Pr. 
80, 108 Seiten Geheftet 5.50 RM. 


Mit dieser Biographie eines der bedeutendsten russischen Ge- 
schichtsphilosophen ist zugleich eine grundlegende Betrachtung 
über Rußlands historische Sendung im 19. Jahrhundert verbunden. 

aadaevs ut beruht nicht in Errichtung eines selbstän- 
digen geschichtsphilosophischen Systems, sondern darin, daß durch 
seine Vermittlung Grundthemen der katholischen Philosophie der 
russischen Geschichtsphilosophie übermittelt wurden. Durch ihn 
ist die erste Untermauerung jener Grundfrage versucht worden, 
die seit der Verwestlichung im 18. Jahrhundert immer mehr nach 
Entscheidung drängte: Ist es Rußlands Schicksal, seinen eigenen 
Weg zu gehen oder muß es Anlehnung an den Westen suchen? 


„Der Osteuropa-Forschung, auf welchem engeren Fachgebiet auch 
immer sie sich betätigte, ist mit der Neubegründung der Serie eine 
neue Stätte bereitet, deren Schaffung vom Standpunkt der deut- 
schen Wissenschaft aus auf das wärmste zu begrüßen ist.“ 
Professor Dr. Richard Salomon in „Ost-Europa“. 


„Caadaev war etwa, was sein Landsmann Mereschkowski den 
‚geflügelten Vorläufer‘ nennt, Anreger und Bodenbereiter, aber 
nicht selbständig schaffender Geist. Den Einfluß, den dieser ältere 
Zeitgenosse Dostojewskijs und Gontscharows auf seine Nation 
genommen hat, war nichtsdestoweniger ein überaus bestimmender, 
und es ist Dr. Winkler als Verdienst anzurechnen, daß er den 
Westen mit dieser fesselnden Persönlichkeit bekanntzumachen 
sucht.“ „Deutsche Zeitung Bohemia“, Prag. 


In Vorbereitung befinden sich: 


Neue Folge, Heft 2: „Der ukrainische Philosoph des 18. Jahrhun- 
derts, Hryhorij Skoworoda (1722—1794) und seine 
Bu T Umwelt.“ Von Dr. Domet 
ljantschyn. 
Neue Folge, Heft 3: „Die russische öffentliche Meinung und ihre 
Stellung zu den Großmächten vom Berliner 
Kongreß bis zum Abschluß des franco-russischen 
Bündnisses.“ Von Dr. Irene Grüning. 


Vorbestellungen erbeten! 


Ost-Europa-Verlag / Berlin W 35 und Königsberg Pr. 


Die osteuropäischen Randstaaten 


im zehnten Jahre ihres Bestehens. 
Von Otto Hoetzsch. 


Erster Teil. 


Das Jahr 1928, genauer das Jahr vom Spätherbst 1927 bis 
dahin 1928 ist das Jahr der 10jährigen Gründungsfeiern für die 
Staaten, denen der Kriegsausgang zwischen Deutschland und 
Ruftland zum Leben verholfen hat. Und für die Mission dieser 
sogenannten „Randstaaten“ hat sich nun, je nach der politischen 

fassung, das Schlagwort der Barriere zwischen Deutschland 
und Rufland oder das von dem Brückencharakter der Staaten 
zwischen beiden eingebürgert. 

Betrachtet man die Randstaaten zunächst im ganzen, so er- 
gibt sich, daß sie sich als erheblich stabiler erwiesen haben, als 
man vor 10 Jahren in Europa glaubte. Sie sind nicht alle auf 
einem gleichen Niveau der Konsolidierung und Kämpfe mit 
inneren Schwächen und Problemen, aber sie haben sich stärker 
konsolidiert, als man damals für möglich hielt. Finnland und 
Polen stehen in einer absolut gesicherten Unabhängigkeit da. 
Was die drei anderen Randstaaten anbetrifft, so hängt natürlich 
letzten Endes, bei der bekannten zwingenden geographischen 
Lage, für ihre Zukunft alles davon ab, wie und wann Rußland 
wieder zu einer wirklichen Großmact wird und dann mit dem 
bekannten Drucke auf die Ostseeküste, ihre Häfen und Fluft- 
mündungen einsetzt. Aber auch dann stehen selbstverständlich 
diese drei kleinen Staaten, Estland, Lettland und Litauen, ganz 
anders da, als in der Zeit, da Rußland die Ostseeprovinzen er- 
oberte und in den Teilungen Polens Litauen sich eingliederte. 
Was in der Ausbildung ihres selbständigen Lebens dann erar- 
beitet ist, von der Sprache und Schule an bis hinauf zur unab- 
hängigen staatlichen Fristen? und der Zugehörigkeit zum Völker- 
bunde, das kann auch durch das mächtigste und siegreichste Ruß- 
land an der Ostseeküste nicht völlig wieder ausgewischt werden. 
Aber bis diese letztere Frage: „Rußland und die Randstaaten?“ 
in diesem Sinne wirklich akut wird, hat es noch gute Weile, und 
jedes Jahr einer unabhängigen und selbständigen Existenz be- 
estigt naturgemäß diese Staaten auch immer mehr auf jene 
fernliegenden Möglichkeiten hin. 
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Im Ernste bedroht und gefährdet ist heute unter ihnen nur 
Litauen, aber nicht durch Ruflland, sondern durch Polen. Auch 
hier aber, in dem an sich unbestreitbaren Kräfteverhältnis des 
stärkeren Polens und des schwächeren Litauens, hemmt und hält 
den Stärkeren zurück, daf eine gewaltsame Veränderung des 
Zustandes von heute zu unabsehbaren Kriegsgefahren und Risi- 
ken für den Stärkeren, für Polen selbst, führen müßte. Dabei 
teilen, während die anderen drei ihr innenpolitisches Leben er- 
staunlich ausgeglichen und stabilisiert haben, Litauen und Polen 
die Gemeinsamkeit innenpolitischer Spannüng, Unruhe und 
Krisis im Kampf zwischen der Demokratie und der Diktatur. 

Weiter aber die gemeinsame Behandlung zu führen, würde 
die Besonderheiten unerlaubt vergewaltigen. Wir versuchen 
en Übersicht der Entwicklung der fünf Randstaaten im ein- 
zelnen. 


I. Finnland. 


Am 6. Dezember 1927. feierte das finnländische Volk das 
zehnjährige Bestehen seiner Unabhängigkeit. Am 6. Dezember 
1917 billigte der finnische Landtag, der nach dem Sieg der kom- 
munistischen Revolution in Rußland die Staatsgewalt in die 
Hand genommen hatte, die Unabhängigkeitserklärung der bür- 
gerlichen Regierung: „Das finnische Volk hat sein Schicksal in 
die eigenen Hände genommen; die gegenwärtigen Verhältnisse 
berechtigen und verpflichten es dazu. Finnlands Volk ist sich 
dessen bewußt, daf es seine nationale und allgemein menschliche 
Aufgabe nur als vollkommen freies Volk verwirklichen kann. 
Unsere jahrhundertealte Freiheitssehnsucht muf nun erfüllt wer- 
den: das finnische Volk muß als unabhängige Nation in die Reihe 
der übrigen Völker treten.“ Der Anteil, den die deutschen 
Truppen unter dem Grafen Goltz und die deutschen Kriegsschiffe 
unter Admiral Meurer an dieser Befreiung genommen haben, ist 
mit Dank bei dem Gedenktage auch wieder ausgesprochen 
worden. | 

In den zehn Jahren blickt Finnland auf eine erstaunliche 
Konsolidation zurück. Seine internationale Stellung ist unbe- 
stritten. Die Bodenreform (Gesetz Kallio) hat das Land vor einer 
agrar-revolutionären Erschütterung, für die vor zehn Jahren die 
Voraussetzungen bei den Landlosen und Pächtern gar sehr vor- 
handen waren, bewahrt. Die Industrie hat sich entwickelt. Die 
Währung ist stabilisiert. Eine amerikanische Anleihe von 400 Mil- 
lionen Finnmark konnte 1926 aufgenommen werden. Arbeits- 
lose gibt es nicht. Und der außerordentlich scharfe Gegensatz 
ee Bürgerlichen und Sozialisten, der aus dem blutigen 
Bürgerkriege Anfang 1918 geblieben war, ist soweit überwunden, 
daß Finnland im Dezember 1926 ein erstes sozialistisches Kabi- 
nett (Tanner) ertragen konnte. Damit ist das innenpolitische 
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Leben ausgeglichen, im Sinne einer parlamentarischen Demokra- 
tie, der ein Crofgrundbesitz und Adel, sowie eine Groſtbourgeoi- 
sie fehlt, stabilisiert. In ihm gewinnt das Bauerntum immer 
mehr an Kraft und Einfluß. Noch nicht völlig gelöst, sondern 
eher nach dem Schlechteren entwickelt ist das Verhältnis von 
Finnen und Schweden, von denen erstere den viel stärkeren Ge- 
burtenüberschuß haben und letztere, 11 Prozent der Gesamtbe- 
völkerung, trotz ihrer kulturellen Bedeutung, eine stagnierende 
und müde Minderheit darstellen. 

Die Wirtschaftslage des Augenblicks ist günstig. Das 
Land ist Schritt für Schritt aus der Schwierigkeit herausgekom- 
men, daß seine Nahrungsmittelproduktion für die Bevölkerung 
von Haus nicht ausreichte, Getreideeinfuhr also notwendig war 
und mit einer noch nicht sehr entwickelten Industrie und knappen 
e Wirtschaftsergebnissen bezahlt werden mußte. 1927 
war der finnische Außenhandel mit 46,1 Millionen Finnmark 
passiv, aber die Zahlungsbilanz ist aktiv; die Finnlands-Bank 
verfügte über Nettoguthaben im Auslande von 1½ Milliarde 
Finnmark. Die Ausfuhr betrug 1927: 6321,5 Millionen Finn- 
mark gegenüber 5636,5 Millionen im Jahre vorher; die Ein- 
f u h r 6307,6 Millionen gegenüber 5667.7 Millionen. Der Gesamt- 
umfang des Wärenaustausches Finnlands mit dem Auslande hatte 
also eine Zunahme zu verzeichnen; Ausfuhr und Einfuhr sind im 
Vergleich zu 1926 nahezu gleich stark gestiegen. 


Unter den Lieferländern für Finnland steht Deutschland mit 
1897,8 Millionen Finnmark gegenüber 1798,8 Millionen in der- 
selben Zeit des Vorjahres an erster Stelle. Doch ist die Einfuhr 
aus England (846,3 Millionen gegenüber 663,5 Millionen Finn- 
mark) und aus den Vereinigten Staaten (881,2 Millionen gegen- 
über 705,1 Millionen Finnmark) noch stärker gestiegen. Die 
Einfuhr aus Rußland (erst an achter Stelle) hat von 78 Millionen 
Finnmark auf 189,8 Millionen zugenommen. Unter den Ab- 
nehmern finnländischer Waren nimmt England mit 2401,8 Mil- 
lionen Finnmark gegenüber 1992,3 Millionen im Vorjahre nach 
wie vor den ersten Platz ein. Deutschland steht an zweiter 
Stelle; es hat in den ersten elf Monaten 1927 für 930,2 Millionen 
Finnmark aus Finnland eingeführt gegenüber 660,9 Millionen 
Finnmark 1926. So sind die wirtschaftlichen Verhältnisse zwar 
noch relativ bescheiden, namentlich in bezug auf die Kapitalbil- 
dung und die Gesamthöhe des Kapitals, aber gesichert und gut. 

Im Juli 1927 wurde das Parlament neu gewählt. Es haben 
die Sozialisten 60, die Agrarier 52 und die finnische Sammlungs- 
partei 34, die Schweden 24, die Kommunisten 20 und die Fort- 
schrittspartei 10 Mandate. 

An den Fragen der Steuererhöhung, der Getreidezölle und 
der freiwilligen Miliz (sog. Schutzkorps) stürzte im Dezember 
1927 die sosialdemokratische Regierung Tanner. An ihre Stelle 
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trat das heute amtierende Kabinett Sunila, eine Minderheits- 
regierung, die nur die 52 Kleinbauern hinter sich hat. (Außen- 
minister ist der frühere Gesandte Finnlands in Warschau, Pro- 
copé, der der schwedischen Volkspartei angehört.) Zum ersten 
Male seit Bestehen des selbständigen Finnlands haben damit die 
finnischen Kleinbauern das Heft in die Hand genommen. Obwohl 
die anderen bürgerlichen Parteien nicht zum Kabinett gehören 
und ihm auch namentlich wegen seiner Haltung in der Militär. 
dienstzeit (Frage der Herabsetzung von 1 auf 34 Jahr) ablehnend 
gegenüberstehen, dürfte diese Regierung sich doch länger halten. 


Abgesehen von den Steuerfragen ist die Militärfrage 
die wichtigste Streitfrage im Innern. Bei den anderen bürger- 
lichen Parteien wirkt auch heute noch die rote Gefahr nach. Das 
Land, das, wie sämtliche anderen Randstaaten die allgemeine 
Wehrpflicht eingeführt hat, verfügt über ein Friedensheer von 
alles in allem nicht mehr als 28000 Mann, die aber ausgezeichnet 
ausgebildet sind. Dazu sind die „Schutzkorps“ zu rechnen, 
eine freiwillige Miliz, die im Kriege die Reserveformationen 
stellt, 100 bis 120000 Mann. Mit 200000 Mann dürfte auch bei 
der Art der Grenzen das Land gegen den einzigen wirklich in 
Frage kommenden Gegner mit Erfolg verteidigt werden können. 
nämlich gegen Rußland. Aber es ist begreiflich, daß in Erinne- 
rung an den Bürgerkrieg und die ungeklärten Verhältnisse zu 
Rußland, in den bürgerlichen Parteien die an sich vorhandene 
Bereitwilligkeit zur Abrüstung (auch im Sinne des Völkerbundes) 
gehemmt wird. 

Außer dieser Frage sind Streitgegenstände noch die Wahl 
des Präsidenten und ihre Neugestaltung, sowie die Prohibition, 
das Alkoholverbot mit seinen Wirkungen auf die Bevölkerung. 


Die auswärtige Politik ist durch den Willen zu strenger 
Neutralität und der 5 von Bindungen bestimmt, für 
die an sich die Zusammengehörigkeit mit den anderen baltischen 
Staaten einen Anreiz böte. Finnland ist mit den Nachbarn in 
korrekten Beziehungen, auch mit Schweden; die Alandsfrage 
wurde zu Finnlands Gunsten gegen Schweden entschieden. Ideen 
eines Randstaatenblocks unter polnischer Führung sind schnell 
wieder verweht. Eine Schwierigkeit für eine unbedingte Neu- 
tralitätspolitik liegt in der Zugehörigkeit zum Völkerbund. 
F inland hat einen Sitz im Rat, wo seine Delegation an Stelle 
des bisherigen Vertreters, des Gesandten in Bern, Professor 
Erich, jetzt durch den früheren Minister des Auswärtigen, Holsti, 
geführt wird, der ein Anhänger einer Verbindung mit Polen war. 


Im Völkerbund berührt die Erörterung über Abrüstung und 
Sicherheit finnische Lebensinteressen, woraus sich auch ergab, 
daß Finnland ein Gegner jener Einschränkung des Artikels 16 
ist, die in Locarno von den Großmächten Deutschland zugesagt 
wurde. Nichtangriffspakt, Sicherheit, Abrüstung, Schiedsgericht 


680 


— an sich ist Finnland durchaus bereit, im Sinne von Genf dafür 
mitzuarbeiten, aber es weist immer auf den darin völlig unbe- 
rechenbaren und draußenstehenden Faktor, Sowjetrußland hin. 


Das ist ja auch die Hauptfrage jeder außenpolitischen Orien- 
tierung Finnlands. Die Formel von der Zusammengehörigkeit 
der skandinavischen Ostseestaaten, die man in Finnland mit Recht, 

eschichtlich gesehen, betont, bedeutet praktisch ja nichts. Wesent- 
fich für es ist und bleibt, wirtschaftlich wie politisch, Rußland. 
Es weiß, daß ihm kein anderer Staat, am wenigsten England, 
eine Sicherheit gegen Rußland böte, und hätte am liebsten ein 
groſtzügiges Schiedsgerichtssystem der baltischen Staaten mit Ein- 
schluß von Deutschland und Rußland, und, wenn es ginge, unter 
der Garantie Englands und Frankreichs. Aber das ist heute noch 
ein Traum! Das Reale ist die Frage: Rußland. Wirtschaftlich 
würde man gern mit ihm zusammenkommen, aber man steht 
in begreiflichem Miſttrauen und Sorge dem Bolschewismus gegen- 
über und fürchtet den erneuten Druck Rufllands auf die Ostsee. 

Das Verhältnis zu Rußland ist durch den Frieden von 
Dorpat geregelt, der, wie bekannt, bereits eine entmilitarisierte 
Zone von 30 Kilometer auf beiden Seiten zwischen beiden Staa- 
ten festlegte. Damit, sowie mit der zur Schlichtung von Grenz- 
zwischenfällen bestehenden finnisch-russischen Kommission, ist 
an sich die Sicherheit zur Genüge garantiert. Nun ist, wie be- 
kannt, das Streben der russischen Außenpolitik, mit den Rand- 
staaten im einzelnen uneingeschränkte Nichtangriffspakte zu- 
stande zu bringen. Abgesehen von der Frage, wie sich das mit 
den Völkerbundsverpflichtungen vertrage, kommt es dabei aber 
für Finnland darauf an, in diesen Verhandlungen in jedem Falle 
555 mit den anderen interessierten Staaten vorzugehen. 

afür hat, wie auch erinnerlich, ein Memorandum Finnlands, 
Estlands und Lettlands im Mai 1926 gemeinsam Richtlinien auf- 

estellt. Um so tiefer traf dann in F innland der Abschluß des 
ettisch-russischen Handelsvertrages, in dem man eine Extratour 
Lettlands, eine neue Orientierung Lettlands nach Osten sehen 
wollte. Mit Rußland selbst sind die Verhandlungen seit dem 
Herbst 1927 ganz zum Stillstand gekommen. 


So ist Finnlands außenpolitische Orientierung zwar klar, 
aber nicht gerade leicht und einfach. Die Zugehörigkeit zum 
Völkerbund und lebhafte Mitarbeit dort kann Schwierigkeiten 
bringen. Andererseits ist der Gedanke eines Zusammenschlusses 
der Randstaaten, wenigstens der Ostseestaaten, so naheliegend, 
daß seine Diskussion niemals aufhört. Diese versteht freilich 
unter Randstaatenblock überall etwas Besonderes. Ein militäri- 
sches Bündnis im ganzen legt Verpflichtungen auf, die man in 
Finnland durchaus nicht wünscht. Zwischen Finnland und Polen, 
das die Hegemonie in Osteuropa anstrebt, existieren nicht die 
geringsten sachlich begründeten Verbindungen. So bleibt eigent- 
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lich nur, was immerhin auch schon etwas wäre, ein „Ostlocarno“ 
zwischen Finnland, Estland und Lettland, das durch Schweden 
und Dänemark zu ergänzen wäre und dessen Garantie durch 
Deutschland und Rußland im weiteren unzweifelhaft die Ver- 
hältnisse sehr stabilisieren würde. 

Gesamteindruck und Gesamturteil werden schwerlich be- 
stritten werden, daß Finnland in sich am sichersten ruht und sich 
durch eine ruhige und überlegte Politik, sowie eine angestrengte 
wirtschaftliche Arbeit einen festen Platz und einen gesicherten 
Platz im Staatensystem Osteuropas erworben hat. Es hat sich ge- 
fährlicher Verbindungen und Bindungen, die im Kampf um die 
Freiheit nahe genug lagen, zu erwehren vermocht. ir emp- 
fanden es nicht angenehm, daß Finnland im Völkerbunde in den 
letzten Jahren eine von Deutschland abweichende Politik machte, 
aber es war zu einem gewissen Teile zu verstehen und ist heute 
überwunden. 


II. Estland. 


Am 24. Februar 1928 feierte Estland den 10. Jahrestag seiner 
Unabhängigkeit. Die Botschaft, die das Staatsparlament be- 
schlossen hatte und an das Volk richtete, sagte: „Während un- 
seres heldenhaften Kampfes für die Unabhängigkeit haben uns 
Finnland, unser nächster Nachbar, die skandinavischen Staaten 
und England, dieses große Geburtsland bürgerlicher Freiheiten, 
unterstützt. Unsere 1 haben uns die Anerkennung 
durch die groſten Westmächte und die Aufnahme in den Völker- 
bund gebracht. Es ist Estland gelungen, eine Staatsorganisation 
auf neuen Grundlagen zu bilden. Die groſte Agrarreform ist 
verwirklicht und eröffnet dem nationalen Leben neue Hilfs- 
quellen. Die wirtschaftliche Entwicklung ist gesichert, die Außen- 
handelsbilanz ist günstig und die estnische Währung gefesti 
Wir sind bereits mit sielen Staaten durch ein Netz von Handels- 
verträgen verbunden und wir sind willens, noch weitere Verträge 
abzuschließen und neue Freunde zu gewinnen.“ 


In dieser Botschaft fanden sich leider Wendungen über die 
Befreiung durch Deutschland und über die deutsche Okkupation, 
die vorübergehend das Verhältnis zwischen Estland und Deutsch- 
land trübten. Das war um so bedauerlicher, als die estnischen 
Deutschen fest zu dem Staate stehen und an der e 
keitsfeier sich lebhaft beteiligten. Tatsächlich war der Einmars 
der deutschen Truppen im Februar 1918 vom Süden und von 
Oesel die Rettung vor dem Bolschewismus. Allerdings ist dieser 
noch vor dem Einrücken der deutschen Truppen in Reval eben 
am 24. Februar 1918 von den Esten selbst gestürzt worden, aber 
ohne den deutschen Einmarsch wäre das nicht möglich gewesen 
und Estland nicht frei geworden. 
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Auch Estland ist in fortschreitender Konsolidation. Es hat 
eine sog. Agrarreform durchgeführt, unter Enteignung der deut- 
schen Grofßgrundbesitzer, zugunsten der estnischen Bauern. Da- 
bei ist (nach einer statistischen Übersicht des internationalen 
Landwirtschaftsinstituts in Rom) Estland das Land, das die radi- 
kalste Agrarreform insofern durchgeführt hat, als es !/, seines 
Staatsgebietes neu aufgeteilt hat, Lettland /, dann erst folgen 
Rumänien, Jugoslawien, Polen, Litauen, letzteres mit /. Nach 
der absoluten Größe des aufgeteilten Landes steht Rumänien mit 
2912000 ha an erster Stelle. Dann kommen Lettland mit 
1 100000 ha, Jugoslawien mit 1 000 000 ha, Estland mit 895 000 ha, 
die Tschechoslowakei mit 638 000 ha, Polen mit 37 £ 000 ha, Griechen- 
land mit 232000 ha, Ungarn mit 230000 ha und Litauen mit 
145 000 ha. Aber im Verhältnis zu seiner Größe nimmt Estland 
den ersten Platz ein. Diese Umwälzung hat große wirtschaft- 
liche Werte zertrümmert und beginnt nur langsam sich in wirt- 
schaftlich erträgliche Verhältnisse umzugestalten, um so mehr, als 
das Land dünn bevölkert ist und die Bevölkerung durch Aus- 
wanderung abnimmt. Auszutrocknendes Sumpfland steht noch 
in großem Umfang zur Verfügung. 

Die Volkswirtschaft ruht auf der Landwirtschaft, die immer- 
hin Butter, Eier und Milch exportiert, der Holzausfuhr und Ge- 
winnung von Brennschiefer, daneben einem schwankenden 
Handel. 

Die Handelsbilanz ist seit drei Jahren aktiv. Unter den Her- 
kunftsländern der Einfuhr steht Deutschland mit 26,8 % des Ge- 
samtimports nach wie vor an erster Stelle. Seine Einfuhr ist jedoch 
zurückgegangen, während die Einfuhr Englands, das an zweiter 
Stelle steht, gestiegen ist. Es folgen die Vereinigten Staaten, 
Rußland, Schweden und Polen. 

Das Budget hat seit 1922 immer Überschüsse gehabt. Für 
Wirtschaft und Währung ist im letzten Jahre insofern ein Wende- 
punni erreicht, als mit dem 1. Januar 1928 die Eesti-Bank eine 

ölkerbundsanleihe im Betrag von 1,36 Millionen Pfund erhielt. 
Diese Völkerbundsaktion war nicht eine Maßnahme, wie die 
Sanierung Österreichs oder Ungarns, und noch weniger etwas wie 
ein Dawesplan, sondern eine rein finanzielle Hilfe und Mitwir- 
kung, die da Geschick der estnischen Finanzverwaltung herbei- 
rt hatte. Eine Million dieser Anleihe dient der Sicherstel- 
lung der neuen Währung (Krone eingeteilt in Cent = 100 bis- 
herige estnische Mark = 1 skandinavische Goldkrone) und lang- 
fristigen Krediten. Das ist ein großer Schritt vorwärts in der 
wirtschaftlichen Konsolidierung und darüber hinaus der Bildung 
von Kapital. 

Im Dezember 1927 kam zur Regierung die Koalition der vier 
bürgerlichen Parteien: Bauernpartei, Volkspartei, Neusiedler und 
Arbeiterpartei. Sie verfügt über 60 von den 100 Sitzen im Par- 
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lament. An ihrer Spitze steht einer der bekanntesten estnischen 
Staatsmänner, Toenisson. Außenminister ist der frühere Redak- 
teur des „Paewahlet“, Rebane. Was hier die Innenpolitik noch 
ganz besonders charakterisiert, die im übrigen auch ausgeglichen 
und stabil ist, ist die Tendenz, den Staat weithin in die Privat- 
wirtschaft eingreifen zu lassen: er hat über die Hälfte des Grund 
und Bodens in der Hand, alle Eisenbahnen, große Industrie- und 
ähnliche Unternehmungen und auch einen groften Teil des 
Kredits. 

Wir haben auch hier das bescheidene, sparsame und arbeit- 
same Leben eines Kleinstaates, der nur nicht ganz in der be- 
schaulichen Ruhe eines solchen leben kann infolge seiner Lage. 
Deshalb hat er auch die allgemeine Wehrpflicht und eine Armee 
von rund 20 000 Mann. 

Am nächsten liegt die enge Verbindung mit dem ganz gleich 
situierten und kostruierten Lettland. Mit ihm besteht ein Bünd- 
nis vom 1. November 1923 und ein Vertrag über eine Zollunion 
vom 5. Februar 1927. Diese aussichtsreichen Anläufe aber sind 
nicht nach vorwärts entwickelt worden. Die Durchführung der 
Zollunion, was an sich ein interessantes Experiment gewesen 
wäre, ist nicht weiter gekommen, und der lettisch-russische Han- 
delsvertrag vom Sommer 1927 sowie die aktive Politik des da- 
maligen lettischen Auſtenministers Zeelens, hat eine Verstim- 
mung, ja Entfremdung herbeigeführt, die auch durch die folgende 
bürgerliche Regierung Lettlands nicht ganz überwunden wor- 

en ist. 


Auch hier steht die Idee einer Zusammenarbeit mindestens 
mit Lettland und Litauen immer zur Diskussion. Auch Estland 
hat mit Polen nichts zu tun. Dagegen hat der frühere Außen- 
minister Dr. Akel im Oktober 1927 die Lage zutreffend so ge- 
zeichnet: „Nach meiner festen Überzeugung ist die Zukunft 3 
Baltischen Staaten Estland, Lettland und Litauen nur unter der 
Bedingung gesichert, wenn diese Staaten in politischer und wirt- 
schaftlicher Beziehung sich so eng zusammenschließen, wie dies 
überhaupt zwischen selbständigen Staaten möglich ist. Dieser 
Bund würde stark genug sein, um die Unabhängigkeit unserer 
Staaten gegen eventuelle Überfälle von auswärts zu verteidigen, 
wo immer es nötig sein sollte.“ Absichtlich ist hier Polen nicht 
genannt. 


Das Memorandum vom Mai 1926 über die Grundlagen eines 
Nichtangriffspakts, das von Estland, gleichzeitig mit Finnland und 
Estland, damals Rußland übergeben wurde, ist auch heute noch 
Richtlinie der estnischen Politik gegenüber Rußland. Diese fühlte 
sich darum besonders verstimmt, als Lettland selbständig vor- 
ging und außerdem nach der Auffassung Estlands der lettische 

andelsvertrag mit Rußland die Zollunion zwischen Estland und 
Lettland unmöglich machte. 
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Die Beziehungen mit Deutschland drehen sich um einen 
Handelsvertrag und die Entschädigung deutscher Reichsange- 
höriger für die Güter, die durch die Agrarreform enteignet wor- 
den sind. Wir hoffen, daß hierin bald eine Einigung zustande 
kommt. Zwar berühren Estland und Deutschland einander nicht 
mit den Grenzen, aber ihre wirtschaftlichen Beziehungen sind 
lebhaft und wichtig: Deutschland ist das erste Einfuhrland nach 
Estland und das zweite Exportgebiet aus Estland! 


III. Lettland. 


Die Wirtschaftslage Lettlands ist im letzten Jahr nicht 
ungünstig, aber noch schwierig gewesen. Doch stieg die Aus- 
fuhr und nahm der Warenaustausch mit dem Auslande im gan- 
zen zu. Die Handelsbilanz ist noch passiv, entwickelt sich aber 
im Sinne der Besserung. 

Unter den Herkunftsländern stand Deutschland zwar nach 
wie vor an erster Stelle, jedoch ist sein Import, trotz des am 
1. Dezember 1926 in Kraft getretenen lettländisch-deutschen Han- 
delsvertrages, zurückgegangen, während die Einfuhr Englands, 
das an zweiter Stelle steht, nahezu unverändert geblieben ist. 
Stark zugenommen hat dagegen die Einfuhr Sowjetrußlands. 
Dänemark, das im Jahr vorher den dritten Platz einnahm, ist 
durch Rußland auf die vierte Stelle gedrängt worden. Unter den 
Aufnahmeländern des lettischen Exports nimmt England den 
ersten, Deutschland den zweiten und Belgien den dritten Platz 
ein. 

Holz- und Holzwarenindustrie sowie Metallindustrie sind die 
hauptsächlichsten Industrien. Die Zahl der Arbeiter in der In- 
dustrie erreicht noch lange nicht 100000. Auch dieses Land ist 
eine agrarische Demokratie, in der die Mittel- und Kleinbauern 
überwiegen, dünn bevölkert, von der Natur nicht allzu reich aus- 
gestattet, wenn auch mit wichtigen und wertvollen Häfen, und 
mit einem Kapitalmangel, der sich auch ohne weiteres erklärt. 
Aber die Währung ist stabil und die Finanzverhältnisse sind 
nicht ungünstig. 

An Stelle der Linksregierung Skujeneeks, mit der das Land 
nicht unzufrieden gewesen war, trat im Dezember 1927 das heu- 
tige Kabinett der bürgerlichen Parteien, so daß also alle drei 
bisher behandelten Staaten bürgerliche Kabinette haben. Es 
regiert mit den 51 Stimmen des Bürgerblocks und einer kleinen 
Fraktion, aus der der Ministerpräsident kommt, Juraschewski. 
Außenminister ist der bisherige Gesandte in Kowno, Balodis, der 
den erfolgreichen sozialistischen Auftenminister Zeelens ersetzte. 

An diesem Kabinett ist am interessantesten, daß die Deut- 
schen in ihm vertreten sind, durch den lee den 
Deutsch-Balten Erwin Magnus. Obwohl in Lettland noch nicht 


wie in Estland die Kulturautonomie der Deutschen erreicht ist, 
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haben sich diese gleichwohl zur aktiven Beteiligung an der 
Staatsarbeit entschlossen, worin ein sehr wichtiger grundsätz- 
licher Fortschritt liegt. Sie wollen an dem Staate mitarbeiten, 
mit dem sie verbunden sind. Ihr Ziel bleibt natürlich, die Kul- 
turautonomie zu erreichen, wie die Volksgenossen in Estland. 
Die Autonomie der deutschen Kirche in Lettland, im Gesamt- 
rahmen der all-lettländisch-lutherischen Kirche wurde im März 
dieses Jahres in einer interessanten Fassung des Minderheiten- 
rechts der Deutschen innerhalb der lutherischen Kirche durch- 
gesetzt. 

Für die Aussichten des Deutschtums selbst wies der „Latvis“ 
(8. März) darauf hin, daß das alte baltische Deutschtum keine 
Zukunft mehr habe, nicht nur, weil die Sterbeziffern die Geburts- 
ziffern überstiegen, sondern weil die Mischehen außerordentlich 
zunähmen. Er glaubte konstatieren zu können, daß nur noch 
drei Fünftel von Ehen der Deutsch-Balten rein deutsch seien 
und daß die Zunahme der Mischehen die Balten jedes Jahr 
stärker „lettisieren“ müsse. Es wäre interessant zu erfahren, ob 
das so zutrifft und ob das auch für Estland gilt. 


Lettland verfügt gleichfalls über eine Armee von rund 20 000 
Mann, außer einer Grenzschutzdivision. Seine Außenpolitik ist 
anders als die Estlands, bestimmt durch die Beziehungen zu 
Deutschland, zu Litauen und zu Rußland. 


Wie mehrmals erwähnt, hat in letzterer Richtung der Außen- 
minister Zeelens einen Schritt vorwärts getan durch einen Han- 
delsvertrag, der am 26. Oktober 1927 in Riga ratifiziert wurde. 
Er ist insofern von besonderer Bedeutung, als Sowjetrufßland 
darin, gegen bedeutende Zollermäfigungen Lettlands, sich ver- 
Ye hat, jährlich Warenbestellungen in Höhe von 40 Millionen 

at an die lettländische Industrie zu vergeben. Der Vertrag ist 
außerdem ein Meistbegünstigungsvertrag und regelt die Stel- 
lung der Sowjet-Handelsvertretung nach den Bestimmungen des 
Vertrages zwischen Deutschland und Rußland. Beide Teile be- 
halten sich die sogenannte russische Klausel, die Vorzugsbehand- 
lung mit Estland, Litauen und Finnland vor, Rußland außerdem 
die Vorzugsklausel für seine asiatischen Nachbarstaaten. Eine 
besondere Zollkonvention gewährt beiderseitig Zollermäfigun- 
gen. Eine besondere russisch Teltländische Flachspreiskonvention 
sucht den lettländischen Flachs vor der Konkurrenz Rußland durch 
Verständigung der beiden Produktionsländer zu schützen, die 
immerhin fast ein Drittel der ganzen Weltproduktion in Flachs 
kontrollieren würde. 

In diesen Verträgen hat Rußland weitergehende Zugeständ- 
nisse gemacht, als in seinen bisherigen Handelsverträgen, auch 
in dem Vertrage mit Deutschland. Das geschah natürlich aus 

olitischen Gründen und hat zu einem erbitterten Kampf um den 
ertrag in Lettland selbst geführt, sowie zur Entfremdung von 
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Estland, zu Mißtrauen in Finnland. Denn wie gesagt, sah man 
darin ein Abschwenken zu Rußland, was sicher übertrieben war. 
Zeelens schwebte vor die Verständigung mit Rußland und die 
Annäherung an Deutschland, unter Ausschluß von England, 
weshalb auch der britische Gesandte in Riga in höchst auffälliger 
3 5 Propaganda gegen den Handelsvertrag ge- 
macht hat. 


Neben dem Handelsvertrag wurde noch im Oktober 1927 
eine Konvention über die Schiedsgerichtsbarkeit in Handels- 
und Zivilangelegenheiten unterzeichnet. Danach werden alle 
Handels- und Zivilstreitigkeiten zwischen den beiden Ländern 
vor ein Schiedsgericht gezogen, womit eine Beschleunigung ihrer 
vor den staatlichen Gerichten oft langwierigen Entscheidungen 
erreicht werden soll. Die Schiedsgerichte werden sich aus Rich- 
tern zusammensetzen, die von den beiden Staaten bezeichnet 
werden, sowie aus einem von ihnen gewählten Obmanne. Die 
Beschlüsse des Schiedsgerichts werden von den zuständigen staat- 
lichen Gerichten vollstreckt. Für gerichtliche Hilfe sowie für die 
Geschäftsführung der Schiedsgerichte sind keine Steuern oder 
Gebühren zu entrichten. Vor das Schiedsgericht können nicht 
gezogen werden: Fragen des Erbrects, Streitigkeiten aus Ar- 

eitsverträgen, Streitigkeiten wegen Anleihen, solhe um das 
Besitzrecht an Immobilien und Gebäuden sowie über Land- 
nutzung. Diese Fragen unterstehen nach wie vor der Zuständig- 
keit der staatlichen Gerichte. Die Konvention kann im Einver- 
nehmen beider Parteien auch dann angewandt werden, wenn ein 
Streit zwischen den beiden Staaten oder deren Organisationen 
entstehen sollte. Das ist immerhin eine Anwendung des Schieds- 
FF wie sie Rußland bisher noch nicht zugestan- 

en hatte. 

Diese Vertragspolitik wurde also in den anderen Rand- 
staaten als ein Heraustreten aus der gemeinsamen Front emp- 
funden. Man verglich den Schritt Lettlands mit dem Deutschlands 
seinerzeit in Rapallo. Durch den Wechsel in der Regierung 
wurde diese Politik zwar nicht direkt unterbrochen, aber 
auch nicht weitergeführt. Die von Zeelens eingeleiteten Ver- 
handlungen über einen Nichtangriffspakt, über die sich dieser in 
Genf im September 1927 ziemlich hoffnungsvoll aussprach, sind 
nicht zu einem Abschluß gediehen. Der neue Aullenminicier 
Balodis hat bei Amtsantritt ausgesprochen, daß Lettlands Auf- 

abe sei, Friedensbrücke zu sein, daß der Handelsvertrag mit 

Rufland ehrlich erfüllt würde und daß ein etwaiger Garantie- 
vertrag mit Ruland weder Lettlands Verhältnis zu Estland 
trüben noch Lettlands Mitarbeit im Völkerbunde stören dürfe. 


Am 25. März ist dann ein provisorischer Handelsvertrag 
zwischen Lettland und Estland abgeschlossen worden, der aber die 
besonderen Verhältnisse zwischen beiden Staaten nicht berück- 
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sichtigt, sondern rein schematisch nur die allgemeine Meistbe- 
günstigung festlegt. Ein Schritt zur Zollunion ist der Vertrag 
sicherlich nicht; man steht in dieser Frage an derselben Stelle, 
wie vor vier Jahren, als man begann. So sieht man an diesem 
Beispiel wieder, wie außerordentlich schwer es ist, zwei Staats- 
wesen, auch wenn sie so viel in der Struktur, der Interessenrich 
tung usw. gemein haben, zu einem föderativen Zusammenschluf 
zu bringen, der zwar in der Gemeinsamkeit der Interesssen durch- 
aus begründet wäre, aber doch eben, wenn überhaupt etwas 
herauskommen soll, einen gewissen Verzicht in der Wirtschafts- 
und Außenpolitik bedeuten würde, zu dem sich ein eben zur 
Selbständigkeit aufgestiegener Staat nicht verstehen möchte. 


Natürlih sind dadurch die Beziehungen zwischen Estland 
und Lettland nicht im Ernst gefährdet. Aber die Pläne irgend 
eines engeren Zusammenschlusses unter den Randstaaten kom- 
men somit nicht einmal an der Stelle vorwärts, wo sie überhaupt 
am ehesten realisierbar wären. Über die Sonderstellung Finn- 
lands und seiner sog. skandinavischen Orientierung wurde schon 
gesprochen. Litauen steht überhaupt anders und Polen gehört 
vollends nicht in einen Bund der Randstaaten hinein, oder dieser 
verlöre jede eigene Selbständigkeit, würde lediglih ein An- 
hängsel der polnischen Hegemonie. Also schon in bezug auf 
diese drei Ostseestaaten ist alle Arbeit, das Sicherheitsproblem 
zu lösen, noch nicht enfernt über die ersten Vorbereitungen her- 
ausgekommen. Dann muß man aber anerkennen, daß die Politik 
des früheren lettischen Auſtenministers Zeelens noch die ernst- 
hafteste und am ehesten Erfolg versprechende war, wenn sie 
freilich auch die gemeinsame Front gegen Rußland durdibrach. 
Aber mit dieser gemeinsamen Front gegen Rußland ist die kom 
struktive Arbeit, wie die Erfahrungen des letzten Jahres gezeigt 
haben, überhaupt nicht vorwärts gekommen. Darüber hinaus 
aber ist auch die Idee des lettischen Ministers: Sicherheitspakt 
unter Garantie aller an Osteuropa interessierten Grofmächte, 
also einschlieflich Rußlands, Englands, Frankreichs. und Deutsch- 
lands, auf Grundlage des Status quo, immerhin noch möglicher, 
als das Programm einer Neutralisierung der Ostseestaaten, das 
der litauische Ministerpräsident Woldemaras vertritt. Denn das 
ist gar keine Lösung und außerdem mit der Völkerbundszuge- 
hörigkeit nicht vereinbar, auf die diese Staaten natürlich grofen 
Wert legen. 


Soweit die bisher besprochenen Randstaaten in Frage stehen, 
bedeutet die Unergiebigkeit der Bestrebungen auf Zusammen- 
fassung für sie keine ernstliche Sorge. Es wäre für sie erwünscht, 
wenn etwas herauskäme, aber es geht schließlich auch so. Auch 
für sie ist ja das litauisch-polnische Verhältnis das 
Wesentlichere, weil dieses die eigentlichen Gefahrenmomente in 
sich trägt, die die ganze labile Situation in Osteuropa schwer er- 
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schüttern könnten. So liegen die Dinge ja nicht, daR sich die 
drei Ostseestaaten völlig von dieser Zentralfrage Osteuropas des- 
interessieren könnten. Das kann nicht einmal Finnland, ge- 
schweige denn Lettland und Estland. Denn jede gefährliche Ge- 
staltung der litauisch-polnischen Beziehungen zieht unweigerlich 
Sowjetrußland mit hinein!). 


Vom kulturellen Leben in den kleinen 


autonomen Gebieten des Nordkaukasus. 
Von Bruno Plaetschke, Königsberg. 


Daß die vielen kleinen nichtrussischen Völker der Sowjet- 
union nach Möglichkeit eigene autonome Gebiete erhalten haben, 
ist bekannt; ebenso, daß diese Autonomie nur eine kulturelle ist, 
keine politische. Weniger Nachrichten liegen von unparteiischer, 
nicht bolschewistischer Seite darüber vor, wie es nun eigent- 
lih mit dieser kulturellen Autonomie bestellt ist, wie sie 
sich in der Praxis auswirkt, genauer gesagt. welche kulturellen 
Fortschritte die kleinen Völker seit dem Bestehen der Autonomie 
schon gemacht haben und auf welchem Wege sie erreicht wurden. 
Und auch hier wird eine einfache Aufzählung der Tatsachen, 
wie man sie ja schlieflih auch aus sowjetischen Veröffent- 
lichungen entnehmen könnte, niemals ein wirklichkeitsgetreues 
Bild ergeben können. Es kommt auf die Stimmung an, die in 
diesen kleinen Völkern heute herrscht, darauf, wie sie selbst 
ihre Lage empfinden, auf ihre innere Einstellung zum Sowjet- 
system. Aufterdem darf wohl die Frage Interesse für sich bean- 
spruchen, wie sich nunmehr das Verhältnis der Nationen zu ein- 
ander gestaltet hat, insbesondere wie nach dem Fortfall der offi- 
ziellen Russifizierungspolitik das Russentum den Fremdvölkern 
gegenübersteht. 

Aus eigener Anschauung habe ich gerade den Teil der Sowjet- 
union kennengelernt, in dem man wohl die beste Möglichkeit 
hat, den genannten Fragen nachzugehen, nämlich den Kaukasus, 
der ja an Buntheit des Nationalitätenbestandes auf der Welt 
seinesgleichen sucht. Am mannigfaltigsten ist das Bild im öst- 
lichen Teile des Kaukasus, im Daghestan, in dem man nahezu 
30 verschiedene Völker und Volkssplitter zählt. Diese konnten 
natürlich unmöglich alle ihr eigenes autonomes Gebiet be- 
kommen, da man ja sonst autonome Dörfer hätte bilden müssen 
angesichts der Tatsache, daß manche dieser Völker nur etwa 
1000 Seelen zählen; sie sind alle in der großen autonomen Sow- 
jetrepublik Daghestan zusammengefaßt. 


1) Der Schlußteil über Litauen und Polen folgt im nächsten Heft. 
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Ich war in den verschiedensten Teilen des Kaukasus vor Er- 
richtung der Sowjetherrschaft und habe ihn vor kurzem erneut 
zu landes- und volkskundlichen Studien besucht. Bei dieser 
letzten 1927/28 ausgeführten Reise habe ich besonders den 
Daghestan näher untersucht und das autonome Gebiet der Tsche- 
tschenen, das sich nordwestlich an den Daghestan anschlieft. 
Dabei habe ich mich etwa vier Monate nur in den Dörfern der 
Eingeborenen aufgehalten, zu denen ich von früher her viele 
persönliche Beziehungen hatte, was für meine Arbeiten natürlich 
sehr förderlich war. Ich war während dieser Zeit meist außer 
Reichweite der Behörden und habe mich völlig ungehindert bzw. 
ungeführt bewegen können. 


Das, was ich über den kulturellen Zustand dieser speziell 
untersuchten Gebiete zu sagen habe, stimmt im wesentlichen auch 
für die übrigen übrigen kleinen autonomen Gebiete am Nord- 
hang des Kaukasus. Allerdings muß betont werden, daft gerade 
das Tschetschenengebiet das kulturell rückständigste ist. Zwar 
hat sich der russische Einfluß ziemlich gleichmäßig im ganzen 
Nordkaukasus ausgewirkt, aber das kulturelle Niveau, das er 
vorfand, war doch regional sehr verschieden; es hing davon ab, 
wie die einzelnen Gebiete den auf kaukasischem Boden vor der 
Russenzeit wirksam gewordenen Kulturströmungen zugänglich 
gewesen waren, d. h. dem persischen und kleinasiatisch-byzan- 
tinischen und für diese ist eben gerade der Nordwestfuß des 
Daghestan am schwersten erreichbar. Indes das, worauf es hier 
ankommt, die Entwicklung nach Errichtung der Autonomie, ist 
doch in all diesen Gebieten so ziemlich in den gleichen Bahnen 
verlaufen. 

Die Hauptaufgabe, die der kulturellen Selbstverwaltung der 
autonomen Gebiete erwuchs, war die Hebung der Volksbildung 
oder besser gesagt, die Schaffung einer solchen. Die Zahl der 
Tschetschenen z. B., die des Lesens und Schreibens vor dem 
Kriege kundig waren, war verschwindend gering. Der islamische 
Dorfgeistliche, der Mollah, konnte notdürftig arabisch lesen und 
schreiben und unterrichtete gewöhnlich einige Knaben darin. 
Noch schlimmer stand es mit der Kenntnis der russischen Schrift. 
Heute liegen die Dinge nun so, daß tatsächlich etwa 40 % aller 
Kinder irgendwie schlecht und recht Schulunterricht genießen, 
in der Ebene mehr, in den Bergen weniger. Das ist gewiß ein 
sehr beachtenswertes Ergebnis. In jedem gröfteren Dorfe ist eine 
Schule eingerichtet bzw. neu gebaut, die sih durch ihren mas- 
siven Bau schon von weitem von den üblichen Eingeborenen- 
häusern abhebt. i 

Die Schwierigkeiten, die es dabei zu überwinden gab, waren 
nicht gering. Es fehlte an geeigneten Lehrkräften, es fehlte 
natürlich auch an Lehrmitteln. Ueber eine eigene Literatur ver- 
fügten die Kaukasusvölker nicht, wenn man von den Georgiern 
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absieht. Es mußte also eine Schriftsprache und dafür erst ein 
Alphabet geschaffen werden. Gleich den anderen Fremdvölkern 
des Sowjetreiches entschloß man sich bekanntlich nicht zur Über- 
nahme des russischen, sondern des lateinischen Alphabets, das 
irgendwie für die rauhen Laute der Gebirgsaussprachen zurecht- 
Ben: wurde. Und so liest und schreibt man eben heute in den 
aukasischen Bergen lateinisch, d. h. nur die Kinder; die Er- 
wachsenen schütteln nur staunend den Kopf vor solchen Künsten. 
Die kleinen ABC-Schützen stellen übrigens ihr Licht durchaus 
nicht unter den Scheffel, sondern, sobald sich ein fremder Reisen- 
der im Dorf sehen läßt, so kommen sie an und malen ihm mit 
vielem Stolz die eben gelernten lateinischen Buchstaben vor. 
Selbstverständlih wird auch Unterricht im Russischen erteilt. 
Eine eigene Druckerei erstand, die auch inzwischen schon 
eine ganze Reihe von Broschüren gedruckt hat, in erster Linie 
natürlich das Leben des Nationalheiligen Lenin, dann Märchen, 
Fibeln usw. Letztere sind auch auf großen Einzelbögen gedruckt 
und in Massen überall in den Dörfern angeschlagen. Für Lese- 
stoff sorgt vor allem die in der Landessprache erscheinende Zei- 
tung. Einen Begriff von dem Lesehunger und der Lesefreudig- 
keit der Massen erhält man, wenn man etwa ein Kino besucht, 
dem ja die Sowjetregierung ihre ganz besondere Aufmerksam- 
keit zuwendet. (Die dort gezeigten Filme waren übrigens 
technisch und inhaltlich meist recht gut ausgewählt.) Erscheint 
auf der Leinwand zwischen den Bildern ein Textstreifen, so ver- 
wandelt sich der Saal mit einem Male wie in ein brausendes 
Meer; alles liest nämlich laut mit, jeder freut sich, seine Schrift- 
kenntnisse auch in der Praxis erproben zu können und es dem 
lieben Nachbarn zu zeigen. Auch das Interesse an volkskund- 
lichen Dingen ist erwacht bzw. es wird künstlich geweckt; jedes 
der autonomen Gebiete hat sein eigenes Museum. Gegenwärtig 
sind sie zwar! von einigen Ausnahmen abgesehen, noch weit da- 
von entfernt, ein getreues Abbild der materiellen Kultur des 
Volkes zu bieten, aber die Hauptsache ist, man arbeitet mit Lust 
und Liebe daran, es zu vervollkommnen. Und das ist eben das 
Kennzeichen der Kulturarbeit, die hier geleistet wird und zwar 
ganz überwiegend von den Eingeborenen selbst, diese Freude 
und der rege Eifer am Schaffen. Man geht keiner Aufgabe aus 
dem Wege und hält sich meist an den Grundsatz: Probieren geht 
über Studieren. Gerade der Volksbildungskommissar ist ein 
unbeschränkter König auf seinem Gebiete, der sich noch dazu 
regster Mitarbeit aus der Bevölkerung erfreut. Freilich sind 
diese Posten auch von den fähigsten Männern des Stammes ein- 
genommen. 
Neben dem Schulgebäude lenkt gewöhnlich noch ein anderer 
Neubau den Blick auf sich, das Krankenhaus. Meist sind es 
große kastenförmige Gebäude mit dem bekannten flachen Blech- 
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dach, mit großen lichten Räumen und leidlicher Ausstattung. 
Sehr gut besetzt war stets die venerologische Abteilung. „die 
allerwichtigste“, wie mir die Tschetschenen versicherten. Rus- 
sische Ärzte und Feldschere gaben mir erschreckende 
Zahlen an, die ich allerdings für übertrieben halte; doch scheint 
festzustehen, daß in gewissen Dörfern wenigstens die Hälfte 
aller Einwohner syphilitish verseucht ist. Die Krankheit ist 
natürlich seit langem im Volk drin; die Leute nehmen sie auch 
ar nicht einmal besonders ernst, sehen dabei auch äußerlich 
Frisch und kräftig aus. 

Tatsache ist, daf in die autonomen Gebiete ein vielfaches 
von dem hineingesteckt wird, was die armen Bergdörfer an 
Steuern aufbringen können. Abgesehen von der kulturellen 
gilt dies auch von der rein wirtschaftlichen Hebung. So ist z. B 
jeder Kreisverwaltung ein Agronom beigegeben, dazu meist noch 
ein mit Gärtnerei, Bienenzucht und ähnlichen Dingen vertrauter 
Mann, der den Leuten bessere Wirtschaftsmethoden beibringen 
soll. Zu dem Zwecke hat man bei den Kreismittelpunkten 
auch kleine Musterfelder angelegt. Der Erfolg der Agronomen 
hängt natürlich ganz davon ab, wie sie es verstehen, mit den 
Landeseinwohnern Fühlung zu nehmen. Russische Landwirt- 
schaftsprofessoren sind auch mit einem Stabe von Gehilfen in den 
Bergen herumgereist, um festzustellen, was von den Wirtschafts- 
methoden, den Sämereien, den Viehrassen zu höherer Leistungs- 
fähigkeit gebracht werden kann. Erwähnt sei, daß zur Verbesse- 
rung des einheimischen recht elenden Rindviehbestandes an 
einige Stellen edlere Zuchttiere, darunter deutsche, hingebracht 
worden sind, einstweilen allerdings in nicht nennenswertem 
Maße. Beim Wandern über die Bergweiden sah ich auch 
mehrere neue modern eingerichete Molkereien. Bei einer war 
die Bevölkerung trotz guter Bezahlung nicht dazu zu bewegen, 
ihre Milch abzuliefern. Der Verwalter war aber verpflichtet, 
seine ganze Maschinerie laufen zu lassen, auch wenn nur ein 
einziger Liter Milch eingeliefert wurde; man wollte eben um 
jeden Preis die Leute zu rationellerer Verarbeitung ihrer Pro- 
dukte erziehen. 

Von Interesse dürften wohl einige Ausführungen über die 
Personalfragen in der Verwaltung der autonomen Gebiete sein. 
Wenn wie gesagt in dem Volksbildungswesen fast ausschließlich 
Eingeborene arbeiten, so sind doch in den anderen Zweigen der 
Verwaltung sehr viele Russen tätig. Der Grund liegt einfach 
darin, daß es den Eingeborenen an der notwendigen Zahl quali- 
fizierter Kräfte fehlt. So sind die Repräsentationsposten zwar 
überall von den Stammesleuten bekleidet, die Sekretariate da- 
gegen von Russen, Juden oder sonstigen Andersstämmigen. 


Absicht scheint es dagegen zu sein, die leitenden Polizei- 
stellen nicht mit Einheimischen zu besetzen. Neben Russen 
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trifft man hier öfters Armenier als besonders sowjetfreundliches 
Element. Als ich die Eingeborenen auf diese Erscheinung auf- 
merksam machte, meinten sie ironisch: „Ja, da sind wir zu dumm 
dazu!“ Die Wahrheit dürfte die sein, daß sie durch ihre weit- 
reichenden verwandtschaftlichen Bindungen in der unparteiischen 
Ausübung eines Polizeiamtes zu sehr behindert wären. Sozio- 
logisch bilden die Bergvölker auch heute noch nur eine Gruppe 
von Groſtfamilien oder Sippen, die viele hundert Köpfe stark 
sein können. Die Einzelfamilie tritt dagegen an Bedeutung ganz 
zurück, besonders in den Hochgebirgsgegenden, wo gewöhnlich 
das ganze Dorf zu einer Familie gehört. Diese verschiedenen 
Sippen waren bisher eigentlih nur durch die gemeinsame 
Sprache miteinander verbunden. Im übrigen befehdeten sie sich 
je öfter, je lieber, so daf der wichtigste existierende Gesetzes- 
odex der der Blutrache war, als Ersatz für die fehlende zu- 
sammenfassende Staatsgewalt. Das Leben als Volk beginnt 
eigentlich erst mit der Begründung der Autonomie. Auch zur 
Zeit der Eroberung des Kaukasıs durch die Russen bildeten 
diese verschiedenen Sippen noch keine Schicksalsgemeinschaft; 
die eine focht mit den, die andere gegen die Russen. Dieser 
soziologische Aufbau weicht nur sehr langsam den Einflüssen 
der neuen Zeit, so daß ein einheimischer Polizeibeamter, wollte 
er I manden belangen, sich der Gefahr der Blutrache aussetzen 
würde. 

Eine Sonderstellung nimmt die GPU, die frühere Tscheka 
ein. Während die gewöhnliche Polizei von der Regierung des 
autonomen Gebietes, dem Ispolkom, aus verwaltet wird, ist 
die GPU ganz unabhängig davon organisiert, untersteht der- 
selben nicht. Es war auch kein einziger Einheimischer darin 
tätig, wenigstens nicht im Tschetschenengebiet. Deshalb sieht 
man auch in der GPU die fremde Staatsgewalt, die keinen orga- 
nischen Zusammenhang mit der Bevölkerung hat. Vor ihr haben 
sie alle einen gewaltigen Respekt, vom Präsidenten des auto- 
nomen Gebietes angefangen bis zum einfachen Gebirgsbauern 
und dem in Rußland reisenden Ausländer. Freilich ul ich von 
mir sagen, daf ich überall mit Zuvorkommenheit behandelt wor- 
den bin und daf mir gerade von der GPU nichts in den Weg 
gelegt worden ist. Sie ist ja überhaupt die einzige Stelle, an der 
man bündige Auskunft erhalten kann; alles andere fürchtet sich 
vor der Verantwortung. 


Die Persönlichkeiten des Stammes, die die verschiedenen 
Repräsentantenposten innehaben, sind übrigens durchaus keine 
Proletarier, soweit man diesen Begriff auf die patriarchalischen 
Verhältnisse der Gebirgler überhaupt anwenden kann. Als in 
einem Dorfe die Wahl des Schulzen, des „Predsedatel selsoveta“, 
bevorstand und ich a wen man denn wählen würde, erhielt 
ich die bezeichnende Antwort: „Na, natürlich einen aus guter 
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Familie!“. Und so entstammen denn auch die Beamten der 
Tschetschenen z. B. durchaus angesehenen Familien und ange- 
sehen sein, heißt hier immer noch wohlhabend sein. Wer nichts 
ist und nichts hat, hergelaufenes Volk besonders, kann nach An- 
sicht der Gebirgler eben auch keinen Ehrenposten bekleiden. 

Wenn man von den Einwirkungen der Revolution auf die 
soziale Struktur der nordkaukasischen Bergvölker spricht. so 
muß? man freilich einen Unterschied machen zwischen den Tscher- 
kessen bzw. Kabardinern und Osseten, einerseits und den Tsche- 
tschenen und Inguschen andererseits. Erstere hatten eine aus- 
gesprochen ständische Gliederung mit sehr zahlreihem und 
mächtigem Adel, der unter sich wieder noch stark differenziert 
war. Dieser Adel ist natürlich vernichtet, genau so, wie der der 
Georgier in Transkaukasien. Dagegen fehlte ein Adel bei den 
Tschetschenen und Inguschen, wohl nur deswegen, weil sie das 
Stadium des Feudalismus in ihrer Entwicklung noch nicht er- 
reicht hatten. Deswegen besaßen jedoch die einzelnen Sippen 
'sehr verschiedenes Ansehen und Macht; man unterschied gute 
und schlechte Familien. Hier nun hat sich nichts gewandelt; vor 
allem nicht in der materiellen Grundlage der Verschiedenwertig- 
keit der einzelnen Familien. Ein Besitzausgleih hat nämlich 
noch nicht stattgefunden; es gibt Wirte, die bis zu 1000 Schafen 
und 40—50 Stück Groſtvieh auf den Bergweiden haben und solche, 
die nur ein halbes Dutzend Schafe und ein minimales Fledichen 
Ackerland ihr eigen nennen. In dieser Beziehung ist der Umsturz 
spurlos vorübergegangen. Die Sowjetregierung war zufrieden 
damit, daR die Bergvölker des Nordkaukasus als alte Gegner der 
Kosaken sowieso auf ihrer Seite standen und drängte deshalb 
nicht so auf Sowjetisierung innerhalb des Stammes. Man stellte 
ihnen sogar noch ein gut Teil der großen und guten Ländereien 
zur Verfügung, die früher den Terekkösaken gehört hatten. 
Aus den ackerlandarmen Berggegenden besonders des Daghestan 
hat man die überschüssige Bevölkerung zum Teil dorthin aus- 
gesiedelt, jedoch mit schlechtem Erfolge; die Söhne der Berge 
können sich an das Tieflandklima nicht recht gewöhnen und ver- 
langen wieder nach ihren Bergen zurück. 


Indessen wurde viel davon gesprochen, daß auch innerhalb 
des autonomen Gebietes in Kürze eine gleichmäßige Besitzver- 
teilung vorgenommen werden sollte. Nach meiner Kenntnis der 
Dinge wird sich dies Vorhaben bei dem noch unbändigen Sinn 
Sa Gebirgler nur mit großen Schwierigkeiten durchführen 
assen. 

Faft man alles zusammen, so muß man zugeben, daß die 
kleinen Völker durch den Bolschewismus große Vorteile errungen 
haben. Es ist daher kein Wunder, wenn sie mit der Sowjetregie- 
rung im allgemeinen sympathisieren. Trotzdem gibt es natürlich 
Seiten des Se die ihnen weniger behagen Das ist 
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vor allem die antireligöse Propaganda der Sowjets, die sich ja 
ebenso gegen die christliche wie auch die mohammedanische Re- 
ligion richtet. Das war auch wohl der Hauptanlaf, weshalb es 
in den Bergen noch teilweise zu schweren Aufständen kam, die 
selbstverständlich auch von an und für sich sowjetfeindlich ein- 
gestellten Kreisen unterstützt und geleitet wurden. Der schwere 
Aufstand in Daghestan 1921 wurde sehr blutig niedergeschlagen, 
was die Bevölkerung stellenweise noch nicht 5 hat. In 
einem anderen Falle, 1925, im Tschetschenengebiet, verlegte man 
sich auf das Mittel der Unterredung und Uberredung und nahm 
keine Bestrafungen vor. Im allgemeinen macht man sidi wenig 
Sorge darüber, daf die Gedankengänge der Gebirgler noch sehr 
wenig der kommunistischen Forderung entsprechen. Man be- 
trachtet hier die Zeit als Bundesgenossen, läßt die Alten tun und 
treiben, was sie wollen, nimmt aber dafür umso fester die Jugend 
in die Hand. Uberall bestehen Ortsgruppen der kommunistischen 
Jugend, in denen im allgemeinen recht rege gearbeitet wird. Ich 
geriet einmal in einem entlegenen Tal in eine ihrer Versamm- 
ungen hinein; da keiner der Jünglinge schreiben konnte, so 
wurde ich gebeten, doch das Protokoll aufzusetzen, das sie ihrer 
Zentrale schuldig waren. Als interessanten Punkt der Tages- 
ordnung möchte ich den erwähnen, in welchem über den „Kalym“, 
das Brautgeld, das in den Bergen gewöhnlich aus 18 Kühen be- 
steht, verhandelt wurde. Man nahm schließlich eine Entschließung 
an, in der die Abschaffung dieses Kalyms gefordert wurde. Dies 
nur als Beleg dafür, wie durch den Kommunismus die Auflösung 
des alten Stammeslebens befördert wird. 


Daf man mit diesen kleinen autonomen Gebieten tatsächlich 
Nachsicht üben kann, ohne viel dabei zu riskieren, dafür sprechen 
ja allein schon ihre geringen Bevölkerungszahlen. So hat der 
größte der nordkaukasischen Staaten, Daghestan, noch nicht 
800 000 Einwohner, das Tschetschenengebiet 300000, das In- 
guschengebiet gar nur 70000 Einwohner. Sowjetfeindliche 
Haltung der Bergvölker oder Unruhen, die kaum noch eintreten 
dürften, können also niemals eine ernste Gefahr bedeuten, zumal 
sie bei der weitgehenden sprachlichen Zersplitterung und der 
durch ihre Oberflächengestaltung bedingten schweren Verbin- 
dungsmöglichkeit nicht gemeinsam handeln können, wie es ja 
auch die Geschichte der Kaukasusländer immer wieder ge- 
zeigt hat. | 

Zum Schluß einige Worte über das Verhältnis der Völker 
zueinander. Ein Gemeinsamkeitsgefühl fehlt den kaukasischen 
Völkern vollkommen. Eher stehen sie einander feindlich gegen- 
über als freundlich. Im mohammedanischen Osten wiederum 
wird die Frage nach der Volkszugehörigkeit kaum gestellt; maß- 
oeng ist hier die Gleichheit oder Verschiedenartigkeit der Re- 
igion. Verschiedenheit der Sprache wird nicht schwerer ge- 
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wertet als eine beliebige andere ethnographische Abweichung, 
so daß sprach- und rassefremde Völker einander als Brüder be- 
trachten um der Einheit des Glaubens willen, verwandte dagegen 
einander feindlich gegenüberstehen. Freilich verschwindet diese 
Auffassung bei der jungen religiös gleichgültigeren Generation 
immer mehr so daft z. B. jetzt auch Heiraten zwischen Mohamnme- 
danern und Christen, darunter auch Russen, mehr und mehr 
stattfinden. 


Die Stellung des Russen zu den Fremdvölkern ist nach 
meinen Erfahrungen die vollster Gleichgültigkeit. Ich wollte 
einmal in Erfahrung bringen, welcher Nationalität ein Beamter 
des tschetschenischen Ispolkoms war, den ich sofort als Nicht- 
russen empfunden hatte, aber meine Frage war lange Zeit ver- 
gebens; keiner seiner russischen Beamtenkollegen hatte sich 
dafür interessiert, obwohl sie ständig mit ihm zusammen waren. 
Der Russe empfindet eben die Fremdvölker gar nicht als beson- 
ders fremd. Seit Jahrhunderten wohnt er neben und unter 
ihnen, hat ihnen von sich sehr viel gegeben und andererseits von 
ihnen gewisse Wesenszüge übernommen. Vielfach ist er ja auch 
rassenmäßig wenig oder gar nicht von ihnen verschieden. Am 
meisten vielleicht noch von den Kaukasusvölkern. Man braucht 
ja nur einmal von Rostow aus auf der Bahn sich dem Kaukasus 
`- nähern und man wird sehen, wie sich auf den Stationen in immer 
steigendem Maße die Kaukasiergesichter mit ihren großen und 
Re Zügen aus der Masse der unklareren russischen Physiog- 
nomien herausheben. Die Kaukasusvölker bilden überhaupt eine 
Rasse von ausgeprägtester Eigenart — man denke nur an die 
Tscherkessen —, die sehr wohl im Stande ist, andere Elemente 
aufzusaugen und Nachbarn ihre Wesensart aufzuprägen. Wie 
stark auch die Russen unter diesem Einfluß gestanden haben, 
lehrt ein Blick auf die Kuban- und Terekkosaken, die ja unter 
anderem auch die tscherkessische Tracht als Uniform trugen. 


Man könnte vielleicht auf den Gedanken kommen, daf durch 
die Erteilung der Autonomie an die Fremdvölker das russische 
Volkstum irgendwie zurückgedrängt würde, wenn man z. B. hört, 
da in den nordkaukasischen autonomen Gebieten die Einge- 
borenensprachen auch als Amtssprachen eingesetzt werden sollen. 
Wenn es dazu kommen wird — ich kann mir freilich nicht recht 
vorstellen, wie die unentwickelten Bergsprachen derartigen An- 
forderungen gewachsen sein sollen —, so wird man also von den 
dort tätigen russischen Beamten die Kenntnis der Landessprache 
fordern, desgleichen von den dort lebenden russischen Siedlern. 
Trotz dieser nicht zu leugnenden Begünstigung der nicht russi- 
schen Volksteile auf Kosten des Russentums, hat man das Gefühl, 
daß der Vorgang der Russifizierung keineswegs aufgehalten ist. 
ja daß er vielleicht noch rascher vorwärtsschreitet als früher, 
gerade weil von einer Absicht nichts mehr zu merken ist und 
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dadurch früher vorhanden gewesener passiver Widerstand fort- 
fällt. Denn dem Einfluß der russischen Kultur können sich die 
Völker ja gar nicht entziehen. Zwar standen und stehen manche 
von ihnen, z. B. die Georgier, auf einer Stufe der Gesittung, die 
der des russischen Dorfes keineswegs nachsteht, ebenso einige 
Daghestanerstämme, wo in den trockenen Tälern der Zwang zu 
künstlicher Bewässerung früh einen starken Gemeinsinn erweckt 
hat (dasselbe gilt von Turkestan). Ihre rassenmäſtigen Anlagen 
sind sicher sogar besser als die des Durchschnittsmenschen im 
osteuropäischen Flachlande und es liegt wohl nur an ihrem geo- 

raphischen Schicksal, welches sie auf den engen Raum des Kau- 
1 8 stellte, daß sie keine große Kultur entfalten konnten. Aber 
die große Masse der Fremdvölker kann sich eben doch nur mit 
Hilfe des Russentums emporschwingen und das Streben danach, 
der Wunsch, von den Russen zu lernen, ist bei den kleinen Völ- 
kern des Nordkaukasus sehr lebendig. Die Folge davon ist, daß 
viele von ihnen, besonders wenn sie eine höhere russische Schule 
besuchen, völlig im Russentum aufgehen. 

Sehr gefördert wird dieser Vorgang noch durch die Art des 
russischen Menschen, durch die Sicherheit und das Taktgefühl, 
das ich gerade bei den jungen Sowjetbeamten beobachten konnte, 
die im täglichen Verkehr mit den Eingeborenen standen. So ist 
besonders der früher so beliebte laute polternde Ton völlig ver- 
schwunden; alles wickelt sich in vollster Ruhe, Höflichkeit und 
Sachlichkeit ab. 

Das Nationalitätenproblem Rußlands hat trotz der politischen 

Neugestaltung sein altes Gesicht bewahrt. Derselbe Prozeß, der 
bei der Ausbildung des russischen Menschen in vergangenen 
ahrhunderten eine so bedeutungsvolle Rolle gespielt hat, näm- 
ich die Aufnahme und Einschmelzung Fremdstämmiger, ist seit 
der Errichtung der Sowjetherrschaft noch auf eine viel breitere 
Basis gestellt worden, indem die Angleichung der Fremdstäm- 
mipri durch ihre politische Gleichberechtigung nur gefördert 
wird. 


Pädagogische Briefe. 


Von A. Pinkewitsch, 
Professor und Rektor der II. Staats-Universität in Moskau. 
Dritter Brief. 
Die soziale Erziehung in der Sowjetunion. 
In diesem und in den folgenden Briefen will ich die deut- 
schen Leser mit den Grundlagen dessen bekannt machen, was wir 


„soziale Erziehung‘ nennen. Aus meinen früheren Darlegungen 
(„Osteuropa II. Jahrg. Seite 201 ff. und Seite 497 ff.) wissen Sie 
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bereits, daß wir diesen Ausdruck in einer gewissermaßen techni- 
schen Bedeutung anwenden. Soziale Erziehung bedeutet bei uns 
nicht soziale Pädagogik, sondern lediglich das Gebiet der allge. 
meinbildenden (polytechnischen) Schule, die die Anstalten allge- 
meinbildenden Typs für Kinder von drei (vier) bis siebze 
(fünfzehn) Jahren’) umfaßt. 

Wenn wir das Netz der Einrichtungen für soziale Erziehung 
näher betrachten, so finden wir auf dem Gebiete der Sowjetunion 
folgende Formen: a) Anstalten für Vorschulerziehung, b) Schu- 
len der ersten Stufe, c) Siebenjahrschulen (Vierjahrschulen und 
die erste Gruppe der zweiten Stufe), d) Neunjahrschulen (Vier- 
jahrschulen und die erste und zweite Gruppe der zweiten Stufe). 
Außerdem sind zu diesen Anstalten zu rechnen: die Schulkom- 
munen und die Kinderhäuser für normale Kinder, die Schulen 
für defekte Kinder und die Kinderhäuser für schwererziehbare 
Kinder. Einen von den Grundanstalten allgemeinbildenden 
Typs abweichenden Charakter haben die Schulen der bäuerlichen 
Jugend und die sogenannten Siebenjahrschulen der Fabriken und 

erke. 

Zunächst einige Worte über die Zahl der Anstalten für soziale 
Erziehung. Die folgenden Ziffern wollen eine Vorstellung über 
die Entwicklung der Schulen in den letzten 12 Jahren geben. Im 
Jahre 1914/15 zählte man 104 610 Anstalten mit 7 235 988 Schülern; 
im Jahre 1926/27 gab es 108424 Anstalten mit einer Gesamtzahl 
von 9 903 439 Schülern. Diese Zahlen zeigen, daß wir während 
der 10 Jahre des Bestehens der Sowjetherrschaft trotz sehr un- 
günstiger objektiver Bedingungen einen gewissen Aufschwung 
auf dem Gebiete der sozialen Be zu verzeichnen haben. 
Aber diese Entwicklung ist durchaus unzulänglich, und die Sow- 
jetunion darf sich mit ihr nicht zufrieden geben. Es ist voll- 

ommen verständlich, daß die allgemeine Volksschulbildung ein 
brennendes Problem für unseren Staat bildet. 

Besonders deutlich fühlen wir den Mangel an Anstalten auf 
dem Gebiete der Vorschulerziehung. Im Jahre 1926/27 
hatten wir 1629 Einrichtungen mit 85 349 Kindern; für das unge- 
heure Territorium unseres Landes ist diese Zahl verschwindend 
klein. Allerdings muß man bedenken, daf selbst in einem so 
klassischen Lande der Vorschulerziehung, wie in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, nach den letzten Angaben nur 13 % 
der Kinder des entsprechenden Alters von den Kindergärten er- 
fat werden. Wichtig ist, daß die Idee staatlicher Vorschul- 
anstalten bei uns sehr kräftige Wurzeln gefaßt hat und einen 
Eckstein unserer ganzen Erziehungsarbeit darstellt. 

Bevor ich nunmehr zu der Beschreibung der einzelnen Schul- 
typen übergehe, möchte ich die Leser noch einmal an die Grund- 


1) Die Zahlen in den Klammern beziehen sich auf das ukrainische 
Volksbildungssystem. 
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lagen der Sowjet-Pädagogik erinnern, die ich in meinem ersten 
Briefe (, Osteuropa“ II. Jahrgang Seite 201 ff.) geschildert habe. 
Die dort dargelegten Prinzipien bringen wir auch auf dem Ge- 
biete der Vorschulerziehung restlos zur Anwendung. Zwar 
haben wir diese Grundsätze nicht von Anfang an auch in diesem 
Schulzweige verwirklicht. Es gab bei uns eine Periode der 
Schwankungen, die dadurch gekennzeichnet ist, daß wir uns bis 
zu einem gewissen Grade den Ideen von Fröbel und Montessori 
unterordneten. Eine parallele Entwicklung hatten wir übrigens 
ja auch auf dem Gebiete der eigentlichen Schulpädagogik; auch 

ier haben sich nicht sofort die Grundideen und Grundprinzipien 
einer konkreten Schulorganisation herauskristallisiertt Aber in 
demselben Augenblick, in dem unsere Schule nach der Einführun 
der sogenannten „Programme des Staatlichen Gelehrtenrates“ 
(GUS), von denen später die Rede sein wird, ihr Sowjetgesicht 
erhalten hatte, setzte auch auf dem Gebiete der Vorschul- 
erziehung eine Epoche tatkräftigen Schaffens mit Hilfe eines 
spezifischen Sowjeterziehungssystems ein. 


Was kennzeichnet überhaupt unsere Pädagogik? Wir haben 
schon früher ausgeführt, daß für unsere Pädagogik vor allem ihre 
Einstellung auf die Interessen der Werktätigen charakteristisch 
ist. Unsere Pädagogik betrachtet sich als eine Arbeitspädagogik; 
deshalb ist sie nach der Arbeit und nach den Werktätigen orien- 
tiert und ist in diesem Sinne eine Klassenpädagogik. Anfangs 
dünkte es vielen sowjetrussischen Pädagogen, als ob dieses Mo- 
ment, das Klassenmoment, auf dem Gebiete der Vorschul- 
erziehung wohl kaum eine ernste Rolle spielen könne. Aber das 
Leben zeigte es uns anders. Bei der Arbeit wurde es uns deut- 
lich, daß man den Grund zu einer proletarischen, werktätigen 
Weltanschauung bereits in den frühesten Jahren legen muß. 


Ich führe nur ein Beispiel an, um diese Tatsache zu beweisen. 
In der ganzen Welt ist die Mehrzahl der Pädagogen der Auf- 
fassung, daß das sogenannte biogenetische Gesetz auf die Psycho- 
logie und die Pädagogik angewendet werden muf. Infolge 
dieser, unserer Meinung nach willkürlichen Konzeption glauben 
viele und darunter sehr bedeutende Pädagogen, daf das Kind 
unbedingt ein religiöses Entwicklungsstadium durchlaufen müsse. 
Einige Sowjetpädagogen haben in den ersten Jahren der Revo- 
lution ähnliche Anschauungen vertreten. Was aber hat die 
Praxis gezeigt? Wenn das Kind in seiner Umgebung kein 
Material zum Aufbau einer religiösen Anschauung findet, dann 
legt es auch keinerlei Anzeichen einer Religiosität an den Tag. 
Hieraus konnten wir nur den Schluß ziehen, daft die Religiosität 
no das Milieu geschaffen wird und nicht etwas Ererbtes dar- 
stellt. 

Dieselbe Feststellung machten wir auch bezüglich der gesell- 
schaftspolitischen Weltanschauung. Sie wird nicht vererbt, son- 
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dern durch die Umgebung, in der das Kind lebt, und durch die 
Einwirkungen, die das Milieu auf das Kind ausübt, eingeflößt. 


Wenn es sich so verhält, dann müssen wir unsere Arbeit zur 
Bildung einer bestimmten Weltanschauung beim Kind bereits in 
seiner frühesten Entwicklungsstufe beginnen. Von diesem Stand- 
punkt geht unsere ganze Pädagogik aus. Dabei geht sie nich 
etwa besondere Wege, sondern es wird nur die marxistische Phi- 
losophie auf eine Erscheinung des gesellschaftlichen Lebens an- 
gewendet. 

Weder Fröbel noch Montessori sprechen von der Arbeit in 
der gesellschaftspolitischen Bedeutung des Wortes, die wir an- 
wenden. Wie aus meinen früheren Briefen ersichtlich ist, gilt in 
der Sowjetunion die Arbeit nicht als irgend ein Ergänzungsfach 
in der Schule oder im Kindergarten; im Gegenteil, sie ist 
ein mächtiges Mittel zur Bildung einer proletarischen Weltan- 
schauung im Kinde. Dabei bestreiten wir natürlich nicht, daß 
die Arbeit eine ganze Reihe von sehr wertvollen Momenten in 
die Entwicklung des Kindes bringt, wie die Entwicklung des 
Aktivismus (des Willens), des Intellekts usw. Aber wenn ledig- 
lich das letztere der Fall wäre, so wäre nach unserer Auffassung 
die Schule noch nicht als eine „Arbeitsschule“ zu bezeichnen. 


So bemühen wir uns, schon im Kindergarten zum mindesten 
die Grundlage zu schaffen für die Erziehung eines aktiven, 
kollektivistisch denkenden, der Psychologie und der Weltan- 
schauung der Werktätigen nahestehenden Menschen. Aktivismus, 
Kollektivismus, Materialismus — diese unsere Forderungen be- 
halten auch für den Kindergarten ihre Geltung. 


Aber man kann uns fragen: Haben Sie hierfür die Mittel? 
Können Sie bei einem so frühen Alter die Ziele erreichen, die 
Sie sich gesteckt haben? Und wenn Sie diese Ziele erreichen, 
verstümmeln Sie dadurch nicht die Kinderseelen? Heute, im 
11. Jahre des Bestehens der Sowjetherrschaft, haben wir genü- 
gend Material, um auf diese Fragen mit voller Überzeugung un 
voller Sachkenntnis zu antworten. In den folgenden, natürlich 
sehr oberflächlichen und flüchtigen Zeilen möchte ich das Leben 


des Kindergartens in seinen Grundzügen erläutern. 


Ich werde nicht von dem sprechen, was der Kinder- 
garten der Sowjetunion mit allen anderen Kindergärten ge- 
mein hat. In unserem Kindergarten wird, wie in den westeuro- 
päischen, dem Spiel, dem Märchen (allerdings nicht religiösen 
oder mystischen Inhalts), dem Erzählen usw. ein großer Platz 
eingeräumt. Ein gewisses didaktisches Material haben wir den 
Montessori- und den nordamerikanischen Kindergärten entlehnt. 
Aber der sowjetrussische Kindergarten unterscheidet sich seiner 
äußeren Organisation nach sehr von den westeuropäischen und 
nordamerikanischen Anstalten. Unser Kindergarten sucht eine 
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möglichst enge Verbindung mit der Umwelt und dem in ihr wir- 
kenden Leben. Er nimmt an den groſten politischen Feiertagen 
lebendigen Anteil, er führt seine Kinder in die Werkstätten der 
Handwerker, er bringt sie in die Kinderorganisationen (Pio- 
niere) usw. Diese Verbindung mit dem Leben gestattet ihm, das 
Element in die Praxis des Kindergartens einzuführen, auf das 
wir bereits hingewiesen haben: das Kind wird von dem Leben 
der Erwachsenen nicht isoliert, sondern es nimmt in seiner kind- 
lichen Art an ihm teil, und selbst wenn sich der Kindergarten 
eine 1 Aufgabe nicht gestellt hätte, so würde die neue 
sowjetrussische Familie das Kind in das Leben der Gegenwart 
hereinführen. Auf dem Grunde dieser Annäherung an das Leben 
leistet der Kindergarten seine gesamte Arbeit. 


Aus diesen Darlegungen ergibt sih für die Praxis der 
Vorschulerziehung folgendes: Auch auf diesem Gebiet 
ist, wie auf allen anderen der Volksbildung, die Arbeit die 
Zentralachse, um die sich die gesamte Tätigkeit des Pädagogen 
bewegt, und zwar die Arbeit nicht nur in ihrem abstrakten Be- 
griff, sondern in ihrer konkreten Äußerung, die dem Verständnis 

er Kinder zugänglich ist. Es sind dies einerseits die verschie- 
denen Formen der dem Alter des Kindes entsprechenden Selbst- 
betätigung und die schaffende Arbeit, und andererseits die Be- 
schäftigung mit der Arbeit der Umwelt. Die Erfahrung zeigt, 
daß die Arbeit in der Vorschulerziehung verhältnismäßig leicht 
und einfach ihren Ausdruck findet. Selbstverständlich nimmt 
neben der Arbeit das Spiel im Leben des Kindes einen großen 
Raum ein; ja wir trachten sogar darnach, die Arbeit sowohl im 
Kindergarten wie in jeder anderen Volksbildungsanstalt so 
emotional auszuschmücken, daß sie sich dem Spiele annähert und 
in das Spiel übergeht, wie umgekehrt das Spiel auf das reale 
und werktätige eben eingestellt sein und sein Material aus der 
Umgebung schöpfen muß. Deshalb wehren wir uns mit aller 
Energie dagegen, daß wie bei Montessori das didaktische Material 
aus einer Zusammenstellung künstlich ausgewählter Objekte be- 
steht. Wenn wir auch nichts dagegen einwenden, daf die Ge- 
fühlsorgane durch die Anwendung eines entsprechenden didak- 
tischen Materials entwickelt werden, so bestehen wir doch darauf, 
daf dieses Material so ausgewählt werde, daß es der Psychologie 
des Kindes und den allgemeinen Aufgaben der Schule entspricht. 


Eine andere große Idee unserer Vorschulerziehung ist die 
Verbindung der Kinderanstalten mit der Gegen- 
wart, nicht die Trennung von der letzteren, sondern die aller- 
tiefste Versenkung in sie. Wie wir bereits oben ausführten, sind 
die Formen dieser Verknüpfung verschiedenartig und finden in 
unserem Kindergarten eine breite Anwendung. Hier fügen wir 
nur hinzu, daf gerade dieser Umstand die Kindergärten in das 
gesamte Bildungssystem eingegliedert und sie zu einem orga- 
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nischen Teil des Aufklärungssystems der Sowjetunion ge- 
macht hat. 
Der dritte charakteristische Zug des sow Jjetrussischen Kinder- 
artens ist die Organisation der Selbstverwaltung 
ie r Kinder. Natürlich wird diese in den elementarsten For- 
men verwirklicht, und hier spielt die Persönlichkeit des Päda- 
ogen eine große Rolle. Indes kann nicht bestritten werden, daß 
die Kinderversammlungen, ihre Dienstleistungen, ihre verschie- 
denen Kommissionen usw. heute bereits zu einem wesentlichen 
Bestandteil unseres Kindergartens geworden sind. Die Entwick- 
lung der Selbstverwaltung der Kinder in den Vorschulanstalten 
entspricht einer der Grundforderungen der gesamten Sowjet- 
pädagogik, der Erziehung zum Aktivismus, wie überhaupt unsere 
ganze Arbeit mit den Kindern in diesem Alter darauf gerichtet 
ist, in ihnen einen möglichst starken Aktivismus und eine mög- 
lichst groſte Selbständigkeit zu wecken. 


Als ich im Jahre 1926 die Kindergärten in Wien besuchte, 
war es für mich ein seltsamer Anblick, als ich dort die drei- 
jährigen Kinder in Schulbänken sitzen sah; das widerspricht 
direkt unserer Vorstellung von der Erziehung. Wir bemühen 
uns, die Bänke sogar aus der Schule zu verdrängen, da sie für 
uns das Symbol der Passivität des Kindes darstellen. In unserem 
Kindergarten sollen sich die Kinder frei, aktiv und selbständig 
fühlen; Schaffen und Wille zur Arbeit sollen auf jegliche Weise 
in ihnen geweckt werden. 

Im sowjetrussischen Kindergarten gibt es natürlich keine 
religiösen Zeichen; die Erziehung wird antireligiös durchgeführt. 
Von einer bewuſtten Antireligiosität kann man bei diesem Alter 
freilich nicht sprechen, aber wir wollen und erreichen, daſt in 
unseren Kindergärten die Kinder vollständig frei von einer 
mystischen 1 heranwachsen. 


Bei der inneren Gliederung des Kindergar- 
tens werde ich nicht verweilen. Ich will nur bemerken, daß die 
Bemühungen unserer Ärzte und Pädagogen darauf gerichtet sind, 
ein möglichst rationelles Regime mit einer richtigen Verteilung 
von Spiel, Arbeit, Ausflügen, Kinderversammlungen, Erholung 
Schlaf usw. auszuarbeiten. Ich füge noch hinzu, da unsere 
Kindergärten in gewissem Maſte in sich das Leben der Eltern 
der Kinder zum Ausdruck bringen wollen, sie passen sich der 
Arbeitsverteilung der Eltern an; die Eltern bringen die Kinder 
in den Kindergarten, wenn sie zur Arbeit gehen, und nehmen sie 
nach Beendigung der Arbeit mit nach Hause. 


Meinen Ausführungen über die innere Organisation der 
Vorschulanstalten habe ich noch einige Worte über die pädago- 
ische, allgemein nützliche Arbeit hinzuzufügen, die das Kollektiv 
der Leiter eines Kindergartens gewöhnlich in sehr groſtem Maß- 
stabe zu leisten hat und zu der es zuweilen auch seine Zöglinge 
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heranzieht. Angesichts der verhältnismäßig großen Kulturlosig- 
keit, die unser Land als Erbe der Vergangenheit übernommen 
hat, kommt der pädagogischen Propaganda eine große Bedeu- 
tung zu; denn die Kindergärten erfassen ja nur eine geringfügige 
Minderheit der Kinder, die große Mehrzahl befindet sich außer- 
halb des Kindergartens. Die Aufgabe des Pädagogen besteht 
nun darin, auch auf die Eltern einzuwirken, die ihre Kinder zu 
Hause erziehen und auf sie in dem Sinne einzuwirken, daß sie 
sich Kulturgewohnheiten und elementare pädagogische Kennt- 
m aneignen. Besonders wichtig ist diese Aufgabe auf dem 
ande. 

Hiermit schließe ich meine Ausführungen über die Vorschul- 
erziehung in der Sowjetunion. Ich gebe keine Schilderung der 
„Kinderhäuser“. ich spreche nicht über die Anstalten für defekte 
und schwer erziehbare Kinder des Vorschulalters. Es genügt zu 
bemerken, daf die Grundlagen für die Erziehung und Bildung 
in allen Anstalten die gleichen sind; überall suchen wir die 
Grundforderungen unserer Sowjet-Pädagogik zu verwirklicen. 
Das charakterisiert die innere Einheitlichkeit des gesamten Auf- 
klärungssystems der Sowjetunion. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I 


Zunächst wieder einige statistische Angaben. Die 
statistische Zentralverwaltung der Sowjetunion verarbeitet nach 
und nach das Material der Volkszählung von 1926. Wie erinner- 
lich, ergab sich damals eine Gesamtzifter der Bevölkerung der 
Sowjetunion von 146 %4 366 Seelen. Von diesen sind 71 010 659 
Männer und 75 953 707 Frauen. Die Zahl der Frauen übertrifft 
also die der Männer beinahe um 5 Millionen. Der Altersaufbau 
ist so, daß 44,5 % Männer und Frauen bis zu 18 Jahren alt sind. 
45,9 % von 18 bis 54 Jahren, 9,6 % darüber. Über 80 Jahre wurden 
nicht weniger als 308577 Männer und 427060 Frauen gezählt, 
über 100 Jahre 12449 Männer und 17 158 Frauen. 

Nach der Volkszählung wurden in der ukrainischen 
Sowjetrepublik 29 Millionen Einwohner gezählt, davon 23,2 Mil- 
lionen ukrainischer Nationalität. Sonst leben noch 8 Millionen 
Ukrainer in der Sowjetunion, in Polen 6 Millionen, in Rumänien 
etwa 1 Million, in der Tschechoslowakei (Karpatho-Rufland) 
W% Million und in Amerika 14, Million. Die letzteren Zahlen 
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sind sämtlich Schätzungen. Sind sie richtig, so würden die 
Ukrainer heute 41 Millionen zählen. 

Deutsche wohnen in der Sowjetunion 1 238500, davon in 
der Wolgadeutschen Republik 379 600, in der Ukraine, die eine 
noch stärkere deutsche Minderheit hat, 393 900. In Groftruflland 
wohnen merkwürdigerweise am meisten Deutsche im Gouver- 
nement Saratow (41 214), im Gouvernement Leningrad 25 213, 
in der Krim 44000. In Sibirien sind die beiden Bezirke mit der 
größten Zahl der Deutschen Omsk mit 34617 und Slawgorod 
mit 31 743 Seelen. 


II. 


Zur Wirtschaftslage sei nur bemerkt, daf im ersten Halbjahr 
des Wirtschaftsjahres infolge scharfer Maſtregeln seit Beginn des 
Halbjahres die Gesamtmenge des bereitgestellten Getreides 
die Summe des Vorjahres beinahe erreichte. Das Jahresergebnis 
hängt natürlich vom Ernteertrag ab, der noch nicht zu über- 
sehen ist. 

Über die Schwierigkeiten der Getreidebereitstellung hat 
Stalin vor den Hörern der Roten Professur, der kommunistischen 
Akademie und der Swerdlow-Universität (, Iswestija“ 2. 6.) ziem- 
lich offen gesprochen. Er hat die Schwierigkeiten vor allem 
damit begründet, daß das verfügbare Getreide langsamer an- 
wachse, als der Bedarf an Getreide, weil die Industrie und die 
Städte schnell anwachsen, die Getreideproduktion aber nur sehr 
langsam. Er hat zugegeben, daß die Zerstörung des Groftgrund- 
besitzes, der vor dem Kriege größtenteils den Getreideexport 
lieferte, ein wesentlicher Grund dafür sei und daß die an Stelle 
des Großgrundbesitzes getretenen Sowjetlandgüter (Sowchosy) 
längst nicht zum Ersatz ausreichen, während die kleinen und 
mittleren Bauernwirtschaften nur sehr wenig für die Ausfuhr 
bereitstellen. Den Ausweg sieht er darin, dalt die zersplitterten 
Kleinbauernwirtschaften in große und Kollektivwirtschaften zu- 
sammengefaßt würden. 

Wenn das überhaupt geht, wird es jedenfalls für dieses Jahr 
noch nicht wirksam sein. Bis zur eigentlichen Getreidekampagne 
ist noch knapp ein Monat. Deshalb hat am 14. Juni der Zik und 
der Rat der Volkskommissionäre eine Verordnung erlassen, die 
das ganze Getreidebereitstellungssystem und 
seinen Apparat neu regeln will. Diese Verordnung geht aller- 
dings an die Wurzeln der gesamten Schwierigkeiten. Sie will 
den staatlichen Bereitstellungsapparat vereinheitlichen auf 
Grundlage einer einzigen Unionsorganisation, in den die Ge- 
sellschaft „Chlebo- Produkt“ mit den bedeutenden Bereitstel- 
lungs- und Mahlstellen der einzelnen Reichsteile verschmolzen 
wird. Dann bekäme die Regierung einen Apparat zur einheit- 
lichen Regulierung des Markies in planmäfiiger Weise. Aber 
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dieser neugeschaffene „Sojus-hleb“ soll auch gleichzeitig die 
Dezentralisation nicht stören. Die Verordnung wird in der 
Sowjetpresse als ganz besonders wichtig und durchgreifend be- 
zeichnet. | 

Die Schwierigkeiten der Getreidebeschaffung für die Aus- 
fuhr sind bekannt und werden durch die neue Agrarpolitik ge- 
steigert, die die Landwirtschaft sozialisieren, das wirtschaftliche 
Schwergewicht von den groen Bauern nach und nach auf die 
mittleren und namentlich armen Bauern verschieben will. 

Eine interessante, auf sowjetrussischem Material ruhende 
Veröffentlihung: „Das Sowjetdorf in Zahlen und Dia- 
grammen 1917—1927“ (1928, Verlag für Literatur und Politik, 
Berlin, 221 Seiten, gleichzeitig auch in englisch und französisch 
erschienen) gibt ech hübsch das Material im amtlichen sow jet- 
russischen Sinne über die Entwicklung der Bauernwirtschaft von 
der Revolution an bis heute, also über 10 Jahre. Einige Stich- 
proben seien hervorgehoben. 

So die Neuverteilung des enteigneten Bodens der 
Grundbesitzer und der Kirche: das Bauernland nahm davon 1921 
= 96 %, 1927 = 97,3 % ein, die Sowjetwirtschaften = 3 % und 
1,5 %, die Kollektivwirtschaften 1 und 1,2 %. Die beiden letzte- 
ren Betriebsformen spielen also tatsächlich keine Rolle. 

Die Verteilung des bäuerlichen Bodens ergibt für 1925 
Bauernwirtschaften in Prozenten: 


ohne Aussaaten 4,2 
bis zu 2 Deftljatinen 33 

von 2 bis 6 Deftjatinen . . . . . 409,3 
von 6 bis 10 Deßjatinen . . . . 102 
über 10 Deßjatinen . . 3,3. 


Ferner: von den 1927 in die Dorfräte von Grofrufßland gewählten 
Bauern waren 16,1 % von den Steuern befreit, 39,9 zahlten bis 
2 Rubel Steuern, 368 = 2 bis 10 Rubel und nur 7,2% über 
10 Rubel Steuern — eine lehrreiche Statistik über die Verteilung 
des Einflusses der Steuerzahler. Und zuletzt die Zahl der 
Bauern in der kommunistischen Partei: 

1922: 20000 von 514000 

1924: 141 000 von 472 000 

1926: 285 000 von 1 155 000, — 
auch eine lehrreiche Statistik über den Anteil der Hauptmasse 
der Bevölkerung an der den Staat beherrschenden Partei. 

Es ist keine Frage, daß der Versuch, in Sowjetgüter und 
Kollektivwirtschaften einen großen Teil der land wirtschaftlichen 
Produktion zu verlegen, weit zurückgeblieben ist. Die Sowchosy 
batten 1927 ganze 142 Millionen Rubel Kapital und haben in den 
Jahren 1923 bis 1927 mit einem Verlust von 20,9 Millionen Rubel 

earbeitet. Wie gesagt, für die dringenden Aufgaben dieses 
Are ist diese Betriebsform ganz gewiß ohne Bedeutung. 
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Wenn man auch wieder eine Produktionssteigerung der 
Industrie in der ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres ver- 
zeichnen will, so sind die Besorgnisse nicht gesunken in bezug 
auf den Produktiensrückgang, die sinkende Arbeitsleistung. die 
Selbstkosten und vor allem die Preise der Industrieprodukte 
mit ihren bekannten Folgen für die Wirtschaftslage und wir 
möchten sagen, die Wirischa tien tinimung überhaupt. 

Zuletzt der Außenhandel in der ersten Hälfte des 
Wirtschaftsjahres. Der russishe Außenhandel im ganzen be- 
trug in dieser Zeit 652,7 Millionen Rubel (619 in der entsprechen- 
den Zeit des Vorjahres). Die Ausfuhr war 300,3 Millionen 
Rubel (370,4 Millionen), die Einfuhr 352,4 Millionen (248,6 Mil- 
lionen). Die Handelsbilanz war also im ersten Halbjahr 1927/28 
mit 52,1 Millionen Rubel passiv gegenüber einer Aktivität von 
121-8 Millionen in der gleichen Zeit des Vorjahres. Man hat 
so den Import trotz des Rück anges der Ausfuhr weiterhin an- 
wachsen lassen. Seinen Grund hat das in den Bedürfnissen der 
Sowjetindustrie an Ausrüstungsmaterial. Der Import für In- 
dustriezweke nimmt daher die beherrschende Stelle in der 
Einfuhr überhaupt ein. 


Für die wichtigsten Handelsländer sind die Zahlen: 


1. Halbjahr 1927/28 1. Halbjahr 1926/27 

Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Ein 

nach aus nach aus 
Deutschland . 84,1 124,3 81,6 60.8 
England . . . . . 596 21,8 111,2 48,5 
U. S. A. . 10,3 56,3 6,5 42,5 
Lettland . . . . 48,6 1,8 30,6 0,8 
Die Einfuhr aus Deutschland hat sich so, das eine Halbjahr 


ge en das andere gestellt, verdoppelt, was auf Lieferungen im 
ahmen des deutschen 300-Millionen-Kredites zurückzuführen 
ist. Der Handel mit England hat in Ein- und Ausfuhr einen 
starken Rückschlag erlitten. Der Handel mit Nordamerika ist 
nicht unerheblich gestiegen; in ihm fällt die starke passive 
Rolle der Sowjetunion (Baumwolle!) auf. 

Die Charakteristik der Wirtschaftslage ergibt wieder die 
bekannten Symptome: schwierig und gedrückt, schwierig sogar 
bis zum gelegentlichen Nahrungsmittelmangel in den Groß- 
städten, auch in Moskau. 


III. 


In der Innenpolitik steht der Schachty-Prozeß, 
der sich nun gerade einen Monat hinzieht, immer noch im Vor- 
dergrund. Das ist besonders deshalb bemerkenswert, weil die 
Länge der Prozeſtführung und der Prozeſtberichte durchaus nicht 
im Verhältnis zu dem steht, was dabei herauskommt. Der Pro- 
zeŘ macht die Angeklagten müde und mürbe, die außerordentlich 
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mit ihren Nerven angespannt werden, aber er wird auf diese 
Weise auch die Aufiwerksamkeit der Öffentlichkeit müde und 
mürbe machen, da irgendwelche schlagende oder sensationelle 
Ergebnisse nicht herauskommen, insonderheit die Nachweise 
einer aktiven gegenrevolutionären Propaganda durchaus nicht 
erbracht sind. Nebenbei weisen Kenner darauf hin, daß die Zu- 
sammensetzung des Obersten Gerichts, das hier amtiert, nicht 
dem Gesetz über das Oberste Gericht der Sowjetunion vom 
23. November 1923 entspräche, das das Institut der Schöffen nicht 
kenne, während bei dieser Verhandlung (die in dem Moskauer 
Gewerkschaftshaus am Theaterplatz, dem früheren Palast des 
Adels, stattfindet) 2 Schöffen teilnehmen. 

„Iswestija“ (7. Juni) glaubt bisher folgende Ergebnisse fest- 
stellen zu können: „Es ist nicht nur die Tatsache der Existenz 
einer Schädlingsorganisation bewiesen, bewiesen ist auch die 
Tatsache der finanziellen Unterstützung dieser Organisation. 
Gleichermaſten ist auch die Quelle der Finanzierung aufgedeckt 
worden. Die ehemaligen Besitzer bildeten die Quelle. Fest- 
55 muß jetzt nur noch werden, auf welchen Wegen die 

nanzielle Unterstützung gegangen ist.“ 

Eine Wendung trat ein mit der Aussage des deutschen Mon- 
teurs Badstieber am 12. Juni, der zwei deutsche Techniker, See- 
bold und Köster, belastete. Diese sollten daraufhin in Unter- 
suchungshaft genommen werden, wovon aber nur einer, Seebold. 
betroffen wurde, da der andere in Deutschland ist. Seebold hat 
sich freiwillig dem Gericht zur Verfügung gestellt. 


Daß als Folge des Prozesses eine Verschärfung der deutsch- 
russischen Besichangen eine große Gefahr für Rußland selbst 
wäre, hat man dort auch eingesehen. „Iswestija“ (29. Mai) be- 
tonte, daß sich der Prozeß nicht gegen die deutsche Industrie 
richte, sondern nur gegen einzelne deutsche Reichsangehörige, 
die ihre Tätigkeit sicherlich ohne Wissen ihrer Firmen ausgeübt 
hätten. Noch bestimmter sagte Kalinin auf eine Frage auf dem 
Kongreß der Kollektivwirtschaften (Kolchosy), auf dem er einen 
Een Bericht über die innere und äußere Lage der Union gab, 
aß die Beziehungen zwischen Rußland und Deutschland durch 
den Prozeß nicht verschlechtert würden: „Es besteht keinerlei 
Veranlassung, die deutschen Firmen der Beteiligung an den Ver- 
brechen zu verdächtigen, die von den beiden verhafteten In- 
5 begangen würden.“ Diese Bemerkung des russischen 

eichspräsidenten ist von groſter Bedeutung und läſtt vielleicht 
innerhalb des Regierungskreises schließen: Kalinin/Rykow 
gegen Stalin/Bucarin. Aus Kalinin sprach die Einsicht, daf der 

rozef bisher im Sinne seiner Veranstalter nichts ergeben hat 
und dafür Rußland und der Kommunistischen Partei großen 
Schaden zufügt. Man kann annehmen, daß dieser Richtung auch 
Tschitscherin angehört. 
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Dagegen hat der Prozeß einen Einblick nicht nur an der 
Stelle, um die er sich dreht, sondern an vielen anderen Stellen 
in sehr unbefriedigende Zustände eröffnet. Ein Aufruf des Zen- 
tralkomitees der Kommunistischen Partei vom 3. Juni wendet 
sich sehr scharf gegen solche Anzeichen der Korruption und Zer- 
setzung in den eigenen Reihen und fordert zur Kritik auf. 
„Selbstkritik“ ist augenblicklid das Hauptschlagwort in 
den Reden und Artikeln der kommunistischen Kreise. Die Ent- 
hüllungen über Mißstände aller Art im staatlichen wie im Partei- 
apparat sind auch grof genug, so daft allmählich der Prozeß in 
seinen weiteren Wirkungen in einer ganz anderen Richtung sich 
bemerkbar macht, als ursprünglich beabsichtigt war, und die Ner- 
vosität in der Innenpolitik nur steigert. 

Demgegenüber ist die Parteiauseinandersetzung 
völlig still geworden. Bald wird das erste Halbjahr abgelaufen 
sein, nach dessen Ablauf erst „Reuegesuche“ der Opposition um 
Wiederaufnahme geprüft werden a Die Pranda” (31. Mai) 
teilte mit, daß bisher sechs solche Erklärungen eingelaufen seien, 
darunter allerdings von zwei Führern der Opposition, Safarow 
und Wujowitsch. 

Im übrigen bereitet man sich auf den 6. Kongreß der 
Kommunisten-Internationale vor, der namentlich das endgültige 
Programm der Komintern, die chinesische Frage und die neue 
Weltkriegsgefahr behandeln soll. Der letzte, 5. Kongreß, hat vor 
vier Jahren stattgefunden. 


IV. 


In der Nacht vom 2. auf den 3. Juni wurde ein Probegas- 
5 f auf Leningrad gemacht, mit allen Einzelheiten und 
Schikanen eines solchen Unternehmens. Damit würde die Sow- 
jetregierung die erste sein, die diese Form der Kriegführung in 
die Manöverprogramme aufnimmt. 

In der äußeren Politik interessierte am stärksten der 
Weitergang der Dinge in China, die Räumung von Peking 
durch Ischangtsolin und der Sieg der Nanking-Regierung. Aber 
diese ist heute eine andere als damals, da sie ihren Lauf begann. 
Man kann in Moskau nicht mehr, als interessiert zusehen, aber 
ohne jeden Einfluß und mit der Sorge vor den beginnenden Aus- 
einandersetzungen, die die Mandschurei nicht unberührt lassen: 
„Japans hartnäckiges Bestreben, sich in der an die Sowjetunion 
angrenzenden nördlichen Mandschurei festzusetzen, besonders 
aber die Pläne, welche auf eine Besetzung der Ostchinesischen 
Eisenbahnlinie abzielen (wodurch Japan unser Küstengebiet von 
der 5 Sowjetunion abschneiden könnte), können uns selbst- 
verständlich nicht gleichgültig lassen.“ (, Prawda“, 11. Juni.) 

Der Besuch des Königs von Afghanistan hat keine be- 
merkenswerten Spuren hinterlassen. 
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Das Englandgeschäft ist zurückgegangen, doch wer- 
den englische ußlandkredite immer noch in vorsichtiger Weise 
egeben. Allerdings scheinen das ausschließlich Lieferungskre- 
fite zu sein; von den Bankkrediten der Midlandbank (sogenannte 
Mac-Kenna-Kredite) hört man nichts mehr. r die englisch- 
russischen Beziehungen sind erneut verschlechtert durch die Mit- 
teilungen, die der Minister des Innern, „ Hicks, am 
11. Juni im Parlament über Zahlungen aus Moskau an die eng- 
lischen Kommunisten gemacht hat. Die Kommunistengruppe in 
England ist nicht groß, aber sehr rührig, und man nimmt an, 
daf ihre Tätigkeit durch Gelder aus Moskau ermöglicht wird. 
Da die Arbeiterpartei für die kommenden Wahlen nichts mehr 
fürchtet als eine Agitation dahin, daR die Arbeiterbewegung in 
der Wahl von Moskau bezahlt werde, so wirkt natürlich diese 
Erklärung des Ministers erst recht nachteilig für die Wiederher- 
stellung der Beziehungen mit Rußland. 

Andererseits wird die Reise des früheren englischen Bot- 
schafters in Berlin, Sir Robert Lindsay, nach Warschau und im 
Osten in Moskau wieder in der bekannten Weise kommentiert. 
„Nach den gegen Litauen gerichteten Reden Chamberlains in Genf 
und der gegen Sowjetrufßland gerichteten Aktion Joynson Hicks 
sind die Verhandlungen Lindsays in Warschau eine neue Einzel- 
heit im Gesamtbilde der gefährlichen Arbeit des englischen kon- 
servativen Kabinetts. (, Iswesti ja“, 15. Juni.) 

Die Verhandlungen mit Frankreich sind nicht von der 
Stelle gekommen. Auch der Gesichtspunkt für Frankreich, daf 
nur eine Verständigung mit Rußland ihm die Neuregelung seiner 
Petroleumversorgung und die Unabhängigkeit von den angel- 
sächsischen Trusts ermöglichen konnte, hat nicht vermocht, die 
offenbare Abneigung in Frankreich gegen eine Wiederaufnahme 
der Verhandlungen mit Rußland zu beseitigen. 

Mit Polen haben sich die Verhältnisse gleichfalls nicht ver- 
bessert. Einmal ist man in Moskau über die Angriffe aus Polen 
auf den russischen Geschäftsträger in Warschau bei Gelegenheit 
der Prozeſtverhandlungen gegen die weißtrussische Hromada 
empört. Noch mehr ist man durch die Reise des polnischen Außen- 
ministers Zaleski nach Paris und seine Äußerungen dort ver- 
stimmt, in denen er Moskau an der Versteifung der polnisch- 
litauischen Verhandlungen schuld gab, wie überhaupt Zaleskis 
Pariser Äußerungen gegen Rußland, Deutschland und Litauen 
Grund zu Miſttrauen und Miſtstimmung waren. 

Die Ablehnung des Handelsvertrages zwischen Griechen- 
land und der Sowjetunion durch die griechische Kammer am 
13. Juni wurde als erhebliche Niederlage empfunden und auch 
on auf die Treibereien der englischen Politik zurückge- 
ührt. Das Abkommen ist 1926 schon geschlossen und fiel jetzt 
durch die Ablehnung unter den Tisch. 
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Auch die letzte Tagung des Völkerbundsrats wird in 
derselben Weise, oder eher noch schärfer als früher besprochen. 
Klägliche Ohnmacht des Völkerbundes und Zusammenarbeit der 
Engländer und Franzosen, der sich die deutsche Vertretung nicht 

ewagt habe entgegenzustellen. Dafür glaubt die „Iswestija“ 
17. Juni) der neu sich bildenden deutschen Regierung, insonder- 
heit der sozialdemokratischen Führung in ihr, folgenden Wink 
Pen zu müssen: „Die deutsche Sozialdemokratie, die unab- 
ässig die Notwendigkeit einer sachlichen Orientierung gepredigt 
hat, hat an der Schwelle ihrer Regierungstätigkeit die beste 
Gelegenheit, sich zu überzeugen, dal weder Locarno noch der 
Beitritt zum Völkerbund auch nur eins der Probleme, vor die 
Deutschland durch die Tatsache des Versailler Friedens gestellt 
wurde, gelöst hat. Davon zeugt auch die jüngste Erklärung 
Zaleskis in Paris. Nicht nur Paris, sondern auch Warschau er- 
lauben sich, für die Erfüllung von Versprechungen, die die 
deutsche Diplomatie in Locarno als unbedingt betrachtete, Be- 
dingungen zu stellen. Die Voraussagen der Sowjetpresse, 
Deutschland werde im Völkerbund einer äußerlich korrekten, 
doch innerlich feindlichen Front der Siegermächte gegenüber- 
stehen, seien vollauf in Erfüllung gegangen. Dies zeigt beson- 
ders die letzte Session der Vorbereitenden Abrüstungskommission. 
Die Grundlage der sowjetrussisch-deutschen Beziehungen haben 
bisher Rapallo und der Handels- und Garantievertrag gebildet. 
Diese Beziehungen haben sich trotz verschiedener Schwierie- 
keiten und zeitweiliger Störungen weiter entwickelt. Die politi- 
schen und wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Deutschland 
und der Sowjetunion sind nicht allein der Ausdruck objektiver 
Tendenzen der Nachkriegsverhältnisse gewesen, indem sie den 
richtig erkannten Interessen beider Länder entsprochen haben, 
sondern bildeten auch einen ernsthaften Friedensfaktor in der 
gegenwärtigen internationalen Konstellation. Die Aufgabe wäh- 
rend der neuen Phase muß die weitere Festigung und Vertie- 
fung dieser Beziehungen sein. Im Einklang mit der Ansicht so- 
wohl der Regierungskreise als auch der Öffentlichkeit der 
Sowjetunion glauben wir, daß die drei Verträge, die Deutsch- 
land und die Sowjetunion verknüpfen, notwendig, doch unzu- 
reichend für die neue Phase der deutsch-sow jetistischen Beziehun- 
gen sind. Die neue Phase muß sowohl mit neuen formalen, als 
auch materiellen Elementen auf verschiedenen Gebieten erreicht 
sein. Ohne sie gegenwärtig zu konkretisieren, kann man doch 
die Grundlinien festlegen, nach denen sich die weitere Entwick- 
lung der Beziehungen zwischen den beiden Ländern vollziehen 
soll. Die Sozialdemokraten, die jetzt die verantwortliche Re- 
gierungspartei werden, geben sich für Anhänger des Friedens 
und des Ausbaues internationaler Wirtschaftsbeziehungen aus. 
Wir haben keine Veranlassung, uns darüber irgendwelchen Illu- 
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sionen hinzugeben. Es versteht sich jedoch von selbst, daß un- 
sere Regierung jedem Schritt entgegenkommen würde, der zur 
Förderung der Festigung des Friedens und der Entwicklung der 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen Deutschland und der Sowjet- 
union beitragen könnte. Die nächste Zukunft wird zeigen, wie 
das neue deutsche Kabinett mit einem Sozialdemokraten an der 
Spitze zu diesem Problem Stellung nehmen wird.“ 


Abgeschlossen am 19. Juni 1928. 


II. Wirtschaftsumschau. 
Von Otto Auhagen. 


Von der Getreidekampagne verlautete in den letzten Wo- 
chen nicht viel. Die Beschaffungsmenge war im Mai mit 277 000 
Tonnen zwar etwas größer als im April (225 000 t), erreichte 
aber nicht die Ziffer vom Mai 1927 (318000 t). Die Hoffnung auf 
Belebung der Getreideausfuhr noch im laufenden landwirtschaft- 
lichen Jahr ist endgültig aufgegeben; dagegen scheint die Brot- 
versorgung der Städte und der Industriezentren bis zur neuen 
Ernte einigermaßen sichergestellt zu sein; allerdings herrscht 
Knappheit, besonders im Weizenmehl Die Kleinhandelspreise 
auf dem städtischen Markte haben infolgedessen in letzter Zeit 
stark angezogen. Noch empfindlicher ein die Knappheit im 
Dorfe zu sein. 


Unter den obwaltenden Umständen wird der kommenden 
Ernte mit besonderer Spannung entgegengesehen. Wie ich im 
vorigen Heft bereits darlegte, sind die Aussichten zurzeit nicht 

ünstig. In wichtigen Gebieten, wie im Nordkaukasus und in 
er Ukraine, ist das Wintergetreide in erschreckend großem 
Umfange ausgewintert, und diese Flächen sind keineswegs in 
vollem Umfange neu besät worden. Der Konjunkturbericht für 
April schätzt den Prozentsatz der wieder besäten Flächen im 
Nordkaukasus auf etwa 85 %, in der Ukraine auf etwa 80 %; 
rivate Nachrichten sprechen sich noch ungünstiger aus. Dieser 
lächenverlust ist um so bedeutsamer, als ja ohnehin schon die 
Herbstbestellung ein bedeutend geringeres Areal erfaſtte als im 
Vorjahr. Dabei fehlte es nah dem Konjunkturbericht an Saat- 
gut, Mineraldünger sowie an landwirtschaftlichem Inventar; be- 
sonders empfindlich war der Mangel an Hafer, Sommerweizen 
und Pflanzkartoffeln. Der Konjunkturbericht deutet an, daß „die 
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Mobilisierung der staatlichen Organe für die Frühjahrsbestel- 
lung nicht überall befriedigende Ergebnisse gezeitigt habe‘; in 
der „Ekon. Shisn“ finden sih nähere Nachrichten über das 
Schwarzmeergebiet (Noworossijsk), wo die Frühjahrkampagne 
in jeder Beziehung als desorganisiert, stark verspätet und als 
Miflerfolg bezeichnet wird. Zudem hat der harte Druck, der auf 
den Bauern im Winter lastete, offenbar bei vielen zur Erschöp- 
fung ihrer wirtschaftlichen Kraft geführt. Der Konjunkturbe- 
richt deutet dieses durch die Mitteilung an, daß die Nachfrage 
nach landwirtschaftlihen Maschinen im ganzen zurückgegangen 
sei. Vor allem aber ist damit zu rechnen, daß die Entmutigung 
der größeren Bauern durch die neueste Agrarpolitik eine Ein- 
schränkung ihrer Anbauflächen nach sich gezogen hat. 


Selsbtverständlich wäre es aber verfrüht, jetzt schon eine 
schlechte Ernte zu prophezeien; bei günstiger Witterung wird 
Rußland noch immer eine Mittelernte erzielen können, wenn 
auch jedenfalls eine erhebliche Verminderung der Getreidefläche 
als feststehende Tatsache zu betrachten ist. 


Der Ausfall der Ernte wird für den weiteren Gang der 
Agrarpolitik von großer Bedeutung sein. Dem jetzigen scharfen 
Kurs gegen die kräftigsten Schichten der bäuerlichen Individual- 
wirtschaft wird auch von besonnenen Kommunisten kein langer 
Bestand vorausgesagt. Vielleicht wird bei leidlich guter Ernte 
der Druck gegen die größeren Bauern nachlassen; indessen liegt 
auch die Möglichkeit vor, daß man in einem befriedigenden Aus- 
fall der Ernte die Rechtfertigung der neuesten Agrarpolitik er- 
blickt und daraus den Schluß zieht, daß es auf den guten Willen 
der größeren Bauern nicht ankommt. Umgekehrt ist es bei 
schlechter Ernte fraglich, ob man nun nicht erst recht mit Terror 
gegen die oTe Bauern vorgeht oder ob man unter dem 

ruck der Verhältnisse in den Weg der wirtschaftlichen Ver- 
nunft zurücklenken wird. 


% & * 


Nach dem Konjunkturbericht für April beträgt der Wert der 
beschafften Agrarerzeugnisse (in Millionen Tscherwonzen-Rbl.): 


April 1927 April 1928 


Getreide 223,2 11.5 
Technische Kulturen einschl. Ölsaaten . 10,4 8,3 
Erzeugnisse der Viehzucht ©.. . 230 33,5 

zusammen 56,6 53,3 


Gestiegen ist also gegen das Vorjahr die Beschaffung ani 
malischer Erzeugnisse, Joch hat sie das Minus an vegetabilischen 
Erzeugnissen nicht ganz auszugleichen vermocht. Nachstehend 
Angaben im Naturalmaß über die einzelnen Artikel: 
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Ulsaaten (Dekatonnen) . . . . 1861 894 5459 822 


Flachs = .. . . 970 651 1096 412 
Hanf 5 . . . . 1602 595 213 280 
Baumwolle S . . 2082 231 895 82 
Tabak 8 ©... 74 435 551 440 
Knaster 15 . . 546 203 711 40 
Butter a . J. . 523 622 663 488 
Fleisch 10 .. . 3099 241 2127 1403 
Eier (1000 Kasten) . . . ... 83 143 92 182 
Häute von Groſtvieh (1000 St.)) 502 336 869 547 
Häute von Kleinvieh (1000 St.) . . 1509 1220 2289 2060 


Die Anderungen gegen den Vormonat sind teilweise als 
Saisonerscheinungen aufzufassen. Die besonders starke Ver- 
minderung der Ölsaatbeschaffung wird auf den bedenklichen 
Umstand zurückgeführt, daß zur Neubestellung der vernichteten 
Wintersaatflächen wegen des Fehlens von Sommergetreide zum 
Sonnenblumensamen gegriffen worden ist. Sehr auffallend ist 
die Zunahme der Beschaffung von Fleisch und Häuten gegen das 
Vorjahr. Trotzdem bezeichnet der Konjunkturbericht die 
Fleischbeschaffung als unzureichend, was sich daraus erklärt, daf 
der im vorigen Jahre noch wichtige Privathandel jetzt lahmge- 
legt ist. Die Vermehrung der Häutebeschaffung findet ihre 
unerfreuliche Erklärung darin, daß viele Tiere infolge Futter- 
mangels gefallen sind. 


Der STO (Rat der Arbeit und Verteidigung) hat dieser Tage 
einen wichtigen Beschluß zur besseren Organisation der amt- 
lichen Getreidebeschaffung gefaßt. Anfänglich war der Apparat 
sehr zersplittert; 1923/24 arbeiteten über 15 Organisationen, die 
in den beiden folgenden Jahren auf 9 eingeschränkt wurden; 
diese Vielheit führte zu einer Konkurrenz, die die Preispolitik 
der Regierung durchkreuzte, und zu übermäßig hohen Kosten. 
Seit 1926/27 ist eine starke Konzentration eingetreten. Die 
Hauptorganisation ist seitdem die staatliche Gesellschaft Chlebo- 
produkt, neben ihr einige größere Organisationen wie Kawchleb 
im Nordkaukasusgebiet und Ukrchleh in der Ukraine, ferner 
eine Reihe von Mühlentrusts. Hand in Hand mit ihnen arbeiten 
die landwirtschaftlichen und Konsumgenossenschaften. Mit die- 
ser Konzentration verband sich eine Einschränkung des Privat- 
handels derart, daß die planmäfiigen Beschaffungsorgane gegen- 
wärtig über 80 % des Getreides erfassen. Jetzt wird Chlebo- 
produkt mit den bezeichneten örtlihen Ankaufs- und Mühlen- 
organisationen für die gesamte Union zu der Aktiengesellschaft 
Ssojuschleb („Uniongetreide“) verschmolzen. Das Zusammen- 
wirken dieser Gesellschaft mit den Genossenschaften soll künftig 
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so entwickelt werden, daß die Gesellschaft als primärer Auf- 
käufer vorzugsweise bei den Elevatoren und großen Mühlen 
auftritt, während der Hauptteil der örtlichen Getreidebeschaf- 
fung den. landwirtschaftlichen Genossenschaften zufällt; die 
Konsumgenossenschaften, die sich bisher auch am Ankauf aus der 
Hand der Produzenten beteiligten, sollen sich künftig mehr und 
mehr auf die Versorgung der Konsumenten beschränken. 


* * æ 


Ende Mai wurde in Moskau ein allrussisher Kongreß der 
landwirtschaftlichen Kollektivwirtschaften (Kolchosy) abgehalten; 
eine gleichartige Tagung fand in der Ukraine statt. Anfang Juni 
schloß sich ein Kongreß derselben Art für die gesamte Union an. 
Die Verhandlungen dieser Kongresse verdienen besondere Auf- 
merksamkeit, da sie ja eine der Lebensfragen des jetzigen 
Systems betreffen. Seit langem sinkt das russische Bauerntum 
mehr und mehr zu kümmerlicher Zwergwirtschaft herab, die 
letzten Endes weder dem Staate noch der Weltwirtschaft etwas 
zu geben vermag. Wenn Rußland nicht wirtschaftlicher und 
politischer Ohnmacht verfallen soll, so muß es diese Entwicklung 
aufzuhalten suchen. Nur durch Konzentration der landwirtschaft- 
lichen Produktion in größeren Betrieben kann dieses geschehen. 
Die Stolypinsche Agrarreform strebte die Konzentration durch 
Entwicklung eines Standes kräftiger Mittel- und Groſtbauern an; 
die kleinbäuerlichen Elemente, denen es im Dorfe zu eng wurde, 
konnten in der damals sich rapide entwickelnden Industrie auf- 
genommen werden. Dieser Weg kommt vor allem aus politi- 
schen Gründen für die heutige Regierung nicht in Frage; er 
würde auch bei der jetzigen Lage der russischen Industrie nicht 
gangbar sein. Die Konzentration muß daher auf andere Weise 
angestrebt werden; die Aufgabe ist um so dringlicher, als die 
Gutsbetriebe bis auf einen kleinen Prozentsatz, die als Räte- 
güter erhalten blieben, vernichtet worden sind. Die Vermehrung 
und Vergrößerung der Rätegüter kann nur hier und da statt- 
finden unter Verwendung der Reserve noch unbenutzten Landes, 
die aber in der Hauptsache dem Landhunger der Bauern dienen 
mufl. Eine Vergrößerung der Rätegüter durch Einziehung des 
bäuerlichen Landes ist ausgeschlossen. So bleibt daher nur die 
Zusammenfassung der Bauern, vor allem der leistungsschwachen 
Keinbauern, zu Produktivgenossenschaften (Kolchosy) übrig. 


Die große Bedeutung der Kollektivierung legte vor einigen 
Tagen Stalin in einem bemerkenswerten Vortrage vor den Stu- 
dierenden der kommunistischen Hochschulen Moskaus dar, wobei 
er von den augenblicklichen Getreideschwierigkeiten ausging. 
Diese erklären sich, wie er ausführte, nicht so aus temporären 
Fehlern der Planwirtschaft und der Beschaffungsorganisation, wie 
vielmehr aus der Tatsache, daß die Produktion von Handelsge- 
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treide mit dem Bedarf nicht Schritt halte. „Die Produktion von 
Handelsgetreide wächst ih tödlich langsamem Tempo.“ Dabei 
habe der Staat in diesem Jahre mehr Getreide in der Hand als in 
den beiden Vorjahren: 


Getreide- Getreide- Handels- 
beschaffung ausfuhr getreide f. d. 


inner. Bedarf 

Mill. Pud. Mill. Pud Mill. Pud 
1. X.—31. III. 1925/26 443 123 311 
1. X.—31. III. 1926/27 569 153 443 
1. X.—31. III. 1927/28 576 27 549 


„Trotzdem stehen wir vor Schwierigkeiten mit dem Getreide.“ 
Stalin fügt nicht hinzu, daß der Getreidebedarf von 2 zu Jahr 
wächst und in diesem Jahre der Privathandel in viel geringerem 
. Maße beteiligt war. Besondere Beachtung verdienen die weiteren 
Ausführungen Stalins darüber, daß die Menge des Handelsge- 
treides sich mit der Gesamtproduktion von Getreide nicht parallel 
entwickelt. Insgesamt reicht die Ernte mit annähernd 5 Milliar- 
den Pud an die Vorkriegsziffer heran; hiervon verbleibe aber 
im Vergleich zu früher ein viel größerer Teil in den bäuerlichen 
Wirtschaften, deren Zahl sich von 15 bis 16 Millionen vor dem 
Kriege auf 24 bis 25 Millionen erhöht haben. Über die Bedeu- 
tung der sozialen Umschichtung auf dem Lande für die Menge 
des Handelsgetreides habe die statistische Zentralverwaltung 
annäherungsweise folgende Statistik aufgestellt: 


Bruttoproduktion Prozentualer 
Vor dem Kriege von Getreide Handelsgetreide | Anteil des 
Mill. Pud | °% | Mill. Pud | 0% eide 


1. Gutsbesitzer 47,0 
2. Großbauern 
(Kulaki) . . . . 84,0 


3. Mittel- und arme 
Bauern 


zusammen: 100,0 
| 


Im Jahre 1926/27 


1. Rätegüter u. Kol- 
lektivwirtschaften 
2. Großbauern . . 
3. Mittel- und arme 
Bauern Es 


80,0 ; 
617,0 13,0 


4 052,0 
4 749,0 


47,2 
20,0 


zusammen: 630,0 | 100,0 13,3 


Die grofte Masse der Mittel- und armen Bauern produzieren 
also vom Gesamtgetreide 85,3 %, erübrigen hiervon aber nur 
wenig mehr als den zehnten Teil, während die Groſtbauern 
immerhin den fünften Teil zum Markte bringen. Dennoch darf 
nicht in der groſtbäuerlichen Wirtschaft das Heil gesucht werden. 
Die Leute, die hierzu raten, scheinen zu denken, „daß die Räte- 
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macht sich gleichzeitig auf zwei entgegengesetzte Klassen stützen 
kann: auf die Klasse der Kulaken, deren wirtschaftliches Prinzip 
die Ausbeutung der Arbeiterklasse ist, und auf die Arbeiterklasse, 
deren wirtschaftliches Prinzip die Vernichtung jeglicher Aus- 
beutung ist. Solche Gedanken haben nichts mit den Interessen 
der Arbeiterklasse, mit den Grundsätzen des Marxismus, mit den 
Aufgaben des Leninismus gemein. Nur liberales Geschwätz ist 
es, das die Wachsamkeit der Arbeiterklasse und des Hauptteiles 
der Bauernschaft einschläfern soll, wenn gesagt wird, daf der 
Kulak keine größere Gefahr darstellt als der städtische Nepmann. 
Der Kulak nimmt in der Landwirtschaft einen ungleich wichti- 

eren Platz ein als der kapitalistische Unternehmer im Gewerbe. 
Die Kulakenwirtschaft dürfen wir nicht unterstützen.“ 


Zur Vermehrung des Handelsgetreides seien folgende Wege 
zu beschreiten. Durch die verschiedenen Maßnahmen zur Hebung 
der mittel- und kleinbäuerlichen Wirtschaften werde es gelingen, 
deren Ertrag in einigen Jahren um 15 bis 20 % zu steigern; es sei 
zu hoffen, daß diese Schichten in 3 bis 4 Jahren mindestens 100 
Millionen Pud mehr als bisher liefern werden. Sodann Förde- 
rung der Rätegüter und Schaffung neuer Riesenbetriebe von je 
10—30 000 Desjatinen; es sei damit zu rechnen, daß die alten und 
neuen Betriebe in 3 bis 4 Jahren 80—100 Millionen Pud zusätz- 
liches Handelsgetreide liefern. Schließlich die Entwicklung der 
Kollektivwirtschaft, die jetzt in das Stadium der Massenbewegung 
getreten sei. Der Staat opfere für die Unterstützung der Kollek- 
tivierung in diesem Jahre die doppelte Summe wie im Vorjahre 
(über 60 Millionen). In etwa 3 bis 4 Jahren würden die Kollektive 
vielleicht die Menge des Handelsgetreides um 40—50 Millionen 
Pud vergrößern. 


Der Anteil des Handelsgetreides an der Gesamternte sei 
bei den Rätegütern und Kollektiven übrigens bedeutend höher 
als bei den Großbauern. Für 1927/28 schätzte die statistische 
Zentralverwaltung die gesamte Getreideernte der Rätegüter auf 
45 Millionen Pud mit einem Handelsgetreideanteil von 65 %, der 
Kolchosy auf mindestens 55 Millionen Pud, von denen etwa 30 % 
zum Verkauf gelangten. 

Im ganzen hofft Stalin in starkem Optimismus, daß in 3 bis 
4 Jahren das Handelsgetreide sih um 200—250 Millionen Pud 
mehren werde. — Anläßlich der oben erwähnten Kongreftagun- 
gen verlauteten über die neueste Entwicklung der Kollektivie- 
rung folgende Ziffern: 1925 zählte die Union 16 789, 1927 20 846 
Kolchosy; seit Herbst 1927 hat sich die Zunahme sehr beschleunigt. 
Nach sehr unvollständigen Nachrichten sind in der RSFSR 16 000, 
in der Ukraine etwa 9000 Kollektive hinzugekommen. Nach 
meinen Wahrnehmungen wird die Kollektivierung vor allem 
durch das Fortschreiten der Agrarreform (Landeinrichtung) be- 
günstigt. Angesichts dieser neuesten Bewegung ist es begreiflich, 
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daf die Regierung hofft, auf diesem Wege die Agrarfrage lösen 
zu können. Fraglich ist für sie nur das Zeitmaß. Der neue Land- 
wirtschaftskommissar der RSFSR, Kubjak, soll bald nach seinem 
Antritt es als sein Ziel bezeichnet haben, binnen drei oder vier 

ahren die Kollektivierung der ganzen Masse der kleinen und 

ittelbauern herbeizuführen. Auf dem Kongreß rückte er jedoch 
von diesem Gedanken entschieden ab. Er hat sich inzwischen da- 
von überzeugt, daß der Kollektivierung auch große Hindernisse 
entgegenstehen, die er vor allem in dem Tiefstand der Landwirt- 
schaft erblikt. Zwar soll auf beschleunigte Durchführung der 
Kollektivierung hingewirkt werden, nicht aber durch unmittel- 
baren Zwang. Kubjak wendet sich gegen den Übereifer einzelner 
Gouvernements (Saratow, Rjasan u. a.), wo befohlen worden sei, 
25 oder 30% der Bauernschaft in kürzester Frist zu kollektivieren. 
Auch aus dem obigen Vortrag von Stalin geht hervor, daß die 
Regierung an eine Kollektivierung der bäuerlihen Landwirt- 
schaft binnen wenigen Jahren nicht denkt. 


Die Kongresse befaßten sich vor allem mit Organisations- 
fragen der Kollektivwirtschaft. Schwierigkeiten in dieser Be- 
ziehung sind in Hülle und Fülle vorhanden. Besonders brennend 
ist die Frage der Vergütung für die Arbeitsleistung der einzelnen 
Mitglieder. Jedes Kollektiv geht hierin seinen eigenen Weg; die 
einen sind für brüderliche Gleichheit, während andere differen- 
zieren. Für die große Mehrzahl der Kollektive wird es eine 
Lebensfrage sein, durch entsprechende Abstufung der Vergütung 

ualifizierte Arbeitskräfte als Mitglieder heranzuziehen oder 
festzuhalten und im allgemeinen auf fleiflige und tüchtige Arbeit 
hinzuwirken, dabei aber doch Brotneid nicht aufkommen zu 
lassen; hier liegt ein Dilemma vor, an dem immer wieder viele 
Kollektive zugrunde gehen werden. Auf dem Kongreß ertönten 
besonders laute Klagen über die schlechte Stellung der weiblichen 
Mitglieder in der großen Mehrzahl der Kollektive; eine Dele- 

ierte aus dem Nordkaukasus erklärte: wenn eine Frau auch 
Leine Last von 5 Pud zu heben vermag, so berechtigt dieses nicht 
zur Minderbewertung ihrer Arbeitskraft, die im allgemeinen 
nicht hinter der Mannesleistung zurückbleibt. 

Auch die Organisation der Arbeit ist oft sehr unvollkommen. 
Die vorhandenen Arbeitskräfte werden nicht richtig angestellt. 
Persönlich habe ich in manchen Kollektiven den Eindruck gehabt, 
daß ein Überfluß an Arbeitskräften vorhanden ist. Hierüber 
wurde auch auf dem Kongreß sehr geklagt. Im Gouvernement 
Orel, wie z. B. mitgeteilt wurde, binden in einzelnen Kommunen 
die Frauen bei der Getreideernte täglich nicht einmal je eine 
Stiege, während in individualbäuerlichen Wirtschaften fünf bis 
sechs Stiegen das übliche sind. In einer kleinen Kommune im 
Gouvernement Smolensk sind die vorhandenen sechs Frauen sämt- 
lih zum Melken der sechs Kühe bestimmt. Einen besonders 
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tiefen Einblick gewährt folgende Statistik über zwei Kommunen 
im Gouvernement Saratow. Von 100 Arbeitskräften sind monat- 
lich beschäftigt: 


Kommune Nr. 1 Kommune Nr. 2 


Bis zu 10 Tagen 6 19,6 
Von 10—15 we ee 82 11,6 
Von 15—25 Tagen . . . 60,0 28,4 
Bis 30 Tage . . „ 40,4 


In der Kommune 2 lungern also über 30 % der Arbeitskräfte die 
Hälfte des Monats ohne Arbeit herum. 

Besonders ungünstig sind die Arbeitsverhältnisse in land- 
armen Kollektiven. In der Ukraine macht sich nach Angaben des 
Landwirtschaftskommissars Schlichter der Arbeitstag in land- 
armen Kollektiven oft nur mit 26 Kopeken, in groen Kollek- 
tiven dagegen mit 1,20 Rubel bezahlt. Die landreichen Kollek- 
tive stehen auch in der Marktleistung voran, worauf es heute 

anz besonders ankommt. Es wird daher als eine Schwäche der 
Bisherigen Kollektivierung und gerade auch der neuesten Be- 
wegung angesehen, daf die große Mehrzahl der Kollektive nur 
klein ist. In der Ukraine kommen auf eine Kommune durd- 
schnittlich 265 ha, auf ein Artell 99 und auf die zahlreichste Form, 
die Bodenbearbeitungsgenossenschaft, nur 77 ha. Als Durch- 
schnitt ergibt sich eine Fläche von etwa 90 ha, während der mitt- 
lere Umfang für die RSFSR etwa 120 ha a Infolgedessen 
leistet der Traktor, dieser wichtige Schrittmacher der Kollekti- 
vierung, in den kleinen Kollektiven nur die Hälfte des normalen 
Pensums. Es soll daher künftig möglichst auf große Kollektive 
hingestrebt werden, wie solche in Sibirien 8 1 Persönlich 
habe ich bisher nur Kollektive bis zu 40 Familien kennengelernt; 
einstweilen kann- idi mir schwer vorstellen, wie in einem Kol- 
lektiv von hunderten oder gar über tausend Familien ein gedeih- 
licher genossenschaftlicher Ceist lebendig zu erhalten ist. — Eine 
Stärkung der bestehenden kleinen Kollektive soll durch Vereini- 
gung zu Gruppen erzielt werden. 

Wenn jetzt, wie ich in früheren Heften darlegte, die Kollek- 
tivierung mit Hochdruc betrieben werden soll, so werden vor- 
aussichtlich die inneren Schwächen, an denen jetzt schon viele 
Kollektive leiden, noch viel stärker hervortreten. 

Die Kollektivierung, wie in schwächerem Grade auch die 
sonstige genossenschaftliche Vereinigung der Bauern hat politisch 
für die Räteregierung den großen Vorteil, daß die in dieser 
Weise organisierte Bauernschaft ihrem Einfluß und ihrer Auf- 
sicht ganz anders zugänglich ist als die unverbundenen Millionen 
bäuerlicher Individualwirtschaften. Offenbar aber wird es be- 
reits von einem Teil der kollektivierten Bauern unangenehm 
empfunden, auf diese Weise unter die Vormundschaft der Regie- 
rung zu kommen. In der Diskussion sowohl wie in Zwischen- 
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rufen hat die Verstimmung darüber temperamentvollen Aus- 
druck gefunden: „Wir wollen nicht im Schlepptau des Narkom- 
sem gehen“ usw. Bei der Schlieſtung des Kongresses der RSFSR 
erklärte Kubjak, daß es dem Narkomsem fern läge, eine „Vor- 
mundschaft“ über die Kollektive auszuüben, wohl aber müsse er 
das Recht der Aufsicht und Anleitung für sih in Anspruch 
nehmen angesichts der Tatsache, daß der Staat die Kollektive 
durch Kredit unterstütze. Mit dem Kredit würde vielfach MiR- 
brauch getrieben. In Tambow z. B. habe ein Kollektiv den für 
Beschaffung von Arbeitsvieh gewährten Kredit vertrunken, in 
Weiftrußland habe ein Kollektiv Kredit zu 5 % genommen und 
die Summe bei einer Bank gegen 10 % deponiert; im Nord- 
kaukasus seien 20 % der Traktoren und 85 % der Dresch- 
maschinen von den Kollektiven an Privatbauern verliehen wor- 
den. Drohend wandte sich Kubjak gegen die Forderung der 
Selbständigkeit der Kollektive; wenn damit die nebelhafte Ab- 
sicht verbunden würde, eine Art Bauernbund zu gründen, so 
werde der Narkomsem solche Bestrebungen bekämpfen. Es 
drängt sich der Gedanke auf, daß der genossenschaftliche Zu- 
sammenschluß der Bauern unter Umständen doch auch recht 
unbequem für die Regierung werden kann. Letzten Endes kann 
Rußland selbstverständlich nur konsolidieren, wenn die Inter- 
essen des Hauptteiles seiner Bevölkerung, der Bauernschaft, im 
staatlichen Aufbau zur Geltung kommen. 


* * * 


Wie sich trotz der „Klassenlinie“ der amtlichen Agrarpolitik 
die Forderungen der wirtschaftlichen Wirklichkeit durchsetzen, 
zeigen die Erfahrungen dieses Frühjahres mit der Ausdingung. 
In erster Linie sollen die Anbauvorschüsse den kleinen und mitt- 
leren Bauern zugute kommen. Sehr betrübt muf man aber fest- 
stellen, daß die Aktion sich verhältnismäßig mehr der Groß- 
bauern bedient hat. So verteilte sich die Be e i des 
Flachsanbaues im Gouvernement Smolensk folgendermaßen: 
Anteil an der im Vorjahr ab- | Gesamtzahl der 


Gesamtzahl der : 
; gelielerten bevorschußten 
Wirtschaften | piachsmenge | Wirtschaften 


Kleine Betriebe mit Saatland bis 2, 2 ha 4,3 
Mittelbetriebe mit Saatland von 2,2 bis 

Oha ⁰ A a e y 67,3 
Größere Betriebe mit Saatland über 

/ u a e e 28,4 


Die ausführende Behörde hat die Verantwortung für die Erfül- 

lung der Verträge, und deshalb ist es ihr nicht zu verdenken, 

5 sie sich lieber auf den „Kulak“ stützt als auf die Zwerg- 
auern. 
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Die Baumwollkultur in Mittelasien schreitet weiter vor- 
wärts. Die Ausdingung war bis zum 25. April für 92 5 der 
planmäffigen Fläche durchgeführt. Die Zahl der Pflanzer betrug 
in Usbekistan im Vorjahr 471535, jetzt 503 470, in ganz Mittel- 
asien 650000. Die kleinen Pflanzer schließen sich in wachsen- 
dem Maße zu Baumwollgenossenschaften zusammen, die die Ver- 
sorgung mit Saatgut, Futter- und Düngemitteln, Geräten und 
Maschinen, auch mit Brotgetreide, ferner die Schädlingsbekämp- 
fung und die besondere Unterstützung der ärmsten Mitglieder 
übernehmen. Diese Genossenschaftsform stellt ein Gegenstück 
zu den Genossenschaftsverbänden der Zuckerrübenanbauer dar, 
die in der Ukraine und im großrussischen Schwarzerdgebiet mit 
‚gutem Erfolge wirken. Ein Teil der Baumwollanbauverträge 
wird mit den Genossenschaften abgeschlossen; im vorigen Jahre 
wurden hierdurch 10,8 % der Fläche erfaßt, in diesem Jahre (in 
Usbekistan) 19,8 % Die Zahl der Genossenschaften beträgt 
jetzt 345. | 

Über die wirtschaftliche Entwicklung Usbekistans, des wich- 
tigsten Baumwollgebietes, wurde jetzt im Rate der Volkskom- 
missare der Union folgendes berichtet. Die gesamte Anbaufläche 
betrug 1927 2 159 000 ha (75 % von der Vorkriegsfläche) ; hiervon 
entfielen auf die Baumwolle 543 000 ha (97 % der Vorkriegsziffer). 
In diesem Jahre ist eine Vergrößerung der Baumwollfläche auf 
640 000 ha vorgesehen. Auf den sechsfachen Ertrag ist in den 
letzten sechs Jahren die Seidenzucht gestiegen, die günstige Aus- 
sichten für die Zukunft bietet. Der genossenschaftlihe Zusam- 
menschluſt hat in der Landwirtschaft große Fortschritte gemacht; 
1927 waren 451 000 Wirtschaften, 60,3% von der Gesamtzahl, 
gegen 22% im Jahre 1924 genossenschaftlich verbunden. Die 
Zahl der Kollektivwirtschaften beträgt gegenwärtig 822. 

Die Qualitätsmängel der sibirischen Butter erklären sich teil- 
weise aus dem primitiven Betriebe der zahlreichen kleinen Mol- 
kereien. Seit drei Jahren ist man daher um Schaffung großer 
Dampfmolkereien bemüht. Im vorigen Jahre arbeiteten 15 der- 
artige Betriebe, zu denen in diesem Jahre noch 47 hinzukommen 
sollen; ihre Jahresproduktion wird auf 56 000 Zentner angegeben. 
Weitere 37 Dampfmolkereien sollen im nächsten Jahre gebaut 
werden; im ganzen würden diese mechanisierten Betriebe dann 
mit einer Produktion von 100 000 Zentner etwa 25% der ge- 
samten sibirischen Buttererzeugung herstellen. In einigen wei- 
teren Jahren hofft man auf das Dreifache zu kommen. 


* * * 
Die gewerbliche Produktion läßt zwar im April das Wachs- 


tum der Industrie gegen das Vorjahr erkennen, wie aus den 
folgenden Zahlen hervorgeht: 
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April 1927 April 1928 


Industrie der Produktionsmittel . . . . 3387 385,5 
Industrie der Verbraudisgüter . 346,9 387,9 
zusammen: 685,6 773,4 
Steinkohlen (1000 t) . . 2 228434 2 454 
Walzmetall (1000 t)) ©... . . 2242 272,8 
Baumwollstoffe (Mill. m) ©... . I90,9 183,2 


Gegen den Vormonat aber ist eine auffällige Verminderung zu 
verzeichnen; es wurden erzeugt: 


Industrie der Produktionsmittel: 
März 1928 April 1928 


Steinkohle (1000 t:: 3 191,3 2 454,1 
Naphtha (1000 tt)õ/ :: 396,6 913,2 
Gußeisen (1000 ty 291,4 279,5 
Martinstahl (1000 t:: 382,0 341,2 
Walzmetall (1000 ttt): 316,2 272,8 
Eisenerz (1000 t) . . 2 2 2 2 2 02. 540,3 451,2 
Zement (1000 ) . 2: 2 2 2 2 2. 157,7 154,9 
Säuren (1000 t 27,45 27,97 
Laugen (1000 t). . Der he a, der a 24,54 24,29 
Superphosphat (1000 t). Eei u E ei 15,73 16,39 
Industrie der Verbrauchsgüter: 

Baumwollgarn (t). . 2. . . 209398 25 223 
Baumwollstoffe Min. m) Z a 233,1 183,2 
Wollgarn (t) . e ZZ 3 746 
Wollstoffe (Mill. m) e Er Nr a ei 8,72 7,53 
Leinengarn (t) - 99 6648 4793 
Leinenstoffe (Mill. qm) f 18,49 13,43 
Gegerbte Großviehhäute (1000 Stück) . 982,7 877,6 
Gegerbte Kleinviehhäute (1000 Stück) 1 053,9 985,4 
Schweres Schuhzeug (1000 Paar) . . . 206,9 190,8 
Leichtes Schuhzeug (1000 Paar). . 1488.8 1 417,3 
Gummischuhe (1000 Paar) . . . . . . 35354,2 3 025,5 
Streichhölzer (1000 Kisten) ; 525,9 461,7 
Tabak und Zigaretten (Mill. Einheiten) . 45345 3 945 


Der Produktionsrückgang, der besonders stark bei der Stein- 
kohlenförderung und der Textilindustrie (namentlich Leinen- 
industrie) hervortritt, wird teilweise auf Umstände der Saison 
zurückgeführt (Osterfest und Abzug von Arbeitern zur Früh- 
jahrsbestellung), aber auch auf Gründe bedenklicherer Art. Der 
einen- und Lederindustrie sowie der Industrie der Nahrungs- 
mittel hat es an Rohstoffen gefehlt; auch die Metallindustrie 
wurde teilweise durch den Mangel an Gufteisen, Kupfer und Koks 
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5 Auch die Abnutzung der Fabrikeinrichtungen hat sich 
ier und da störend geltend gemacht. 

Ein Leitartikel der „Ekon. Shisn“ gibt der Befürchtung Aus- 
druck, daſt die vom Obersten Volkswirtschaftsrat erwartete Stei- 
gerung der gewerblichen Produktion um 23,1 % (vgl. S. 577) bei 
weitem nicht erreicit werden wird. Tatsächlich ist im ersten 
Halbjahr 1927/28 nur eine Zunahme von 15,5 % erfolgt; dazu nun 
der starke Rückschlag des April; im Durchschnitt der letzten vier 
Jahre habe der saisonmäſtige Rückgang im April nur 25 , in 
diesem Jahre dagegen 12,5 % betragen. Die von der Staatsplan- 
kommission im Konjunkturbericht gegebene Erklärung reicht 
nicht aus. Vielmehr sei offenbar Be eine erhebliche Verringe- 
rung der durchschnittlichen Arbeitsleistung eingetreten. Das 
Verhältnis zwischen dem Wachstum des Lohnes und der Arbeits- 
leistung hat sich in der ersten Hälfte des laufenden Wirtschafts- 
jahres nicht planmäßig entwickelt; infolgedessen vollzieht sic 
auch die ersehnte Senkung der Selbstkosten nicht nach Wunsch. 
In der Leningrader Industrie ist sogar statt einer Senkung, die 
im ganzen Jahre 7,1 % erreichen soll, im ersten Halbjahr eine 
Erhöhung um 1 % eingetreten. 

Sehr ist mit der Möglichkeit zu rechnen, daft die neuesten 
Ereignisse (Schachty-Prozef und Verhetzung der Ingenieure) auf 
die Arbeitsdisziplin und daher auch auf die Arbeitsleistung un- 

ünstig zurückwirken. Die Ingenieure werden verängstigt und 
Können nicht durchgreifen. Vielen kann die Ersetzung der alten 
Ingenieure, die in bürgerlichen Anschauungen aufgewachsen sind, 
durch kommunistischen Nachwuchs nicht schnell Se ran 
Das große Problem des Tages ist es daher, wie die Ausbildung der 
jungen Ingenieure, die sehr zu wünschen läßt, verbessert werden 

önnte. — Auf das empfindlichste gestört werden die Fabrik- 
leitungen durch das Übermaß von Kontrollen seitens der ver- 
schiedensten Instanzen. Die RK] (Arbeiter- und Bauerninspek- 
tion) hat jetzt eine Verordnung zur Einschränkung des Kontroll- 
wesens erlassen. Ob sie viel nützen wird, ist fraglich. 

Eine der stärksten Säulen der russischen Handelsbilanz ist 
die Naphthaindustrie, deren Bohranlagen auch in diesem Jahre 
bedeutend erweitert werden sollen. Für das Bakugebiet wird 
eine volle Durchführung des Jahresplanes von 229 000 m Bohrung 
erwartet. Die neue Rohrleitung Baku. Batum. an deren Ausbau 
auch Deutschland stark beteiligt ist, sowie die Rohrleitung 
Grosnyj-Tuapse werden eine große Verbesserung der Absatz- 
bedingungen herbeiführen. Gerügt wurde an der Industrie in 
letzter Zeit, daß sie zu einseitig auf die Vermehrung der För- 
derung von Rohnaphtha geachtet und bei der Verarbeitung die 
Anpassung an die Ansprüche des Marktes, insbesondere des 
Auslandes vernachlässigt habe; hierin soll jetzt Wandel ge- 
schaffen werden. | 
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Einen sehr lehrreichen Vergleich zwischen der Textilindustrie 
in Ruflland und im Auslande stellte jetzt der Vorsitzende eines 
russischen Textiltrusts nach Rückkehr von einer Studienreise 
nach Deutschland, Frankreich und England an. In einem Vor- 
trage wies er, wie ich dem „Ost-Expreſt“ wörtlich entnehme, 
darauf hin, „daß im Auslande die Verwaltung der Betriebe ein 
sehr beschränktes Personal beanspruche. Eine englische Spin- 
- nerei mit 140 000 Spindeln weise beispielsweise nur 4 Büroange- 
stellte auf. In Rußland dagegen betrage das Gehalt der Büro- 
angestellten bis zu 34% des Arbeitslohnes der Gesamtzahl der 
Arbeiter eines Betriebes. Auch auf dem Gebiete der Selbstkosten 
bleibe die russische Textilindustrie sehr stark hinter dem Aus- 
lande zurück. Während 1 Pud erstklassigen englischen Garns 
24,48 Rubel kostet, stellt sich der Selbstkostenpreis eines Puds 
Garn beim Trust „Iwtextil“ auf 39,68 Rubel. Die Rohstoffkosten 
stellen sich in England auf 15,16 Rubel, in Ruflland auf 21,12 
Rubel; die Kosten der Verarbeitung betragen 9,32 Rubel bzw. 
18,56 Rubel pro Pud.“ 


Sehr lehrreich sind die derselben Quelle entnommenen Nach- 
richten über die Äußerungen zahlreicher ausländischer Industrie- 
fachleute gelegentlih eines Diskussionsabends, der von der 
Redaktion der „Torgowo-Promyschlennaja Gaseta“ veranstaltet 
wurde: „Das größte Hindernis für produktive Tätigkeit in Ruß- 
land sei für den ausländischen Fachmann die fehlende Aktivität 
der russischen Arbeitskräfte. Die Ausländer hätten keine Mög- 
lichkeit, eigene Initiative zu entfalten; sie würden durch das 
organisatorische Durcheinander und das fehlende Verständnis für 
fremde Zeit bei ihren russischen Vorgesetzten stark gehemmt. 
Ausländische Fachleute würden nach Rußland aufs Geratewohl 
berufen, worauf erst versucht würde, ihnen eine bestimmte 
Tätigkeit zuzuweisen. Sie seien vielfach nicht in der Lage, ihre 
Pläne und Absichten zu verwirklichen, da der Bau bzw. die Er- 
neuerung des betreffenden Betriebes zum Zeitpunkt ihrer Be- 
rufung bereits in vollem Gange sei. Gewirtschaftet werde ohne 
organisatorischen Plan. Die Mehrzahl der Industriebetriebe, die 
von Fall zu Fall ausgebaut worden sind, stellt vielfach ein Kon- 
glomerat einzelner Maschinen und Werkstätten dar. Maßlos er- 
staunt seien die Ausländer über die Verschwendung großer 
Mittel in der Sowjetindustrie. Die „Rechenfehler“ der russischen 
Industriebehörden kosten ungeheures Geld.“ 


Über die russische Kesselwirtschaft bringt der „Ost-Expreſt“ 
folgende Nachrichten, die besonders auch hinsichtlich des Ab- 
nutzungsgrades von Interesse sind. Die Zahl der Dampfkessel 
ausschließlich Lokomotiven betrug in der Union am 1. Oktober 
1927 54 489; 42 210 mit einer Heizfläche von 2,4 Millionen Quadrat- 
meter waren in Betrieb; die gesamte Leistungsfähigkeit betrug 
3,6 Millionen PS. „Ein sehr großer Teil der Kessel bedarf einer 
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grundlegenden Instandsetzung bzw. Erneuerung. 45% der Ge- 
a] der Kessel haben ein Alter von über 25 Jahren. In den 
nächsten 5 Jahren sollen alte Kessel mit einer Heizfläche von ins- 
gesamt 750000 qm durch neue ersetzt werden, wofür 150 bis 
160 Millionen Rubel erforderlich sind.“ 

Neben der staatlichen Groſtindustrie nimmt die private 
Industrie einen bescheidenen Platz ein. In der Ukraine ist sie 
im Jahre 1926/27 noch sehr zurückgegangen. Ihre Produktion 
betrug nur 145 gegen 210 Millionen Rubel im Vorjahr. Ihr Anteil 
an der 1 Gesamtproduktion der Ukraine sank von 
10 auf 8%. Wie der „Ost-Expreſt“ berichtet, hat sich der Oberste 
Volkswirtschaftsrat der Ukraine für eine verstärkte Heran- 
ziehung des Privatkapitals in denjenigen Industriezweigen aus- 
5 die Rohstoffe, an denen kein Mangel herrscht, ver- 
arbeiten oder Erzeugnisse herstellen, die gegenwärtig aus dem 
Auslande eingeführt werden. In geeigneten Fällen soll die Ver- 
pachtung von Industriebetrieben erleichtert werden. 


Der Rat der Volkskommissare der Union hat ein Dekret zur 
Regelung der Kapitalinvestierungen in der Industrie und Elek- 
trizitätswirtschaft erlassen. Die gewaltigen Summen, die der 
Haushaltsplan jahraus jahrein für den Ausbau des Gewerbes 
bereitstellt, erzielen bei weitem nicht den gewünschten Erfolg. 
Großenteils wird dieses dadurch verschuldet, daß der Plan für 
die Investierungen nicht rechtzeitig aufgestellt wird und vielfach 
trägliche Anderungen, insbesondere auch Einschränkungen, er- 
fährt. Um diesem Übel abzuhelfen, bestimmt das Dekret, daß 
künftig zunächst eine Minimalsumme, mit der die Industrie also 
fest rechnen kann, bewilligt werden soll, und zwar soll die end- 

ültige Summe des laufenden jahres als Minimum für das 
olgende Jahr gelten. Die Verteilung nach dem Minimalplan 
soll spätestens bis zum 15. August vom STO bestätigt sein. Der 
endgültige Plan für die Kapitalinvestierungen wird auf Grund 
der Kontrollziffern aufgestellt und mit dem Haushaltsplan be- 
stätigt. Der endgültige Plan hat die Bedeutung, daß er dem 
unabänderlichen Minimalplan einen Ergänzungsplan hinzufügt. 
Für 1928/29 wird die Minimalsumme der 3 
auf 1560 Millionen Rubel festgesetzt. 


* * * 


Nach dem Konjunkturbericht für den April ist die Einfuhr 
dieses Monats beträchtlich größer gewesen, als im vorigen Heft 
auf Grund vorläufiger Ziffern angegeben wurde; sie betrug 
nach dem Gegenwartswert im Verkehr über die europäische 
Grenze 67, 2 Millionen Rubel (im Vor jahr 49,1), während die Aus- 
fuhr sich auf 45,4 Millionen Rubel (im Vorjahr 51,4) stellte. Der 
Passivsaldo erweiterte sich demnach auf 21,8 Millionen Rubel. 
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Nach den wichtigsten Ländern verteilte sich der Außen- 
handel über die europäische Grenze im ersten Halbjahr folgen- 


dermaßen (Millionen Rubel): 


1. Halbjahr 1927/28 1. Halbjahr 1926/27 
Ausfuhr Einfuhr Ansfuhr Einfuhr 
nach aus nach aus 
Deutschland . . 841 124,3 81,6 60,8 
England . . . 59,6 21,8 1112 48,5 
Vereinigte Staaten 
von Nordamerika 10,3 56,3 6,5 42,8 
Lettland . . . . . 486 1,8 30,6 0,8 
Frankreih . . . . 185 14,5 35,6 6,6 
Italien . . 137 3,9 23,1 1,5 
Agypten 4.3 18,2 3,2 10,5 


(„Ost-Expreß“) 

Der Anteil Englands am russischen Handel ist also (ebenso wie 
sein Warenbezug aus Rußland stark gesunken, während die 
russische Einfuhr aus Deutschland, den Vereinigten Staaten, 
Frankreich und Ägypten (Baumwolle) sehr gestiegen ist. Die 
Hebung der deuiedien Ausfuhr ist wesentlich auf den 300-Mil- 
lionen-Kredit zurückzuführen, scheint jetzt aber einer rück- 
läufigen Entwicklung Platz zu machen, wie aus den Zahlen über 
die Neubestellungen der Berliner Handelsvertretung der UdSSR 
hervorgeht. Es betragen, wie der „Ost-Exprefß‘ mitteilt, die 
Bestellungen: 


1926/27 1. Halbjahr . . 330,450 Millionen RM. 
1926/27 2. Halbjahr. . . 211,198 vn 
1927/28 1. Halbjahr . . . 245.056 3 


Gegen das Vorjahr ist also für die ersten sechs Monate des laufen- 
den Wirtschaftsjahres eine Minderung um 85,4 Millionen RM. zu 
verzeichnen. 


Abgeschlossen 9. Juni 1928. 


III. Geistiges Leben. 
Von Arthur Luther. 


Die Debatte über die russische „Jugend von 
heute“, über ihre Weltanschauung, ihre Ideale und Ziele, ihr 
Verhalten gegenüber der älteren Generation will immer noch 
kein Ende nehmen. Von dem Rückgang der Allgemeinbildung 
bei der jüngeren Generation, von dem Uberhandnehmen des 
Rowdytums, von der außerordentlihen Laxheit in sexuellen 
Dingen wird nicht nur in Emigrantenblättern berichtet, denen 
man ja natürlich leicht Voreingenommenheit vorwerfen kann; 
auch in der Sowjetpresse finden sich mehr als genug Hinweise 
darauf, daR es in der russischen Jugend nicht zum besten bestellt 
ist. Dabei handelt es sich hier um ein Problem von ungeheurer 
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Bedeutung; gerade in den letzten Jahren hat der Tod reiche 
Ernte unter den Führern der in Rußland herrschenden Partei 
ehalten; die Frage nah dem Nachwuchs, nach den künftigen 
Mehrern und Verwaltern des kommunistischen Erbes wird von 
Tag zu Tag brennender. Nicht umsonst berichten die „Iswestija”, 
daß in einer einzigen Woche in Moskau vier grofe öffentliche 
Diskussionsabende abgehalten wurden, an denen die verschie- 
densten mit dem Leben und Werden der russischen Jugend ver- 
knüpften Probleme erörtert wurden. „Offenbar“, bemerken die 
„Iswestija“ dazu, „haben wir es hier nicht mit einer Episode, 
nicht mit einem Zufall zu tun, sondern mit dem Beginn einer 
neuen großen Epoche. Die Sowjetunion eröffnet gegenwärtig 
einen großen, auf eine lange Zeitdauer berechneten Feldzug auf 
dem Gebiete der kulturell-erzieherischen Arbeit an der Jugend.“ 
Weiter heißt es dann: „Wir wissen immer noch nicht recht, wie 
unsere Jugend eigentlich geartet ist. Man gewinnt im besten 
Fall nur ganz summarische verworrene Eindrücke.“ 


Gegen diese Behauptung wendet sich nun in den Pariser 
„Dni“ ein sehr aufschlußreicher Aufsatz von W. Archangelskij. 
Der Verfasser glaubt, daß man auf Grund gewisser auffälliger, 
sich immer von neuem wiederholender Erscheinungen im Leben 
der modernen russischen Jugend sich schon ein recht deutliches. 
konkretes Bild davon machen könne, wie sich. der Generations- 
wechsel in Rußland vollzogen hat, wie die verschiedenen Alters- 
klassen sich zueinander verhalten und welche Prognosen sich für 
die Zukunft stellen lassen. Der Aufsatz ist mit ebensoviel Sach- 
kenntnis wie Objektivität. ohne „emigrantenhafte“ Vorein- 
genommenheit geschrieben, so daß es wohl der Mühe wert ist, 
5 mit den von ihm aufgestellten Thesen etwas näher zu be- 
assen. 

Die Vertreter der jüngeren Generation Rußland, die heute 
in erster Linie dazu berufen sind, die nach und nach vom Schau- 
platz verschwindenden Alten zu ersetzen, also jene, die heute 
25—30 Jahre alt sind, waren bei Ausbruch der Revolution halb- 
wüchsige Knaben im Übergangsalter. Ihr Charakter formte sich 
unter den schwersten Erschütterungen des gesamten nationalen 
Lebens, in Bürgerkrieg und Hungersnot. Alle Traditionen waren 
aufgelöst, alle Autoritäten gestürzt, alle ethischen und ästheti- 
schen Werte der Vergangenheit wurden, wenn nicht glatt ver- 
neint, so doch stark in Zweifel gestellt. Zugleich wurden eine 
Menge neuer kühner Ideen verkündet, die Verwirklichung der 
tollsten Utopien für unmittelbar bevorstehend gehalten, un- 
zählige soziale und politische Aufgaben gestellt, de Lösung 
die unermüdliche Arbeit mehrerer Generationen erfordert hätte, 
die aber sofort durchgesetzt werden sollten. Die Kampfjahre 
der Revolution mit ihren heftigen Erregungen und phantastischen 
Erwartungen waren nicht dazu angetan, die Siebzehnjährigen 
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zielbewußt und systematisch arbeiten zu lehren. Man lernte 
nur vor keiner Gefahr zurückschrecken, kühn das äußerste 
wagen, das Unmögliche für möglich halten, — lauter Dinge, die 
t und nützlich waren, so lange man das Gewehr auf dem 
ücken und die Patronenkette über der Brust hängen hatte, mit 
denen aber nicht viel anzufangen war, als nach Beendigung des 
Bürgerkrieges und der Wendung zur „neuen ökonomischen 
Politik“ kühle Berechnung der realen Verhältnisse, Treue im 
Kleinen, konzentriertes und planmäſtiges Arbeiten, geduldiges 
Ausharren auch bei Fehlschlägen 888 wurden. Diesen 
neuen Forderungen vermochte sich ein sehr groſter Teil der 
Jugend nicht anzupassen. Es kommt die Zeit der zahlreichen 
elbstmorde unter den am Erfolg der Revolution Verzweifeln- 
den, von ihrem Ausgang Enttäuschten. Ein großer Teil der 
Heranwachsenden oder schon Herangewachsenen, aber nicht 
Gereiften konnte die Erregungen, den Nervenkitzel der Kampf- 
jahre nicht mehr entbehren, war für jede ruhige Arbeit in ge- 
ordneten Verhältnissen nicht mehr zu brauchen und verfiel dem 
Rowdytum (, Hooligantum“, wie es in Rußland genannt wird), 
dem Alkohol, dem Kokain. Alle diese traurigen Erscheinungen 
sind eine Folge des durch den Umsturz geweckten unersättlichen 
Verlangens nach immer neuen starken Eindrücken, des Wunsches, 
alles, was man anstrebt, sofort verwirklicht zu sehen, des 
Fehlens jeglicher Hemmungen seitens der Familie, der Gesell- 
schaft, der Schule. Neben diesen gab es aber selbstverständlich 
auch nicht wenige, die sich den neuen Verhältnissen überraschend 
schnell anzupassen wußten, indem sie kurz entschlossen alle 
Schlagwörter über Bord warfen und kein anderes Ziel mehr 
kennen wollten, als die Konjunktur auszunutzen. Es entwickelte 
sich ein neues „Revolutions-Schiebertum“, das schlimmer als das 
alte Kriegsschiebertum war und das bald ein höchst dankbares und 
daher immer wieder mit Vorliebe behandeltes Thema für die 
satirische Literatur abgeben sollte. Es genügt, an einige Romane 
und Erzählungen von Ilja Ehrenburg und Alexej Tolstoj, an die 
auch in Deutschland aufgeführte Komödie von Erdmann „Das 
Mandat“ zu erinnern. 
Die zweite, jüngere Schicht, die heute im Alter von 18 bis 
20 Jahren steht, hat seinerzeit keinen aktiven Anteil an der 
Revolution genommen, wurde von ihrer Romantik gar nicht oder 
nur in ganz geringem Maße ergriffen. Die Jugend dieser Gruppe 
war mehr Beobachter als handelnde Person im Revolutions- 
rozefl. Ihre u Physiognomie bildete sich unter dem Ein- 
fuf der fortschreitenden Zerrüttung der Familie einerseits und 
der Schule andrerseits. Weder hier noch dort konnte die Jugend 
systematisch denken lernen, konnte sie klare und feste ethische 
Grundlagen für ihr Verhalten gewinnen. Andrerseits waren die 
sozialen und politischen Verhältnisse, wie sie sich nun mit der 
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Einführung der NEP entwickelten, ganz und gar nicht dazu an- 
etan, jenen Enthusiasmus, jene heroische Kampf- und Todes- 
Bereitschaft großzuziehen, die den älteren Brüdern doch nicht 
abgesprochen werden kann. Die neue Jugend hatte keine Ver- 
gangenheit und keine Zukunft. Nur die Gegenwart war da, eine 
trübe, häfliche, kulturlose, traditionslose Gegenwart. Und so 
ist diese zweite Generation der russischen Jugend gekenn- 
zeichnet durch das Bestreben, alle schwierigen Probleme zu 
„vereinfachen“, durch einen platten Materialismus und Rationa- 
ismus, mangelnde Achtung vor der Einzelpersönlichkeit (nur 
das „Kollektiv“ gilt), dur die Auffassung der Liebe als rein 
„physiologischen Vorgangs“, durch die Verneinung aller ästhe- 
tischen Bedürfnisse. Daß diese „vereinfachte“ Psychologie große 
Gefahren in sich birgt, hat man auch von kommunistischer Seite 
längst erkannt — auf diesen Blättern ist schon wiederholt davon 
die Rede gewesen (man denke etwa an die Kämpfe um die 
Schaffung eines neuen kommunistischen Ritus an Stelle der kirch- 
lichen Festgebräuche). So schreibt der Kommunist Kohn in den 
„Iswestija“: „Unserer Jugend fehlt die revolutionäre Romantik. 
So lange die Ereignisse sie zur aktiven Teilnahme an den großen 
Käm fen zwangen, wußte sie diese Romantik zu finden. Aber 
dieselbe Romantik kann und muſt unsere Jugend auch in der 
8 schöpferischen Arbeit der Massen finden — dem Aufbau 
es Sozialismus. Der sozialistische Aufbau ist ein gewaltiger 
schwieriger Kampf; auf Schritt und Tritt sind furchtbare Hinder- 
nisse zu überwinden. Diesen Kampf zu begreifen, ihm Sinn zu 
5 ihn mit jugendlichem Enthusiasmus und jugendlicher 

nergie zu erfüllen, — das ist die Aufgabe, deren Erfüllung 
unserer Jugend jetzt obliegt.“ 


Dazu bemerkt Archangelskij: „In ihrer abstrakten Formu- 
lierung ist diese Aufgabe natürlich ganz richtig gestellt; richtig 
ist auch, daß ihre Lösung ohne Enthusiasmus ind Energie nicht 
möglich ist. Aber —“ und nun zitiert er einen Redner von der 
letzten Tagung des Zentralkomitees der regierenden Partei — 
„es hat gar keinen Sinn, jetzt von Enthusiasmus und Heroismus 
zu reden. Damit kommen wir nicht weit. Das kann man in der 
heroischen Zeit des Bürgerkrieges tun, heute aber wirken all- 
gemeine Phrasen nicht mehr auf die Jugend. Die Massen müssen 
an ihrem eigenen Leibe, in ihrer Bildung, in ihrem täglichen 
Dasein spüren, daß wir wirklich sozialistische Aufbauarbeit 
verrichten“. | 

Daß trotz allem aufbauende Arbeit geleistet wird und nicht 
zuletzt auch von der Jugend, davon kann sich jeder überzeugen. 
der das Rußland von heute mit dem von 1920 vergleicht. Ob 
diese Aufbauarbeit aber genau nach dem Programm der herr- 
schenden Partei vor sich geht, ist eine andere Frage. Archangelskij 
glaubt sie verneinen zu müssen. Gerade der Appell an die „revo- 
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lutionäre Romantik“ ist ihm ein Beweis dafür, daf die russische 
Jugend von heute, als Ganzes genommen, und die offiziellen 
„Aufbauarbeiter“ polare Gegensätze sind. Und er fährt dann 
fort: „Wir haben bisher nur die trüben Erscheinungen in der 
seelischen Verfassung der Sowjetjugend betrachtet. Es wäre 
aber ein großer Fehler anzunehmen, da das gesamte 
Seelenleben der heutigen russischen Jugend nur patholo- 
isch eingeschätzt werden kann. Jugend bleibt Jugend. Allen 
erzerrungen und Verirrungen zum Trotz fühlt sie sich doch 
immer wieder hingezogen zum Leben in seiner Fülle, nicht in 
seiner Armut, zum Licht, nicht zur Finsternis, strebt sie nach 
eigener, selbständiger Lösung aller Fragen des Denkens und 
Seins, unabhängig von allen fremden F ibeln und Katechismen. 
Das gilt auch von der heutigen Jugend. Fehler und Torheiten 
hat sie genug begangen, auch Gemeinheiten; dennoch aber ver- 
langt sie nach einer neuen, lichteren, vernünftigeren Organisa- 
tion des Lebens. Und sie wird ganz bestimmt dazu kommen. 
Bei der Moskauer Diskussion über die heutige 8 end wurde 
auf einige Tatsachen hingewiesen, die für eine Ae 
gung zeugen: es werden schon höhere geistige Ansprüche ge- 
stellt, das Interesse für philosophische und ästhetische Fragen 
wächst, das Verhältnis zwischen den Geschlechtern ist jetzt ge- 
sunder als noch vor wenigen Jahren. Alles das sind vorderhand 
nur Ansätze, aber der einmal eingeleitete Prozeß entwickelt sich 
weiter und er wird die Jugend zu guter Letzt ins Freie führen. 
Die en auf dem Lande ist schon heute vielfach das eigentlich 
sozial-aktive Element im Leben des Dorfes: sie versucht neue 
Methoden der Feldbestellung, gründet Einkaufsgenossenschaften. 
Jugendschulen usw. Der gesundeste Teil der en ec 
insbesondere der Arbeiterschaft, ist von einem heiſten Wissens- 
drang beseelt, sucht sich vor allem technische Kenntnisse anzu- 
eignen. Das verlockende, wenn auch nicht ganz deutlich gesehene 
Bild des ‚neuen Lebens‘, das mit den offiziellen Rezepten kaum 
noch etwas gemein hat, ist der Leitstern dieser Jugend. Und es 
ist zu hoffen, daß sie trotz aller Irrfahrten, trotz allen Abwei- 
chens auf Seitenpfade schließlich doch den breiten, geraden Weg 
finden wird, der die Gegenwart mit der W und Zu- 
kunft verbindet.“ 


k k * 


Einige neue Veröffentlichungen aus dem Gebiete der schönen 
Literatur seien hier wenigstens flüchtig charakterisiert. Der 
Roman von Pantelejmon Romans „Das neue Gebot“ 
ist bezeichnend für jene „Vereinfachung“ der großen ethischen 
und sozialen Probleme, von der oben die Rede war. Romanow 
begann seine literarische Laufbahn mit kurzen naturalistischen 
Geschichtchen und Skizzen, in denen er mit guter Beobachtungs- 
gabe das sowjetrussishe Alltagsleben schilderte, vor allem — 


129 


wie es neben ihm auch noch viele andere taten, man braucht nur 
an Sostschenko zu denken — die Gegensätze und Zusammen- 
stöße, die sich aus der Unmöglichkeit ergeben, die träge Masse 
des Volkes für die neuen utopischen Ideen zu gewinnen. Später 
suchte er in großen Romanen „Weltanschauung“ zu predigen. 
und da man in Ruflland schon immer — heute aber mehr denn 
je — beim Dichter und Künstler die Gesinnung höher schätzte 
als die schöpferische Begabung, so fanden sich auch Kritiker, die 
Romanow einen neuen Tolstoj nannten, ja, in ihm sogar eine 
Synthese von Tolstoj und Puschkin sehen wollten. In Wirk- 
lichkeit handelt es sich bei Romanow nur darum, daf er gewisse, 
im Augenblick gerade aktuelle Probleme herausgreift, um sie 
herum eine dem Geschmack des Durchschnittslesers vollkommen 
entsprechende Handlung aufbaut und zuletzt das Problem durch- 
aus im Sinne des offiziellen Parteiprogramms — wenn an diesem 
gelegentlih auch Kritik geübt wird — „löst“. So auch in dem 
„Neuen Gebot“. Ein junger Kommunist vom Lande, der es in 
Moskau zu einem angesehenen Posten gebracht hat, verliebt sich 
in eine seiner Beamtinnen, die aus einer bourgeoisen Familie 
stammende Ludmila. Sie verbinden sich, aber alsbald tritt der 
Klassengegensatz zutage: Ludmilla quält Sergej mit ihrer Eifer- 
sucht, sie ist eifersüchtig auf alle anderen Frauen, auf seine 
Arbeit, seine Genossen; sie will, daß er nur ihr gehöre. Er aber 
gehört nicht nur ihr, sondern dem ganzen Proletariat, für das er 
arbeitet und schafft, der Partei, der Zukunft; für ihn ist die Ehe. 
wie sie ihr als Ideal erscheint, d. h. als Hingabe der ganzen 
Seele, des ganzen Wesens an einen einzigen Menschen und nicht 
an die ganze Welt, etwas Unmoralisches — und so wird ihm die 
Erkenntnis, daß „der Mensch, der die alte Ordnung zerstört hat 
und weiterhin zerstört, vor einem neuen Gebot steht“. Es endet 
natürlich damit, daf die beiden sich trennen — Ludmila verläßt 
Sergej, sie geht, wie einst die Ibsenschen Frauen, „in die Nacht, 
ins Unbekannte“ hinaus. Er aber begibt sich zuerst in sein 
Heimatdorf, zu seiner dort verlassenen Frau, der naiven, gut- 
e Gruscha, um sein Verhältnis mit ihr ins Reine zu bringen: 
und dann wird er, nunmehr frei von allen schädlichen Einflüssen. 
wieder, was er vor der Begegnung mit Ludmila war, ein treuer 
Kämpfer für seine Klasse und die Revolution. 


Wie man leicht sehen kann, — neu ist dieses „Gebot“ keines- 
wegs, aber es läßt sich über Ludmila und Sergej gut diskutieren, 
es lassen sich die heute in Rußland so beliebten „literarischen 
Gerichtsverhandlungen“ mit Staatsanwalt, Verteidiger und Ge- 
schworenen inszenieren, und zu alledem ist der Roman, beson- 
ders in den Liebesszenen, im schönsten Kolportagestil geschrie- 
‘ben, nach einer Schablone, die in Rußland (und anderswo) schon 
vor einem Menschenalter Mode war und nie aus der Mode kom- 
men kann, weil es ein angeborenes Spieſtertum gibt, das alle 
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Zeiten und alle wechselnden Staatsformen überdauert. Und auch 
der tragische Konflikt, den Romanow darstellt, ist keineswegs 
auf eine neue Weise, ein für allemal, endgültig gelöst, denn er 
ist unlösbar — der alte, ewige, von unzähligen Dichtern immer 


wieder behandelte Konflikt zwischen Leidenschaft und Pflicht. 


Ernster zu nehmen ist der neue Roman von Ilja Ehren- 
burg „Das stürmische Leben des Lasik Rot- 
schwanz“, die Geschichte eines armen Juden aus dem dun- 
kelsten russischen Ghetto, der als Schneider anfängt, dann aber 
Sowjetbeamter, Journalist, Weltreisender und Gott weiß noch 
was alles wird, in seinem innersten Wesen jedoch immer das 
bleibt, was er war, und mit kindlich-naivem Staunen das tolle 
Treiben der aus den Fugen geratenen Zeit ringsherum beob- 
achtet und kritisiert. Das Motiv der Weltreise wird ähnlich, wie 
in Ehrenburgs zuerst in Deutschland bekannt gewordenem und 
immer noch bestem Roman, den „Abenteuern des Julio Jurenito“, 
dazu benutzt, die verschiedenen Nationen ironisch zu charakteri- 
sieren; mancher Hieb sitzt, auch die Übertreibungen wird man 
dem Satiriker zugestehen müssen; aber noch unangenehmer als 
im Jurenito berührt hier der gehässige Grundton, die Vernei- 
nung um der Verneinung willen, die Selbstgefälli keit, mit der 
oft auch die größten Plattheiten vorgebracht werden. Daß wir 
Deutsche bei der großen „Völkerschau“, die der reisende Lasik 
Rotschwanz vornimmt, nicht allzu gut wegkommen, ist bei Ehren- 
8 ohne weiteres verständlih und man kann es ihm kaum 
übelnehmen. 

Trotz allem steckt in dem Buch viel Beobachtung und viel 
Witz und in einzelnen Schilderungen aus der Ghetto-Jugend 
des Helden sogar eine gewisse Gefühlswärme, die man bei Ehren- 
burg sonst kaum findet und die wohl nur als Reminiszenz an 
seine eigene Jugend zu verstehen und zu erklären ist. Der 
Kritiker hat nicht unrecht, der vor allem starke Kürzung des 
viel zu breit ausgesponnenen Romans fordert. Dann würden 
seine Vorzüge viel deutlicher in die Erscheinung treten, dann 
würde vor allem auch die Gestalt des Helden den Leser stärker 
ergreifen, weil das Menschliche in ihm deutlicher zum Ausdruck 
käme, während es jetzt hinter all dem Witz und Spott, zu dem 
der arme Lasik Rotschwanz Anlaß gibt, viel zu sehr verschwindet. 


Man hört es vielleicht in Moskau nicht gerne, es muß aber 
esagt werden, daf das bedeutendste russische Dichterwerk der 
1 Monate, vielleicht sogar Jahre, nicht in Sowjetruſtland 
entstanden ist, sondern einen Emigranten zum Verfasser hat. 
Es ist der autobiographische Roman von Iwan Bunin „Das 
Leben Arsenje ws“, der zurzeit in der Pariser Monats- 
schrift „Sowremennyja Sapiski“ erscheint. Bunin erzählt hier 
nichts weiter als die Geschichte seiner eigenen Kindheit und 
Jugend, erzählt schlicht, ruhig und sachlich. An großen „Ereig- 
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nissen“ ist diese Geschichte arm; sie wird am besten gekenn- 
zeichnet durch des Dichters eigene Worte: „Was war denn so 
wunderbares an diesen Tagen? Nichts als daß sie neu für mich 
waren, nichts als meine eigene Frische, meine Jugend. Die Welt 
ist für einen kurzsichtigen, schwerhörigen jungen Menschen eine 
ganz andere als für einen gesunden. Ich sah alle sieben Sterne 
in-den Plejaden, ich hörte das Pfeifen des Hamsters im Felde 
auf eine Werst weit, ich wurde berauscht von der Schärfe, mit 
der ich den Duft eines Herbstmorgens, des Wintersturmes, eines 
alten Buches oder eines Maiglöckchens einsog . . .“ Wie Tolstoj. 
wie Turgenew ist auch Bunin ein Landkind, die Landschaft, in 
der er groſtgeworden ist, ist dieselbe mittelrussische Landschaft. 
die auch die Heimat der beiden älteren großen Dichter ist, und 
er weiß sie mit einer Anschaulichkeit, Lebhaftigkeit und Wärme 
zu schildern, die sich wohl mit der Kunst der beiden großen Mei- 
ster — sie sind auch seine Meister — vergleichen kann. Vor 
allem aber ist die Landschaft für ihn nicht das Objekt kalt stau- 
nenden „Besuchs“, sie lebt, sie ist ein „Seelenzustand“. Bunins 
Jugenderinnerungen verdienen es wirklich, dicht neben Tolstojs 
„Kindheit“ gestellt zu werden. Der Held dieser Erinnerungen 
ist allerdings kein Grübler und Skeptiker wie Nikolenka Irten- 
jew-Tolstoj, er leidet nicht unter Minderwertigkeitskomplexen. 
er ist ein echtes Naturkind, ein Mensch, der frisch umherspäht 
mit gesunden Sinnen, der viel sieht und beobachtet, der aber 
durch alles, was er sieht und erfährt, an sich selbst nicht irre wird. 
Über allem steht, über allem triumphiert das gesunde, 
starke Lebensgefühl. Das ist es, was die Lektüre von Bunins 
neuem Werk zu einem so hohen Genuf, zur Freude macht. 
Treffend heißt es in der den Intentionen des Dichters liebevoll 
nachgehenden Besprechung des Werkes von J. Eichenwald: „Die 
Poesie des russischen Landsitzes, aber auch ihre Prosa, die rus- 
sische Natur und die russische Stadt, die russische Kirche, die 
russischen Menschen, die erste Liebe, der erste Todesfall, die 
ersten gelesenen Bücher, der Einfluß alter Verse und Lieder, 
religiöse Stimmungen, das Erwachen des Frühlings — in der 
Welt draußen und im Innern — und das alles beherrschende. 
alles erfüllende Lebensgefühl, die Freude darüber, das Gefühl 
der eigenen Jugend, des elementaren Glücklichseins, trotz allem. 
trotz allen einzelnen Unannehmlichkeiten und Argernissen, das 
Gefühl der Neuheit. der Welt, der Frische ihrer Farben — das 
alles tritt aus dem Werk Bunins in lichter, die Seele aufs tiefste 
bewegender Schönheit entgegen. Das Tor der Erinnerung weitet 
sich, es weist in die Tiefe, man fühlt, daf es sich um vergangene. 
fernab liegende Dinge handelt, man spürt die unbesiegbare, 
unerbittliche Macht der Zeit, aber dieses Vergangene verliert 
seine Wärme nicht, es ist lebendig geblieben in dem Gedächtnis 
des Dichters, das nichts losläßt, was es einmal erfaßt hat.“ 
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Bücherschau. 


Korostowetz, W. K. von: Lenin im Hause der 
Väter. Autorisierte Übersetzung aus dem Russischen. Berlin 
ar . Verlag für Kulturpolitik. 444 S. Preis brosch. 12 M., geb. 
15 M. 


Das vorliegende Buch von Korostowetz stellt den zweiten Band seiner 
Memoiren dar, die der Zeit von 1911 bis zum Herbst 1919 gewidmet sind. 
Sein Ziel ist die Schilderung der Ursachen und Begebenheiten der russischen 
Katastrophe. Unterbaut ist das Werk von einem sorgfältig zusammenge- 
tragenen umfangreichen Material von Quellen und Darstellungen, zu denen 
nicht nur die bisher erschienenen Veröffentlichungen Mittel- und Westeuropas, 
sondern auch solche der Sowjetregierung, sowie noch bisher unveröffentlidite 
Dokumente gehören. Persönliche Erinnerungen des Verfassers erhalten da- 
durch einen breiten historischen Rahmen. Korostowetz, dem ehemaligen 
Sekretär der persönlichen diplomatischen Kanzlei der russischen Außen- 
minister Sazonow, Stürmer und Pokrowskij, sowie dem späteren persönlichen 
Sekretär im Außenministerium unter Miljukow während. der Provisorischen 
Regierung, war es vergönnt gewesen, unbeschwert von einer großen politi- 
schen Verantwortung gerade an der Stelle zu arbeiten, wo die gesamten 
Fäden der russischen auswärtigen Politik zusammenliefen. 


Eine eingehende Schilderung des russischen diplomatischen Korps, seiner 
einzelnen Vertreter im Auslande, sowie der Tätigkeit des Schwarzen Kabi- 
netts leitet Korostowetz's Buch ein. Die Politik Sazonows und Iswolskijs 
erfährt vom Verfasser eine vollkommene Ablehnung. Er schätzt sich glück- 
lich, für die begangenen Fehler der auswärtigen Politik Rußlands keine Ver- 
antwortung tragen zu müssen. Bei der Erörterung der Ereignisse und Ver- 
handlungen während der letzten Vorkriegsjahre, der Zeit des Weltkrieges 
und der der Provisorischen Regierung betont Korostowetz immer wieder als 
Kardinalfehler der Politik Iswolskijs und Sazonows, einem blinden Anhänger 
Poincarés, Buchanans, Delcasses und Paleologues, den eitlen Wahn der russi- 
schen leitenden Politiker, mit Hilfe der Alliierten Konstantinopel und die 
Meerengen zu erringen. Die Lösung des Balkanproblems im russischen Sinne 
diente nur als Köder, der von Frankreich und England geschickt lanciert 
wurde, um Rußland ihren eigenen egoistischen Plänen dienstbar zu machen. 
Der Mohr konnte gehen, nachdem er seine Schuldigkeit getan hatte. Eine 
Formulierung, der sich Korostowetz wiederholt bedient. 


Einer vernichtenden Kritik unterzieht der Verfasser die inneren Zu- 
stände Rußlands, die völlig unzureichende militärische Ausrüstung, die unver- 
antwortlihe Haltung des Kriegsministers Suchomlinow und des General- 
stabschefs Januschkewitsch während der kritischen Julitage.e Große Aufmerk- 
samkeit widmet Korostowetz dem unwürdigen Treiben Rasputins und der 
ihn umgebenden Hofclique. Die Schilderung des immer hemmungsloseren 
Hineintaumelns in das Chaos der Revolution erreicht beim Verfasser in den 
letzten Kapiteln seines Buches eine geradezu dramatische Steigerung. Dabei 
versucht Korostowetz mit einer beachtenswerten Objektivität den Beweis von 
der logischen Notwendigkeit des Ausbruches der Revolution zu erbringen. 
Die laue Haltung der einzelnen Vertreter der Provisorischen Regierung 
gegenüber der äuſtersten Linken, der zwecklose und daher völlig mißglückte 
Versuch, den Krieg fortzuführen, ohne im eigenen Lande dem Volk durch- 
greifende Reformen zu gewähren, führte Rußland mit der gleichen logischen 
Konsequenz in die Arme der Sowjetherrschaft. Als heimatloser Flüchtling 
traf Korostowetz nach Überwindung fast unglaubwürdig erscheinender Ge- 
fahren und Entbehrungen in Polen ein. 


Das Buch ist weder als ein rein wissenschaftlickes Werk noch als Quelle 
im eigentlidien Sinne zu werten. Der leichte, fesselnde Stil, die Fülle inter- 
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essanter Einzelheiten sind jedoch eine gute Empfehlung. Eigenartig berührt 
nur der Titel, der leicht zu irrigen Vorstellungen Anlaß geben kann. Mögen 
auch einzelne Behauptungen des Verfassers einer strengen historischen Kritik 
nicht immer standhalten, als Beitrag zur Geschichte der behandelten Periode 
wir dieses Werk von der modernen Forschung nicht unberücksichtigt Selen 
ürfen. . G. 


KurzeZusammenstellungüberdiePolnische 
Armee. Von K. Urban. 57 S. u. 4 Tafeln Verlag R. Eisen- 
schmidt, Berlin NW 7, 1928. Brosch. 2 RM. 


Das Heer unseres östlihen Nachbarn entwickelt sih immer mehr zu 
einem der wichtigsten Machtfaktoren Europas und genießt angesichts der 
immer erneut angespannten Gefahrenlage im Osten verdoppeltes zeitge- 
schichtliches Interesse. Deshalb wird diese Zusammenstellung vielen will- 
kommen sein, wenn sie sich auch im großen und ganzen auf das Formale 
beschränkt und deshalb wahrscheinlich für den militärischen Fachmann nur 
begrenztes Interesse hat. Die Urbansche Schrift bietet in knapper Form alles, 
was über Stärke, Gliederung, Standorte, Bewaffnung, Ausbildung usw. der 
polnischen Armee bekannt ist. Sie ergänzt diese Mitteilungen durch Angaben 
über die militärischen Organisationen wie die Schützenverbände u. a. über die 
Maßnahmen zur militärischen Jugenderziehung. Audi das von Polen nicht 
zur Armee gerechnete Grenzschutzkorps ist berücksichtigt. Dazu kommen 
militärgeographische Notizen, eine Wiedergabe der topographischen Zeichen 
auf den polnischen Landkarten und eine Reihe von Tafeln, auf denen die 
Rangabzeichen, Stabsflaggen usw. dargestell sind. Dem aufmerksamen Reisen- 
den in Polen wird an Hand dieser Angaben das Straßenbild oft sprechender 
und lebendiger erscheinen, und der Wanderer wird die Mitteilungen über die 
Kartenbenutzung begrüßen. 


Auch den knappen Bemerkungen des Verfassers, die über das rein 
Formale hinausgehen, wird man im allgemeinen zustimmen. Ob man freilich 
noch heute — nach zwei Jahren der „sanacja moralna“ Pilsudskis — „eine 
bis in die höchsten Stellen hinein stark verbreitete Korruption” als charak- 
teristish für das polnische Offizierkorps betrachten kann, darf in dieser 
Verallgemeinerung bezweifelt werden. R.R.B. 


Die Empörung. eine Geschichte vom Aufstand der Tiere 
von W. St. Reymont. Aus dem Polnischen übertragen von 
10 Paul d' Ardeschah, im Rheinverlag Basel Zürich Leipzig 

aris-Straßburg. 299 S. Brosch. 3,50 RM. 


Der polnische Nobelpreisträger Reymont ist westeuropäischen Lesern 
vornehmlich als Schilderer seines heimatlichen Milieus („Die Bauern“, „Lodz“) 
vertraut. Jn seinem vorliegenden letzten Werk versucht er in symbolischer 
Form ein allgemein menschliches Problem zu bewältigen. In dem Kampf der 
Haustiere gegen die jahrtausendalte Bedrückung durch die Menschen sucht 
Reymont eine Lösung der Frage nach der Freiheit zu finden. 


Auch von diesem Roman wird jedoch am ehesten bleiben, was der 
Dichter aus dem Erlebnis der Heimat schafft. Die Naturschilderungen sind 
großenteils ungewöhnlich eindrucksvoll und steigern sih im zweiten Kapitel 
zu überwältigender Lebendigkeit und Schönheit. Demgegenüber verblaßt die 
nicht sehr straff durchgeführte und gegliederte Handlung. Die Tiere ver- 
lassen zu Hunderttausenden die menschlichen Wohnstätten und suchen unter 
Führung eines Hundes ein sagenhaftes Wunderland im Osten. Den endlosen 
Leiden dieses Zuges erliegen Tausende, und die übrigen zerstampfen in ihrer 
Verzweiflung den Führer kurz vor dem ersehnten Ziel, um wieder den 
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Menschen als Herrn zu suchen. Als sie glauben ihn gefunden zu haben, ist 
es ein großer Gorilla. So une das Freiheitsbuch des repräsentativsten 
Dichters des wiedererstandenen Polens in tiefe Bitterkeit und Ske 92 aus 


Die Entstehung der Posener Kulturland- 
schaft. Beiträge zur Siedlungsgeographie. Von Dr. Walter 
Maas. Posen, Drukarnia Concordia Sp. Akc., 197. 155 S., 
9 Karten und Tafeln. | 


Die vorliegende Arbeit verwertet ein ungewöhnlich umfangreiches 
Material, davon, was besonders dankenswert ist, viel polnisches. Bei seiner 
Verarbeitung hat der Verfasser Wert darauf gelegt, sein Thema nicht lediglich 
vom fachlich-geographischen Standpunkt aufzufassen, sondern es durch histo- 
rische. ökonomische und soziologishe Betrachtungsweise zu erweitern. 
Zahlreiche Anmerkungen und Tabellen, dazu eine Reihe von Kartenskizzen 
ergänzen den Text. 


Maas geht nach einer 5 der geographischen Grundlagen auf 
die A8 0 Besiedlung ein. ie es heute kaum noch für ein Teil- 
ebiet des ostdeutschen Kulturbodens bestritten wird (wenigstens in der 
gente Literatur), kommt auch Maas zu der Annahme, daß es eine Zeit 
völliger Entvölkerung zwischen der ersten deutschen und der slawischen Be- 
siedlung nicht gegeben hat. Der Gang der deutschen Neusiedlung im Mittel- 
alter wird mit größter Gründlichkeit bis in die Einzelheiten verfolgt. Die 
Bildung der verschiedenen Dorf- und Städtetypen, die Bildung und Weiter- 
formung der polnischen Agrar- und Sozialverfassung vor der deutschen Neu- 
ansiedlung und durch sie werden bis zur Besitzergreifung durch Preußen dar- 
gestellt. i 


Die Arbeit bildet also einen wertvollen Beitrag zur Erforschung der 
ostdeutschen Siedlungsgeschichte. Sie ist doppelt zu begrüßen, weil sie ein 
durch die sprachlichen Schwierigkeiten bisher besonders unwegsames Gebiet 
erschließt. Der Kulturwert der deutschen Siedlung im Mittelalter kommt 
trotz oder vielleicht wegen der vollkommenen Leidenschaftslosigkeit und Ob- 
jektivität des Verfassers eindrucksvoll zur Geltung; so wird die Arbeit auch 
für nationalpolitische Auswertung fruchtbar gemacht werden u 


* 


Zeitschriftenschau. 
A. Sowjetrußland. 


I. Politik. 


Dorisowjets und Landgesellschaften. (Sel'skie sovety i zemel'nye Obscestva). 
Von S. Zdanovič. 
„Bol’$evik“-Moskau, Nr. 6 (März) 1928, S. 39 u. ff. 


I. Die Stellung der Landgesellschaften, ihre Rolle im Kultur- und Wirt- 
schaftsleben des Dorfes, und die Herabdrückung der Bedeutung der Dorf- 
sowjets durch sie in den letzten zwei Jahren, beschäftigt alle Parteistellen. 
Nach längeren teils politischen, teils historischen Erörterungen kommt Ver- 
fasser zu dem Schluß, daß die Begriffe Landgemeinde, Dorfgesellschaft, 
Dorfversammlung und Landversammlung mehr oder weniger Abstufungen 
derselben Verbände, nur mit anderen Zeitbenennungen, sind. Ihre Nivel- 
lierung durch eine Revolution hat 1884 schon Engels prophezeit. Lenin 
charakterisiert die „Russische Gemeinschaft“ als einen Verband des auf- 
eteilten Landes. Verfasser kommt zu den Sdilüssen, daß die Grundform 
ür die Landverwertung die Gemeinschaft sei. In ihren Rahmen gehören 
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zur Entscheidung von Landangelegenheiten, allgemeinpolitischen, kul- 
turellen und Wirtschaftsfragen die Landgesellschaften und die Dorf- 
gemeinden. In ihrer Bewertung müsse man von realen, nicht von theore- 
tischen Gesichtspunkten ausgehen. Daß eine russische „Obstina” bestehe, 
wird verneint. 


II. Die Frage des Verhältnisses zwischen Dorfsowjets und Landgesell- 
schaften: Die Dorfsowjets, früher unbedeutend und passiv, sind jetzt 
diktatorishe Kulturzentren des Dorfes, aber das lokale Leben spielt sich 
im einzelnen oft außerhalb ihres Bereiches ab, z. B. in den Dorfversamm- 
lungen und bei den von diesen gewählten Organen, Starosten und dergl. 
— Daf die wirklich tätigen Dorfsowjets noch längst nicht alle Fragen be- 
herrschen, ist nicht Schuld der Passivität der Arbeitsorgane, sondern 
Schuld der oft lokalen Gegenströmungen. Aber eine Gewaltsanwendung 
egen den bäuerlichen Mittelstand richtet nach Lenin — im Gegensatz zu 
ngels — nur Schaden an. Die Dorfsowjets seen bereits als Organe der 
Diktatur des Proletariats, die Landgemeinden als private Formationen 
fühlen sich dadurch beschränkt. — Verfasser lehnt die Aufhebung der 
Landgesellschaften, wie auch ihre Umwandlung zu minimalen Zellen der 
Sowjetgewalt ab; sie müssen bestehen bleiben, gleichzeitig müssen Maß- 
nahmen zur Hebung der Rolle der Dorfsowjets als soziale Umstellungs- 
zentren getroffen werden, und bei genügender Beachtung der Landgesell- 
schaften durch die Parteiorgane werden sich diese erobern lassen. 


III. Was soll praktisch geschehen? Vor allem Schaffung einer materiellen 
Basis. Im Gegensatz zu den oft bedeutenden Budgets der Landgesell- 
schaften fehlt diese Basis den Dorfsowjets. 1926/27 hatten von 57 310 nur 
172, d. i. 3% eine solche. Hieran stockt die Arbeit an den Massen. Ver- 
fasser erörtert die Bedingungen, unter denen selbständige Budgets möglich 
sind; macht sie abhängig von der Höhe der Rücklagen. Aber der Einwand 
eines Mangels an Hilfsquellen läßt er nicht gelten: man solle Mühlen, 
Schmieden, Wälder, freies Land usw. zur Verfügung der Dorfsowjets 
stellen. Auch die Rechtslage ist von Bedeutung. Juridische Personen sind 
nur Dorfsowjets mit eigenem Budget, alle anderen sind geschäftsunfähig. 
Die Absätze 50 und 55 des Landkodexes bestimmen zwar die Rechte so- 
wohl der Dorfsowjets wie der Landgesellschaften, aber Übelstände wie die 
Verwirrung von Kontrollrechten und Ausführungsbestimmungen müßten 
darin abgestellt werden. — Die angebliche Verschiedenheit zwischen den 
Landgesellschafts- und den Dorfversammlungen bestehe nicht. Beides 
sind „s-chody“, und das zu ihrer Abgrenzung geschaffene Gesetz ist nicht 
in Kraft getreten. Eine Unterscheidung entspreche auch nicht dem Volks- 
empfinden. — Verfasser verlangt, daf die Dorfversammlung das Recht 
habe, kulturelle, politische und wirtschaftliche Fragen zu entscheiden. 
Dafür soll der Dorfsowjet befugt sein, die Landgesellschaftsversammlung 
von sich aus einzuberufen; auch seine administrativen Rechte sollen, zur 
Stärkung der materiellen Lage, erweitert werden. — In der Jurisdiktion 
sollen an Stelle der endlosen Zwischeninstanzen mehr die Heimatgerichte 
und besondere Einzelkommissionen treten. — Die Arbeitskräfte der Sow- 
jets, insonderheit die Sekretäre, müssen materiell aufgebessert werden. 
Dadurch will Verfasser das Endziel erreicht sehen: die Dorfsowjets zu 
Zentren der sozialistischen Umstellung auf dem Lande zu machen und in 
diesem Sinne audi gleichzeitig ihre Stellung den Landgesellschaften gegen- 
über zu bestimmen und zu entscheiden. ó B. 


Die Kollektivierung des Sowjetdorfes. (Kollektivizacia sovetskoj derevni). 
Von Grigor’ev. 
„Bol’sevik“-Moskau, Nr. 7 (April) 1928. S. 38 u. ff. 
1. Die zwei Etappen der seit zehn Jahren bestehenden Kollektivierung 
sind: Die jetzt verlassene Kollektivierung um nationale Fonds und die 
bestehende Vereinigung von Bauernwirtschaften um das Inventar mit nadi- 
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folgender Vergesellschaftung der einzelnen bauernwirtschaftlihen Funk- 
tionen und späteren Umformung der individuellen Bauernwirtschaft in eine 
Genossenschaft zur gemeinsamen Benutzung des Inventars, dann in eine 
5 Landbearbeitungsgenossenschaft, schließlich in eine Kommune. 
n den ersten Jahren nach der Revolution beteiligten sich noch viele Ge- 
legenheitselemente; nach ihrer Abstoſtung umfaßte Rußland ohne Ukraine 
1921: 14732, 1924: 8469, 1925: 8802 und 1926: 7161 Kollektivwirtschaften. 
Da 1927 die Fonds nahezu erschöpft waren, wurde der zweite Weg ge- 
funden: starke Kooperationsbasis durch Maschinen, Traktoren und dergl., 
Anstellung von Instruktoren und Besoldung von Personal auf gemeinsame 
Kosten. — Das dynamische Schema der vier Kollektivierungsstufen ist: 
Maschinengenossenschaft oder Genossenschaft zur Benutzung gemeinsamen 
Viehes, Gesellschaft zur gemeinschaftlihen Landbearbeitung, landwirt- 
schaftliches Kartell, landwirtschaftlihe Kommune. 

2. Die Kollektivwirtschaften im System der landwirtschaftlichen Genossen- 
schaften. Unter 1999 Kollektivwirtschaften in den föderativen Sowjet- 
republiken sind „wilde“ Kommunen 10,9%, Kartells 21,6% Genossen- 
schaften 43%. Die Bedingungen für die ersteren liegen zum Teil in der 
Entfernung von Eisenbahnlinien, zum Teil in der Abneigung gegen Neu- 
ordnungen, endlich in der mangelnden Fürsorge, welche das Genossen- 
schaftssystem für agronomisdi und technisch hilfsbedüftige Wirtschaften 
zeige. Eine Ausnahme machen Sibirien und Nordkaukasus. 

J. Die Produktionscharakteristik umfaßt Pferde, Kühe, Schweine, Schafe; 
besprochen werden die Saatverhältnisse; überall wird der bessere Stand 
der Kulturen der Kollektiv- gegenüber den Einzelwirtschaften betont. Dies 
ist für die herrschende Epoche des Anwachsens des Grundkapitals sehr 
wichtig; auch auf Mühlen, Buttermeiereien und ähnliche Bearbeitungsstätten 
ist das Bestreben der Kollektivwirtschaft gerichtet. Die Formen wechseln 
noch; jeder Bauer muß dazu umlernen; die Kulturkräfte sind bisher nicht 
in der nötigen Menge vorhanden. Es besteht jetzt ein Übergangsstadium 
für Anhäufung und Wiederherstellung des Grundkapitals. Diesem Prozeß 
stehen als Hemmungen entgegen das Miſtverhältnis zwischen Entwick- 
lungsmöglichkeiten und wirklihem Niveau (z. B. in der Viehzudt), die 
Nichtausnutzung der Arbeitskräfte, die Notwendigkeit der Ermietung von 
Fremd- und Saisonarbeitern, die Unzulänglichkeit der Kulturkräfte und 
endlich die große Zahl der „wilden“ Wirtschaften. 

4. Die an der Errichtung der Kollektivwirtschaft Beteiligten sind in erster 
Linie die Bauern. Sie machten zuletzt in den föderativen Republiken 
95,5 %, in der Ukraine 77,9% aus. In den Kommunen sind sie mit 88,5 . 
in den Genossenschaften bis zu 97 % beteiligt. Die Kartells nehmen eine 
Mittelstellung ein. Arbeiter finden sich hauptsächlich in Kommunen (6,5 % 
bis 6,7 %), in den Genossenschaften unwesentlich, 0,3 % in den föderativen 
Staaten, 3,0% in der Ukraine; in Industriebezirken steigt der Prozentsatz 
auf 20 %, sogar 32 %. 

Die Kollektivwirtschaft erfaßt bisher hauptsächlich den mittleren Bauern- 
stand; sie auch auf den unbemittelten auszudehnen, ist das Ziel der Be- 
strebungen der Kollektivwirtschaft. O.B. 


II. Wirtschaft. 


Das Budget der Sowjetunion im Jahre 1927/38. (Budzet Z. S. S. R. na r. 
1927/28). Von S. Skrzywan. 
Przeglad Gospodarczy, Warschau 1928, Heft 10, Seite 481/482. 


Das Budget der Sowjetunion, das in dem ersten Entwurf der Finanzkom- 
mission sich auf 5.466 Milliarden Rubel belief, hat sich schließlich bis zu 
seiner endgültigen Bestätigung auf 6.038 Millionen Rubel gesteigert. Ein 
Vergleih mit früheren Jahren zeigt, daß das Budget ständig gewachsen 
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ist, wenn auch die abnehmende Kaufkraft des Tscherwonez mit in Rech- 
nung zu ziehen ist. Dieses Wachstum hat sich jedoch fortgesetzt ver- 
mindert, was darauf schließen läßt, daß die Periode des finanziellen Auf- 
baus sich dem Ende nähert. Die Erhöhung des Budgets beruht hauptsäch- 
lich auf den auſterordentlichen Einnahmen und auf der Vermehrung der 
steuerlichen Belastung. Die Belastung der Volkswirtschaft ist unverhält- 
nismäßig hoch. Mit den Budgets der Selbstverwaltungskörper und den 
sozialen Abgaben kann man die öffentlichen Lasten in der Sowjetunion 
auf 8 bis 8% Milliarden Rubel annehmen, was mehr als 60 % des Volks- 
einkommens ausmacht. Doch ist die reale Durchführung des Budgets mög- 
lih. In dem ersten Halbjahr des laufenden Finanzjahres sind 50,8 % der 
veranschlagten Gesamteinnahmen eingegangen, allerdings unter Zuhilfe- 
nahme außerordentlicher Einnahmen in der Form von Anleihen. 


Kredittheorie der Industriefinanzierung. (Kreditnaja teorija finansirovanija 
romyslennosti). Von D. Bogolepov. 
„Ekonomiceskoe Obozrenie“-Moskau, März 1928, S. 63—72. 


Der Verfasser setzt sih mit der von Prof. Katzenellenbaum, einem der 
aktivsten Anhänger weiterer verstärkter Industrialisierung der Sowjet- 
union, in seiner Schrift „Industrializacija chozjajstva i zadali kredita” 
(Die Industrialisierung der Wirtschaft und die Aufgaben des Kredites) 
entwickelten Kredittheorie auseinander. Es handelt sich um die strittige 
Frage der rationellsten Form der Kapitalbeschaffung für die Industrie. 
Der pjatiletnij plan (Jahrfünftbudget) verkennt nach Prof. K. voll und ganz 
die Bedeutung der Fremdfinanzierung für den Aus- und Aufbau der In- 
dustrie. Nach K. ist dieser Weg nicht ein Weg, sondern der Weg für 
die Finanzierung der Sowjetindustrie. Im Gegensatz zu der Auffassung 
von K. legt der pjatiletnij plan das Schwergewicht auf die Eigenfinan- 
zierung (Finanzierung durdi innerbetrieblihe Zuwachskapitalakkumu- 
lation) und auf die Finanzierung durch Mittel des Staatsbudgets. K. meint, 
daß diese beiden Mittel bei weitem nicht ausreichen können und daß sie 
wirtschaftlih unzweckmäfig seien, weil sie ein relativ zu hohes Preis- 
niveau der industriellen Fertigerzeugnisse voraussetzen. Dieser Nachteil 
ist aber ausgeschaltet, wenn nach K. die Fremdfinanzierung in den Vor- 
dergrund tritt. 

Der Verfasser weist die Theorie von K. schroff zurück. Der Bauer akku- 
muliert gegenwärtig Kapital in Form von Waren, und die Arbeiterschaft 
kann wenig erübrigen. Aus diesem Grunde muß die Fremdfinanzierung, 
auf die auch nach Meinung des Verfassers nicht verzichtet werden kann, 
die aber nur ein Weg und nicht der Weg sein kann, für die Sowjet- 
industrie viel zu teuer werden, weshalb auch bei der verstärkten An- 
wendung von Fremdfinanzierung an eine Preissenkung gar nicht zu 
denken sei. Und in bezug auf die Hereinnahme von ausländischem Kapital 
bestehen die bekannten Schwierigkeiten. Aus diesem Grunde ist die 
Theorie von K. nach Meinung des Verfassers nichts weiter als eine klein- 
bürgerliche Utopie. R.S. 


Der staatliche Handel im Wirtschaftsjahr 1927/28. (Gosudarstvennaja tor- 
govlja v 1927/28). Von Sergej Speranskij. 
„Ekonomiteskoe Obozrenie“-Moskau, Februar 1928. S. 113—125. 


Der gesamte Absatz der Industrie hob sich 1926/27 gegenüber dem Vor- 
jahre um 20 % (eingeschlossen der Absatz an Syndikate und Kleinhandels- 
eschäfte). Relativ stark war die Absatzsteigerung bei Metallen und 
Steinkohle (Metalle Zunahme um 30 %, Steinkohle um 28%). Auf den 
staatlichen Handel entfallen von dem gesamten Industrieabsatz ungefähr 
662% %. Die Absatzsteigerung ist zum Teil darauf zurückzuführen, daß 
der staatliche Handel im letzten Jahre in der Lage war, seinen Abnehmern 
erhöhte Warenkredite zu gewähren (Kreditierung der Lieferungen zu 


738 


60 % gegenüber 54,9 % des Vorjahres). Für diese Kreditpolitik waren in 
erster Linie wirtschaftspolitishe Gesichtspunkte bestimmend. Staats- 
organe und Genossenschaften wurden dem Privathandel gegenüber be- 
vorzugt. Systematisch wird auf diese Weise der private Handel aus dem 
Markte gedrängt. Im Vergleich mit 1924/25 wuchs der Anteil der Ge- 
nossenschaften am Gesamtabsatz um 9,8 %. Dagegen sanken die Anteile 
des privaten und des staatlichen Handels, ersterer um 5,4 %, letzterer um 
3,1%. Der Anteil der Syndikate am Gesamtabsatz der Industrie hob sich 
von 1925/26 bis 1926/27 von 2126 Millionen Rubel auf 3135 Millionen Rubel 
(von 35,1 % auf 42,6 %). Die Förderung des genossenschaftlichen Handels 
bewirkte aber eine relative Abnahme des Absatzes der staatlichen Syn- 
dikate und Truste im Bereich des Kleinhandels, 


HI. Geistiges Leben. 


Die Wege der Baukunst. (Puti Eu) Von Prof. A. Nekrasov. 


„Pečať i revoljuctja“, 1928, Heft 4, S. 66— 


Die eingehende Analyse der Prinzipien der neuen Baukunst, die heute in 
der ganzen Welt von führenden Architekten und Ingenieuren verkündet 
und verwirklicht werden, führt den Verfasser zum Ergebnis, daß das 
rationalistische Moment, das in der letzten Zeit in vielen Beziehungen an 
Stelle der sensualistischen Wahrnehmung der Dinge getreten ist, auch auf 
diesem Gebiete vorherrschend geworden ist. Die russische Baukunst, die 
schon seinerzeit eine besondere Vorliebe für den rein rationalistischen 
Empire-Stil mit seinen glatten Flächen und schematisierten Linien gezeigt 
hat, scheint berufen zu sein, hier neue Wege zu zeigen. Denn obwohl 
die neue Bewegung im Westen geboren ist, sind dort bis heute die end- 
gültigen Ausdrucksmöglichkeiten des neuen Stils noch nicht gefunden wor- 
den. „Zweifellos liegt der Grund darin, daß der Verstand von der Not- 
wendigkeit der rationellen Lebensplanung nicht restlos überzeugt ist. Wo- 
gegen bei uns dies wenn auch nicht vollständig erreicht, so doch wenigstens 
ostuliert ist... Man kann sich nicht eine vollkommenere Verwirk- 
ichung der Prinzipien der neuen Baukunst vorstellen, als es in der Sowjet- 
union der Fall ist...“ Und neue Formen der Raumgestaltung in der 
Baukunst zu finden, heißt eine neue Ara für die Menschheit zu u DEA 


Das Sowjetkino auf neuen Wegen. (Sovetskoe kino na novych putjach.) 
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Von K. Mal’cev. 
„Novij Mir“, 1928, Heft 5, S. 243—250. 


Das Problem des Kinos, dieses „gewaltigen Faktors unserer Gegenwart“, 
wird heute in den Hauptstädten, wie in der Provinz, in den Fachkreisen, 
wie in den Arbeiterklubs eifrig diskutiert. Das Kino, sagt Malcev, ist 
das Objekt eines leidenschaftlichen Klassenkampfes geworden; die bürger- 
liche Idiologie bemüht sich, ihre letzten Positionen in der Kunst, in erster 
Linie im Kino vor dem Andrang der proletarischen Diktatur zu ver- 
teidigen. Einige Zahlen beweisen dabei die stets wachsende Bedeutung 
des letzteren: im Jahre 1923/24 haben alle Filmproduktionsgesellschaften 
der Sowjetunion 41 Filme, im Jahre 1926/27 — 98 Filme fertiggestellt; 
1923/24 betrug der Umsatz 5 200 000 Rubel, 1926/27 — bereits 15 Millionen 
Rubel. Das Zahlenverhältnis der russischen zu den aus dem Auslande 
importierten und in Sowjetrußland laufenden Filmen hat sich in der 
letzten Zeit zugunsten der ersteren geändert. — Desto auffallender ist 
aber das niedrige ideologische Niveau der russischen F 
„Das Sowkino, schreibt der bekannte Kritiker Mescerjakov, kommt aus 

kuniären Gründen dem Bürger (dem Nepmann und seiner Familie, dem 
eamten usw.) entgegen, riditet sich nach seinem Geschmack und nach 
seinen Bedürfnissen. Daher — der Kurs auf politische Neutralität in den 
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neuen Filmen; daher — die ‚schrecklichen‘ Abenteuer, nackte Frauen 
usw.“ — „Nur keine riesige Sujets und keine Massenszenen. Das Sujet 
muß klein und die Frauen müssen unbedingt hübsch sein“ — so lautet 
das vom Handelsgeist erfüllte Programm der Leiter der russischen staat- 
lichen Filmproduktionsgesellschaften. 
Dies alles ruft eine große Unzufriedenheit in den Arbeiterkreisen hervor, 
die scharfen Protest gegen die „Verbürgerlichung und Verkitschung“ des 
Kinos erheben. Die vor kurzem stattgefundene Parteikonferenz, die 
speziell diesen Fragen gewidmet war, hat sich ebenfalls für eine stärkere 
ideologishe Färbung des sowjetrussischen Kinos ausgesprochen. „Seine 
politischen Aufgaben bestehen in Propaganda mit Hilfe von Hinweisen auf 
die neuen sozialistischen Elemente in der Wirtschaft, im täglichen Leben 
usw., im Kampf gegen die Überbleibsel der Vergangenheit, in der Aus- 
bildung der Massen, endlich in ihrer Erziehung im Geist des Proletariats 
und seiner Partei.“ In ähnlichen Bahnen muß sich auch die Arbeit auf 
dem Lande bewegen, wo das Kino „das stärkste Mittel zur Hebung des 
kulturellen Niveaus der Bauern werden soll". Die Einfuhr aus dem Aus- 
land soll sich nur auf die wissenschaftlichen Filme beschränken. Und die 
energische und zielbewufte Durchführung dieses Programms kann nur 
durch die Erweiterung der Kompetenz der kommunistischen Partei auf 
dem Gebiete der Filmproduktion, sowie durch Heranziehung neuer, im 
Geist der Partei erzogener Mitarbeiter gesichert werden. L. J. 


B. Polen. 


Grundlagen der polnischen Außenpolitik. (Permanent Elements in Polish 
Foreign Policy.) Von T. Filipowicz. 
The English Review, London, Juni 1928, S. 672—684. 


Der Aufsatz des polnischen Vertreters in Brüssel gibt zunächst einen Über- 
blick über die Bestrebungen zur Wiederherstellung Polens seit den Teilun- 
gen. Bemerkenswert ist, daß der Verfasser im Gegensatz zu anderen 
Autoren die Bedeutung der Zwei-Kaiser-Proklamation vom 5. 11. 1916 recht 
hoch einschätzt. „So erhielten die Polen ihre Unabhängigkeit, aber die 
Deutschen bekamen nicht die polnische Armee“ sagt er und führt weiter 
aus, daß erst durch den genannten Akt die polnische Frage wieder ein 
internationales Problem geworden sei. Polen trat dann nach dem Zusam- 
menbruc der Mittelmächte unter Führung Pilsudskis mit dem Anspruch 
auf, nicht als neuer Staat, sondern als Fortführung des alten Reiches 
betrachtet zu werden: dementsprechend beanspruchte es die Grenzen von 
1771. Während sein Anspruch auf die Provinzen Posen und Pommerellen 
leicht durchdrang, traten in der Frage des Zugangs zum Meere Schwierig- 
keiten auf; hier konnte sich der polnische Vorschlag (Selbstverwaltung 
Danzigs innerhalb Polens) nicht durchsetzen. Die Nichtannahme des 
Vorschlags, Ostpreußen zu entmilitarisieren, schuf eine ständige Bedrohung 
der Nordgebiete Polens. Von der Wilna-Frage berichtet der Verfasser, ohne 
den Handstreich Zeligowskis zu erwähnen: nachdem der polnische Ver- 
gleichsvorschlag, Wilna unter Abschluß einer polnisch-litauischen Födera- 
tion bei Litauen zu belassen, von Litauen abgelehnt worden sei, habe das 
Parlament von Wilna den Anschluß an Polen beschlossen. Auch an der 
Grenze gegen Ruflland fanden die polnischen Ansprüche nur teilweise Be- 
friedigung. Der polnische Vorschlag, hier Pufferstaaten zu schaffen, wurde 
von Rußland mit der Bildung der Sowjetrepubliken Ukraine und Weiß- 
ruflland aufgegriffen. 


Die polnische Außenpolitik hat nach allen Seiten hin friedliebende Ten- 
denzen. Die polnische Armee hat nur defensive Zwecke, wie auch schon 
das alte Polen nur Verteidigungskriege geführt hat. Auf die volle Wie- 
derherstellung der Grenzen von 1771 hat Polen nach dem Ergebnis der 
Friedenskonferenz in loyaler Weise verzichtet. Mit vielen Staaten sind 
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Schiedsverträge abgeschlossen worden. Der Zollkrieg mit Deutschland 
nähert sich seinem Ende. Ein deutsch-russisches Bündnis würde für Polen 
angesichts seiner eigenen Kraft und der Deckung durch den Völkerbund 
keine Gefahr bedeuten. Mit Frankreich besteht seit 1500 eine traditionelle 
Freundschaft. Mit Rumänien hat Polen ein Bündnis, mit den Randstaaten 
wird es angestrebt. R. R. B. 


Een zur Handelsbilanz. (Na Marginesie Bilansu Handlowego). 


Von C. P 
Przemysl i Handel, Warschau 1928, Heft 22, Seite 893—895. 


Die starke Passivität der polnishen Handelsbilanz ist nicht unbedingt ein 
ungünstiges Zeichen. Die hohe Einfuhr bezweckt hauptsächlich wirtschaft- 
liche Investitionen und zeigt damit, daf die günstige Konjunktur in Polen 
noch andauert. Es muß jedoch darauf geachtet werden, daß die Einfuhr 
nicht den Charakter einer Einfuhr für die blofe Konsumtion annimmt. 
Ein erheblicher Irrtum wäre es, die Einfuhr durch administrative Vor- 
schriften künstlich beeinflussen zu wollen. Die Handelsbilanz kann viel- 
mehr nur durch Hebung des Exports verbessert werden. Da Polen bisher 
‚weder mit Deutschland noch mit Rußland einen Handelsvertrag besitzt, 
muß es andere Absatzmärkte suchen. In dieser Hinsicht sind die Be- 
mühungen des staatlichen Exportinstitutes um die Gewinnung der Märkte 
Südamerika, Südosteuropa und Skandinavien sehr zu begrüßen. Auch 
neue Exportartikel müssen gesucht werden. Die Schuld an dem Nicht- 
zustandekommen des Handelsvertrags mit Deutschland sieht der Verfasser 
darin, daß Deutschland einen wirtschaftlihen Nationalismus verfolgt, der 
die polnischen Waren vom deutschen Markt ausschließen will. R. 


Der Außenhandel Polens. (Handel zagraniczny Polski.) Von B. Rzepecki. 


Przeglad Gospodarczy, Warschau 1928, Heft 11, Seite 526—532. 


Der Verfasser bespricht an Hand einer eingehenden Statistik den polnischen 
Außenhandel vom Januar bis April 1928. In diesen vier Monaten ist die 
polnische Handelsbilanz dauernd passiv gewesen. Dies beruht zum Teil 
darauf, da in stärkerem Maße Rohstoffe und Halbfabrikate eingeführt 
worden sind, was auf eine größere Produktivität der Industrie hinweist, 
sowie auf einer erhöhten Einfuhr von Maschinen, woraus sich auf ver- 
mehrte Investitionen mit Hilfe fremden Kapitals schließen läft. Gestie- 
gen ist aber auch die Einfuhr von Textilien, Leder und Schuhwerk, 
Fertigfabrikaten der Eisenindustrie, Automobilen, während die polnische 
Ausfuhr wichtiger Exportartikel wie Holz, Naphtha, Textilien, Zucker zu- 
rückgegangen ist. Die Kohlenausfuhr ist ziemlich stabil geblieben. Die 
Gestaltung der Handelsbilanz hat nicht die Anzeichen einer katastrophalen 
Entwicklung. Doch muß man im laufenden Wirtschaftsjahr mit großen 
Schwierigkeiten rechnen. Die Handelsbilanz dieses Jahres hängt letzten 
Endes von dem Ausfall der Ernte ab. Neue Absatzmärkte müssen ge- 
sucht werden, und die Regierung muf die Einfuhr von Fertigfabrikaten 
aufmerksam überwachen. P. R. 


Stefan Zeromski. Von Olto Forst de Battaglia. 
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„Pologne Littéaire“ vom 15. April 1928. 


Der Artikel enthält eine Charakteristik von Zeromski, der heute zwei 
2 nach seinem Tode. zum Repräsentanten und Symbol des jungen 
olens geworden ist. Das Leben von Zeromski hat sich unter der Wir— 
kung der politischen Verhältnisse unglüclich gestaltet: Anhänger der 
Unabhängigkeitspartei, mußte er Polen verlassen, um lange Jahre als 
Emigrant in der Schweiz zu leben. Erst die letzten Lebensjahre bringen 
ihm Ruhm, materiellen Erfolg, Bewunderung der Jugend; doch auch sie 
werden durch den erbitterten Streit getrübt, der sich um sein letztes Buch 
— „Geschichte einer Sünde“ — entsponnen hat. 
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In Zeromski erblickt der Verfasser in erster Linie den großen Roman- 
tiker und den Meister des polnischen Wortes, der sein Rohmaterial aus 
dem alten polnischen Sprachschatz und aus allen Dialekten schöpfte. Auf 
Zeromskis Schaffen haben vor allen anderen Ibsen und die Russen — Tol- 
stoij, Turgenjev, Dostojewskij — Einfluß ausgeübt. Unverkennbar ist 
auch die Übereinstimmung der mystisch-religiösen Motive bei Zeromski 
und — Merekkovski, den der Verfasser „den größten russischen Schrift- 
steller unserer Zeit“ nennt. Aus dem vielbändigen Nachlaß von Zeromski 
verbleiben für die Weltliteratur seine Romane, Prosascriften und einige 
Dramen; seine Motive und Figuren lassen sich fast ohne Ausnahme auf 
Ibsens „Brandt“ zurückführen: „ein Volksfeind, ein Held der Pflicht, 
kämpft für, oft gegen die Masse, ohne sich um sein bißchen Erdenglück 
zu bekümmern“. E. S. 


Das W. Boguslawski-Theater. (Teatr. im. W. Boguslawskiego.) 
Von W. Zawistowski. 

„Droga“ Nr. 11, 1927, S. 44—68 und Nr. 12, S. 63—87. 

Der Verfasser gibt eine eingehende Schilderung der Tätigkeit des War- 
schauer Boguslawski-Tħeaters seit dem Tage seiner Gründung (November 
1921). Das Ziel der Gründer war ein Volkstheater ins Leben zu rufen, das 
durch die Volkstümlichkeit seines Repertoires und die billigen Preise den 
breiteren Bevölkerungsschichten zugänglich gemacht wäre. Es wurden 
dort ausschließlih Werke der polnischen Dramatiker aufgeführt. — Seit 
dem Jahre 1924 hat das Theater seinen populär- volkstümlichen Charakter 
zum Teil verloren, als Leon Schiller, Diditer und Regisseur, die Leitung 
übernommen hatte. Von den Aufführungen der letzten Jahre zeichneten 
sich die Inszenierungen der Shakespeare-Dramen nach den Ideen des 
berühmten Craig und die Erstaufführung von Tadeusz Micinskis „Fürst 
Potemkin“ aus. E. S. 


G. Deutscher Osten. 


Polen, Deutschland und der Korridor. (Poland, Germany and the Corridor.) 
Von C. F. Melville. 

The English Review, London, Mai 1928, S. 546—554. | 
Nach dem Aufsatz von „Dantiscus“ im April-Heft (vgl. „Osteuropa“, Mai 
1928, S. 600 f.), der dem deutschen Standpunkt in der Korridorfrage weit- 
gehend gerecht wurde, läft die „English Review“ hier die polnische An- 
siht zu Worte kommen. Die in England Raum gewinnende Stimmung 
für Rückgabe des Korridors an Deutschland wird mit der Hochherzigkeit 
des englischen Volkes erklärt, das seine Sympathie gerne dem Unter- 
legenen zuwende; deshalb habe es sich früher den Polen, jetzt großen- 
teils den Deutschen zugeneigt. 
Die Beseitigung des polnischen Korridors würde einen „deutschen Kor- 
ridor“ schaffen, der ein J0-Millionen- Volk vom Meere abschnitte. Die 
historischen und ethnographischen Ansichten Dantiscus’ sucht Melville im 
einzelnen zu widerlegen: insbesondere in der Bevölkerungsfrage ergebe 
sich ein ganz anderes Bild, wenn man die Zahlen für Danzig nicht mit 
berücksihtige. Was die ungenügend schiffbare Weichsel angehe, so sei 
das ein Versäumnis des alten Rußland, nicht Polens; Polen brauche nur 
Zeit, um diesen Fehler auszumerzen. Danzig habe von der wirtschaftlichen 
Verbindung mit Polen große Vorteile gehabt. Ostpreußen schließlich 
bilde erst seit 1871 einen integrierenden Bestandteil des Deutschen Reiches, 
vorher sei es Kolonie gewesen. Grundlegende Grenzänderungen verbietet 
insbesondere auch die Heiligkeit der Verträge, an denen höchstens Einzel- 
heiten geändert werden dürfen, die aber im ganzen auf einer gesunden 
Basis beruhen. Das junge Polen hat eine Zukunft und wird auf Grund 
seiner zentralen Lage ein wirtschaftlich und politisch immer unentbehr- 
licheres Glied Europas. R. R. B. 
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Notizen. 


„Russische Historikerwoche“ und Ausstellung „Die Geschichtswissenschaft 
in Sowjetrußland 1917—1927“ in Berlin. 

Die Deutsche Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
eröffnet am Sonnabend, den 7. Juli 1928, mittags 12 Uhr im Festsaal der Preu- 
fischen Akademie der Wissenschaften, Berlin NW. 7, Unter den Linden 38, 
eine „Russische Historikerwoche“ und eine Ausstellung „Die 
Geschichtswissenschaft in Sowjetrußland 1917—1927“. 


In der Woche vom 7. bis 14. Juli werden namhafte russische, ukrainische 
und weißrussische Historiker unter Führung des stellvertretenden Volksbil- 
dungskommissars der RSFSR, Professor M. N. Pokrowski, in der Preußischen 
Akademie der Wissenschaften Vorlesungen über ihr Forschungsgebiet halten. 
Teilnehmerkarten sind in der Geschäftsstelle der Deutschen Gesellschaft zum 
Studium Osteuropas, Berlin W. 35, Potsdamerstr. 26b, erhältlich. 


Die Ausstellung findet im Ausstellungssaal der Preußischen Staatsbiblio- 
thek, Berlin NW. 7, Unter den Linden 58, statt. Sie ist von Sonnabend, den 
7. bis Freitag, den 28. Juli, täglich von 11 Uhr vormittags bis 7 Uhr abends, 
Sonntags von 11 Uhr vormittags bis 2 Uhr nachmittags geöffnet. (Eintritt frei.) 


Vorläufiges Vorlesungsverzeichnis der „Russischen Historikerwoche“. 

Prof. Mid. Nik. Pokrowski, Stellvertretender Volksbildungskommissar 
und Generaldirektor des Zentrarchivs der RSFSR, Präsident der Kom- 
munistischen Akademie Moskau: 

Theorie der Entstehung des Moskauer Absolutismus. 

Adoratski, Wladim. Vikt., Professor an der Universität Moskau, stell- 
vertretender Generaldirektor des Zentrarchivs der RSFSR: 

Das Archivwesen in der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjet- 
Republik. . 

Dubrowski, Serg. Mitrof., Professor an der Universität Moskau und stell- 

vertretender Direktor des Internationalen Agrarinstituts Moskau: 
Die Stolypinsche Agrarreform. 

Egorow, Dm. Nik., Professor, stellvertretender Direktor der Öffentlichen 
Lenin-Bibliothek Moskau: 

Zur Kritik der mittelalterlihen Geschiditssdireibung Westeuropas. 

Fritsche, Wlad. Maks., Professor an der Universität Moskau und Präsi- 
dent der Russischen Assoziation der wissenschaftlihen Forschungs- 
institute: 

Thema steht noch aus. 

Hruschewski, Mych. Ser., Professor, Mitglied der Allukrainishen Aka- 
demie der Wissenschaften Kiew: 

Thema steht noch aus. 

Jaworski, M. T., Professor, Präsident der Ukrainischen Wissensdiaftlichen 
Gesellschaft und Leiter der historischen Abteilung des Marx- und Lenin- 
Instituts Charkow: 

Die Ergebnisse der ukrainischen Geschichtsforschung in den Jahren 1917—1927. 

Ljubawski, Matw. Kusm., Professor an der Universität Moskau und 
Direktor der Abteilung für alte Urkunden und Akten beim Historisdien 
Zentralarchiv Moskau: 

Die Besiedlung des großrussischen Zentrums. 
(Zur Frage der Entstehung der groltrussischen Nation.) 
An der Hand einer vom Vortragenden entworfenen Karte. 

Newski, Wlad. Iw., Professor an der Universität Moskau: 

Neue Forschungen zur Geschichte der russischen Revolutionsbewegung. 

Paschukanis, Eug. Bronis., Professor an der Universität Moskau: 

Cromwells Suldatenräte. 
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a a, W. I., Professor, Rektor der weißrussischen Staats-Universität 
insk: 
Die russische Agrarreform in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts. 
Platonow, S. F. Professor an der Universität Leningrad, Mitglied der 
Akademie der Wissenchaften der Sowjetunion: 
Thema steht noch aus. 


Semkowski, S., Professor, Leiter der philosophischen Abteilung des 
Ukrainischen Marx- und Lenin-Instituts Charkow: 
Der dialektische Materialismus und das Relativitätsprinzip. 
Über die Vorlesungen der Professoren Bogoslowski-Moskau und Presnja- 
kow-Leningrad fehlen zurzeit noch die näheren Angaben. 


Vorläufige Einteilung der Ausstellung „Die Geschichtswissenschaft 
in Sowjetrußland 1917—1927“. 


I. Die Organisation der russischen Geschichtsforschung. Das sow jetrussische 
Archivwesen. 
II. Die russishe Geschichtsanschauung der Gegenwart. Der historische 
| Materialismus. 
III. Russische Geschichte. (Quellen und Darstellungen zur politischen und 
Kulturgeschichte.) 


. Gesamtdarstellungen und Allgemeines. 
. Vormongolisches Rußland und Moskauer Periode. 
. 18. und 19. Jahrhundert. 
. 20. Jahrhundert (einschließlich des Weltkrieges). 
. Revolutionäre und Arbeiterbewegung. 
a) 17. bis 19. Jahrhundert. 
b) Die erste russische Revolution. 
c) Die zweite russische Revolution und der Bürgerkrieg. 
6. Die Russische Kommunistische Partei. Lenin. 
7. Die Kommunistische Internationale. 
IV. Dane der nationalen Minderheiten des früheren russischen Kaiser- 
reiches. 
V. Allgemeine Geschichte (Quellen und Darstellungen zur nichtrussischen 
politischen und Kulturgeschichte). Ä 
1. Gesamtdarstellungen und Allgemeines. 
2. Altertum. 
3. Mittelalter. 
4. Neuzeit. | 
5. Byzanz. Naher und ferner Orient. 
6. Sozialismus. Revolutionäre Bewegung. 
VI. Historische Hilfswissenschaften. (Paläographie, Numismatik, Ethno- 
graphie, Geographie.) 
VII. Religions- und Kirchengescichte. 
VIII. Geschichte der Philosophie. 
IX. Geschichte der Pädagogik. 
X. Literaturgeschichte. 
XI. Archäologie und Gescichte der bildenden Künste, 
XII. Musikgeschichte. 
XIII. Theatergeschichte. 
XIV. Rechts-, Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte. 
XV. Wirtschaftsgeschichte. 
XVI. Sammelwerke, Zeitschriften und periodische Veröffentlichungen der 
wissenschaftlichen Gesellschaften und der Universitäten. 

Alle Einzelheiten über die Ausstellung sind aus dem von der Deutschen 
Gesellschaft zum Studium Osteuropas im Ost-Europa-Verlag G. m. b. H., 
Berlin W. 35, Königsberg Pr., herausgegebenen Katalog ersichtlich. 
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Es gehört nicht nur seiner originel- 
len Art wegen zu den besten Büchern 
der letzten Zeit, es ist rühmensıert 
wegen seiner unerschrockenen 
Wahrhaftigkeit. (Sozialis. Erziehg.) 
Es ist das lebendigste, packendste 
Zeugnis für das heutige Rußland. 
Aber es macht nicht allein die Be- 
deutung und den Wert dieses Buches 
aus, sondern weil in diesemueh mit 
einer Offenheit, die geschlecht- 
lichen Dinge zur Sprache gebracht 
werden, die blitzartig die seelische 
Not der Jugend erhellt. (Der Abend) 


der Bücher, die In die Weltliterafur eindringen werden. 


(Bettauers Wochenschrift) 


AGEBUCH 


DES SCHÜLERS KOSTJA RJABZEW 


"AUFZEICHNUNGEN EINES FÜNFZEHNJÄHRIGEN 


Bücher und Zeitschriften, | 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 


VON NIKOLAI OGNJEW 


BASEL 


—— 


Dem Schulmann alten Stils werden 
die Haare zu Berge stehen, über 
diese „Schülerrevolten“, fliegenden 
Versammlungen und Protestzu- 
immenkünfte, Indessen wird man 
nicht über den Eindruck hinweg- 
kommen, daß man ähnliche Schil- 
derungen schon gehört hat, und 
zwar bei einer Schule, der kein 
eringerer vorstand als Pestalozzi. 
‘in interessantes und wertvolles 
Buch. (Nationalzeitung) 


ıf bestem Alpha-Papier in Borloni-Antiqua gedruckt, brosch. M. 3,50, Ballonleinen gbd M.5 — 


G DER JUGENDINTERNATIONALE, BERLIN O 17 


~ 
- 


— 
— 
— 


„%%% 


VII TR 


Jübrende nationale Zeitung des Ohm 


Interessante Neuerscheinung: 


Review of Polish Lavi 


and Economics | 
Zeitschrift für pelnisches Recht und Wirtschaftswe® § 


Herausgeber: Dr. Rudolf Langrod, Rechtsanwalt 
Warszawa (Polen), Hoża 37/2. 


Mitarbeiterkomitee: 
Pe. Koschermbahr-Lyskowski, ehem. Fin.- Minista. 
FP dr. Michalski, Richter am Obersten Verwaltung 
gerwütsbol Dr. Morawski, ehem. Minister. Dr. Twardowski 


Reichhaltiger, objektiver Inhalt. Bester Nachschlagec $ 
für Ämter, Gelehrte und wirtschaftliche Kreise 


TETTIIETEURUEUEUTT TEST 


OSTEUROPA 


ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EURO PAISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
in Verbindung mit Otto Auhagen, Berlin; Otto Goebel, Hannover; 
Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, Hamburg; Friedrich 
Schöndorf, Osteuropa-Institut, Breslau; Hermann Schumacher, Berlin; 
aus Sering, Berlin; Kurt Wiedenfeld, Leipzig herausgegeben von 
OTTOHOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag / Berlin W 35 / Königsberg Pr. 
Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin W 10, Bendlerstraße 18 


Redaktion: Generalsekretär Hans Jonas, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Ost-Europas, Berlin W 35, Potsdamer Straße 26b 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 


3. Jahrgang Heft 11 August 1928 


INHALT: 


Die russische Historikerwoche und die Ausstellung „Die Geschichts- 
wissenschaft in Sowjetrußland 1917—1927“: 


OTTO HOETZSCH: Rede bei der Eröffnungsfeier am 7. Juli 
HANS JONAS: Bericht. 2.24... 2.02.2200 22.082 8% 751 


W.v.POLETIKA: Die geographischen Hauptbesonderheiten Ruß- 
lands und ihre negative kulturelle Bedeutung . 764 


Rußland und Osteuropa, Monatsübersichten: 
I. Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 


II. Wirtschaftsumschau von OTTO AUHAGEN 
Bücherschau 
Zeitschriftenschau.... 


Notizen 


Soeben erschienen: 


DIE VERFASSUNG DES 
MEMELGEBIETES 


Erschienen in der Sammlung: 


Handbücher des Ausschusses für Minderheitenrecht N 


Herausgegeben von ALBRECHT 
Dr. Max Hildebert Boehm ROGGE 


Unter den Deutschland entrissenen Gebieten nimmt Memel wegen seiner 
„politischen Autonomie“, die ihm unter den Auspizien des Völkerbundes 
verliehen wurde, eine Sonderstellung ein. Diese autonome Verfassung 
des Memelgebietes stellt das vorliegende Buch dar im Rahmen eines 


Kommentars zur Memelkonvention. 


Zum ersten Male wird hier ein zusammenfassender Überblick über dieses 

völker- und staatsrechtlich hochbedeutsame Dokument geboten und aus 

schwer zugänglichen Quellen ein reiches Urkundenmaterial zu einem 
lückenlosen Bilde zusammengetragen. 


Ein Handbuch über die Rechtsverhältnisse des Memelgebietes, 
zugleich aber 

ein Beitrag zur Frage der Möglichkeit einer praktischen 

Lösung staatsrechtlicher Probleme durch den Völkerbund 


Preis: Mark 16.— 


DEUTSCHE RUNDSCHAU G.M.B.H., BERLIN W 30 


Die russische Historikerwoche und die Ausstellung 
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Literatur 1917—1927 in Berlin. 


Rede bei der Eröffnungsfeier am 7. Juli von Otto Hoetzsch. 


„In Vertretung des auf Urlaub befindlichen Herrn Präsi- 
denten der „Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas“, 
Sr. Exzellenz des Herrn Staatsministers Dr. Schmidt-Ott, habe 
ich die Ehre, die Ausstellung und die russische Historikerwoche 
zu eröffnen und die Anwesenden herzlichst zu begrüßen. 

Ich danke für Ihr Erscheinen dem Herrn Minister für Wissen- 
schaft, Kunst und Volksaufklärung, Herrn Prof. Dr. Becker 
als dem Vertreter der Reichs- und Preußischen Staatsregierung 
und Sr. Exzellenz dem Herrn Botschafter der UdSFSR, Herrn 
Krestinskij, der auch diesmal wieder durch sein Erscheinen 
und seine tatkräftige Unterstützung gezeigt hat, wie sehr ihm die 
kulturelle Verbindung zwischen Deutschland und Rußland am 
Herzen liegt, und den Herren Vertretern des Auswärtigen Amts, 
an ihrer Spitze Herrn Ministerialdirektor von Dirksen. 

Ich danke den so zahlreich versammelten deutschen Fach- 
kollegen für ihr Interesse und für ihre Beteiligung an dem 
Forscherkomitee für Ausstellung und :Historikerwoce. Ic 
danke besonders der Preufßishen Akademie der Wissen- 
schaften, daf sie uns diese wunderschönen und würdigen 
Räume zur Verfügung gestellt hat, und der Generaldirektion der ` 
Preußischen Staatsbibliotheken, die unserer Aus- 
stellung in ihren Räumen Aufnahme gewährt und das mühevolle 
Werk auf alle Weise unterstützt hat. 

Und ich begrüßte herzlichst die aus Rußland gekommenen 
Kollegen, die unserer Einladung gefolgt sind, an ihrer Spitze den 
Stellvertretenden Volkskommissar für Volksaufklärung, Herrn 
Prof. M. N. Pok rows ki j, den Leiter des Archivwesens, über- 
haupt des gelehrten Wesens in Sowjet-Rußland (SFSR). Und ich 
danke besonders herzlich allen amtlichen und nichtamtlichen 
Stellen in Rußland, namentlich aber der Präsidentin der „Gesell- 
schaft für kulturelle Zusammenarbeit mit dem Auslande“, Frau 
Olga Davydovna Kamenewa für die Unterstützung, mit der 
sie uns allein die Aufgabe zu lösen u machten, in einer 
Ausstellung die geschichtswissenschaftlichen Veröffentlichungen 
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des letzten Jahrzehnts in Rußland hier zu vereinigen und damit 
T wissenschaftliche Vortragsreihe russischer Historiker zu ver- 
inden. 
Ich habe die Freude, folgendes Telegramm der Frau Ka- 
mene wa zu verlesen: 


„Am Eröffnungstage historischer Ausstellung und Forscher- 
woche begrüßt „Voks“ aufs wärmste Deutsche Gesellschaft zum 
Studium Osteuropas und gibt Gewißheit Ausdruck, daß Zu- 
sammenkunft deutscher und Sowjet-Gelehrten, sowie die Schau 
der Werke, die die zehnjährige Arbeit Sowjetwissenschaft auf 

Gebiete der Geschichte darstellt, die kulturelle Verbindung 
zwischen Sowjetunion und Deutschland vertiefen und erweitern 
wird. | 

Gesellschaft für kulturelle Verbindung der Sowjetunion 

mit dem Auslande (Voks). 
Kamene wa.“ 


Und dem schließe ich mit herzlichem Dank zugleich für seine 
auch diesmal wieder uns gewährte Hilfe und Unterstützung den 
telegraphischen Gruſt Sr. Exzellenz des deutschen Botschafters 
in Moskau, des Herrn Grafen Broekdorff- Rantzau, an: 


„Dienstlich dringend in Moskau zurückgehalten, bedaure 
ich außerordentlich, der Eröffnung der russischen Historiker- 
woche in Berlin nicht beiwohnen zu können und sende meine 
aufrichtigsten Wünsche zu dem Gelingen dieser ebenso ver- 
dienst- wie bedeutungsvollen Veranstaltung. Ich hoffe, und 
bin überzeugt, daß der persönliche Kontakt sowie der Gedan- 
kenaustaush zwischen den sowjetrussischen Gelehrten von 
Weltruf und ihren deutschen Kollegen das Band, das die 
deutsche und russische Wissenschaft so glücklich verbindet, noch 
fester knüpfen und die Beziehungen unserer beiden Länder 
nicht nur auf wissenschaftlichem Gebiet zum Wohle der Mensch- 
heit noch enger gestalten wird. 

Brockdorff-Rantzau, Deutscher Botschafter.“ 


Zwei Worte stelle ich an die Spitze, die ich aus ihrer Verwen- 
dung im Tageskampf auf das Gebiet der geistigen Beziehungen, 
der Beziehungen der Geschichtswissenschaft übertrage, und die 
man so oft und immer wieder in Rußland hört. Das sind: re- 
konstrukcija und smytschka. 

Auch dies Gebiet war ja natürlich von der Zerstörung be- 
troffen, die mit dem Weltkrieg, der Revolution und dem Bürger- 
krieg über Rußland hereingebrochen war. Die mühsam vor dem 

riege geknüpften Fäden, wie sie namentlich die „Zeitschrift 
ür osteuropäische Geschichte“, unter Mitarbeit slawischer, russi- 
scher Gelehrter gesponnen hatte, waren zerrissen. Ob überhaupt 
unter der Herrschaft des Marxismus noch geschichtswissenschaft- 
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lich gearbeitet werden könne, ja, wieviel des Quellenmaterials 
der Zerstörung durch den Bürgerkrieg und die Elemente ent- 
gangen sei, wie es mit der Arbeit der nichtmarxistischen Histo- 
riker stünde, darüber war zuerst überhaupt kein Urteil und ist 
heute, wo dies möglich ist, noch kein vollständiger Überblick 
möglich. 

Als ich nach dem Kriege 1923 und 1926 wieder nach Rußland 
kam, sah ich, daß zunächst zur Geschichte der Arbeiterbewegung, 
des Sozialismus und der Revolution drinnen und drauſten sehr 
viel gearbeitet und gedruckt wird, daß auch ältere Perioden der 
russischen Geschichte vom historischen Materialismus in Angriff 
genommen werden. Darin gerade ist M. N. Pokrovskij in seiner 
großen „Russkaja istorija“, die jetzt auch in deutet Uber- 
setzung vorliegt, Führer. Ich habe gesehen, daß daneben an der 
Akademie der Wissenschaften in Leningrad, auf den Kathedern 
der russischen Universitäten in mühseligem Ringen noch die 
nichtmarxistische, die idealistische Geschichtswissenschaft nach 
unserer Auffassung arbeitet und um Veröffentlichung ihrer Stu- 
dien kämpft, unter der Führung von Männern, die wir heute zu 
unserer Freude hier sehen, von S. F. Platonow, dem Haupt der 
Leningrader Historikerschule, und von den Moskauer Forschern, 
die wir, wieM.K.Ljubawski oder Egerov, auch hier sehen. Ich habe 
auch gesehen, wie das erwachte Selbstbewußtsein der nichtgrof- 
russischen Nationalitäten im Sowjetstaat, besonders in der 
Ukraine, aber auch vielfach sonst in einer lebhaften historischen 
Arbeit seinen Ausdruck findet und sich durchsetzt. Ich habe 
schlieflich auch gesehen, daß das stark auf Aufklärung und Pro- 
paganda in weiten Volkskreisen gerichtete Streben der herr- 
schenden Partei auch in der geschichtswissenschaftlichen Literatur 
zu lebhafter Produktion geführt hat und naturgemäß dabei die 
Grenzen zwischen wissenschaftlicher Forschung und Arbeit und 
der populären Aufklärung und Agitation häufig verwischt. 


Rekonstrukcija also in weitestem Sinne! Nun kam 
es darauf an, die Übersicht darüber hier bei uns zu gewinnen. 
wo man nur unzusammenhängend erst sammeln konnte. Das 
versuchen wir in dieser Ausstellung, die, wie alle Ausstellungen, 
heute natürlich nicht fertig ist, und mit einem Katalog auch nicht 
ein lückenloses Bild von der russischen historischen Forschung 
in den Kriegsjahren 1914—1916 und in den Jahren der Revolu- 
tion und des Sowjetstaates 1917—1927 geben, aber doch die neuen 
Wege andeuten kann, auf die die politische Umwälzung in Ost- 
europa sie gewiesen hat, und so dem Forscher und Interessenten 
ein auch über den nächsten Zweck hinaus wertvolles bibliogra- 
phisches Vademekum sein soll. 

Aber diese Verbindung, diese „mytschka“ der Sachen 
genügt nicht. Es mußte die der Personen, der Forscher auf 
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dem Feld der osteuropäischen, der russischen Geschichte hinzu- 
kommen. Und das ist auch gelungen! 

Ich bin dieser meiner Lieblingsidee seit Jahren zielbewußt 
nachgegangen. Schon 1923 habe ich mit dem Herrn Außenmini- 
ster Sowjetrußlands, dem Herrn S. Tschitscherin, über Mög- 
lichkeiten der Zusammenarbeit der Historiker sprechen können 
und bei ihm wie bei allen bedeutenden Staatsmännern das Ver- 
ständnis für die Geschichte und ihre Erforschung gefunden. 1926 
habe ich in einem Vortrage in Moskau vor der Gesellschaft der 
Frau Kamenewa meine, eine deutsche Auffassung von der russi- 
schen Vergangenheit mit Thesen über die Verschiedenheit der 
ideologischen Einstellung dargelegt. In meinem Seminar an der 
Universität habe ih an den Gescictswerken hier Klju- 
tschewskijs, dort Pokrowskijs, in der Behandlung einzelner 
historischer Probleme und Kontroversen diese Verschiedenheit 
klarmachen lassen, und eben in diesem Semester haben wir im 
Seminar begonnen, die von der Sowjetregierung herausgegebene 
Quellenliteratur zur Vorgeschichte des Weltkrieges kritisch zu 
untersuchen. | 

Gerade bei dieser Arbeit aber kamen die desideriader 
Forschung besonders stark heraus, zu deren Abhilfe diese 
Ausstellung und Forscherwoche in „rekonstrukcija“ und „Smy- 
tshka“ wenigstens den Anfang machen soll: Übersicht über das 

anze Material, Vollständigkeit und Zusammenhang, Erkenntnis 
= Editionsprinzipien und Editionsgrundlagen, Übersicht über 
das Archivwesen, Austausch der Bücher und auch der Archivalien, 
Arbeit in den Archiven selbst, kurz Austausch und Zusammen- 
arbeit in der Geschichtswissenschaft der beiden Staaten. Gerade 
der Besprechung dieser Fragen soll die Gelegenheit persönlichen 
Verkehrs, die mit dieser Woche möglich geworden ist, ganz be- 
sonders dienen, und wir wünschen gerade dem besonderen reich 
befruchtenden Erfolg! 

Aber ich würde der Grundpflicht wissenschaftlicher Arbeit 
in das Gesicht schlagen, wollte ich hier und bei der Eröffnung 
über die grundsätzliche Verschiedenheit der Ideo- 
88 und der Methodologie geflissentlich ignorierend hinweg- 

ehen. 

j In Sowjetrußland herrscht der historische Materia- 
lismus, der Marxismus als Prinzip der wissenschaftlichen 
Arbeit, und der Staat tut von sich aus auch das Seine, ihm zur 
Herrschaft zu verhelfen. Wir setzen uns hier mit ihm ausein- 
ander, mit dem Marxismus in seiner Anwendung auf die russische 
Geschichte. 

Ich sagte schon, daß M. N. Pokrowskij darin führend 
ist, in seiner „Russischen Geschichte“, die auch die russische Ge 
schichte darstellt als die Geschichte des Klassenkampfes, verur- 
sacht durch materielle Interessen, bestimmt überhaupt durc die 
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ökonomischen Faktoren allein, die Herrschaft des Menschen mit 
Hilfe der Wissenschaft und Technik über die Natur, die rein 
ökonomische Erklärung des historischen Prozesses, die für alle 
Menschen, ohne Unterschied der Nationalitäten, gleich verlaufen 
und nach gleichen Gesetzen der Entwicklung und mit gleichen 
Folgen auslaufen soll in der weltrevolutionär zu gewinnenden 
al des Proletariats, der Werktätigen hin über die ganze 
elt. 

Wir stellen dem unsere idealistische Betrachtung und Be- 
handlung entgegen, gehen aus von den genialen Ahnungen, die 
Herder wohl als erster über die Slawen ausspricht im vierten 
Kapitel des 16. Buches seiner „Ideen zur Philosophie der Geschichte 
der Menschheit“ und von der mächtigen Formulierung Rankes, 
die mir in ihrer unnachahmlichen Knappheit und Fülle immer 
als das schlagendste über russische Geschichtsentwicklung er- 
schienen ist: „Das griechisch-slawische Prinzip trat 
in Rußland mächtiger hervor, als es jemals in der Weltgeschichte 
geschehen; die europäischen Formen, die es annahm, waren 
weit entfernt, dies ursprüngliche Element zu erdrücken; sie 
durchdrangen es vielmehr, belebten es und riefen seine Kraft 
erst hervor.“ 

Wir stellen die Frage Jurij Samarins: „Liegt der Unter- 
schied zwischen Rußland und Europa in dem Grade oder im 
Wesen der Zivilisation?“ Und wir setzen uns mit der These 
W. O. Kljutschewskijs, dessen großer Name auch auf diese 
Historikerwoche fällt und dessen Sonne über den nichtmarxisti- 
schen Kollegen aus Rußland noch leuchtet, auseinander: „An der 
Struktur unseres historischen Lebens können wir das Wirken der 
nämlichen historischen Kräfte und Elemente des Zusammen- 
lebens beobachten, wie wir sie auch in den anderen europäischen 
Gesellschaften haben. Bei uns aber wirken diese Kräfte nicht 
mit derselben Intensität, und diese Elemente treten in anderer 
Auswahl in Erscheinung, nehmen andere Dimensionen an und 
offenbaren Eigenschaften, die wir in den anderen Ländern nicht 
beobachten. Infolgedessen erhält unsere Gesellschaft ein nur ihr 
eigentümliches Gepräge und Wesen, das Leben des Volkes be- 
wegt sich in einem besonderen Tempo, gerät in außergewöhnliche 
Lagen und ist abhängig von anderen Kombinationen der Bedin- 
gungen.“ (Kljutschewskij, Kurs russkoj istorij I. 3. Aufl., 
Moskau 1908. S. 18 f., in der deutschen Übersetzung von Braun 
und Walter, I (1925, Stuttgart, Leipzig und Berlin), S. 15.) 


Im Ringen der beiden Auffassungen miteinander kann 
und soll unsere Wissenschaft gefördert werden, wenn es sich 
vollzieht frei von staatlichem Einfluß und staatlihem Druck 
irgendwelcher Art und wenn es allein getragen ist vom Streben 
nach der objektiven Wahrheit, die zu suchen unsere 
alleinige Pflicht ist! — 
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In einer bedeutsamen, in ihren praktischen Schlufßfolgerun- 
en noch durchaus nicht ausgeschöpften Denkschrift hat der Herr 
reußische Kultusminister die Auslandskunde nah Kultur- 

kreisen behandelt und ihr danach ihre besonderen Aufgaben 
zugewiesen. Dem slawischen, dem russischen Kulturkreis dient 
im weiteren unsere „Deutsche GesellschaftzumStu- 
dium Osteuropas“, im besonderen unser „Seminar für 
osteuropäische Geschichte und Landeskunde" 
an der Universität Berlin. 


Vor etwas über 25 Jahren hat Theodor Schiemann es 
begründet. Ich gehörte von Anfang an dazu, dann auch Kollege 
Salomon in Hamburg, den wir zu unserer Freude heute hier 
auch begrüßen dürfen. Karl Stählin und ich leiten es heute, in 
freundschaftlich benachbarter Zusammenarbeit mit dem auf- 
blühenden „Slawischen Institut“, an dessen Spitze der Kollege 
Vasmer steht. Fast erscheint mir so diese Veranstaltung heute 
wie eine nachträgliche Fünfundzwanzigjahr-Feier des Semi- 
nars, das ja ganz im Sinne der mit dieser Ausstellung und 
Forscherwoche verfolgten wissenschaftlichen Tendenzen arbeitet 
und dem ich ein gut Stück meiner Lebensarbeit gewidmet habe. 
Da kommt naturgemäß das Gefühl, wie 1926, als ich wieder in 
Rußland war und der ersten Reise dahin vor langen Jahren dachte. 
im Sinne der Turjenjewschen Zeile: „Kak chorosi, kak sveži byli 
rozy! 

Je nun, wir arbeiten weiter! Karl Stählin hat seine 
„Quellen und Aufsätze zur russishen Geschichte“ geschaffen. 
lch habe die „Osteuropäischen Forschungen“ wieder ins Leben ge- 
rufen. Wir werden beide alsbaldigst auch die „Zeitschrift für ost- 
europäische Geschichte“ wieder beleben. Aber auf einen Punkt 
lassen Sie mich ohne Übertreibung, doch in allem Ernst hin- 
weisen. 

Die Frage unseres wissenschaftlihen Nachwuchses ist 
für alle Wissenschaften schwer und brennend. Sie ist es ganz 
besonders, aus Gründen, die kaum näher auseinandergesetzt zu 
werden brauchen, für unsere Disziplin, für die osteuropäische, die 
russische Geschichte. Gar manchmal sage ich mit einer zuge- 
spitzten Formel, der, wie ich nicht serhchle, die Bitterkeit nicht 
ganz fremd ist, daß, wenn heute durch eine Fügung des Him- 
mels, durch eine Epidemie oder was sonst, wir drei, Karl Stählin, 
Richard Salomon und ich hinweggerafft würden, kaum je- 
mand da wäre, jedenfalls nicht genug Nachwuchs, diese Katheder 
wieder zu besetzen. Möge auch für diese Frage mancherlei Nütz- 
liches aus den Anregungen aufsprieſten, die wir aus der Ausstel- 
lung und der Forscherwoche erhoffen! 

So danke ich nochmals Ihnen allen für Ihr Erscheinen. Ic 
kann ja nicht damit schließen, daß ich die Ausstellung für eröffnet 
erkläre. Denn sie befindet sich in einem anderen Teile dieses 
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Gebäudes, zu dem wir nachher treppab, treppauf uns begeben 

werden. Ich wünsche dieser ersten Gelegenheit der Zusammen- 

arbeit in der Geschichts wissenschaft der beiden Länder, die 

unsere Gesellschaft nach dem guten Gelingen der Naturforscher- 

woche im letzten Jahr nunmehr veranstaltet, besten Erfolg, reiche 
egenseitige Anregung, starke Wirkung für die geistigen 
eziehungen zwischen Deutschland und Rußland!“ 


** 


Die Russische Historiker woche und die Ausstellung „Die Ge- 
schichts wissenschaft in Sowjetruſiland 1917—1927“ in Berlin. 


1 


Im Sommer 1927 hatte die deutsche Regierung, einer Anre- 
gung aus deutschen Gelehrtenkreisen folgend, in Erwiderung der 
en deutschen Gelehrten während der 200-Jahr-Feier der Aka- 
demie der Wissenschaften der Sowjetunion gewährten Gast- 
freundschaft durch die Deutsche Gesellschaft zum Studium Ost- 
europas zwanzig namhafte russische Naturforscher zu Vorlesun- 
gen über ihr Forschungsgebiet nach Berlin eingeladen. Dieser 
erste Versuch, den persönlichen Verkehr zwischen den Gelehrten 
der beiden benachbarten Länder auf einem abgegrenzten Ge- 
biete der Wissenschaft durch einen Kongreß zu organisieren, 
hatte einen vollen Erfolg. Er führte die Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas zu dem Entschluf, auf dem einmal ein- 
geschlagenen Wege fortzuschreiten und im Sommer 1928 in einer 
anderen Wissenschaft eine planmäſtige Verbindung zwischen der 
deutschen und der russischen gelehrten Welt herzustellen. Nach 
den Naturwissenschaften sollten die Geisteswissenschaften in die 
Zusammenarbeit einbezogen werden, und zwar als ihr wesent- 
licher Zweig und auf Grund der von Professor Hoetzsch nach 
dem Kriege wieder angeknüpften Verbindungen, die Geschichts- 
wissenschaft. Ferner sollte Mal neben die Persönlichkeit 
der Forscher auch ihr Werk treten; es wurde beschlossen, außer 
einer „Russischen Historikerwoche“ eine Ausstellung „Die Ge- 
schichtswissenschaft in Sowjetrußland 1917-1927“ zu veranstalten. 
November 1927, anläßlich der Jubiläumsfeierlichkeiten 
des zehnjährigen Bestehens der Sowjetregierung, wurden die 
vorbereitenden Arbeiten aufgenommen. ie in freundschaft- 
lichem Einvernehmen mit den zuständigen Regierungsstellen in 
Moskau geführten Verhandlungen hatten zum Ergebnis, daß sich 
die russischen historischen Institute und die Verleger bereit er- 
klärten, die in Berlin geplante Ausstellung durch Übersendun 
ihrer Veröffentlichungen weitgehend zu unterstützen. Bezügli 
der Zusammensetzung der an der Forscherwoche beteiligten Ge- 
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damit einverstanden, nicht nur die Vertreter des historischen 
Materialismus nach Berlin zu entsenden, sondern auch bedeutende 
Historiker der idealistischen Schule, mit denen die deutsche 
Wissenschaft schon vor dem Kriege freundschaftliche Beziehun- 
gen unterhalten hatte. ` 

Bereits im März dieses Jahres wurde eine von beiden Seiten 
gebilligte Liste festgesetzt, die folgende Namen enthielt: den 
Führer der materialistishen Geschichtsauffassung, Professor 
M. N. Pokrowski, stellvertretenden Volksbildungskommissar der 
RSFSR, den Fachmann auf dem Gebiete des sowjetrussi- 
schen Archivwesens, Professor Adoratski, den Historiker der 
Kommunistischen Partei, Professor Newski, den Präsidenten der 
russischen Assoziation der Wissenschaftlichen Forschungsinsti- 
tute, Professor Fritsche, den Direktor des Marx-Engels-Instituts, 
Professor Rjasanow, die Professoren Dubrowski, Lukin und Pa- 
schukanis, von den Vertretern der alten Schule die Professoren 
Platonow und Presnjakow aus Leningrad und Bogoslowski, Lju- 
bawski und Egorow aus Moskau. Als Vertreter der ukrainischen 
Geschichtsforschung wurden der bekannte Historiker Hruschewski 
und als Vertreter des historischen Materialismus, Professor Sem- 
kowski in Aussicht genommen, als Vertreter der weißrussischen 
Geschichtsforschung Professor Pitscheta. Wenn nicht alle in die- 
ser ersten Vereinbarung bezeichneten Historiker an der Berliner 
Tagung teilgenommen haben, so ist das nicht auf politische Be- 
weggründe der russischen Regierung zurückzuführen; allen war 
die Ausreisemöglichkeit gegeben. Persönliche Gründe, Krank- 
heiten und der Umstand, daß unsere Woche in die russischen 
Universitätsferien fiel, die von einigen der Eingeladenen zu einer 
größeren Erholungsreise verwendet wurden, haben veranlaft. 
daß dieser oder jener der eingeladenen Professoren nicht nach 
Berlin kommen konnte. Da ein Teil der Teilnehmer an der Ber- 
liner Woche als sowjetrussische Delegierte am Internationalen 
Historikerkongreſt in Oslo teilnehmen, der Mitte August statt- 
findet, wäre es den beteiligten russischen Professoren lieber ge- 
wesen, wenn unsere Veranstaltung auf einen späteren Termin 
gelegt worden wäre. Wir waren aber dadurch gebunden, daß 
wir, um den interessierten Hochschullehrern und Studenten der 
Berliner Universität die Teilnahme an den beiden Veranstaltun- 
gen zu ermöglichen, diese noch vor Abschluß des Sommer- 
semesters, also vor Ende Juli, abhalten mußten. 


Große Schwierigkeiten bereitete die Beschaffung des Mate- 
rials für die Ausstellung. Bis dahin fehlte jeder Überblick über 
die historischen Publikationen in dem revolutionären Rußland 
seit 1917. Zunächst mußte dieser Überblick gewonnen werden, 
indem man sämtliche Verleger und Institute um Einsendung der 
Verzeichnisse ihrer historischen Werke bat. Danach mußte aus 
dem überreichen Stoff eine Auswahl getroffen werden: die Bücher 
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wurden bestellt. Hierbei ergab sich, daß zwar das Schwergewicht 
der Publikationstätigkeit — auch auf dem Gebiete der Geschichts- 
wissenschaften — in Moskau und Leningrad liegt, daß aber außer- 
dem zahlreiche wertvolle Arbeiten in der Provinz, von der Ost- 
see bis zum Stillen Ozean, gedruckt worden sind, die nicht fehlen 
durften, und daf endlich auch die nationalen Neugründungen auf 
dem Territorium des russischen Reiches selbständige Forschungs- 
arbeiten in großem Umfange aufzuweisen haben. In wenigen 
Monaten mußte aus dem Nichts heraus dieses Material in Berlin 
zusammengetragen werden. Kein Wunder, wenn es Lücken in 
Menge gab. Je weiter die Vorarbeiten für die Ausstellung fort- 
schritten, um so klarer wurde es, daß es mindestens noch eines 
ahres bedurft hätte, um ein einigermaßen vollständiges Bild 
er Ergebnisse der russischen Geschichtsforschung zu schaffen. 
Wenn die Ausstellung trotzdem gewagt worden ist, so wird sie 
von uns nur als ein erster Anfang betrachtet, als ein Fundament, 
das uns die Richtung aufzeigt, die die Geschichtsforschung in 
Osteuropa nach der Revolution von 1917 genommen hat, und auf 
dem eine systematische Sammlung des Materials aufgebaut wer- 
den kann. Schon im Anfang stellte es sich heraus, daß diese nicht 
erst mit dem Jahre 1917 beginnen darf. Zahlreiche Manuskripte, 
die aus den vorhergehenden Jahren vorlagen, sind erst in den 
Revolutionsjahren gedruckt worden. Zahlreiche Arbeiten sind 
Fortsetzungen von bereits vor 1917 veröffentlichten Forschungs- 
ergebnissen. Infolgedessen entschlossen wir uns, unsere Aus- 
stellung bis auf das Jahr 1914 zurückzuführen, zumal der Buch- 
verkehr zwischen Deutschland und Rußland mit Ausbruch des 
Weltkrieges plötzlich abbrach und infolgedessen auch die histori- 
schen Arbeiten der Kriegsjahre 1914—1916 in Deutschland wenig 
bekannt sind. Schließlich entbehrte es nicht eines gewissen 
Reizes, die buchtechnischen Unterschiede der Publikationen der 
ersten Notjahre der Revolution mit denen der normalen Jahre 
vor 1917 zu vergleichen. Es ist daher abwegig, wenn uns ein- 
zelne Kritiker vorwerfen, wir hätten dadurch, daß wir die Jahre, 
die der Revolution unmittelbar vorausgingen, in die Ausstellung 
mit einbezogen, der Buchproduktion der Sowjetregierung billige 
Lorbeeren verschaffen wollen. À 


11. 


Die Vorarbeiten der Deutschen Gesellschaft zum Studium 
Osteuropas fanden nicht nur Interesse, sondern auch die weit- 
ehendste Unterstützung der deutschen Fachgenossen. Einem von 
ihr ins Leben gerufenen „Komitee zur Durchführung der Russi- 
schen Historikerwoche und der Russischen Historischen Ausstel- 
lung“ traten sofort dreiſtig Berliner Historiker und Vertreter der 
osteuropäischen Geschichtsforschung aus dem Reiche bei: der der- 
zeitige Rektor und die Professoren der verschiedenen Zweige der 
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Gescictswissenschaft an der Berliner Universität, Mitglieder 
der Preußischen Akademie der Wissenschaften, der General- 
direktor der Preußischen Archivverwaltung und der General- 
direktor der Preußischen Staatsbibliothek: Exzellenz Staats- 
minister Dr: Schmidt-Ott als Präsident des Komitees, Professor 
Otto Hoetzsch als geschäftsführender Vizepräsident, S. Magnifi- 
zenz der Rektor der Berliner Universität Professor Norden, 
S. Exzellenz Wirkl. Geh. Rat Professor v. Harnack, die Professo- 
ren Auhagen, Brackmann, Breysig, Delbrück, Ebert, Goetz-Bonn, 
Goldschmidt, Hartung, Kehr, Krüß, Heinrich Maier, Marcks, Mei- 
necke, Eduard Meyer, Oncken-München, Rodenwaldt, Salomon- 
Hamburg, Schumacher, Sering, Stählin, Vasmer, Vogel, Wiegand, 
Wilcken, Wulff und als Geschäftsführer des Komitees, General- 
sekretär Jonas. Das Komitee beschloſt, die beiden Veranstaltun- 
gen am gleichen Tage, dem 7. Juli 1928, zu eröffnen und die 
Generaldirektion der Preußischen Staatsbibliothek um Über- 
lassung von Räumen für die Ausstellung und die Preußische 
Akademie der Wissenschaften um Überlassung von Sälen für die 
Vorlesungen der russischen Historiker zu bitten. Beide Insti- 
tute gaben bereitwillig der Eingabe der Gesellschaft statt, so 
daß die Veranstaltungen auch räumlich den ihrem rein wis- 
senschaftlichen Charakter entsprechenden würdigen 
Rahmen erhielten. | 


Unter starker Teilnahme von Vertretern der deutschen 
Wissenschaft und Politik wurde am Sonnabend, den 7. Juli 
im Festsaal der Preufiischen Akademie der Wissenschaften die 
russische Historikerwoche eröffnet. In dem überfüllten Audi- 
torium bemerkte man den Staatsminister für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung, Professor Dr. Becker, den Botschafter der 
Sowjetunion, Herrn Krestinski, als Vertreter der Reichsregierun 
die Ministerialdirektoren Freytag von der Kultur-Abteilung un 
v. Dirksen von der Ostabteilung des Auswärtigen Amts, sowie als 
Vertreter der Preußischen Archivverwaltung deren General- 
direktor Professor Paul Kehr, als Mitgastgeber den General- 
direktor der Preußischen Staatsbibliothek Professor Krüſt, als 
Vertreter des Reichsarchivs Professor Veit Valentin, als Vertreter 
der Parlamente den früheren badischen Staatspräsidenten Pro- 
fessor Willi Hellpach, ferner die Historiker Hans Delbrück und 
Eduard Meyer, Max Sering, den Historiker der Arbeiterbewe- 
gung Gustav Mayer, den Archäologen Rodenwaldt, die Slawisten 
und die Historiker für osteuropäische Geschichte Otto Hoetzsch 
Karl Stählin und Max Vasmer von der Universität Berlin, 
A. Palme von der Handelshochschule Berlin, Richard Salomon 
von der Universität Hamburg, Braun von der Universität Leipzig, 
Kern von der Universität Bonn, v. Eckardt von der Universität 
Heidelberg u. a. In den vorderen Reihen hatten die russischen 
Gäste unter Führung des stellvertretenden Volksbildungskom- 
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missars der RSFSR, Professor M. N. Pokrowski, sowie zahlreiche 
Vertreter der Presse Platz genommen. 

Der geschäftsführende Vizepräsident der Gesellschaft, Pro- 
fessor Otto Hoetzsch, eröffnete die russische Historikerwoche 
und die historische Ausstellung mit einer Rede, die an der Spitze 
dieses Heftes abgedruckt ist. | 

Namens der Reichsregierung und der Staatsregierung be- 

üßte Minister Professor Dr. Becker die russische Delegation. 

er Botschafter der UdSSR, Herr Krestinski, erinnerte in seiner 
Ansprache an die Kette der Bestrebungen und Bemühungen zwi- 
schen Deutschland und Rußland, auch auf dem Gebiete der ge- 
lehrten Forschung einen Gedankenaustausch und eine Zusam- 
menarbeit herzustellen, die auf anderen Gebieten zum Nutzen 
der Welt und dieser beiden Nationen geschaffen worden ist. Zum 


Schluß sprach Professor Mich. Nik. Pokrowski. Er führte aus: 


Meine Damen und Herren! 


Die Eröffnung der Ausstellung von Ergebnissen der russischen histori- 
schen Wissenschaften im sowjetistischen Jahrzehnt und des Zyklus von Vor- 
trägen über Themata, die in diesem Zeitabschnitt entstanden und durchge- 
arbeitet worden sind, kennzeichnen die Wiederaufnahme jenes wissen- 
schaftlichen Verkehrs auf diesem Gebiete, der längst eingeleitet worden 
ist und durch die Jahrhunderte sich fortsetzte. Über 100 Jahre sind seit 
jenem Tage verflossen, als Schlözer seinen „Nestor“ herausgegeben hat und 
damit die Kritik der Quellen der russischen Geschichte begründete. Schlözer 
war jedoch nicht der erste deutsche Gelehrte, der eine Sammlung dieser 
Quellen begann: die berühmten Hefte Millers, ein bisher noch nicht bis 
auf den Grund erschöpfter Born wertvollster Dokumente, sind noch älteren 
Datums. Für uns, die die russische Geschichte vom soziologischen Stand- 
punkt betrachten, ist vielleicht noch bedeutender das Werk Gustav Evers 
über das älteste Recht der Russen, ein Werk, dem nicht umsonst eben in 
unserer jungen marxistischen historischen Literatur eine spezielle Abhand- 
lung gewidmet ist. Die Vorläufer des berühmten Rektors der Universität 
in Dorpat waren bestrebt, die Fakta der russischen Vergangenheit möglichst 
genau festzulegen. Das war natürlich außerordentlich wichtig; die gesam- 
melten Fakta jedoch mußten 5 werden. Den Mut dazu fand als 
erster Evers, und dies gelang ihm in solchem Maße, daß er die Bearbeitung 
der russischen Geschichte für viele Jahrzehnte vorausbestimmte. Die be- 
rühmte Theorie der Sippen verfassung. die e festgestellt hat. 
daß unser Volk dieselben Entwicklungsphasen durchgemacht hat wie die 
Völker Westeuropas, diese Theorie, die in späterer Zeit eine glänzende 
Fortentwicklung durch Solowjew erfahren hat, der mit ihrer Hilfe das 
Kunterbunt der zwischenfürstlihen Beziehungen im alten Rußland aufge- 
klärt hat, liegt uns vollkommen fertig in der winzigen Schrift Evers’ vor, 
die man mit großem Interesse sogar heute noch liest, wo der Streit um die 
Sippenverfassung schon längst abgeschlossen ist. Man kann nicht umhin, 
den deutlichen, klaren und gedrungenen Stil dieses ausgezeichneten Ge- 
lehrten zu bewundern, der, wie es eben einem Gelehrten zusteht, unge- 
wöhnlich neue, originelle, für seine Zeit revolutionäre Anschauungen in 
so einfacher Form zum Ausdruck brachte, als ob es sich um für jedermann 
altbekannte Tatsachen handelte. Mit vollem Recht hat Kljutschewski allen, 
die an das Studium des „Russenrechtes“ (Russkaja Prawda) herangehen. 
Evers zum Lesen empfohlen. Und die neueste klassische Arbeit über das 
Russenrecht, ein Werk, dem an Exaktheit und Tiefe der Erforschung nichts in 
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unserer russischen Literatur gleichzustellen ist, stammt ebenfalls von einem 
deutschen Gelehrten, Professor Leopold Goetz. An der Schwelle der russi- 
schen historischen Wissenschaft finden wir somit eine Reihe deutscher 
Namen. Es muf hinzugefügt werden, daß auf dem Gebiete der Sammlung 
und kritischen Durcarbeitung der grundlegenden historischen Fakta die 
Arbeiten Millers und Schlözers nicht die letzten waren und daß bis auf 
unsere Tage diese Arbeit fortgesetzt wird. Am Schluß des 19. und Beginn 
des 20. Jahrhunderts sind wir besonders dem verstorbenen Theodor Schie- 
man verpflichtet, der die Sammlung von Material eingeleitet hat über 
Fragen, die unter dem zaristischen Regime in Rußland selbst aus dem Be- 
reich der historischen Forschung ausgeschlossen waren. Bis zur Revolution 
von 1905 waren wir nicht in der Lage, an die wissenschaftliche Erforschung 
solcher Ereignisse, wie der Palastrevolution des Jahres 1801, die Kaiser 
Pauls Ende herbeiführte, oder des Dekabristenaufstandes heranzutreten, 
ohne die Werke Professor Schiemans, dem der Inhalt der russischen Geheim- 
archive früher erschlossen war als den einheimischen Gelehrten. 


Aber die Verdienste des Schöpfers der „Zeitschrift für Osteuropäische 
Geschichte“ beschränkten sich nicht allein darauf; sein ausgezeichnetes Buch 
über Kaiser Nikolaus I. hat so viel neues Material, insbesondere über die 
Außenpolitik der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, in den wissenschaft- 
lichen Umlauf gebracht, daß unsere marxistische Begründung der Außen- 

olitik Nikolaus I. unmöglich gewesen wäre, hätten wir die „Geschichte 
Rußlands unter der Herrschaft des Zaren Nikolaus I.“ entbehren müssen. 
ch werde mich der Aufzählung der hier Anwesenden enthalten, für 
die das Studium der russischen Vergangenheit zum eigenen Spezialfach ge- 
worden ist, und die mit vollem Recht als russische Historiker in demselben 
Maße wie wir selbst angesprochen werden können, und wende mich nun 
unseren eigenen Ergebnissen zu, die wir verpflichtet sind, Ihnen aufzu- 
zeigen. Vielleicht nicht ohne die Voreingenommenheit des Fachmannes 
stelle ich dabei die Arbeit unserer Archivverwaltung in den Mittelpunkt. 
Unsere alten Archive waren einer sehr großen Gefahr ausgesetzt zu jenem 
Zeitpunkt, als wir unter äuflerstem Papiermangel litten und Rohstoffe für 
die Papierherstellung vollständig fehlten. Wäre da nicht der Wunsch ziem- 
lich begreiflich gewesen, altes Papier zu opfern, es in den Kessel zu werfen, 
um durch Verarbeitung neues Papier für die Drucklegung neuer Bücher zu 
gewinnen? Das überragende Verdienst Rjasanows, der heute als eines der 
Glieder unsere und die deutsche Archivforschung verbindet, besteht darin. 
daß er diese Gefahr rechtzeitig erkannte und durch Schaffung der Zentralen 
Archivbehörde unsere alten Archive gerettet und bewahrt hat. Ich muß 
feststellen, daß er dabei nicht allein auf keinerlei Widerspruch von seiten 
der Führer der Revolution gestoßen ist, sondern im Gegenteil überall Ver- 
ständnis und Unterstützung gefunden hat. Unsere Revolution, die nicht 
selten als die zerstörendste von allen je gewesenen hingestellt wird, war 
in der Tat so schonend den Denkmälern der Vergangenheit gegenüber, wie es 
beispielsweise ihre französische Vorgängerin vom Ende des 18. Jahrhun- 
derts nicht gewesen war. Wie viele herrlihe Bauten von der Art des 
Palastes des Herzogs de Maine in Sceaux sind von den Franzosen zerstört 
worden. Wir haben sämtliche Paläste erhalten und sie in Museen ver- 
wandelt. Ebenso sind sämtliche Palastarchive erhalten geblieben, und Sie 
werden auf unserer Ausstellung Muster einer großen Tagebuchliteratur der 
Romanows finden, von uns in besserem Zustande erhalten als durch sie 
selbst, in jedem Falle besser erhalten, als dies zum Beispiel Nikolaus I. tat, 
der das Tagebuch seiner Mutter und seines älteren Bruders einfach dem 
Feuer übergab. 


Diese Ausstellung belehrt auch an Hand von photostatistischen Auf- 
nahmen darüber, mit welcher Sorgfalt das altertümlichste, was uns die 
Vergangenheit hinterlassen hat, die Urkunden des 13. und 14. Jahrhunderts, 
behütet werden. 
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Unser Stolz gilt aber nicht allein der Aufbewahrung der alten Archive, 
wir haben auch selbst Archive geschaffen, die bis zur Gründung der Sowjet- 
macht nicht vorhanden waren, und die das vom Untergang gerettet haben, 
was wir als das Wertvollste unserer Sammlungen betrachten — die Denk- 
mäler der beiden Revolutionen von 1905 und 1917. An Umfang erreicht 
dieser Teil unserer Archive fast alle übrigen. Bei der Sammlung dieses 
Materials leitete uns ausschließlich der wissenschaftliche Standpunkt. Wir 
haben und werden niemals das geringste Dokument der Vernichtung preis- 
geben, wie verleumderisch auch sein Inhalt uns gegenüber sein mag, wenn 
es historischen Charakter besitzt und zur Beleuchtung der gegebenen Epoche 
beitragen kann. Diejenigen, die unsere Archive besichtigt haben, wissen 
wohl, mit welcher Sorgfalt die Archive des zaristischen Polizei-Departe- 
ments und derjenigen weiſtgardistisdien Regierungen, die gegen uns in den 
Jahren 1917 bis 1920 kämpften, aufgehoben werden. Der Admiral Koltschak 
1 wäre nicht imstande gewesen, sein Archiv in besserer Ordnung zu 
erhalten. 

Das ist bereits längst von ausländischen Gelehrten anerkannt worden, 
und eine ganze Anzahl von ihnen ist fortwährend in unseren Archiven 
tätig am Studium des entsprechenden Materials. Ich möchte hier nicht die 
weiteren Abteilungen unserer Zentralen Archivverwaltung aufzählen. Es 
seien hier bloß als Beispiel unsere Archive der Epoche des Weltkrieges 
genannt, die in voller Unversehrtheit und in bester Ordnung vorhanden 
sind und auf die sich die von uns beabsichtigte große geschichtliche 
Publikation über die internationalen Beziehungen der Epoche des Welt- 
krieges stützen wird. Die ersten beiden Bände dieser Sammlung, die die 
Krise des Jahres 1914 behandeln werden, hoffen wir, im Laufe des nächsten 
Jahres herauszubringen und im weiteren Verlauf nicht weniger als drei 
Bände im Jahre, um die gesamte Veröffentlihung im Jahre 1932 abzu- 
schliefen. Wenn wir die Veröffentlichung der Dokumente des Weltkrieges 
in erster Reihe in Angriff nehmen, so bedeutet das keinesfalls, daf wir von 
der Veröffentlichung unserer Archivschätze über die Außenpolitik für eine 
weit größere Zeitperiode Abstand nehmen. Gedacht ist dies als ungefähre 
Parallele zu der deutschen Sammlung „Die grofe Politik der europäischen 
Kabinette“, die als Muster für derartige Veröffentlichungen gelten kann. 
Damit werden wir jedoch an zweiter Stelle beginnen, nachdem die Doku- 
mente des Weltkrieges bereits herausgegeben sein werden. 

Die Muster unserer Archivarbeit sind meiner — ich wiederhole: viel- 
leicht voreingenommenen — Auffassung nach in der Hauptsache dasjenige, 
was wir auf dem Gebiete der Aufbewahrung und Veröffentlihung der 
Geschichtsquellen dem Auslande vorzuweisen haben. Selbstverständlich 
aber ist das nicht allein das Werk unserer Zentralen Arckivverwaltung. 
Sie werden in der Ausstellung umfangreiche Kollektionen von Veröffent- . 
lichungen der Akademie der Wissenschaften der Sowjetunion vorfinden, 
die als Verlagsinstitut in der Union einen der ersten Plätze einnimmt. 
Desgleichen finden Sie Veröffentlichungen eines jüngeren, aber schnell 
vorwärtsstrebenden Instituts, unserer Kommunistischen Akademie, deren 

rundlegende Arbeiten auf diesem Gebiete, insbesondere das allerletzte 
Werk — ein großer Band von Arbeiten unserer Kommission zum Studium 
der Folgen der Agrarrevolution — ebenfalls hier ausgestellt sind. 

Ich bedauere lebhaft, daß der Mangel an Zeit nicht erlaubt hat, eine 
vollständige Kollektion derjenigen Veröffentlichungen zusammenzustellen, 
die außerhalb der grofen wissenschaftlichen Mittelpunkte erschienen sind. 
Unsere Autonomen Republiken, geschweige denn die großen Bundesrepu- 
bliken, haben ihre eigenen Verlagsinstitute, und ebensoldie Verlagsinsti- 
tute besitzt fast jeder Distrikt und sogar die Gouvernements der Russi- 
schen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik. Überall ist eine lebhafte 
archivarische Forscher- und Verlagstätigkeit zu verzeichnen. An Umfang 
stehen die außerhalb Moskaus, Leningrads und anderer groer Hauptpunkte 
vollbrachten Leistungen der Verlagsinstitute diesen Hauptpunkten nicht 
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nach. Seiner Bedeutung nach ist das bei weitem nicht immer nur heimat- 
kundliches Material. So haben beispielsweise die örtlichen Archivbehörden 
Sibiriens die wertvollsten Dokumente über die sibirische Gegenrevolution 
und die ausländische Intervention veröffentlicht, die ohne Zweifel von welt- 
geschichtlicher Bedeutung sind. 

Was die Schöpfungen unserer Forschungsarbeit anlangt, die, wie ich 
fürchte, ebenfalls nicht vollständig präsentiert wird, so werden Sie sehen, 
welche Fülle von jungen wissenschaftlichen Kräften das letzte Jahrzehnt 
bei uns hervorgebracht hat. Drei Viertel der, Autoren, deren Werke von 
unseren Verlagsinstituten im letzten Jahrzehnt herausgegeben wurden, ge- 
hören zu solchen Gelehrten, die in der vorangehenden Zeit gar nicht als 
Forscher tätig waren, oder die damals bloß als Anfänger gelten konnten. 
Heutzutage sind sie als vollwertige Hochschullehrer anzusehen. In ihrer 
großen Mehrheit gehören sie der gleichen historischen Richtung an, und 
zwar der materialistischen. In einem Lande, welches eine ähnliche Revo- 
lution wie das unsrige erlebt hat, war das eine vollkommen natürliche 
Erscheinung. Überall in der Welt drückt die Weltanschauung der herr- 
schenden Klasse den sozialen Wissenschaften ihren Stempel auf. Diese 
Tatsache ist bereits längst festgestellt, u. a. in Rußland durch Tscherni- 
schewski in einem 1860 verfaßten Artikel. Die heute bei uns herrschende 
Klasse ist die Arbeiterklasse, und es ist demnach klar, daß in der Sphäre 
der Sozialwissenschaften die dieser Klasse eigentümliche Weltanschauung 
vorherrschend ist. Es gereicht mir jedoch zur Freude, daß unsere Aus- 
stellung der Zerstreuung jener sinnlosen Legende dienen kann, als ob bei 
uns nur Marxisten sich der geschichtlichen Forschung widmen dürfen. Unter 
den von unserem Staatsverlag veröffentlichten historischen Arbeiten werden 
Sie nicht nur marxistische, sondern sogar antimarxistische finden. Allen- 
falls sind darunter eine ganze Anzahl von Arbeiten vorhanden, die von 
keinem bestimmten Standpunkt aus geschrieben worden sind. Allerdings 
soll zugegeben werden, daß wir das Fehlen eines bestimmten Standpunktes 
in einem historishen Werk nicht zu dessen Vorzügen zählen. Zwangs- 
weise wird aber niemand von uns dazu angehalten, den einen oder an- 
deren Standpunkt einzunehmen. Wir sind in dem Maße von der Uber- 
legenheit unserer Methode überzeugt, daß wir es für eine Herabsetzung 
derselben halten würden, ihr durch irgendwelche Zwangsmaßnahmen Aus- 
dehnung zu verschaffen. Wir sind überzeugt, daß die historischen Fakta 
für uns sprechen, und daß dieselben Fakta jeden gewissenhaften Forscher 
schliefilich für unseren Standpunkt gewinnen werden, der erkennen wird, 
daß Tatsachen letzten Endes die obersten Richter jeder Geschichts- 
theorie sind. 

Wir erblicken darin die volle Möglichkeit der wissenschaftlichen Zu- 
sammenarbeit für alle Historiker, die auf dem Boden der Fakta stehen. 
Wir betrachten als unsere Vorgänger sämtliche groflen Entdecker und Dol- 
metscher historischer Tatsachen, die auf unserem Gebiete in den Reihen 
der vergangenen Generationen gewirkt haben. Sowohl Schlözer wie 
Evers, Solowjew und Kljutschewski sind unsere Vorläufer. Wir beugen 
uns nicht in blinder Ergebenheit vor ihrer Autorität, wir üben Kritik an 
ihnen, wir sind aber weit davon entfernt zu leugnen, daß wir von ihnen vieles 
gelernt haben, und daß ohne ihre Vorarbeiten unsere Arbeiten unmöglich 
gewesen wären. Wir besitzen somit gemeinsame geistige Vorfahren, und 
wie weit auch in der einen oder anderen Beziehung unser Standpunkt 
auseinandergeht, die geistige Verwandtschaft, insofern wir auf dem Boden 
der geschichtlichen Tatsachen stehen, muß sich bemerkbar machen. Im 
Namen dieser geistigen Verwandtschaft, im Namen der unumgänglichen 
Zugehörigkeit aller Historiker, die die Tatsachen lieben und sie zu ver- 
stehen anstreben, bin ich der festen Zuversicht, daß unsere Ausstellung 
und unsere Forscherwoche die Bande der bereits seit Jahrhunderten sich 
fortentwickelnden wissenscaftlihen Arbeit der Historiker beider Länder 
über unsere historische Vergangenheit noch enger schließen wird, und daß 
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die Vereinigung unserer Kräfte dieser Arbeit einen mächtigen Anstoß gibt, 
der in schnellem Tempo Ergebnisse zeitigen wird, die bei weitem das über- 
treffen werden, was die heute zu eröffnende Ausstellung vorzuführen in 


Jonas eine Führung durch 
sich annähernd 200 der 
stellung ist in dem für 


der Lage ist. 


III. 


Im Anschluſt an die Feier veranstaltete Generalsekretär 


die Ausstellung, an 

55 Gäste beteiligten. Die Aus- 
uchausstellungen besonders 55 

großen Schausaal der Preußischen Staatsbibliothek unterge 


der 


racht 


2000 Exemplare sind auf folgende Abteilungen verteilt: 
I. Die zen der russischen Geschichts- 


54 


II. 


III. Russische Geschichte | 


forsch Nur Das sowjetrussische Archiv- 
wesen. Bibliographie 


Die russische Geschiärtsanschauung der 
Gegenwart, insbesondere der historische 
Materialismus 


(Quellen iad Dat- 
stellungen zur politishen und Kultur- 
geschichte): 


. Revolutionäre und Arbeiter ewegung 
a) 17. und 19. Jahrhundert er 
b) Die erste russische Revolution . 
c) Die zweite russische Revolution 

und der Bürgerkrieg . 

6. Die Russische Kommunistiscie Partei. 
Lenin . 

7. Die Kommunistische Internationale 


IV. Geschidite der nichtrussischen Völker der 


V. 


Sowjetunion 


Allgemeine Geschichte (Quellen md Dar- 
stellungen zur nichtrussischen politischen 
und Kulturgeschichte): 


40 Nummern 


60 Nummern 


1. Gesamtdarstellungen und Allgemeines 28 Nummern 
2. Vormongolisches Rußland und Mos- 

kauer Periode . 8 19 Nummern 
3. 18. und 19. Jahrhundert 35 Nummern 
4. 20. Jahrhundert (einschlieſil. des Welt- 

krieges und der Nachkriegsperiode) . 40 Nummern 
5 


174 Nummern 
9 Nummern 


174 Nummern 


111 Nummern 
25 Nummern 


66 Nummern 


1. Gesamtdarstellungen und Allgemeines 11 Nummern 
2. Altertum 22020202020... 23 Nummern 
3. Mittelalter . 22 Nummern 
4. Neuzeit EEE EEE BEE 111 Nummern 
5. Byzanz. Naher und ferner Orient . 175 Nummern 
6. Sozialismus. Revolutionäre Bewegung 97 Nummern 
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VI. Historishe Hilfswissenschaften (Paläogra- 
phie, Numismatik, Ethnographie, Ge- 


raphie ))) 61 Nummern 

VII. Reli ions- und Kirchengeshichte . . . 30 Nummern 

VIII. Geschichte der Philosophie . 26 Nummern 

IX. Geschichte der Pädagogik . . . . . . . 27 Nummern 

X. Literaturgeshihte . . . -» 2... . 143 Nummern 
XI. Archäologie und Geschichte der bildenden 

Künste 135 Nummern 

XII. Musikgeschichte 63 Nummern 

XIII. Theater geschichte 25 Nummern 
XIV. Rechts-, Verfassungs- und Verwaltungs- 

geschichteeeeeee 23 Nummern 

XV. Wirtschaftsgeshichte . 88 Nummern 


XVI. Sammelwerke, Zeitschriften und perio- 
dische Veröffentlichungen der wissenschaft- 
lichen Gesellschaften und Universitäten . 133 Nummern 


Ein genaues Verzeichnis der auf der Ausstellung ausliegen- 
den Bücher enthält der von der Deutschen Gesellschaft zum 
Studium Osteuropas herausgegebene bibliographische 
Katalog!). Auch jetzt treffen noch ununterbrochen aus allen 
Teilen Rußlands neue Sendungen ein, von der Akademie der 
Wissenschaften der Sowjetunion in Leningrad, von dem Volks- 
bildungskommissariat der Georgischen Republik usw., die in 
einem Nachtrag zum Katalog vorgelegt werden. 

Einen wesentlichen Bestandteil der Ausstellung bildete außer 
den Büchern eine von der Zentralarchivverwaltung der RSFSR 
zur Verfügung gestellte Schausammlung, die Faksimiles 
zahlreicher in sowjetrussischen Archiven aufbewahrter Urkun- 
den enthält (u. a. einen Vertrag Nowgorods mit dem Groftfürsten 
von Twer, Jaroslaw Jaroslawitsch, vom Jahre 1265, einen Brief 
des Generals Yorck an Alexander I. vom Jahre 1813, den zwischen 
Kaiser Wilhelm II. und dem Zaren Nikolaus II. abgeschlossenen 
Björkö-Vertrag vom Juli 1905, Bruchstücke aus dem Tagebuch 
des Zaren Nikolaus II., Dokumente der russischen Revolution des 
as 1917 usw.). In Photographien werden die Archive in 

eningrad, Moskau und der Provinz, die Magazine des Zentral- 
archivs, die noch ungeordneten Archivbestände und die Ord- 
nungsarbeiten gezeigt. Tabellen erläutern den Aufbau und die 
Tätigkeit der sowjetrussischen Archivverwaltung. Lehrpläne der 
weißrussischen Staatsuniversität Minsk gewähren einen Einblick 


1) Die Geschichtswissenschaft in Sowjetrußland 1917 
bis 1927. Bibliographischer Katalog, herausgegeben von der Deut- 
schen Gesellschaft zum Studium Osteuropas anläßlich der von ihr in der 
Preußischen Staatsbibliothek zu Berlin veranstalteten Ausstellung. Mit einem 
Vorwort von Professor Otto Hoetzsch. 1928. Osteuropa-Verlag, Berlin W. 33 

und Königsberg i. Pr. 192 S. 
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in das gegenwärtige Studium der Geschichte in den Hochschulen 
der Sowjetunion. 

Die Ausstellung hatte einen starken Besuch zu verzeichnen. 
In der Woche vom 7. bis 14. Juli wurde sie von 1010 Personen 
aufgesucht, hatte also täglich durchschnittlich 126 Besucher. 


IV. 


Den Kern der „Russischen Historiker woche“ 
bildeten die Vorlesungen, die in der Woche vom 7. bis 14. Juli 
1928 im Vollsitzungssaal der Preußischen Akademie der Wissen- 
schaften abgehalten wurden. Bei mehreren Vorträgen erwies 
sich dieser Raum als zu klein, und die Hörer mußten in den ge- 
räumigeren Festsaal der Akademie umziehen. Es gab keine Vor- 
lesung mit weniger als 90 Hörern, einige Vorträge waren von 
mehr als 200 Personen besucht. Das Gros der Hörer waren Stu- 
denten der Berliner Universität; regelmäßig nahmen an den Vor- 
lesungen auch zahlreiche Berliner Historiker teil. Besondere 
1 bildeten die Geschichtslehrer der höheren Schulen und 
die Dozenten der verschiedensten deutschen Hochschulen. Unter 
den Studierenden überwog das deutsche Element; daneben traf 
man Schweizer, Holländer, Amerikaner und Japaner. 

Von den zwölf Vorlesungen, die mit zwei Ausnahmen in 
deutscher Sprache gehalten wurden, behandelten sechs Probleme 
der groſtrussischen Geschichtsforschung: Prof. M. N. Pok rows ki 
„Theorie der Entstehung des Moskauer Absolutismus“, Prof. 
M. K. Ljubawski „Die Besiedlung des groſtrussischen Zentrums“, 
Prof. S. F. Platonow „Das Problem des russischen Nordens in der 
neueren Historiographie“, Prof. S. M. Dubrowski „Die Stoly- 
pinsche Agrarreform“, Prof. M. V. Adoratski „Das Archivwesen“ — 
und Prof. D. N. Egorow „Das Bibliothekswesen in der Russischen 
Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik“. Fragen der ukrai- 
nischen Geschichtsforschung behandelten Prof. M. J. Jaworski 
„Die Ergebnisse der ukrainischen Geschichtsforschung in den 
Jahren 1917—1927“ und „Westeuropäische Einflüsse auf die 
Ideenformung der sozialen Bewegung in der Ukraine im zweiten 
und dritten Viertel des 19. Jahrhunderts“ und Prof. W. A. Jurinez 
„Der soziale Prozeß im Spiegel der ukrainischen Literatur des 
20. Jahrhunderts“. Über ein von der weiſtrussischen historischen 
Forschung bearbeitetes Thema sprach Prof. W. J. Pitscheta „Die 
Agrarreform in den östlichen Wolosten des Staates Lithauen- Weiß- 
ruſtland in der zweiten Hälfte des 16. und im Anfang des 17. Jahr- 
hunderts“. Zwei Vorlesungen befaßten sich mit Problemen der 
westeuropäischen Gescichte: Prof. D. N. Egorow gab unter dem 
Titel „Zur Kritik der mittelalterlichen Geschichtsschreibung West- 
europas“ eine neue Interpretation der Persönlichkeit des Ver- 
fassers der Slawenchronik, Helmold von Bosau, und Prof. E. B. 
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Paschukanis unter Zugrundelegung der Erfahrung der zweiten 
Eu ne Revolution eine Darstellung der „Soldatenräte Crom- 
wells“. 

Alle Vorlesungen werden noch im Laufe dieses Jahres ge- 
druckt werden, und zwar als Sammelband der von Professor 
Otto Hoetzsh im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Stu- 
dium Osteuropas herausgegebenen „Osteuropäischen Forschun- 
gen“ (Osteuropa-Verlag Berlin W. 35 und Königsberg Pr.). 

Die Aufnahme von Verbindungen zwischen der deutschen und 
russischen Geschichtswissenschaft blieb nicht auf die Vorlesungen 
der russischen Gäste beschränkt. Schon am 5 den 8. Juli. 
traf sich die russische Delegation mit den Kollegen des deutschen 
Komitees und den aus dem Reich nach Berlin gekommenen Fach- 
genossen zu einem lebhaften Gedankenaustausch. 

Ihr besonderes Augenmerk schenkte die Delegation den 
historischen Instituten. Am 10. juli besichtigte sie das Ge- 
heime Staatsarchiv in Dahlem. Der Generaldirektor der 
Preufishen Arcivverwaltung, Geheimer Oberregierungsrat 
Prof. Paul Kehr, hatte eine Ausstellung aus den Beständen des 
Archivs vorbereitet, die Urkunden zur Geschichte der deutsch- 
russischen Beziehungen enthielt, u. a. einen eigenhändigen Brief 
Peters des Großen an König Friedrich Wilhelm I., der Kaiserin 
Katharina II. an König F riedrich II., sowie zahlreiche Dokumente 
zur Geschichte der sozialistischen und der russischen revolutio- 
nären Bewegung (z. B. über Lassalle, Bakunin, Alexander von 
Herzen usw.). 

Am 12. Juli zeigte Generaldirektor Geheimer Regierungsrat 
Prof. Krüſt den Gästen die von ihm geleitete Preußische 
Staatsbibliothek, am Abend desselben Tages besuchten 
sie das „Seminar für osteuropäische Geschichte 
und Landeskunde“ an der Universität Berlin und ver- 
brachten den Abend in gemütlichem Beisammensein mit den Mit- 
gliedern und früheren Angehörigen des Seminars. 

Den Abschluß der Woche bildete der Besuch des Reichs- 
archivsin Potsdam. Auch hier war — von Archivdirektor 
Dr. Müsebeck — eine kleine Ausstellung vorbereitet, in der der 
Nachlaß Lassalles, die Aktenstücke zur sozialen Gesetzgebung. 
zum Weltkrieg und Brester Frieden besonderes Interesse fanden. 
Die Besichtigung schloß mit einer Fahrt nach Sanssouci, der 
russischen Siedlung Alexandrowskoe bei Potsdam und dem hoch 
über den Havelseen gelegenen russischen Blockhause Nikolskoe. 

Am Mittwoch, den 11. Juli, vereinigte ein Empfang der 
Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas die russischen 
Gelehrten mit ihren deutschen Freunden, den Vertretern der 
Wissenschaft und der Politik. Der Vorsitzende der Gesellschaft. 
Staatsminister Dr. Schmidt-Ott, begrüßte die russischen Forscher, 
Professor Eduard Meyer unterstrich in seiner Festrede die 
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Zusammenarbeit der deutschen und der russischen Wissenschaft. 
Gesandter Freytag übermittelte die besonderen Grüße des 
Reichskanzlers und seine Glückwünsche zu dem Beschluß der 
Sowjetregierung, eine der deutschen Aktenpublikation zur Er- 
forschung der Kriegsursachen entsprechende Veröffentlichung 
vorzunehmen und erinnerte daran, daß der Reichskanzler Her- 
mann Müller seinerzeit die deutsche Aktenpublikation als Mini- 
ster des Auswärtigen mit ins Leben gerufen habe. Professor 
M. N. Pokrowski sprach den Dank der russischen Delegation 
aus, dem sich nach einer Rede von Professor Karl Stählin als 
Vertreter der Ukraine die F aworski und Juri- 
ne z, als Vertreter der weißrussischen Forschung, Professor Pi- 
tschet a, und schließlich der Vizedirektor der Staatlichen Lenin- 
bibliothek in Moskau, Professor Egoro w, anschlossen. Der 
Botschafter der Sowjetunion, Krestins k i, faſtte den Dank der 
russischen Gäste in einem Hoch auf die Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas zusammen. 

In seinen Räumen versammelte er am Freitag, den 13. Juli, 
zum letzten Mal in einem großen Empfang die russische Delega- 
tion, die Führer der deutschen Wissenschaft, Politik und Wirt- 
schaft. Erschienen waren auſter zahlreichen deutschen Gelehrten 
u. a. Reichskanzler Hermann Müller, die Reichsminister Groener 
und Dietrich, die Staatssekretäre Pünder und Zweigert, die 
Reichstagsabgeordneten Professoren Otto Hoetzsch und Bredt, 
Frau Lüders und Prälat Schreiber. Unter den Vertretern der 
deutschen Wirtschaft bemerkte man Kommerzienrat Mamroth 
von der A. E. G. und Meinhart von Osram. 


V. 


Im Verlauf der Woche wurde in verschiedenen Besprechun- 
gen deutscher und russischer Gelehrter praktische Arbeit 
geleistet: ein Tauschverkehr zwischen der preuſtischen Archiv- 
verwaltung und der Zentral-Archivver waltung der RSFSR sowie 
ein Leihverkehr zwischen den preußischen und russischen Biblio- 
theken wurde vereinbart. Publikationen sowjetrussischer Akten 
und Forschungsergebnisse in deutscher Sprache werden vorbe- 
reitet. Teilnehmer der russischen Historikerdelegation haben 
Einladungen zu Vorlesungen an deutschen Universitäten erhal- 
ten, nach Hamburg, Königsberg i. Pr., Leipzig usw. 

Beide Seiten können mit dem Erfolg der Tagung zufrieden 
sein. Der Führer der Delegation, Professor M. N. Pokrowski, 
hat dies in einem ausführlichen Interview in den „Iswestija“ 
(18.7.28) zum Ausdruck gebracht, in dem er seine Eindrücke dahin 
zusammenfaftte, daß die sowjetrussische Historikerwoche zu 
Berlin nicht vergeblich gewesen sei. Ihr wertvollstes Ergebnis 
sei die dauernde Festigung der Verbindungen zwischen den russi- 
schen und deutschen Gelehrten. Er hoffe, daß die sowjetrussische 
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Regierung bald mit einer „Moskauer Woche deutscher Gelehrter” 
der verschiedenen Disziplinen die deutsche Gastfreundschaft 
werde beantworten können. 

Die deutsche Presse hat den Verlauf beider Veranstal- 
tungen mit groſtem Interesse verfolgt. Sie hat die deutsche 
Öffentlichkeit durch ungewöhnlich ausführliche Berichte über 
die Tagung laufend unterrichtet und, wenn man von ganz wenigen 
A absieht, durch ihre allgemeine Zustimmung bezeugt, 
daß die Deutsche Gesellschaft zum Studium Osteuropas in der 
Herstellung planmäſtiger wissenschaftliher Verbindungen zwi- 
schen Deutschland und der Sowjetunion auf dem 1 Wege 
ist, die Beziehungen der beiden Völker überhaupt zu fördern. 


H. J. 


Die geographischen Hauptbesonderheiten 
Rußlands und ihre negative kulturelle 


Bedeutung. 
Von Professor W. v. Poleti ka, Berlin. 


I 


Es ist nicht meine Absicht, hier eine Geographie Ruſtlands in 
Form einer Landeskunde auszuführen; einige der geographischen 
Hauptbesonderheiten Rußlands sollen kurz skizziert werden, die 
eine ganz hervorragende Rolle, und zwar eine negative Rolle, 
in der Entwicklung der russischen Kulturgeschichte spielen. Be- 
sonders will ich auf die geographischen Züge Ruſtlands aufmerk- 
sam machen, die es von Westeuropa und den übrigen Erdteilen 
absondern und es als ein ganz individuelles Land kennzeichnen. 
Diese Besonderheiten beziehen sich auf drei Elemente: 

1. Allgemeine geographische Lage Rußllands, seine Ausdeh- 
nung, seine Gr die Beziehungen zu dem atlantischen 
Welt-Kulturzentrum. 

2. Die Naturverhältnisse, die bedingt werden durch die große 
Ausdehnung des Landes nach Norden und Süden und be- 
sonders durch den großen Kontinentalitätsgrad des Klimas, 
welcher der Grund für äußerste Klimaexzesse ist. 

3. Die geringe Volksdichte. 

Diese Elemente bilden die Grundlage für eine Kenntnis Ruß- 
lands und seiner Kultur und für das Verständnis der sozialpoliti- 
schen Ereignisse der letzten Zeit, was besonders wertvoll für 
Deutschland ist, das als Kulturbringer in der russischen Geschichte 
eine große Rolle gespielt hat und auch weiter spielen wird. 

Das Territorium Ruſtlands bedeckt ca. 20 Millionen qkm 

und reicht ungefähr vom 25. Grad östlicher Länge (Peters- 
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burg) bis zum 1%. Grad östlicher Länge (Beringstraße), d. h. es 
nimmt ungefähr die Hälfte der 360 nördlichen Parallelen in An- 
spruch. Die Entfernung zwischen West- und Ostgrenze beträgt 

emnach ca. 10 000 km, die äußersten Nord- und Südpunkte liegen 
ca. 5000 km auseinander. Im Norden wird der 80. Breitengrad 
erreicht (Land Nikolaus des II.), im Süden der 35. Grad n. Br. 
(Kuschka an der afghanischen Grenze). Rußland erstreckt sich 
also über 45 Breitengrade und überschreitet die Grenzen des ge- 
mäſtigten Gürtels der Erde nach Norden um ein bedeutendes. Es 
ist seinem Rauminhalt nach die größte kontinentale Staaten- 
bildung, ist zweimal so groß wie China und dreimal so groß wie 
die Vereinigten Staaten Nordamerikas. In seinem Gebiet geht 
das außerrussische Europa ca. viermal, Deutschland ungefähr 
vierzigmal auf. 


Zu den positiven Seiten dieses Gebietes gehören seine Ein- 
heit und sein geographischer Zusammenhang, im Gegensatz zu 
den Kolonialmächten, z. B. zu England und Frankreich. Alle 
seine Besitzungen bilden ein Ganzes, ein Stück des mächtigsten 
Kontinents der Erde, Eurasiens. Ein zweiter günstiger Faktor 
ist für Rußland darin zu erblicken, daß, mit Ausnahme der west- 
europäischen Grenze, fast alle staatlichen Grenzen mit den natür- 
lichen übereinstimmen!). Abgesehen von dem Westen, schaltet 
deshalb die Grenzfrage in Rußland beinahe aus. Bedeutungsvoll 
ist der Umstand, dafl, wieder mit Ausnahme der westeuropäischen 
Grenze und kleiner Gebiete im fernen Osten, die Grenzen in 
Wüstengebieten liegen, die kaum von Nomadenvölkern besiedelt 
sind. Aber diese Siedlungsfeindlichkeit ist ja eigentlich auch die 
Folge naturaler geographischer Eigenschaften. Wir müssen also 
zunächst anerkennen, daß Rußland in geographischer 
Hinsicht eine geschlossene Einheit auf einer 
flachen Festlandsoberfläche bildet, die fast 
vonallenSeiten von der übrigen Welt durch 
natürliche Grenzen abgeschlossen ist. 


Die Gesamtlänge der Grenzen Ruſtlands on ungefähr 
70 000 km, wovon zwei Drittel Meeresküsten sind. Trotzdem ist 
Rußland keine Meeresmacht, weil es keinen freien Zutritt zu den 

roßen Ozeanen hat. Das ist das erste geographische Paradoxon 
Ruklands, das eine äußerst negative Bedeutung für die kultur- 
und wirtschaftspolitische Geschichte des Landes hat. Man kann 
mit Bestimmtheit behaupten, daß fast die ganze Kriegsgeschichte 
der letzten Jahrhunderte, von Peter dem Großen ab, ihre Ursache 
in diesen ungünstigen geopolitischen Verhältnissen hatte und ge- 


1) Die gegenwärtige westeuropäische Grenze der Sowjetunion fällt fast 
mit der Linie zusammen, die Prof. A. Penck als „warägischer Grenzsaum“ be- 
zeichnet, deckt sich also mit seiner Anschauung über „die natürlichen Gren- 
zen Rußlands“. (Meereskunde, H. 133, 1918.) Sie ist aber der Entwicklung 
der russischen Kultur nicht günstig. 
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kennzeichnet wird durch das Streben nach freien Häfen am offenen 
Meere. Wir müssen in dem freien Ozeanverkehr ein Haupt- 
merkmal der Weltkultur erblicken, an der auch Rußland teil- 
haben sollte, und diesen Ozeanverkehr im normalen Sinne, wie 
ihn die Großmächte Europas und Asiens betreiben, hat Rußland 


immer entbehren müssen. 


Rußland ist trotz der Länge seiner Meeresküsten außer- 
ordentlich arm an brauchbaren Häfen, ein Faktor, der nicht über- 
sehen werden darf. Fast die Hälfte der russischen Meeresküsten 
entfällt auf das Nördliche Eismeer, wo die Schiffahrt, selbst an 
der Murmanküste, in dem kurzen Sommer durch Treibeis behin- 
dert ist. Die Küste des Stillen Ozeans, die dem Bering-, dem 
Ochotskischen und dem Japanischen Meer angehört, ist beinahe 
bedeutungslos; denn die ersten beiden Meeresteile sind der Kate- 
gorie der Polarmeere zuzurechnen, die auf lange Zeit zufrieren, 
und in denen der Verkehr im Sommer durch häufige Nebel be- 
hindert wird, die teilweise auch im Japanischen Meer auftreten. 
Es gibt an der ganzen Ostküste keinen einzigen eisfreien Hafen. 
Dazu kommt, daß das Japanische Meer durch eine Reihe großer 
Inseln abgeschlossen, und im Fall militärischer Angriffe der freie 
Ausgang zum Ozean durch Sperrung der engen Meeresstraßen 
leicht zu verhindern ist. Die Gefahr ist um so größer, iese 
Meeresstraßen nicht im russischen Besitz sind. Dasselbe gilt für 
die Ostsee und das Schwarze Meer, die an und für sih eine dem 
Weltverkehr Ruſtlands günstige Lage haben. Leider besteht 
keine Aussicht, daß dieser Mangel der russischen Meeresküsten 
behoben werden könnte. Die Bedeutung der Seegrenzen wird 
durch ihre Diskontinuität weiter herabgemindert. Alle drei 
Meere Osteuropas, die Ostsee, das Weiſte und das Schwarze Meer, 
sind voneinander und von dem fernen Osten weit getrennt. Ruß- 
land ist also gezwungen, mehrere Flotten zu halten. 


Als Häfen, die für die Handelsschiffahrt überhaupt noch in 
Betracht kommen können, müssen die nur zur Hälfte des Jahres 
eisfreien Punkte Archangelsk, an der Murmanküste, Petersburg, 
das in der Ostsee allein Rußland verblieben ist, und die fast eis- 
freien Häfen des Schwarzen Meeres: Odessa, Sebastopol, Nowo- 
rossijsk, Batum angesehen werden. Dazu kommen Wladiwostok 
und Nikola jewsk am Amur. 

Die an sich geringe Bedeutung dieser Häfen für den Welt- 
verkehr vermindert sich weiter durch ihre ungeheure Entfernung 
von den Zentralgebieten Rußlands. Es gibt z. B. in Westeuropa 
keinen Punkt, der mehr als 600 km von der Meeresküste entfernt 
liegt, in England übersteigt die Entfernung vom Meere 120 km 
nicht. Rußland hat nur ein kleines Gebiet in Osteuropa — zu dem 
Moskau schon nicht mehr gehört — für das westeuropäische Ver- 
hältnisse zutreffen, und nur im Amurgebiet, im fernen Osten, 
finden wir noch ähnliche Bedingungen. Ziehen wir in Rußland 
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den Küstengürtel, der alle Punkte umfaßt, die bis zu 1000 km 
(die höchstmögliche Grenze des Kontinentaltransports für einen 
wirtschaftlichen Handelsverkehr) vom nächsten der obengenann- 
ten mangelhaften Meereshäfen entfernt sind, so bleibt ein unge- 
heures Gebiet Sibiriens zwischen Ural- und Amurgebiet übrig, 
das fast zwei Drittel der gesamten Fläche Rußlands einnimmt. 


Erweitern wir den Küstengürtel bis auf eine Entfernung von 
1800 km (die größte Entfernung, die nach Tillo in anderen Kon- 
tinenten beobachtet wird), so ergibt sich, daß ein Gebiet zwischen 
Ob und Lena, beinahe die Hälfte Rußlands, nicht in diesen Gürtel 
fällt, also eine größere Entfernung vom Meere aufzuweisen hat 
als die Zentren aller anderen Erdteile. Die größte Entfernun 
in der Luftlinie zwischen dem Zentrum Eurasiens (nach Tillo 
bei Kuldja in Ostturkestan und dem Meere beträgt 2600 km. 
Rechnen wir jetzt den Küstengürtel, auf die halbbraudibaren 
russischen Häfen reduziert, bis zu dieser Entfernung, so bleibt 
ein großes Gebiet in Sibirien übrig, das von den Linien Taimyr- 
Bai—Balkaschsee-Altai und Lenamündung—Sajanisches Gebirge 
begrenzt wird, dessen sämtliche Orte von beiden verwendbaren 
Küsten Rußlands im Westen und Osten viel weiter entfernt sind, 
als das Zentrum Eurasiens von seiner nächsten Meeresküste. 
Dieses ungeheure Gebiet mit einem Flächenraum von fast drei 
Millionen qkm weist also eine äußerst ungünstige Lage zu 
den Weltverkehrsstraßen auf. Eine Prüfung der Festlandsgrenze, 
die eine Länge von 20000 km hat und den dritten Teil 
der gesamten Grenzlinie Ruſtlands ausmacht, ergibt, daß auch 
ihre Entfernung von den Weltverkehrsstrafßen, mit Ausnahme 
der westeuropäischen und der Pontischen Grenze, überaus un- 
günstig ist. — Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die 
FF Mängel der angrenzenden Meere und der 

äfen, die Entfernung der russischen Festlandsgebiete von den 
Meeresküsten, die grofle Ausdehnung des Landes und das unent- 
wickelte, mit Ausnahme von Westruſtland für den Verkehr un- 
günstige Fluſtsystem (das gilt besonders für Sibirien und ist be- 
gründet in dem ebenen Charakter des Landes und seinen Klima- 
verhältnissen), Rußland kennzeichnen als ein Land mit äußerst 

ungünstiger Lage zu den Weltverkehrsstraſten. Daraus erklärt 
. E die Abgeschlossenheit des Landes, die vielleicht seine poli- 
tische Selbständigkeit gegen äußere Eindringlinge schützt, aber 
gleichzeitig auch für lange Zeiten seinen kulturellen Rückstand 
garantiert. 


Der glänzende Aufschwung der gesamten Welt setzte in dem 
Augenblicke ein, in dem dem Menschen die 55 der 
Ozeane gelang. Da erst begann die Ausbreitung der mittelländi- 
schen Kultur, denn nun stellten sowohl die Gebirgsgürtel Europas, 
als auch der Wüstengürtel Afrikas keine groſten Hindernisse 
mehr dar. Seit dieser Zeit sind alle Küstengebiete der Kontinente 
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und Inseln, die nicht in den Polargürteln liegen, durch den See- 
verkehr an der Weltentwicklung beteiligt. Die Zentralgebiete 
der Kontinente sind in ungünstiger Lage zurückgeblieben. 
Der Luftverkehr, der erst seine ersten Schritte macht, be- 
deutet den Sieg des Menschen über den Luftozean und den Aus- 
leich von Meer und Festland in bezug auf das Verkehrsverfahren. 
as Festland hat dabei vielleicht den Vorzug der größeren Sicher- 
heit, und die Fortschritte der Luftfahrt im inblick auf Sicherheit 
und Tragfähigkeit des Flugzeuges werden zur Uberwindung der 
Abgeschlossenheit und Rückständigkeit der Zentralgebiete der 
Kontinente beitragen. Rußland würde hier vor allem gewinnen, 
und der Sieg der Luftschiffahrt würde das Ende der Absonde- 
rung Rußlands bedeuten. 
ie Bedeutung der Abgeschlossenheit Rußlands, die wir als 
erste geographische Besonderheit angesehen haben, wäre viel- 
leicht für die kulturelle Entwicklung des Landes nicht so groß, 
wenn das geographische Milieu, d. h. die Naturverhältnisse, der 
Entwicklung des russischen Lebens günstiger wären, wie z. B. in 
Westeuropa, in China oder Indien; aber die aus dem großen 
Kontinentalitätsgrad des Klimas erklärlichen negativen Seiten 
der Natur bilden ein gewaltiges Hemmnis für den Kulturfort- 
schritt des Landes. Ihr Wirken ist von so einschneidender Be- 
deutung, daß ich mich mit ihnen näher auseinandersetzen muß. 


II. 


Wenn wir von den geographischen oder den Naturverhält- 
nissen eines Gebietes reden, so arbeiten wir mit dem Begriff der 
geographischen Landschaft, unter dem man verstehen muß: ein 
Gebiet, in dem der Charakter des Bodenaufbaues, des Klimas, 
der Boden- und Pflanzendecke und schließlich der menschlichen 
Kultur ein harmonisches Ganzes ergibt und sich in dem Raum der 
entsprechenden Zone der Erde wiederholt. 

n den drei zur Betrachtung stehenden Ebenen des russischen 
Eurasiens ist das Gebirgsland, das bekanntlich die Mannigfaltig- 
keit der Klimaverhältnisse bedingt, nahezu ausgeschaltet; des- 
halb spielt in Rußland.das Klima die Rolle des landschaftsbilden- 
den Faktors, es ist als Hauptelement der Landschaft zu betrachten. 
Die ungeheuren russischen Ebenen zeigen besonders mit dem 
Wechsel der geographischen Breite sehr klar eine regelmäßige 
zonale Abwechslung der klimatischen Elemente. Das verursacht 
einen entsprechenden Wechsel der Boden- und Pflanzenzonen un 
damit auch der landwirtschaftlihen Provinzen. Rußland 
bietetein einzigartiges Beispiel folgerichti- 
gerzonaler VerteilungderLandschaften unter 
maſgebender Ein vir kung des solaren Klimas. 

Es ist deshalb „ ie Charakteristik der Klima- 


verhältnisse Rußlands in den Vordergrund zu stellen. 
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Die Betrachtung der Klimagesetzmäſtigkeiten Rußlands muß 
sich hauptsächlich auf zwei klimatische Faktoren erstrecken, die 
sich in den russischen Ebenen auswirken. Der erste, der „solare 
Klimafaktor“, wechselt seine Wirkungskraft (von astronomischen 
Ursachen abhängig) mit dem Breitengrad. Seine Wirkung ist 
rein thermisch und in Ruflland anschaulich ausgeprägt durch die 
Abnahme der Temperatur mit der Breite, wodurch allein schon 
das Klima als streng kontinental gekennzeichnet wird. 


Den zweiten klimatischen Faktor will ich als „atlantischen 
Klimafaktor bezeichnen. Er ist dynamischer Herkunft und wird 
verursacht durch die allgemeine Zirkulation der Atmosphäre in 
dem gemäßigten Gürtel der Erde, die sich in der westlichen Rich- 
tung der herrschenden Winde auswirkt. Diese Richtung ist in 
den erwähnten russischen Ebenen in dem Grade vorherrschend, 
daß beinahe ganz Osteuropa und Westsibirien als das Gebiet der 
herrschenden Westwinde bezeichnet werden kann. Dieser „atlan- 
tische Klimafaktor“ führt Rußland, besonders Osteuropa, die 
warmen feuchten Luftmassen aus dem Gebiet des Golfstromes zu 
und übt dadurch eine mildernde Wirkung auf das Klima Ost- 
europas aus. Diese Wirkung ist hauptsächlich hydrometeorologi- 
scher Natur und nimmt in östlicher Richtung ziemlich schnell ab. 
Unter der gemeinsamen Einwirkung dieser beiden Hauptfak- 
toren bilden sich in den verschiedenen Teilen des Landes ver- 
schiedene Klimatypen. 


So nehmen z. B. die Jahresmittel der Temperatur von Süden 
nach Norden und von Westen nach Osten folgerichtig ab, und zwar 
schneller in der Breiten- als in der Längenrichtung. Der Breiten- 
Temperaturgradient ist ca. zehnmal so groß als der Längen- 
Temperaturgradient. Die niedrigste mittlere Jahrestemperatur 
findet man im Norden der sbiri den Tundra auf den Neusibiri- 
schen Inseln und auf dem Lande Nikolaus II. (— 20°). Das höchste 
Jahresmittel der Temperatur weist Turkestan in der Nähe der 
afghanischen Grenze auf (+ 20°). 


Noch größer als im Jahre sind die Temperaturunterschiede im 
Januar. Der Breiten-Iemperaturgradient ist wesentlich größer 
und erreicht sein Maximum in Ostsibirien. Die Abnahme der 
Temperatur ist im Winter von Westen nach Osten ebenfalls 
stärker als im Jahre, sie ist aber trotzdem geringer als die Brei- 
tenabnahme. Die niedrigste Temperatur des Winters treffen wir 
in Ostsibirien (— 50,5 °), wo sich im Gebiet von Werchojansk der 
sogenannte Kältepol befindet. Dort sind mit — 76° (nach Wild) 
die tiefsten Temperaturen der Erde beobactet worden. Die 
wärmste Januartemperatur haben die Gebiete an der afghanischen 
Grenze (+ 4°) und an der Batumküste (+ 6°). 


Im Gegensatz zum Winter sind die Temperaturverhältnisse 
des Sommers viel ausgeglichener. Zwar ist die Wirkung des 
solaren Klimafaktors auch jetzt an Breitentemperaturdifferenzen 
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erkennbar, sie ist aber weniger bedeutend als im Winter und im 

anzen Jahr. Der Breiten-Temperaturgradient des Juli bleibt im 
Westen von Osteuropa derselbe wie im Winter; aber in Ost- 
sibirien ist er viel geringer. Gleichzeitig zeigt der atlantische 
Klimafatkor eine umgekehrte Wirkung wie im. Januar und im 
Verlauf des Jahres. Die Sommertemperatur nimmt von Westen 
nach Osten zu, Ostsibirien ist im Sommer wärmer als Osteuropa. 
Den kältesten Sommer haben Nordsibirien und die Polarinseln 
(+ 1°), den wärmsten Juli hat Turkestan an der afghanischen 
Grenze (Kuschka + 35°). Man trifft also in Rußland die kältesten 
Temperaturen der Erde (den Kältepol) und gleichzeitig gibt es 
Gebiete — Turkestan —, die im Sommer höhere Temperaturen 
haben als die Tropenzone (24—26°). Bezüglich der Temperatur- 
verhältnisse Rußlands würden wir zu folgendem Schluß kommen: 
Die Temperaturverhältnisse sind, bei allmäh- 
licher Anderung, je nach dem Gebiet, folgerich- 
tig in den verschiedenen entgegengesetzten 
Teilen Rufflandssehr verschieden, unddie Tem- 
peratur differenzen erreichen eine außeror- 


dentliche Größe. 


Hinzu kommt noch eine andere Besonderheit des Wärme- 
haushaltes. Es sind die großen Temperaturdifferenzen an dem- 
selben Ort im Laufe der Jahreszeiten, d. h. die großen Jahres- 
schwankungen der Temperatur oder die jährliche Amplitude der 
Temperatur, die charakteristisch ist für die kontinentalen Kli- 
mate. Rußland besitzt das kontinentalste Klima der Erde. Die 

ahresschwankungen der Temperatur nehmen allmählich vom 
‚Westen Osteuropas (24°) nach Osten zu und erreichen bei Wercho- 
jansk die Größe von ca. 70°. Dieser hohe Grad der Kontinen- 
talität des russischen Klimas steht in engstem Zusammenhang mit 
dem „atlantischen Klimafaktor“, er wächst mit der Entfernung 
nach Osten, mit der allmählichen Abnahme der mildernden Wir- 
kung des warmen Golfstromes. 

Alle diese Eigentümlichkeiten des russischen Wärmehaus- 
haltes geben dem Klima den Charakter scharfer Gegensätzlichkeit. 


Die Niederschläge, nach der Temperatur das wichtigste Klima- 
element für das organische und wirtschafliche Leben, sind nicht 
weniger abhängig von dem Golfstrom und den herrschenden 
Westwinden. Schalten wir die Grenzgebiete Rußlands mit stär- 
kerer Beregnung, wie die Pontischen Küsten der Krim und des 
Kaukasus, mit mittelländischem und subtropischem Klima, die 
Küsten des Stillen Ozeans mit Monsumklima, aus unserer Be- 
trachtung aus, so ergibt sich ein ziemlich einfaches Bild der Nie- 
derschlagsverteilung. Die maximalen Jahresmengen der Nieder- 
schläge erhält die osteuropäische Ebene. In ihrem westlichen 
Teil beträgt der Mittelwert auf der Linie Petersburg—Odessa 
500 mm. Östlich dieser Linie, zwischen dem 50.—60. Breitengrad, 
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über den Ural hinaus nadı Sibirien, nimmt die Niederschlagshöhe 
allmählich ab und erreicht 500 mm im Jahre nicht. Besonders 
auffallend ist ihre Abnahme in der Richtung von Westen nach 
Ostsibirien (weniger als 200 mm) und nach Turkestan (unter 
100 mm). In Osteuropa treffen wir also ein Gebiet maximaler 
Bewässerung, das wir als „atlantischen Keil der maximalen Nie- 
derschläge Osteuropas“ bezeichnen. Die Basis dieses Keils ist 
nach Westen, seine Spitze zum Ural gewendet. Zwischen dem 50. 
und 60. Breitengrad setzt sich der Keil der maximalen Nieder- 
schläge nach Sibirien hinein fort, die Niederschlagshöhe fällt aber 
nach Osten zu von 500 mm auf 400 und 300 mm. Der Nieder- 
schlagsgürtel zwischen dem 50. und 60. Breitengrad, von dem aus 
die Regenmengen nach Süden und Norden abnehmen, läßt sich 
nach Westen bis zum Atlantik verfolgen, dem er seine Entstehun 

verdankt. Er darf deshalb auch als „atlantischer Breitengürte 
der maximalen Niederschläge Eurasiens“ bezeichnet werden. 


Die Betrachtung der Niederschläge zeitigt also in gewisser 
Hinsicht ähnliche Resultate, wie die der Temperaturverteilung. 
Die Niederschlagsmengen des Jahres zeigen 
unter allmählicher Abnahme von Westen nach 
Osten und besonders von Norden nach Süden 
und Südosten große Differenzen. 


Das Maximum der Niederschläge im Jahre erhält die Ba- 
tumküste (2500 mm), das Minimum die Tundrenzone und das 
Tiefland von Turan. In den Südwüsten von Turkestan fallen im 
Sommer und in den sogenannten Nordwüsten, den Tundren, im 
Winter kaum 10 mm. 


Die meisten Gebiete des russischen Tieflandgürtels haben 
ein Sommermaximum der Niederschläge, aber im Frühjahr, dem 
Beginn der Vegetationszeit, wenn die N as meiste 
Wasser nötig haben, ist Mangel an Niederschlägen. 


Die Hauptverteilung der Niederschläge bleibt in den Jahres- 
zeiten ungefähr dieselbe wie im Jahr, aber mit dem Unterschied. 
daß die Differenz der Verteilung sich im Winter in der Richtung 
nach Ostsibirien und im Sommer nach Turkestan vergrößert. Die 
Gesetzmäſtigkeiten der Hauptelemente des russischen Klimas: 
Temperatur, Temperaturamplituden und Niederschläge sind da- 
mit in kurzen Zügen umrissen. Bringen wir diese nun in Ver- 
bindung mit den sekundären Lokalfaktoren des Klimas, so er- 
geben sich die Klimate von 5 Landschaftszonen, die in dem 
russischen Tieflandsgürtel deutlich zu unterscheiden sind. 


Der Klassifikation von L. Berg folgend, treffen wir im Nor- 
den das Tundrenklima, dann das Klima der Tajga oder das sibi- 
rische Klima, dann das Klima des Eichenwaldes, das Steppen- 
klima und das Klima der auſtertropischen Wüsten mit kaltem 
Winter. Hinzu kommen noch zwei sion früher erwähnte Klima- 
provinzen, die im Süden außerhalb des russischen Tieflandgürtels 
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liegen, aber auch den Klimaten der Niederungen des Landes zu- 
gerechnet werden. 

Die gesamte Fläche Rußlands läßt sich unter diese 7 Klima- 
provinzen aufteilen, die alle Klimate der gemäßigten Zone, teil- 
weise auch die der Polar- und subtropischen Zone umfassen. Es 
fehlen nur 3 Typen aus der Klassifikation der Niederungsklimate 
der Erde ah Berg), und zwar das Klima der subtropischen 
Wüsten mit warmen Wintern (Sahara) und zwei Klimate tropi- 
scher Gebiete. 

Die Beschreibung der Klimaverhältnisse Rußlands wäre un- 
vollständig, wenn man nicht auf die klimatischen Mängel eingehen 
wollte, die besonders der Landwirtschaft schaden und dadurch 
auf die gesamte russische Kultur und das russische Leben ein- 
wirken. Der Einfluß dieser Klimaexzesse ist so groß, daß man 
sie als zweite geographische Hauptbesonderheit Rußlands be- 
zeichnen und ihnen größte Beachtung schenken muß. 

Die „Lebensdichte“ der Pflanzenwelt ist am größten im 
Eichenklima, von dort nimmt sie nach Norden und Süden ab. Die 
Abnahme nach Norden (Laubwald, Nadelwald, Tundrenvege- 
tation) wird verursacht durch die Verminderung der Nieder- 
schläge und das Sinken der Temperatur. Die Abnahme der 
Lebensdichte nach Süden (Laubwald, Steppe, Wüstenvegetation) 
wird verursacht durch die Abnahme der Niederschläge bei zu- 
nehmender Temperatur. Die nördlichen Waldgrenzen werden 
bestimmt durch Wärmemangel bei reichlich vorhandenem Wasser, 
die südlichen durch Wassermangel bei hohem Wärmegrade. Dem 
thermischen Klimaexzeß verdanken also die Tundren im Nor- 
den, dem hydrologischen Klimaexzefß die Wüsten im Süden ihre 
Existenz. 

Denselben Gesetzmäßigkeiten ist in Rußland die Intensität 
des Bodenbildungsprozesses unterworfen. Sein Hauptmerkmal 
ist der Gehalt an Humus, der in der Schwarzerde am größten ist 
(in den üppigen Schwarzerden über 10 %, in den sogenannten 
schokoladenfarbigen Schwarzerden bis 6%), und im Süden und 
Norden beinahe vollständig fehlt. Das Vorhandensein von Humus 
bedingt die Fruchtbarkeit des Bodens, ist also in landwirtschaft- 
licher Hinsicht von großer Bedeutung. Die erwähnten Klima- 
exzesse gehören deshalb mit zu den Ursachen der Unfruchtbarkeit 
der nördlichen und südlichen Gebiete Rußlands. 

In Ostsibirien wirken sih vor allem thermische Klima- 
exzesse aus. Aber gleichzeitig hat das ganze Gebiet, einschlief- 
lih der dem Monsumklima unterworfenen Ozeanküste, Winter- 
dürren und zeichnet sich durch beinahe totale Schneearmut aus. 
Das ruft ein tiefes Einfrieren des Bodens und die ar einer 
ewigen Frostbodenschicht hervor. Der Frostboden hat in Sibirien 
eine große Ausdehnung (ca. 6 Millionen 0 und er ist, 
nach Tanfiliews nung, die Ursache dafür, daß in der Tundra 
der Wald vollständig fehlt; denn der Torfboden taut dort sogar in 
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der Sommerzeit nur bis in die geringe Tiefe von 35—40 cm auf. 
Die dünne Schneedecke oder ihr vollständiges Fehlen macht den 
Anbau von Winterkulturpflanzen, der in Osteuropa und West- 
sibirien bei wesentlich stärkerer Schneedecke betrieben werden 
kann, ganz unmöglich. 

Strenge und lange Winter sind ein charakteristisches Merk- 
mal des russischen Klimas. Das ist ein negativer Faktor, der für 
die Landwirtschaft äußerst wichtig ist; denn er bedingt die Vege- 
tationsdauerz). Mit Ausnahme kleiner Gebiete an den Küsten 
des Schwarzen Meeres und im südlichen Teil des Tieflandes ist 
der Winter in allen Ackerbaugebieten Rußlands sehr streng. 
Sogar die Turkestanwüste, die im Sommer heißer ist als tropische 
Gebiete, hat ein absolutes Minimum von — 20° (Sultan-Bend), 
bei einer Januartemperatur von — 10°. Den Kältepol in Ost- 
sibirien haben wir schon erwähnt, und es bleibt noch zu be- 
merken, da in Rußland, mit Ausnahme der Batumküste, kein 
Ort ein geringeres Temperaturminimum als — 20° aufzuweisen 
hat. Dazu kommt noch die Länge des Winters, die ersichtlich 
wird aus einer von A. Schönrock vor einigen Jahren ausgeführten 
Untersuchung über die Zahl der Frosttage im Jahre. Diese Zahl 
beträgt im äußersten Norden Osteuropas 230 Tage, die Pflanzen- 
welt der Tundren und der Nordtajga wird also zu einem acht- 
monatlichen Winterschlaf gezwungen. Im Norden Sibiriens ist 
die Zahl der Frosttage mit 280 noch größer. In Osteuropa fällt 
die Zahl in südwestlicher Richtung bis auf 200 und erreicht hier 
ungefähr die Linie Petrosawodsk—Perm—Tobolsk—Tomsk— 
Nordspitze des Baikalsees—Nikolajewsk am Amur. Südlich und 
südwestlich dieser Linie vermindert sich die Zahl der Frosttage 
weiter und erreicht an den Küsten des Schwarzen und Asowschen 
Meeres mit 120 Tagen die untere Grenze (dagegen hat Hamburg 
ca. 240 und Erfurt 170 frostfreie Tage). 

Danach muf man annehmen, daß fast ganz Sibirien nicht mehr 
als 150 Vegetationstage (mit einem Tagesmittel über 5°) hat, und 
daß die Vegetationsdauer im Süden Osteuropas 200 Tage beträgt 
(Erfurt hat dagegen 213 Tage), mit Ausnahme kleiner Gebiete im 
äußersten Süden und in Turkestan, die eine Vegetationsperiode 
von mehr als 200 Tagen haben. Im Norden der Tundren, auf 
Nowaja-Semlja und auf Spitzbergen beträgt die Vegetations- 
dauer nur 2 Monate. im fernsten Norden Sibiriens — Taimyr- 
halbinsel — nur 10 Wochen. 

Das alles bedeutet, daß die Landwirtschaft Rußlands in Ost- 
europa, in den Steppen im Süden, in mehr als 4 Monaten, im 
Tajgagebiet bis zu 9 Monaten an den Feldarbeiten verhindert ist. 


3) Der Begriff der Vegetationsdauer oder -periode deckt sich in West- 
europa in der Regel mit dem der frostfreien Zeit. In Osteuropa versteht man 
darunter gewöhnlich die Periode mit einem Tagesmittel über 5°, einen Zeit- 
raum, in dem die Nachtfröste noch en sind und der wesentlich, meist um 
11/, bis 2 Monate länger ist als die frostfreie Zeit. 
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Sie ist also gezwungen, einen entsprechend langen Winterschlaf 
zu halten oder auf dem Lande und in den Städten anderen Ge- 
werben nachzugehen. Selbst in dem Gebiete, das die für den 
Ackerbau günstigsten Klima- und Bodenverhältnisse aufweist, in 
den 5 zwischen dem Dnjepr und Don, ist der 
Landwirt gezwungen, ein halbes Jahr zu feiern. Der deutsche 
Pan bat dagegen 8—9 Monate für die Feldarbeit zur Ver- 
ügung. 

Die hohe Schneedecke, die sich in den gröftten Teilen Ruß- 
lands vorfindet, unterstützt die niedrigen Temperaturen der 
kalten 5 Im Durchschnitt bleibt eine ziemlich hohe 
Schneedecke ein halbes Jahr lang liegen. Die Dauer der Schnee- 
decke schwankt zwischen 200 Tagen im Tundrengebiet und 
20 Tagen an der Küste des Schwarzen Meeres. Sie nimmt in süd- 
westlicher Richtung, parallel mit den Frosttagen in Osteuropa, ab. 

Zu den unangenehmen Seiten des Wärmehaushaltes Ruſtlands 
gehören auch die Nachtfröste. Unter den kontinentalen Bedin- 

ungen des Klimas beginnt der Frühling später als an den west- 
ficken Küsten Eurasiens, aber das Tempo des Erwachens der 
Natur ist bedeutend beschleunigter. Bringen während dieser 
Zeit Kältewellen stärkere Nachtfröste, so richten diese unge- 
heuren Schaden unter den jungen, unentwickelten Sprößlingen 
der Getreidefelder und besonders unter den Obstbaumblüten und 
in den Weinbergen Südrußlands an. 

Leider stehen die hydrologischen Klimamängel den ther- 
mischen an schädlicher Wirkung wenig nach und bereiten dem 
russischen Landwirt viele Sorgen. Als hydrologische Klima- 
exzesse miissen wir den Wasserüberfluſt im Norden und den 
Wassermangel des Südens ansehen. Der Wasserüberflufl, der 
nicht durch Niederschläge, sondern durch groſte relative Luft- 
feuchtigkeit verursacht wird, begünstigt in der Tundra, in der 
nördlichen Taj gazone, im Nordwesten Europas, in Poleßje und in 
Westsibirien die Bildung riesiger Sümpfe und Moore. Die ge- 
nannten Gebiete fallen unter die Kategorie der Ödländer, die 
verbesserungsfähig sind. Sie besitzen aber einen so enormen 
Umfang, daß ihre Urbarmachung, die nur der Staat ausführen 
könnte, so ungeheure Kosten verursachen würde, daß an die Ver- 
wirklichung dieses Planes noch lange Zeit nicht zu denken ist. 

Größeren Schaden verursacht aber noch der Wassermangel 
im Süden und Südosten Osteuropas und in dem Tiefland von 
Turan. Das ist das Gebiet südlich der Brounoffschen Achse, die 
er als Achse des subtropischen Hochdrucerdgürtels bezeichnet. 
und in dem trockene kontinentale Ostwinde vorherrschen. In 
der Tundrenzone kann man eigentlich, der verhältnismäßig 
niedrigen Temperatur und der geringen Verdunstung wegen, nicht 
von Dürren sprechen, obwohl dort weniger als 200 mm Nieder- 
schläge fallen; aber die erwähnten Teile Osteuropas und Tur- 
kestans leiden gerade während der Vegetationszeit unter großem 
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Wassermangel. Besonders spärliche Niederschläge hat Turkestan. 
Hier fallt, Bei an sich kleinen Jahresmengen, in manchem Som- 
mer, also während der Vegetationszeit, nicht ein Tropfen Regen 
(das Gebiet der Hungersteppe hat nur eine jährliche Nieder- 
schlagshöhe von 70 mm aufzuweisen). Die Hitze ist hier aber 

röfßer als in den Tropen und in allen anderen Teilen Ruflands. 

ie Sonne verbrennt die Gräser, und es ist kein Wunder, daß 
hier Wüsten entstehen. In nördlicher und nordwestlicher Rich- 
tung, nach den Steppen des Südostens zu, bessern sich allmählich 
die hydrometeorologischen Bedingungen, und wir treffen zunächst 
auf die Kastanien- und Schwarzerdsteppen. Hier erreichen die 
Niederschläge eine Höhe von 200—400 mm, die ausreichend ist 
für eine extensive Landwirtschaft und zur Erzielung einer Mit- 
telernte von 10—15 Zentner pro Hektar. Nach den Berechnungen 
russischer Ökonomen wäre eine solche Ernte schon bei 100 mm 
Regenhöhe zu erzielen, wenn diese Menge von den Pflanzen voll- 
ständig ausgenützt würde. Den vollkommenen Verbrauc der 
Niederschläge hindern aber die große Hitze und die unregel- 
mäflige Verteilung der Regen während des Jahres, besonders im 
Sommer. Das Maximum tritt zwar im Sommer ein, aber das 
Frühjahr ist gewöhnlich trocken. Die Frühjahrs- und auch die 
Sommerdürren sind manchmal sehr lang. Im Jahre 191, dem 
J r der ungeheuren Hungersnot, die in solchem Ausmaße in der 

eschichte Rußlands bisher unbekannt war, erstreckte sie sich 
über 3 Monate. Unter diesen Klimamängeln leidet fast das ganze 
Steppengebiet, besonders der ganze südliche und südöstliche Teil 
Osteuropas, der gewöhnlich der Kornkammer Ruflands zuge- 
rechnet wird. 

Die Dürren Osteuropas sind gewöhnlich von dem soge- 
nannten „Suhovej‘, einem heißen Winde, begleitet. Dieser 
kommt aus Zentralasien, aus den Gebieten von Turan und Iran. 
Er steigert bei einer großen Windgeschwindigkeit (bis 16 mt/sec.) 
die Lufttemperatur bis auf 40° und vermindert die relative Feuch- 
tigkeit bis unter 15 % (mittags bis auf 8%). Dieser heie Wind 
dauert manchmal Wochen, vertrocknet und verbrennt die Gräser 
und vernichtet die ganze Ernte. Häufig ist er von Staubfinster- 
nissen und Staubnebeln begleitet. Als andere Folge der Dürre 
müssen wir auch das Erscheinen großer Heuschreckenshwärme 
ansehen, die dann die Felder kahl fressen. 

Häufig treten neben der Dürre in den Steppen heftige Platz- 
regen auf, die von Gewittern und Hagelschlag begleitet sind. Sie 
heben die Wirkung der Dürre kaum auf, denn bei Platzregen 
sickert das Wasser nicht tief in den Boden ein, sondern schwemmt 
ihn fort und reiftt tiefe Furchen hinein. 

Bessere Regenverhältnisse hat das Gebiet des atlantischen 
Keils der maximalen Niederschläge Osteuropas, wo die Ernten 
beständiger sind. Aber auch hier ist die Verteilung der Sommer- 
regen ungünstig, denn die Getreidefelder leiden unter dem 
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Mangel an E das Einbringen der Ernte unter den zu 
zahlreichen Regen in der 2. Sommerhälfte. Deutlidi erkennbar 
wird dies aus den Arbeiten von W. Doppelmayr über das 
Gebiet von Petersburg, Estland, Lettland und das grofe Seen- 
gebiet, trotzdem dort die Niederschläge noch am reichlichtsen und 
regelmäfßigsten fallen. Die Jahre mit günstigsten Regenbedin- 
ngen, d. h. mit reichlichem Juniregen, sind relativ selten. 
ünstig ist eine Regenhöhe im Juni von über 70 mm; dann be- 
trägt die Kleernte 120—180 Zentner pro Hektar. In 56% aller 
Fülle erreichen aber die Niederschläge solche Höhe nicht und 
schwanken zwischen 8 und 50 mm. Croffe Dürren und geringe 
Kleernten von 40—60 Zentner pro Hektar sind die Folge. 

Je kontinentaler das Klima nach Osten und Süden zu wird, 
um so schlimmer gestalten sich die Regen verhältnisse, um so 
häufiger treten Dürren auf. Selbst im Waldklima Rufflands leidet 
der Ackerbau unter diesen feindlichen Elementen, die alle fort- 
schrittlihen Maßnahmen verhindern, denn sie bedeuten für die 
Kapitalsanlage, die eine intensive Wirtschaftsform erfordert, 
einen Faktor großer Unsicherheit. 

Die durch Wasserüberfluß, von dem schon im Zusammenhang 
mit den riesigen Sumpf- und Moorstrecken die Rede war, her- 
vorgerufenen Schäden sind nicht weniger bedeutungsvoll. Die 
enormen Frühjahrshochwasser der Flüsse, besonders der großen 
südlichen Ströme Dnjepr, Don und Wolga, überschwemmen in 
einer Breite von vielen Kilometern die niedrigen Ufer und ver- 
ursachen dadurch Schäden im größten Ausmaße. Die Frühjahrs- 
überschwemmungen haben in dem schnellen und plötzlichen Ein- 
tritt des Frühlings und der Schneeschmelze ihre Ursache. Die an 
den Stromufern liegenden Gebiete können aus diesem Grunde 
nicht rentabel ausgenutzt werden. Die Ströme, die in meridio- 
naler Richtung nach Süden fließen, befreien sich vom Unterlauf 
aus allmählich von der Eisdecke. Bei den nordwärts fließenden 
Strömen ist das Gegenteil der Fall. Bei ihnen tritt gewöhnlich 
Pisstauung ein, die im Norden ebenfalls grolte Überschwem- 
mungen verursacht. Der rasche Abfluß im Frühjahr trägt dazu 
bei, daß der Boden nicht genügend tief durchfeuchtet wird, was 
natürlich auch ein Mangel für den Ackerbau ist. 

Zusammenfassend können wir sagen, daf die kurz charak- 
terisierten Klimaexzesse der russischen Ackerbaukultur großen 
Schaden zufügen und ihre Entwicklung und damit die des ganzen 
kulturellen Lebens Rußlands hemmen, was noch klarer wird, 
wenn wir auf die Beziehungen zwischen klimatischen Verhält- 
nissen und Wirtschaftsformen Rußlands eingehen. 

Auf die russischen Zustände treffen die „Wirtschaftsformen 
der Erde“ von E. Hann zu Er unterscheidet bekanntlich 
7 Hauptformen der Wirtschaft nach der Erzeu der Rohstoffe. 
Von diesen 7 Formen sind in Rußland 3 vorhanden, der zweite 
höhere Typus der Sammelwirtschaft, dessen Kennzeichen 
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Fischerei und Jagd sind, der vierte Typus mit dem Kennzeichen 
der Viehzucht bei Hirtenvölkern, und der sechste Typus, unter 
dem er die Pflugkultur oder die europäische Kulturform versteht. 

In großen Zügen ist die geographische Reihenfolge dieser 
3 Formen der russischen Wirtschaft erkennbar. Die niedrigste 
Form der Erwerbswirtschaft, die sih auf Fischfang und Jagd 
stützt und damit Renntierzucht und Keime von Ackerbau ver- 
bindet, finden wir in den Küstenländern des Eismeeres, in den 
Tundren und im Nordtajgaland bis ungefähr zum 65. Breitengrad. 

Südlich des 60. (bis 65.) Breitengrades liegt die Hauptzone der 
Pflugkultur. Sie umfaßt die Tajga-, Eichen- und Steppen-Klima- 
2 und dehnt sidi bis zur Schwarzmeerküste, den Vorgebirgen 

er Krim und des Kaukasus, also ungefähr bis zum 45. bis 30. 
Breitengrad aus. Südlich dieser Grenze liegt das Gebiet der 
höheren Kulturpflanzen: Baumwolle, Weintraube, Tabak, Apri- 
kose, Pfirsich usw. Weiter nach Osten wird die südliche Grenze 
des Pflugkulturgürtels durch das Klima der binnenländischen 
Steppen und Wüsten Zentralasiens gebildet, der alten Heimat 
der Hirten- und Nomadenvölker. Die Nordgrenze der Nomaden- 
zone liegt ungefähr auf dem 50. Breitengrad und wird von 
den Halbwüsten von Astrachan und den südlichen Kirgisen- 
n gebildet. 

ie Grenzen der höchsten Kulturform, der Pflugkultur, wer- 
den also im Norden bestimmt durch den Wärmemangel bei reich- 
lich vorhandenem Wasser und im Süden durch Wassermangel bei 
reichlich vorhandener Wärme. 

Es finden sich in Rußland auch noch Spuren anderer Wirt- 
schaftsformen, der Hack wirtschaft an den Pflugkulturgrenzen und 
der Plantagenwirtschaft in den Gegenden mit künstlicher Be- 
wässerung. 

Diese Tatsache des Vorhandenseins verschiedener Wirtschafts- 
ormen, die natürlich große Verschiedenheiten in den sekundären 

ulturzweigen, im Geistesleben und in den Lebensarten bedingen, 
macht es erklärlich, daß die russische Kultur (Kultur im ethno- 

raphischen Sinne des Wortes und nicht als geistige Betätigung 
der oberen intelligenten Schicht zu verstehen) nicht gleicharti 
oder monogen ist, obwohl die Pflugkultur ihrer Verbreitung un 
Bedeutung nach (besonders für das staatliche Budget) den weitaus 
größten Raum einnimmt. 

In noch größter Abhängigkeit von der Verteilung der Klima- 
exzesse steht ein Element der Landwirtschaft und der Gesamt- 
kultur: die Bodennutzung. Ruſtlands europäisches Gebiet ist in 
folgender Weise aufgeteilt: 33 % der gesamten Fläche werden 
von Wald bedeckt (39 % des ganzen Reiches); 26 % werden für 
den Ackerbau und Gartenbau ausgenutzt; das Odland bedeckt 
25 % und das Grasland 16 %. 

Das ganze nördliche Gebiet der Tundren und der nördliche 
Teil der Tajga in Osteuropa bestehen vorwiegend aus Odland, nur 
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5% sind Ackerland. Diese nördliche Odlandregion hat die 
niedrigste Volksdichte, auf 10 qkm wohnen ungefähr 6 Menschen. 
Nach dem Udland nimmt der Wald den größten Prozentsatz ein. 
dann folgt die Grasflur. 

In der nächsten Zone, die bis zum Waldsteppengebiet reicht. 
steht der Wald an erster Stelle. Ihr nördlicher Teil hat noch viel 
Odland, im südlichen herrscht das Ackerland vor. Diese Zone 
hat eine durchschnittliche Volksdichte von 21—55 auf 1 qkm. 

Es folgt die Region der Waldsteppen und der Steppen. Hier 
überwiegt das Ackerland bei weitem, die Volksdichte beträgt 
durchschnittlich 55. Im südwestlichen Teil nimmt das Ackerland 
68 % der Fläche ein und die Volksdichte ist noch größer (in der 
Ukraine ca. 80). .Daran schließt sich im Süden die Region der 
südlichen Odländer, die neben einem hohen Prozentsatz Udland 
große Grasflächen und wenig Ackerland besitzt. Die Volksdichte 
ist viel geringer (unter 20) als in dem nördlichen Nachbargebiet. 


Im Südteil der Tajgazone, in der ganzen Eichenzone und dem 
Nordteil der Steppen, also in der Region des atlantischen Keils 
der maximalen Niederschläge Osteuropas, sind Volksdichte und 
Anbaufläche am größten. Je weiter man sich in diesem Distrikt 
nach Süden begibt, um so mehr nimmt das Waldland ab und die 
angebaute Fläche zu. Nördlich und südlich dieser mittleren Wirt- 
schaftszone sinken mit der Verschlechterung der Klima- und 
Bodenverhältnisse Volksdichte und Prozentsatz des Ackerlandes. 


Interessant ist ein Vergleih mit der Bodenbenutzung in 
anderen europäischen Staaten. Den größten Prozentsatz an 
Ackerland hat Frankreich (58 %), es folzen Deutschland (50 %), 
Italien (42 %) und das höchstindustrielle Belgien (44 ). Rußland 
folgt erst an 11. Stelle, während es in der Reihe der Staaten 
mit großen Udländern nach Norwegen (75 ), Finnland (43 %), 
Schweden und Portugal den 5. Platz einnimmt. 


Das Beispiel Rufflands zeigt den engen Zusammenhang 
zwischen Naturverhältnissen, Bodenbenutzung und Volksdichte 
in einem Agrarland. Man kann weiter behaupten, daf in Ruß- 
land, wie auch in anderen Ländern, die Dichte der Landbevölke- 
rung um so größer ist, je größer die Niederschlagsmengen sind. 
Die südlichen Teile des Laubwaldes, die südwestlichen der Step- 
penzone und die Gebiete an der oberen Weichsel, in Wolhynien 
und Podolien, wo die Niederschläge am reichlichsten und regel- 
mäßigsten fallen, haben auch die größte Volksdichte. Dies zu- 
sammenhängend besiedelte Gebiet Rufßllands oder des „atlan- 
tischen Keils der maximalen Niederschläge Osteuropas“ kann 
man als Stamm- oder Mutterland des Reiches bezeichnen. Genau 
der dritte Teil des europäischen Rufllands und fast das ganze 
Sibirien liegen außerhalb der zusammenhängend besiedelten Re- 
gionen der Erde und werden für das Reich durch die Görße und die 
exzessiveNatur ihrer Fläche eher eine Last als durch die Zahl 
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ihrer Bewohner eine Stärkung. Ähnliche Zusammenhänge er- 
geben sich in Britisch-Indien, einem 5 Agrarland, 
und in den Vereinigten Staaten, obwohl diese nur ein Halbagrar- 
staat sind. Selbst England fiel in der Zeit der Naturalwirtschaft 
bis ins 19. Jahrhundert hinein unter dies Gesetz. 


Das Problem des Einflusses der Natur und des Klimas speziell 
auf die Entwicklung der russischen Landwirtschaft, ihren Rück- 
stand und ihr Ackerbausystem könnte besser beleuchtet werden, 
wenn man die sozialökonomischen Verhältnisse im Zusammen- 
hang mit den Naturbedingungen betrachten würde. Der be- 
schränkte Raum gestattet nicht, auf dieses große Gebiet der 
russischen Geopolitik näher einzugehen. Man muß sich darauf 
beschränken zu betonen, daf außer den historischen und sozial- 
politischen Elementen die geographischen Elemente, besonders 
die klimatischen Verhältnisse eine entscheidende Rolle in der 
Frage des Ackerbausystems und damit überhaupt in der ganzen 
russischen Kultur gespielt haben. Die Klimaverhältnisse hindern 
die Entwicklung des Ackerbausystems, weil sie den Übergang von 
der Dreifelder- zur Fruchtwechselwirtschaft fast unmöglich 
machen, denn die für das letzte Wirtschaftssystem erforderlichen 
Kleefelder erleiden besonders große Schäden durch das Klima, 
wie Doppelmayr zeigt. 


Um einen Vergleich der Ackerbaukultur in den westeuro- 
päischen Staaten und Rußland recht verstehen zu können, müssen 
wir in erster Linie die Klimabedingungen vergleichen. Ein 
Klimastudium Westeuropas läßt sich hier nicht ausführen. Von 
allen Ländern kann man aber sagen, daß sie ein milderes Klima 
haben als Rußland, ohne große Amplituden (kleiner als 20°), 
warme oder gemäſtigte Winter, gemäſtigte Sommer, reichlichere 
und regelmäfligere Niederschläge und viel längere Vegetations- 
perioden. Die Pflanzenwelt hat nur eine Winterruhe von 1 bis 
3 Monaten. Also schon in Westeuropa sind die Klima verhältnisse 
für die Landwirtschaft bedeutend günstiger. Mit den subtropi- 
schen und tropischen Klimaten ist ein Vergleich kaum noch mög- 
lich. In Java, Indien und China, wo oft mehrere Ernten im Jahre 
möglich sind, ernährt 1 ha Reisfeld 10 Menschen. Rußland er- 
reicht in dieser Hinsicht nicht einmal Westeuropa, wo 1 ha 
ungefähr 3 Menschen ernährt. 


Die für die Landwirtschaft, besonders für den ‘Ackerbau 
5 Klimabedingungen kennzeichnet W oeik off, der be- 
annte russische Klimatologe, in folgender Weise: Die Amplitude 
des jährlichen Temperaturganges soll 20° nicht übersteigen und 
die mittlere Jahrestemperatur wenigstens 8° betragen, wie das 
in Südschottland und in den schlesischen Ebenen der Fall ist. Die 
Jahrestemperatur dieser Gegenden ist höher als in Ostpreußen 
und in den meisten Teilen Rußlands. Hierbei reifen Gerste, 
Hafer und Roggen, aber kein Weizen. Dieser kann sogar in 
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West- und Nordschottland nicht angebaut werden, trotz vieler 
Versuche, die mit schnellreifenden Arten ausgeführt wurden. 
Als günstige Bedingungen für eine niedrige Ackerbaukultur (und 
in Rußland herrscht auf allen Bauernwirtschaften, die 96 % allen 
Ackerlandes einnehmen, das rückständige Brach- oder Dreifelder- 
system) mu man folgende ansehen: Bei einer Jahresamplitude 
von 10° soll die Julitemperatur nur 14,5 und die mittlere Jahres- 
temperatur 9,5° betragen, wie in einigen Gegenden Süddeutsch- 
lands, wo der Weizen noch reift. 


Für die Kultur, besonders in bezug auf die menschliche Ge- 
sundheit und die höchste Entfaltung menschlicher Energie und 
Tätigkeit, verlangt der bekannte amerikanische Antropogeograph 
Huntington ähnliche Verhältnisse, wie die oben geschil- 
derten: Milde Winter mit geringen Frösten, mäßig warme 
Sommer, deren Temperaturen 75° f (oder 23,5% C) selten über- 
steigen, bei beständigem Durchgang von mäßigen Zyklonen und 
mälliger Veränderlichkeit des Wetters von Tag zu Tag. 

Die geschilderten Klimaverhältnisse Rußlands zeigen alle 


diese Merkmale nicht. Das Klima weist äußerst scharfe Gegen- 
sätze auf, die nur unter dem größten Grad von Kontinentalität 
möglich sind; die atmosphärische Tätigkeit, die im Westen 
Europas am stärksten ist, ist in Rußland verhältnismäßig gering. 
Grofe Teile Ruſtlands, besonders Ostsibirien im Winter und 
Turkestan im Sommer, sind fast ohne Zyklonentätigkeit, also 
sozusagen wetterlos. 


In dem Gebiete des „atlantischen Keils der 
maximalen Bewässerung Osteuropas" sind die 
Klima- und Witterungsverhältnisse sowohl für 
die Pflanzenwelt (Laubwald) und dieLandwirt- 
schaft (intensive Form), wie für den mensch- 
liehen Organismus, seine Gesundheit und Ener- 
V'M;2 in (größte Volks dichte) und in- 
8 für die gesamte Kultur Ruſtlands 
a m besten. Hier befindet sich die uralte Wiege 
der russischen Geschichte. 


Verfolgen wir nach der Huntingtons chen Methode die 
Parallele zwischen Zivilisation und Klimaten weiter, so zeigt sich. 
daß das Gebiet des atlantischen Keiles der maximalen Bewässe- 
rung Osteuropas tatsächlich den größten Zivilisationsgrad auf- 
weist, der nach E. Huntington von 80 (westliche Teile Osteuropas) 
bis auf 50 (Ural) sinkt und in einer dem Keil sehr ähnlichen 4 8 
verläuft. Das ist also der Keil, welcher der europäischen oder 
atlantischen Kulturwelt einen Weg nach Osten bahnt und das 
Licht der Wissenschaft und Technik zur Bekämpfung der strengen 
Natur über den Ural hinaus in die wilde Dämmerung Sub- 
polariens trägt. 
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Zum Schluß möchte ich die Ergebnisse meiner Ausführungen 
über die Klimaverhältnisse Rußlands kurz zusammenfassen. 


1. 


Infolge der Kontinuität des Gürtels der russischen Ebene, 
ihrer ungeheuren Ausdehnung und des fast vollständigen 
Fehlens von Gebirgen, ist das Klima der Hauptfaktor der 
Landschaftsbildung. Es wirkt sich unter den ebenen Be- 
dingungen Ruſtlands in zonaler Form, vor allem in Rich- 
tung der Breitengrade aus und ist dem Einfluß des solaren 
und des atlantischen Klimafaktors unterworfen. 


Die gesetzmäßige Reihenfolge der klimatischen Breiten- 


zonen ist von einer entsprechenden Ordnung der Land- 
schaften mit gleichen Boden-, Vegetations-, demographischen 
und wirtschaftskulturellen Elementen begleitet. 


Fast der vierte Teil des europäischen Gebietes Rußlands 


ist Odland, dessen geographisches Milieu, Bodenarten und 
Klima, mit dem scharfen Wärmemangel im Norden und 
dem Wassermangel im Süden, jeder Kultur direkt feind- 
lich sind, woraus sich das Vorhandensein der Tundren im 
Norden und der Wüstengürtel im Süden erklärt. 


Das Klima der ebenen Teile Ruſtlands zeigt entweder die- 


selben, den Ackerbau schädigenden Eigenschaften und er- 
zwingt in der Nordtajga und den Südsteppen den Über- 
Bang zu naturvölkischen Wirtschaftsformen, oder das Klima 

emmt den Ackerbau bedeutend, wie in fast allen übrigen 


Teilen der mittleren Waldsteppenzone, die den größten 


und besten Teil der Anbaufläche Ruſtlands einnimmt, und 

deren Hauptproduktion mit 85 % in Osteuropa stattfindet. 

Die Klimaexzesse der Ackerbauzone erklären sich meist 

durch äufterste Kontinentalität und lassen sich auf folgende 

Weise zusammenstellen: 

a) Scharfe Übergänge der Temperatur vom Sommer zum 
Winter und vom Tag zur Nacht, 

b) allgemein verbreitete, scharfe und lange Winter, beson- 
ders in Ostsibirien, heiße Sommer im Süden, 

c) Schneearmut Sibiriens und große Ausdehnung des ewig 

efrorenen Bodens, 

d) Mangel an Niederschlägen im Süden und Südosten 
Osteuropas, den Gegenden mit fruchtbarstem Boden, 

e) Ungleichartigkeit des Niederschlagshaushaltes in dem 
ganzen Ackerbaugebiet und Regenmangel im Frühjahr 
und Frühsommer (sogar in der Gegend des atlantischen 
Keils der maximalen Niederschläge Osteuropas), was den 

Futterpflanzen, Klee und Luzerne, die für den Übergan 

F ruchtwechselwirtschaft sehr notwendig sind, 
schadet, 

f) außergewöhnlich kurze Vegetationsdauer von drei bis 
fünf Monaten, Ä 
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g) Dürre, heifle Winde, Staubnebel, Platzregen und Hagel- 
schläge im Süden und Südosten und allgemein ver- 
breitete starke Nachtfröste. 

6. Diese Klimaexzesse hindern die zusammenhängende Be- 
siedlung von zwei Dritteln des russischen Territoriums un 
stempeln die Kulturpflanzen in Rußland zu einer „Witte- 
rungsformation“, die sehr unbeständig ist und geringe 
Ernteerträge liefert. Dadurch lohnen die Kosten einer inten- 
siveren Ackerwirtschaft, besonders im Süden und Südosten, 
nicht, und die extensiven Formen des Ackerbaues werden 
dadurch unterstützt. | 

7. Das Klima Rußlands ist also, trotzdem es 
denAckerbauinderWaldzoneunddenStep- 
penzuläft,derEntwicklungderLandwirt- 
schaft im großen und ganzen nicht günstig 
besonders im Vergleich mit den westeuro- 
päischen Staaten, Indien und China. 

8. Die Klimabedingungen gestalten den Ackerbau im größten 
Teile Rußlands wenig einträglih und riskant, erlauben 
eine Erweiterung der Anbaufläche kaum, und machen die 
Hebung der Ernteerträge bis zur westeuropäischen Norm 
(die zwei- bis dreimal so groß ist wie sie in Rußland durch- 
schnittlich vor dem Kriege war) sogar caeteris paribus un- 
erreichbar. Es ist deshalb, besonders unter den jetzigen 
Verhältnissen mit 9 % kleiner Bauernwirtschaften, nicht 
möglich, mit dem Ackerbau als alleinigem Faktor der künf- 
tigen wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklung Ruß- 
lands zu rechnen. 

9. Für einen weiteren Fortschritt Ruſtlands, und um den 
Konflikt des Menschen mit den Naturverhältnissen zu mei- 
den, ist der Übergang zu einer differenzierten Landwirt- 
schaft intensiverer Form und Hausindustrie durchaus not- 
wendig. 

10. Ebenso notwendig ist die Entwicklung des Bergbaues, zur 
Bergung der Bodenschätze, die Entwicklung der Schwer- 
und der Verarbeitungsindustrie, ohne die eine Hebung des 
Landwirtschaftssystems unmöglich ist. 


III. 

Damit könnte ich die 5 der besonderen geogra- 
hischen Verhältnisse Ruſtlands schließen. Ich möchte aber das 
auptelement alles kulturellen Lebens der Erde, den Menschen. 

nicht unberücksichtigt lassen, der in Ruſtland mit aller Kraft be- 
müht ist, die ungünstige Natur zu bekämpfen, und will deshalb 
noch einige vergleichbare 5 Angaben über die 
Volksdichte, einen schon teilweise besprochenen Kulturfaktor, an- 
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` 
` -1 Auch dies ist eine, die dritte geographische Besonderheit 
ds, durch die es sich von Westeuropa stark unterscheidet. 
and hat die geringste Volksdichte aller 
en Europas. Sie betrug vor dem Kriege 9,2 auf 1 qkm 
-chschnitt für ganz Rußland, 25 für Ostpeuropa und 0,7 für 
en. Nach der Revolution ist sie noch geringer geworden und 
t für die pao Sowjetunion nur 7, da nach der Volkszäh- 
on 1926 die Bevölkerung Rufflands ca. 145 Millionen be- 
HhHelgiens Volksdichte beträgt dagegen 258, die der Nieder- 
214, die Englands 181, die Deutschlands und Italiens 120. 
lich der demographischen Eigentümlichkeiten Rufllands 
aoch betont werden, daß der weitaus größte Teil der Be- 
rung — 83% — nicht in Städten wohnt. In Deutschland 
sen sind ungefähr 70 Stadtsiedler. Außerdem verteilt 
wie schon erwähnt, der Bestand der Bevölkerung auf eine 
Anzahl verschiedener Nationalitäten und Volksstämme. 
eo etwa 140, wovon 65 % Russen und 17,7 % Mon- 
ı sind. 
Bezüglich der Frage über die. Rolle der Naturverhältnisse 
er Verteilung der Menschen auf der Erde kann man verschie- 
r Meinung sein. Einige, wie Woeikoff und Carey, 
upten, daß der Mensch bei der Verteilung über die Erde 
tändig vorgehe, daß er zunächst nicht die fruchtbarsten Ge- 
besiedle, wie Ricardo und andere annehmen, sondern die, 
m leichtesten zu bearbeiten und daf „Handel und Industrie 
[auptfaktoren der Volksdichte sind“. Andere dagegen, wie 
tin gto n, finden, daß die Natur allmächtig sei, und „der 
e Teil der Erde gewöhnlich solche Volksdichte besitzt, die 
ı unterhalten ie ist unter bestimmten ökonomischen und 
en Bedingungen, die an Ort und Zeit gebunden sind“. 
Vas ist stärker, die Natur oder der Mensch? Das ist eine 
„ für die Rußland ein bestimmtes Beispiel gibt, denn hier 
let sich der Mensch unter dem starken Druck der Natur. Es 
in Zweifel, daß die geringe Volksdichte und ihre ungleich- 
ʻe Verteilung die Kultur, die ganze Lebensart und politische 
ar Rußlands nachdrücklichst beeinflussen, und die Frage, 
lb ist Rußland kein Westeuropa?, findet hierdurch ihre 
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Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I 


Das wichtigste Ereignis aus dem Berichtsmonat ist der Ab- 
schluß des sogenannten Schachtyprozesses, der nach 
42 Sitzungstagen am 6. Juli mit den Urteilen endete. Von den 
53 Angeklagten wurden 11 zum Tode verurteilt: Gorletzki, Bo- 
jarinow, Krschischanowski, 3 Budny, Matow, Brata- 
nowski, Beresowski, Bojarschinow, Kasarinow, Schadlun. Das 
Gericht beschloß jedoch, für die sechs Letzten, wegen ihrer Reue 
und ihrer großen technischen Fähigkeiten, beim Zentralexekutiv- 
komitee um Milderung der Strafe nachzusuchen. 34 Angeklagte 
erhielten Gefängnisstrafen von einem bis zu zehn Jahren, dar- 
unter Rabinowitsch sechs und Kusma drei Jahre, vier Angeklagte 
wurden unter Zubilligung von Bewährungsfrist verurteilt und 
vier Angeklagte freigesprochen. Die deutschen Angeklagten 
Meyer und Otto wurden freigesprochen; der deutsche Angeklagte 
Badstieber wurde unter Zubil igung von Bewährungsfrist zu 
einem Jahr Gefängnis verurteilt. Der Freispruch Meyers und 
Ottos erfolgte, da das Gericht die gegen sie erhobenen Beschul- 
digungen nicht für erwiesen erachtet. Badstieber wurde von der 
Anklage der Zugehörigkeit zu der gegenrevolutionären Organi- 
sation freigesprochen, da der Bestechung schuldig befunden. 

Das Gericht hat 50 Stunden zu dem Urteil gebraucht, das mit 
äußerster Spannung erwartet wurde. Krylenko hatte 22 Todes- 
urteile beantragt; 11 wurden ausgesprochen. Davon wurden 
fünf vollstreckt; begnadigt, d. h. zu Gefängnis verurteilt wurden 
Matow, Bratanowski, Beresowski, Bojarschinow, Kasarinow und 
Schadlun. Die Urteilsbegründung steht in der „Iswestija“ vom 
. 7. Juli. Wir geben das Wesentliche nach dem Auszuge der „Tass“ 
wieder: 

„Es wird festgestellt, dafl die Anfänge der konterrevolutionären Or- 
ganisation im Donezbecken im Jahre 1924 aus ursprünglich getrennten 
Gruppen früherer Angestellter und ehemaliger Grubenbesitzer entstanden 
waren. Die Organisation wurde von Paris aus von der sogenannten „Ver- 
einigung ehemaliger Bergindustrieller Südruflands“ und der „Polnischen 
Vereinigung ehemaliger Grubenbesitzer des Donezbedkens“ mit Dwor- 
schantschik an der Spitze geleitet. Die Pariser Zentrale zog nicht 
nur Auskünfte über Arbeit und Zustand der Bergwerke ein, sondern leitete 
auch die Schädigungsarbeit bei der Kohlenförderung, bei Export- und 
Importoperationen usw. Während verschiedener Beratungen im Jahre 1926 
wollte die Pariser Zentrale den Bruch zwischen der Sowjetunion und 
Frankreich herbeiführen und erörterte gleichzeitig die Frage der Vor- 
bereitung eines Krieges, der Schädigungsarbeit usw. Eine analoge Rolle 
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spielte die Polnische Vereinigung, die ihre Verbindung mit der Schädi- 
gungsaktion nicht nur durch einzelne Angestellte der Sowjet-Bergindustrie, 
sondern auch durch Personen einiger ausländischer Institutionen aufrecht 
erhielt. Gemäß den Weisungen suchte die Charkower Zentrale nicht nur 
die wertvollsten Bergwerke der ehemaligen Grubenbesitzer unter ihren 
Einfluß zu bekommen, sondern auf die Wirtschaft des Donezbecens derart 
einzuwirken, daß der Weg zur Rückgabe der nationalisierten Unternehmun- 
gen, wenn auch nur in Gestalt von Konzessionen, die für Konzessionäre 
besonders rentabel sein sollten, gebahnt werde. In das Ressort dieser 
Zentrale fällt audi die Propaganda gegen die Sowjetmacht und die Unter- 
stützung der Feinde der Sowjetunion im Falle eines Krieges durch Ein- 
stellung der Kohlenförderung, Zerstörung der Bergwerke, sowie direkte 
Diversionsakte. i 

Die Beweisaufnahme stellt fest, daf die Schädigungsorganisation einer- 
seits von der Vereinigung ehemaliger Grubenbesitzer und gewissen kapi- 
talistishen Kreisen, andererseits von gewissen Institutionen einiger Aus- 
landsstaaten finanziert wurde. In den letzten drei Jahren empfing die Orga- 
nisation mehrere hunderttausend Rubel, wobei die Gelder entweder persön- 
lich von Mitgliedern der Organisation bei deren Rückkehr von dienstlichen 
Auslandsreisen, oder mit Unterstützung ausländischer Institutionen an die 
betreffenden Stellen überführt wurden. Eine der Finanzquellen waren auch 
die Prozentbeiträge von Bestellungen, die durch Mitglieder der Organisation 
an deutsche Firmen vergeben wurden. Der Empfang der Gelder aus diesen 
Quellen wurde in einzelnen Fällen dadurch erleichtert, daß bei diesen Fir- 
men bedeutende Posten mit russischen Emigranten besetzt wurden, die sich 
bereit erklärt hatten, der Schädigungsaktion allseitige Unterstützung ange- 
deihen zu lassen. Auch wurde vom Gericht festgestellt, daß die Moskauer 
so, wie die Charkower Zentrale arbeitete, indem sie Trusts und Volkskom- 
missariate für ihre Zwecke zu gewinnen suchte. 


Die vier öffentlihen Ankläger hatten noch einmal alle Re- 
gister gezogen, um die Aufmachung dieses Prozesses als eines 
ausgesprochenen Klassenprozesses wirksam zu machen. Würdig 
und klar waren die Verteidigungsworte der Angeklagten Gor- 
letzki, Kusma, Rabinowitsch und Ismenitow, die alte verdiente 
Ingenieure an verantwortlichen Stellen der Sowjetwirtschaft ge- 
wesen waren und ihr gut gedient haben. 


Die „Iswestija“ (4. Juli) suchten schon vor dem Urteil die 
Bilanz zu ziehen, daft der Prozeß die Existenz einer gegenrevolu- 
tionären Organisation mit ausgebreiteten Verbindungen drinnen 
und draußen enthüllt habe. Aber das, was erwiesen ist, steht in 
keinem Verhältnis zu dieser Behauptung oder zur Aufmachung 
im ganzen. Es sind einzelne Beziehungen von Ingenieuren zu 
den früheren Inhabern nachgewiesen worden, auch einzelne Akte 
der Sabotage. Was dabei über die Beziehungen mit dem Aus- 
lande behauptet worden ist, kann nicht nachgeprüft werden, weil 
diese Untersuchungen in Geheimsitzungen stattgefunden haben. 
Man wollte Beziehungen mit Paris und Warschau wohl nicht ge- 
fährden, aber fest steht, daß irgendeine deutsche Beteiligun 
nicht nachgewiesen ist. Wenn auch jener „Iswestija“-Artike 
davon noch spricht, so ist die Prozeßführung allmählich immer 
vorsichtiger geworden, weil sie, so wie die Sowjetregierung, wohl 
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eingesehen hatte, welcher Schaden durch diese ungerechtfertigte 
Belastung der deutsch-russischen Beziehungen angerichtet würde. 


Was nachgewiesen wurde, kann nicht im entferntesten eine 
Gefährdung für den russischen Staat bedeuten. Daß der Prozeß 
ein Klassen- und Tendenzprozeſt sein sollte, kann nicht bestritten 
werden. Der Klassengedanke der Arbeiter hier gegen die In- 
5 und sogenannten „Spezialisten“ sollte in voller Reinheit 

erausgearbeitet werden. Man kann sich nicht denken, daß das 
im ganzen sehr wirksam gewesen ist, aber ein Urteil im ein- 
zelnen darüber entbehrt einer genaueren Unterlage. Irgendetwas 
Durchschlagendes jedoch im Sinne eines großen gefährlichen orga- 
nisatorischen Zusammenhangs zwischen den einzelnen straffälli- 
gen Handlungen ist nicht bewiesen und bekannt geworden. Wer 
sich durch die Prozefberichte durcharbeitete, muß gefühlt haben, 
daß der Prozeß selbst der Schlagkraft entbehrte. Und wenn, wie 
es sicher der Fall ist, etwas von dieser mit Gewalt aufgemachten 
Psychose in der Masse zurückbleibt, so ist es die Stimmung der 
Arbeiter gegen die Ingenieure, gegen die Spezialisten, ist es eine 
Schädigung des Verhältnisses zwischen beiden, von der Einzel- 
heiten schon jetzt berichtet werden und die nur zum Schaden der 
industriellen Produktion Sowjetrußlands sein kann. 


Der Prozeß hat zudem die Zustände in der Sowjetindustrie 
und Sowjetwirtschaft im ganzen mit einem düsteren Lichte be- 
leuchtet. Viele Einzelheiten der Mifßwirtschaft sind auf diese 
Weise, gerade in der „Selbstkritik, mit Gewalt an das Licht ge- 
zogen worden. Die Gesamtwirkung des Prozesses ist für Ruß- 
land denkbar ungünstig. Überall wird die Wirtschaft im Aus- 
land sich drei- und viermal überlegen, ob sie in ein Land mit so 
unsicheren Rechtszuständen riskierend hineingehen kann. Der 
Prozeß hat den Kredit Rufflands weithin in der Welt untergraben. 
Ja, man kann sagen, daſt er die öffentliche Meinung im Auslande 

egen Rußland stärker zusammengeführt hat, als es in bezug auf 
die in Moskau immer behauptete Antisowjethaltung der großen 
Mächte der Fall war und ist. 


Die Plenarsitzung des Zentralkomitees der Partei im Juli, 
von der noch genauer zu sprechen ist, hat sich nun auch mit der 
Frage der Spezialisten für die Industrie beschäftigt. Sie 
hat den Mangel an wissenschaftlich und praktisch vorgebildeten 
Ingenieuren anerkannt, hat anerkannt, daß die Ausbildung sehr 
langsamı vor sich geht sowohl von hochqualifizierten Ingenieuren 
als auch von Technikern verhältnismäßig niedriger Ausbildung. 
Sie hat anerkannt, daß es so nicht bleiben könne und eine sofor- 
tige entschiedene Umkehr in dieser Beziehung nötig sei. Wie will 
man das in aller Schnelligkeit machen, während man zugleich 
die Hilfe von ausländischen Ingenieuren und Technikern durch 
den Prozeß und seine Behandlung so gefährdet hat? 
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Gleichzeitig stellt ein Prozeß gegen Vertreter schwedi- 
scher Firmen die Frage noch unter einem anderen Gesichts- 
punkt, was eigentlich Wirtschaftsspionage sei. Beides 
ergänzt einander, der Vorwurf der Sabotage und die Sorge vor 
der Wirtschaftsspionage. Es sind russische Vertreter schwedischer 
Firmen verurteilt worden und die Feststellungen dabei rufen 
die Frage wach, wie überhaupt Geschäfte zu führen seien, wenn 
Angelegenheiten, die überall als übliche Arbeit der Firmenver- 
treter betrachtet werden, nach Auffassung der russischen Gerichte 
schon Wirtschaftsspionage darstellen. Dadurch ist man auch in 
Schweden mißtrauisch und stutzig geworden. 

Dak aber der Schachtyprozeft mit seinem nun wohl klar zu- 
tage liegenden Charakter nicht über die materielle Not und Un- 
ordnung hinwegtäuschen konnte, hat sich in sehr bedeutsamer 
Weise genau zur gleichen Zeit gezeigt, mit einem Vorgang, der 
schon al eine grundlegende Anderung in der Bauernpolitik 
aufgefaßt wird. 


II 


Zur Wirtschaftslage sei auf den Monatsbericht von 
Professor Auhagen in diesem Heft hingewiesen. Die Aussichten 
der Ernte sind heute noch in keiner Weise bestimmt zu er- 
fassen. Dagegen liegen in einer Rede Rykows ea über 
die Getreidebereitstellungen in der nunmehr abge- 
laufenen Kampagne 1927/28 vor. Danach sind diese erheblich 
niedriger als 1926/27. Sie erreichten 1927/28 nur 726—774 Mil- 
lionen Pud (11,9—12,7 Mill. to) gegenüber 865 Mill. Pud (14,2 
Mill. to) 1926/27 und 791 Mill. Pud (12,9 Mill. to) 1925/26. Dabei 
waren planmäfige Bereitstellungen der staatlichen Wirtschafts- 
organe 1927/28 nur 626 Mill. Pud (10,2 Mill. to) gegenüber 662 
Mill. Pud (10,8 Mill. to) 1926/27 und 516 Mill. Pud (8,4 Mill. to) 
1925/26, während sich die nichtplanmäftigen Bereitstellungen 
1927/28 nach Angaben der Zentralen Statistischen Verwaltung auf 
100 Mill. Pud, nach Berechnungen des Handelskommissariats aber 
auf 148 Mill. Pud stellten gegenüber 203 Mill. Pud 1926/27 und 
275 Mill. Pud 1925/26. 

Dieser Rückgang der Getreidebereitstellungen ist um so be- 
merkenswerter, als die Sowjetunion drei Jahre nacheinander 
Mittelernten hatte. 1926/27 konnten 140 Mill. Pud Getreide expor- 
tiert werden, im laufenden Jahr nur etwas über 25 Mill. Pud. 

Man kann danach nicht sagen, daR die Getreidekampagne 
dieses Jahr einen großen Erfolg erzielt habe, obwohl Anfang 
dieses Jahres zu sogenannten „außerordentlichen Maß- 
nahmen“ gegriffen wurde, d. h. zu einem sehr starken Druck 
auf die Bauern. Das hat jedenfalls für die Ernährung nicht 
ausgereicht, die in den letzten Wochen in eine kritische Lage ge- 
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raten ist, so daß die russische Regierung am 30. Juni überraschend 
und plötzlich mit erheblichen Weizenkäufen fast auf allen 
europäischen Märkten eingriff. Man spricht von 100 000 Tonnen. 
Wir können für die Schätzung nicht bürgen, aber es wird auch 
von russischer Seite nicht bestritten, daß, um die Zuschufgebiete, 
besonders die Stadt Leningrad, bis zur Einbringung der Sommer- 
weizenernte zu sichern, ohne auf die Inlandvorräte zurückgreifen 
zu müssen, tatsächlich in ziemlich großem Umfange im Auslande 
Getreide eingekauft worden ist. 


Die ganze Lage ist ja nur durch einen Schleier zu über- 
blicken. Immerhin ging ihr Ernst aus den Verhandlungen 
des Zentralkomitees der Partei vom 4. bis 12. Juli 
hervor (die Resolutionen, die sich, wie erwähnt, auch mit der 
Spezialistenfrage beschäftigten und sodann vor allem mit der Ge- 
treidebereitstellung, stehen „Iswestija“, 13. Juli). Sie gingen 
nach einem Berichte des Handelskommissionärs Mikojan kurzer- 
hand auf den Beschluß hinaus, die sogenannten außer- 
ordentlichen Maßnahmen sofort einzustellen, 
die überhaupt nur als zeitweilig gedacht gewesen seien, und dazu 
noch die Getreidepreiseetwaszu erhöhen. 


Das ist die Hauptsache. Die übrigen üblichen Auseinander- 
setzungen über die Intensivierung der Landwirtschaft, über den 
mittleren und kleineren Besitz, über die Kollektivwirtschaften, 
sind interessant, aber nur von theoretischer Bedeutung. Die 
Hauptsache ist, daß dieses wichtigste Organ der Partei einge- 
stand das Versagen der Stalinschen Druckpolitik gegen die 
Bauern und die Notwendigkeit, mit einem Wort dodi auf das 
kapitalistische Interesse der Bauern anreizend zu wirken. Denn 
was tut man anderes, als wenn man höhere Getreidepreise in Aus- 
sicht stellt, die eben das mit Erfolg zurückgehaltene Getreide 
auf den Markt bringen sollen? Das ist, wozu man sich auch in den 
Außerungen bekannt hat, eben die Leninsche „Nep“ in der Fort- 
setzung. 

Sehr ausführlich haben am 13. Juli zwei so bedeutende 
Männer wie Rykow und Stalin über diese Zentralfrage ge- 
sprochen, der eine auf einer Moskauer Parteiversammlung über 
das Thema: „Der gegenwärtige Moment und die Aufgaben der 
Partei“, der andere vor demselben Gremium der Leningrader 
Parteigenossen: „Die Ergebnisse der Juli-Plenarversammlun 
des Zentralkomitees“. Beide Berichte sind in den „Iswestija“ 
(15. Juli) wiedergegeben. 

Sie sagen in der Hauptsache übereinstimmend dasselbe, was 
eben mitgeteilt wurde. Stalin gab „das unerfreuliche Verhältnis 
der Preise für Getreide im Verhältnis zu den Preisen für andere 
Produkte der Dorfwirtschaft“ zu, die Fehler der planmäſtigen 
Leitung in Sachen der Warenbereitstellung und der Besteuerung 
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und erklärte als notwendig die sofortige Liquidation der Haus- 
suchungen bei den Bauern und dergleichen, vor allem Punkt 3 
„eine gewisse Erhöhung der Preise für Getreide, mit Staffelung 
nach Gebieten und Kornkulturen“, sowie die richtige Leitung von 
Waren in die Getreidelieferungsgebiete und schlieflich die obli- 
gatorische Bildung einer staatlichen Getreidereserve. 


Es ist nicht mehr zu verheimlichen, daf die Bewegung der 
Bauern gegen die Regierungsmaßnahmen seit Anfang des Jahres 
ernste, vielleicht gefährliche Formen angenommen hatte, und 
darauf konnte nur geantwortet werden mit dem Eingeständnis 
abermals der Schwäche, der Unfähigkeit, das mit Gewalt zu über- 
winden. 

Zunächst ist die Frage, ob diese Maßnahmen, diese Wendung 
nicht schon zu spät kommt. Die „Iswestija“ (17. Juli) beschäfti 
sich mit der naheliegenden Frage, weshalb man im Winter, 
die Bereitstellungen zurückgingen, nicht zu der naheliegenden 
Maßnahme der Preiserhöhung gegriffen habe und das jetzt tue. 
wo die neue Kampagne beginnt und die Ernteaussichten nicht 
schlecht seien. Die Aaso der Zeitung, daß dann gerade die- 
jenigen, die das Getreide abgeliefert hätten, gewissermaßen da- 
für bestraft worden wären, scheint nicht sehr schlagkräftig. 
Denn es ist kein Zweifel, da Getreide zurückgehalten worden 
no der, der es jetzt herausgibt, den besseren Preis dafür 
erhält. 

Weiter erhebt sich die Frage, wie die höheren Preise für 
Getreide mit den Löhnen im Verhältnis bleiben sollen, wie die 
Unzufriedenheit der Arbeiter, die man im vorigen Winter glaubte 
dadurch beschwichtigen zu können, daß man auf die Bauern 
drückte, jetzt beschwichtigt werden soll, wenn statt dessen höhere 
Getreidepreise eintreten. 

Es erhebt sich ferner die Frage, ob in dieser Kapitulation 
der Regierung, also Stalins, vor den Bauern wirklich eine große 
dauernde Wendung ae Sie ist erzwungen worden, 
genau wie 1920/21 die Nep. Vorläufig aber sieht es so aus, als 
wollten die leitenden Männer das nur taktisch behandeln und sei 
von einer inneren Überzeugung, daß in der Richtung auf die Nep 
hingegangen werden müsse, noch nicht die Rede. Es wäre das 
auch seltsam, weil damit ja gesagt wäre, daß die bisherige Bauern- 
politik als Ausdruck sehr bestimmter und tiefliegender Befürch- 
tungen unmöglich sei. Also, wie wir immer wieder sagen: der 
verhängnisvolle Zirkel, aus dem auch Stalin einen Aus- 
weg nicht findet. 


In der Rykowschen Rede aber war das Interessanteste, daß 
er zugestehen mußte, die russische Landwirtschaft sei am un- 
rentabelstenvonallen Wirtschaftszweigen. der 
Index der Getreidepreise stehe um 100, also ungefähr dem Vor- 
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kriegspreise gleich, der der Industrie wäre um 200: „Wir stellten 
also fest, daß die Körnerproduktion im Unionsgebiet unter den 
ungünstigsten Bedingungen arbeitet.“ Also auch die russische 
Landwirtschaft ist in der Krise, wie ein großer Teil der Land- 
wirtschaft der Welt. Mit der Betonung aber, „daß der sozia- 
listische Aufbau auch die Landwirtschaft erfassen müsse“, kann 
man die Frage nicht lösen, in der die jetzige Maßnahme der 
Aufhebung der außerordentlichen Bestimmungen und die Er- 
höhung der Getreidepreise gewiß etwas Wichtiges ist, aber noch 
keine grundlegende Abhilfe einer Wirtschaftskrise, die immer 
düsterere Farben annimmt. 


III. 


Auch dieser Monat hat eine Reihe Jubiläen gebracht. 
Zunächst eine schreckliche Erinnerung: in der Nacht vom 16. auf 
den 17. Juni 1918, also genau vor 10 Jahren, wurde in N - 
katerinburg Nicolai II. mit seiner ganzen Familie getötet. (Wir 
weisen in dem Zusammenhang hin auf zwei interessante Neu- 
erscheinungen: Markow: „Rasputin und die um ihn. Beitra 
zur Geschichte der letzten Regierungsjahre der Romanows“. 
Königsberg 1928, und Poljakow: „Die Tragödie einer Kaise- 
rin. Lebensgeschichte der Jann Alexandra von Rußland.“ Mün- 
chen 1928.) 

Am 9. Juli war der 5. Jahrestag der Verfassung der 
Sowjetunion, am 10. der 10. Jahrestag der Verfassung der russi- 
schen sozialistishen föderativen Sowjetrepublik. In den Ge- 
denkartikeln wurde die Lösung der Nationalitätenfrage beson- 
ders hervorgehoben. 

Am 11. Juni war der 8. Gedenktag der Befreiung von Minsk 
durch die rote Armee und der Begründung der weiſtrussi- 
schen Sowjetrepublik. 

Im Juli feierte die ukrainische kommunistische 
Partei ihr 10jähriges Bestehen mit interessanten Erörterungen 
über die ukrainische Politik in der Sowjetunion. — 

Neben dem Schachtyprozeſt und dem Prozeß gegen die Ver- 
treter schwedischer Firmen spielte noch ein anderer gegen den 
früheren Leiter der Zollagentur der russischen freiwilligen Flotte 
Halperin, der zum Tode verurteilt wurde. In der Anklageschrift 
erschienen wieder Angriffe auf deutsche Firmen. 

Am 6. Juli abends wurde in die Lokalitäten der GPU in 
Moskau, in dem Gebäude an der früheren Lubianka, nicht weit 
vom Außenministerium, eine Bombe geschleudert. Täter waren 
zwei junge Menschen; der eine wurde bei der Verfolgung er- 
schossen, der andere sehr bald verhaftet, beides wohl nach Ruß- 
land gekommene Emigranten. Der Überwachungsdienst erwies 
sich bei der Verfolgung der Täter in ausgezeichneter Funktion. 
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Das Attentat selbst hat nur einen geringen Sachschaden ange- 
richtet und hatte schwerlich größere Hintergründe üm Staate 
selbst. Immerhin fiel es in eine Zeit, die sowieso schon durch 
den Prozeß und die Nahrungskrise nervös war. 


Aus dieser Nervosität nahm wohl auch Stalin Veran- 
lassung (,„Iswestija“ 26. Juni), in einem langen Artikel šich gegen 
Übertreibungen der sogenannten „Selbstkritik“ auszu- 
sprechen, zu der er selbst aufgerufen hatte, die aber anscheinend 
unangenehm ausgeartet ist. In ähnlicher Weise hat sich auch die 
Witwe Lenins gegen die Selbstkritik, die wochenlang die ganze 
Sowjetpresse erfüllt hat, ausgesprochen. Auch das ist kein 
Zeichen von Sicherheit. 


Ebenfalls hierher gehört, daß die Opposition wieder in 
Gnaden aufgenommen wird. Im Juli lief die Frist ab, die für eine 
Wiederaufnahme gesetzt war, und begann die Prüfung der Ge- 
suche um Wiedereintritt. Etwa 39 Anhänger der position 
sind so, nachdem sie vorbehaltlos ihre Reue bekannt haben, wie- 
der aufgenommen worden, darunter vor allem Sinowjew und 
Kamenew, ferner Bakajew und Jewdokimow, dessen Kampfreden 
während der innerpolitischen Streitigkeiten so großes Aufsehen 
erregten, und endlich Laschewitsch, der seinerzeit bei der be- 
kannten „Verschwörung im Walde“ eine führende Rolle spielte. 
Die Gesuche anderer Oppositionsführer, wie von Safarow, Wujo- 
witsch, Naumow u. a. haben noch nicht zu diesem Ziel geführt: 
diese Oppositionsführer sind zurzeit bemüht, durch neue Unter- 
werfungserklärungen den Rückweg zur Partei zu finden. Von 
Trotzki aber hört man noch nichts. 


Diese Erscheinung ist nun ein sehr merkwürdiger Vorgang 
und auch wohl nur dadurch zu erklären, daß man in der Leitung 
sieht, man müsse sich in der Partei wieder zusammenfinden. Der 
große Schlag gegen die Opposition vor einem halben Jahr und das 
positive Ergebnis der damit freigewordenen Stalinschen Politik 
ist die jetzige kritische und gefährliche Lage der Wirtschaft, die 
Isolierung in der Außenpolitik und der Fehlschlag des Schachty- 
prozesses. 


Uber diese kritische Lage, mindestens eine Stagnation, aus 
der man nicht vorwärts kommt, sich mit den Bauern nicht zu- 
sammenfindet, täuscht natürlich auch nicht hinweg der Kongreß 
der3.Internationale, der 6. der am 17. Joli in Moskau an 
derselben Stelle, wo der Prozeß sich abspielte, begonnen hat. Von 
deutshen Kommunisten gehören dem Präsidium an Thälmann 
und Remmele. Das Programm der Kominterntagung enthält: 
1. Bericht des Exekutivausschusses der Komintern, Bericht der 
Internationalen Kontrollkommission und des Exekutivausschusses 
der Kommunistischen Jugendinternationale; 2. Programm der 
Kommunistischen Internationale; 3. Bekämpfung der imperialisti- 
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schen Kriegsgefahr; 4. Probleme der revolutionären Bewegung in 
den Kolonien; 5. die Lage in der Sowjetunion und in der Kom- 
munistischen Partei Sowjetrußlands; 6. Wahlen zum Exekutivaus- 
schuf der Komintern. Über die letzten vier Jahre wird berichtet 
unter dem Gesichtspunkt, daß die Stabilisierungsperiode des 
Kapitalismus mit der Verschärfung der Klassengegensätze eine 
Radikalisierung der Arbeitermassen herbeigeführt habe, beson- 
ders in Deutschland, Frankreich und Polen, so daß nunmehr die 
Taktik in erster Linie auf einen verschärften Kampf gegen die 
Sozialdemokratie zu richten sei, um so eine Einheitsfront des 
Proletariats zu schaffen. Dementsprechend gibt die letzte Nummer 
der Zeitschrift „Bolschewik“ (30. Juni) in einem Artikel „Das 
Programm der Komintern und der Reformismus“ die Parole aus: 
„Der Bolschewismus steht auf dem Standpunkt, daß der Kampf 
um die Massen ihre Vorbereitung zum bewaffneten Aufstand 
gegen den Imperialismus sichern muß, den bewaffneten Aufstand, 
der die höchste Form der Arbeiterbewegung ist und zur Diktatur 
des Proletariats führt. Dieser Grundsatz fand einen scharfen 
Ausspruch im Projekt des Programms der Komintern. Der Re- 
formismus wirft die Aussichten des bewaffneten Aufstandes 
und der Diktatur des Proletariats entschieden beiseite, so wie 
seine ganze Generaleinstellung zum Ziel hat, den Imperialismus 
zu befestigen, zu „sanieren“, die bolschewistische Revolution aus- 
zuschließen und die Entwicklung des Kapitalismus „zu normali- 
sieren“. Nicht der Kapitalismus, sondern der Kommunismus ist 
der Feind des Reformismus usw. Diese bewußt extremen For- 
meln, die bekannte Gedankengänge wiederholen, werden weder 
die ernste Lage Sowjetrufßlands verschleiern, noch verhindern 
können, daß diese auch hier auf der Tagung der Komintern, 
über die erst das nächste Mal abschließend berichtet werden 
kann, eine Erörterung erzwingen wird. 


IV. 


Am 18. Juni ist in Pokrowsk der Rätekongreſt der Räterepu- 
blik der Wolgadeutschen zu einer aufßerordentlichen 
Tagung zusammengetreten. Auf der Tagesordnung des Kon- 
gresses standen die Fragen der Eingliederung der Wolgadeut- 
schen Republik in das Untere Wolgagebiet. Die Sowjetregie- 
rung hatte beschlossen, mehrere Gouvernements am unteren 
Laufe der Wolga mit dem Gebiete der Kalmücken in einem be- 
sonderen „Unterwolgabezirk“ zusammenzuschlieſten. Jener Räte- 
kongref der Wolgadeutschen hat sich dafür ausgesprochen, so 
daf die Verwaltungsmaßnahme durchgeführt wird. Der Zik ver- 
öffentlichte in der „Iswestija“ (30. Juni) die Erklärung, daß das 
für die Wolgadeutschen durchaus nicht eine Verminderung ihrer 
Rechte bedeute, sondern ihre Autonomie aufrecht erhalten bleibe. 
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Die Sowjetrepublik der Wolgadeutschen tritt einem neuen grö- 
ſteren Verwaltungsbezirk als ein autonomes Staatswesen bei, 
ohne daß ihre Besonderheiten beeinträchtigt werden: „Der Ein- 
tritt autonomer Republiken in einen Verwaltungsbezirk geht bei 
Sicherstellung ihrer nationalen Entwicklung, ihres kulturell- 
wirtschaftlichen Wachstums und ihres nationalen Eigentums vor 
sich. Alle Beschlüsse, welche die Behörden der neugegründeten 
Verwaltungsbezirke fassen, müssen auf dem Territorium auto- 
nomer Sowjetrepubliken durch deren eigene Regierungen durch- 
eführt werden. Alle etwaigen Unstimmigkeiten werden dem 
räsidium der Zentralexekutive zur Schlichtung vorgelegt.“ 

Im Juni ist der Generalstabschef der Roten Armee Tu- 
chatschewski, der sich mit dem Kriegskommissionär nicht stellen 
konnte, von seinem Posten abgelöst und nach Leningrad versetzt 
worden. Sein Nachfolger als Generalstabschef wurde der Kom- 
mandeur des Moskauer Militärbezirks Schaposchnikow, ein in der 
Mitte der vierziger Jahre stehender Berufsoffizier, Generalstäbler 
des alten Regimes, im Weltkriege in Kommandostellungen an der 
Front, in der Roten Armee schnell emporgestiegen, seit 1924 stell- 
vertretender Chef des Generalstabes, dann Kommandeur des 
Leningrader und jetzt Moskauer Militärbezirks, auch als mili- 
tärischer Schriftsteller anerkannt. 

Die Brücke zwischen Militär und Außenpolitik stellt her die 
neue „Woche der Verteidigung“, die vom 9. Juli in 
Moskau begann. Sie wurde mit den üblichen Gedankengängen 
und Aufrufen begründet, als Demonstration gegen die bourgeoisen 
Staaten, die den Abrüstungsentwurf der Sowjetregierung abge- 
lehnt hätten, und sollte natürlich den Wehrgedanken fördern. 


V. 


In der auswärtigen Politik ist lediglich zu registrieren; 
gehandelt hat die russische auswärtige Politik im Berichtsmonat 
wenig oder gar nicht. 

Man beobachtet und diskutiert die chinesische Entwick- 
lung, über die sich der aus China verwiesene Borodin geäußert 
hat, und die mandschurische Frage, sowie die Ermordung Tschang- 
tsolins. Nur ein Beispiel für die charakteristische Art der Be- 
handlung, die „Krasnaja Gazeta“ (28. Juni) sei zitiert: „In der 
Mandschurei beginnt der japanische Imperialismus eine neue 
Ara. Noch ist es unbekannt, wohin das Spiel aller am Problem 
des Stillen Ozeans interessierten Spieler führen wird. Jedenfalls 
steht aber fest, daß die Wege nicht nur des japanischen Imperia- 
lismus, sondern aller am Stillen Ozean i ächte 
nicht zum Frieden, sondern zum Kriege führen.“ 


Canada hat die Beziehungen mit der Sowjetregierung 
gleichfalls abgebrochen. 
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Die Harriman- Konzession in Tschiatury ist in eine 
Krise geraten und wird wohl bestimmt liquidiert. Sie hat, wie 
alle ausländischen Konzessionen, von Anfang an grofte Schwierig- 
keiten gehabt, arbeitete unter schweren Bedingungen des Kon- 
zessionsvertrages, hatte mit den Gewerkschaften Konflikte, so 

Harriman wohl sicher die Konzession aufgibt, in die er 
71% Millionen Dollar hineingesteckt hat. Die deutsche Wirtschaft 
ist dabei insofern interessiert, als die Manganerzgruben, die von 
der Harriman-Gesellschaft seit 1925 ausgebeutet werden, vor dem 
Kriege zumeist deutschen Unternehmungen gehörten. Die Auf- 
gabe der Harriman-Konzession würde auch die alten Rechtsfragen 
und Ansprüche des deutschen Vorbesitzes wieder aufrollen. 

Der Vertrag zwischen der TürkeiundPersien, der am 
15. Juni in Teheran unterzeichnet wurde, wird in Zusammenhang 
mit dem älteren Vertrag zwischen der Türkei und Afghanistan 
vom 25. Mai und dem noch älteren Vertrag zwischen Afghanistan 
und Persien als Abschluß des Horizontal-Systems der auswärtigen 
Politik begrüßt, d. h. des Dreiecks direkter Beziehungen zwischen 
diesen Staaten, zu dem das Vertikal-System, die Verbindung von 
allen dreien mit der Sowjetunion in den bekannten älteren Ver- 
trägen kommt. Das ganze System wird als ein Vertragsverhältnis 
des Friedens und des Kampfes für den Frieden charakterisiert. 


Der in Wien verhaftete Bela Khun wurde von Österreich 
nicht an Ungarn ausgeliefert, und da der Weg über Polen und 
die Tschechoslowakei Schwierigkeiten machte, über Deutschland 
nach Rußland zurückgeführt. 


Weiter in die Welt hinaus greift der Kelloggpakt und 
die Entwicklung der Petroleuminteressen. 

Rußland ist zur Unterzeichnung des Paktes nicht eingeladen 
und aus der großen Aktion vorläufig ausgeschaltet, weshalb die 
„Iswestija‘“ von einem „Pseudopazifismus spricht, der den Impe- 
rialismus der Großmächte nur verschleiern wolle. Indes ist 
keineswegs abgelehnt, daß Rußland sich dem Vertrage auch an- 
schließe, und vermutlich findet sich bald eine Form, in der der 
Anschluß durchgführt werden kann. 


In der Petroleumfrage ist es dem russischen Naphtha- 
Syndikat gelungen, den Export für die zweite Hälfte dieses 
Jahres zu erweitern. Im dritten Vierteljahr des Wirtschafts- 
jahres (April, Mai, Juni) hat Rußland 855 000 Tonnen nach dem 
Auslande exportiert, welche Zahl in der Vorkriegszeit nicht er- 
reicht worden sein soll. In Deutschland ist der Benzolverband 
Abnehmer. Desgleichen arbeitet das Syndikat mit Ungarn, 
Österreich und der Tschechoslowakei, auch in belgischen und hol- 
ländischen Häfen. In Frankreich geht das Geschäft zwischen 
„Naphthe russe und Petrofine française“, in England arbeitet 
man mit der „Meadway Oil 5 
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Die letztere hat nun am 18. Juli in der Londoner Presse mit- 
geteilt, daß sie 5% des Bruttokaufpreises der in England abge- 
setzten russischen Naphthaprodukte für die früheren Eigentümer 
der Petroleumquellen sicherstellen will. Damit will die Gesell- 
schaft alle Gefahren ausschließen, da gegen den Handel mit 
russischem Petroleum in England gerichtlich eingeschritten werde. 
Da nun diese englische Gesellschaft mit der Sowjetregierung zu- 
sammen arbeitet (daf sie finanziell von ihr unterstützt werde. 
bestreitet sie), so hat sicherlich die Sowjetregierung diesem Zu- 
geständnis an die früheren Besitzer zugestimmt. Das aber geht 
wohl zurück auf die Verhandlungen, die zwischen Royal Dutch 
und Standard Oil schweben und auf einen „Petroleumfrieden“ 
hinarbeiten. Dadurch scheint sich die Sowjetregierung veranlaßt 
gesehen zu haben, um nicht die Petroleumausfuhr aus Rußland zu 
gefährden, hier ein Zugeständnis in der Nationalisierungspolitik 
zu machen, insofern nun die 5% an die früheren rechtmäßigen 
Eigentümer der von der Sowjetregierung ermittelten Petroleum- 
quellen gezahlt werden. Man rechnet, daß das etwa 220 sind. 

Zuletzt die deutsch-russischen Beziehungen. 
Es wurde schon gesagt, daß sie durch den Schachty-Prozeß schwer 
belastet worden sind, wenn auch sowohl die Sowjetregierung wie 
die Vertreter der Anklage dann immer vorsichtiger geworden 
sind. Es bleibt aber natürlich ein Rest sowohl für die deutsche 
Wirtschaft wie für die deutsche Politik. 

Das wirkt zurück auf die Frage, wann und wie die im 
Februar abgebrochenen Wirtschaftsbesprechungen 
zwischen Deutschland und Rußland wieder aufgenommen werden 
sollen. In der vierten Juliwoche ist der deutsche Botschafter in 
Moskau zur Erörterung dieser Fragen in Berlin eingetroffen. 

Dazu hat Professor Lenghyel, Mitglied der Sowjethandels- 
vertretung in Berlin in der „Iswestija“ (13. Juni) eine Betrachtung 
über die deutsch-russischen Wirtschaftsbeziehungen veröffentlicht. 
die wieder auf die Anregung hinausläuft, eine deutsch-russische 
Handelskammer oder etwas Ähnliches zu begründen. Für diesen 
Gedanken dürfte aber die Zeit noch nicht reif sein. 


Im letzten Heft (Seite 710) haben wir den „Iswestija“-Artikel 
vom 17. Juni über die deutsch-russischen Beziehungen mitgeteilt, 
der diese mit der Umbildung der Reichsregierung behandelte 
und neue Verträge a Das offiziöse Organ des auswärtigen 
Amtes, die „Deutsche diplomatische politische Korrespondenz“ 
antwortete darauf am 19. Juni: 

„Auc auf deutscher Seite wird wie bisher jede Anregung Moskaus 
begrüßt, die einer Förderung der bestehenden freundschaftlichen Beziehun- 
gen dienen kann. Dabei ist selbstverständlich, daß derartige Bestrebungen 
nicht eine Lockerung oder Umstellung der deutschen Westpolitik, der Be- 
ziehungen zu den Westmächten zum Ziele haben dürfen. Denn das Be- 
streben eines Ausgleichs mit unsern ehemaligen Kriegsgegnern, das Hand in 
Hand und pari passu mit der Befestigung unserer Beziehungen nach Osten 
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hin betrieben wurde, ist gleichfalls eine sichere Gewähr für den Frieden 
Europas. Wenn in den Ausführungen des Sowjetblattes die einzelnen 
Mängel der Entwicklung in den politischen Beziehungen Deutschlands zu 
andern Mächten hervorgehoben und mit dem Verlauf der deutsch-russischen 
in einen gewissen Gegensatz gestellt werden, so ist dazu zu bemerken, daß 
auch in den letzterwähnten Beziehungen nicht immer den Bedürfnissen und 
Erwartungen des deutschen Volkes entsprochen wurde. Man wird sich in 
Moskau inzwischen davon überzeugt haben, daß der Schachty-Prozeſl in 
seiner ganzen Anlage und in seinen Einzelheiten in Deutschland ein Ver- 
ständnis nicht finden konnte, und daß er deshalb auf die angestrebte Weiter- 
entwicklung der Beziehungen, die ja nicht nur von Staatsverträgen, sondern 
auch von der Volksmeinung geschaffen und getragen werden, keinen be- 
sonders günstigen Einfluß ausübt. Es ist selbstverständlic, daß man nach 
wie vor auf die Pflege freundschaftlicher Beziehungen den größten Wert 
legt und auf einen Wunsc, der ihre Vertiefung bezweckt, mit größter Be- 
reitwilligkeit reagiert.“ 
Darauf kam die „Iswestija“ (21. Juni) noch einmal zurück, mit 
einer Beschwerde über die Moskauer Berichterstatter in der deut- 
schen Presse: „Das mangelnde Vertrauen, welches diese Bericht- 
erstatter dem Sowjetgericht entgegenbringen, die Kampagne, die 
sie in der deutschen Presse im Zusammenhang mit dem Schachty- 
Prozeß entfesselt haben, die unrichtigen Informationen, die sie „im 
Interesse dreier deutscher Reichsangehöriger“ geben, die vor dem 
Sowjetgericht stehen, das sein letztes Wort noch gar nicht ge- 
sprochen hat, die Tendenz zu verdeckter, zuweilen aber auch 
offener Teilnahme für die Mehrheit der an der Schachty-Ver- 
schwörung Beteiligten — alle diese Momente können den deutsch- 
russischen Beziehungen ernsten Schaden zufügen, bzw. haben sie 
es schon getan.“ Dazu ist auch der Artikel der „Iswestija“ vom 
11. Juni heranzuziehen: „Wie früher am Scheidewege“, an dem 
Deutschland nämlih stünde in der internationalen Politik: 
„Offensichtlich haben die deutschen Versuche, ein neues System 
der Beziehungen der Westmächte an Stelle des Systems von Ver- 
sailles zu setzen, nicht zu den gewünschten Frecbnisien geführt. 
England ist nicht gewillt, sich mit Deutschland gegen Frankreich 
zusammenzutun. Frankreich, in der Regierung Poincare, will 
keine weiteren Schritte in der Annäherung an Deutschland tun. 
Die Wege einer aktiven Politik Italiens in Südosteuropa und auf 
dem Balkan kreuzen sich mit den Wegen der deutschen Politik. 
die beträchtlich intensiver in Südosteuropa geworden ist. Die 
italienisch-deutschen Gegensätze in diesem Gebiet treten noch 
nicht klar hervor, aber da die in jenem Gebiet Europas liegenden 
Länder ein wichtiges Feld der wirtschaftlichen Tätigkeit für 
Deutschland und Italien bedeuten, so ist klar, daß die Pläne 
einiger deutscher Kreise über ein enges Zusammengehen zwischen 
den beiden Ländern keinen festen Boden unter sich haben. Man 
darf auch nicht vergessen, daß Deutschland Italien ernsthafte 
Unterstützung in den beiden anderen wichtigen Gebieten der 
italienischen Politik weder gewähren kann noch will, nämlich im 
Wettbewerb mit Frankreich im Mittelländischen Meere und in 
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der Expansion im nahen Osten. Wenn man von Berlin nach 
Westen sieht, so findet man nicht eine einzige europäische on 
stadt, wo Deutschland in seiner Außenpolitik auf eine ernsthafte 
Unterstützung rechnen könnte.“ Daran wird eine Auseinander- 
setzung über die westliche und im besonderen die englische 
Orientierung für Deutschland geknüpft. Alles das dränge zu 
einem Ausbau der deutsch- russischen Beziehungen, in denen ein 
deutsches Entgegenkommen den Übergang zu praktischen Schrit- 
ten ermöglichen würde. 


Zu den deutsch-russischen Beziehungen verweisen wir noch 
auf einen umfassenden, sehr ruhigen und richtigen Artikel: 
„Deutsch - russische Verstimmungen im „Osteuropa - Markt“ 
(15. Juli), der auch das ganze Ziffernmaterial über die deutsche 
Ausfuhr nach Ruflland, das gegenwärtige Wirtschaftsinteresse 
usw. bringt und zu dem auch von uns geteilten Ergebnisse 
kommt, daß genügend Gründe dafür sprechen, die bisherige 
Rußlandpolitik Deutschlands fortzuführen, in der Klärung über 
die Meinungsverschiedenheiten aus den Wirtschaftsverträgen, in 
der Abwehr von Übergriffen, aber auch einer positiven Politik 
zur Förderung der Ausfuhr nach Rußland, einer grundsätzlich 
anderen Behandlung der Kreditfrage in Rußland, die eine, 
wie dort richtig gesagt wird „konstruktive Behandlung des 
Rußlandgeschäftes“ ins Auge fassen müßte. Auch darin stimmen 
wir dem Artikel zu, daf die gegenwärtige Krise keine vor- 
zeitigen Schlüsse auf einen bevorstehenden Zusammenbruch des 
Sowjetsystems gestattet. 


Diese Übersicht sei geschlossen mit dem Hinweis auf die er- 
folgreiche, tapfere und selbstverleugnende Hilfe, die in einem 
musterhaften Zusammenarbeiten zwischen Radio, Flugzeug und 
Schiff der russische Eisbrecher „Krassin“ der italienischen 
Expedition im hohen Norden gebracht hat. Der Leiter des 
„Krassin“, Professor Samoilowitsch, der zugleich Kapitän ist, hat 
im vorigen Jahre vor der „Deutschen Gesellschaft zum Studium 
Osteuropas“ über seine Forschungen in Nowaja Semlja ge- 
sprochen. Ferner sei geschlossen mit dem Hinweis auf die sche 
Hi storikerwoche vom 9.—14. Juli in Berlin, über die dieses 
Heft an anderer Stelle einen ausführlichen Bericht bringt und 
die einen großen Fortschritt in den geisteswissenschaftlichen Be- 
ziehungen beider Länder gebracht hat. 


Abgesclossen am 21. Juli 1928. 


II. Wirtschaftsumschau. 
Von Otto Auhagen. 


Am 30. Juni ist das alte Landwirtschaftsjahr zu Ende ge- 

angen; die Sorge um die V ist in das neue 
ahr mit hinübergenommen. Der Juni brachte 354851 t auf 
(gegen 281 262 t im Vormonat und 309076 t im Juni 1927). Im 
ganzen schneidet das abgelaufene Jahr mit einer Beschaffung 
seitens der planmäfligen Organe im Betrage von 11 455 000 t gegen 
11 510000 t im Vor jahre ab. Da die städtische Bevölkerung der 
Union durchschnittlich um 6% jährlich wächst und die ergän- 
zende Tätigkeit des Privathandels bei der Versorgung der Städte 
sehr eingeschränkt worden ist, so bedeutet die gegen das Vorjahr 
nur wenig veränderte Ziffer eine sehr empfindliche Verschlechte- 
rung der Lage. Moskau kann sich unter den Hauptstädten der 
‚Erde des schlechtesten Brotes rühmen, in manchen Städten sind 
Brotkarten eingeführt, im Süden ist vielfach den Bauern das Brot- 
korn auf das knappste bis zur neuen Ernte zugemessen, ausge- 
führt sind an Getreide etwa 410 000 t gegen 2,3 Millionen t im 
Vorjahr, und trotz aller dieser Beschneidungen ist die Lage so 
kritisch, daf die Regierung — ausländischen Nachrichten zufolge 
— sich zu umfangreichen Weizenankäufen (man spricht von 
100 000 t und mehr) entschlossen hat, um bis zur neuen Ernte 
durchhalten zu können. Was dies bei der Handelsbilanz und 
den Valutaverhältnissen Rußlands bedeutet, bedarf keiner 
näheren Ausführung. 

Unter diesen Umständen wird der neuen Ernte mit beson- 
derer Spannung entgegengesehen. Zweifellos hat sich der Saaten- 
stand im groen und ganzen derart gebessert, daß die zu Anfang 
der Tätigkeit gehegten Befürchtungen zurücktreten dürfen. Die 
Lage war damals recht ungünstig, ganz besonders für das haupt- 
sächliche Ausfuhrgetreide, den Weizen. Infolge der ungünstigen 
Witterung im vorigen Herbst war ein beträchtlicher Teil des 
Winterfeldes (allein in der RSFSR 4,7 Milionen ha) unbestellt 
geblieben; der Ausgang des Winters vernichtete in der Ukraine 
und im Nordkaukasusgebiet (auch auf den beiden deutschen Land- 
konzessionen in diesem Gebiet) einen großen Teil des Winter- 

etreides; die ausgewinterte Fläche ist zum mindesten auf 3 Mil- 
1 ha zu schätzen. Im ganzen hat die Wintersaatfläche, die 
im Vorjahr 39 Mill. ha umfafte, eine Einbufe von 8½ bis 
9 Mill. ha erlitten, wovon etwa 21, Mill. auf Roggen, 6 bis 
6% Mill. auf Weizen entfallen mögen. Es soll gelungen sein, 
90 % der ausgewinterten Fläche im Frühjahr neu zu besäen und 
auch die Versäumnisse der Herbstbestellung auszugleichen. Sicher 
ist aber eine im ganzen unerwünschte Verschiebung in dem 
Flächenverhältnis der einzelnen Früchte eingetreten. Die Ein- 
bufe an Roggenfläche ist wohl zu geringem Teil wieder einge- 


199 


holt, da Sommerroggen kaum gebaut wird (1926/27 in der Union 
nur 478 000 gegen 25,3 Mill. Deßj. Winterroggen). Für den Weizen 
liegen die anbaustatistischen Voraussetzungen günstiger, da in 
Rußland umgekehrt wie beim Roggen die Sommerfrucht über- 
wiegt (mit 18,1 gegen 10,0 Mill. Deflj.). Ein voller Ausgleich wird 
aber auch beim Weizen nicht eingetreten sein; aus manchen Ge- 
bieten wird berichtet, daß es an Sommerweizen zur Saat gefehlt 
habe, aus anderen, daß es zu spät zu seinem Anbau gewesen sei. 
Die gesamte Weizenfläche (Winterung und Sommerung) mag 
daher in diesem Jahre um 2 bis 3 Mill ha gegen die 28 Mill Def. 
des Vorjahres zurückstehen. Rechnet man als Flächenverlust des 
Roggens noch 2 Mill. ha hinzu, so ergibt sich für Brotgetreide 
insgesamt ein Rückgang um 4 bis 5 Mill. ha gegen rund 58,9 
Mill. ha (53,9 Mill. Deßj.) im Jahre 1926/27. 


In die Lücke sind die sogenannten zweitklassigen (wtoroste- 
pennyje) Kulturen wie Hirse, Mais, Sonnenblume, Buchweizen 
getreten, da es an Saatgut hierfür nicht fehlte und diese Früchte 
späte Aussaat gestatten. Die Neigung zu deren Anbau soll auch 
dadurch verstärkt sein, daß für sie der harte Zugriff der amtlichen 
Beschaffungs-Organe nicht so zu befürchten ist wie nach den 
schlimmen Erfahrungen der letzten Zeit für die Hauptgetreide- 
arten. Die Frage, wie im allgemeinen der neueste Kurs der 
russischen Agrarpolitik auf den Bauern und den Umfang seines 
Ackerbaus gewirkt hat, will ich weiter unten besprechen. 


Durch den langen Winter wurde die Frühjahrsbestellung 
sehr aufgehalten, im Süden des europäischen Teiles um 2 bis 
4 Wochen, und auch im Frühjahr blieb die Temperatur zunächst 
noch kühl; die Entwicklung der Saaten wurde daher in den 
meisten Gegenden zurückgehalten. Dann aber trat im Süden 
und Osten Erwärmung ein, es fehlte nicht an Niederschlägen 
(mit Ausnahme des Südens der Ukraine und der Krim, wo die 
Saaten durch Trockenheit geschädigt wurden). Die heißen Step- 
penwinde, die in manchen Jahren verheerend wirken, blieben 
aus, und so wurde das Bild im Durchschnitt in der Ukraine, im 
zentralen Schwarzerdgebiet und im Nordkaukasusgebiet freund- 
licher. Weiter nördlich und nordwestlich hielt bis in die letzte 
Zeit kühle und übermäßig nasse Witterung an, wodurch das 
Wachstum sehr zurückgehalten wurde; doch ist jetzt auch hier 
sommerliche Wärme eingekehrt, die Feldfrüchte machen gute 
Fortschritte (eine gute Heuernte war hier ohnehin schon zu er- 
warten, wie überhaupt in Rußland Grünfutter reichlih ge- 
wachsen ist). Besonders günstig sind die Ernteaussichten im 
Unter-Wolga-Gebiet, im Uralgebiet, in der Kirgisensteppe (Ka- 
sakstan) und in Sibirien; hier waren nach daka winterlicher 
Schneedecke die Wärme- und Niederschlags verhältnisse von Be- 
ginn des Frühjahrs ab günstig. Für die Weizenernte ist dies 
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insofern von besonderer Bedeutung, als hier der zum Ersatz des 
vernichteten Winterweizens berufene Sommerweizen in beson- 
ders großem Umfang gebaut wird; 1927 umfaßte diese Frucht in 
den genannten 4 Gebieten im ganzen 10,1 Mill. Defßj. Zählt man 
4 weitere Gebiete hinzu, wo die Aussichten für Sommerung 
weniger gut, aber doch noch erheblich über Mittel sind (zentrales 
Schwarzerdgebiet, Ukraine, Mittelwolga und Nordkaukasus), so 
ergibt sich nach der Anbaustatistik von 1927 eine, Fläche von 
16,9 Mill. Deßj. Sommerweizen gegenüber einer Gesamtfläche in 
der Union von 18,1 Mill. Dej. Sommerweizen und 28,1 Mill. 
Deflj. Weizen überhaupt. Angesichts dieses Zahlenverhältnisses 
erscheint es nicht ausgeschlossen, daß — wie die Regierung hofft 
— der Ausfall an Winterweizen durch Sommerweizen mehr als 
voll gedeckt wird. An Roggen ist dagegen eine Verminderung 
der Ernte mit Bestimmtheit zu erwarten. 


Der Saatenstandsbericht der Statistischen Zentralverwaltung, 
der auf den Meldungen von 62000 Korrespondenten beruht, gibt 
das prozentuale Verhältnis zum mittleren Saatenstand für den 
Durchschnitt der ganzen Union zum 1. Juli auf 118 an, gegen 
112 am 1. Juni; Winterung stand auf 103, Sommerung auf 126. 
Im Vorjahr wär das Qualitätsverhältnis umgekehrt; Winterung 
hatte am 15. Juni 1927 die Note 118, Sommerung 98; die Gesamt- 
note lautete 106, also ungünstiger als in diesem Jahre. Rykow 
wagt bereits (in seiner Rede vom 13. Juli vor einer Moskauer 
Parteiversammlung) die Nennung des absoluten Betrages der 
Ernte: 4920 Mill. Pud gegen 4433 im Vorjahr. Diese Schätzung 
dürfte verfrüht sein; auch ist einstweilen fraglich, in welchem 

aße an einer Mehrernte das Brotgetreide beteiligt sein wird. 


Jedenfalls aber hat die Regierung allen Anlaß aufzuatmen; 
sehr, sehr drückender Sorgen fühlt sie sich enthoben und nun 
scheint auch schon die im vorigen Heft von mir aufgeworfene 
Frage entschieden zu sein, wie ein günstiges Ergebnis der Ernte 
auf den weiteren Gang der Agrarpolitik einwirken wird. Die 
Regierung hat inzwischen eingesehen, daß der Bogen überspannt 
un und daß sich daraus ernste politische Gefahren entwickelt 

en. 


Zugegeben ist, daß der Regierung im Winter nichts anderes 
übrig blieb, als eine scharfe Kampagne zum Zwecke erhöhter 
Getreidebeschaffung zu eröffnen. Die Lage war Ende des Jahres 
sehr bedrohlich. 128 Mill. Pud waren weniger beschafft als im 
Vorjahr; die Ernährung der Arbeiter und Soldaten war in Frage 

estellt. Dem gegenüber erschien es als das geringere Übel (aber 
5 als ein „Übel“, wie Rykow jetzt wieder betont), mit außer- 
ordentlichen Maßnahmen an die Vorräte der Bauern heranzu- 
gehen. Grundsätzlich war die Aktion wohl berechtigt, wobei 
nicht auf die Frage eingegangen werden soll, ob nicht durch eine 
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andere Wirtschaftspolitik die Krise hätte verhütet werden können. 
Falsch aber war die Art und Weise, in der die Getreidekampagne 
inszeniert wurde. Sie hätte als Notstandsmaſinahme den Bauern 

lausibel gemacht werden müssen; der groſten Masse der Bauern 
hätte es dann wahrscheinlich nicht an Verständnis dafür gefehlt, 
daß in erhöhtem Maße abgeliefert werden mußte; eine mäßige 
Preiserhöhung hätte den Erfolg sicher sehr gefördert (wo doch 
jetzt zu ungleich höherem Preise Getreide im Ausland angekauft 
ist). Statt dessen wurde die Parole „gegen den Kulak“ ausge- 
geben, die ganze Aktion wurde zu einer Kampfmafßnahme, der 
Neid der Kleinen gegen die Größeren wurde aufgestachelt, De- 
nunziationen über Denunziationen, Bestrafungen über Bestrafun- 

en, Bedrückungen über Bedrückungen durch Herabsetzung der 
Preise wegen angeblich geringerer Qualität, durch Aufdrängung 
der Bauernanleihe usw., Verhinderung des freien Getreidever- 
kehrs, Schließung der Wochenmärkte und was sonst alles zu dem 
Kapitel der Übergriffe der örtlichen Gewalten gehört. Die bösen 
Zeiten des Kriegskommunismus schienen zurückzukehren. Diese 
Vergewaltigung erstreckte sich aber keineswegs auf die „Ku- 
laken“ oder die Gesamtheit der wohlhabenden Bauern, sondern, 
wie das Ausland es vorausgesehen hatte, auch auf einen großen 
Teil der Mittelbauern und selbst der Kleinbauern oder armen 
Bauern (alles im Sinne der russischen Terminologie; nach deut- 
schen Begriffen kann man ja in Rußland fast nur von Klein- 
bauern, Zwergbauern und Parzellenwirten reden). Anfangs 
schien die Regierung wenigstens noch die Kleinbauern auf ihrer 
Seite zu haben; sie sahen wohl ihren Vorteil darin, die Groß- 
bauern anzugeben, um aus deren beschlagnahmten Vorräten 
Brot- und Saatkorn zu erhalten. Dies änderte sich aber bald; 
abgesehen davon, daß die amtlichen Organe manchmal auch bei 
den Kleinbauern requirierten und auch ihnen Zwangsanleihe auf- 
drängten, um sie zum Verkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
zu zwingen, brachte das Frühjahr große Brotnot über sie. Regel- 
mäßig sind dann die Getreidevorräte des Kleinen zu Ende, sie 
müssen von den Gröſteren auf dem Hofe oder von ihnen oder 
Händlern auf dem Wochenmarkt kaufen. Jetzt aber konnten 
oder wollten die Großen nicht aushelfen, die Wochenmärkte 
waren 5 und so blieb den Kleinen nichts übrig, als in 
der Stadt nach Brot und Mehl anzustehen und dadurch die Schwie- 
rigkeiten für die Stadtbevölkerung zu vergröſtern. In einer 
kleinen Stadt wurden jetzt Bauern gesehen, die statt des Brotes 
Kohl als Wegzehrung in ein Tuch eingeschlagen hatten. Groß-, 
Mittel- und Kleinbauern wurden hierdurch sich ihrer Interessen- 
Solidarität wieder bewußt. Der Keil, der anfänglich zwischen die 
verschiedenen Schichten der Bauernschaft getrieben zu sein 
schien, hatte sich plötzlich verschoben; es klaffte ein RiR zwischen 
Stadt und Land. 
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Mit frappierender Offenheit hat sich Rykow in der oben er- 
wähnten Rede hierüber ausgesprochen. Wörtlih: „Auf der 
Grundlage der Verschärfung der Getreidefrage und der umfang- 
reichen Anwendung der sogenannten außerordentlichen Maß- 
nahmen gehen derartige Veränderungen in den Beziehungen der 
breiten bäuerlichen Schichten. der Mittelbauern und armen 
Bauern, zu uns vor sich, daß sie sich, wenn es uns nicht gelingt, 
die Elemente der Unzufriedenheit zu beseitigen, zu einer ernsten 
Bedrohung für die Ssmytschka (Zusammenschluß) von Arbeitern 
und Bauern entwickeln kann. Zwar kann man nicht sagen, daß 
wir jetzt die Zerreifung unseres Bundes mit den Mittelbauern 
erleben, denn das ist jedem klar, daft der Bruch mit den Mittel- 
bauern in unsern Verhältnissen die allgemeine Krise bedeuten 
würde. Das ist nicht der Fall. Doch dies bedeutet nicht, daß sich 
die Partei gleichgültig zu allen Fällen massenhafter Unzufrieden- 
heit verhalten darf, dal sie die Symptome der Verschlechterung 
der Beziehungen zum Dorfe ignorieren darf.“ Kurz und drastisch 
spricht sich Stalin an demselben Tage vor der Leningrader Par- 
teigruppe in gleichem Sinne aus. 


Durch Rykow erfahren wir, in welchem Umfang der berüch- 
tigte Artikel 107 des Strafgesetzbuches (betr. böswillige Preis- 
treiberei durch Aufkauf, Verber E und Zurückhaltung von 
Waren) Anwendung auch gegen Mitte - und arme Bauern gefun- 
den hat; von 837 Verurteilungen seitens des Bezirksgerichts 
Tjumen bezogen sich 25,5 % aut arme Bauern, 64 % auf Mittel- 
bauern und nur 7% auf Kulaken. Im allgemeinen sind aller- 
dings die armen Bauern wohl wenig belangt worden, in beträcht- 
licher Zahl aber die Mittelbauern. Im April wurden in der ganzen 
RSFSR auf Grund des genannten Artikels 6697 Personen zur Ver- 
antwortung gezogen, davon Kulaken und Händler 66 %, „wohl- 
habende“ Bauern (die nicht dem Kulak-Begriff entsprechen) 10 . 
Mittelbauern 18,5 %, arme Bauern über 1 %; der Rest fällt auf 
sonstige Berufsklassen. 


Mit Recht wendet sich Rykow gegen die Ansicht, daß es nichts 
zu bedeuten habe, wenn von 25 Millionen Bauern einige tausend 
Mittelbauern zu hart angefaßt worden seien. Es komme auf die 
politische Resonanz an, auf die Gefahr, daß bei der ganzen Masse 
der Mittelbauern der Eindruck von der Ungewißtheit ihrer Lage 
erweckt werde. Die Dinge lägen heute ganz anders als zur Zeit 
des Bürgerkrieges und des Kriegskommunismus; den Druck jener 
Zeit habe der Bauer auf sich genommen, da er damals noch für 
sein Land kämpfte; heute fürchte der Bauer die Rückkehr der 
Gutsbesitzer nicht mehr, und in den Übergriffen der örtlichen 
Gewalten sehe er daher nur die negative Seite. 

Nun — eine gute Mittelernte wird erwartet, und die Regie- 
rung ist froh zu erklären, daß die auſterordentlichen Maßnahmen 
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nur als zeitweilig gedacht waren, daß sie sofort aufgehoben wer- 
den sollen, um die gute Nep wieder in volle Wirksamkeit zu 
setzen. Optimistisch wird gehofft, daß die Bauern sich alsbald 
beruhigen und die vorübergehende Bedrückung schleunigst ver- 
gessen werden. 


Die Rückkehr zu den normalen Methoden der Getreidebe- 
schaffung kündigt sich schon vor einigen Wochen an durch gehar- 
nischte Auslassungen gegen die örtlichen Übergriffe (obgleich es 
für die örtlichen Instanzen immer geratener ist, bei der Durch- 
führung von „Stofaufgaben“ zu scharf als zu lasch zu handeln). 
besonders auch durch einen Erlaß des Handelskommissars Miko- 
jan, der sich gegen die Unterbindung des örtlichen freien Han- 
dels, insbesondere gegen die Schließung der Wochenmärkte, wen- 
det. Rykow weist jetzt in seiner Rede darauf hin, eine wie große 
Rolle der örtliche Getreideaustaush im Dorfe und auf den 
Wochenmärkten spielt; er gibt hierbei eine bemerkenswerte 
Gegenüberstellung der planmäßigen und nichtplanmäfiigen Ge- 
treidebeschaffung. In Millionen Pud seien beschafft worden: 


1925/26 1926/27 1927/28 


planmäßig 516 662 626 | 
nichtplanmäßig 275 203 100 Zertraivermaitung 148 nach Am 
gabe des Handelskommissariats 


zusammen 791 865 726 bzw. 774 


Der starke Rückgang des Privathandels im letzten Jahre 
wird hierdurch bestätigt. Außerdem kauft aber die Stadtbevölke- 
rung von Bauern und Händlern auf den Wochenmärkten unge- 
fähr 100 Mill. Pud; dazu kommt der Getreideverkehr zwischen 
den Bauern, der sich einschließlich der als Arbeitslohn gewährten 
Mengen auf 800 bis 900 Millionen und im reinen Marktverkehr 
auf 500 bis 600 Millionen Pud stell. Durch die Abdrosselung 
dieses Verkehrs in vielen Bezirken sei das amtliche Getreide- 
regime überlastet worden; man dürfe diesen örtlichen Ausgleich 
in Zukunft nicht unterbinden. 


Die eigentliche Entscheidung brachte die am 10. Juli gefaftte 
Resolution des Zentralkomitees der Partei. Alle jene Übergriffe 
werden verurteilt, die außerordentlichen Maßnahmen sollen so- 
fort aufhören. Die Versorgung des Dorfes mit gewerblichen 
Waren soll verbessert werden. Von besonderer positiver Bedeu- 
tung ist die Forderung, daß die Preise für Getreide unter Diffe- 
renzierung nach Art und Gebiet erhöht werden sollen. Rykow 
äußert sich über das Maß der Erhöhung: Landwirtschaftliche und 
industrielle Warenproduktion dürften nicht als Aquivalente be- 
handelt werden, vielmehr müsse im Interesse der Industrialisie- 
rung, die letzten Endes ja auch im Interesse der Landwirtschaft 
liege, Kapital aus der Landwirtschaft auf dem Wege der Preis- 
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politik in die Industrie hinübergeleitet werden, um so mehr, da 
eine nennenswerte Befruchtung der Industrie mit ausländischem 
Kapital nicht erfolge. Diese Politik dürfe aber nicht überspannt 
werden, wie es der oppositionelle Preobraschenskij gefordert 
habe, wonach die Landwirtschaft verarmen und die Industrie ihre 
Basis verlieren würde. Die „Schere“ muß bleiben, aber nicht. in 
der jetzigen allzu weiten Öffnung und vor allem nicht mit der 
besonderen Zurücksetzung der Getreidepreise. 


Die bedeutsamste Wendung des Kurses erblicke ich aber in 
der Wiederanerkennung der Wichtigkeit der bäuerlichen Indivi- 
dualwirtschaft. Die Resolution stellt die Ausführungen hierüber 
an die Spitze ihres Programms. Im Winter schien es so, als ob 
das Allheilmittel in der Entfaltung des „vergesellschafteten“ 
Sektors der Landwirtschaft durch Bildung großer Rätegüter und 
Zusammenfassung der Bauern in leistungsfü igen Kollektivbetrie- 
ben gesehen würde, dag dies Ziel in wenigen Jahren erreicht 
werden müßte und daß es daher auf die Individualwirtschaft gar 
nicht mehr ankäme. Die Politik der örtlichen Gewalten schien 
vielfach darauf hinauszulaufen, die Individualwirtschaft möglichst 
zu schwächen und dadurch für die Kollektivierung — als einziges 
Rettungsmittel — reif zu machen. Jetzt hat man eingesehen, daft 
es mit der Kollektivierung gute Weile hat und daR es sehr schwer 
fällt, den Kollektivbetrieb gut zu organisieren. Stalin sprach 
vor einem Monat (vgl. vor. Heft) die Hoffnung aus, daß es ge- 
lingen würde, in drei bis vier Jahren die Marktleistung der Kol- 
lektivwirtschaft um 40 bis 50 Mill. Pud Getreide zu steigern; 
größere Hoffnungen wird auf die jetzt im Werden begriffene 
Bildung staatlicher Latifundienbetriebe gesetzt, die nach fünf bis 
sechs Jahren 100 Mill. Pud Handelsgetreide liefern sollen. Beides 
bedeutet aber wenig gegenüber den Möglichkeiten der Ertrags- 
steigerung in der Individualwirtschaft, die 41% Milliarden Pud 
erzeugt, und so fordert die Resolution des Zentralkomitees zur 
Lösung der Getreidefrage und „zur Anwendung der Gefahr eines 
Bruchs zwischen Stadt und Dorf“ an erster Stelle die Hebung der 
klein- und mittelbäuerlichen Individualwirtschaft, „die noch für 
geraume Zeit die Basis der Getreidewirtschaft des Landes bleiben 
wird“. Daß eine richtige Wirtschaftspolitik den Fortschritt der 
bäuerlichen Wirtschaft beschleunigen kann, steht aufer allem 
Zweifel; die ersten landwirtschaftlichen Autoritäten haben in den 
letzten Wochen in der 5 lange Aufsatzreihen darüber 
veröffentlicht, welche groſten Möglichkeiten vorhanden sind. Zu 
nn neigen indessen die Parteimänner, sobald die Spitze der 
artei ein Ziel aufgestellt hat, zu optimistischer Überschätzun 
bezüglich des Zeitmaſtes, in welchem das Ziel zu erreichen ist, un 
bezüglich der zu erwartenden Größe des Erfolges. So schreibt 
Jakowlew, einer der leitenden Männer in der Arbeiter- und 
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Bauerninspektion (RKI) in der „Ekon. Shisn“ einen tempera- 
mentvollen Artikel mit der Überschrift „Für die Verdoppelung 
der Ernte!“. Scharf geht er mit Wainstein ins Gericht, der die 
wahrscheinliche e der vegetabilischen Produktion im 
Laufe der nächsten fünf Jahre nach Analogie des letzten Jahr- 
fünfts vor dem Kriege auf 6 % schätzt. Es würden also keine 
besseren Entwicklungsbedingungen angenommen, als sie im 
zaristischen Ruftland geherrscht hätten, wo die Landwirtschaft 
vertreten gewesen sei einerseits durch die halbversklavte, zu- 
grunde gerichtete Bauernschaft, andererseits durch die knechten- 
den Gutsbesitzer, die ihr Land mit dem bäuerlichen Haken be- 
wirtschaften lieſten. Jakowlew verwechselt hier die Zeit früherer 
5 und die Periode starken Aufschwungs, die dem rus- 
sisch-japanischen Kriege und der Stolypinschen Agrarreform 
folgte. Auch die Schätzung von Professor Oganowskij in der 
Staatsplankommission, der für die nächsten fünf Jahre den Erfolg 
aller Fortschrittsfaktoren nach ihrer jetzigen Wirkung auf dem 
Gebiete des Getreidebaus auf 9,2 % und bei Verstärkung dieser 
Faktoren auf 11,4% bemißt, verwirft J. als viel zu niedrig. 
Drohend ruft er aus: „Wir sind berechtigt, von der landwirtschaft- 
lichen Wissenschaft, nachdem diese durch die Rätemacht der ver- 
ächtlichen Dienerei vor dem Gutsbesitzer enthoben worden ist. 
einen Plan revolutionärer Weiterentwicklung der Landwirt- 
schaft zu fordern!“ Ich glaube, daß Rußland sich glücklich 
schätzen darf, wenn nur die Schätzung von Oganowskij in Er- 
füllung geht; das wäre eine Hebung der bäuerlichen Getreide- 
produktion binnen fünf Jahren um 500 Mill. Pud. 


Es bleibt nun allerdings abzuwarten, welche wirtschaftspoli- 
tischen Wirkungen das Sichwiederbesinnen auf die Bedeutung 
der Individualwirtschaft zeitigen wird. Sicher wird man ja so 
bald nicht wieder derart auf ihr mit Füßen herumtreten, wie es 
im letzten halben Jahre geschah. Wird aber auch positiv etwas 
zu ihrer Hebung erfolgen? Es scheint so: der Staat hat 
höhere Aufwendungen zu diesem Zweck beschlossen. Wich- 
tig ist aber, daß bei der Verwendung dieser Mittel (Bereit- 
stellung von Geräten und Maschinen, von Saatgut und Dünge- 
mitteln, Gewährung von Kredit, Durchführung der Agrarreform) 
die Kollektivwirtschaft nicht so exorbitant bevorzugt wird, wie 
es der neue Gesetzentwurf über Landnutzung und Landeinrich- 
tung vorsieht; sonst würde für die Individualwirtschaft weni 
übrigbleiben. Eine große Änderung in dieser Beziehung ist wohl 
kaum zu erwarten. Vielleicht aber wird man sich entschließen, 
auf die in dem Gesetzentwurf enthaltene Bestimmung zu ver- 
zichten, wonach die kräftigsten Individualwirtschaften durch 
Majoritätsbeshluß in die Kollektivbetriebe hineingezwungen 
werden können. Diese Bestimmung würde der Individualwirt- 
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schaft den festen Boden entziehen, den ihm der Agrarkodex von 
1922 verlieh. 

Die Achillesferse der Resolution des Zentralkomitees sehe 
ich in dem Bekenntnis zu dem Beschluß des 15. Parteikongresses 
(Dezember 1927), die „nastuplenije na kulatschestwo“ den An- 
griff gegen das Kulakentum weiter zu entwickeln. Allerdings 
wird hinzugefügt, da der Kampf nicht mit den Methoden der 
„raskulatschiwanije“, d. h. der gewaltsamen „Entkulakung“ ge- 
führt werden soll. Lediglich durch den wirtschaftlich-sozialen 
Fortschritt des Dorfes soll dem Kulakentum der Boden entzogen 
werden, im Sinne der Nep, die nach den in der Resolution zitier- 
ten Worten Lenins „ökonomisch und politisch die Möglichkeit 
der Fundamentierung der sozialistischen Okonomik vollkommen 
sichert“. Aber nach wie vor wird der Kulak als der Gegner hin- 
gestellt, und nach wie vor ist daher mit Bestimmtheit zu erwar- 
ten, daß nicht nur er, sondern auch jeder, der ihm wirtschaftlich 
oder seelisch verwandt erscheint, von den örtlichen Gewalten als 
Feind behandelt wird. Die Gesetzgebung richtet ihn durch die 
Entziehung des politischen Wahlrechts, und jener Gesetzentwurf 
über Landnutzung und Landeinrichtung will ihn auch in der 
Agrargemeinde mundtot machen. Durch diese Deklassierung 
und das System wirtschaftlicher Schikanen wird der Groſtbauer 
erst in feindliche Stimmung versetzt. An sich liegt ihm nur daran, 
wirtschaftlich vorwärts zu kommen. Daß er nicht zu mächti 
wird, kann die Regierung durch Progressivität der Steuer und 
durch die bodenreformerischen Grundsätze des Agrarkodex er- 
reichen. Wenn die Regierung heute wieder die Hebung der 
Individualwirtschaft als wichtigste Aufgabe der nächsten Zukunft 
hinstellt, so sollte sie nicht vergessen, daR der Groſtbauer die 
Spitze der Individualwirtschaft bildet und daß eine Bekämpfung 
der Spitze sich nicht nur gegen diese Spitze selbst richtet, son- 
dern auch gegen alle Mitglieder der unteren Schichten, die sich 
durch Tüchtigkeit und Fleiß, durch Sparsamkeit und Nüchternheit 
zur Spitze emporzuarbeiten hoffen. Die russische Bauernschaft 
ist im Grunde ein einheitlicher Körper; die „Ssmytschka“ kann 
auch in dem beschränkten Sinne der Herbeiführung eines guten 
Verhältnisses zwischen Arbeitern und Bauern m. E. nur gelingen, 
wenn mit der tüchtigsten und kräftigsten Schicht der Individual- 
bauern Friede geschlossen wird. 


Über die Ssmytschka in dem eigentlichen Wortsinn des Zu- 
sammenschlusses stellte Stalin in seiner Leningrader Rede einige 
Betrachtungen an, die in die Tiefe des landwirtschaftlichen Sozia- 
lisierungsgedankens führen. Es sei aus der Partei angeregt 
worden, die Ssmytschka von seiten der Industrie dadurch zu för- 
dern, daR das Schwergewicht der industriellen Entwicklung von 
der Schwerindustrie auf die leichte Industrie, insbesondere die 
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Textilindustrie, gelegt werde (um der bäuerlichen Nachfrage 
besser zu entsprechen). Das sei eine Bauernphilosophie, die nicht 
vorwärts, sondern rückwärts blicke. Die Hauptrolle falle der 
Schwerindustrie zu. „Die Ssmytschka ist nicht dazu nötig, um 
die vorhandenen Klassen zu erhalten und zu verewigen, sondern 
dazu, um die Bauern- und Arbeiterklasse einander ähnlich zu 
machen, die Bauernschaft umzuerziehen, seine individualistische 
Psychologie umzubilden, ihn selbst umzuarbeiten im Sinne des 
Kollektivismus und so die Liquidierung der Klassen auf der 
Grundlage der sozialistischen Gesellschaft vorzubereiten“, und 
welche Bedeutung zur Erreichung dieses Zieles der Schwerindu- 
strie zukomme, beantwortet Stalin mit den Worten Lenins: „Die 
Umarbeitung der Kleinlandwirtschaft, die Umarbeitung ihrer 
Psychologie und Gewohnheiten ist eine Angelegenheit von Gene- 
rationen. Lösen kann diese Frage nur die materielle Basis, die 
Technik, die Anwendung von Traktoren und Maschinen in der 
Landwirtschaft, die Elektrifizierung in größtem Maſtstabe.“ 


Mit Besorgnis wurde der Frage entgegengesehen, ob der 
Druck der letzten Zeit nicht zu einer Einschränkun der bäuer- 
lihen Frühjahrssaaten führen würde. Zu verwundern wäre es 
nicht gewesen, wenn die größeren Bauern die Lust verloren hät- 
ten, durch persönlichen Fleiß, durch Zupachtung von Land aus 
schwachen Händen und durch Beschäftigung von arbeitslosen 
Dorfmitgliedern Überschüsse zu erzeugen und zum Dank dafür 
der politischen Deklassierung und wirtschaftlichen Drangsalie- 
rung zu verfallen. Für die gesamte Anbaufläche Ruſtlands würde 
dies allerdings nicht viel zu bedeuten haben, da der Anteil der 
größeren Bauern nur klein ist; wie Stalin Anfang Juni mitteilte, 
entfielen auf die Kulaken von der gesamten Getreideproduktion 
der-Union 13,0 %, vom Handelsgetreide 20,0 %. Dabei entspricht 
der größte Teil der „Großbauern dem deutschen Begriff des 
Kleinbauern und darf im Interesse seiner Existenz — der Bauer 
weiß ja auch nie, wie die Ernte ausfällt — seine Produktion 
absichtlich nicht stark vermindern. Lehrreich ist, daß die bäuer- 
liche Zuckerrübenfläche, an der das „Kulakentum“ erheblich be- 
teiligt ist, sich in diesem Jahre gegen das Vorjahr stark ver- 
gröſtert hat. Wohl aber ist damit zu rechnen, da die Land- 
pachtung und Lohnarbeiterbeshäftigung durch die größeren 
Bauern abgenommen haben; der stärkere Andrang von ländlichen 
Arbeitsuchenden in der Stadt steht damit vielleicht im Zusammen- 
hang. Alles in allem glaube ich, daR die Bedrückungspolitik der 
letzten Zeit bezüglich der bäuerlichen Produktion mehr zu einer 
Hemmung des Fortschritts als zu einer tatsächlichen Verminde- 
rung geführt hat. Bestätigt wird dies im ganzen auch durch 
Zahlen, die Rykow über den Umfang der diesjährigen Frühjahrs- 
bestellung im Vergleich zum Vorjahr mitteilt. Einschließlich der 


808 


Neubestellung der ausgewinterten Herbstsaaten ist die Früh- 
jahrssaatfläche in der Ukraine um 28 %, im Nordkaukasusgebiet 
um 8,4 %, im Zentralen Schwarzerdgebiet um 5 %, an der Unter- 
Wolga (wo nur wenig ausgewintert war) um 5,9% gewachsen. 
Für die eigentlich planmäflige Frühjahrssaat (ohne die Neube- 
säung der ausgewinterten Fläche) ist das Bild allerdings ungün- 
stiger; eine Zunahme fand statt an der Unter-Wolga um 5,4 %, 
im zentralen Schwarzerdgebiet um 0,9%, dagegen eine Vermin- 
derung in der Ukraine um 4,2 und im Nordkaukasus um 8,7%. 


Zu ähnlichen Ergebnissen gelangen auch die Ausführungen 
eines Statistikers in der „Prawda“, die sich auf die Zahlen für 
ein bis zwei Tausendstel der bäuerlichen Wirtschaften stützen. 
Wo die Frühjahrsbestellung nicht durch die Umsaat des Winter- 
feldes belastet war, hat sie fast überall an Umfang gewonnen; 
dasselbe ist in den vom Auswintern betroffenen Gebieten der 
Fall, wenn die umgesäte Winterungsfläche mitgerechnet wird. 
Bemerkenswert ist aber, daß die Saatfläche auf Pachtland fast 
überall stark abgenommen hat. Der Statistiker kommt zu dem 
Schluß, „daß vom Standpunkt der Entwicklung der produktiven 
Kräfte der Landwirtschaft die Partei keinen Grund hat, die auf 
Grund der Beschlüsse des 15. Parteikongresses durchgeführte 
Dorfpolitik zu revidieren“; hiermit hinkt er hinter dem neuesten 
Kurse der Partei einher. Die Redaktion fügt hinzu: „Der Autor 
überschätzt offenbar unsere Erfolge, wenn er von einer Hebung 
der bäuerlichen Wirtschaft im Zusammenhang mit den Getreide- 
beschaffungen spricht. Wenn dies Tatsache wäre, so würde sich 
der Bund des Proletariats mit den Hauptschichten der Bauern- 
schaft in den letzten Monaten noch gefestigt haben. Dem wider- 
sprechen allein schon die Aussagen zahlreicher Briefe, die bei der 
Redaktion eingingen, und zweifellos die Stimme der Masse 
wiedergeben.“ 


Zum erstenmal ist seit der Beendigung des Bürgerkrieges 
und den Unruhen des Winters 1920/21 eine ernste politische Krise 
zum Ausbruch gekommen, wie dies von der Regierung auf das 
offenste zugegeben wird. Das besonders Bedenkliche in diesem 
Falle ist der Umstand, daß die Dorf und Stadt einander ent- 
fremdende Getreidenot nicht durch eine Miſternte herbeigeführt 
wurde; 1927 ergab eine Mittelernte, aber was vor Jahren aus- 
reichte, langt jetzt nicht mehr zu. Es ist eben eine ungeheure 
Veränderung im Vergleich zur Vorkriegszeit eingetreten. Die 
von Stalin vor einem Monat mitgeteilte Statistik, daß vor dem 
Kriege 1300 Mill. Pud Getreide, 1926 nur 630 Millionen (ein- 
schließlich des Privathandels mehr) auf den Markt kamen, hat auf 
die russische Öffentlichkeit gewaltigen Eindruck gemacht. Ob 
die baldige Hebung der russischen Landwirtschaft gelingt, ist von 
entscheidender Bedeutung. Die Bevölkerung wächst jährlich 
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um 2,2 %; es fragt sich, ob auf den bisher a een ee Wegen 
die Steigerung der landwirtschaftlihen Produktion hiermit 
Schritt halten kann oder ob nicht schließlich doch tief einschnei- 


dende Systemänderungen notwendig werden. 
Abgeschlossen 16. Juli 1928. 


Bücherschau. 


Dr.ReinhartMaurach,Systemdesrussischen 
Strafrechts. Verlag Hermann Sack. Berlin 1928. 207 S.. 
8 RM. 

Die Arbeit stellt weniger eine kommentarmäfßige Erläuterung des posi- 
tiven russischen Strafrechts als die Zusammenfassung seiner leitenden Ge- 
apune dar, wenn schon auch der besondere Teil des Strafrechts der 
RSFSR hierbei weitgehende Berücksichtigung findet. Der Verfasser geht bei 
seiner Darstellung auf die Zwecklehre des kommunistischen Übergangsstaates 
zurück. Er entwickelt den Verbrechensbegriff des Sowjetrechts, welcher nicht 
als eine rechtswidrige und namentlich schuldhafte Handlung, sondern ledig- 
lih als eine für den Sowjetstaat gefährlihe Handlung aufgefaßt wird. Aus 
der kommunistischen Staatslehre wird weiterhin die Aufstellung des Begriffes 
eines materiellen Delikts und die Theorie des sogenannten gefährlichen Zu- 
standes abgeleitet. Es wird die Sozialgefährlickkeit besonderer Verbrechen 
und Verbrechensformen gemäß dem Strafrecht der RSFSR, bei dem das Poli- 
tische und Wirtschaftliche besonders betont wird, und in dem z. B. die Tötungs- 
delikte nicht unter den Kapitalverbrechen rangieren, in all ihrer Eigenartig- 
keit dargestellt. Schließlich werden die „Maßnahmen des sozialen Schutzes“ im 
einzelnen geschildert. Auch die auf dem offenen Klassenprinzip aufgebauten 
Richtlinien der 55 der „gerichtlich bessernden“ Maßnahmen, welche 
in Wirklichkeit den hergebrachten Strafen entsprechen, aber theoretisch den- 
selben gegenübergestellt werden, finden im letzten Abschnitt des Buches ihre 
Darstellung Das Strafprozeßrecht der RSFSR wird vom Verfasser allerdings 
nicht behandelt. 

Die theoretische Fundierung des Sowjetstrafrechts und die hergeleitete 
Beziehung zwischen Theorie und Wirklichkeit dürften in manchem Punkte 
strittig sein. Es müssen einige Form- und Übersetzungsmängel verzeichnet 
werden, so z. B. die Übersetzung der isključitelnyje obstojatelstwa auf S. 183 
mit „ausschließlihe Umstände“. Dieses mindert jedoch nicht den Wert des 
Buches, welches große Sachkenntnis aufweist. Es wird über den Kreis der 
Fachleute hinaus um so größeres Interesse beanspruchen, als das Strafrecht 
zu den umstrittensten Gebieten des russischen Rechts gehört und auch bei den 
el Reformbestrebungen jedenfalls nicht USE u 
ben kann. i R. 


Die Verfassung des Memelgebietes. Ein Kom- 
mentar zur Memelkonvention von Albrecht Rogge. Deutsche 
Rundschau G. m. b. H., Berlin, 1928. (In: Handbücher des Aus- 
schusses für Minderheitenrecht. Herausgegeben von Max Hilde- 
bert Boehm.) XVI u. 494 S. Brosc. 16 RM. 


Der Memeler Landgerichtsrat Rogge legt hier ein Werk vor, das jedem, 
der sich aus irgendeinem Grunde mit der Memelfrage zu beschäftigen hat, 
in steigendem Maße unentbehrlich sein und das auch der künftigen Forschung 
wertvolle Quellen bieten wird. Schon als vollkommene Zusammenstellung 
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aller Verträge, Gesetze und anderen Dokumente, die für die Beurteilung der 
Rechtslage des Memellandes von Bedeutung sind, wäre die Veröffentlichung 
eine höchst schätzenswerte Materialsammlung, zumal sie die Texte in mehr- 
. Fassung bringt. Sie erhält ihren besonderen Wert jedoch erst 
durch den äuflerst gründlichen Kommentar, den Rogge der Memelkonvention 
vom 8. Mai 1924 (sonst auch, nicht völlig korrekt, Memelstatut genannt -- 
das Memelstatut ist ein Teil dieser Konvention) mit ihren schwierigen staats- 
und völkerrechtlichen Problemen gibt. 

An einem staatlichen Zwittergebilde wie dem Memelgebiet lassen sich 
viele grundsätzliche Probleme des Staatsrechts in außerordentlich lehrreicher 
Weise abhandeln; Rogge tut dies, indem er auc die ausländische Literatur 
und das ausländische Staatsrecht gebührend heranzieht. In erster Linie ist 
das Werk jedoch für den juristischen und politischen Praktiker bestimmt; 
so ist auf den Vergleich des Memelgebietes mit anderen Staatsgebilden zwie- 
spältigen Charakters — wie vor dem Kriege Elsaß-Lothringen und Finnland, 
heute Saargebiet und Danzig — besonderer Wert gelegt. Die praktische Be- 
rührung mit den Problemen durch seinen Beruf ist dem Verfasser dabei 
nützlich, ohne ihn je zum Verlassen des Bodens unbedingter wissenschaft- 
licher Objektivität zu verleiten. Für die Rechtsprechung in Memel und 
Kowno, aber audi für die internationale Diskussion memelländischer Fragen, 
besonders in Genf und im Haag, hat Rogge wertvolle Vorarbeit geleistet. 
Es mag noch bemerkt werden, daß auch Literaturverzeichnis und Register 
allen Ansprüchen genügen. i R. R. B. 


Kittel, Arthur. (Königsberg) — 37 Jahre Landarzt 
inPreufisch-Litauen 1869/1906. 56 S. Memel 1926 (Ver- 
lag Memeler Dampfboot A. G.). 


An seinem Lebensabend schrieb der 1919 erblindete Arzt seine Erinne- 
rungen aus der nordöstlichsten Ecke unseres Vaterlandes, dem jetzt litauischen 
Kreis Heydekrug, nieder. Als Kulturdokument einer versunkenen Zeit (Lachs- 
fischerei in der Memel, russischer Holzhandel auf der Memel, Elchwald, Iben- 
horst, litauische Volkssitten, ostpreuflische Landarztpraxis mit ihren Leiden | 
und Freuden) verdient dies Schriftchen doch Erwähnung. Der Wunsch wird 
laut, es möchten doch noch mehr Deutsce, die in diesen Gegenden als Arzt, 
Tierarzt, Lehrer, Apotheker, Beamter usw. gelebt haben, ihre ee 
aus diesem Grenzgebiet schriftlich niederlegen. H. Z. 


Zeitschriftenschau. 
A. Sowjetrußland. 


I. Politik. 


Zehn Jahre Sowjetrecht. „Pravo i Zizu“ — Moskau. („Recht und Leben“, 
eine von den Professoren A.M. Winawer, M.N.Gernet und A.N.Trainin 
redigierte, den Fragen des Rechts und des wirtschaftlichen Aufbaus 
gewidmete Zeitschrift.) 6. Jg. 1927, Heft 8/10. 

„Pravo i Zizü“ kann als die vornehmste Fachzeitschrift des heutigen Ruß- 
land auf dem Gebiete des gesamten Rechts gelten und ist allen der russi- 
schen Sprache Mächtigen, an den einschlägigen Problemen der Sowjet- 
union Interessierten um so mehr zu empfehlen, als die Zeitschrift vor- 
nehmlich die großen Zusammenhänge berücksichtigt. 

Das Berichtsheft ist dem zehnjährigen Bestehen des Sowjetstaates ge- 
widmet und liefert aus diesem Anlaß eine Übersicht der Gesetzgebung, 
welche für weiteste Kreise geradezu als eine Einführung in den Redhts- 
zustand der Union dienen kann. Pontowitsch behandelt die staatsrecht- 
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liche Natur der UdSSR und vertritt die Ansicht, daß die Union infolge ihrer 
Zwecksetzung weder unter den hergebrachten Begriff eines Staatenbundes 
noch den eines Bundesstaates falle. Die Gesetzgebung Rufllands auf dem 
:, Gebiete des Finanzwesens wird aus der berufenen Feder von Kotljarewsky 
dargestellt. Eine kurze aber interessante Übersicht über das russische 
Strafrecht liefert Trainin. Weiten Raum nimmt weiterhin die sonst zu oft 
vernachlässigte Darstellung der Gerichtsverfassungsfragen und des Prozeß- 
rechts ein. Aufsätze über die Revolutionstribunale oder die Staatsanwalt- 
schaft und freie Advokatur, Anklage und Verteidigung im Sowjetrect 
führen dem Leser vor Augen, wie wechselnd die diesbezüglichen Wege des 
Gesetzgebers in Rußland sind. Lediglih das Privatreht kommt in dem 
Berichtsheft zu kurz; denn der Aufsatz von Serebrowsky über die Ent- 
wicklung der zivilrechtlichen Gesetzgebung der RSFSR geht nicht über die 
äußere Geschichte des russischen BGB. hinaus. E. R. 


II. Wirtschaft. 


Die Arbeitsb en in der Heimindustrie. (Uslovija truda v kustarnoj 
promyslennosti.) Von B. Markus. 
„Voprosy Truda“, Mai 1928, S. 31—34. 


Der Verfasser untersucht die Arbeitsbedingungen für Lohnarbeiter und 
Lehrlinge in der sogenannten Kustarindustrie (Heimindustrie). Er kommt 
zu folgenden Ergebnissen: 

Die Arbeitsbedingungen für die Gesamtheit der Arbeitnehmer in der 
Kustarindustrie sind durchaus unbefriedigend. Die Zahl der Lehrlinge 
deckt nicht die Nachfrage, und die Ausbildungszeit ist unzureichend. Die 
Arbeitskräfte der Heimindustrie rekrutieren sich in erster Linie aus den 
nichtproletarischen Schichten der Bevölkerung. Es wird Aufgabe der Be- 
rufsverbände, der Komsomoly (kommunistische Jugendverbände) und der 
Arbeitsinspektoren sein, auf die Arbeitsbedingungen in der Heimindustrie 
ihr besonderes Augenmerk zu richten. Durch neue Gesetze muß die Lohn- 
arbeitsfrage in der Heimindustrie neu geregelt werden mit dem Ziel der 
Herbeiführung einer gerechten Lösung des erörterten Problems. R. S. 


System und Praxis der e d des Handels. (Sistema i praktika re- 
gulirovanija torgovli.) Von N. Vinogradski. 
„Èkonomičeskoe Obozrenie“, Juli 1928, Š. 32—53. 


Die in bezug auf die Regulierung des sowjetrussischen Handels im Vor- 
dergrund stehenden Probleme sieht V. vorzugsweise in folgendem: 

1. in der Notwendigkeit enger Zusammenarbeit zwischen den staatlichen 
Aufkaufsorganen und den Genossenschaften im Bereiche der Finanzierung, 
Kreditierung und Preisstellung. Auf diese Weise könnte auch das Inter- 
esse an den Rohstoffmärkten am besten gewahrt werden; 

2. in dem Verzicht auf das Prinzip der starren Aufkaufspreise und in der 
Notwendigkeit, sie zwecks systematischer Regelung des Aufkaufs beweglich 
zu gestalten; 

3. in der Notwendigkeit der Überprüfung der Praxis der sogenannten gen- 
dogovorov (Generalverträge), die zwischen der Industrie und den Auf- 
kaufsorganisationen abgeschlossen werden und in deutlicherer Abgrenzung 
der Kompetenzen von rein regulierenden Organen und den Aufkaufs- 
organisationen im engeren Sinne; 

4. in dem Verzicht auf die 1 Verdrängung des Privathandels 
aus dem Markte in Anbetracht der unzulänglichen finanziellen und tech- 
nischen Hilfsmittel der staatlichen und genossenschaftlichen Aufkaufs- 
organisation. Die wirtschaftlichen Interessen des Landes verlangen gegen- 
wärtig immer noch die Existenz des Privathandels, dessen Erfahrungen 
sich die erstgenannte Organisation zunutze machen müsse. R. 
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Die Lage des Arbeitsmarktes und die Maßnahmen zu seiner Regulierung 
im Wirtsch ahr 1926/27. (Sostojanie rynka truda i mery ego regu- 
lirovanija v 1926/27 chos. godu.) Von S. Tarasov. 

„Voprosy Truda“, Mai 1928, S. 22—28. 

Die Dynamik der Arbeitslosigkeit in der Sowjetunion während des Wirt- 
schaftsjahres 1926/27 wird durch folgende Zahlen charakterisiert: Es gab 
am 1. 10. 1926 1 070 759, am 1. 4. 1927 1477869 und am 1. 10. 1927 1 041 167 
Arbeitslose. Die Arbeitslosigkeit war also in der ersten Hälfte des ge- 
nannten Wirtschafts jahres am größten. Von erheblicher Bedeutung für das 
Arbeitslosenproblem ist, daf die Städte der Union durchschnittlich eine 
Million Arbeitskräfte vom Lande erhalten. Von den Arbeitslosen entfielen 
auf die Industriearbeiter 15,9%, (nur gelernte und angelernte Arbeiter), 
auf die ungelernten Arbeiter 48,89, und auf die sogenannten „intelli- 
genten“ 20,8%. Der Anteil der Frauen an den Arbeitslosen betrug 46,8 %, 
der der Jugendlichen 16 %. Die gesetzlihen Maßnahmen zwecks Regulie- 
rung des Arbeitsmarktes (Verordnung des Zik vom 4. 3. 1927 u. a.) führten 
zu stärkerer Erfassung der Arbeitskräfte durch die Arbeitsbörsen und zu 
einer Besserung der Qualität der Arbeit dieser Börsen (Versorgung der 
N Wirtschaftsorgane mit entsprechend qualifizierten a 

räften). 8. 


III. Geistiges Leben. 


Die Museen und Altertumsdenkmäler in der Sowjetunion. (Museums and 
ancient monuments in the USSR.) 
„Soviet Union Review“ — Washington, Nr. 2, Februar 1928, S. 26—29. 


Das Museumswesen erlebte nach der Oktoberrevolution einen ungewöhn- 
lichen Aufstieg. Obgleich bereits durch das Dekret vom 10. Oktober 1918 
alle Kunstgegenstände, die sich im Privatbesitz befanden, nationalisiert 
wurden, konnte man erst sieben Jahre später an die Sonderung der Privat- 
sammlungen herangehen. Einige dieser Sammlungen — wie die von 
Schtschukin, Morosow, Ostrouchow und die wunderbaren Familienkollek- 
tionen der Jussupow, Stroganow, Schuwalow und Scheremetjew bilden Mu- 
seen für sich. ie Regierung sorgte ferner für die Restaurierung der 
Architekturdenkmäler — nicht nur in der RSFSR, sondern auch in Turke- 
stan und Samarkand, wo alte Moscheen und Paläste des 14.—17. Jahrhun- 
derts von Fachleuten restauriert wurden. 

Die Zahl der Museen wuchs nach der Revolution mit phantastischer Schnel- 
ligkeit: 1921 gab es 656 Museen in Rußlland (gegen 98 vor der Revolution). 
Allein in den folgenden Jahren ging diese Zahl zurück, so daß man heute 
in der UdSSR 381 Museen zählt (darunter zahlreiche „Museen der Re- 
volution“). Besonders reges Leben herrscht in der Leningrader Eremitage, 
die durch Nationalisierung privater und kaiserliher Sammlungen stark 
bereichert wurde (ca. 7000 neue Bilder, 70000 Porzellangegenstände, 
35000 Münzen usw.). An zweiter Stelle steht in Leningrad das Russische 
Museum, das neben Sammlungen der russischen Malerei eine einzigartige 
ethnographische Abteilung besitzt. 

Die hohe Zahl der Besucher — 1033300 in Moskau, 980 200 in Leningrad 
im Jahre 1926 — zeugt allein von dem Interesse der Bevölkerung für das 
Kunstleben und von der überaus wichtigen kulturellen Rolle, die die 
Museen im heutigen Rußland spielen. E.S. 


Die bibliographische Arbeit in der Ukrainischen Republik im Jahre 1926. 
en robota na Radjans’kij Ukraini v 1926 roci.) 
Von M. I. Jasins’kij. 
„Žurnal Bibliotekoznavstva ta bibliografii“, Nr. 1, Kiew 1927, N. 64—72. 


Der Verfasser charakterisiert die bibliographische Arbeit, die im Jahre 1926 
auf dem Territorium der Ukraine geleistet wurde und gibt eine Zusam- 
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e von Verzeichnissen, die im genannten Jahr auf diesem Terri- 
torium gedruckt wurden. | 

Im ganzen sind 432 Verzeichnisse erschienen; von diesen 48 als Einzel- 
werke, 181 in Zeitschriften, 203 als Materialien, die in Werken einzelner 
Autoren verzeichnet sind. Ihrer Bestimmung nach zerfallen die Verzeich- 
2580 in wissenschaftliche (166) und für allgemeine Benutzung bestimmte 
260). 

Das Material, welches die Verzeichnisse umfassen, bilden größtenteils die 
in der Ukraine und in den Sowjetrepubliken erschienenen Werke. Die 
ausländische Literatur ist nur in verhältnismäßig geringem Umfange er- 
faßt, und dabei sind es meist Veröffentlichungen, die vor dem Weltkriege 
erschienen sind. Einen verhältnismäßig kleinen Teil (19 %) bilden die 
Arbeiten, welche die Ukraine betreffen. Die Gesamtzahl der Veröffent- 
lichungen, die für die Verzeichnisse verwertet sind, übersteigt 32 962. 

Die Methoden der Beschreibung und Anordnung sind keinewegs muster- 
gültig. Nur in vereinzelten Fällen ist das Material systematisiert und nur 
ausnahmsweise stößt man auf die Anordnung nach dem Brüsseler Dezimal- 
system. Häufiger findet man die Schlagwortanordnung. 

Die Verzeichnisse erfassen am meisten die historische Literatur; sodann 
folgen Medizin und Kunst, Landwirtschaft, Revolution und Technik (von 
320 bis 1071 Titel). Die Veröffentlichungen, die andere Gebiete behandeln, 
sind in geringerer Zahl vertreten. 

Die Schlußfolgerungen, zu denen der Verfasser gelangt, sind folgende: die 
bibliographische Arbeit muß so angelegt werden, daß sie möglichst den Be- 
dürfnissen der Kulturentwicklung in der Ukraine entspreche und in der 
Methode sich den Anforderungen der Gegenwart anpasse. Die Leitung 
muß der im Jahre 1927 begründete Bibliographischen Kommission bei der 
Ukrainischen Akademie der Wissenschaften obliegen. 


B. Polen. 


Drei Jahre deutsch-polnischer Zollkrieg! Von r.— 

„Deutsche Einheit“, Berlin, 10. Jahrg., Nr. 27 (7. 7. 28), S. 567—583. 

Der ungenannte Verfasser gibt einen kritischen Überblick über den Gang 
der deutsch-polnischen Wirtschaftsverhandlungen seit dem Juni 1925. Von 
seinen Werturteilen seien die folgenden kurz wiedergegeben: Die Ab- 
sperrung der polnischen Kohlen im Juni 1925 durdı Deutschland war be- 
rechtigt, aber unklug, „wirtschaftspolitish ein Schlag ins Wasser, psycho- 
1 ein Stich ins Wespennest“. Polen hatte die internationale öffent- 
liche Meinung auf seiner Seite. Völlig selbstverständlih war es dagegen, 
daß die deutsche Regierung bei den Verhandlungen auch die Erledigung 
der sogen. „politisdien Fragen“, wie Einreise- und Niederlassungsrecht. 
forderte. Die an den Regierungswechsel in Polen vom Mai 1926 geknüpften 
Hoffnungen auf eine sachlichere . der polnischen Unterhändler 
haben sich nicht erfüllt. Im Gegenteil wurde die Atmosphäre allmählich so 
vergiftet, daß die Ausweisungsaffäre vom Februar 1927 nur noch den Anlaß 
zum Verhandlungsabbruch darstellte. Die Wahl dieses Anlasses — schlief- 
lich einer innerpolitischen Polizeiangelegenheit — war nicht geschickt. Um- 
gekehrt mußte jedoch die polnische Grenzzonenverordnung vom Dezember 
1927 als ein Bruch der — allerdings noch nicht in Kraft getretenen — 
deutsch-polnishen Abmachung vom Juli 1927 über die Niederlassungs- 
fragen betrachtet werden. Der Verfasser kommt mithin zu dem Schlufl. 
daß die Schuld an der Verschärfung der deutsch-polnischen Beziehungen 
im Jahre 1925 die deutsche Regierung, die Schuld am Nichtzustandekommen 
des Handelsvertrages in der Folgezeit jedoch allein die polnische Seite 
trifft. Im Interesse einer für beide Teile dringend erforderlichen end- 
lihen Einigung begrüßt der Verfasser mit Hoffnung die Initiative der 
Wirtschaftskreise. R. R. B. 
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Der Handel der SSSR mit Polen und über Polen. (Handel ZSSR. z Polska, 
i przez Polske.) Von J. Butler. 
„Przemysl i Handel“ — Warschau, 1928, Heft 27, S. 1108—1111. 


Die Hoffnungen, daf Polen bei dem wirtschaftlichen Wiederaufbau Ruß- 
lands eine große Rolle spielen werde, haben getäuscht. Das liegt daran, 
daß die Wirtschaftspolitik der Sowjetunion von politischen Motiven geleitet 
wird. Dies gilt insbesondere auch für die Wahl der Wege des Wirtschafts- 
verkehrs. Immerhin haben die letzten Jahre einen Fortschritt der Wirt- 
schaftsbeziehungen der Sowjetunion mit Westeuropa gebracht, wozu die 
5 direkter wirtschaftlicher Kommunikation von der Sowjetunion 
aus nach Polen, Deutschland, der Tschechoslowakei und Österreich bei- 
5 hat. 

er Verfasser bespriht nun an Hand statistischer Tabellen den Handel 
Polens mit der Sowjetunion sowie den Transitwarenverkehr von der 
Sowjetunion aus über Polen nach Deutschland, der Tschechoslowakei, 
Österreich und Danzig sowie umgekehrt. Aus den Tabellen des Transit- 
verkehrs, die die Zahlen der Waggons für 1927 und für die ersten vier 
Monate von 1928 gegenüberstellen, ergibt sich durchweg eine auffallende 
Steigerung des Transitverkehrs durch Polen, während früher beispiels- 
weise im deutsch-sowjetrussischen Warenverkehr eine Tendenz zur Ver- 
meidung des kürzesten Weges über Polen wirksam war. Die Einführung 
direkter Tarife wird ohne Zweifel den Transit durch Polen weiter En 


Die Technik des polnischen Außenhandels. (Technika Polskiego Handlu 
Zagranicznego.) Von Dr. Feliks Hilchen. 
„Przemysl i Handel“ — Warschau 1928, Heft 24, Seite 973—974. 


Der Verfasser beklagt, daß der polnische Außenhandel fast durchweg in 
fremden Händen liege und daß es polnische Import- und Exportfirmen 
beinahe überhaupt nicht gebe. Als besonderes Beispiel führt er hierfür 
den polnischen Kohlenexport an. Dieser Mangel gehe mit zurück auf das 
Fehlen von Betriebskapital, von Kredit und Vertrauen des ausländischen 
Kapitals auf die Technik des Pa Außenhandels. Polen müsse auf- 
hören, das Objekt des Außenhandels fremder Firmen zu sein. R. 


Niemcewiez in Amerika (Niemcewicz en Amerique.) Von W. M. Kozlowski. 
„Revue de littérature comparée“ — Paris, Januar-März 1928. 
Der hier zum ersten Male veröffentlichte Briefwechsel des polnischen 
Dichters mit Jefferson (während des Aufenthaltes von Niemcewicz in 
Amerika in den Jahren 1797—1810) enthält zahlreiche für den Biographen 
äußerst wertvolle Angaben über die politischen Ansichten von N. und sein 
Verhältnis zu Kosciuszko, dem unzertrennlichen Freund, mit dem er die 
Verbannung teilte. E. S. 


Drei Gesichter von Boy-Zelenski — Dichter, Kritiker, Gelehrter. (Trois 
faces de Boy-Żeleński — poète, critique, savant.) Von Irena Krzywicka. 
„Pologne littéraire“ — Warschau, 15. Februar 1928, Nr. 17. 


In dem Dichter Boy-Zelensky hat Polen einen seiner begabtesten literari- 


schen Vertreter. Im Auslande — vornehmlih in Frankreich, wo seine 
Vorträge in der Sorbonne einen lebhaften Nadıklang in vielen Zeitschriften 
efunden haben, — kennt man ihn in erster Linie als einen erstklassigen 


bersetzer: seine Übersetzungen von Moliere, Villon, Rabelais, Balzac und 
den modernen Dichtern sind adäquate Kunstwerke, die den Inischen 
Literaturschatz ungemein bereichert haben. Aber den geistvollen origi- 
nellen Theaterkritiker Boy-Zelensky (seine Theaterkritiken sind in den 
7 Bänden „Flirt mit der Melpomene“ veröffentlicht) und den Verfasser 
eines in Polen sehr populären Gedichtbandes kennt das Ausland noch 
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niht. Auch die Wissenschaft hat ihm wertvolle Beiträge zu verdanken: 
seine zahlreichen literarkritischen Aufsätze, die die polnische und fran- 
zösische Literatur behandeln, zeugen von seinem Talent. E. S. 


Polen im Leben und in den Werken von Joseph Conrad. (Polska w 
zyciu i dzielach re Conrada.) Von G. Jean Aubry. 

„Droga“, Nr. 12, 1927, 18 ff. l 
Joseph Conrad (Corzeniowsky) hat bereits als 17jähriger Jüngling (1874) 
Polen verlassen, aber die Eindrücke seiner Kindheit — der unglüclice 
Aufstand von 1863, die Leiden seiner Eltern und ihrer Freunde (sein Vater 
war ein hervorragender polnischer Patriot, einer der Gründer des Volks- 
komitees — Komitet narodowy von 1861) mußten ihm für sein ganzes in 
der Fremde verbrachtes Leben unvergeflih bleiben und ihn mit Polea 
innerlich verbinden. Die Nachwirkungen der polnischen Einflüsse findet der 
Verfasser in manchen Werken Conrads (wie z. B. „Amy Foster“ und „Fürst 
Roman“), in der Schilderung der Charaktere, ja sogar in der Sprache, die 
nach der Bemerkung eines englischen Kritikers ein frisches Element in die 
englische Literatur gebracht hat. Auch seine melancholisch-romantiscıe 
Weltanschauung trägt einen typisch polnischen Charakter. — Die polni- 
schen Elemente in dem Schaffen Conrads genauer zu untersuchen, wird 
der Literaturforschung eine interessante Aufgabe sein. E.S. 


Polnische ae filmowa.) Von Irving und Marina. 
„Droga“, Nr. 8—10, 1927, S. 165 ff. 
Irving gibt einen Überblick über das polnische Filmwesen und weist auf 
den Mangel an moderner psychologisch begründeter Reklame und auf das 
wahllose Durcheinander der guten und schlechten Filme, die dem War- 
schauer Publikum geboten werden, hin. Es werden vornehmlich auslän- 
dische Filme in Warschau gezeigt, darunter erfreuen sich manche amerika- 
nische und deutsche (wie z. B. „Metropolis“ und „Varieté“) der größten Be- 
liebtheit. — Marina macht auf den neuesten polnischen Film „Zew morza” 
(Meeresschlucht) aufmerksam, der trotz des banalen Inhalts sih durch künst- 
lerische Aufnahmen und talentvolle Regie auszeichnet. Die Verfasserin 
spricht die Hoffnung aus, daß dieser Film auch ins Ausland gelangen wird. 
um dort eine Vorstellung von der polnischen Filmproduktion zu geben. E.S. 


C. Litauen. 


Lebensfragen des Deutschtums in Litauen. Von Walter Sturm. Mit Karte. 
Volk und Rasse, München, 3. Jahrg., Heft 3 (Juli 1928), S. 156—164. 


In Litauen leben etwa 40000 Deutsche. Die deutsche Einwanderung ist 
hauptsächlich in der ersten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts erfolgt, 
und zwar vornehmlich aus Ostpreußen. Abgesehen von Nordlitauen, sind 
diese Deutschen sozial zur bäuerlichen Unterschicht zu rechnen. Im Gegen- 
satz zu den katholischen Litauern sind sie evangelisch-lutherisch. ie 
Hauptlebensfrage des Deutschtums in Litauen ist die, wie es aus der 
bäuerlihen Grundscict eine gewerbliche Mittelschicht und eine geistige 
Oberschicht entwickeln kann. Vorläufig reicht allein schon die Versorgung 
mit Schulen für diese Aufgaben in keiner Weise aus. R. R. B. 


G. Deutscher Osten. 


Bevölkerungsprobleme der deutschen Ostmark. 
Von Medizinalrat Dr. Rehberg. 
Volksaufartung, Erbkunde, Eheberatung. 3.Jahrg., Heft 3, 15.3.28, S. 53—57. 
Trotzdem die Geburtenziffer in Ostpreußen 26,97 gegenüber 20,4 im Reichs- 
durchschnitt ist, hat Ostpreußen seine Bevölkerung von 18% bis 1910, als 
die Einwohnerzahl Preußens von 30 auf 40 Millionen stieg, nur um !» 
vermehren können. Der Hauptgrund für diese Entwicklung liegt in der 
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Abwanderung; sie bedeutet eine um so Beier innere Aushöhlung 
des deutschen Volkstums, als die polnischen Mütter fruchtbarer sind als 
die deutschen. Eine Hauptursache der Abwanderung bilden die — ihrer- 
seits durch die Unrentabilität der Landwirtschaft bedingten — niedrigen 
Löhne; andererseits ist freilich festzustellen, daß Ostpreußen, was den Bau 
neuer und guter Landarbeiterwohnungen angeht, die beste Leistung unter 
allen preußischen Provinzen aufzuweisen hat. Auch das rauhe Klima 
spricht, jedoch nicht entscheidend, für die Abwanderung. Als Hilfsmittel 
ist die Siedlung wichtig, aber nicht ausschlaggebend; jährlich können etwa 
500 Stellen (— 2500 Köpfe) angelegt werden. Neben kulturellen und 
hygienischen Maßnahmen muß vielmehr in erster Linie auf eine Rentabili- 
sierung der Landwirtschaft Bedacht genommen werden. Die wirtschaft- 
lichen Hilfsmaßnahmen, an sich sehr lohnend. weil 5 bei rich- 
tiger Bewirtschaftung /o der deutschen Gesamtbe völkerung ernähren 
könnte, müssen freilich durch das Vorhandensein des Korridors beein- 
trächtigt werden. R. R. B. 


Notizen. 


Russische Dichter in Berlin. 


Der kürzlich gegründete russische literarische Zirkel der „Hauptgemein- 
schaft der ausländischen Studierenden“ veranstaltete am 11. Juli 1928 in den 
Räumen der Humboldt-Villa einen Festabend zu Ehren der in Berlin weilenden 
russischen Dichter Konstantin Fedin und Nikolaj Nikitin. Nach kurzen 
Begrüßungsreden des Vorsitzenden des Zirkels und des Schriftstellers Arthur 
Holitscher begann das interessante Programm: Konstantin Fedin las einen 
Teil seiner Novelle „Transvaal“ in deutscher Übersetzung vor, Nikolaj Nikitin 
— eine Erzählung („Ljubow — Die Liebe“) aus seinem neuen Novellenband 
„Obojanskije rasskazy“ (Erzählungen aus Obojansk) und Arnold Zweig — 
ein Kapitel aus dem Roman „Der Streit um den Sergeanten Grisha“. In 
den hinteren Räumen konnte das deutsch-russische Publikum eine Miniatur- 
ausstellung der Veröffentlichungen des Malik-Verlags besichtigen. — Der 
„Literarische Zirkel“ beabsichtigt eine Reihe von ähnlichen Abenden zu ver- 
anstalten, die der Annäherung des deutschen und russischen Schrifttums zur 
Förderung der gemeinsamen kulturellen Arbeit dienen sollen. S 


Die Sexualgesetzgebung der Sowjetunion auf dem Internationalen Kongreß 
für Sexualreform in Kopenhagen. 


Vom 1. bis 5. Juli d. J. hat in Kopenhagen ein durch die Weltliga für 
Sexualreform organisierter internationaler Kongreß stattgefunden. Am 
Kongreß nahmen die Vertreter von 14 Ländern teil. Es wurden ca. 40 Vor- 
träge aus folgenden Hauptgebieten gehalten: 1. Sexualreform; 
2. Sexual pädagogik: 3. Geburtenregelung; 4. Sexualge- 
setzgebung. 

Der Sexualgesetzgebung der Sowjetunion hat der Kongreß eine außer- 
ordentliche Aufmerksamkeit zugewandt, was schon daraus ersichtlich ist, daß 
das Hauptreferat über die Sexualgesetzgebung im allgemeinen das Referat 
über die Sow jetsexualgesetzge Ns war. Der Vortragende, Professor 
an der Universität Kiew, Dr. Nicolaus Pasche-Oserski, hat in seinem Referate 
ausführlich die geltende Sexualgesetzgebung in der UdSSR beleuchtet. Er 
unterstrich, daß diese Gesetzgebung eine ganze Reihe von sogenannten 
„Sexualverbrechen“ über Bord geworfen habe, welche heute noch die bour- 

eoise Strafgesetzgebung belasten, wie Ehebruch, Konkubinat, Sodomie, Pä- 
988 18 lesbische Liebe, Blutschande, Prostitution, Fruchtabtreibung und An- 
wendung der Verhütungsmittel. Der Sowjetstaat stellt jedes geschlectliche 
Zusammenleben von Mann und Frau der registrierten Ehe gleih. Deshalb 
besteht in der Sowjetunion kein Problem der unehelichen Kinder 
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und unehelichen Mütter. Die Verweigerung der Alimentenzahlung 
wird in der UdSSR bestraft. Die Prostitution ist vom Gesichtspunkte des 
roletarischen Staates ein soziales, durch ökonomische Ursachen ingtes 

bel. Nicht der Kampf mit den Prostituierten, sondern der Kampf mit der 
Prostitution, — das ist die Aufgabe der Sowjetsexualgesetzgebung. Die 
Hauptaufmerksamkeit in diesem Kampf ist auf die Erweisung sozialer 
Hilfe für die Prostituierten gerichtet. Das Problem der Fructabtreibung 
und der Verhütungsmittel hat die Sowjetsexualgesetzgebung vom Standpunkt 
der Arbeiterklasse und vom Standpunkt der Proletarierfrau 
gelöst. Kann die Frau aus wirtschaftlichen Gründen das Kind nicht auf- 
ziehen und ist der Staat noch heute nicht imstande, für jedes neugeborene 
Kind zu sorgen, so muß er nicht nur Verhütungsmittel, sondern auch Ab- 
treibung in weitem Umfange erlauben. Deshalb unterliegt wegen Abtrei- 
bung die schwangere Frau selbst nicht der strafrechtlichen Verantwortlich- 
keit; deshalb ist die Abtreibung, wenn sie durch einen entsprechenden Spe- 
zialisten und unter entsprechenden Bedingungen vorgenommen wird, nicht 
strafbar. Zum Unterschied vom modernen bürgerlichen Sexualstrafrect 
schützt das Sowjetsexualstrafreht vor Sexualverbrechen beide Ge- 
schlechter gleich, d. h. nicht nur die Frau, sondern audi den Mann. 
Es schützt nur die sexuelle Freiheit der erwachsenen Personen und 
die Gesundheit der Personen, welche ihre Geschlechtsreife nodi nicht 
erreidit haben. 

Der Vortrag von Professor Pasche-Oserski wurde mit großem Interesse 
von den Mitgliedern des Kongresses angehört. In seinen Resolutionen brachte 
der Kongreß zum Ausdruck, daf die UdSSR als erster Staat das Sexual- 

roblem richtig gelöst habe, und daf ihre Sexualgesetzgebung als Muster 
ür eine auf wissenschaftliher Grundlage durchzuführende 5 
auch in anderen Ländern dienen könne. N.N. 


Zur Besprechung eingegangen: 

Asiaticus: Von Kanton bis Schanghai 1926/27. Wien-Berlin 1928. 
Agis-Verlag. 352 S. 

Berka, G.: Die tschechischen Irredenta in Deutschösterreich. Graz 1928. 
Verlag der Alpenland- Buchhandlung Südmark. 40 S. (Schriften des Deut- 
schen Schulvereins Südmark über das Grenz- und Auslandsdeutschtum.) 

Die Böttcherstraße. Internationale Zeitschrift. Bremen 1928. 
1. Jahrgang, 1. Heft (Mai). 56 S. 

Dellingshausen, Frhr. Eduard v.: Die baltischen Ritterschaften. 
Ihre Entstehung, Entwicklung und aufbauende Tätigkeit. Langensalza 1928. 
Verlag Hermann Beyer & Söhne 52 S. Preis: 1,20. (Pädagogisches 
T 92 Heft 1100, Schriften zur politischen Bildung. V. Reihe, Grenzlande. 

eft 8). 

Deng-Bao-Sjang: Das blutende China. Berlin 1928. Mopr-Verlag. 
40 S. Preis: 20 Pfg. 

Dennert. E.: Die Krisis der Gegenwart und die kommende Kultur. 
Eine Einführung in die Geschichtsphilosophie Berdjajews. Leipzig 1928. 
Verlag Buchhandlung Klein. 97 S. Preis: M. 3.—. 

Ein Sechstel der Erde unser! Wirtschaftliche und politische Tatsachen 
in Bildern aus der Sowjetunion. Herausgegeben von der 3. Arbeiterdele- 

ation nach der Sowjetunion. Berlin 1928. Verlag „Die Einheit“. 48 8. 
reis: M. 0,30. 

Foelckersam, Baron: Das russische Problem und Deutschland. 
Zeitschrift „Der völkische Sprechabend“, 4. Jahrgang. Heft 58. Leipzig 1928. 
Verlag Theodor Weicher. 32 S. Preis: M. 0,80. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Hans Jonas; für den Anzeigentell: Erich Werner, 
beide in Berlin. Verlag: Ost-Europa - Verlag, G. m. b. H., Berlin W Potsdamer Straße 2 b, 
Fernspr. Kurfürst 4681/4682. Druck: Gst preußische Druckerel u. Verlagsanstalt A.-G., Königsberg Pr. 
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18 
eſetzſammlungsamt 


derlin NW 40, Scharnhorſtſtraße 4, vertreibt 
verlag des amtlichen versffentlichungsorgans 
deutſchen Keichsgeſetze, der Rechtsveröffent- 
‚ungen des Reichs ſowie der Staats ver 
äge das 


Keichsgeſetzblatt. 


Daneben verlegt das Amt das Keichsſteuer⸗ 
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Die Einzelnummern des Keichsgeſetz⸗ 
blatts werden vom Jahrgang 1867 an 
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die Keichsgeſetze für die Wirtſchaſt und 
Technik, die Land - und Forſtwirtſchaft, die 
Schiffahrt, die verwaltung und Polizei find 
materienweiſe zuſammengeſtellt. Die Lieferung 
der Materien erfolgt auf Wunſch auch mit fort⸗ 
laufender Ergänzung. Proſpekte ſtehen koſten⸗ 
frei zur Verfügung. 


blatt, das Reichszollblatt und das Amtsblatt der 
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Zu den ältesten und es darf wohl gesagt 
werden wertvollsten deutschenZeitschriften 
ebört die nun schon im 59. Jahrgang in 
Kiga FF Baltische Monats - 
schrift“... 
Königsberger Allgemeine Zeitung. 


Immer klingen mir noch die Worte Kolben- 
heyers in den Ohren: ‚Ihr Reichsdeutsche 
wi 1 gar nicht, was Deutschland 
ist, müßt ihr von außen euch ansehen. 
Die Deutschen, die außerhalb der Reichs- 
grenze für ibr Wesen zu kämpfen und sich 
zu schlagen haben, die wissen etwas davon; 
dort erscheint deutsche Kraft und deutsche 
Zukunft in anderer Art alsinnerhalb des so- 
naunten Deutschen Reichs“. An diese 
orte dachte ich wieder, wie ich die neue 
Ausgabe der „Baltischen Monats- 

schrift“ vor mir liegen sah... 
Eiserne Blätter. 

vierteljährlich M. , 
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Das vorliegende Werk des durch seine Schriften auf dem Gebiete der Geschichte des 
Bildungswesens bekannten Verfassers bildet den Abschluß einer langjährigen und um- 
fangreichen Forschungsarbeit Das Werk ist elne unerschöpfliche Fun be für den 
Historiker, Heimatforscher und vor allem für den lehrer, zumal der Verfasser der ge- 
naueste Kenner der Schulverhältnisse Ermlands, W und Posens in der 
Vergangenheit ist. Bei den veränderten politischen Verhältnissen der Gegenwart gewinnt 
es nicht nur für die nationalen Minderheiten in Polen, sondern für jeden gebildeten 
Deutschen aktuellste Bedeutung. j 
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Ein bisher vom Gesamtdeutschtum wenig beachteter Volksteil 
meldet sich hier zum Wort. Es wird gezeigt, welchen Beitrag 
zum geistigen Leben des deutschen Volkes dieses ostdeutsche 
Volkstum geleistet hat. In reicher, umfassender Fülle erstehen 
Gestalten, von Gelehrten und Künstlern, erwacht das Volkstum 
in Sage, Tracht und Industrie. So entsteht ein beachtliches, 
abgerundetes Bild der 1 15 Lage des Deutschtums in Polen, 

leich wertvoll für den istoriker, den Geographen, den 

taats wissenschaftler, für die Wirtschaft und den Politiker. 


* 
Bezugspreis Mk. 3.80 vierteljährlich. 


Verlag: „Das junge Volk“ zu Plauen i. Vogtl. 


OSTEUROPA 


ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EUROPÄISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 

in Verbindung mit Otto Auhagen, Berlin; Otto Goebel, Hannover; 

Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, Hamburg; Friedrich 

Schöndorf, Osteuropa-Institut, Breslau; Hermann Schumacher, Berlin; 

Max Sering, Berlin; Kurt Wiedenfeld, Leipzig herausgegeben von 
OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag / Berlin W 35 / Königsberg Pr. 


Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin W 10, Bendlerstraße 18 


Redaktion: Generalsekretär Hans Jonas, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Ost-Europas, Berlin W 35, Potsdamer Straße 28 b 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 


3. Jahrgang Heft 12 September 1928 


INHALT: 


OTTO HOETZSCH: Die osteuropäischen Randstaaten im zehnten 
Jahre ihres Bestehens (Zweiter Teil) 


HANS KOCH: Die orthodox-autokephale Kirche der Ukraina 833 
A. PINKEWITSCH: Pädagogische Briefe (Vierter Brief) 


Rußland und Osteuropa, Monatsübersichten: 
Geistiges Leben von ARTHUR LUTHER 


=  OSTEUROPÄISCHE FORSCHUNGEN 


OSTEUROPAISCHE FORSCHUNGENE 


Herausgegeben im Auftrage der „Deutschen Gesellschaft zum 
Studium Osteuropas“ von Professor Dr. Otto Hoetzsch 
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der „Neuen Folge“ erscheint soeben: 


Hryhorij Skoworoda 
. 


1722 — 1794 


Der ukrainische Philosoph des 18. Jahr- 
hunderts und seine geistig-kulturelle Umwelt 


Von Dr. Domet Oljanèyn 


Oktav / 168 Seiten und eine Abbildung / Geheftet Rm. 6.50 


Aus dem Vorwort: 


In der Ukraine des 18. Jahrhunderts steht die Persönlichkeit 
Skoworodas im Brennpunkt des geistigen Lebens. Er war in dieser 
Periode der einzige bedeutende Philosoph aller slavischen Völker. 
In Westeuropa war er wenig bekannt und fast nicht verständlich, 
weil hier nicht genügend Material vorhanden war, um Aufschluß 
über sein Lebenswerk zu geben. Um Skoworoda der Vergessen- 
heit zu entreißen, habe ich die vorliegende Arbeit unternommen; 
ihr Be eine Skizze über den geistig-kulturellen Gehalt im Leben 
der Rus-Ukraine voran. Ein solcher einführender Teil wird am 
besten zum Verständnis dieses eigenartigen ukrainischen Philo- 
sophen beitragen und zeigen, ob unter den damaligen Umständen 
in der Ukraine ein Philosoph wie Hume oder Kant möglich war. 

In dieser Arbeit betrachte ich ausschließlich den historisch- 
kulturellen Gehalt der Rus-Ukraine von dem Standpunkt des 
Ukrainertums aus. Die anderen Kultureinflüsse, wie des Orients 
und des Okzidents, werden weniger berücksichtigt. Dieser Stand- 
5185 wurde von mir bewußt gewählt, um den ukrainischen 

hilosophen vom Gesichtspunkt des ukrainischen 18. Jahrhunderts 
sachlich behandeln zu können. Allerdings soll damit nicht gesagt 
sein, daß ich mein eigenes Denken dem geistigen Kulturgut der 
Rus-Ukraine untergeordnet habe. 
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Die osteuropäischen Randstaaten 


im zehnten Jahre ihres Bestehens. 
Von Otto Hoetzsch. 


Zweiter Teil“). 


IV. Litauen. 


Am 16. Februar 1928 feierte Litauen den zehnten Gedenktag 
seiner Entstehung. Aus diesem Anlaß erließ der Staatspräsident 
Smetona einen Aufruf, in dem zugleih das Kernproblem der 
Gegenwart bezeichnet war: „Am 16. Februar 1928 ist ein Dezen- 
nium vergangen seit dem Tage, an dem das litauische Volk nach 
langer Fremdherrschaft wieder in die europäische Völketgemein- 
schaft eingetreten ist. Schwer war der Leidensweg des litaui- 
schen Volkes unter dem Joch der Fremdherrschaft. Der zehnte 
Jahrestag der Auferstehung Litauens muß in zweckvoller Weise 
und in ernster Freude gefeiert werden, denn noch ist unser Fest- 
tag von schwarzen Wolken überschattet. Wilna, die Stadt unserer 
Ahnen, ist uns genommen worden, und es ist unser sehnlichster 
Wunsch eines Großlitauens noch immer nicht erfüllt. Wir hoffen 
aber, daß wir unsere frühere Hauptstadt Wilna durch Einigkeit 
wiedergewinnen werden.“ 

Am 23. März 1918 wurde der Staat von Deutschland aner- 
kannt, die vorläufige Verfassung wurde am 18. Oktober 1918 
proklamiert. Im November desselben Jahres trat der Minister- 

räsident, der heute noch an der Spitze Litauens steht, Professor 
Woldemaras, sein Amt an. 1920 schloß Litauen mit Moskau Frie- 
den und wurde von ihm als unabhängiger Staat anerkannt. Im 
September 1921 wurde es Mitglied des Völkerbundes, 1923 wurde 
ihm von der Botschafterkonferenz die Souveränität über das 
Memelgebiet übertragen. 

Es ist ein verhältnismäßig armes Bauernvolk und Bauern- 
land, ohne Adel und ohne 888155 Bürgertum, ohne Industrie und 
ohne Handel, das sich mühselig im Kampf gegen die Russen und 
die Polen zu einem Selbständigkeitswillen emporgearbeitet hat 
und immer noch glaubt, um die wirkliche Anerkennung der ande- 
ren ringen zu müssen. Daher dieses Miſttrauen und die Schwie- 
rigkeit in den internationalen Verhandlungen, die das Arbeiten. 


*) Vgl.. „Osteuropa“, 3. Jahrg. S. 677—689. 
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mit Litauen besonders schwer macht. Es ist 70 000 qkm groß und 
zählt 1,9 Millionen Einwohner, zu denen es freilich selber die 
Bewohner des ihm entrissenen Wilnagebiets rechnet. Es verfügt 
im Frieden über ein Heer von 20000 Mann, könnte im Kriege 
kaum einmal 100 000 Mann aufstellen. Es ist in jeder Beziehung 
Polen machtpolitisch und militärpolitisch unterlegen und würde 
einem polnischen Angriff auf sich wehrlos gegenüberstehen, wenn 
es nicht Hilfe von außen finden würde. 

In der Hauptsahe ein Agrarland hat Litauen auc eine 
Agrarreform durchgeführt, die den in Litauen allerdings fast nicht 
vorhandenen Grofßgrundbesitz enteignete. Die Folge ist auch 
hier der Rückgang der Getreideproduktion. Das Arbeitsergebnis 
bestimmt die Wirtschaftskonjunktur in diesem reinen Agrarland. 
und da verhältnismäßig wenig zu exportieren ist, andererseits 
aus dem Auslande doch gar manches hereingenommen werden 
muß, so ist die Handelsbilanz sehr leicht passiv. Auch im ersten 
Halbjahr 1928 ist die Einfuhr mit 148 Millionen Lit höher als die 
Ausfuhr mit 118 Millionen Lit. Die Hauptschwierigkeit ist die, 
daß das handelspolitische Verhältnis zu Deutschland noch nicht 
gebührend geregelt ist, das als wichtigster Absatzmarkt vor allem 
in Frage kommt. Die wirtschaftliche Lage ist nicht gerade glän- 
zend, aber doch nicht bedenklich, auch die Währung ist sicher. 
Man braucht Absatzmärkte, billige Kredite, intensivere Landwirt- 
schaft, Abbau der Steuern. Das aber setzt wieder ein gutes und 
ruhiges Verhältnis zum Auslande, Handelsverträge, Auslands- 
kredite und dergleichen voraus, was wiederum eine Frage der 
politischen Beruhigung im Innern ist. 

Seit dem Staatsstreich vom 17. Dezember 1926 herrscht in 
Litauen eine auf das Offizierkorps gestützte Diktatur unter reich- 
lich unsicheren Verhältnissen. Die Unreife der politischen Zu- 
stände und Meinungen läftt das Land nicht zu einer wirklichen 
Beruhigung kommen. Die Regierung ist abhängig vom Militär. 
Die Diktatur hat sich immer an das Volk wenden wollen zur 
Genehmigung einer Verfassungsrevision und hat schließlich die 
Verfassung selber oktroyiert, in der Wilna als Hauptstadt in An- 
spruch genommen wird. Am 25. Mai wurde diese neue Verfassun 
verkündet, nach der der Präsident auf fünf Jahre gewählt wird 
das Kabinett dem Parlament verantwortlich sein soll, das Wahl- 
recht an das 24. Lebensjahr gebunden ist. Von der Absicht, diese 
Verfassung durch eine Volksabstimmung sanktionieren zu lassen, 
ist keine Rede. Derselbe Präsident, der 1920 die erste Verfassung 
unterzeichnete, hat sie jetzt aufgehoben. Die Volksvertretun 
ist in ihren Rechten sehr beschränkt. Der Staatspräsident un 
die Regierung sind weithin unabhängig, das Land wird, wie ge- 
sagt, in einer vom Militär abhängigen Diktatur regiert. 

Liegt die Schuld daran, daß dieses Land im Gegensatz zu 
Finnland, Estland und Lettland nicht zu einer wirklichen inneren 
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de gekommen ist und Europa jedenfalls ein rechtes Zutrauen 
' *iesem Staate nicht hat, gewiß zu einem großen Teil an Litauen 

- st, so darf nicht vergessen werden, daß von allen Randstaaten 
een in der prekärsten und gefährlichsten Situation ist. Ihm 
Wilna abgerissen worden, und die Botschafterkonferenz und 

Völkerbundskonferenz haben diesen Raub sanktioniert. Es 
‘x das nationale Recht auf Wilna strittig sein, aber die heutige 
enannte Lösung der Frage widerspriht dem Selbstbestim- 
.ngsrecht der Nationen, ist nicht Recht, sondern Gewalt. Und 
‚hr als das: Litauen fürchtet noch mehr, daß nämlich der Dik- 
lor Polens, der Marschall Pilsudski, noch weiter geht, daß dem 
ındstreih auf Wilna im Jahre 1920 ein gleicher auf Kowno 
ge, und daß diese vollendete Tatsache, gegen die sich Litauen 
ein gar nicht wehren könnte, vom Völkerbund ganz gewiß 
cht verhindert oder rückgängig gemacht werde. Kann man be- 
eiten, daß diese Besorgnisse eine gewisse Begründung in sich 
igen? Muß man nicht deshalb verstehen, daß sich dieser 
ıwache und in der großen Staatenwelt naturgemäß noch nicht 
imische Bauernstaat so miſttrauisch, starr und eigensinnig ver- 
lt, wie es Woldemaras tut? Kann man ihm einen Vorwurf 
ıchen, daß es sich gegen ein übermächtiges und unberechen- 
res Polen verzweifelt wehrt, daß man nicht den kleinen Finger 
t den Verhandlungen über den Grenzverkehr usw. geben 
ichte, weil man befürchtet, daß Polen dann die ganze Hand 
m a im Umsehen in Kowno sich einen großen Einfluß be- 
inde 
Nun, das Ergebnis ist die fortdauernde litauisch-polnische 
annung, die mit am meisten Osteuropa nicht zur Ruhe kommen 
t. Sie beschäftigt unausgesetzt den Völkerbund, der sich im 
zember 1927 bemüht hat, die beiden miteinander zu Verhand- 
ıgen zu bringen. Man hat in Königsberg im Frühjahr 1928 ver- 
ıdelt, und im Juli sind diese Verhandlungen mit einem vollen 
isko ausgegangen. Man streitet unausgesetzt um dieselben 
ıge, daß Polen die Wilnafrage als nicht vorhanden betrachtet 
1 Litauen sich mindestens sein Recht auf Wilna wahren will. 
d tatsächlich ist zwischen den beiden Staaten Kriegszustand. 
zehnten Jahr nach Beendigung des Krieges gibt es noch eine 
snze, über die kein Verkehr geht, weder Telephon noch Tele- 
ph usw. i 

Der Staat hat in den englischen und französischen Kombi- 
ionen eine Rolle gespielt, die heute doch auch keine Realität 
r ist. Litauen spürt in Genf immer die Sympathie für Polen 
diesen beiden Großmächten und die Feindschaft gegen sich. 
ist mit Rußland seit 1926 in klaren Verhältnissen, wobei Ruß- 
8 Litauens Recht auf Wilna anerkannt hat (Vertrag vom 
September 1926). Es hat mit Deutschland am 21. Januar 1928 
en Schiedsgerichts- und Vergleichsvertrag abgeschlossen, was 
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ein Fortschritt war. Dann aber sind die Verhandlungen mit 
Deutschland auch nicht weitergegangen, weder um Handelsver- 
trag und Kredite, noch um die Memelfrage. Denn in Memel hat 
Litauen trotz aller Besprechungen und Versprechungen fortge- 
setzt gegen das Memelstatut verstoßen, obwohl der Ausfall der 
Wahl 1927 den Deutschen einen vollen Sieg mit einer glatten 
Mehrheit im Landtag brachte. Daß Woldemaras mit dem Vatikan 
ein Konkordat abschließen konnte, war gewiß ein Erfolg, nützt 
aber dem, worauf es Litauen in seiner schwierigen Situation an- 
kommen muß, nichts. Die Einzelheiten seien noch nachher im 
Abschnitt über Polen mitgeteilt, damit Wiederholungen vermie- 
den werden. Berücksichtigt man den Bildungsgrad und die 
Wirtschaftsstufe und die Gedrücktheit des litauischen Volkes bis 
1914, so wird ohne Zweifel anerkannt werden müssen, dafl das 
Land doch allerlei erreicht hat. In seiner Organisation und Kon- 
solidation versucht man zu verstehen, warum sich seine Staats- 
männer, insonderheit Woldemaras, immer so verhalten. Aber 
das Ergebnis ist doch das: daß Litauen mit Polen nicht anders 
steht, als es heute der Fall ist, ist zum allergröſtten Teil nicht 

seine Schuld, zumal ja Polen der mäditigere ist. Daft Litauen 
mit Deutschland aber noch nicht in ein wirkliches Verhältnis ge- 
kommen ist, das ist ein Mangel seiner Staatskunst. Über die 
Memelfrage läßt sich bei gutem Willen eine Verständigung finden. 
über die handelspolitischen Fragen desgleichen. Je mehr diese 
Einigungen aber hinausgezogen werden, um so weniger kann sich 
Deutschland für Litauen einsetzen, kann es dessen Unabhängig- 
keit und territoriale Integrität schützen. Deutschland hat das- 
selbe Interesse wie Rußland. Beide Groſtstaaten werden ja heute 
mit Litauen wie durch eine Brücke verbunden, und daß diese 
Brücke von Polen nicht eingenommen werde, ist das Interesse 
des Deutschen Reiches wie der Sowjetunion. 


V. Polen. 
Auch der Ber Staat ist nunmehr zehn Jahre alt. Seine 


nationalen und wirtschaftlichen Probleme sind bekannt. Es galt 
für ihn, wirtschaftlich die Schwierigkeiten zu überwinden, die 
durch die gewaltsame Loslösung seiner einzelnen Teile aus den 
wirtschaftlichen Organismen Deutschlands, Rußlands und Öster- 
reich-Ungarns entstehen mußten. Oft genug habe ich das mit 
einer Amputation verglichen, bei der man versäumt habe, die 
nötigen Prothesen anzusetzen, so daß offene Wunden am polni- 
schen neuen Wirtschaftskörper geblieben seien, durch die das 
Blut ausströmte. Man könnte sich dieses Bild ja dann auch in 
die Entwicklung der polnischen Währung fortgesetzt denken, die 
immer im Rückgang war, obwohl das Land als einziges ohne einen 
Pfennig Schulden aus dem Kriege hervorgegangen war. 


822 


Es ist ebenso bekannt, daß die polnische Währung mit Hilfe 
vor allem der amerikanischen Anleihe saniert wurde, die im 
Oktober 1927 endlich zustande kam. Aber mit dieser Anleihe 
und der gesetzlichen Stabilisierung des Zloty scheint erst eine 
richtige Stabilisierungskrise eingetreten zu sein. Die Wirtschafts- 
verhältnisse sind durchaus nicht sicher. Vor allem wächst ständig 
die Passivität im Außenhandel: in den ersten fünf Monaten 1928 
hat sie die Summe von 463 Millionen Zloty erreicht. Das läßt 
sich auch in der Verschlechterung bei der Bank Polski erkennen. 
Die Metall- und Devisenbestände des Noteninstitutes sind von 
1207,4 Millionen Zloty Ende 1927 um rund 120 Millionen, d. i. fast 
10 Prozent der Reserven auf 109,8 Millionen Zloty zu Juniende 
1928 zurückgegangen. Im Einklang damit ist die Metall- und 
Valutadeckung des Banknotenumlaufes von 72,61 Prozent Ende 
1927 auf 64,76 Prozent in der letzten Junidekade 1928 zurückge- 
gangen. 

Man kann nicht bestreiten, daß auch in Polen die Kapital- 
bildung Fortschritte macht. Die Einlagen bei den Banken und 
Sparkassen steigen, aber die Decke ist immer noch zu kurz. Das 
Land, reich an Kapital im volkswirtschaftlichen Sinne, hat Mangel 
an Kapital im privatwirtschaftlichen Sinne, braucht noch weitere 
Anleihen im Auslande und die Entwicklung der Wirtschaftskräfte 
im Innern, also Ruhe, Ordnung, Friedens- und sparsame wirt- 
schaftliche Arbeit, dazu eine Außenpolitik, die vor allem die 
Außenhandelsverhältnisse in Ordnung bringen muf. Für diese 
aber sind weitaus am wichtigsten die Beziehungen mit Deutsch- 
land, das in regulären Zeiten über die Hälfte des ganzen polni- 
schen Exportes aufnahm. Wie eng Polen mit seinem Nachbarn 
verbunden ist, beweist die Tatsache, daß trotz des Wirtschafts- 
krieges von drei Jahren Deutschland heute noch mit 30 % in der 
Ausfuhr und 25,9% in der Einfuhr die erste Stelle unter allen 
Staaten, die mit Polen in Wirtschaftsbeziehungen stehen, ein- 


t. 

Die Wirtschaftslage in Polen ist kürzlich (Deutsche Rund- 
schau in Polen, Bromberg 25.5. 28) ausgezeichnet dargestellt wor- 
den auf der Generalversammlung der Westpreußischen Land- 
wirtschaftlichen Gesellschaft in einem Vortrage des Senators 
Dr. Busse (früher Mitglied des Preußischen Abgeordnetenhauses). 
Daraus heben wir das Wichtigste noch einmal hervor: 

„Wenn ich zunächst auf die Währungsfrage eingehe, so ist 
der Wendepunkt in der Stabilisierung unzweifelhaft die Auf- 
nahme der amerikanischen Anleihe gewesen. Die gegenwärtige 
Regierung hat auf ihrem Konto einen großen Erfolg buchen 
können, indem es ihr geglückt ist, nach vielen vergeblichen Ver- 
suchen die Anleihe unter Dach und Fach zu bringen. Durch den 
Zustrom der Anleihegelder ist die Bank Polski so gekräftigt, daß 
unsere Valuta zurzeit gesichert dasteht. Dieser erfreulichen Fest- 
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stellung steht leider die bedauerliche Tatsache gegenüber, daß 
die Anleihe ihrem Betrag nach zu klein gewesen ist, um der 
Geldnot abzuhelfen. Der Geldumlauf beträgt bei uns zurzeit 
nicht mehr als 3,9 Dollar pro Kopf der Bevölkerung, während 
z. B. in Deutschland — allerdings unter anderen Verhältnissen -- 
20,3 Dollar im Verkehr sind. Die F 9 5 dieses Geldmangels 
sind ein ungesunder Wechselverkehr, hohe Zinssätze, damit hohe 
Gestehungskosten und eine groſte Unsicherheit im Wirtschafts- 
leben. Besonders der Landwirt ist nicht in der Lage, 10 Prozent 
Zinsen und mehr zu zahlen, da er seine Produkte nur einmal im 
Jahre umsetzt. An den hohen Zinssätzen wird auch die Auf- 
nahme von neuen Anleihen nichts ändern.“ 5 


An dem günstigen Stand der Staatsfinanzen kritisierte Dr. 
Busse nichts. Diese sind seit zwei Jahren völlig im Gleichgewicht 
und ergeben sogar zeitweilig einen Uberschufl. Für das Budget 
1928/29 gilt freilich, daſt, während das Budget für das Vorjahr 
mit Eingängen in Höhe von 1993 Millionen und Ausgaben von 
1991 Millionen Zloty abschloß, die Einnahmen für die neue 
Periode mit 2665 Millionen, also einem Mehrbetrag von 672 Mil- 
lionen, die Ausgaben mit 2528 Millionen (+ 537) präliminiert 
sind. Zur Handelsbilanz stellte der Redner fest: „Die Handels- 
bilanz, die bisher stets bis auf das Jahr 1926, das Jahr des engli- 
schen Kohlenstreiks, passiv gewesen ist, schließt im Jahre 1927 
mit einem Minus von etwa 380 Millionen Zloty ab. Diese Passi- 
vität bedeutet zwar nicht eine unmittelbare Gefahr: dennoch müf- 
ten alle Kräfte angespannt werden, um eine Besserung herbeizu- 
führen. Zweifellos würde eine starke Belebung des Auftenhan- 
dels und eine günstige Beeinflussung der Bilanz erfolgen, wenn 
Handelsverträge mit den Nachbarstaaten zustande kämen. Be- 
sonders Deutschland würde für viele Rohstoffe und viele land- 
wirtschaftliche Produkte ein guter Abnehmer sein, während 
Polen wiederum zu günstigen Bedingungen Industriewaren von 
dort beziehen könnte. Dazu wurde folgende sehr wichtige Be- 
merkung gemacht: „Ich glaube nicht, da ein heute sehr bedeut- 
samer Posten in der Exportbilanz — nämlich das Holz — sich in 
der bisherigen Höhe wird aufrechterhalten lassen. Im letzten 
Jahre hat die Holzausfuhr Y, des gesamten Exportes ausgemacht 
und den Betrag von 368 Millionen Goldfrank betragen. Damit 
ist Polen das größte Holzausfuhrland in Europa geworden. Schon 
heute behaupten ernsthafte Kenner der Verhältnisse, daß die 
Ausfuhr auf Kosten der Nachhaltigkeit geht, und daß binnen 
wenigen Jahren ein empfindlicher Holzmangel entstehen muf. 
Es wäre wünschenswert, daß, nachdem unsere Privatwaldungen 
in Westpolen mit sehr strengen Schutzmaßregeln bedacht worden 
sind, auch die staatlichen Wälder und die Wälder in den Ost- 

ebieten, die das meiste Holz liefern, mit der gleichen Sorge be- 
andelt werden. Was die Maßnahmen zur Verringerung der 
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Einfuhr anbe Een so wird auch in Zukunft der Import von Roh- 
stoffen, von Industrieprodukten, von Gebrauchs- und Genuß- 
mitteln, die nicht im Inlande hergestellt werden können, nicht 
zu umgehen sein. Aber ein Posten in der Importliste muß auf 
alle Kreise, die für diese Frage Interesse haben, den pora 
Eindruck machen: nämlich die ungeheure Summe, die für den 
Import von Lebensmitteln ausgegeben werden muftte. Es sind 
das 388 Millionen Goldfrank. Wenn auch in dieser Summe Be- 
träge für Reis, Heringe, Tabak, Tee, Kaffee und Kakao ent- 
halten sind, so entfällt doch ein sehr großer Posten auf Brotge- 
treide und Mehl. Auch im laufenden Jahre finden sehr große 
Mengen von Korn ihren Weg nach Polen und im nächsten Wirt- 
schaftsjahr werden es sicher mindestens ebensoviel sein. Diese 
Tatsache ist geradezu erschütternd, wenn man bedenkt, daf Polen 
ein Agrarland ist, daß die Hauptrolle im Wirtschaftsleben die 
Landwirtschaft spielt, daß 65 Prozent der Bewohner des Landes 
in der Landwirtschaft tätig sind und nur 15—20 in der Industrie 
und daß vom Ministertisch immer wieder versichert wird, daß die 
Hauptfürsorge der Landwirtschaft gelten soll.“ i 


„Unter diesen Umständen faßt man sich an den Kopf und 
fragt, wie so etwas möglich ist. Die beiden letzten ungünstigen 
Jahre können nicht die alleinige Ursache sein; denn die Wetter- 
schäden werden zum Teil durch die nicht abzuleugnende Inten- 
sität und durch die statistisch festgestellte vermehrte Anwendung 
von künstlichem Dünger in gewissem Grade wieder aufgewogen. 
Die Antwort kann nur lauten: Für den großen Ausfall von Brot- 
getreide kann nur die heutige Agrarpolitik verantwortlich ge- 
macht werden, die ihren Ausdruck findet in der überstürzten, 
mit unzureichenden Mitteln arbeitenden Agrarreform.“ Und zu 
diesem wichtigen Punkte der durch die Agrarreform bewirkten 
polnischen Landverteilung, die, wie bekannt, ganz überwiegend 
die deutschen Besitzer getroffen hat (man rechnet, daf das 
Deutschtum im Durchschnitt des ganzen Staates dreimal so stark 
dafür herangezogen worden ist wie das Polentum), führte Dr. 
Busse aus: „Ich kann mich mit Rücksicht auf die Erfahrungen, 
die in Ländern mit vorwiegendem Ackerbau in kontinentalem 
Klima gesammelt sind, auf die Feststellung beschränken, daß um- 
gerechnet auf dieselbe Fläche der kleinere Besitz dem größeren 
überlegen ist in bezug auf die Erzeugung von Vieh aller Art, ins- 
besondere Schweinen — daß aber der Großbesitz der Lieferant 
von Massenwaren ist, insbesondere von Brot und Futtergetreide. 
Kartoffeln und Zuckerrüben. Eine starke Verschiebung der Be- 
triebsform auf Kosten des Groſtbetriebes muß unweigerlich zu 
einem Mangel an denjenigen Massenwaren führen, die er bisher 
geliefert hat.“ Daraus wurden dann die Formulierungen abge- 
leitet: „Es muſt eine gesetzliche Änderung des ganzen Systems 
erfolgen. Geht die Parzellierung so weiter wie bisher, so 
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gehört wahrlich keine prophetische Gabe dazu, um folgendes 
vorauszusagen: Die Einfuhr von Brotgetreide, von Mehl und 
Futtermitteln muß immer größer werden; ein immer größerer 
Prozentsatz des Volksvermögens muß alljährlich als Äquivalent 
für eingeführte Lebensmittel nach dem Ausland abfließen; schließ- 
lih muß die Handelsbilanz immer tiefer passiv werden, und die 
Erschütterung der Valuta kann nur noch eine Frage der Zeit sein. 
Ich glaube, daß es keinen Staat auf der Welt gibt, der es sich 
leisten kann, jedes Jahr 200 000 Hektar Acker, die für die Volks- 
ernährung und für die Aufbringung von Steuern notwendig sind, 
aus dem Gesamtorganismus der Volkswirtschaft auszuschalten.“ 

Wir haben absichtlich so viel Raum für diese durchaus sach- 
kundigen, vom rein wirtschaftlichen Standpunkt getragenen 
5 verwendet, um die wirtschaftliche Situation Polens 
gründlich zu kennzeichnen. Zu der Agrarreform, die überhaupt 
nur den fünften Teil des Bevölkerungszuwachses aufnehmen 
kann und spätestens in zehn Jahren das überhaupt besiedlungs- 
fähige Land des Groſtgrundbesitzes erschöpft hat, sei noch auf 
die Schrift von W. Studnicki: „Agrarsünden und Agrarreform im 
nachkriegszeitlichen Europa“ hingewiesen, die eine sehr scharfe 
Kritik an der polnischen Agrargesetzgebung übt. 

Im ganzen kann daher wohl von einer Sanierung Polens 
gesprochen werden oder besser von einem nicht erfolglosen 
Kampf um diese, aber die wirtschaftliche Grundlage ist durchaus 
nicht sicher und fest, obwohl man in Europa leicht über dem 
jetzigen, scheinbar ruhigen und konsolidierten Wirtschaftszustand 
vergiſtt, wie Polen noch vor zwei Jahren wirtschaftlich am Rande 
des Abgrundes gestanden hat. Es hat seit Gelingen der ameri- 
kanischen Anleihe im Herbst 1927 den Zloty stabilisiert und steht 
seitdem unter der „Finanzbeobachtung“, die der frühere Unter- 
staatssekretär im amerikanischen Finanzministerium, Charles 
Dewey, ausübt. Was er tut, ist nichts anderes als eine Finanz- 
kontrolle auf achtzehn Jahre. Genau wie Herr Gilbert berichtet 
er auch von Zeit zu Zeit über die Wirtschaftslage in Polen. In 
wie weit er von da einen Einfluß auf die politische Geltung 
Polens ausübt, ist nicht zu erkennen. Sehr weitgehend kann 
bisher, wenn man die polnische Politik des letzten Jahres über- 
fliegt, dieser Einfluß nicht gehen. Zuletzt hat sih Mr. Dewey in 
einem Interview in der „Christian Science Monitor“ geäußert 
aus Anlaß der Wiederaufnahme der deutsch-polnischen Handels- 
vertragsverhandlungen im September 1928. Er sagte dabei: 

„Polens ungünstige Handelsbilanz für die erste Hälfte dieses 
Jahres, welche über 600 Millionen Zloty beträgt und wegen der 
schlechten Ernteaussichten in den kommenden Monster noch zu- 
nehmen dürfte, gibt der polnischen Regierung genügende Ver- 
anlassung, die Verhandlungen mit Deutschland so bald wie mög- 
lich zu Ende zu führen.“ 
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„Es ist selbstverständlich, daß diese ungünstige Bilanz gegen 
Polen kein Dauerzustand werden darf. Also ist es vor allen 
Dingen nötig, dak der normale Handelsverkehr zwischen Polen 
und seinen Nachbarn, besonders Deutschland, wieder hergestellt 
wird. Zurzeit nämlich ist der Warenaustausch zwischen Polen 
und Deutschland durchaus nicht auf einer normalen Höhe, wobei 
zu bemerken ist, daß die polnische Ausfuhr nach Deutschland 
unter dem jetzigen vertraglosen Zustand außerordentlich gelitten 
hat. Ich erwarte also, bei gegenseitiger Opferwilligkeit, eine 
Regelung der bisher ausstehenden Fragen zwischen den beiden 
Regierungen und das Zustandekommen eines für beide Teile 
annehmbaren Handelsvertrages im Laufe der nächsten Zeit.“ 

Über die wirtschaftliche Lage Polens meinte Dewey weiter, 
daß diese im allgemeinen gesund sei, und daß die im Monat 
März erhöhten Einfuhrzölle, die durchschnittlich zwischen 30 und 
72 Prozent heraufgesetzt wurden, mit der Zeit einen ungünstigen 
Einfluß auf die Finanzlage der Regierung und die Industrie des 
Landes ausüben würden. „Kredite für die normale Regierungs- 
tätigkeit hat Polen nicht nötig“, schloß der Finanzkommissar. 
„Es kann aber für den Ausbau des Verkehrswesens, wodurch 
weite landwirtschaftliche Gebiete mit der Außenwelt verbunden 
würden, große langfristige Kapitalien gebrauchen. Kredite sind 
auch für die Entwickelung der Industrie in hohem Grade nötig, 
während die wirksame Ausbeutung der Bodenschätze des Landes 
— Petroleum, Holz und Salz — ohne ausländisches Geld nicht 
weiterkommen kann. Das sind jedoch alles Fragen der Zeit. 
Polen ist wirtschaftlich und finanziell gesund genug, um für diese 
Zwecke jährlich eine bedeutende Summe aus dem Ausland zu er- 
halten. Die Aufbautätigkeit sollte jedoch nicht übereilt werden. 
und Polen dürfte nicht mehr Kredite während eines bestimmten 
Zeitraumes aufnehmen, als es zu Hause verarbeiten und nachher 
wieder Pe: kann.“ (Deutsche Rundschau in Polen vom 
21. 7. 28. 

Im ganzen ist es nun einmal so, daſt Polen das ausländische 
Kapital braucht, und daß es sein Handelsverhältnis zu Deutsch- 
land regeln muß. Denn allein das öffnet sozusagen das Fenster 
in die Welt hinaus und macht Polen eine Verbindung mit der 
Weltwirtschaft möglich, die es bisher jedenfalls nicht erreicht hat. 

Seit dem Mai 1927 herrscht in Polen die Militärdiktatur 
Pilsudskis, die doch eine eigentliche Diktatur nicht ist, sondern 
die Zusammenarbeit mit einer groſten Schicht unpolitischer Rich- 
tung unbedingt braucht. Pilsudski hat versucht, mit den Konser- 
vativen ein Verhältnis zu finden und hat damit auch erfolgreich 
die National- Demokraten geschädigt. Er hat dann im November 
vorigen jahres den Sejm aufgelöst. Die Wahlen haben am 4. 
und 11. März stattgefunden. 33 Parteien kämpften in diesem 
Wahlkampf, in den durch einen Hirtenbrief auch die höchsten 
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geistlichen Würdenträger eingriffen. Der Kampf vollzog sich in 
einer Verbindung zwischen Pilsudski und der Linken gegen die 
Opposition der Rechten, ging also in der Hauptsache um das 
Sal wort für oder gegen Pilsudski! Das Ergebnis war eine 
Niederlage der Rechten und ein Anwachsen der Linken. Da- 
zwischen stehen die 86 Abgeordneten der nationalen Minder- 
heiten, darunter 21 Deutsche. Die Deutschen haben sich ausge- 
zeichnet behauptet. 


War das nun ein Erfolg Pilsudskis oder nicht? Ja und nein. 
Ja, weil unzweifelhaft eine Mehrheit für ihn herauskam, nein, 
weil die Verbindung zwischen ihm und der Linken, in der die 
sozialistischen und kommunistischen Stimmen sehr stark ange- 
wachsen sind, durchaus nicht fest ist. Aber darin hat man wohl 
recht, wenn man sagt, da auch mit dieser Wahl die Mehrheit 
des polnischen Volkes den Frieden will, daß die herausfordernde 
und übernationalistische National-Demokratie entscheidend zu- 
rückgedrängt wurde. 


Überblikt man nun die innere Politik Polens seit den 
Wahlen, so hat man nicht den Eindruck, daß sich der Diktator 
vollkommen klar darüber ist, was er eigentlich mit dem Sejm 
will. Daß er ihn schlecht behandeln, sogar nach Hause schicken 
kann, daran zweifelt kein Mensch; denn er hat ja die Macht 
dazu. Aber dazu entschließt er sich nicht. Der Sejm verhandelt 
und arbeitet und weiß wohl im Grunde so wenig wie die Welt 
sonst, was eigentlich mit Pilsudski ist. Es scheint unbestreitbar 
zu sein, daß er einen Schlaganfall erlitten hat, an Arteriensklerose 
leidet, und daf die Staatskrise, in der Polen ist, tatsächlich eine 
Krise in der physischen Existenz des Marschalls ist. Man hat das 
Budget erörtert, und man erörtert in der Regierung die Frage 
der Abänderung der Verfassung. Es ist, wie gesagt, ein sonder- 
bares politisches Leben, daß eine Diktatur zwar da ist, diese aber 
parlamentarisch arbeitet mit wechselnden Mehrheiten und mit 
einer inneren Politik, deren Richtlinie nicht durchaus klar ist. 


Der Staatshaushalt wurde am 15. Juni 1928 genehmigt. Am 
27. trat Pilsudski ganz überraschend von dem Posten als Mi- 
nisterpräsident zurück, behielt aber das Amt des Kriegsministers 
und des Generalinspekteurs der Armee. Ministerpräsident wurde 
der Abgeordnete Prof. Bartel. Dann kamen widersprechende 
Nachrichten über die Erholungsreise, zu der der Marschall ge- 
zwungen war, Erörterungen über seinen Nachfolger und am 
30. Juni ein Interview an die Presse mit überaus scharfen in der 
Form denkbar ungehörigen Angriffen gegen das Parlament und 
mit einem Maſte von e das nur auf starke Neu- 
rasthenie zurückzuführen war. Es liegt auf der Hand, daß die 
Frage, ob der Diktator Polens noch im vollen Besitz seiner 
Kräfte ist, nicht nur für Polen, sondern für Europa überhaupt 
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außerordentlich viel Bedeutung hat. Die Überlastung mit den 
verschiedensten Ämtern, die Pilsudski wie Mussolini auf sich 
genommen hat, hat seine Gesundheit offenbar sehr stark unter- 
graben. Und die Sicherheit in der Führung der Politik wird 
nicht erleichtert durch einen Kampf um die Macht, der vielleicht 
hinter den Kulissen schon entbrannt ist. Die dafür genannten 
Namen sind die des Obersten Slawek, der der Vertraute Pil- 
sudskis und Chef der Regierungspartei ist, des Generals Soson- 
kowski und des Generals Sikowski. 

Was die Außenpolitik anbetrifft, so ist richtig, daß die Zeit 
Pilsudskis zwar die Beziehungen zu den Nachbarstaaten nirgends 
im günstigsten Sinne weitergeführt hat, daß sie aber auch nicht 
zu einem Ausbruch, einer Störung des Friedens geführt hat, die 
man nach Ergreifung der Macht durch den Marschall allgemein 
fürchtete. Die Außenpolitik wird durch den Minister Zaleski 
geführt, der mehrmals interessante Gesamtäußerungen darüber 
gegeben hat, so am 8. Mai im auswärtigen Ausschuß des Sejm. 
Er rückte dabei die polnische Politik so nah wie möglich an die 
französische heran, nachdem er einen Besuch in Rom gemacht 
hatte. Mit Rußland sind die Beziehungen nicht vorangekommen; 
die lang hingezogenen Verhandlungen über einen Sicherheits: 
pakt sind auf dem toten Punkt. Mit Litauen geht der Streit 
ununterbrochen weiter. Wie erwähnt, haben beide Staaten 
1 der Empfehlung des Völkerbundsrates vom 10. 12. 27 

erhandlungen geführt, die im einzelnen nicht besprochen zu 
werden brauchen, weil sie mit einem völligen Fiasko ausge- 
gangen sind. Die Noten fliegen hin und her und verschärfen 
ständig den Konflikt, der nun glücklich ohne jedes positives Er- 
on im September 1928 wieder vor dem Völkerbundsrat 
andet. 

Die zwischen Warschau und Kowno über den litauischen 
Sicherheitsvorshlag gewechselten Noten sind veröffentlicht. 
Der litauische Verlag enthielt 15 Artikel und ging davon 
aus, daf das Litauen von der Sowjetregierung 1920 im Friedens- 
vertrage und andererseits vom Botschafterrat 1923 Polen zu- 
erkannte Gebiet als strittig gelten müßte, die gegenwärtige 
Grenze aber nur als „Verwaltungsgrenze“. Nach dieser Auf- 
fassung müßte die Entschädigung wie die Sicherheitsfrage ge- 
regelt werden. Dazu kam der Vorschlag der Bildung einer 
50 km breiten „entmilitarisierten“ Grenzzone. Am 23. Juni 
wurde dieser litauische Vorschlag den Polen übermittelt, und 
am 9. Juli erfolgte die polnische Antwort, worin die Warschauer 
Regierung ihr Befremden über den litauischen Entwurf aus- 
drückte, der der Empfehlung des Völkerbundsrates vom 10. De- 
zember 1927 widerspreche und die polnische Gebietshoheit an- 
taste. Infolgedessen seien die litauischen Vorschläge unan- 
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Auch mit Deutschland ist Polen nicht in ein Verhältnis ge- 
kommen. Die Handelsvertragsverhandlungen haben kein Er- 
gebnis gebracht, und die Bezichungen sind von Polen verschärft 
worden durch die Weiterführung des Agrarreformgesetzes vom 
Januar 1926 und die Ausführungsverordnungen vom November 
1927, sowie durch die sogenannte Grenzzonenverordnung vom 
23. 12. 27 und ihre Abänderung vom 16. 3. 28. Diese Bestim- 
mungen richten sich durchaus gegen die Deutschen und machen 
Besitz und Betrieb in dieser Grenzzone vollständig abhängig von 
der Willkür der polnischen Verwaltungsorgane. Das Gesetz ist 
ein Ausnahmegesetz, das sich in seinen wesentlichen Bestim- 
mungen gegen die Deutschen richtet. Es erstreckt sich auf alle 
polnischen Grenzen und eine Strecke von 30 km von diesen 
Grenzen, wo eben Aufenthalt und Ausübung von Handel und 
Gewerbe von der Genehmigung der Verwaltung abhängig ist. 
Dadurch fällt z. B. fast der gesamte polnische Korridor unter 
dieses Gesetz. Ebenso sind die Auseinandersetzungen zwischen 
Deutschland und Polen im Haag und in Genf weitergegangen 
(Streitigkeit um Chorzow, die oberschlesischen Schulverhält- 
nisse und Auseinandersetzungen über das Genfer Abkommen). 
Mit keinem Staat ist Deutschland !in so gespannten Verhält- 
nissen; auf dem wirtschaftlich-politischen Gebiete herrscht seit 
nunmehr drei Jahren (Beginn 15. 6. 1925) der Zollkrieg. 

Dieses deutsch-polnische Verhältnis lastet auf das schwerste 
auf der Beruhigung und dauernden Befriedung Europas. Die 
Spannung in Litauen stellt Europa unausgesetzt vor die Sorge. 
daß dort ein großer Konflikt entstehen könne, der unabsehbare 
Folgen nach sich zieht. Und das Verhältnis zu Deutschland, 
wie es Polen bewußt angelegt hat und durchhält, ist einer dau- 
ernden Befriedung Europas um so mehr im Wege, als sich Polen 
um so mehr bemüht, nicht nur seine Politik an der Seite Frank- 
reichs zu führen, sondern seine Beteiligung und seine Ansprüche 
auch in den großen deutsch-französischen durchzusetzen. 
So hat der polnishe Außenminister Zaleski nacheinander die 
Ansprüche erhoben, bei dem Dawesplan mitsprechen zu dürfen, 
dann bei der Frage der Rheinlandsräumung und schließlich auch 
Stellung genommen zu der Erörterung des Artikels 19, zu der 
Revisionsmöglichkeit der Friedensverträge. In Sachen des 
Dawesplanes hat er im auswärtigen Ausschuß des Sejm am 25. 5. 
das folgende gesagt: 

„Unzweifelhaft wird die zahlungspflichtige Seite bei einer 
Revision in zwei Richtungen streben, erstens eine möglichst 
geringe Entschädigungssumme festzusetzen, zweitens zur Ab- 
zahlung der Entschädigung Kredite zu finden. In zwei Punkten 
betreffen die zu erwartenden Rückwirkungen auch Polen, näm- 
lich erstens in den allgemein wirtschaftlichen Folgen, zweitens in 
den politischen Folgen. Gegenwärtig ist die Frage noch zu sehr 
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im Fluß, um sich darüber zu verbreiten. Ich wollte nur die Auf- 
merksamkeit darauf lenken und insbesondere darauf hinweisen, 
daß mit der Abzahlung der Entschädigung die Frage der Rhein- 
landräumung zusammenhängt. Diese Frage aber betrifft uns 
unmittelbar, und ohne auf die Einzelheiten einzugehen, möchte 
ich nur hervorheben, daf sie Polen nicht gleichgültig sein kann.“ 
Zur Rheinlandsfrage, die er im Juni in Paris besprochen hat, 
verlangt er, daß eine Räumung nur eintreten dürfe gegen be- 
stimmte Garantien und Leistungen, und zu der Frage, in wie weit 
die Friedensverträge einer friedlichen Revision unterworfen 
werden könnten, hat er in einem Interview in der „Epoka“ im 
uni den extremen Standpunkt ausgesprochen, daß, wer mit 
riedlichen Mitteln die Friedensverträge ändern wolle, dasselbe 
tue, was der mit den Waffen in der Hand in Frage stellen wolle. 
Man kann so eine gewisse Einheitlichkeit und Geschlossenheit 
der polnischen Politik nicht abstreiten, die aber in ihrer Starrheit 
die eigenen Interessen schlechterdings nicht weiterbringt. 

Zuletzt: Polen ist auch bei den letzten Entwürfen und der 
eigentlichen Einladung Kelloggs mit herangezogen worden und 
hat sich zum Beitritt in einer Note vom 18. 7. bereit erklärt, indem 
es dabei ausführte, daß die Interpretation der amerikanischen 
Note vom 23. 6. bestätige, daR der Pakt die Konsolidierung 
friedlicher Beziehungen auf der Grundlage der bestehenden 
internationalen Verpflichtungen sichern solle, und dement- 
sprechend festgestellt, 1. daß der Pakt die Befugnis zur berech- 
tigten Verteidigung nicht verletze, 2. daß, welcher unterzeich- 
nende Staat auch immer seine nationalen Interessen mittels eines 
Krieges erstreben wollte, der Vorteile dieses Paktes verlustig 
gehe und J. daR keinerlei Widerspruch zwischen den Verpflich- 
tungen des Kelloggpaktes und denjenigen der Mitglieder des 
Völkerbundes bestehe, 


Polen wird sich dem Beitritt der Sowjetunion schwerlich 
widersetzen können, aber ihn auch nicht gerade begrüßen. Wenn 
man in Polen erwartete, daß die Wirkung des Kelloerpakis 
vor allem sein würde, das Kapital Amerikas in stärkerem Maße 
heranzuziehen, so hängt sehr viel mehr davon ab, daß man sich 
wirklich konsolidiert und man eine wirklich ruhige und be- 
rechenbare Politik treibt. 


So zeigt der Gesamtüberblik über die Randstaaten im 
zehnten Jahre ihres Bestehens, daft sie alle doch eine stärkere 
Lebenskraft erwiesen haben, als man ihnen bei ihrer Begrün- 
dung zutraute, trotz der großen wirtschaftlichen, finanziellen 
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und nationalen Probleme, mit der sie alle, wenn auch in verschie- 
dener Stärke, zu kämpfen haben. Es ist ein neues Staatensystem 
zwischen Deutschland und Rußland entstanden, das freilich in 
sich noch nicht die für den europäischen Frieden wünschenswerte 
Balance gefunden hat. Die Unsicherheit liegt heute wesentlicher 
in den inneren Verhältnissen der einzelnen Staaten und auch 
nicht in der Gefahr einer etwaigen Bedrückung von seiten Rufi- 
lands. Wenn diese Staaten eine Ordnung ihrer Verhältnisse 
untereinander noch nicht gefunden haben, etwa nach dem Vorbild 
von Locarno, oder in der Form eines Randstaatenblocks, so liegt 
das an bestimmten natürlichen Gründen, die schwerlich über- 
wunden werden können. Die „geopolitische Lage“ ist tiefgreifend 
verschiedenartig, insofern Finnland, Estland und Lettland zu den 
Ostsee- und Nordstaaten gehören, Litauen und Polen zu den 
Oststaaten, für die die Meeresprobleme gar nicht oder nur ge- 
zwungen in Betracht kommen und für die die kontinentale Nach- 
barschaft das wichtigere ist. Aber die Hauptsache bleibt doch 
im Rückblick auf das Jahrzehnt vor allem, daß das polnische 
Nationalbewußtsein mit der Schaffung des eigenen selbständigen 
Staates weder im Innern noch maftgeblich in der Außenpolitik 
für sich die Ausgeglichenheit und DEE e gefunden hat, die 
notwendige Voraussetzung dafür wäre, daß Polen ein einfluß- 
reiches Mitglied der europäischen Friedensordnung werden 
könnte. Die Wirtschafts- und vor allem die nationalen Minder- 
heitenprobleme sind nicht gelöst, und die Grenzen sind an einer 
großen Reihe von Stellen so unmöglich, daß sie eben schlechthin 
nicht als endgültig betrachtet werden können. Statt in Ruhe 
diese Probleme mit den anderen lösen zu helfen, erweckt der 
polnische Nationalismus in seiner Unberechenbarkeit und mit 
seinem Zurückgreifen auf die historischen Erinnerungen das 
Gefühl der Unruhe, das Europa und die Welt zu einem wirk- 
lichen Glauben an die Festigkeit der Verhältnisse im nahen 
Osten Europas nicht kommen Fakt. Der Historiker dieses Jahr- 
zehnts muß feststellen, daß die Schuld daran nicht bei Deutsch- 
land oder den anderen Randstaaten und auch nicht bei Rußland 
liegt, sondern ganz in erster Linie bei Gefühlen und Tendenzen 
in Polen, die in der großen Politik ihre Stütze in dem Bündnis 
mit Frankreich finden. 


832 


Die orthodox-autokephale Kirche 


der Ukraina. 
Von Dr. theol. u. phil. Hans Koch, Wien. 


Die letzten Folgen des Weltkrieges sind zurzeit weder er- 
kannt, noch überhaupt erkennbar. Immerhin lassen sich hierin 
auch jetzt schon wenigstens gewisse Tendenzen aufweisen, und 
zu diesen gehört auf dem Gebiete osteuropäischer Kirchenge- 
schichte eine wohl nie mehr rückgängig zu machende Tatsache: 
der geschlossene Block eiger einstigen russisch-orthodoxen Staats- 


kirche besteht nicht mehr. 


Zwar kam es auch in der alten „zaristischen“ Kirche wohl 
immer wieder zu gelegentlichen religiösen Neubildungen, die 
ihre Anhänger mitunter nach Millionen zählen konnten (z. B. das 

roe Schisma im 17. Jahrhundert, der sog. „Raskol“), aber über 
ose Gruppen von „Sektanten“ haben es diese Bewegungen nie 
gebracht und gar zu verfaßten Kirchen sind sie nicht emporge- 
wachsen: den Anspruch „orthodox“ und „Kirche“ zugleich zu sein, 
hat mit Erfolg nur die Staatskirche allein behauptet. 


Die Revolution hat diesem Zustand ein Ende gemacht, mit 
Dekret der Sowjetregierung vom 23. 1 1918 wurde die 
Kirche vom Staate getrennt und damit ihrer Vorzugsstellung be- 
raubt. An Stelle Ye einstigen geschlossenen Blocks russischen 
Staatskirchentums mit früher fast 90 Millionen Seelen besteht 
heute auf dem Gebiete der Sowjetrepubliken eine ganze Reihe 
von mehr oder weniger verfaßten Kirchen, deren Einteilung mir 
am günstigsten nach religiösen, sozialen und volk- 
lichen Gesichtspunkten erscheint. 


1. Zu den Kirchen, deren Loslösung vorwiegend rein reli- 
giösen Ursachen zuzuschreiben ist, zählen die großen prote- 
stantisch-ostslawischen Freikirchen: die Stundo-Baptisten und die 
sog. Evangeliumschristen; die ersteren gehen auf die reformierten 
Pastoren Bohnekämper (Vater und Sohn) in der deutschen Sied- 
lung Rohrbach bei Odessa zurück (etwa 1860), letztere auf den 
religiösen Einfluß des einstigen Gardeobersten W. A. Paschkow. 
der seinerseits selbst wieder durch den englischen Lord Radstock 
in Petersburg bekehrt wurde (1874). Beide Gruppen waren in 
der Zarenzeit bis 1905 verfolgt, seither geduldet, aber nur lose 
organisiert und nicht über eine „Bewegung“ hinausgewachsen. 
Bis zum Weltkriege hatten sie zusammen etwa 700 Gemeinden, 
nach dem Umsturz organisierten sie sich in regelrechte Frei- 
kirchen und zählen gegenwärtig zusammen etwa 7000 Gemeinden 
mit rund vier Millionen Mitgliedern. 
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2. Unter die kirchlichen Neubildungen mit vorwiegend 
sozialem Einschlag sind jene einzurechnen, die (mit Unter- 
stützung der Sowjetregierung) in den Jahren des schärfsten 
Kampfes zwischen Staat und Kirche entstanden sind (1922 — 1924) 
und die neben Reformen kirchlichen Charakters (Aufhebung des 
Zölibats und der Klöster, Reformen des Gottesdienstes oft mit 
Abschaffung von Liturgie und Kultus) auch solche sowjetistischen 
Gepräges vertreten, wie Anerkennung der sozialen Revolution. 
Unterstützung der Regierung, Säuberung der Kirche von „reak- 
tionären“ Elementen u. a.; sie sind unter einander nicht einig, 
vielmehr unter Führung von manchmal fragwürdigen Persönlich- 
keiten in mehrere Gruppen zersplittert („Lebendige“, „Altapo- 
stolische“ und „Erneuerungs“-Kirche) en aber auch altrussi- 
sche Bischöfe in ihren Reihen und dürften vor allem in den großen 
Städten sehr viele — vielleicht mehrere Millionen — Anhänger 
zählen. Ihre Bedeutung hat in den letzten Jahren etwas abge- 
nommen. 


3. Die „nationalen“ Kirchen sind wohl die stärksten. 
Hierzu gehört vor allem der übriggebliebene Rest altrussischen 
Staatskirchentums, die sog. „Iychonovcen“, die einerseits den 
Geist der früheren gesamtstaatlichen Kirche wahren möchten. 
andererseits durch die Macht der Tatsachen zu einer nur groß- 
russischen Nationalkirche geworden sind; sie haben im eigent- 
lichen Groſtrufland noch immer den stärksten Anhang und wer- 
den eben deshalb von der Regierung auch besonders „beobachtet“. 
d. h. verfolgt. Mit Kompromiſt vom 16./29. Juli 1927 schloß die 
EA Kirchenleitung wenigstens äußerlich Frieden mit 

en Sowjets und wurde dafür von diesen de jure anerkannt. — 


In die Reihe der „nationalen“ Religionsgruppen gehören not- 
gedrungen auch die direkten Gegner altrussischen Staatskirchen- 
tums — die schismatischen Raskolniki. Der volkliche Standpunkt 
ist nämlich der einzige positive Nenner, auf den diese zahllosen. 
zersplitterten Sekten zu bringen sind, die ja schon ihren Ur- 
sprung im 17. Jahrhundert dem gemeinsamen Kampf gegen das 
damals in die Staatskirche neu eingeführte Ericchentum ver- 
danken und sich auch heute noch stolz „Altgläubige“ nennen. Ihre 
Zahl ist statistisch nicht zu erfassen, geht aber sicher in die Mil- 
lionen und ist gegenwärtig um so gewichtiger, als gerade die 
Raskolniki von der Regierung gerne zur Durdisäuerung des alt- 
konservativen, „tychonitischen“ Kirchentums benützt werden. — 


Nationalkirchen in des Wortes eigentlicher Bedeutung sind 
ferner die beiden Kirchen im Kaukasus: die armenisch-gregoria- 
nische (umfassend die sechs, seit 1836 als Staatsreligion le 
ten Metropolien der gegenwärtigen „armenischen Sowjetrepu- 
blik“) mit nicht ganz 1 Million von Mitgliedern — und die grusi- 
nische Kirche der neuen Sowjetrepublik Georgien mit rund zwei 
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Millionen von Gläubigen. Die tatsächliche Bedeutung beider 
Kirchen übertrifft ihre zahlenmäfiige Stärke um ein Vielfaches, 
da die Sowjetregierung aus politischen Gründen die kaukasischen 
Völker bedeutend wohlwollender behandelt als die Bürger im 
Innern des Reiches. 


Eine reine Nationalkirhe ist endlich die orthodox- 
autokephale Kirche der Ukraina und von dieser soll 
im folgenden eingehend die Rede sein. 


I. n 

Das ukrainische Volk (rund 32 Millionen; davon etwa 26 Mil- 
lionen in geschlossenem Siedlungsgebiet) hat Anteil an allen drei 
christlichen Bekenntnissen: 1. Kirchlich vorzüglich organisiert 
sind die überwiegend im Westen wohnenden edh Umier 
ten (etwa 4 Millionen). 2. Von gewaltiger religiöser Kraft, aber 
kirchlich noch nicht genügend zusammengefaßt, sind die prote- 
stantischen Freikirchen (Stundo-Baptisten und Evangeliums- 
christen), von denen auf ukrainischem Gebiet zusammen rund 
3500 Gemeinden siedeln. 3. Den größten Teil des Volkes bilden 
die Griechiscdi- Orthodoxen, die seit dem 17. Jahrhundert und nach 
Verlust der ukrainischen kirchlichen Selbständigkeit mit der 
zaristischen, altrussischen Kirche verschmolzen waren und von 
denen sich nunmehr die „Autokephalen“ absonderten. 


Einen ungefähren Begriff über das religiöse Leben allein auf 
dem Gebiete der Sowjet-Ukraina gibt die Tatsache, daß hier (nach 
kommunistischen Quellen) seit der gesetzlichen Freigabe religiö- 
ser Druckerzeugnisse im Jahre 1927 zusammen 11 verschiedene 
religiöse Zeitschriften in einer Auflage von insgesamt 33 000 
Exemplaren erschienen sind und daf überdies in demselben Jahre 
etwa 180—200 000 Stück nicht periodische Erbauungsbücher ge- 
druckt wurden. 


Die ukrainishe Autokephalie ist formal ein Produkt 
kirchlicher Revolution. Als im Jahre 1917 das russische Zarentum 
gestürzt wurde und die einzelnen Nationalgebiete ihre Autonomie 
zu erlangen begannen, wurden auch in kirchlicher Beziehung die 
Sonderwünsche immer lauter; auf ukrainischem Gebiet äußerten 
sich diese Wünsche in Form von zahlreichen Provinzialsynoden, 
die — auch unter Teilnahme von Laien — in stürmischer Weise 
vorerst die Einberufung einer all-ukrainischen Synode begehrten, 
auf der dann auch die weiteren Forderungen erörtert werden 
sollten: Erweiterung der Laienrechte, Ukrainisierung der alt- 
slavischen Liturgie und größere nationale Selbständi keit. Von 
einer kirchlichen Sonderstellung (Autokephalie) war 1 noch 
nicht die Rede. 
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Tatsächlich trat auch am 7. Januar 1918 eine all-ukrainische, 
vom russischen Patriarchen nur sehr zögernd anerkannte Synode 
in Kiew zusammen (rund 400 Mitglieder), aber die einzelnen 
Phasen des damals gerade erneut aufflammenden Bürgerkrieges 
machten ihre Tagungen unmöglich, ja bei Änderung des poli- 
tischen Schicksals wurde durch eine russenfreundliche Gegen- 
synode im Mai 1918 auf den durch Mord gerade erledigten Metro- 

olitenstuhl von Kiew der russophile Kirchenfürst Antonij 

hrapowizkij berufen, der allerdings infolge politischer Wirren 
N en sehr bald verlassen und einem Vertreter übergeben 
mußte!). 


Die einmal gewecten nationalen Hoffnungen liefen das 
kirchliche Leben jedoch nicht mehr zur Ruhe kommen: der Zu- 
sammenbruch des erträumten eigenen Nationalstaates unter 
Ataman Petljura mochte eine wenigstens kirchliche Einigung der 
national erwachenden Bauernmassen immer mehr beeinfluftt 
haben und der inzwischen ans Ruder fearen Sowjetregierung 
konnte es nur willkommen sein, wenn sich — auch unter der 
gefährlichen nationalen Losung — eine neue Kirchengruppe vom 
alten russisch-orthodoxen Block loslöste. 


So bildete sich in Kiew eine Gemeinde ukrainisch-kirchlicher 
Separatisten, erwirkte (März 1919) von der Sowjetregierung die 
Zuweisung eines eigenen Gotteshauses (des St. Nikolaus-Domes) 
und erreichte auch von dem zuständigen bischöflichen Verweser 
die Erlaubnis zur Abhaltung eines Gottesdienstes in ukrainischer 
Liturgiesprache. Der Tag dieses Festes, der 9. Mai 1919, gilt als 
Geburtstag der ukrainisch-autokephalen Kirche. — 


Die Bewegung griff nun aus Kiew rasch um sich. Immer 
neue Einzelgemeinden in der Provinz wurden gegründet, die 
altslavische Liturgie vollständig ins Ukrainische übersetzt und 
bis zum Dezember 1919 in Kiew selbst vier weitere Kirchen in 
eigenen Besitz gebracht, darunter die ehrwürdigste ukrainische 
Kirche überhaupt, die tausendjährige Sophienkathedrale, bisher 
Sitz des altrussischen Metropoliten und durch lange Jahrhunderte 
Krönungskathedrale der Kiewer Groffürsten. 


Die ungeahnten Erfolge der neuen Bewegung erregten aber 
den Widerstand des ohnehin schon miſttrauischen altrussischen 
Episkopats und am 30. April 1920 wurde vom Bistumsverweser 
in Kiew die Abhaltung ukrainischer Gottesdienste verboten. 
Hierauf antwortete der seit langem bestehende „ukrainische 
Kirchenrat“ mit einem feierlichen Sendbrief, der die Loslösung 


1) Gegenwärtig lebt er als Emigrant in Sz. Karlowtzy (Serbien); von 
ihm stammen die beiden russischen Arbeiten: „Versuch eines &ristlich-ortho- 
doxen Katechismus“, Karlowtzy 1924, und „Das Dogma von der Erlösung“. 
Karlowtzy 1926. | 
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vom bisherigen Kirchenverbande erklärt und die Gründung einer 
eigenen Nationalkirche proklamiert:). 


„Seit altersher“ — heißt es da — besitzt das ukrainische 
Volk den Drang nach Freiheit und Unabhängigkeit. Diese 
Eigenschaft zeigte es auch beim Verfassungsbau seiner Kirche. 
Von den Anfängen des Christentums in der Ukraine bis zur 
Unter jochung unseres Volkes durch Moskau war die ukrainische 
Kirche 600 Jahre hindurch selbständig, d. h. autokephal und nur 
in 1 Mafle dem byzantinischen Patriarchen untertan. 
Nach dem Beispiel der ersten Christen wählte sich das ukrai- 
nische Volk seine Kirchenfürsten und Priester selbst und lenkte 
seine Geschicke auch durch die eigen gewählten Synoden selb- 
ständig: es war synodal . . . Aber durch den Anschluß an Moskau 
hat die moskowitische Geistlichkeit im Verein mit den bürger- 
lichen Behörden durch Verbote, Verbannungen, Gewalttätigkeiten 
und Terror die Unabhängigkeit und die synodalen Vorrechte des 
ukrainischen Kirchentums vernichtet, damit aber auch die schöpfe- 
rischen nationalen Kräfte des Volkes überhaupt. Die Folgen 
dieser moskowitischen Herrschaft waren tief traurig: das ukrai- 
nische Volk verlor seine Anteilnahme an der Leitung unserer 
Kirche und die Kirchengewalt kam in die Hände von Fremd- 
lingen . . .; statt der lebenden ukrainischen Zunge und des Alt- 
kirchenslavischen mit ukrainischer Aussprache setzte man das 
tote Altkirchenslavisch mit moskowitischer Aussprache, die un- 
serem Volke ganz unbekannt war; man verbot den Gottesdienst 
mit unseren alten Sitten und Bräuchen und man verbannte aus 
den Kirchen den ukrainischen Gesang.. Aber die Idee einer 
Befreiung unserer Kirche aus der fremden moskowitischen 
Knechtschaft . . war niemals unter unseren besseren Söhnen 
ausgestorben: im Jahre 1917 . .. beriefen wir eine allukrainische 
Synode, die jedoch durch die Intrigen des Moskauer Episkopats 
der Kirche eher schadete, ja die nationale Bewegung teilweise 
wieder eindämmte. Jedoch schon im Frühjahr 1919 erwachte 
die Bewegung mit neuer Kraft besonders unter der nationalen 
Intelligenz und der Arbeiterschaft von Kiew und ergriff sehr 
bald auch weitere Kreise sowohl des flachen Landes, als auch der 
Großstädte Poltawa, Kamenetz, Odessa und anderer. Die Losung 
dieser unserer Bewegung heißt: Autokephalie und Synodal- 
regiment. ... Bei Durchführung dieser kirchlichen Tätigkeit 
hat die ukrainisch-rechtgläubige Bürgerschaft niemals die Ab- 
sicht gehabt, sich von der höheren, priesterlichen Gewalt loszu- 
lösen; im Gegenteil: sie versuchte, alle ihre Arbeit an der 
Wiedergeburt der Kirche stets im Einvernehmen mit dem 


2) Der Sendbrief ist abgedruckt in „Materialien aus der Geschichte der 
Wiedergeburt der ukrainisch-orthodoxen autokephalen Kirche“ („Cerkva i 
zyttja“ — „Kirche und Leben“, Charkow 1927, Heft 1, S. 120 ff.). 
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Episkopat . . , dieser jedoch wünschte gar nicht in Verhand- 
lungen mit den ukrainischen Gemeindevertretern einzutreten. 
in einzelnen Fällen wurde letzteren sogar die Tür gewiesen ... 


In Anbetracht daher der Umstände: 


1. daß die ukrainische kirchliche Bewegung in allen ihren 
Formen nichts antikanonisches enthält, indem sie ja nur 
auf altukrainischen Rechten fut ..; 


2. daſt die ukrainische kirchliche Bewegung eine lebendige 
und volkliche ist...; 


3. daß der Kiewer Episkopat, als Vertreter Moskauer Kirchen- 
regiments die ‚autokephale-ukrainishe Bewegung nur 
hindert und sich daher nicht als guter Hirte erwiesen hat. 
sondern als Feind des ukrainischen Volkes, so daß er sich 
daher von der ukrainischen Kirche selbst losgelöst hat; 


4. daR infolge dieses Verhaltens die ganze ukrainisch-recht- 
gläubige Kirche, bestehend aus den ukrainischen Einzel- 
gemeinden nunmehr ohne Bischöfe dasteht ... 


hatderukrainische Kirchenratbeschlossen: 


1. Das Verbot ukrainischer Gottesdienste durch den in 
Vertretung moskowitischer Kirchengewalt handelnden Bischof 
Nazarios (v. Czerkasy, als Verwesers des Bistums von Kiew) ist 
unmoralisch und unukrainisch, daher nichtswürdig und darf von 
den ukrainischen Gemeinden nicht befolgt werden. 

2. Von heute an hat die rechtgläubig- ukrainische Kirche, be- 
stehend aus den ukrainischen Einzel emeinden keine Bischöfe, und 
daher nimmt es der Kirchenrat auf sich, vorläufig bis zur Wahl 
eines eigenen ukrainischen Episkopats und Bildung eines ordent- 
lichen Kichenregiments, die Leitung der ukrainisch-rechtgläu- 
bigen Kirche in Stadt und Land selbst zu bewerkstelligen. Es ist 
daher die Durchführung sämtlicher etwaiger Befehle des bis- 
herigen Episkopats zu unterlassen, jeder Verkehr mit ihm einzu- 
stellen und in allen Angelegenheiten nur die Weisung des ukrai- 
nischen Kirchenrates einzuholen. 

3. Die ukrainische rechtgläubige Kirche. ist frei von jeglicher 
ne Oberhoheit: sie ist autokephal, unabhängig und 
synodal. 

ý 4. Die Wahl ukrainischer Bischöfe durch das ukrainische 
rechtgläubige Volk ist ehestens vorzubereiten und gesetzlich 
durchzuführen. 

5. Die ukrainische rechtgläubige Bevölkerung wird aufge- 
fordert, diese Maßnahmen recht zu verstehen, den Kirchenrat 
entsprechend zu unterstützen, die eigenen Kirchengebäude sorg- 
sam in Schutz zu nehmen und die jeweiligen religiösen Bedürf- 
nisse nur bei den ukrainischen Pfarrämtern zu befriedigen. 
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6. Die Gemeinderäte werden ersucht, diesen Sendbrief sofort 
nach Erhalt sowohl im Gotteshaus, als auch in den Gemeindever- 
sammlungen zu verlautbaren.“ 

Trotz dieser so scharfen Absage an den russischen Episkopalis- 
mus versuchten es die Neuerer immerhin noch zweimal, in Ver- 
bindung mit Bischöfen der alten Staatskirche zu treten: zuerst 
unterordneten sie sich im August 1920 dem Erzbischof von Pol- 
tawa, Parfenij, der sie anfänglich freundlich aufnahm und unter 
dem 8. August als neue Kirche segnete, „auf daß sie im Glauben 
an Gott und seine heilige Hilfe die Arbeit fortsetzen und eine 
lebendige Kirche bauen, die dem ukrainischen Volke vertraut ist 
in Sprache, Bräuchen und Kultus, die synodal ist, frei, ukrainisch 
und rechtgläubig . . $)“ — und die er selbst unter seinen erz- 

riesterlichen Schutz nehmen wolle. In Erfüllung dieser seiner 
freiwillig übernommenen Hirtenpflicht weihte Erzbischof Par- 
fenij denn auch in den Monaten August bis September (1920) 
über 30 ukrainische Priester der neuen Kirche, ging dann aber 
plötzlich wieder zur altrussischen Staatskirche über und lehnte 
8 seine mittlerweile auf einer Kiewer Gouvernement-Synode 
erfolgte Wahl zum ukrainischen Metropoliten ab. 

Ein zweiter Versuch der Neuerer, ihre eigenen Bischofskan- 
didaten diesmal durch die mittlerweile ebenfalls selbständig ge- 
wordene georgische (grusinische) Kirche im Kaukasus weihen zu 
lassen, scheiterte an de unmöglichen Verkehrs- und politischen 
Verhältnissen, und als im Februar 1921 vollends ein Sendschreiben 
des auf ukrainischem Volksgebiet residierenden altkirchlichen 
Gesamtepiskopats alle ukrainischen Priester ihres Amtes ent- 
setzte, ihres priesterlichen Charakters entkleidete und den 
„ukrainischen Kirchenrat“ für aufgelöst erklärte, schien es, als 
e aie neue presbyterial-synodale Richtung zum Schweigen ge- 

racht. 

Da schritten die Neuerer abermals zu einer revolutionären 
Tat: Sie beriefen für Oktober 1921 eine ukrainishe Synode nach 
Kiew ein (rund 400 Mitglieder, darunter sehr viele Laien) und 
wählten — als die zur Synode ebenfalls eingeladenen alten 
Bischöfe durch ihren Vertreter die Anerkennung der Kirchenver- 
sammlung von vornherein verweigerten — zwei neue Bischöfe. 
darunter den in ihrer eigenen Mitte befindlichen Priester Wasyl 
Lipkiwskij zum „Erzbischof von Kiew und Metropoliten der 
gesamten Ukraina“. 

Die Form, in der diese Wahl dann zur sakralen Liturgie der 
Bischofsweihe erhoben wurde, war ebenfalls „revolutionär“. Sie 
erfolgte nämlich nicht, wie üblich, durch mindestens zwei andere 
Bischöfe, sondern geschah mangels dieser durch Handauflegung 
der versammelten Priesterschaft: 30 Priester und 


2) „Materialien“, S. 123. 
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12 Diakone wurden zur Durchführung dieses Aktes besonders 
gewählt, schritten vor der Liturgie gemeinsam zum heiligen 
Abendmahl und „legten ihre Hände auf das Haupt des Gewähl- 
14% getreu dem Brauche im apostolischen Zeitalter (1. Tim. 4. 
14)*)”. 

Das Ungewöhnliche des Vorganges wurde von der Synode 
auch noch nachträglich besonders hervorgehoben: 


„Obwohl dieser Akt in der alten Kirche schon seine Beispiele 
hat, so hat trotzdem das Konzil eine solche Form der Cheirotonie 
(Handauflegung zur bischöflichen Weihe) nur ganz ausnahms- 
weise anerkannt . . . um die ukrainische Kirche aus tödlicher Ge- 
fahr zu erretten. Die weiteren Bischofsweihen geschahen und 
geschehen bereits in der alten, traditionellen Form. . .5)“. 


Unter der Leitung des neuen Metropoliten entwickelte sich 
die junge Kirche nun rasch zu einem geschlossenen Organismus. 
Ein Jahr nach der großen Synode von Kiew fand eine „erweiterte 
Ratsversammlung“ statt, an der neben 82 Laien und 69 Klerikern 
bereits 17 Bischöfe teilnehmen konnten“), im Jahre 1925 zählte die 
Kirche 30 Bischöfe und 1200 Gemeinden’) und im Mai 1927 meldete 
die erste Folge einer, von den Sowjetbehörden endlich geneh- 
migten offiziellen kirchlichen Zeitschrift das Anwachsen der Be- 
wegung auf 30 Bischöfe und über 2300 Priesters), was, da sehr 
viele Priester wohl mehr als eine Gemeinde betreuen, zumindest 
3000 Gemeinden bedeutet. Unter den 30 Bischöfen befinden sich 
zwei, die sich aus der alten russischen Staatskirche zur neuen Be- 
wegung geschlagen haben. 


Im Oktober 1927 fand in Kiew die zweite ukrainische Lan- 
deskirchensynode statt, deren Akten bisher noch nicht herausge- 
geben sind. Nach privaten, aber zuverlässigen Mitteilungen hat 
in ihr der bisherige Metropolit Wasyl Lipkiwskij — wohl 
aus politischen Konzessionen an die Sowjetregierung — sein Amt 


) Immerhin war in der Synode von vornherein beschlossen worden, daß 
diese ungewöhnliche Form der Bischofsweihe nur dann stattfinden solle, wenn 
bei namentlicher une sich 11/12 der Synodalen dafür aussprechen. 
Die Abstimmung ergab 360 Stimmen dafür, 5 dagegen und 7 Enthaltungen 
(Protokolle der Synode). 

5) „Istoryöna zapiska“ — „Geschichtlihe Denkschrift“ des ukrainischen 
Kirchenrates vom November 1925, abgesandt an alle orthodoxen Kirchenlei- 
tungen des Ostens, nachträglich abgedruckt in „Cerkva i Zyttja“ — „Kirche 
und Leben“, Charkow 1927, 2.—3., S. 144. — (Vgl. auch Kanon IV., 8 der 
Kiewer Synode vom 1921. . „von nun an findet die Bischofsweihe in der 
ukrainisdien Kirche Christi unter Teilnahme von zwei und mehr Bischöfen 
statt, nach der Vorschrift der ökumenischen orientalischen Kirche .. .“ Kiew 
1922.) 

e) „Protokolle der erweiterten Ratsversammlung“, besprochen in „Reli- 
gijno naukovyj vistnyk“, Szczypiörno, 1923/9 10, S. 27. 

7) „Istoryöna zapiska“, S. 145. 

8) „Cerkva i Eytt ja“, 1927/1, S. 59. 
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niedergelegt, an seiner Stelle wählte die Synode den jungen 
Erzbischof Nikolaus Bowetzkyj. 

Von weiteren Beschlüssen der Synode sind zu erwähnen: 
Einführung des Diakonissenamtes, Festsetzung von „brüderlichen 
Agapen“, sowie das Institut von „abendlichen Gemeinschafts- 
stunden“ — also wohl durchweg Mafinahmen zur Belebung der 
Gemeinde- und Bibelfreudigkeit. 


II. 


Die Neugründung „autokephaler Kirchen“ ist im Rahmen des 
morgenländischen Kirchenwesens nichts Anorganisches; sie ent- 
spricht der alten griechisch-orthodoxen Überlieferung, daß die 
kirchliche Ordnung sich den staatlichen Veränderungen anzu- 
passen hat, ja die „griechische Kirche überhaupt bildet die Ge- 
samtheit der autokephalen Schwesterkirchen, die an Rang ein- 
ander gleich und nur durch gleichen Glauben und gegenseitige 
Liebe verbunden sind“. 


Aber gerade die letztere Forderung nach „gleichem Glau- 
ben“, die der griechische Kirchenhistoriker neuester Zeit?) erhebt, 
ist innerhalb der ukrainischen Synodalkirche gegenwärtig nicht 

anz zu übersehen. Was wir nämlich an Quellen aus dem Leben 
8 neuen Kirchenbildung besitzen, zeigt uns immer nur 
wie die neue Autokephalie sein soll oder sein 
will, und mangels unmittelbaren Einblicksin 
die tatsächlichen Verhältnisse gelingt es uns 
nur in matten Lichtstrahlen festzustellen, wie 
das religiöse Leben virklich pulsiert. Dies ist da- 
her bei der Lektüre des Folgenden besonders festzuhalten. 


1. Die neue Kirche sieht sih dogmatisch als Teil der 
orientalischen Orthodoxie an; die dogmatischen Fragen spielten 
im allgemeinen während des ganzen Entstehungskampfes eine 
sehr untergeordnete Rolle a waren offensichtlich auch im 
Volksempfinden nicht das Wesentlichste. Kanon I.1 der Kiewer 
Synode bestimmt kurz und bündig!“): . .. wir beschließen, uner- 
schüttert festzuhalten an dem rechtgläubig-christlidien Glauben. 
wie er beschlossen wurde durch die sieben ökumenischen Kon- 
zilien und angenommen durch unsere Vorfahren zur Zeit des 
heiligen Vladimir.“ 

Ähnlich besagt auch Kanon XI, 1: „Die ukrainische Ortho- 
doxe Autokephale Kirche ist eine freie brüderliche Vereinigung 


°) Diomedes Kyriakos, „Geschichte der orientalischen Kirchen von 
1453—1898", übersetzt von Erwin Rausch, Leipzig 1902, S. 34. 

10) „Dijania vse-ukrainskoho pravoslavnoho cerkovnoho soboru v Kyjivi 
1921“ (Beschlüsse der allukrainisch-orthodoxen Synode von Kiew 1921). 1. Aufl. 
Kiew 1921, 2. Aufl. Kiew 1927, nach dieser wird zitiert. 
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des gläubigen Volkes, mit der Absicht: das irdische Leben zur 
Erreichung des Gottesreiches einzurichten. Sie steht auf dem 
Grunde wahrhaften und unerschütterlichen Verstehens des heili- 
gen Evangeliums unseres Herren Jesus Christus, der apostolischen 
Verordnungen und der Dogmen, sowie Kanons der heiligen ortho- 
doxen ökumenischen und apostolischen Kirche 

Aber die in den angeführten Zitaten kanonisch festgelegte 
Gültigkeit der Tradition wird in einer Weise 5 wie 
sie in den anderen orthodoxen Kirchenbildungen bisher nicht 
üblich war; so sagt gleich Kanon I, 2a der Kiewer Synode: „In- 
dem wir die im heiligen Geist beschlossenen kirchlichen Rechts- 
und Verfassungsnormen der ökumenischen Konzilien, der Pro- 
vinzialsynoden und der heiligen Kirchenväter als für ihre Zeit 
richtig und zweckmäſtig anerkennen . . , sind wir der Ansicht. 
daß die Lebensbedingungen der Kirche, die solche Normen ge- 
schaffen haben, diese unter der Oberleitung des heiligen Geistes 
auch aus dem Gebrauch ausschließen innen 

Gleich das erste Gebiet, auf dem die neue Kirche diese ihre 
Überwindung des unbedingten Festhaltens an der Überlieferung 
wirklich ins Leben setzt, ist die für die Kirchen des Ostens un- 
gemein wichtige Frage der Hierarchie. Bekanntlich ist die 
morgenländische Orthodoxie im wesentlichen episkopal und die- 
ser Episkopalismus machte sich auch dort geltend, wo er in Syno- 
dalismus umgebogen wurde: die orthodoxe Kirche des Ostens ist 
in den allermeisten Formen ihrer Erscheinung eine hierarchische 
ohne wesentlichen Einfluß des Laienelementes. 


Die Neuerer in der Ukraina haben mit diesem Zustand ge- 
brochen, indem sie einmal das Synodal-Presbyterialprinzip ein- 
führten, andererseits ihren Laien wesentliche Rechte einräumten. 


„Wir beschließen“, sagt Kanon I, 2b der Kiewer Synode, 
„daß die episkopale Verfassung der Kirche . . . nicht mehr zu 
Recht bestehen darf und durch das kirchlich-synodale Prinzip ge- 
ändert werden soll . ..; Synoden, die (wie es bisher war und noch 
ist) nur aus Bischöfen allein bestehen . , sind durch Synoden 
aus allen Schichten der ukrainischen rechtgläubigen Bevölkerung 
zu ersetzen 

Demgemäß verwaltet sich (Kanon III, 2) die neue Kirche durch 
eine periodisch zu wählende „Allukrainische Synode“, durch den 
„Allukrainischen orthodoxen Oberkirchenrat“, bestehend aus 
Bischöfen und Vertretern der Gemeinden, sowie durch Bezirks- 
Gemeinde- und Ortskirchenräte mit ihren Versammlungen. 

Das strenge Betonen gerade des Versammlungs- und Laien- 
elements entspricht durchaus dem ukrainischen Volkscharakter. 
Gerade im Unterschied zum moskowitisch-zentralistischen Prin- 
zip waren nämlich die Ukrainer seit jeher die Nation der Volks- 
versammlung, des sogenannten „witsche“, die sich stets ihre Rechte 
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sowohl im staatlichen als auch im kirchlichen Leben zu wahren 
wußte und die nach Vernichtung der ukrainischen Staatlichkeit 
ihren klassischen Ausdruck in der ordensähnlichen, demokrati- 
schen Organisation der Zaporoger Kosakenbrüderschaft gefunden 
hatte. Diese Zaporoger Kosaken beeinflußten durch das 16. und 
17. Jahrhundert auf das entschiedenste das damals freilich schon 
absterbende und durch Unionskämpfe überdies erschütterte 
ukrainische Kirchenwesen!!) — im Westen der Ukraina haben 
gerade die Laienbrüderschaften (z. B. die von Lemberg) im Kampf 
egen die unionsfreundliche Hierarchie durch über ein Jahr- 
de die Orthodoxie verteidigt, ja zeitweilig sogar die recht- 
liche Kontrolle über ihre Bischöfe ausgeübt. Diese, im monarchi- 
schen Rußland den Ukrainern genommenen Laienrechte sollen 
in der neuen Synodalkirche wieder aufleben! Die einzelnen 
Provinzialräte erhalten das Recht der Pfarrwahl, der Vermögens- 
verwaltung, der Kontrolle über geistliche und kirchliche Funk- 
tionäre sowie über Organisationen oder Laienbrüderschaften, ja 
sie haben auch das Recht der Absetzung von Klerikern und der 
Kirchenzuct!?). 


Das allgemeine Priestertum, das in der orthodoxen Kirche 
bisher nur theoretisch anerkannt war, wird von der neuen Kirche 
der Praxis insofern etwas näher geführt, als der Kanon XI, 12 
bestimmt, daß die Anwartschaft auf den Priesterstand in erster 
Linie durch Wahl und erst in zweiter Linie durch Priesterweihe 
zu erfolgen habe, letztere aber ist freilich unerläßlih: an dem 
sakramentalen Charakter der Priesterweihe wird eifersüchtig 
festgehalten; andererseits ist die Wahl eines noch nicht Geweih- 
ten möglich (Kanon XI, 14), die Ausbildung zum Priester kann 
sowohl in einem Institut, als auch außerhalb irgendwelcher 
Schulen erfolgen (Kanon XI. 12); selbst zur Anwartschaft auf den 
Metropolitenstuhl ist das geistliche Amt nicht Voraussetzung: als 
Kandidat hierfür kommt sowohl eine Person geistlichen Standes, 
als auch sonst ein Gläubiger in Betracht, wenn er sich durch seine 
bisherigen Dienste die Achtung der Kirche erworben hat”). Aber 
nach erfolgter Wahl muß er, wenn er etwa bisher noch nicht 
Bischof war, feierlich geweiht werden. — 


Daß der Einfluß der Laien nicht nur auf dem Papier blieb. 
sondern auch tatsächlich sehr beachtenswert sein muß, erfahren 
wir neben ständig wiederkehrenden Berichten über stattgefun- 


11) Mikola Cubatij, „Pro pravne stanovisèe cerkvi v kosackij derzavi“ 
— „Die Rechtsstellung der Kirche im Kosakenstaat“ in „Bohoslovia“, Bd. III, 
19—55 und 181—203, Lemberg 1925. 

12) „Gerkovni visty“, Charkow 1927, S. 26—38. „Erlaß (des Metropo- 
liten) an die Kirdienräte der Lkr. A. O. Kirche“. 

5 „Erlaß des Metropoliten“, II., 34. Anm. (, Cerkovni visty“, 2.—3., 

1.). | 
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dene Provinzial- oder Diözesansynoden auch aus einem sowje- 
tistischen Anklageakt, in dem der bolschewistische Untersuchungs- 
richter „feststellt, daß in den Reihen der ukrainischen autokepha- 
len Kirche auch das nichtkirchliche Element anwesend ist und 
dessen Beseitigung energisch fordert'?)“. 


Die Vorredite der Mönchsorden (etwa Anwartschaft auf 
höhere Kirchenämter usw.) werden in der neuen Kirche beseitigt 
(Kanon IX, 1—3); die einzelnen Klostersiedlungen unterstehen 
unmittelbar ihren Ortsgemeinden, sind aber in Arbeits- oder 
charitative Bruderschaften umzuwandeln; nur das ehrwürdige 
Kiewer Höhlenkloster darf dem Oberkirchenrat direkt unterstellt 
werden. Die alten griechischen Mönchsregeln werden für abge- 
schafft erklärt und an ihre Stelle soll eine neue Ordnung treten, 
„die mehr an die Wirklichkeit des Lebens angepaßt ist, mehr auf 
Allgemeinbildung und soziale Fürsorge ausgeht und das allge- 
mein kirchliche Leben zu fördern hat‘. Von dem alten Unter- 
schied zwischen der „weißen“ und „schwarzen“ Geistlichkeit 
bleibt praktisch nur ein einziger Rest übrig: die Mönche behalten 
auch weiterhin ihr, freiwilliges Zölibat, während die Priester 
aller Grade, also auch (was bisher verboten war) die Bischöfe (!) 
das Recht zur Heirat zugebilligt erhalten (Kanon XI, 16—18)'5). 
und zwar sowohl vor, als auch nach der Priesterweihe: „in An- 
gelegenheiten der Eheschließung und Ehescheidung unterstehen 
die Geistlichen den allgemeinen staatlichen Gesetzen.“ Auch sonst 
wird der bisher streng festgehaltene äufterliche Kleidungsunter- 
schied zwischen Laien und Priestern verwischt, indem (Kanon XI, 
19) bestimmt wird, da der Priester außerhalb des Dienstes das 
Recht hat, bürgerliche Kleidung anzulegen und im übrigen auch 
seine Haare nach Belieben tragen darf. 


Nur in der Frage der successio apostolica will die neue Kirche 
grundsätzlich beim alten bleiben. Die Kanones halten streng 
an der befugten Weihe durch einen Bischof fest, auf die Echtheit 
der Bischofsweihe selbst wird besonderer Wert gelegt und in den 
theologischen Abhandlungen der ukrainischen Kirchenfürsten 
steht nichts so sehr im Vordergrund, wie der Beweis, daß die 
ukrainischen Bischöfe tatsächlich und sakramental die apostolische 
Nachfolge unverändert beibehalten haben. 


Welchen Einfluß die ungewöhnlih hohe Zahl der neuen 
Bischöfe in Wirklichkeit auf das kirchliche Leben ausübt, kann 
angesichts der nur „papierenen Quellen“ von hier aus nicht recht 
übersehen werden. 

2. Ein wesentliches Merkmal der neuen Kirche ist ihre be- 
wußt nationale Einstellung: die „Mutter Ukraina“, oft 


1) „Kirchliche Chronik“ in „Cerkovni visty“ 1, 5. 
15) Vgl. auch „Istorièna zapiska“, S. 147. ° 
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in Verbindung mit dem „Vater Metropoliten“, ist eine nun 
Redewendung in der pathetischen Kirchensprache; der „rauschende 
Dnjepr“ wird oft als Sinnbild der Kirche angewendet; in den 
Gottesdiensten wird gebetet für „die gottgeliebte und von Gott 
bewahrte, unsere Mutter Ukraina“, aber auch für ihre „Regie- 
rung und gesamte Bevölkerung‘. 

Der radikalste Schritt jedoch erfolgte durch Abschaffung des 
bisher üblichen Altkirchenslawischen aus dem Gottesdienste und 
Einführung der lebenden ukrainischen Volkssprache in Liturgie, 
Gesang, Evangelium und Predigt; zu diesem Zwecke wurden vom 
Oberkirchenrat die „gottesdienstlichen Bücher“ bereits übersetzt 
und mit Kanon VII, 3 deren allgemeine Einführung angeordnet. 
Ukrainische Komponisten sind eifrig mit der Vertonung der 
Kirchengesänge in eigene ukrainische Motive beschäftigt und auch 
das kirchliche Schrifttum in der bisher als „unwissenschaftlich“ 
angesehenen Volkssprache ist in ständigem Steigen. 

Die bis zur Moskowisierung bestandenen kleinen Unter- 
schiede zwischen ukrainischer und russischer Liturgie werden 
zugunsten der ersteren scharf betont; die Verbreitung der Bibel 
erfolgt selbstverständlich in ukrainischer Übersetzung. Die 
Priester werden auf die nationalen Formen des Gottesdienstes 
amtlich verpflichtet, sind jedoch berechtigt, auch einer allfälligen 
russischen Minderheit, in der von ihr gewünschten Form zu 
dienen'®). 

Von kirchlicher Literatur in der Volkssprache dulden die 
Sowjets ein wissenschaftlich-theologisches Blatt („Cerkva i 
Zyttja“), ein Nachrichtenblättchen C ekoa visty“), ferner 
Kalender, gottesdienstliche Bücher, die Herausgabe der „Kano- 
nes“, der Gemeindeverfassung und (technisch erschwert) die Ver- 
breitung der Bibel. Über den Grad des Einflusses der letzteren 
kann kein genaues Urteil gebildet werden, doch ist ihre Lektüre 
schon um der nationalen Sprache willen und angesichts der zahl- 
reichen „Erweckungen“ m begehrt. 

Über die Volksfrömmigkeit selbst sagen uns unsere Quellen 
nicht soviel, um ein endgültiges Urteil fällen zu können. 


III. 


1. Die Entwicklung der autokephal-ukrainischen Kirche kann 
noch lange nicht als abgeschlossen betrachtet werden. Dafür 
spricht das immer steigende Nationalbewußtsein innerhalb der 
ukrainischen Volksmassen, das noch durch die bolschewikische 
Minderheitenpolitik gefördert wird, sowie die auf starken Mis- 
sionsdrang hindeutenden Einrichtungen der neuen Kirche selbst: 


10) „Vorschriften für den Priesterstand“ („SluZinnja presviterskie“ Pkt. 3, 
7. Anm. 2 in „Cerkovni visty“, 4., 
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eigene Missionare, als beamtete Einrichtungen — Gründung einer 
theologischen Schule in Kiew — und vor allem sehr starke Ge- 
meindebildungen in der Emigration. So gibt es z. B. größere 
ukrainisch-autokephale Gemeinden in Frankreich (darunter eine 
mit eigener Kirche in Paris), Jugoslavien (z. B. drei Kirchenge- 
bäude in Bosnien), besonders aber in Nordamerika, wo sich rund 
190 Gemeinden mit zusammen 48 Priestern zu einer eigenen 
Nationalkirche unter einem „ukrainisch-orthodoxen Erzbischof 
von Amerika und Kanada“ zusammengeschlossen haben. In 
Amerika erschienen bis vor kurzem zwei eigene Zeitschriften, 
gegenwärtig hat sich diese Zahl auf vier erhöht. Neue Gemeinde- 
gründungen plant man in Sofia und Berlin, die bisherigen elf 
europäischen 1 unterstehen dem amerikani- 
schen Erzbischof. 

Den groſten kirchlichen Einigungsbestrebungen gegenüber 
verhalten sich die Ukrainer sehr wohlwollend, sie hatten in Stock- 
holm zwei Vertreter (allerdings aus den Reihen der Emigranten 
und fegen nachträgliche Repressalien seitens der Sowjetregie- 
rung!), darüber hinaus aber bestimmt einer ihrer Konzilsbe- 
schlüsse (Kanon X, 5), daß „am ersten Sonntag der Fastenzeit 
statt des bisher üblichen Anathemagottesdienstes (Verfluchung 
der Kirchenfeinde) nunmehr eine feierliche Bittliturgie zu be- 
gehen sei: für Einigung der Kirchen. 

An kirchlichen „Außenvertretungen“ besitzen die ukraini- 
schen Autokephalen endlich je eine „Mission“ in Prag und Genf; 
in letzerem erscheint eine Sonderzeitschrift „Blagovisnyk“, her- 
ausgegeben von E. Batschynskyj. 

2. Die weitere Entwicklung der ukrainischen Autokephal- 
‚kirche ist noch aus einem anderen Grunde nicht abzusehen — 
und das ist die im Schoße zukünftiger Geschichte gelegene Frage 
nach dem ukrainischen Staate. Denn unzweifelhaft besitzt die 
neue Kirche alle Voraussetzungen, um einst zur ukrainischen 
Nationalkirche zu werden — wie sie es ja zum großen Teile schon 
jetzt ist. Aber während die gegenwärtige Sowjetform der ukrai- 
nischen Staatlichkeit eher hemmend auf eine großzügige Organi- 
sation wirkt, ja die neue Kirche sofort bekämpfen muß, sobald 
sie allzu große Dimensionen annehmen sollte, würde eine ge- 
mäßigtere Staatsform mit einem Schlage auch den Neubau der 
Kirche beeinflussen — und dann würde der Augenblick gekom- 
men sein, wo der bisherigen „zaristischen“ Kirche auf ukraini- 
schem Gebiet die allergrößte Gefahr drohen muß. 
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Pädagogische Briefe. 


Von A. Pinkewitsch, 


Professor und Rektor der II. Staats-Universität in Moskau. 


Vierter Brief. 


Die soziale Erziehung in der Sowjetunion. 
(Schluß.) 

Aus meinem letzten Brief (, Osteuropa III. Jahrg. S. 697 
bis 703) weiß der Leser, daß wir in der Sowjetunion die ver- 
schiedenen allgemeinbildenden Einrichtungen vom Kindergarten 
bis zur höheren Schule als „Schulen für soziale Erziehung“ be- 
zeichnen. Da ich in meinen vorhergehenden Briefen die Grund- 
lagen der Sowjetschule und das allgemeine Schema unseres 
Bildungssystems ziemlich ausführlich behandelt habe, will ich 
im folgenden nur noch die Fragen berühren, die nach meiner 
Auffassung bisher unerörtert geblieben sind. 

Die Sowjetmacht übernahm vom Zarismus ein fast kultur- 
loses Land, in dem die große Mehrzahl der Bevölkerung Analpha- 
beten waren, ein Land, in dem es sehr wenige Schulen gab, ein 
Land, in dem man die Aufklärung fürchtete und ihre Pflege ver- 
nachlässigte. Infolgedessen ist es durchaus begreiflich, daß es 
für die neue 1 Regierung zur Hauptfrage ihrer 

anzen Kulturarbeit wurde, die Bevölkerung des Lesens und 
chreibens kundig zu machen. 

Die Forderung der allgemeinen Schulbildung wurde in Ruß- 
land noch vor der 5 der Leibeigenschaft von einigen 
fortschrittlichen Leuten erhoben, und bis zur Revolution des 
Jahres 1905 lagen bereits sehr viele Projekte vor; verwirklicht 
wurden sie allerdings nicht. Nach der Revolution des Jahres 1905 
befaftte sich die Reichsduma mit dieser Frage. Das Ministerium 
für Volksaufklärung legte im Jahre 1907 der Duma einen Gesetz- 
entwurf vor, der die Einführung der allgemeinen Schulpflicht 
vorsah und dessen wesentlicher Inhalt in folgendem bestand: vier 
Jahresstufen der Anfangsschule, Umfang der Schulklassen (Zahl 
der Schüler auf einen Lehrer) 50, Radius des Schulbezirks 3 Werst 
(= 32 km) usw. Aber dieses Projekt erhielt keine Gesetzes- 
kraft, und so wurde die Frage der allgemeinen Schulbildung bis 
zur Oktoberrevolution nicht gelöst. 

In den ersten Jahren der Revolution war unsere Schule so 
zerrüttet und lag das ganze kulturelle Leben derart danieder, 
daß von der Einführung einer allgemeinen Schulbildung keine 
Rede sein konnte. Als dann aber Ende 1922 der 10. Rätekongreſt 
den Beschluß faſtte, den Rückzug auf der sogenannten „Dritten 
Front“ einzustellen, bahnte sich in der Schulfrage ein entschei- 
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dender Umschwung an. Am 20. August 1923 erachtete es der Rat 
der Volkskommissare für notwendig, sofort einen zehnjährigen 
Plan zur Einführung der allgemeinen Schulbildung ausarbeiten 
zu lassen. Von diesem Zeitpunkt an datiert die gründliche Er- 
örterung des Problems. Man mußte sich darüber Rechenschaft 

eben, ob in unserem Lande die Einführung der allgemeinen 

chulpflicht im Verlauf von zehn Jahren — so wie es der Rat der 
Volkskommissare vorsah — überhaupt möglich war. Zwei- 
jährige besondere Arbeiten führten am 31. August 1925 zu dem 
Beschluß des Allrussischen Zentral-Exekutivkomitees und des 
Rates der Volkskommissare der RSFSR, in der Russischen So- 
zialistischen Föderativen Sowjet-Republik die allgemeine Schul- 

flicht einzuführen und ein entsprechendes Schulnetz zu schaffen. 
Das Dekret setzte als abschließenden Termin für die Einführung 
der allgemeinen Schulpflicht in der RSFSR das Jahr 1933/34 fest. 
In ihm wurden folgende Momente als wesentlich für die plan- 
mäßige Durchführung der ganzen Angelegenheit bezeichnet: Das 
Verhältnis der Schulen der zweiten zu denen der ersten Stufe 
beträgt 1 : 12,5, die Schülerzahl einer Klasse 40, ein Lehrer unter- 
richtet höchstens zwei Gruppen, der Schulradius ee 3 Werst 
und schließlich: der Staatshaushalt wird für die Gehälter der 
Lehrer der ersten und zweiten Stufe und für die Einrichtung der 
Schulen in Anspruch genommen. Die vorläufigen Berechnungen 
zeigten, daß man zur Verwirklichung des Planes der allgemeinen 
Schulbildung — ohne die Neubauten und die Renovationen — 
etwa 1400 Millionen Rubel braucht, und außerdem für Bauten 
noch etwa 1 Milliarde Rubel, d. h. die Gesamtkosten für die 
Einführung der allgemeinen Schulpfliht werden auf etwa 
21%, Milliarden Rubel veranschlagt. 

Nach dem Jahre 1925 hat der Rat der Volkskommissare noch 
eine Reihe sehr w Dekrete erlassen, die sich auf die all- 
gemeine Schulbildung beziehen. So hat er am 10. Oktober 1927 
für das Gebiet der RSFSR ein Gesetz herausgegeben, das die 
Bildung lokaler Darlehnsfonds für Schulbauten vorschreibt, aus 
denen langfristige Kredite zum Bau von Schulhäusern gewährt 
werden sollen. Am 16. März 1927 hat der Rat der Volkskom- 
missare der RSFSR bestimmt, daß aus den Gemeinde- und Staats- 
wäldern das Holz zum Schulhausbau unentgeltlich abgegeben 
werden muß, in Gouvernements ohne Waldbestand aus den be- 
nachbarten Gouvernements mit eigenem. Waldbestand.. Am 
22. April 1927 wurde eine Reihe von ergänzenden Anweisungen 
beschlossen, die sich auf die Einführung der allgemeinen Schul- 
Pe beziehen. (Bisher bestand bekanntlich in der Sowjetunion 

eine allgemeine Schulpflicht.) Am 50. Juni 1927 wurde im 
Rat der Volkskommissare eine Verordnung angenommen, die 
Maßnahmen vorschreibt, um den Kindern der armen ländlichen 
und städtischen Bevölkerung die ungehinderte Aufnahme in die 
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Schulen zu gewährleisten. Am 11. Juli 1927 verfügte die Regie- 
rung der Sowjetunion für den Dezember 1927 eine — inzwischen 
bereits durchgeführte — allgemeine Schulzählung, die in diesem 
Ausmaße zum letzten Male im Jahre 1911 stattgefunden hatte. 
Unter dem gleichen Datum wurde eine Verfügung erlassen, die 
eine stufenweise Steigerung des Lehrergehalts vorschreibt und 
dieses Gehalt vom 1. Oktober 1927 an beträchtlich erhöht. SchlieR- 
lich hat die Jubiläumstagung des Zentralexekutivkomitees der 
Sowjetunion auf Grund eines Berichts von A. W. Lunatscharski 
beschlossen, daß aus den Mitteln des Sowjetbundes 15 Millionen 
Rubel zum Bau von Schulhäusern verwendet werden sollen; es 
ist dies das erste Mal, daß die Finanzen des Sowjetbundes für 
Schulzwecke in Anspruch genommen werden. 


Auch die Kommunistische Partei hat der Frage der allge- 
meinen Schulbildung große Aufmerksamkeit geschenkt. So hat 
die 15. Parteikonferenz im Dezember 1927 in einer Resolution zu 
dem Bericht von W. M. Molotow über die Arbeit auf dem Lande 
beschlossen, eine Reihe von Maßnahmen zu ergreifen, um die 
. allgemeine Schulpflicht zu verwirklichen und insbesondere die 
Initiative der Bevölkerung und der lokalen Sowjets in dieser 
Richtung zu unterstützen. 


Zugunsten der allgemeinen Schulbildung wird heute in der 
ganzen Sowjetunion ein großer Feldzug geführt. Alle Organi- 
sationen, von den Gewerkschaften bis zu den freiwilligen Ver- 
einigungen, studieren dieses Problem aufs eifrigste und bemühen 
sich, in der einen oder anderen Form dieses große Kulturwerk 
zu fördern. Fast täglich bringt unsere Presse interessante Bei- 
spiele, die diese Mitarbeit beleuchten. 


Große Bedeutung hat auch das Gesetz über die Selbst- 
besteuerung der Bevölkerung, das für das Gebiet der Sowjet- 
union am 24. August 1927 angenommen worden ist. Die Eigen- 
art des neuen Gesetzes besteht darin, daß es an Stelle der frei. 
willigen individuellen die freiwillige kollektive Selbstbesteue- 
rung vorsieht. Auf Grund dieses Gesetzes gilt der Beschluſt 
einer Selbstbesteuerung, der in der allgemeinen Versammlung 
eines Dorfes angenommen wird, für alle Angehörigen dieser Sied- 
lung — auch dann, wenn sie an der Versammlung nicht teilge- 
nommen oder gegen die Einführung der Selbstbesteuerung ge- 
stimmt haben. Wir bemerken hierzu, daſt die Selbstbesteuerung 
nur für kulturelle und wirtschaftliche Bedürfnisse, nicht aber 
zur Deckung von Verwaltungsausgaben zugelassen wird. Das 
Gesetz vom 10. Januar 1928 sieht als Maximum der Selbst- 
besteuerung 35 % der Summe der landwirtschaftlichen Einheits- 
steuer vor; es gibt allerdings den Gouvernements- und Bezirks- 
exekutivkomitees das Recht, für einzelne Woloste und Rayons 
diesen Prozentsatz zu erhöhen. Unzweifelhaft schafft es die 
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Möglichkeit, den Bau der Schulen zu 1 und über- 
haupt die Einführung der allgemeinen Schulbildung auf dem 
Lande zu fördern. Alle diese Anzeichen weisen darauf hin, daf 
die Einführung der allgemeinen Schulbildung für unser Land 
eine Tatsache ist, deren Verwirklichung nicht mehr lange auf sich 
warten lassen wird. 


k 
= * 


Nunmehr möchte ich noch einige Fragen behandeln, die 
unsere Schule von der inneren Seite charakterisieren. Ich wieder- 
hole noch einmal, daß ich audi hier die allgemeinen Grundlagen. 
von denen unser Schulwesen ausgeht, nicht mehr erörtern, son- 
dern nur bei einigen konkreten Äußerungen dieser Prinzipien 
verweilen werde, die ich für besonders charakteristisch und 
eigenartig halte. 

Professor Wilhelm Rein teilt in seinem Buch „Pädagogik in 
systematischer Darstellung“ die ganze Schularbeit in zwei große 
Gebiete: in die sogenannte Didaktik und Hodegetik, d. h. in die 
Lehre vom Unterricht und in die Lehre von der Führung. Im 
allgemeinen ist diese Einteilung annehmbar. Nur bezüglich des 
zweiten Punktes, d. h. der Lehre von der Führung, muß man 
hinzufügen, daß diese infolge unserer besonderen Bedingungen 
in eine Lehre von der Organisierung des Kinderkollektivs um- 
gewandelt wird. 

Beginnen wir mit der Lehre vom Unterricht. Hier verdienen 
zwei Grundprobleme hervorgehoben zu werden: das Problem 
vom Inhalt des Unterrichts und das Problem der Durchführun 
dieses Inhalts. Das erste Problem betrifft das Programm un 
den Lehrplan, das zweite die Unterrichtsmethoden. 

Die Programmfrage hat in der Sowjetunion eine kurze, aber 
sehr markante Geschichte. Die ersten Programme, die in den 
5 1918—1921 aufgestellt wurden, unterscheiden sich im 

rinzip in keiner Weise von dem fortschrittlihen Programm 
Westeuropas oder Amerikas. In ihrem Aufbau enthielten sie 
nichts Neues, wenn man von der neuen Beleuchtung der Tat- 
sachen absieht. Erst in den Jahren 1922/23 beginnt man, die 
Programme vom Standpunkt einer eigentlichen Saw e 
ung zu bearbeiten. Geleitet wird diese Tätigkeit von N. K. Krup- 
skaja, und im engsten Einvernehmen mit ihr werden die heute 
den weitesten Kreisen der Bevölkerung bekannten „Programme 
des GUS“ ausgearbeitet. Für den westeuropäischen Leser wird 
diese Abkürzung im ersten Augenblick unverständlich sein. Sie 
bedeutet: Programme, die von der Wissenschaftlich-Pädagogi- 
schen Sektion des Staatlichen Gelehrtenrates ausgearbeitet und 
danach von dem Kollegium des Volksbildungskommissariates ge- 
nehmigt worden sind und so Gesetzeskraft erlangt haben. 
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Die Programme des GUS wurden auf deduktivem Wege ge- 
schaffen: zunächst wurde ein Schema dieser Programme ent- 
worfen. Diese Schemen sind dann ganz allmählich und nach einer 
Reihe von Prüfungen zu Programmen für alle Schulstufen er- 
weitert worden. Das Programm ruht auf drei Säulen: der Natur 
und dem Menschen, der Arbeit und der Gesellschaft. Die Zentral- 
achse des Programms ist die Arbeit. Die im Jahre 1927 ver- 
öffentlichten Programme, die man in einem gewissen Grade schon 
als stabil bezeichnen kann, formulieren den Begriff der Arbeit 
folgendermaßen: „Die wichtigste Idee der Sowjetpädagogik ist 
die Idee der Arbeitserziehung (trudowoje wospitanie): ihre 
praktische Verwirklichung erfolgt durch eine Verbindung der 
physischen Arbeit mit der geistigen, der bildenden Arbeit mit 
dem Leben. Die Teilnahme an der physischen Arbeit, die Teil- 
nahme an den verschiedenen Formen der allgemeinnützlichen 
Arbeit führt zu der Notwendigkeit, diese oder jene Kenntnisse 
zu erwerben, hilft besser, anschaulicher und kräftiger, sich 
Kenntnisse anzueignen, die mit der in Angriff genommenen 
Arbeit in Verbindung stehen, lehrt diese Kenntnisse auf das 
Leben anwenden, was besonders wichtig erscheint.“ Und an 
einer anderen Stelle heift es: „Die Arbeit steht im Mittelpunkt 
der Schule, nicht nur als wichtiger Bestandteil im Leben des 
Schulkollektivs, sondern auch als Unterrichtsgegenstand. Den 
Mittelpunkt des Schulunterricts bildet die 
tätige Arbeit der Menschen in Vergangenheit 
und Gegenwart.“ 

Eine andere Grundidee der neuen Programme ist die Idee 
der „Komplex-Methode“ („Komplexnost“), ein Terminus, für den 
es keinen deutschen Ausdruck gibt. Die Komplex-Idee erfaßt 
sowohl die ideelle Seite des Programms als auch die technische 
Verteilung des Stoffes. In dem Konmenlar zu dem Programm 
des Staatlichen Gelehrten Rates wird unterstrichen, daß die 
Komplexmethode die Widerspiegelung der Verbindungen zwi- 
schen den verschiedenen Tebensauße sungen (der Natur, der 
Arbeit, der Gesellschaft) im Auge hat. Das Verständnis dieser 
Zusammenhänge macht das Wesen der Bildungsarbeit aus. 

Einer der Schöpfer der GUS-Programme, Prof. Blonski. 
charakterisiert sie folgendermaßen: „In der Welt gibt es keine 
abgesonderten, voneinander isolierten Erscheinungen; alle sind 
in höchstem Grade durch eine Masse von Fäden eng miteinander 
verknüpft. In Wirklichkeit ist die gesamte Komplexmethode 
nichts anderes wie eine der Anwendungen der dialektisdien 
Methode in der Pädagogik.“ 

In der Tat bemüht man sich, soweit die ideelle Seite des 
Lehrplans in Frage kommt, in dem Gesamtunterricht das Prinzip 


des dialektischen Materialismus zur Anwendung zu bringen. 
Hierbei muß die Verteilung des Unterrichtsstoffes die Möglichkeit 
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schaffen, dieses dialektische (synthetische) Prinzip zur Durch- 
führung zu bringen. Wenn die Gliederung des Stoffes in der 
alten Weise nach Fächern erfolgt, kann es nicht zur Anwendung 
kommen. Deshalb stellen wir die Gliederung des Stoffes nach 
Themen (Komplexen) in den Vordergrund, wobei wir die Arbeit 
in ihren verschiedenen konkreten Formen als das Hauptthema 
des ganzen Lehrplans betrachten. 

n meinem kurzen Artikel kann ich keine Einzelheiten aus 
den Programmen anführen. Ich begnüge mich, sie in ihren be- 
sonders charakteristischen Zügen darzustellen. Die Programme 
des GUS haben nicht nur das Studium des Milieus im Auge, son- 
dern sie wollen auch die Kinder in den Wechsel des sie um- 
gebenden Lebens einbeziehen. Dieser letztere findet seinen 
Ausdruck in der Pflege der sogenannten „allgemeinnützlichen“ 
Arbeit. Die Formen dieser allgemeinnützlichen Arbeit können 
äußerst verschiedenartig sein. In meinem „Kurs der Pädagogik“ 
habe ich ein allgemeines Schema der Klassifizierung der verschie- 
denen Arten der allgemeinnützlichen Arbeit gegeben. Ich will 
es hier nicht vollständig wiederholen, sondern ich beschränke 
mich darauf, zu sagen, daf alle Arten der allgemeinnützlichen 
Arbeit in zehn Gruppen eingeteilt werden können: die Wirt- 
schaft, das politische Leben des die Schule umgebenden Bezirks. 
die Volksaufklärung, die Gesundheitspflege, die Gemeindearbeit. 
die Herstellung von Verbindungen chen den verschiedenen 
Schulen, die Genossenschaftsbewegung, der Naturschutz und die 
individuelle Hilfe für die Bevölkerung. Um nicht bei der Theorie 
stehen zu bleiben, führe ich einige Beispiele an. So kann die 
Schule die Verbesserung der Formen der Landwirtschaft in dem 
Dorfe fördern helfen — sei es durch Agitation und Propaganda 
unter der Bevölkerung, sei es durch praktische Arbeit im Garten 
oder auf dem Felde. Auf dem Gebiet der Gesundheitspflege kann 
die Schule eine sehr große und wertvolle Arbeit leisten, indem 
sie den Regeln der Hygiene im häuslichen Leben unserer Bauern- 
schaft zur Einführung verhilft. Auch in diesem Fall ist, wie bei 
dem vorher genannten Beispiel, Agitationsarbeit möglich, andrer- 
seits aber auch der unmittelbare Anteil an der Arbeit zur Ge- 
sundung der Bevölkerung. Eine wertvolle Tätigkeit entfalten 
unsere Schulen auch innerhalb der Kommunalverwaltung durch 
die Anlage von Gärten, die Sorge für öffentliche Parks usw. 

Ich schließe meine Betrachtungen des sowjetrussischen Lehr- 
programms mit dem IIinweis, daß unsere Schule einen polytech- 
nischen Unterricht durchführt, d. h. den Unterricht der Pro- 
duktion in Theorie und Praxis. Allerdings muß man zugeben. 
daß dieser Gedanke von seiner vollen Verwirklichung noch weit 
entfernt ist. 

Wenn ich nunmehr zu den Fragen übergehe, die sich auf 
Durcharbeitung des Stoffes beziehen, so muß ich bemerken, daß 
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die Sowjet-Pädagogik sehr vieles von den didaktischen Prin- 
zipien übernommen hat, die die bedeutendsten Pädagogen der 
Welt gelehrt haben, daR sie aber auch deren Lehren zu ver- 
bessern sucht. Abgesehen von den bereits früher behandelten 
Prinzipien will ich in diesem Zusammenhange noch einige andere 
behandeln: Die Sowjetpädagogik versucht, in den Mittelpunkt 
des Unterrichts den spontanen Zielakt zu stellen als die Grund- 
lage des Interesses, des Aktivismus und der Emotion im Unter- 
richtsprozesse. Hieraus entspringt ihre Sympathie gegenüber 
dem amerikanischen „Projekt-System“. Die konkreten Formen 
des Unterrichts unterscheiden sich sehr von jenen Formen, die 
z. B. in der deutschen Schule angewendet werden. Sie nähern 
sich mehr den in den fortschrittlichen amerikanischen Schulen üb- 
lichen. Die Sowjetpädagogik will die passive „Klasse“ mit 
ihrem dogmatischen, vom Leben abgetrennten Unterricht liqui- 
dieren und an ihre Stelle das Laboratorium, die Werkstatt, das 
Kabinett, die Produktion oder die Exkursion setzen, weil sie der 
Auffassung ist, daß nur unter diesen Voraussetzungen eine mög- 
lichst vollständige Aktivierung des Unterrichts zu erzielen ist. 
Andererseits kämpft die Sowjetpädagogik gegen die dogmatische 
Methode, hält sie die heuristische Methode für unzureichend und 
macht sie den Versuch, die „Forschungs“-Methode durchzuführen. 
Gleichzeitig kämpft die Sowjetpädagogik mit allen ihr zu Gebote 
stehenden Mitteln gegen den Individualismus im Unterricht und 
fordert einen möglichst weiten Kollektivismus. Es ist daher 
durchaus begreiflich, daß solche Arbeitsmethoden wie der Dalton- 
Plan und die Methode der Projekte in unseren Schulen eine weit- 
gehende Verbreitung gefunden und die alten Formen des dog- 
en klassen- und fächermäſtigen Unterrichts verdrängt 

en. N ; ' 

Ich schlieſte meine Ausführungen mit einigen Worten über 
die Organisation des Schülerkollektivs. Die Sowjetpädagogik 
strebt danach, die unter dem Druck der Eltern und Lehrer ver- 
sammelte Kindergruppe zu einem freien selbständigen Kollektiv 
umzugestalten. Denn nur in der Atmosphäre des freien Schaffens 
ist eine schöpferische und erfolgreiche Arbeit möglich. Deshalb 
kämpft die Sowicipadasorik gegen die Strafen und rückt die 
öffentliche Meinung des Kollektivs in den Vordergrund. Die 
verschiedenen Arten der Selbstverwaltung, die Pionierbewegung 
u. a. sind der mächtigste Regulator für das Betragen der Kinder. 
Mit Bestimmtheit können wir sagen, daß sich die Sowjetschule 
an die Selbstverwaltung bereits sehr gewöhnt hat. Ohne diese 
ist sie undenkbar. Überall formen die Kinder ihr Leben in der 
Schule, überall sind sie in stärkerem oder geringerem Maße an 
dem Lehrprozeß interessiert, an dem sie teilnehmen. Natürlich 
werden das Programm und die Unterrichtsmethoden nicht von 
ihnen bestimmt, aber in der Festsetzung der Ordnung ihres täg- 
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lichen Lebens sind sie im allgemeinen — unter Anteilnahme ihres 
ehrers — weitgehend selbständig. Eine sehr große Bedeutung 
hat auch die Pionierbewegung für die Schule. Sie wird den Kin- 
dern nicht aufgezwungen; gewöhnlich bemühen sich die Kinder 
selbst, ihr beizutreten. Dabei ist die Schule nicht etwa den Pio- 
nieren unterstellt, wie man in der ausländischen Presse lesen 
konnte, obwohl man es natürlich nicht abstreiten kann, daß der 
Einfluß der Pioniere auf das Schulkollektiv sehr groß ist. 

Es gibt noch viele Gebiete unserer Schularbeit, auf die ich 
überhaupt nicht eingegangen bin. Es sind dies die Fragen der 
physischen und ästhetischen Erziehung, der sexuellen Aufklärung 
usw. Ich begnüge mich mit dem Hinweis darauf, daß all diese 
Probleme von der Sowjetpädagogik und der Sowjetlehrerschaft 
aufmerksam verfolgt und in den verschiedenen Versammlungen 
und in der Literatur lebhaft erörtert werden, was ihrer Lösung 
etwas neues, gewissermaßen Sow jetmäßiges gibt. Falls der Raum 
es mir erlaubt, will ich mich bemühen, auf diese Fragen in einem 
meiner nächsten Briefe zurückzukommen. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten.*) 


Geistiges Leben. 
Von Arthur Luther. 


Zum hundertsten Geburtstag Leo Tolstojs. 


Die Feier des hundertsten Geburtstags von Leo Nikolaje- 
witsch Tolstoj ist keine nur russische Angelegenheit. enn ein 
russischer Dichter der Weltliteratur angehört, so ist es Tolstoj. 
Die Presse der ganzen Welt wird in diesen Tagen von Tolstoj- 
Gedächtnisartikein überflutet sein; insbesondere in Deutschland 
hat man sich schon seit langem zu dieser Feier gerüstet. Wohl 
sah es in den ersten an nach dem Kriege so aus, als sollte 
Tolstoj in Deutschland völlig von Dostojewskij verdrängt wer- 
den, doch hat sich allmählich das Bild wieder geändert. Es ist 
sicher nicht bloße Verlegerspekulation, wenn die deutschen Tol- 
stoj- Publikationen in den letzten Jahren immer zahlreicher ge- 
worden sind. Es genügt, auf die Tatsache hinzuweisen, daß wir 
zurzeit nicht weniger als vier neue Gesamtausgaben von Tolstojs 
Werken besitzen (zum Teil sind es allerdings nur revidierte und 
ergänzte Neuauflagen) — vom Inselverlag, von Diederichs, von 
Cassirer und die vom Verlag Lad yschnikow übernommene, so- 
eben erscheinende Ausgabe des Malik-Verlags. Dazu die Neu- 
ausgaben der Briefe Tolstojs (Diederichs, Rotapfelverlag, Biblio- 


*) Die Monatsberichte über Politik und Wirtschaft fallen wegen Auslandreisen 
der Herren Professor Hoetzsch und Professor Auhagen in diesem Heft aus. 
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graphisches Institut), die zahlreichen neuen deutschen Arbeiten 
über Tolstoj, wie die für weiteste Kreise bestimmte Biographie 
von Witkop, die Untersuchungen von Allerhand über Tolstoj 
als Dramatiker, von Prox über Tolstoj als Pädagogen, die Über- 
setzungen russischer Tolstoj-Literatur (Schestow: „Tolstoj und 
Nietzsche“, Gorkijs Erinnerungen an Tolstoj, die Erinnerungen 
der Witwe Tolstojs usw.). . 

Deutschland wird den „großen Dichter der russischen Erde“ 
also würdig feiern, vielleicht weniger „preisend mit viel schönen 
Reden“ (ob leih es auch daran nicht fehlen wird) als dadurch, 
daß jedem die Möglichkeit geboten wird, sich mit dem Werk und 
der Persönlichkeit des Gefeierten vertraut zu machen. 

Was gedenkt man nun in Rußland zu Ehren Tolstojs zu tun? 
Daf man sich auch hier schon seit langem auf das Jubiläum vor- 
bereitete, war in der Tagespresse oft genug zu lesen; auch ver- 
schiedene Einzelheiten wurden mitgeteilt. Vor allem war sehr 
viel die Rede von der Gesamtausgabe der Werke Tolstojs, die 
zum erstenmal alles bringen sollte, was aus seiner Feder ge- 
flossen, und deren Bändezahl mit neunzig angegeben wurde. 
Diese Ausgabe ist, wie übrigens schon zu erwarten war, nicht 
fertig geworden; nur die ersten Bände sollen zum Jubiläum er- 
scheinen. Ferner soll am 10. September, dem für die Hauptfeier 
festgesetzten Tage, die Einweihung der als Tolstoj-Denkmal ge- 
dachten Volksschule in Jasnaja-Poliana stattfinden und daselbst 
eine überlebensgroße Tolstoj-Statue (von Koroliow) zur Aufstel- 
lung gelangen. Es sollen ferner dem Sohne des Dichters, Sergej 
Lwowitsch, und seinem treuen Freunde und Herausgeber seiner 
Werke (nach der Ansicht der Witwe des Dichters und einiger 
seiner Kinder allerdings auch bösen Dämon) Tschertkow Ehren- 
gehälter zugebilligt werden usw. usw. 

Auch die Hochflut der Tolstoj-Literatur hat in Rußland schon 
lange vor dem Jubiläum eingesetzt. Zahlreiche Publikationen 
wurden jetzt erst, nach Aufhebung der zaristischen Zensur, mög- 
lih. Vieles davon ist ja auf diesen Blättern schon genannt wor- 
den. Schon 1923 erschien der letzte (vierte) Band der großen 
Tolstoj-Biographie von Biriukow, dieser unschätzbaren Material- 
sammlung, deren fortlaufende Lektüre allerdings eine Qual ist, 
weil der völlig unkritische Verfasser Wesentliches und Unwesent- 
liches nicht zu scheiden weiß und Menschen und Dinge nur mit 
den Augen seines angebeteten Meisters sieht (wie er ihn ver- 
steht). Es ist daher sehr erfreulich, daß daneben noch eine zweite 
grofte Tolstoj-Biographie erscheint, von der hier noch einmal zu 
reden sein wird, — die vom Tolstoj-Museum herausgegebene 
Biographie von N. N. Gusew, deren zweiter Band, die Jahre 
1862—1877, also die eigentlichen Schöpferjahre umfassend, in die- 
sem Frühling herausgekommen ist. Von sonstigen erschienenen 
oder zu erwartenden biographischen Publikationen wäre noch 
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das umfassende Werk von W. Shdanow „Die Liebe im Leben 
Tolstojs“ zu nennen, das der Moskauer Verlag Sabaschnikow an- 
kündigt. 

Be ist doch wohl kein Zufall, daß die Mehrzahl der neueren 
russischen Veröffentlichungen über Tolstoj biographischer Art ist. 
während man sich mit der Weltanschauung, den sozialen, politi- 
schen und’ religiösen Lehren des Meisters nur zögernd ausein- 
andersetzt. Die Ursachen dafür liegen ja auf der Hand. Eine 
völlig objektive Erörterung über den Denker und Gottsucher 
Tolstoj ist im heutigen Rußland ebensowenig möglich wie im 
alten. Schon lange vor dem Jubiläum wurde in der russischen 
Presse heftig darüber gestritten, ob und wie man Tolstoj feiern 
solle. Es wurden Stimmen laut, daß Tolstoj als in religiösen 
Vorurteilen befangener Reaktionär überhaupt nicht gefeiert 
werden dürfe; es wurde die Befürchtung ausgesprochen, die bour- 
geoisen Elemente würden die Feier zu ihren Zwecken ausnützen, 
und daher solle sie lieber ganz unterbleiben; Übereifrige 
rieten, man solle ein scharfes Auge auf die Jubiläumsliteratur 
haben usw. usw. Schließlich mußte, wie in solchen Fällen immer. 
der Volksbildungskommissar Lunatscharskij sich in eigener Per- 
son in den Streit mischen und — natürlich mit der obligaten Be- 
rufung auf Lenin — den kommunistischen Heifßspornen klar 
machen, daß Tolstoj allerdings einer versunkenen und abgetanen 
Welt angehöre, daf seine „Ideologie“ anfechtbar, ja gefährlich sei. 
daß er aber trotzdem ein tiefer Denker und vor allem ein großer 
Dichter gewesen sei, der eben diese versunkene Welt, der er an- 
gehört habe, meisterhaft geschildert habe, und zwar gerade als 
eine Welt, die nicht mehr lebensfähig sei; ihre innere Haltlosig- 
keit, ihren Zerfall habe er erkannt und schonungslos 5 
wenn er auch von dem, was kommen müſtte, nidit immer richtige 
und klare Vorstellungen gehabt habe. Darum sei er als Vor- 
kämpfer der neuen groſten Zeit zu feiern, wenn er das Neue auch 
nicht immer richtig, mitunter überhaupt nicht gesehen habe. Sache 
der Kritik und der Volkserzieher sei es, die Spreu vom Weizen 
zu sondern, das Groſte und Ewige an ihm aufzudecken, und vor 
dem Falschen und Unzulänglichen zu warnen, — mit Zweifel be- 
wundernd und mit Bewunderung zweifelnd. 

Es ist ja wohl mit Sicherheit anzunehmen, daſt, wenn Tol- 
stoj heute noch lebte, sein Verhältnis zu der in Rußland herr- 
schenden Partei ein ganz ähnliches wäre, wie einst sein Verhältnis 
zur zaristischen Regierung war. Wie er sich der Revolution von 
1905 ablehnend gegenüber verhielt, so würde er sich audi zu der 
von 1917 gestellt haben. Bürgerkrieg und Terror würden in ihm 
einen unerbittlich schroffen Verurteiler gefunden haben und zur 
neu organisierten Roten Armee würde er dasselbe gesagt haben. 
was er zur alten „imperialistischen“ Armee sagte, und würde 
ebenso wie vor dreißig Jahren seine Anhänger aufgefordert 
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haben, gegebenenfalls sich zu weigern, Kriegsdienste zu leisten. 
Die Auffassung des Dienstes in der Roten Armee als besondere 
Ehre, die nur den Werktätigen zuteil kommen dürfe, wäre ihm 
völlig unbegreiflich gewesen. Und nicht viel anders würde er. 
für den der wahre Mensch immer nur der Bauer war, sich mit 
der Diktatur des Proletariats und der Bürokratisierung der Ver- 
waltung haben versöhnen können. In einer neuen deutschen 
Ausgabe der Briefe Tolstojs heißt es im Vorwort des Übersetzers: 
„Die Welt, die sich in diesen Briefen spiegelt, ist seit der russi- 
schen Oktoberrevolution historisch geworden. Die Welt aber. 
in der Tolstoj ideell lebte und die er liebte — die Welt der 
arbeitenden russischen Leute, besonders der Bauern — hat seit- 
dem eine Umwandlung erfahren, der Tolstoj, wenn er sie erlebt 
hätte, seinen Beifall wohl kaum versagt hätte. Die Bauern, denen 
das Land von Adligen und Gutsbesitzern geraubt worden war, 
haben das Land zurückbekommen. Die Fundamentalforderung 
Tolstojs, daß die ‚Erde‘. der Grund und Boden, niemandes Privat- 
eigentum sein dürfe, ist in der Union der sozialistischen Sowjet- 
republiken unveräußerlicher Staatsgrundsatz und unmittelbare 
Wirklichkeit geworden. Die heuchlerische Religion der Zaren. 
der Tschinowniki, der Latifundienbesitzer, der Auspresser frem- 
der Arbeitskraft, die Tolstoj so leidenschaftlich bekämpft hatte, 
ist in Rußland auf den Aussterbeetat gesetzt. Sehr viel von dem, 
was Tolstoj tauben Ohren gepredigt hat, ist dennoch gehört und 
verstanden worden und hat seine Wirkung getan.“ 

In diesem reichlich naiven Erguß, für dessen Urheber die Be- 
griffe „unveräußerlicher Staatsgrundsatz- und „unmittelbare 
Wirklichkeit“ Synonyma' zu sein scheinen, steckt doch ein Körn- 
chen Wahrheit. Daf Tolstoj den gegenwärtigen Zuständen in 
Rußland Beifall gespendet hätte, ist kaum anzunehmen; auch die 
Vertreter der Regierung, die sein Gedächtnis heute feiern, wür- 
den ihn, wenn er noch lebte. wahrscheinlich ebenso behandeln. 
wie er von der zaristischen Regierung behandelt wurde, — das 
heißt: man würde ihn gewähren lassen, weil man sich klar bewußt 
wäre, da jede Maſtregelung Tolstojs ein europäischer Skandal 
wäre, aber man würde dafür sorgen, da seine Schriften keine 
Verbreitung finden, und man würde gegen seine Anhänger, gegen 
alle die, welche es wagen würden, seine Ideen in „unmittelbare 
Wirklichkeit“ umzusetzen, ähnlich verfahren, wie die Militärge- 
waltigen in Tolstojs Nachlaßdrama „Und das Licht leuchtet in der 
Finsternis“ es mit dem jungen Schwärmer machen, dessen tragi- 
sches Geschick des Helden des Dramas so tief erschüttert. Da 
Tolstoj nun aber bald zwanzig Jahre tot ist, hat das heutige Ruß- 
land das volle Recht, sein Gedächtnis zu feiern, denn trotz aller 
schroffen Gegensätze zwischen Tolstoj und dem Kommunismus 
russischer Prägung bestehen doch auch zahlreiche Berührungs- 
punkte, und in weit höherem Maße als man gewöhnlich annimmt 
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hat Tolstoj der Umwälzung in Rußland vorgearbeitet. 1918 sah 
es oft genug so aus, als wollten Lenin und Genossen einfach ver- 
wirklichen, was Tolstoj schon vor Jahren gepredigt hatte; und wie 
sehr Tolstojs Lehren schon damals ins russische Volk gedrungen 
waren, davon konnte man sich gerade in Deutschland in der 
Kriegszeit leicht überzeugen, wenn man russische Gefangenen- 
briefe las, besonders solche, in denen die Schreiber zu den inner- 
politischen Ereignissen in ihrer Heimat Stellung nahmen. Es war 
überraschend, wie in den orthographisch und stilistisch oft ganz 
unbeholfenen Ergüssen dieser einfachen Leute einem immer wie- 
der die Gedankengänge des großen Meisters begegneten. 

Es soll hier nicht eingehend erörtert werden, in welchen 
Punkten die Lehren Tolstojs mit den Tendenzen des Bolschewis- 
mus übereinstimmen. Nur flüchtig sei auf drei solhe Punkte 
hingewiesen: die Beurteilung des Nationalitätenproblems, des 
Kapitalismus und der Agrarfrage. Es ist genugsam bekannt, daß 
Tolstoj ein heftiger Gegner der zaristischen Nationalitätenpolitik 
war; er ging dabei aber keineswegs von der Anschauung aus, 
daß die Erhaltung der nationalen Eigenart eines jeden Volkes 
wünschenswert sei, — im Gegenteil, sie war ihm das Haupthin- 
dernis für die Verwirklichung des von den Menschen schon er- 
kannten Ideals der brüderlichen Einigung aller Völker. Die 
Unterdrückungspolitik gegen „Polen, Finnen, Elsässer, Tschechen“ 
fand er verwerflich, weil sie seiner Meinung nach das National- 
gefühl der Unterdrückten stärkte, sie dazu verführen mußte, das 
eigene Volkstum mit denselben verwerflichen Mitteln durchzu- 
setzen, wie die Gegner es zu vernichten bemüht waren. Man 
erinnere sich an sein Verhalten zum Burenkrieg, über das man 
1 erstaunt war, das aber vollkommen seiner Grundein- 
stellung entsprach. 

Genau so ist die Nationalitätenpolitik der Räteregierung 
nicht von dem Wunsch beherrscht, das Volkstum der Weillrussen 
Kirgisen, Armenier usw. zu erhalten, sondern die freie Entfaltung 
der nationalen Eigenart wird nur als Etappe zum Kommunismus 
angesehen. 

Daß Tolstojs Beurteilung des Verhältnisses zwischen Kapital 
und Arbeit völlig der heute in Rußland geltenden offiziellen 
Anschauung entspricht, läßt sich sehr leicht beweisen, — man 
braucht nur eine dei sozialpolitischen Schriften Tolstojs an irgend 
einer beliebigen Stelle aufzuschlagen. Hier ein Zitat aus der 
„Sklaverei unserer Zeit“: 

„Alle Gegenstände, die von den Arbeitern hergestellt werden, 
werden ihren Verfertigern abgenommen. Zuerst sprach man den 
Arbeitern das von ihnen Geschaffene ungerechterweise ab, dann 
setzte man die Regeln fest, wonach diese ungerecht abgespro- 
chenen und gewaltsam weggenommenen Dinge als unveräußer- 
liches Eigentum der Räuber zu gelten hätten. Das Eigentum der 
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Fabrik, das durch Betrug an den Arbeitern gewonnen ist, wird 
als Produkt der Arbeit angesehen und als heiliger Besitz bezeich- 
net; dagegen wird das Leben der Arbeiter, die an der Arbeit in 
der Fabrik zugrunde gehen, sowie ihre Arbeit nicht als ihr Eigen- 
tum anerkannt, sondern als das des Fabrikanten, der die Notlage 
des Arbeiters zu seinem Vorteil ausnutzt.“ 

Den Ausweg sieht Tolstoj ebenso wie die Marxisten in der 
Sozialisierung der Produktion und der Produktionsmittel. Der 
Begriff des Kapitals als solcher existiert für ihn überhaupt nicht; 
das Kapital ist wie das Geld etwas, was die Unterdrücker er- 
funden haben. (Man erinnere sich, daſt in den ersten Jahren der 
Sowjetherrschaft ernsthaft an eine völlige Abschaffung der Geld- 
wirtschaft gedacht wurde!) Dann trennen sich allerdings die 
Wege Tolstojs und der Bolschewisten: für Tolstoj ist der eigent- 
liche, einzig wahre Beruf des Menschen, — den Boden selbst zu 
bebauen, der ihn ernährt; der Industriearbeiter ist nur ein vom 
rechten Wege abgekommener Landarbeiter. Die einzige Rettun 
ist die Rückkehr zur Scholle. Die ist aber nur möglih — un 
hier begegnen sich Tolstoj und Lenin von neuem —, wenn Grund 
und Boden wieder Gemeingut aller Menschen geworden sind, 
wie Licht und Luft. Diese Anschauung liegt ja auch heute noch 
theoretisch der russischen Agrargesetzgebung zugrunde, wenn 
auch praktisch zahlreiche Einschränkungen und Abstriche gemacht 
werden mußten. | 

Wenn Tolstoj trotzdem heute nicht zu allem Ja und Amen 
sagen würde, was in Rußland geschieht, so läge das freilich nicht 
bloß an den eben angedeuteten Einschränkungen und Abstrichen. 
Tolstoj, der Gegner jeglicher Kompromisse, hat selbst sein ganzes 
Leben lang Kompromisse machen müssen (allerdings auch schwer 
darunter gelitten). Es ist auch noch ein grundsätzlicher Gegen- 
satz 1 der Weltanschauung Tolstojs und der des Bolsche- 
wismus, und dieser Grundsatz macht die Bedenken begreiflich, 
mit denen viele in Rußland der Tolstoj-Feier entgegensahen. 
Den „Arbeiter- und Bauernstaat“ würde Tolstoj nie gelten 
lassen, es sei denn als Übergang zu einer Zeit, wo es nur noch 
Bauern geban würde, wo keine Industrie mehr nötig sein werde, 
weil jeder das, was er für seinen Beruf braucht, sich selbst an- 
fertigen würde. Die in Rußland heute immer wieder gepredigte 
„Industrialisierung‘, „Elektrifizierung“, „Amerikanisierung“. 
„Taylorisierung“ und wie die Schlagwörter sonst alle heißen 
mögen, wäre für Tolstoj ein Greuel. Während man im heutigen 
Rußland alle technischen Fortschritte begrüßt und (sei es auch 
nur theoretisch) bestrebt ist, sie dem Interesse der bisher unter- 
drückten Bevölkerungsklassen dienstbar zu machen, verhält sich 
Tolstoj auch den bescheidensten technischen und hygienischen 
„Errungenschaften“ gegenüber skeptisch (man lese nur die köst- 
lichen Betrachtungen des alten Akim in der „Macht der Finster- 
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nis“ über die — Wasserklosetts!), weil er fürchtet, sie könnten 
den Menschen ablenken von dem einen, was.nottut. Denn Tol- 
stojs Weltanschauung ist religiös fundiert, das Verhältnis des 
Menschen zu Gott ist für ihn das einzige wirkliche „Problem“, 
mit dem er sein ganzes Leben gerungen hat, und die Weltanschau- 
ung des Marxismus ist materialistisch. 

Ob eine Tolstoj-Feier, wie sie heute in Rußland geplant 
wird, vor fünf oder gar vor zehn Jahren möglich gewesen wäre? 
Man kann das mit Fug und Recht bezweifeln. Wie zaghaft klang 
alles, was man 1921 zum hundertsten Geburtstage Dostojewskijs 
Zu sagen wagte. Heute wird auch der ganz Unpolitische wenig- 
stens den Dichter Tolstoj feiern dürfen, ohne sich Verdädhti- 
gungen auszusetzen. Und wer weiß, ob diese Feiern des Dichters 
nicht die ehrlichsten und fruchtbarsten sein werden. Denn die 
Größe — und die Tragik! — Tolstojs beruht doch durchaus auf 
seinem Dichtertum. Der große Wahrheitssucher — vorbild- 
lich für alle Zeiten in seinem leidenschaftlichen Suchen, nicht im 
Finden — hat sein Ziel, meist ohne selbst sich dessen bewußt zu 
sein, immer nur erreicht, wenn er schaffend gestaltete. 
Es ist kein Zufall, daß alle die neuen deutschen Tolstoj-Ausgaben, 
die hier erwähnt wurden, sich auf das dichterische Werk des Mei- 
sters beschränken. In seinen Gestalten lebt Tolstoj für die heutige 
Welt, diesen Gestalten, die längst keine Romanhelden mehr sind. 
sondern lebende Menschen wie wir selbst. Anna Karenina und 
Pierre Besuchow, Nikolaj Lewin und Dmitrij Nechliudow leben 
ihr eigenes Leben, unabhängig von der Dichtung, in der von 
ihren Schicksalen berichtet wird, sie sind mythisch geworden wie 
Achill und Siegfried, wie Faust und Marquis Posa. Sie haben 
sich sogar von ihrem Dichter losgelöst, wir sehen sie anders, als 
er sie sah oder von uns gesehen haben wollte. Wir beobachten 
oft, wie der Denker, der Moralphilosoph dem intuitiv gestalten- 
den Dichter in den Arm fällt und ihn zwingen will, das Bild 
seines Helden der Tendenz zuliebe zu verzerren. Aber wir lassen 
uns dadurch nicht irre machen. Denn gerade hier werden wir 
der großen Tragik dieses Lebens bewußt, fühlen wir den ewigen, 
nie zum endgültigen Austrag gelangten Kampf zwischen den 
zwei Seelen in der Brust des Großen: dem Dichter und Sinnen- 
menschen, der das Leben in seiner ganzen Fülle ergreifen wollte. 
der sich nicht sattsehen konnte an seiner Mannigfaltigkeit, der 
immer wieder gefesselt wurde von dem unerschöpflichen Reich- 
tum der Gestalten und Erscheinungen, und dem grübelnden 
Moralisten, der immer nach dem Warum fragte, der gewaltsam 
in feste Normen zwängen wollte, was sich nicht zwingen läßt... 
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Bücherschau. 


Romain Rolland: Das Leben Tolstojs. Verlag 
Rütten & Loening, Frankfurt a. M. | 


Das Buch von Romain Rolland ist keine Neuerscheinung auf dem 
Büchermarkt, und trotzdem muß auf die neue deutsche Auflage in diesen 
Tagen, wo der infolge der letzten jähen Wendung in der Geschichte der 
geistigen Entwicklung Rußlands überhörte Name Leo Tolstoj einen neuen 
lebendigen Klang erhält, hingewiesen werden. Es ist keine Biographie im 
üblichen Sinne des Wortes; Rolland gibt zwar die äufleren Etappen des 
Lebens Tolstojs an, zieht die Briefe von ihm und von seinen Verwandten, 
sowie die zahlreichen Memoiren heran, allein der Schwerpunkt des Buches 
liegt auf der Deutung des geistigen Weges, den Tolstoj, der aristokratische 
Bauer, der Führer der Massen und Knecht Gottes, der große Dichter, der die 
Kunst verneinte, stolz und demütig gegangen ist. Es ist eine Auseinander- 
setzung des nunmehr reifen Mannes mit Lebensproblemen, die bereits den 
Studenten Romain Rolland gequält haben und die er früher zu lösen nicht 
vermocht hat. Damals hat er dem Prediger Tolstoj einen flammenden Brief 
geschrieben und ihn um Rat und Beistand gebeten; durch sein etwa 25 Jahre 
später geschriebenes Buch hat der große Franzose dem großen russischen 
Dichter und Denker, dem unermüdlichen Kämpfer für die allgemeinmensch- 
lichen, hohen sittlichen Werte ein Denkmal errichtet. L. J. 


Tichon Polner: ... seine Frau. Ge- 
schichte einer Liebe. Hensel & Co., Verlag, Berlin, 364 


Seiten, geb. 6,50 M. 

Selten wurde einer Ehe so viel Aufmerksamkeit geschenkt, selten wurde 
das Verhältnis zweier Gatten so bis in die intimsten Einzelheiten erforscht 
und untersucht, wie dies bei der Ehe von Leo Tolstoj der Fall gewesen ist. 
Der „große Zauberer“ wohnte mit der Gräfin Sofie Andre&vna wie in einem 
Glaskasten, den Augen aller Freunde, Anhänger, Forscher und Neugierigen 
zugänglich, und jeder, der sich mit Tolstoj beschäftigte, sei es mit dem Dichter, 
mit dem Lebensphilosophen oder mit dem Prediger, — konnte nicht umhin, 
zu der komplizierten Frage — wessen war die Schuld — Stellung zu nehmen. 
Das kommt davon, weil das Werk von Tolstoj und seine innere Entwicklung 
mehr als bei jemand anderem mit den äußeren Lebensumständen verflochten 
waren; die Geschichte seines Verhältnisses zu der Frau, die ihm durch das 
Glück der ersten Ehejahre die Möglichkeit gegeben hat, „Krieg und Frieden“ 
zu schaffen und die er auf seinem Sterbelager in dem kleinen Zimmer in 
Astapowo nicht wieder sehen wollte, — diese Geschichte mit all ihren Krisen 
und gegenseitigen Kompromissen läßt sich nicht von der Geschichte des geisti- 
gen Werdeganges des Dichters trennen. 

So hat seine Aufgabe auch der bekannte russische Schriftsteller und An- 
hänger Tolstojs, Tichon Polner, aufgefaßt. Gestützt auf großes, sorgfältig 
zusammengetragenes, zum größten Teil unveröffentlichtes Material, schildert 
er, die wilde von Gegensätzen erfüllte Jugend Tolstojs nur kurz streifend, 
dessen Bekanntschaft mit der Familie Bers, das Erwachen der Liebe, die 
Heirat, die klaren, ungetrübten Jahre in Jasnaja Poljana und dann — den 
langen, qualvollen, erbitterten Kampf von Tolstoj, der sich in seinem Aller- 
heiligsten bedroht fühlte, mit der Frau, deren einzige Schuld darin lag, ~ 


sie zu sehr „von dieser Welt“ war. 


Die Finanzlage Polens im jahre 1927. Von Stefan 
Starzynski, Ministerialdirektor im Finanzministerium. Warschau 


1924. Verlag des Finanzministeriums. 63 S. 
Wohl im Zeichen der langsam, dodi unverkennbar fortschreitenden 
Wirtschaftsverständigung mit Deutschland läßt das polnische Finanzministe- 
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rium im Rahmen seiner — bisher nur englisch oder französisch geschriebenen 
— Aufklärungsschriften über das Wirtschaftsleben Polens zum ersten Male 
audi eine Veröffentlichung in deutscher Sprache erscheinen, die amtliches 
Zahlenmaterial leicht faſtlich aufarbeitet. 


ınanzentwicklung ist ja auch nicht zu verkennen. Trotzdem scheint der amt- 

che Optimismus dieser Schrift etwas übertrieben. Gerade die neueste Ent- 
wicklung nicht nur der polnischen Handelsbilanz, sondern, was gefährlicher 
werden könnte, des Budgets zeigt, daß auch Polen eine Stabilisierungskrise 
nicht erspart bleibt. R. R. B. 


Baltischer Almanach für das Jahr 1928 Her- 
aus 5 von der „Baltischen Presse“. Erster Jahrgang. Freie 


Stadt Danzig. 1928. Danziger Zeitungsverlagsgesells aft m. b. H. 
128 8. 

Durch die herausgebende Zeitung — die deutschgeschriebene Vertreterin 
der polnischen Interessen in Danzig ist der vorliegende Kalender als 


erkzeug der polnischen Propagandaarbeit in den Ostseeländern gekenn- 
zeichnet und mit ents rechender Vorsidit zu bewerten. Sein Charakter 
kommt z. B. in der Wahl der Gedenktage, in der betonten Angabe der 
Staats bezeichnung „Freie Stadt Danzig“ als Erscheinungsort im Titel, 
Stärker noch in den Aufsätzen und im Anzeigenteil zum Ausdruck. Infolge 
der Beschränkung auf die Länder, die keine andere als die Ostseeküste 


Wahrung der litauischen Ansprüche auf Wilna, eine wirtschaftliche Verständi- 
gung zwischen Litauen und Polen fordert. 


Nützlich ist an dem Almanach die lan ui amtlicher statisti- 


scher Angaben über Danzig, Estland, F innland, Lettland, itauen, Polen und 
Schweden. R. R. B. 
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Zeitschriftenschau. 
A. Sowjetrußland. 
I. Politik. 


Das deutsche Problem. (Germanskaja problema.) Von E. Goldenberg. 


„Bol’sevik“-Moskau, 1928 Nr. 5, S. 27 und ff. 


Die Konjunktur des Jahres 1927, sagt der kommunistische Verfasser, stellte 
den Rekord in der Nachkriegsgeschichte des deutschen Kapitalismus dar. 
Gründe: Wachstum von Industrie, Absatz, Rationalisierung, Mehrmillionen- 
anleihen, hohe Dividenden und Bargewinne. Alsdann wird das als sehr 
beachtenswert bezeichnete „pessimistische“ Memorandum Gilberts in Ver- 
bindung mit der Dezemberabrechnung des Generalagenten für Reparations- 
zahlungen der Prüfung unterzogen, ob es den Ausdruc einer nahe bevor- 
stehenden deutschen Krise darstellt. l 
I. „Die jetzige Konjunktur“. Als Grundlage der Beurteilung dient der 
Index der industriellen Produktion beim Berliner Konjunkturinstitut. 
Tabelle ergibt, daß die Produktion den Durchschnitt von 1924—26 um mehr 
als 20—25 übertrifft. Im Verhältnis zu 1926 ist die Produktion, weldie 
das Vorkriegszeitniveau längst verlassen hat, fast um 35%, gewachsen. 
Betont wird Gußeisenindustrie, Steinkohlenförderung, Braunkohlenproduk- 
tion, besonders aber Bauwesen. — Rückgang der Arbeitslosenziffer, im 
Februar 1927 noch 2 Millionen betragend, bis Oktober auf 453 000. Wesent- 
liche Besserung der Arbeiterbezahlung wird verneint. 
Ob sich diese Konjunktur halten werde, behandelt Abschnitt II: „Die nähe- 
ren Perspektiven“. Nach Besprechung der treibenden Kräfte, darunter 
der Kurven der Arbeitslosigkeit, kommt Verfasser zu dem Ergebnis, daß 
zwar eine Ermäßigung des Tempos der Unternehmungsaktivität und viel- 
leicht 1928 ein mäfliges Sinken des Niveaus zu erwarten ist, daß aber keine 
einzige Tatsache für das nahe Bevorstehen einer Krise in der deutschen 
Wirtschaft spreche, wenn auch das Fehlen solcher Fakta kein Beweis sei. 
Zum Vergleich für Rationalisierungsergebnisse werden Ziffern angeführt 
für Stahlindustrie, Ruhrkohle, Maschinenindustrie und Eisenbahnen, letztere 
gestiegen bis zu 185%. — Mäditiger Zufluß ausländischer Kredite und 
seine Auswertung für Deutschland wird betont. Gilbert und Schacht sehen 
darin eine Gefährdung der Konjunktur und gewisse Inflationszeichen. 
Hieran knüpft Verfasser die Erörterung einer etwa bevorstehenden Krise 
des deutschen Umsatzes. In theoretischer Analyse wird auch diese ver- 
neint. Man solle nicht aus Verlangsamung Depression, aus Depression 
Krise konstruieren. 
III. Abschnitt „Das deutsche Problem“ erklärt zunächst, daß das Vorgehen 
Gilberts und Schacits vom rein konjunkturalen Standpunkt aus ohne Fun- 
dament sei. Abschnitte des Memorandums im Lichte der Freunde und 
Gegner (u. a. Weber) werden erörtert. Das deutsche Problem ist ein wirt- 
schaftliches und kann nur durch eine ungeheure Expansion Deutsdilands 
auf dem Weltmarkt gelöst werden. Ob eine soldie möglich sei? Vom 
abstrakt-wirtschaftlichen Standpunkte aus: nein. Aber „Politik ist konzen- 
trierte Wirtschaft“, und je konzentrierter, desto aktionsfähiger. Der klaf- 
fende Widerspruch zwischen den kolossalen Möglichkeiten des Produk- 
tionsapparates in Deutschland, des kolossalen Bedarfs auf den auswärtigen 
Märkten einerseits und die Schwäche seiner militärpolitischen Position 
andererseits, das ist die spezifische Eigentümlichkeit im Zentrum des 
deutschen Problems. Die Stellung Amerikas, Englands und Frankreichs 
egenüber solcher Möglichkeit wird erörtert. Der objektive Sinn des 
ilbertshen Memorandums, schließt Verfasser, liegt in dem Vorschlag einer 
Aufhebung des Transferkomitees und damit Stellung der Reparations- 
pſliditen auf eine Basis ohne jeden Transferschutz. Der Reparationsagent 
wolle damit die Hände freibekommen, um im nötigen Moment Deutschland 
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an seiner empfindlichsten (Valuta) Stelle zu treffen. Allgemeinergebnis: 
Das „in Eisen gelegte“ Deutschland von heute stellt nicht wie 1914 eine 
Gefahr dar und erfordert kein Risiko. Je höher die Konjunktur steigt. 
desto akuter und offensichtig aktueller wird das Miffverhältnis zwischen 
der Produktionskraft und der militärpolitishen Ohnmacht der deutschen 
Bourgeoisie. Das aber bedeutet: je üppiger die Früchte der Stabilisierung 
= desto brüchiger, desto näher ihrem Ende wird die ee 
selbst. . B. 


Die entfesselte Gemeinschaft. Beitrag zu einer neuen Betrachtung Rußlands. 
von Erich Müller. ' 
Die Tat, Monatsschrift für die Zukunft deutscher Kultur, Jena, 19. Jahrgang, 
Heft 10, Januar 1928, S. 727—7317. 

Die bisherige Betrachtung Ruſtlands durch Westeuropa konnte nicht zum 
eigentlichen Wesen vordringen, weil die russische Bauernschaft keine Ge- 
legenheit zur Herausstellung ihrer kollektivistischen Grundhaltung hatte. 
Die ausländischen Herrscherfamilien, die Invasionen des byzantinischen, 
des tatarisch-asiatischen und des europäisch-zivilisatorischen Geistes haben 
die Entwicklung der russischen Bauernschaft verhindert, haben sie aber 
auch nicht innerlich ergriffen. Die 5 machte die westliche Ent- 
wicklung mit und verlor den Kontakt mit ihrem Volke; nur einige Wenige. 
u. a. Tolstoj und Lesskow, erkannten das wahre Wesen ihres Volkes. Erst 
die Leninsche Revolution — eine nationale, nidit eine marxistische Tat — 
befreite das Landvolk, sie „hat der russischen Gemeinschaft nur die Ent- 
fesselung gebracht“. „Die russische Losung: Rechtgläubigkeit (an das 
kommunistisch-urchristliche Dogma), Selbstherrschaft (Sowjetismus) und 
Volkstum (Kollektivität) ist endlich von falschen Auslegungen befreit und 
eindeutig, lebendig geworden. Die elementare Kraft dieser Losung 
wird noch einmal die Welt erschüttern.“ i R. R. B. 


II. Wirtschaft. 


Die Finanzwirtschaft der Syndikate. (Finansovoe chozjajstvo sindikatov.) 
Von M. V. Cencov. 
„Ekonomiceskoe Obozrenie“-Moskau, Juni 1928. S. 128—139. 
Es handelt sich hier um die Beziehungen der Syndikate zu den Trusts der 
staatlichen Industrie, um den Prozef ständig sich verstärkender Bedeu- 
tung der Syndikate für nie Absatz und Rechnungswesen der 
Trusts. Charakteristisch ist für die Syndikate ihr relativ geringes Eigen- 
kapital (durchschnittlih 11% der Bilanzsumme) und die ständig zuneh- 
mende Bedeutung der Fremdfinanzierung. Der Koeffizient des Kapital- 
umschlages der S yndikate betrug 1923/24 2,02; 1924/25 2,35; 1925/26 2,75; 
1926/27 3,22. Das Fremdkapital entstammt folgenden Quellen (die Zahlen 
sind die Kreditbeträge am 1. 10. 1926 und 1. 10. 1927 in Millionen Rubel): 
Staatskredite . : : . ( 97 und 22,2) 


Bankkredit. (2174 „ 286,3) 
Industriekredit een en. (487,1 „ 488,6) 
Kundenvorsdiüs se (61.2 „ 651) 
Lieferanten kredite. . . . (68,6 „ 1245) 


Blankoakzeptverbindlichk eiten . (559 „ 1141) 

Der relativ größte Anteil des Fremdkapitals entfällt also auf den Industrie- 
kredit. Die zunehmende Bedeutung der Bank- und Lieferantenkredite 
und der Blankoakzeptverbindlichkeiten ist aber unverkennbar. Die Be- 
deutung der Konzentration von Beschaffung. Absatz und Abrechnung der 
Trusts bei den Syndikaten liegt in folgendem: Die Zentralisation des 
Rechnungswesens der Trusts bei den Syndikaten bedeutet Rationalisierung 
durch Vereinfachung des Zahlungsverkehrs (des Barmittel- und Wechsel- 
umlaufes); die Konzentration bewirkt erhöhte Planmäßigkeit in der Ver- 
wendung von disponiblem Industriekapital, und die Trusts gelangen 
schneller in den Besitz der Barerlöse für ihre Absatzmengen. 
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Č. hält es für sehr wünschenswert, daß auc die einzelnen Kreditinstitute 
(vor allem die Staatsbank, die noch immer mit den Trusts in direkter Ver- 
bindung steht) sich von der Wirtschaftlickkeit des Ausbaues der Syndi- 
zierung überzeugen und ihren Kredit danach umstellen. R. S. 


Die Wohnungsverhältnisse in Westeuropa und bei uns. (Žiliščnye uslovija 


na zapade i u nas) Von R. Sifman. 
„Stlatistideskoe Obozrenie“-Moskau, Dezember 1927, S. 88—90. 


Der Verfasser unterzieht sich der dankenswerten Aufgabe, die Wohnungs- 
verhältnisse der Sowjetunion mit denen in Ländern mit kapitalistischer 
Wirtschaftsordnung zu vergleichen. Er verwendet dabei das amtliche 
statistische Material der einzelnen Staaten (u. a. England, Belgien, Nor- 
wegen, Deutschland, Schweiz, Polen und. Bulgarien). Als ignete Ver- 
gleichsgröße betrachtet er die Zahl der auf ein Zimmer entfallenden Per- 
sonen (der Küchenraum ist eingeschlossen). Hierbei stellt er fest, daß die 
Verhältnisse am traurigsten in Polen liegen (durchschnittlich 2,1 Personen 
auf ein Zimmer). Dann kommen die Sowjetunion mit 2,0 und Bulgarien 
mit 1,85. In den übrigen Ländern liegen die entsprechenden Zahlen dicht 
über oder unter 1,0 utschland 1,2). 
Sowohl in Sowjetrußland wie auch in Westeuropa spricht man gegenwärtig 
von einer Wohnungskrise. Das Problem hat aber in beiden Fällen ein 
anz verschiedenes Gesicht. In Westeuropa handelt es sich darum, nach 
öglichkeit jeder Familie abgeschlossene, nur ihr allein gehörige Wohn- 
räume zuzuweisen (in Deutschland standen 1927 nur 10 969 000 Wohnungen 
11 629 000 Haushalten gegenüber). Die obige Zahl zeigt aber, daß in 
Sowjetrußland an die Erfüllung einer solchen Forderung nicht im ent- 
ferntesten zu denken ist. 
Der Verfasser untersucht zuletzt, in welchem Lande die größten Unter- 
schiede zwischen der dichtesten und der geringsten Belegung des einzelnen 
Zimmers bestehen. Am gleichmäfligsten ist die Beanspruchung der Wohn- 
räume in der Sowjetunion, am ungleichmäfligsten in Polen. Auf die Er- 
örterung der interessanten Frage, inwieweit die Wohnungsverhältnisse 
bei den einzelnen Bevölkerungsklassen verschieden sind, mufl der Ver- 
fasser leider wegen Materialmangel verzichten. R. S. 


III. Geistiges Leben. 


Die Höheren BibHothekskurse bei der Öffentlichen Staatsbibliothek in 
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d. (Višči Kursi Bibliotekoznavstva pri Derzavnij Publičnij 
Biblioteci v Leningradi) Von Gal. D. Bila. 
„Žurnal Bibliotekoznavstva ta Bibliografii.“ Nr. 1, Kiew 1927, S. 93—101. 


Die Bibliothekskurse, die seit dem Jahre 1919 existieren, dienen der Aus- 
bildung für den mittleren Bibliotheksdienst an wissenschaftlichen Biblio- 
theken und sollen zur Verbreitung bibliothekarischer Fachkenntnisse bei- 
tragen, sowie auch Forschungen auf dem Gebiete der Bibliothekskunde 
betreiben. Die Dauer der Ausbildung beträgt zwei Jahre. Die Kurse 
umfassen drei Katheder: für praktische Bibliothekskunde, für theoretische 
Bibliothekskunde und für Buchkunde. 
Im ersten Jahr wird besondere Aufmerksamkeit auf die praktischen Diszi- 
9 p iater im zweiten stehen die theoretischen Disziplinen im Vor- 
ergrund. 
Der Lehrplan des ersten Kursus umfaßt 497 Stunden, des zweiten 548 Stun- 
den. Außerdem absolvieren die Hörer eine Praxis von 250 Stunden. Per- 
sonen, die sich durch ihre Begabung auszeichnen, werden bei den Kursen 
belassen behufs Ausbildung zu Lektoren. Die Kurse erhalten Zuwendun- 
en von der Verwaltung für professionelle Bildung und von der Öffent- 
ichen Staatsbibliothek; von den Hörern wird Schulgeld erhoben. Die 
wissenschaftlihen Arbeiten der Kurse werden in den „Materialien für 
Bibliothekswesen“ veröffentlicht. 
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B. Polen. 


Die Bedeutung der Wiederaufnahme der Beziehungen mit Litanen. 
(Znaczenie Nawiazania stosunkow z Litwa) Von Zenon Pietkiewicz. 
„Przemysl i Handel“-Warschau 1928, Heft 32, Seite 1299—1301. 


Verfasser meint, daß Litauen bei der Aufnahme der Handelsbeziehungen 
mit Polen Vorteil hätte, insbesondere durch den Transithandel durch Polen. 
Polen dagegen habe in Danzig und Gdingen Ausfuhrhäfen und sei an 
Memel. als Exporthafen nicht sonderlich interessiert. Die Memel biete 
gegenwärtig für die Schiffahrt viele Hindernisse und müßte zunächst erst 
reguliert werden. Dasselbe gilt für das Kanalsystem, das die Ostmarken 
Polens mit der Memel verbindet. Weit vorteilhafter und mit geringeren 
Unkosten- verbunden sei die Regulierung der Wasserwege zur Weichsel, 
dem ADD En Polens. Das bedeute keinen Wirtschaftskrieg mit 
Litauen. Vielmehr habe das polnische Volk die größten Sympathien für 
das litauische Volk und werde den Augenblick freudig begrüßen, wenn 
Litauen sich von der für es gefährlichen Suggestion befreien werde. G. W. 


Charakteristik des Systems der direkten Steuern und der beabsichtigten 
Reform. (Charakterystyka systemu podatkow bezposrednich izamierzonej 
reformy.) Von Jerz ichalski. 

„Przeglad Gospodarczy“-Warschau 1928, Heft 14, Seite 693—701. 


Die amerikanischen Kreditgeber Polens stellten u. a. die Bedingung, daß 
die polnischen Finanzen reformiert werden. Verfasser gibt eine Übersict 
des Systems der polnischen „ und der Regierungsentwürfe 
zu deren Reform. Die Regierung habe es unterlassen, einen Entwurf zur 
Reform der Gewerbesteuer einzubringen, indessen sei die Ermäßigung det 
unerträglich hohen Umsatzsteuer unumgänglich. Verfasser plaidiert für 
eringere Differenz bei der steuerlichen Erfassung des fundierten Ein- 
kommen: und des Arbeitseinkommens. Es sei immer leichter, Steuer- 
erhöhungen durchzusetzen, wenn man sie mit Steuerermäßigungen für 
andere Wirtschaftsgruppen verbindet. Die Vermögenssteuer, als Haupt- 
glied des Systems der direkten Steuern, sei als ständige Einrichtung in 
olen nicht berechtigt. Sie beeinflusse ungünstig auch die Wirtschafts- 
beziehungen mit dem Auslande. Jedenfalls müsse ihre Struktur wesent- 
. lich geändert werden. G. W. 


Die Juden in Polen. „Mit dem nassen Handtuch.“ Von Ilja Ehrenburg, 
Die Weltbühne, Berlin, 10. Juli 1928 S. 49—52. 


Der Aufsatz beschäftigt sich mit der Lage der Juden in Polen, deren Be- 
handlung mit einem Verfahren der Pariser Polizisten verglichen wird: 
diese prügeln nach Angabe des Autors die Arretierten mit nassen Hand- 
tüchern, was äußerlich keine Spuren hinterlasse, aber oft den Tod zur 
Folge habe. So herrsche in Polen äufterlih für die Juden unbeschränkte 
Gleichberechtigung, während in Wirklichkeit der Antisemitismus auf allen 
Lebensgebieten Triumphe feiere. „... das Ghetto lebt noch bis zu unseren 
Tagen ... Es gibt keinen Ausgang, ausgenommen den zum F 5 


Polnische Filmkritik. Von Stefania Sahorska. 
„Droga“ Nr. 11, 1927, S. 101 ff. 


Der Aufsatz behandelt die polnische Filmkritik, die noch einen ziemlich 
primitiven Charakter trägt. Nur die wenigsten der Kritiker haben eine 
Ahnung vom Wesen des Films, die meisten beurteilen ihn ausschließlich 

vom Standpunkte des Inhalts und des Spieles der Darsteller. Dabei wird í 
mit Lob und Begeisterung nicht gespart. — Noch schlimmer aber ist es, daß \ 
einige angesehene Filmkritiker im Dienste der Filmverleiher und Kino- 
besitzer stehen, was auf die Objektivität ihres Urteils nicht ohne Einfluß | 
bleiben kann. E. S. 
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Die Entwicklung der polnischen Kinematographie und der Katholizismus. 
(Rozwöj kinematografii a katolicysm.) Von J. Czarnecki. 
„Przeglad powszechny“, Mai 1928, Nr. 563, S. 263—271. 


Der Artikel behandelt das Problem der Stellung des Katholizismus zum 
Film. Ein außerordentlich wichtiger kultureller Faktor unserer Zeit, kann 
der Film, dem technis und künstlerische Mittel zur Verfügung stehen, 
die Massen wirksamer beeinflussen, als irgend eine andere Äußerung des 
kulturellen Lebens — die Literatur, das Theater oder die Malerei. Jedoch 
muß die Wirkung des Films im heutigen Polen als eine recht negative be- 
zeichnet werden: die Bilder (es handelt sich hauptsächlich um ausländische 
Produktion, da die polnische noch auf einer niedrigen Entwicklungsstufe 
steht) erzeugen Lust nach Sensationen, erwecken bei der weiblichen Jugend 
Träumereien von der Karriere eines Stars, bei der männlichen — Sehnsucht 
nach spannenden Cowboy-Erlebnissen. Der Verfasser findet es unbegreif- 
lich, daß die polnische katholische Kirche noch nicht daran gedacht hat, den 
Film als religiöses Propagandamittel zu benutzen. Folgende Postulate 
werden von i aufgestellt: 1. Gründung eines katholischen Komitees 
für Filmangelegenheiten; 2. Einbeziehung der Vertreter der Kirche in die 
Arbeit der lokalen Zensurkomitees; 3. eine polnishe Filmproduktion im 
Geiste der Kirche muß ins Leben gerufen werden; 4 die katholischen 
Blätter müssen sich mit den Filmproblemen eingehend beschäftigen. 

Der Verfasser weist auf das Beispiel des Auslandes hin: die Deutschen 
haben „mit dem ihnen eigenen praktischen Sinn“ die Bedeutung des Films 
als eines ethisch-sozialen Werbemittels längst erkannt; der Kampf mit der 
demoralisierenden Wirkung des Films begann hier bereits in den ersten 
Jahren unseres Jahrhunderts. Auch Filme rein religiösen Inhalts werden 
in der ganzen Welt produziert: in Amerika („Der König der Könige“), in 
Deutschland („Luther“), in Italien, besonders aber in Frankreich, wo viele 
religiöse Filme auf den Markt gebracht werden, darunter solche, die pol- 
nische Themata behandeln („Der heilige Stanislaus“), „Czestochowa“ u. a.). 
Auch Holland entwickelt eine rege Tätigkeit auf diesem Gebiete: auf den 
Vorschlag der Internationalen Union der katholischen Frauenverbände hin, 
die in Rotterdam tagte, wurde die Zusammenberufung eines „Internatio- 
nationalen Katholischen Kongresses für kinematographische Angelegen- 
heiten“ in Haag beschlossen. An diesem Kongreß wird sich auch die pol- 
nische Geistlichkeit beteiligen. E. 8. 


C. Litauen. 


„Die Handelsbeziehungen Litauens mit Lettland und den übrigen balti- 
schen Staaten.“ (Prekybiniai Lietuvos santykiai su Latvija bei Kitomis 
Pabaltes valstybemis.) Von M. Ambraziejute. 

„Lietuvos Ukis“- Kowno, 1928, Bandß6, Heft 5, S. 152 — 157. 
Von den Nachbarstaaten Litauens haben Deutschland und Lettland beson- 
dere Bedeutung für den litauischen Außenhandel. Der Abscluß des 
Handelsvertrages mit Deutschland steht unmittelbar bevor. Handelsver- 
tragsverhandlungen mit Lettland werden Die Verfasserin bespricht 
nun an Hand statistischer Tabellen den Handel Litauens mit Lettland. Aus 
den Tabellen ergibt sich, daß Litauens Ausfuhr nach Lettland doppelt so 
groß ist, als Lettlands Ausfuhr nach Litauen. Während Litauen nach Lett- 
land Rohstoffe und Halbfabrikate ausführt, führt es aus Lettland vorzugs- 
weise Fertigfabrikate ein. Die Entwicklung des litauisch-lettishen Handels 
zeigt, daß, während 1924 große Posten Getreide und Futtermittel nach 
Lettland ausgeführt wurden, in den letzten Jahren bei diesen Artikeln ein 
starker Rückgang erfolgt ist. Die Ursache liegt zum Teil in dem Rück- 
ang der litauischen Getreideausfuhr im allgemeinen, zum Teil in der Kon- 
Kuren. des billigeren russischen Roggens in Lettland. Litauen führt nach 
Lettland Flachs, Leinsamen, Hörner, Felle, Lumpen und Holzmaterialien 
aus. Aus Lettland werden Gummiwaren, Papier, baumwollene Gewebe, 
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Landmaschinen u. a. m. eingeführt. Etwa ein Drittel der litauishen Aus- 
fuhr nach Lettland ist Transithandel. Eine gewisse Rolle spielt beim 
litauischen Export nach Lettland auch der Veredelun sekeh (Leder, 
Flachs, Hede). Während Litauens Export nach Estland abnimmt, nimmt 
der Export nach Finnland zu. Die litauishe Einfuhr aus Estland und 
Finnland nimmt von Jahr zu Jahr zu. Während die litauisch-lettische 
Handelsbilanz zugunsten Litauens aktiv ist, ist Litauens Handelsbilanz mit 
Estland und Finnland passiv. Am 15. Januar 1929 läuft das vorläufige 
litauisch-lettishe Handelsabkommen, das Litauen die lettischen Minimal- 
zölle gewährleistet, ab. Verfasserin drückt den Wunsch aus, daf bis dahin 
die litauisch-lettischen Handelsbeziehungen 5 eregelt werden. 
sowie mit den übrigen baltischen Randstaaten dels verträge abge- 
schlossen werden. G. W. 


Litauens Industrie vor dem Krieg und 1918—1928. (Lietuvos Pramone 
pries Kara in 1918—1928 m.) Von Dr. Z. Dusnickis. 

„Lietuvos Ukis“- Kowno, 1928, Band 6, Heft 6—7, S. 181—189. 
Vor dem Weltkriege bestanden auf dem Territorium des Kownoer Gouver- 
nements 151 Industriebetriebe mit 6605 Arbeitern. Diese Industrie hatte 
einen durchschnittlichen Jahresumsatz von 18 Millionen Rubeln (1910—12) 
gegen 13,9 Millionen Rubel im Jahre 1908. Neben der Lebensmittelindu- 
strie, den Mühlen und Sägemühlen, die mit Inlandsrohstoffen arbeiteten. 
entwickelten sich die Leder- und Metallindustrie (letztere in den Händen 
deutscher Unternehmer), die für den russischen Markt arbeiteten. Verfasser 
weist an Hand statistischer Tabellen rapides Wachsen der Industrie in den 
Inflations jahren nach, dem 1924 eine starke Depression folgt, die viele 
neue Betriebe stillegt. Unter den gegenüber der Vorkriegszeit veränder- 
ten Absatzbedingungen (Fortfall des russischen Absatzmarktes) haben sich 
Klein- und Mittelbetriebe behauptet, die inländische Rohstoffe verarbeiten 
resp. mit der Landwirtschaft zusammenhängen. Neben den alten Industrie- 
er haben auch neue Fuß gefaßt, so insbesondere Betriebe, die Flachs 
bearbeiten. G. W. 


D. Lettland. 


Entwicklungstendenzen im baltischen Raum. Von Walter Aßmus. 

Zeitschrift für Geopolitik, 5. Jahrgang, Heft 7 (Juli 1928), S. 560—570. 

Die baltischen Staaten kann man nur dann nicht als einen integrierenden 
Bestandteil Rufßlands ansehen, wenn man mit Schiemann die russische 
Revolution als „Revolution der asiatischen Volksseele“ gegen die durch 
Peter den Großen .eingeleitete seelische Vergewaltigung betractet. Die 
baltischen Staaten selbst fürchten politisch die Wiederaufsaugung durch 
Rußland, dessen sie wirtschaftlich bedürfen. Man suchte Schutz vor Ruß- 
land. Der Völkerbund schied aus, da er keine reale Macht bewies und 
gerade in den Randstaaten (Memel und Wilna!) versagte. England ist 
nicht geneigt, bindende Garantien für einen dauernden Bestand der balti- 
schen Staaten zu übernehmen, da es sie vielleicht später einmal Rußland 
gegenüber als Kompensationsobjekt gebrauchen kann. Ein Fünferblock 
der Randstaaten einschlieflih Polens scheitert an der Wilnafrage; der 
Zeligowski-Handstreich hat Polen die Möglichkeit genommen, die Vormacht 
im baltishen Raum zu werden. Finnland treibt seit 1922 eine von den 
übrigen Randstaaten recht selbständige Politik. Nachdem die gegen Ruf- 
land gerichteten Bündnispläne sich zerschlagen hatten, trat der Gedanke 
an einen Garantiepakt in den Vordergrund. Zuerst brachte Litauen einen 
derartigen Vertrag mit Rußland zustande; aber infolge des inneren Um- 
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schwunges in Litauen blieb er auf dem Papier stehen. Die in Estland und 
Lettland auf Grund dieses Vertrages entstandene Nervosität führte zum 
Abkommen über eine Zollunion zwischen diesen beiden Staaten; der 
lettisch-russische Handelsvertrag brach diese Entwicklung wieder ab. 
Augenblicklih steht der Gedanke eines „baltischen Locarno“ im Vorder- 
prune der Debatte. 

ganzen ist zu sagen, dafl die Interessen im baltischen Raum sich viel- 
fältig überschneiden und daß es infolgedessen keine SSH DEN 


Politik, geschweige denn eine Ostseepolitik gibt. 


G. Deutscher Osten. 


Das Danziger und das Korridorproblem. Von Otto Loening. 
Zeitschrift für Politik, Berlin, XVII. Band, Heft 8, S. 705—714. 


Von der augenblicklichen Grenzziehung ist weder Deutschland noch Polen 

befriedigt: Deutschland erstrebt die Rückgewinnung des Korridors, Polen 

den Erwerb Ostpreußens. Die öffentliche Meinung der Welt fordert eine 
friedliche Anderung der unhaltbaren Lage. Der vor Jahren erwogene 

Plan, Westpreußen zu einem eigenen Staat mit Durchfahrtsrechten für die 

beiden beteiligten Mächte zu machen, kommt heute praktisch nicht mehr 

in Frage und würde bei dem Rückgang der deutschen Bevölkerung im 

Korridorgebiet vom deutschen Standpunkt sogar eine Verschlechterung be- 

deuten. Noch weniger geeignet, eine Lösung des Problems herbeizuführen, 

ist ein rein wirtschaftlich gesehener Vorschlag von Dr. Zint (1925 in der 

„Glocke"), eine Weichselföderation zwischen Deutschland, Danzig und Polen 

zu bilden. Eine Lösung ist nur möglich bei Anderung der gegenwärtigen 

staatlichen Grenzen. 

Westpreußen hat für Polen seine wirtschaftliche Hauptbedeutung als Zu- 
ang zum Meere; im übrigen ist es für Polen nicht lebensnotwendig. Der 
erfasser schlägt deshalb folgende Fer | des Korridorproblems vor, die 

freilich voraussetze, daß Deutschland und Polen ein enges freundschaft- 

liches Verhältnis eingehen und diese Lösung aufrichtig als endgültig be- 
trachten, womit gesagt ist, daß die Zeit für diese Lösung noch nicht reif 
ist: Längs der Weichsel wird ein verhältnismäßig schmaler Streifen mit 
dem jetzigen Freistaat Danzig und Gdingen, vielleicht auch mit dem ganzen 
jetzt polnischen Küstenstreifen aus dem 115 en Korridorgebiet heraus- 
genommen; dieses Gebiet wird deutsch- polnisches Kondominat. Das ehe- 
malige nördliche Westpreußen mit der sogenannten Ostbahn wird gegen 
eine Geldentschädigung an Deutschland abgetreten, während der Rest des 
Korridors endgültig bei Polen bleibt. Diese Regelung wäre durch Ver- 
kehrs- und Wirtschaftsabmachungen im einzelnen auszubauen. R.R.B. 
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Notizen. 


Die erste Gesamtausgabe der Werke Leo Tolstojs. 


Der russische Herausgeber der ersten Gesamtausgabe der Werke Leo 
Tolstojs, W. Tschertkow, der mit Leo Tolstoj eng befreundet war, versendet 
aus Moskau folgende Erklärung: 


„Angesichts des allgemeinen Interesses für die zur bevorstehenden Jahr- 
hundertfeier des Geburtstages Lew Nikolajewitsch Tolstojs in Vorbereitung 
befindliche vollständige Ausgabe seiner Werke halte ich es für notwendig, 
zur allgemeinen Kenntnis zu bringen, daß gemäß dem Willen Tolstojs, wie 
er in seinen testamentarischen Verfügungen ausgedrückt ist, mir von ihm die 
Veranstaltung der ersten vollständigen Ausgabe seiner sämtlichen Werke 
anvertraut worden ist. Dabei wurde mir persönlich von L. N. Tolstoj die 
Verantwortung hinsichtlich der Redaktion und der Herausgabe dieser voll- 
ständigen Ausgabe übertragen, seiner Tochter A. L. Tolstoj hingegen wurde 
von ihm durch ein formelles Testament das juristische Eigentum an allen 
seinen Schriften übergeben, damit niemand sie als sein persönliches Eigentum 
verwende und kein einziges zum erstenmal gedrucktes Werk ohne mein 
Wissen und ohne endgültige Redaktion erscheine. Zugleich damit hat L. N. 
Tolstoj in bestimmter Form den Wunsch ausgedrückt, daß nach seinem Tode 
auf jeder ersten Ausgabe seiner unveröffentlichten Werke die Worte gedruckt 
9 „Nachdruck erlaubt“, wie dies auch in der letzten Periode seines 
Lebens geschehen ist. 


In Übereinstimmung mit dieser Bedingung hat in gegenwärtiger Zeit der 
Staatsverlag der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjet-Republik eine 
Jubiläumsausgabe der ersten vollständigen Ausgabe der Werke L. N. Tol- 
stojs unternommen, die nach dem Material hergestellt wird, das unter meiner 
Redaktion, unter Mitwirkung der Gesellschaft zum Studium und zur Ver- 
breitung der Werke L. N. Tolstojs, deren erste Vorsitzende Alexandra 
Lwowna Tolstoj ist, zum Druck vorbereitet worden ist. 


Zur Vermeidung jeglicher Mißverständnisse halte ich es für notwendig 
zu erklären, daß niemand, weder in der Union der Sozialistischen Sowjet- 
Republiken, noch im Auslande, sich im Besitz einer Vollmacht zur Publikation 
irgendeines unveröffentlichten Werkes L. N. Tolstojs befindet, und daß zur 
Veröffentlihung irgendwelcher noch nicht erschienener Schriften L. N. Tol- 
stojs meine Genehmigung notwendig ist. gez. W. Tschertkow. 


Mit dem oben Angeführten ist einverstanden: 
gez. Alexandra Tolstoj.“ 


Das Sowjetscrifttum in Zahlen. 


Ende 1927 gab es in der Sowjetunion 556 Zeitungen in einer Auflage 
von 7683747 Stück. Hiervon kamen 32,2 % auf Moskau. Man zählte in 
Moskau Ende 1927: 48 Zeitungen mit einer Auflage von 3 690 289 Stück. 


Die Zeitungen können wie folgt gegliedert werden: 7 große Tages- 
zeitungen, 19 Gewerkschaftszeitungen, 58 Arbeiterzeitungen 107 Bauernzei- 
tungen, 49 Jugendzeitungen, 14 Militärzeitungen, 8 Genossenschaftsblätter, 
77 verschiedene Blätter, 9 Wirtschaftszeitungen, 6 Abendzeitungen, 10 Sonder- 
zeitungen und 201 Zeitungen der nationalen Minderheiten. Diese Zeitungen 
erscheinen in 49 Sprachen. 


1925 betrug die Zahl der Korrespondenten 216 000, jetzt dagegen 335 448, 
darunter 115607 Arbeiterkorrespondenten und 192888 Dorfkorrespondenten. 


Auch die Zeitschriften zeigen eine ständig wachsende Auflage. 
1925 gab es 1165 Zeitschriften, jetzt beträgt ihre Zahl 1291 Zeitschriften mit 
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einer Gesamtauflage von 8403540 Stück. In der RSFSR allein erscheinen 
1082 Zeitschriften. 

Auch die Bücherproduktion zeigt dasselbe Bild. Das Maximum 
der Bücherproduktion wurde vor der Revolution 1912 erreicht und betrug 
damals 133 561 886 Bücher. 1918 war ein starker Rückgang in der Bücher- 
produktion eingetreten; sie betrug damals nur 77 743939 Exemplare. Bereits 
1924 konnte das Maximum der vorrevolutionären Zeit erreicht werden, und 
1926 betrug die Gesamtauflage der erschienenen Druckwerke 179 265 582 Exem- 
plare. Diese Auflage entfällt auf 24 772 Titel. l 


(Bulletin der Gesellschaft für kulturelle Verbindung der Sowjetunion 
mit dem Auslande. 30. 6. —7. 7. 1928, Nr. 26/27.) 


Ausstellung deutscher Kinderbücher in Moskau. 


Im historischen Museum in Moskau wurde eine Ausstellung deutscher 
Kinderbücher eröffnet. Die Ausstellung ist in drei großen Sälen unterge- 
bracht. Sie ist sehr reichhaltig;/fast alle deutschen und österreichischen Ver- 
lagsanstalten, Sammler usw. haben sich an der Ausstellung beteiligt, so daf 
diese eine sehr vollständige Übersicht über die Geschichte und Entwicklung 
des deutschen Kinderbuches in allen seinen Erscheinungsformen (Bilderbuch, 
Märcenbud usw.) zeigt. Die Ausstellung enthält u. a. wertvolle Ausgaben 
von Zeichnungen von nani Richter, Franz Pocci, Busch, Oberländer, Meg- 
gendorf, daneben auch die Modernen: George Grosz, Hermann Mühlen usw. 

Die Ausstellung wurde von dem Präsidenten der Staatlichen Akademie 
der Kunstwissenschaften, Prof. P. S. Kogan, eröffnet. Anläflichh der Ausstel- 
lung fanden vier Vorträge statt, und zwar von Prof. L. Orschanskij „Einein- 
halb Jahrhunderte deutsches Kinderbuch“, A. Pokrowskaja „Der deutsche 
Einfluß auf das russische Kinderbuch“, J. Meksin „Bilderbücher“ und K. Wach- 
ramejew „Die polygraphische Technik der deutschen Kinderbücher“. 

Die Ausstellung erfreut sich bei dem Publikum eines sehr großen Zu- 
spruches, im Durchschnitt wird sie täglich von über 100 Personen besucht, 
namentlich von Künstlern und Kunsthistorikern, Lehrern, Studenten und 
Bibliothekaren. s 


(Bulletin der Gesellschaft für kulturelle Verbindung der Sowjetunion 
mit dem Auslande. 30. 6. —7. 7. 1928, Nr. 26/27.) 


Zur Besprechung eingegangen: 


Sir Galahdd: Idiotenführer durch die russische Literatur. München 
1925. Verlag Albert Langen. 164 S. 


Gegetschkori, M.: Der Verband der Sowjet- und Handelsange- 
stellten der Sowjetunion. Seine Geschichte, Aufbau und Tätigkeit. Berlin 
1928. Fühter-Verlag. 62 S. Preis: M. 2,—. 


Greiff enhagen, O.: Die ältesten Kämmereibücher der Stadt Reval. 
1363—1374. Reval 1927. Buchdruckerei A. G. „Uehiselu“. 116 S. (Publi- 
kationen aus dem Revaler Stadtarchiv, Nr. 3.) 


Jans chewsky. K.: Lettländisches Eisenbahn-Gesetz. Libau 1927. 
Druckerei G. D. Meyer. 86 S 


Kemal-Pas cha. Gasi Mustafa: Der Weg zur Freiheit 1919—1920. 


(Die neue Türkei 1919 — 1927.) Leipzig 1928. Verlag K. F. Koehler. 450 S. 
Preis: Geh. M. 11.—. 
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Deutsch-Russisches, Russish-Deutshes Militär wörterbuch nebst 
Anlagen. Berlin 1928. Verlag „Offene Worte“. Preis: M. 12.— Hlb. 


Ossendowski, F.: Schattenbilder aus dem neuen Rußland. Wien 
1928. Phaidon-Verlag. 255 S. Preis: geh. M. 3,—; Lw. M. 5,—. 


Rogge, A.: Die Verfassung des Memelgebiets. Ein Kommentar zur 
Memelkonvention. Berlin 1928. erlag Deutsche Rundschau G. m. b. H. XVI 
u. 42 S. Preis: M. 16,—. n des Ausschusses für Minderheiten- 
recht. 


Wagner, R.: Die Entwicklung der Danziger Presse seit 1919. Danzig 
1928. 88 le des Senats der Freien Stadt Danzig. 42 8. 


* k * 


Pleyer, K.: Sudetenraum und Deutsch-Österreih. Sonderabdruck aus 
der Zeitschrift ir Geopolitik, verbunden mit der Zeitschrift Weltpolitik und 
Weltwirtschaft. V. Jahrgang 1928, Heft 5 (Mai). Berlin 1928. Vowinckel-Ver- 
lag. S. 394—402. 


* * * 


Die Welt um Deutschland. Ein Bücherverzeichnis. Leipzig 
1927. Deutsche Zentralstelle für volkstümliches Büchereiwesen. 136 S. 


Harrassowitz, Otto: Bücherkatalog Nr. 412. Uraltaische Völker 
und Sprachen. Enthaltend einen Teil der Bibliothek des dänischen Sprach- 
en ae V. Thomsen-Kopenhagen. Leipzig 1928. 136 S. (Leipzig, 

uerstr. 14 


Hellersberg, Dr.: Soziologie, Soziale Frage, Sozialismus, Anardhis- 
mus. Katalog XVII. Charlottenburg o. J. 105 S. (Antiquariat und Verlag 
Dr. Hellersberg, Charlottenbufg, Knesebeckstr. 20/21. 


Voß’ Sortiment (G. W. Sorgenfrey): Systematisches Verzeichnis über die 
Veröffentlichungen der Akademie der Wissenschaften der UdSSR 1917—1925. 
Leipzig C. 1, Rosstr. 5. 132 S. 


Diesem Heft unserer Zeitschrift liegen Prospekte der Firmen 
Antiquariat Altmann, G. m. b. H., Berlin W 50, 
Kurt Vowinckel, Verlag G. m. b. H., Berlin-Grunewald und 
Ost-Europa-Verlag, Berlin W 35 und Königsberg i. Pr. 
bei, die wir der Beachtung empfehlen. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil:Hans Jonas; für den Anzeigentell: Erich Werner, 
beide in Berlin. Verlag: Ost-Europa- Verlag, G. m. b. Berlin W 35, Potsdamer Straße 26b, 
Fernspr. Kurfürst 4681/4682. Druck: Ostpreußische Druckerei u. Verlagsanstalt A.-G., Königsberg Pr. 
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Bücher und Zeitschriften, 


die im vorliegenden Heft oder an anderer Stelle 
besprochen oder angezeigt worden sind, liefert 


Ost-Europa-Verlag, 


Sortiments-Abtellung, 


Berlin W 35 


VOLKSSTAAT 


REPUBLIKANISCHE TAGESZEITUNG 
nimmttäglich zudenwichtigstenFragen 
des Staates und derWirtschaft Stellung. 
ErfolgsicheresInsertionsorgan. Inserat- 
Annahme: Dresden l, Jakobsgasse 5/7. 
In unserer Druckerei fertigen wir alle 
Drucksachen in moderner Ausführung, 
Verlangen Sie bitte unverbindlich An- 
gebote und Skizzen. / Fernruf 17444 


Geschäftshandbuch 


für Osteuropa 
Fünfte neubearbeitete Auflage 
Herausgegeben vom 


Wirtschaftsinstitut für Ruß- 
land und die Oststaaten, E.V. 


80, 196 Seiten Text und 25 Ab- 
bildungen. Kartoniert 2.50 RM. 


Aus 


Währungen, Maße und Gewichte der Ost- 
staaten — Der Verkehr nach dem Osten 
„ Paß- und Visabestimmungen, 

en Die Wirtschaft von Ruf- 
land, Polen, Danzig, Litauen, Memelgebiet, 
Lettland, Estland und Finnland (Handel, 
Zollbestimmungen, Rechtslage der Aus- 
länder, Niederlassungsrecht ausländischer 
Firmen, Gewerblicher Rechtsschutz, Geld- 
und Bankwesen usw.) — Die wichtigsten 
Handelsplätze indenOststaaten, Messen usw. 


OST-EUROPA-VERLAG 
Berlin W 35, und Königsberg Pr. 


herausgegeben von Richard Bahr 


Dem deutschen Bürgertum ist in diesen Blättern eine Heimstatt 
bereitet. Sie dienen der Pflege des vom Humanismus der 
klassischen Epoche und vom deutschen Idealismus uns hinter- 
lassenen Erbguts. Dieses Erbe der Gegenwart anzupassen und 
sie reif zu machen für den Zusammenschluß mitteleuropäischer 
Deutschbeit, so weit sie nach solchem Zusammenschluß verlangt, 
ist Ziel und Streben eines sorgsam ausgelesenen Mitarbeiter- 
stabs. Wer in diesem Sinne mithelfen, sich anregen und leiten 
lassen will, versäume nicht, auf „Wille und Weg“ zu abonnieren! 
Preis vierteljährlich Mk. 2.50 


Probenummern stehen 
gern zur Verfügung 


dem Inhalt: 


WILLE U 


— Ü nn nn 
EINE POLITISCHE HALBMONATSSCHRIFT 


BERNARD & GRAEFE, BERLIN-CHARLOTTENBURG 1 


LES PUBLICATIONS 
INTERNATIONALES 


Verlagsbuchhandlung, Anzeigenannahme 
Bibliographisches Büro 


Brüssel 
37, Rue de l' Ecuyer (Belgien) 


Editeurs de: 


A NOUVELLE ECONOMIE POLI- 
QUE“ N. E. P.) 
Organe mensuel de documentation 
et de statistique. 
Traite spécialement de la situation en 
Bel que et des rapports commer- 
ciaux belgo-russes. 
Abonnement: 1½ dollar par an. 


„LE BULLETIN BELGO-RUSSE“ 
Organe trimestriel traitant des rap- 
ports intellectuels entre la Belgique 
et l'U. R. S. S. 

Abonnement: 0.75 dollar (4 numéros). 


LE BULLETIN DES PUBLICATIONS 
INTERNATIONALES“ 

Organe mensuel de publicité. 
Spécialement recommandé aux Edi- 
teurs étrangers pour la vente de leurs 
livres en Belgique. 

Envoi gratuit sur demande. 


Bestellungen nimmt 
entgegen der Verlag 


Zum 100. Geburtstag 


Lew Nikolajewitsch Tolstois 
(9. September 1928) 


erscheint rechtzeitig 


L. N. TOLSTOI IM 
SPIEGEL 
DES MARXISMUS 


Ein Sammelband mit Beiträgen 
von Lenin, Plechanow und Prof. 
W.M. Fritsche, Moskau 


(Veröffentlichung der Kommunistischen 
Akademie in Moskau) 


AUS DEM INHALT: 


L. N. Tolstoi, Vortr 
W. M. Fritsche in 
und Kunst der Kommunistischen Akademie 
in Moskau. N. Lenin: Lew Tolstoi als Spiegel 
der russischen Revolution. N. Lenin: Lew 
Nikolajewitsch Tolstoi und seine Epoche. 
G. V. Plechanow: 1 G. V. 
Plechanow: Karl Marx ung . olstoi. 
er 


In Ganzleinen RM. 3.— 


‚gehalten von Professor 
er Sektion für Literatur 


Anmerkungen. 
ca. 120 Seiten 


Verlag für Literatur und Politik 
Berlin SW 61 


Baltische Monatsschriit 
6. Jahrgang 1928 


Herausgegeben von 
Woldemar Wulffius, Riga 
Werner Hasselblatt, Reval 
Max Hildebert Boehm, Berlin 


Stimmen der Presse: 


Zu den ältesten und es darf wohl gesagt 
werden wertvollsten deutschenZeitschriften 
genon die nun schon im 59. Jahrgang in 
T Baltische Monats- 
chrift“... 
Königsberger Allgemeine Zeitung. 


Immer klingen mir noch die Worte Kolben- 
heyers in den Ohren: ‚Ihr Reichsdeutsche 
wißtjaelgentlich garnicht, was Deutschland 
ist, das müßt ihr von außen euch ansehen. 
Die Deutschen, die außerhalb der Reichs- 
grenze für ihr Wesen zu kämpfen und sich 
zu schlagen haben, die wissen etwas davon; 
dort erscheint deutsche Kraft und deutsche 
Zukunft in anderer Art als innerhalb des so- 
gorim Deutschen Reichs“. An diese 
orte dachte ich wieder, wie ich die neue 
Ausgabe der „Baltischen Monats- 

schrift’ vor mir liegen sah... 
Eiserne Blätter. 

Bezug vierteljährlich M. 4.—, 
Einzelheft M. 1.60 


verlag der Buchhandlung 
, „Löffler, Riga 


Zum hundertsten Geburtstag 


LEO TOLSTOI 


GESAMTAUSGABE 
DES DICHTERISCHEN 
WERKES 
Herausgeber: Erich Böhme 


in 14 Bänden 


Übersetzer: Erich Böhme, Arthur und 
Eva Luther, Aug. Scholz, Erich Müller, 
Ilse Frapan 


Ausstattung von John Heartfield 
Umfang: 8°, ca. 560 Seiten der Band 


I: Auferstehung 
oman 
II/ III: Anna Karenina 


Roman in 2 Bänden 


I/ VII: Krieg und Frieden 
Roman in 4 Bänden 
VIII: Kindheit 
Jugenderinnerungen 
IX: Der 
9 Novellen 


X: Der Schneesturm 
11 Novellen 


XI: Der Leinwand- 
messer 15 Erzählungen 
: Hadschi Murat 


20 Erzählungen 


: Herr und Knecht 
23 Volkserzählungen 


: Bühnenwerke 
7 Dramen 


Die Bände sind einheitlich ausgestattet, 
aber unnumeriert. Jedes erk ist 
einzeln käuflich. Ungekürzte Texte. 
Unerreicht billig 
Jeder Band In Halbleder mit echtem 
Goldschn. RM. 6.—, in Leinen RM.3.80 
Die 14 Bände in zwei Kassetten in 
Halbled. RM. 84.—, in Leinen RM. 52.— 


Die Ausgabe ist in jeder guten Buch- 
handlung vorrätig 
Illustrierte Prospekte gratis 


MALIK- VERLAG 


JIOUEUESnEOOSSESUOLEUUUEETUOBOUEUUELSOTLEUUIURTEUULUUERUUOETDUEULUETOUEOGGUEERLONGURUTTEUEETRLUTTUUGEETUETERUDTHTTOUTTROGGORETTROUEHUTETLERIEEFTEEETTITTEHEN. 
8 II 


DIE SPRACHE DES STEINES 


Von Teresa Feodorowna Ries 


In Wien, der Stadt der Künste lebt und wirkt seit einem Menschenalter Teresa 
Feodorowna Ries, der der Ruhm gebührt, die bedeutendste Bildhauerin 
unserer Zeit zu sein. 
T. F. Ries ist in der Tat die erste Frau, die durch wahrhaft grandioses Schaffen 
auf dem bisher fast ausschließlich Männern vorbehaltenen Gebiet der Plastik 
sich ebenbürtig in die Reihe der großen Meister dieser Kunst gestellt hat. 
Für den Weltruhm ihres Namens ze daß der Künstlerin schon in ganz 
jungen Jahren der für eine Frau seltene Titel „Officier d'Académie" zuteil 
wurde, daß die älteste Akademie Europas, Ravenna, sie zu ihrem Ehrenmit- 
glied ernannt und Wien sie früher bereits durch die goldene Medaille aus- 
ezeichnet bat und nunmehr ein Monumentalwerk auf einem öffentlichen 
latz der Stadt aufstellt. 
Über ihren Entwicklungsgang, ihr ungemein interessantes Leben und Schaffen, 
ibre Reisen (namentlich ibre Sibirienfahrt) sowie über ag n mit be- 
deutenden Zeitgenossen (Tolstoi, Rodin, Mark Twain usw.) erzählt T. F. Ries 


in ihrem Buche „Die Sprache des Steines“, das Abbildungen der meisten 
Werke der Künstlerin enthält ; 


ssn000000000000 TITT 6672 


Ausgabe L (Nr. 1 bis 20) in Ganzleder . ...... „ 510.— RM N- 
Ausgabe H (Nr. 21 bis 500) in Halbleder . S 8—- RM. 30.— 
Ausgabe C in Ganzleinen . . . » x 2... ... . . 8 40.— RM 24.— 


In jeder Buchhandlung erhältlich 


KRYSTALL-VERLAG / WIEN I 


2 7900609060000 %% %%% eee eee testeten sees eee tee eee ere: 
7696686680800 8668680600 0600600 96090 6099660 


Im 8. Jahrgang 


Der Ost- Europa - Markt 


organ des Wirtschaftsinstituts für 
Rußland und die Oststaaten, E. V. 


Herausgeber: Konsul Dr. Erich Wiegand. 
Schriftleitung: Franz Steiner. 


III 
+ 


III 


Die Zeitschriſt für die prest caen wirtschaft- 
lichen Interessen der Handelsbeziehungen mit Ruß- 
land, Polen, Finnland, Lettland, Estland, Litauen usw. 


Umfassender Nachrichtendienst. Korrespondenten in allen 
Oststaaten. Warennachfragen. Vertretergesuche- und An- 
gebote. Rechtsverhältnisse. Handelsvertragsabkommen. 
Statistische Mitteilungen. Ein- und Ausfuhrmöglichkeiten. 
Zollabkommen. Verkehrswege. 


Monatlich 2 Hefte, 40. Vierteljährlich 6.— RM. 
Ausland 8.40 RM. (2 Dollar). 


Verlangen Sie ein unberechnetes Probeheft unter Bezug- 
nahme auf diese Anzeige! 


Ost-Europa-Verlag, Berlin W 35 u.KönigsbergPr. 
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